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Zum Geleit 

Erzherzog Sigismund von Tirol strebte am Ende des Mittelalters den Titel eines 
Herzogs von Schwaben an, um seine über das eigentliche habsburgische Stammge­
biet hin verstreuten Besitzungen mit Tirol deutlicher zusammenzufassen - aber sein 
eigener Mannesstammverwandter , Kaiser Friedrich 1II. verweigerte ihm diesen 
Rang: Schwaben sollte und mußte "ohnmittelbar" unter dem Kaiser verbleiben. 

Am Beginn der Neuzeit ließ Kaiser Maximilian das ursprünglich für Wiener Neu­
stadt bestimmte monumentale Grabmal seines Vaters im Südchor des Wiener Ste­
phansdoms aufstellen und fügte dabei "einen Wall von Wappenschilden" rings um 
die Liegefigur Kaiser Friedrichs BI. An der dem herzutretenden Beschauer zuerst 
zugewandten, zuerst auffallenden Seite steht an hervorragender Stelle, an der Süd­
westecke, als Basis und Bastion zugleich, der schwäbische Schild mit dem Stauferlö­
wen: Schwaben ist der feste Grund für einen jeden sicher stehenden deutschen Herr­
scher. 

Als Kaiser Franz 11. am Beginn des vorigen Jahrhunderts die habsburgischen Vor­
lande den Plänen Napoleons unabänderlich preisgeben mußte, nannte der letzte 
Syndikus der Stände von Schwäbisch-Österreich, der Jurist Dr. Johann Georg 
Probst (selbst ein geborener Vorderösterreicher aus dem Sankt Blasianer Klosterge­
biet) das aufzugebende Land geradezu eine "Provinz", obwohl es doch nie ein ge­
schlossener Flächenstaat gewesen war. Daß diese Gebiete auch in den Augen ihrer 
Bewohner oder doch zumindest in der Vorstellung ihrer politisch geschulten Bürger 
ein Ganzes waren, das nun unerträglich" verstuckelt" werden sollte, berührt uns 
heute merkwürdig: keine dauernde Hofhaltung, keine Residenzstadt, kein fester Be­
hördenmittelpunkt, keine wirtschaftliche Metropole hielten diese Gebiete zusam­
men - wie konnten diese dann ein so festes Gefühl der Zusammengehörigkeit, ein 
so nachhaltiges Bewußtsein eigener untereinander verbundener Staatlichkeit ent­
wickeln? 

Das dynastische Interesse Habsburgs an Schwaben hätte für sich allein genom­
men nicht ausgereicht, von Friedrich BI. bis zu Franz 11. diese so wenig homogenen 
Gebiete zusammenzufügen und beieinander zu erhalten . In den Landständen sehen 
wir das Instrument, das es möglich machte, trotz des Fehlens so vieler andernorts 
für das Staatsgefüge unentbehrlicher Klammern Schwäbisch-Österreich dennoch 
zusammenzuhalten. Standen in Alt-Wirtemberg die mächtigen Landstände oft ge­
gen den, meist neben dem Landesherrn - was ihren Ruhm und ihre Tragik bedeute-
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te -, so waren die Stände Schwäbisch-Österreichs eine Handhabe in der Hand des 
habsburgischen Landesherrn, ein seltenes Beispiel für das Miteinander zwischen 
Fürst und Ständen. Ihrer Entstehung, ihrem Zusammenwachsen, ihrer Ausbildung, 
ihrer Bedeutung für Österreich wie für Schwaben sind die folgenden Untersuchun­
gen gewidmet. 

Tübingen, im Juli 1980 Hansmartin Decker-Hauff 
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Vorwort 

Entstehung und Entwicklung der österreichischen Vorlande, eines Gebietes zwi­
schen Vogesenkamm und Lech, zwischen dem Alpenkamm, dem oberen Neckar 
und der oberen Donau, des ältesten Patrimoniums des Hauses Habsburg, gehören 
zu den interessantesten Kapiteln der Landesgeschichte im Südwesten des alten deut­
schen Reiches. Karl Siegfried Bader bezeichnete die Territorialbildung des Hauses 
Habsburg in diesem Raum als das Herzstück der Territorialgeschichte Südwest­
deutschlands. 

Die Erforschung der habsburgischen Vorlande steht in umgekehrtem Verhältnis 
zu dem Interesse, das sie verdienen. Eine zusammenfassende Darstellung haben sie 
- wie zahlreiche andere mit dem Ende des Heiligen Römischen Reiches deutscher 
Nation untergegangene Territorien - nicht erfahren. Zu sehr war die Landesge­
schichtsschreibung des 19. Jahrhunderts in ihrer dynastischen Orientierung auf eine 
historische Rechtfertigung der nach 1806 entstandenen deutschen Kleinstaaten aus­
gerichtet. Erst nachdem sich die landesgeschichtliche Forschung von ihrem Selbst­
verständnis als vaterltindische Geschichtsschreibung gelöst und ihr Interesse der hi­
storischen Landschaft als einem Element der geschichtlichen Wirklichkeit zuge­
wandt hatte, beschäftigte man sich wieder mit der Geschichte der Vorlande, meist 
jedoch von einem bestimmten lokalen und sachlich begrenzten Ansatz aus. 

Auch die vorliegende Arbeit greift einen Teilaspekt der Geschichte der österrei­
chischen Vorlande heraus; sie ist einer Untersuchung der Geschichte der Landstän­
de in Schwäbisch-Österreich gewidmet. Die Stände dieses Landes, das wie kein an­
derer Teil der Vorlande dem historischen Bewußtsein entschwunden ist, entstanden 
in den österreichischen Herrschaften in Schwaben im letzten Drittel des 15. Jahr­
hunderts, wurden 1532/36 zu einem einzigen Landtag zusammengefügt und waren 
für mehr als zweihundert Jahre die einzige in den Vorlanden selbst gelegene gemein­
same und verbindende Institution Schwäbisch-Österreichs; nur in ihnen konkreti­
sierte und realisierte sich das Land. Das Interesse an der Erforschung ihrer Ge­
schichte stand bei der südwestdeutschen Landesgeschichtsschreibung lange Zeit im 
Schatten der Beschäftigung mit den traditionsreicheren, bedeutenderen und poli­
tisch wesentlich einflußreicheren württembergischen Landständen. Zusammenfas­
sende und typologische Darstellungen des habsburgischen Ständewesens von öster­
reichischer Seite beschränkten sich auf die Landstände im Bereich des heutigen 
Staates Österreich und sparten die vorländischen Stände bei ihren Betrachtungen 
aus. 



x 

Mein Interesse für das Thema dieser Untersuchung wurde in den Seminaren und 
Vorlesungen von Herrn Prof. Dr. Hansmartin Decker-Hauff geweckt, dem ich auch 
für die Betreuung der Arbeit zu herzlichem Dank verpflichtet bin. Ihren Ausgangs­
punkt bildete das Steuerberaitungsprotokoll der schwäbisch-österreich ischen Stän­
de von 1680/82; für den Hinweis auf diese Quelle und für methodische Ratschläge 
zu ihrer Auswertung gilt mein herzlicher Dank Herrn Prof. Dr. Rudolf Seigel. 
Dankbar denke ich auch an Herrn Prof. Dr. Hans Jänichen t, der den Fortgang 
meiner Arbeit stets mit freundlichem Interesse begleitet hat. 

Ausgehend von dem Steuerberaitungsprotokoll von 1680/82 erschien es sinnvoll, 
das bisher kaum erforschte Steuerwesen der schwäbisch-österreichischen Landstän­
de in den Mittelpunkt der Untersuchung zu stellen, zumal Steuerbewilligungen den 
wesentlichen Teil der landständischen Verhandlungen ausmachten und das Bewilli­
gungsrecht von den Ständen als das wichtigste ihrer Privilegien angesehen wurde. 
Gleichzeitig soll die wirtschaftsgeschichtliche Auswertung der Steuerakten einen 
Einblick in eine bisher nicht bekannte Seite der Geschichte der schwäbisch­
österreichischen Landstände geben. Um den Umfang der Arbeit zu begrenzen, wur­
de die Entwicklung des Steuerwesens in Schwäbisch-Österreich nach der völligen 
Unterwerfung der Landstände unter die Aufsicht des absolutistischen theresiani­
sehen Staates nach 1769 nur kursorisch berührt, da danach kaum noch von einer 
Steuerhoheit der Stände gesprochen werden kann, sondern die gesamte Entwick­
lung von den Staatsbehörden bestimmt und gelenkt wurde. Diese Beschränkung er­
schien umso eher berechtigt, als die Steuerverfassung Vorderösterreichs unter Maria 
Theresia und Joseph 11. bereits eigene Darstellungen gefunden hat. Dagegen war es 
trotz der Arbeit von Nico Sapper notwendig, entgegen der ursprünglichen Absicht 
auch das 15. und 16. Jahrhundert in die Untersuchung mit einzubeziehen, da viele 
Entwicklungen und Probleme des schwäbisch-österreich ischen Landtags, die im 17. 
Jahrhundert sichtbar werden, bereits damals ihren Ursprung genommen hatten und 
sonst nicht erklärbar gewesen wären . 

Die vorliegende Arbeit stützt sich im wesentlichen auf die Akten des ständischen 
Archivs, dessen erhaltener Teil heute fast geschlossen im Hauptstaatsarchiv Stutt­
gart aufbewahrt wird. Wertvolle Ergänzungen boten die Archive der ehemals 
schwäbisch-österreich ischen Städte Radolfzell, Riedlingen, Rottenburg, Bad Wald­
see und Weißenhorn, die Akten der ober- und vorderösterreichischen Regierungen 
im Tiroler Landesarchiv in Innsbruck, im GeneraIIandesarchiv in Karlsruhe und im 
Staatsarchiv Neuburg sowie die Akten der Landschaft der Landvogtei Schwaben im 
Stadtarchiv Ravensburg und im Gräflich-Königsegg-Aulendorfischen Archiv in Kö­
nigseggwald. Allen Beamten der benützten Archive gilt mein herzlicher Dank für ih­
re freundliche Unterstützung. 

Diese Arbeit wurde im Juni 1973 vom Fachbereich Geschichte der Universität Tü­
bingen als Dissertation angenommen. Für den Druck wurde sie umgearbeitet und 
wesentlich erweitert. Den Herausgebern der "Schriften zur südwestdeutschen Lan­
deskunde" danke ich für die Aufnahme der Arbeit in ihre Reihe, zugleich auch al-
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len, die durch großzügige finanzielle Unterstützung eine Drucklegung möglich ge­
macht haben. 

Mein Dank gilt nicht zuletzt allen Freunden am Institut für geschichtliche Lan­
deskunde für viele befruchtende und weiterführende Gespräche während der Ent­
stehung dieser Arbeit. Ebenso sehr danke ich Klaus Graf, Thomas Lutz und meiner 
Frau Susanne für ihre Mitarbeit an der Erstellung des Registers. 

Tübingen, im Mai 1979 Franz Quarthai 
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1. Stände und Steuer bewilligungs recht in den 
habsburgischen Vorlanden 

1.1. DAS MITWIRKUNGSRECHT DER STÄNDE BEI DER 
STEUERERHEBUNG 

Steuern sind eine relativ junge Erscheinung der im Mittelalter herausgebildeten 
Abgaben. Überwiegend als Geldleistung gehörte die Steuer - in Süddeutschland 
meist Bede, einfache Steuer oder stüre genannt - 1 einer jüngeren Stufe der allmäh­
lich überwundenen Naturalwirtschaft an. Entstehung und Wesen dieser Steuer zäh­
len zu den umstrittensten Problemen der deutschen Rechts- und Verfassungsge­
schichte 2. Lange Zeit hatte auch für die Diskussion über den Charakter der Steuer in 
der Geschichtswissenschaft die Feststellung Kaspar Klocks aus dem 17. Jahrhundert 
Gültigkeit: Estque nativitas et incrementum Contributionum instar Crocodyli, ac 
successu temporis seseformidabile redit, nec quicquam retinet de causis primae suae 
institutionis quam praetextum et adparentia 3. In ihrem Kern ging die Auseinander­
setzung um den ordentlich, öffentlich-rechtlichen bzw. im Gegensatz dazu um den 
privatrechtlichen Charakter der Steuer; auf die Entscheidung in dieser Frage wurde 
deswegen ein solches Gewicht gelegt, weil sich mit ihr die Frage nach dem Wesen des 
mittelalterlichen Staates überhaupt verband. Die Exponenten der bei den Positionen 
waren auf der einen Seite Georg von Below, auf der anderen Otto von Gierke 4. 

Trotz aller begrifflichen Schärfe fiel diese Auseinandersetzung hinter das Wissen 
der vielfach aktiv im Reichs- oder Fürstendienst stehenden Juristen des 18. Jahrhun­
derts zurück, denen die in vielem ins Spätmittelalter und in die Frühneuzeit zurück­
reichende Realität der Territorien und des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 

1 Zur Begrifflichkeit vgJ. J . J . MOSER, Von der Landeshoheit in Steuersachen S. 3f. 
2 G. V. BELOW, Bede. - In: Handwörterbuch der Staatswissenschaften. - Hrsg. v. L. EL· 

STER, A. WEBER und F. WIESNER. 4. Aufl. Jena 1924, Bd. 2 S. 648-650; DERS., Die älteste 
deutsche Steuer. - In: Probleme der Wirtschaftsgeschichte. - 2. Aufl . TUbingen 1925; K. 
BOSL, Steuer, Bede. - In: Sachwörterbuch zur deutschen Geschichte. - Hrsg. v. H. ROSSLER 
und G. FRANZ. MUnchen 1958 S. 1241 f.; A . ERLER, Bede. - In: Handwörterbuch zur deut­
schen Rechtsgeschichte. - Berlin 1971, Bd. I S. 346-348 

3 C. KLOCK, Tractatus Nomico-Politicus S. 20 
4 O. V. GIERKE, Das deutsche Genossenschaftsrecht. - Bd . 1-2, 1868-1873 (Neudr. Graz 

1954); G. v. BELOW, Der deutsche Staat des Mittelalters. - Bd. I, 2. Aufl . Leipzig 1925 . Zum 
Forschungsstand vgJ. P . FRIED, Zur Geschichte der Steuer in Bayern S. 570-575 
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Nation noch lebendig und vertraut war. Unbewußt stand die Rechtsgeschichte des 
späten 19. Jahrhunderts bei der Beurteilung der Steuer in der Nachfolge der Ausein­
andersetzungen während der Regelung der Grundentlastung und der Bauernbefrei­
ung. Dort war es von entscheidender Bedeutung, Steuern, Abgaben und andere 
Pflichtigkeiten in öffentlich-rechtliche und privatrechtliehe zu trennen, da sie je 
nach dem angenommenen Charakter entschädigungslos aufgehoben werden konn­
ten oder in ihrem Wert kapitalisiert wurden und abgezahlt werden mußten; daß da­
bei ein begriffliches Instrumentarium angewendet wurde, das mit der ursprüngli­
chen Natur der Steuern oder Abgaben wenig zu tun hatte, steht außer Frage s. 

Erst durch Otto Brunner, der aufwies, daß die juristische Begrifflichkeit des 19. 
Jahrhunderts keine geeignete Handhabe zum Verständnis mittelalterlicher Rechts­
zustände bot, wurde die Diskussion in eine neue Richtung gelenkt 6. Brunner mach­
te die Unangemessenheit und Unverwendbarkeit moderner Steuerbegriffe für mit­
telalterliche Verhältnisse sichtbar. Ausgehend von dem in zeitgenössischen Quellen 
erkennbar werdenden Verständnis von Steuer kam er zu dem Ergebnis, daß Steuer 
in seiner ursprünglichen Bedeutung Stütze Hilfe bedeutete und aus dem wechselsei­
tigen Verhältnis von Schutz und Schirm einerseits und Rat und Hilfe andererseits er­
wuchs. Eine allgemeine Steuerpflicht gab es nicht; die außerordentliche Pflicht zur 
Steuerleistung in besonderen Situationen gründete in dem.Ir.e.ueyerbältni~ zwischen 
Herrn und Untertan. In Fällen außerordentlicher Not wandte sicb der Landesherr 
mit einer Bitte (Bede, petitio, precaria) an seine Schutzverwandten, mit denen er ein 
Einverständnis über die rechte Not erzielen mußte; innerhalb des sittlich Zumutba­
ren waren die Untertanen dann zur Hilfe verpflichtet '. Es galt der Satz: Wer rät, 
der muß auch heben und legen. Als Essenz seiner Untersuchungen faßt Brunner zu­
sammen: Es gibt nur ein Recht des Herrn auf Hilfe in der Not, auf außerordentliche 
Hilfe, und dann die regelmäßige, zur Gewohnheit, zum ,Recht' gewordene Lei­
stung, die ordentliche Steuer 8. Den Juristen des 17. Jahrhunderts war dieses wech­
selseitige Verhältnis noch völlig bewußt; so formulierte Kaspar Klock: Cui debetur 
collecta Schatzung/ is etiam debet praestare protectionem Schutz und Schirm. Sunt 
enim correlativa Schatzung und Schutz 9. 

5 Nur einige Abhandlungen seien hier exemplarisch genannt: C. CH . EIGENBROTH, Ober die 
Natur der Bede-Abgaben in Bezug auf die Frage, ob die Bedepflichtigen von diesen Lasten un­
entgeltlich zu befreien sind; historisch-rechtliche Erörterung nebst Chrestomatie. - Gießen 
1826; K. H . LANG, Historische Entwicklung der teutschen Staatsverfassung seit den Karolin­
gern bis auf unsere Zeiten . - Berlin und Stettin 1793; K. D. HÜLLMANN, Deutsche Finanzge­
schichte des Mittelalters. - Berlin 1805; E . PH. FREIH. V. SENSBURG, Pragmatische Untersu­
chung des Ursprungs und der Ausbildung alter Abgaben und neuer Steuern. - Erlangen 1823 

6 O. BRUNNER, Land und Herrschaft S. 146-164; P. FRIED, Zur Geschichte der Steuer in 
Bayern S. 557-570 

, O . BRUNNER, Land und Herrschaft S. 273-298; S. a . K. BOSL, Der Vilshofener Vertrag 
von 1293 (Niederbayern) S. 84f. 

8 O. BRUNNER, Land und Herrschaft S. 295 
9 C. KLOCK, Tractatus Nomico-Politicus S. 11 
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Dagegen wurde die Auffassung Zeumers von der Steuer, nämlich daß es eine or­
dentliche, tJffentlich-rechtliche Steuer gegeben hätte, die dem König auf Grund ei­
nes staatlichen Hoheitsrechtes zugestanden hätte, dem Wesen des mittelalterlichen 
Staates als eines Lehensverbandes nicht gerecht 10. Wie er erblickte Georg v. Below 
in dem landesherrlichen Steuerrecht ein eindeutiges landesherrliches Attribut, das er 
von der aus der gräflichen Gewalt stammenden Gerichtsbarkeit ableitete 11. Von die­
ser Rechtsvorstellung ging auch Ferdinand Kogler in seiner großen Untersuchung 
über das mittelalterliche Steuerwesen in Tirol aus, die er bezeichnenderweise Das 
landesfürstliche Steuerwesen in Tirol nannte 12 . Ein solch eindeutiges Steuererhe­
bungsrecht hat es im Deutschen Reich vor 1806 unbestritten nicht gegeben. Als Po­
stulat wurde es erst von den kameralistischen Steuertheoretikern des 18 . Jahrhun­
derts aufgestellt 13. Auch als es der staatspolitischen Realität des 17. und 18. Jahr­
hunderts schon lange nicht mehr entsprach, wurde - wie schon von Jean Bo­
din 14 - von Christoph Besold 15, Veit Ludwig von Seckendorff und Kaspar 
Klock 16 die These vertreten, daß Steuern nur etwas Subsidiäres, mit besonderen 
Landesnöten zu Begründendes wären, und der gut administrierte Staat von seinen 
Gefällen und Kammergütern leben müßte. So formulierte Seckendorff: Hingegen 
wenn auch unterthanen ihre Pflicht wohl in acht nehmen, nechst Gott und dessen 
wort, die liebe obrigkeit, und deren Schutz, vor ihren Mchsten schatz und kleinod 
des landes wie auch an sich selbsten ist, halten, ihre erbflille und gebührnis treulich 
und sonder geflihrde und abgang, abstatten, ihnen mit treu und gehorsam, und al­
len behliglichen diensten, jeder nach seinem stande und vermögen, unterthlinig und 
willig erscheinen, auch in vorfallenden noethen mit erschwinglicher beysteuer nicht 
aus handen gehen: So kan es durch gtJttliche gnade, und beyderseits christliches und 
rühmliches bezeigen, leicht wieder dahin gedeyen, daß die schwere steuer- und 
schulden-lasten, darinnen so viele llinder stecken, mit der zeit abgeführet, und der 
alte stand wieder erlanget werde, da man von so vielen anlagen und geld-rechnungen 
etwa nicht ge wust, sondern die Obrigkeit bey ihren ordentlichen einkünfften, und 
die unterthanen bey anlegung ihrer erbschuldigkeit, beruhen und vergnügt seyn 

10 K. ZEUMER, Die deutschen Städtesteuern. - Leipzig 1878 = Staats· und Sozialwiss. 
Forsch. I, 2; DERS., Zur Geschichte der Reichssteuern im frühen Mittelalter. - Darmstadt 
1955 = Libelli 23, passim; s. a. G . WUNDER, Die Bürgersteuer (Beet) in den südwestdeutschen 
Reichsstädten S. 286 

11 G . V. BELOW, Die älteste deutsche Steuer, passim. Von allgemeiner, direkter, ordentli· 
eher Steuer sprach auch H. SPANGENBERG (Landesherrliche Verwaltung, Feudalismus und 
Ständetum S. 494) 

12 F. KOGLER, Das landesfürstliche Steuerwesen in Tirol bis zum Ausgang des Mittelalters. 
I. Teil: Die ordentlichen landesfürstlichen Steuern. - In: AÖG 90/ 1901 S. 419-712 

13 J . JENETZKY, System und Entwicklung des materiellen Steuerrechts S. 46-49 
14 J. BODlN, Les six livres de la republique S. 852ff. 
15 CHR. BESOLD, De aerario publico discursus S. 51, 54, 68 
16 C. KLOCK, Tractatus Nomico-Politicus de Contributionibus. - Bremen 1634, Bd. 2 

S. 117 und Bd. 4 S. 49 
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k6nnen 17. Massiv wurde auch von anderen Theoretikern die Ansicht vertreten, daß 
der gute Fürst und Landesvater der Besteuerung überhaupt entsagen sollte und sich 
wie der Staat in älteren Zeiten mit zwei Hauptquellen der Einnahmen, den Domä­
nen und Regalien, zur Bestreitung aller Kosten begnügen sollte 18. 

Die echte Steuer - wie unlängst Jenetzky schrieb - entwickelte sich seit dem 
Ausgang des Mittelalters vorn Stadium der Unüblichkeit über die Außergewöhnlich­
keit zur Regelmäßigkeit, um in der Mitte des 19. Jahrhunderts den Zustand der 
Selbstverständlichkeit zu erreichen 19. Sie entstand in der Übergangsphase des Feu­
dalverbandes zum modemen Staat und erwuchs dabei aus den gesteigerten finan­
ziellen Bedürfnissen der neuen Landesherrschaft. Joseph A. Schumpeter schrieb der 
Einführung der Steuer eine entscheidende Rolle bei der Ausbildung des neuzeitli­
chen Staates zu: Ohne das jinanzielle Bedilrjnis htitte der unmittelbare Anlaß zur 
Sch6pjung des modernen Staates gejehlt[. . . } Die Steuer hat den Staat nicht nur 
mitgeschajjen. Sie hat ihn auch mitgejormt. Das Steuerwesen war das Organ, des­
sen Entwicklung andere Organe mitzog 20. 

In einer exemplarischen Untersuchung des Steuerwesens in Bayern hat Pankraz 
Fried deutlich gemacht, wie unhaltbar ältere Thesen von einer landesherrlichen 
Steuerhoheit im 13. Jahrhundert sind. Steuern konnten sowohl vorn Landesherrn 
wie vorn Adel auf Grund eines Vogtei- und Grundherrschaftsverhältnisses eingezo­
gen werden. Als die bayerischen Herzöge auf Grund ihrer immens gewachsenen 
Schuldenlast zu Beginn des 14. Jahrhunderts daran gingen, auch Grund- und Vogt­
holde des im Lande gesessenen Adels und der Geistlichkeit zu besteuern, setzten die­
se den landesherrlichen Forderungen Widerstand entgegen, da sie gegen Recht und 
Herkommen verstießen. Dem Herzog wurde nicht grundSätzlich das Recht auf Hilfe 
in der Not bestritten, doch verlangten Adel und Prälaten, daß ihre Hilfe als freiwil­
lig anerkannt würde und sie bei der Erhebung der Steuer ein Mitspracherecht haben 
sollten 21 . Es handelte sich dabei um einen autochthonen Vorgang innerhalb eines 
Territoriums, bei dem sich Landesherr und Stände miteinander verglichen. Reichs­
rechtliche Regelungen haben dabei keine Rolle gespielt. Lange hatte man die An­
sicht vertreten, daß durch die Reichsgesetze von 1231, also durch kaiserlichen 
Rechtsspruch, den Ständen gegenüber einern allgemeinen landesfürstlichen Besteue­
rungsrecht der Anspruch auf Mitsprache eingeräumt worden sei. Man wird in dieser 
kaiserlichen Entscheidung von 1231, neue Gesetzesbestimmungen oder Rechte (con­
stitutiones vel nova iura), unter denen auch Steuern zu verstehen sind, könnten nur 

17 V. L. V. SECKENDORF, Deutscher FUrstenstaat S. 489·508 : Von des Landes Steuerbarkeit; 
hier S. 507f. Vgl. auch F . K. MANN, Steuerpolitische Ideale S. 40-44 

18 M . WACHENHAUSEN, Staatsausgaben und öffentliches Interesse S. 43 . Ebenso mit weite-
ren Beispielen: F. MANN, Steuerpolitische Ideale S. 39f. 

19 J. JENETZKY, System und Entwicklung des materiellen Steuerrechts S. 73 
20 J . A . SCHUMPETER, Die Krise des Steuerstaates S. 17 
21 P . FR1ED, Zur Geschichte der Steuer in Bayern S. 580-586; K. BoSL, Die Geschichte der 

Repräsentation in Bayern S. 38-40, 42-44 
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mit Zustimmung der maiores vel meliores terrae erlassen werden, keine neue Rechts­
schöpfung, sondern nur die Umschreibung eines schon bestehenden Rechtszustan­
des innerhalb der sich ausbildenden Landesherrschaften sehen dürfen 22. 

Überall dort, wo seit dem späten 14., dann im 15. und 16. Jahrhundert Steuern 
erhoben wurden, waren sie von den Ständen bewilligt worden. In zunehmendem 
Maße waren diese auch an deren Einzug und Verwaltung beteiligt. Noch im 18 . 
Jahrhundert, als die außerordentlichen Steuern fast überall zu ordentlichen gewor­
den waren, (so Jakob Bornitz: Caeterum hodie saepe vidimus iIIa (sei. vectigalia) in 
ordinaria degenerare) 23, bestand das ausschließliche Steuerbewilligungsrecht der 
Stände für die meisten der Juristen unverändert weiter, wie es etwa Johann Jakob 
Moser 1765 formulierte: Wo aber Reichs- und Land-Sttinde vorhanden seynd, da 
k6nnen keine Steuren und Anlagen gemacht werden, es haben denn die Reichs- und 
Land-Sttinde darein bewilligt 24. Auch gegenüber Reichsgesetzen und den Urteilen 
der Reichsgerichte behalte das Landesherkommen sein Gewicht; Reichsrecht könne 
den im Lande geltenden Brauch nicht ohne weiteres außer Kraft setzen 25. Völlig 
eindeutig war in dieser Sache auch das Urteil des StaatsrechtIers Johann Stephan 
Pütter: Es sei unbestreitbar, daß das Prinzip, daß keine Steuer-Anlage ohne Bewilli­
gung der Landsttinde stattfinden und daß selbst diejenigen, so von Reichs wegen zu 
bewilligen sind, doch eigentlich jedesmal kundbar gemacht, mithin den Landsttin­
den vorgelegt werden muessen, sowohl in den allgemeinen Reiehsgesetzen als in der 
einstimmigen Verfassung der Teutsehen Chur- und Fürstenthümer seinen Grund 
hat 26. 

Geschriebenes Recht ließe sich in diesem Bereich nur schwer anwenden, weil un­
sere ganze teutsehe Staats- Verfassung, und besonders aueh das Steuerwesen, mit de­
nen R6miseh- und Pabstlichen Rechten selten zusammenpassen, und nur etwa ge­
wisse allgemeine Stitze daraus entlehnt werden k6nnen 27. 

22 H. SPANGENBERG. Vom Lehenstaat zum Ständestaat S. 53. Allgemein zu den Reichsge­
setzen von 1231 s. E. KUNGENHOFER. Die Reichsgesetze von 1220. 1231 / 32 und 1235. - Wei­
mar 1955 

23 J . BORNITII. Aerarium . - Frankfurt 1612 S. 61 
24 J. J. MOSER. Grund-Sätze des Besteuerungs-Rechts S. I. Die gleiche Tendenz bestimmt 

MOSERS große Abhandlung: Von der Landeshoheit in Steuer-Sachen wie auch in anderen 
Geld- und Natural-Abgaben. - Leipzig und Frankfurt 1773 

25 Ebd .• S. 14-17. 499f. 
26 J. S. PÜlTER . Grundfeste der Anhaltischen Landes- und Steuerverfassung S. 561 
27 J . J . MOSER. Von der Landeshoheit in Steuersachen S. 15 . Die zeitgenössische Literatur 

zum Besteuerungsrecht verzeichnen neben Moser J. J . SPEIDEL. Speculum juridico-politico­
philologico-historicarum Observationum. - Nürnberg 1657. unter Landsteuer (S. 771 ff.). 
Reichssteuer (S. 1055 ff.) und Schatzung, Steuer (S. 1187ff.) und J . eHR. SPEIDEL. Bibliotheca 
juridica universalis olim a Johanne Jacobe Speidei facta. - Bd. 1-2 Nürnberg 1728. in Bd. 1 
Collecta (S. 654-672). in Bd. 2 Munera (S . 398-4(0). Zuverlässig für Fragen der Steuerverfas­
sung ist auch das in zahlreichen Auflagen gedruckte Werk von C. KLOCK . Tractatus Nomico­
Politicus. 
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Die Entwicklung der Steuerverfassung in den deutschen Territorien ist also eng­
stens mit den Landständen verknüpft; man darf darin - trotz etwa ihres engagier­
ten Eintretens für Religionsfreiheit in einzelnen Ländern - ihren wichtigsten Bei­
trag zur Ausbildung des modernen Staates sehen. Dietrich Gerhard bezeichnete die 
Bewilligung von Steuern als den Hauptgegenstand der sUindischen Versammlungen 
auf dem Kontinent 28. Auch Peter Blickle nannte jüngst den Anteil der Landschaf­
ten an der Ausbildung der Steuerverfassung [ ... ] in allen Territorien beachtlich 29. 

Die Steuerproblematik im Staat der frühen Neuzeit beleuchtet, wie Winfried Schul­
ze es formuliert hat, im Rahmen ständegeschichtlicher Untersuchungen nicht nur 
das zentrale Verhältnis von Fürst und Ständen, sondern sie verhilft auch dazu, die 
Rolle der untertänigen Gesellschaft in der ständisch gegliederten Ordnung der Neu­
zeit zu erkennen 30. 

Die Gründe für die Entstehung der neuzeitlichen Steuern und damit verbunden 
rur die Ausbildung der Landstände lagen - wie oben erwähnt - in der Finanzkrise 
der Territorialherrschaft im späten 14. und 15. Jahrhundert 31 oder, um es mit der 
moralisierenden Diktion J . J. Mosers auszudrücken, weil vile Landes-Herren, theils 
aus Noth, meistens aber ohne Noth, durch übermtißige Pracht, wohllüstiges Leben, 
überflüssiges Bauen, ohnnötige Kriege usw. große Schulden, welche sie aus ihren 
Cameral-Mitteln nicht bezahlen wollten, oder auch konnten, wann sie anderst ih­
rem Stande gemtiß htitten leben wollen oder sollen, machten oder ererbten 32 . 

Wenn sich auch in den meisten Fällen die Phase der Entstehung von Landständen 
bis ins späte 14. oder in die erste Hälfte des 15. Jahrhunderts zurückverfolgen läßt, 
so liegt doch unbestreitbar die Blütezeit der verantwortlichen Beteiligung der Stände 
an der Steueraufbringung der Territorien und des Aufbaus eigener Steuerverwaltun­
gen erst im 16. Jahrhundert, derjenigen Phase, die Gerhard Oestreich mit dem Be­
griff des Finanzstaates charakterisierte 33 . Der Einschnitt zu Beginn dieses Jahrhun­
derts wurde als so bedeutsam empfunden, daß nach der Meinung der deutschen 
Staatsrechtier des 17. und 18. Jahrhunderts das moderne Steuerwesen damals erst 
seinen Beginn genommen hatte 34. 

Der Motor dieser Entwicklung waren die seit 1530 vom Kaiser geforderten Steu­
ern zur Abwehr der Türken 3S. Die Reichsstände durften diese Steuern auf ihre Un­
tertanen umlegen, falls sie die bewilligten Summen nicht aus dem Kammergut, von 

28 D. GERHARO, Probleme ständischer Vertretungen S. 25 
29 P . BUCKLE, Herrschaft und Landschaft S. 30 
30 W . SCHULZE, Reichstage und Reichssteuern S. 58 
31 F . L. CARSTEN, Die deutschen Landstände und der Aufstieg der FOrsten S . 318 
32 J. J. MOSER, Grund-Säze des Besteuerungs-Rechts S. 8 
33 G. OESTREICH, Ständetum und Staatsbildung S. 30 
34 J . J . MOSER, Von der Landeshoheit in Steuer-Sachen S. 7; DERS. , Grund-Säze des Be­

steuerungsrechts S. 7f.; J . S. P üTTER, Grundfeste der Anhaltischen Landes- und Steuerverfas­
sung S. 560 

3S Vgl. dazu jetzt W . SCHULZE, Reich und TOrkengefahr S. 178-301 
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dem die Türkensteuern ursprünglich bezahlt werden mußten, aufbringen konnten . 
Sie waren gehalten, sich aber deswegen mit ihren Untertanen zu vergleichen (Reichs­
tagsabschied von 1542, § 53); sie konnten alle ihre Untertanen dazu heranziehen, 
ohne daß ein anderer Reichsstand sie daran hindern durfte (Reichstagsabschied von 
1544, § 45), doch höher oder weiter nicht, denn so weit sich einer jeden Obrigkeit 
gebührende Anlage erstreckt (Reichstagsabschied von 1548, § 95), eine Bestim­
mung, die so gut wie nie eingehalten wurde. Gerade die Höherbesteuerung der Un­
tertanen erschloß den Landesherren über die Türkensteuer eine wesentliche neue 
Einnahmequelle 36 . Aus diesen rechtlichen wie wirtschaftlichen Gründen bezeich­
nete Moser das Besteuerungsrecht als den Aug-Apfel der Landes-Hoheit 37. 

Sicher waren auch schon vorher Untertanen von Reichsständen zur Finanzierung 
von Reichslasten herangezogen worden, namentlich die Überlegungen zum Gemei­
nen Pfennig hatten den Gedanken einer Beteiligung der Untertanen an Reichssteu­
ern gefördert 38 . Schon 1510 urteilte das Hofgericht zu Ensisheim, daß die Unterta­
nen des Amold von Rotberg das von ihm Kaiser Maximilian zugesagte Hilfsgeld zu 
tragen hätten 39. Die Untersuchung von Winfried Schulze über die Auswirkung der 
Türkengefahr auf das Reich hat jedoch deutlich gemacht, in welchem Maße die ver­
stärkte und nahezu allgemeine Heranziehung der Untertanen zur Bezahlung der den 
Reichsständen ursprünglich auf lehensrechtlicher Basis auferlegten Reichssteuern 
die Entwicklung des territorialen Steuerwesens vorangetrieben hat 40. Die Verpflich­
tung der Untertanen zur Übernahme der Türkensteuern habe allerdings auch - so 
Schulze - zur rechtlichen Entmachtung der Landstlinde, zu einem Sieg des Fürsten­
rechts geführt. Die gegenüber früheren Bewilligungen von Landständen nunmehr 
ungewöhnliche Höhe der Steuer, ihre reichsrechtIiche Absicherung und die beinahe 
regelmäßige Wiederkehr der Anforderungen haben die bis dahin auch faktisch be­
stehende Steuerfreiheit der Landstände beseitigt und fast einen Automatismus für 
landesherrliche Steuerforderungen geschaffen. Die Türkensteuer zerstörte das Fun­
dament der prinzipiellen landstlindischen Steuerfreiheit, beseitigte den extraordinli­
ren Charakter jeder landes fürstlichen Forderung und erwies sich somit als Wegbe­
reiter einer stetig fortschreitenden Dauerbesteuerung 41 . 

36 J. J . MOSER, Von der Landeshoheit in Steuer-Sachen S. 8, 16f.; W. ScHULZE, Reich und 
Türkengefahr S. 255-270 

37 J. J. MOSER, Abhandlung von Receß-widrigen, oder doch unbewilligten Land-Steuren 
S. 3 

38 Vgl. P . BUCKLE, Gemeiner Pfennig und Obrigkeit (1495) S. 180-193; W. SCHULZE, 
Reichstage und Reichssteuern S. 46f.; für die Vorlande LRAI Kopialbücher, Jüngere Reihe 
1496 p. 354-357, 369-372; J . P . SCHULER, Reichssteuer und Landstände S. 39-60 

39 J . BADER, Archivalien des Grundherriich von Rotbergischen Archivs in Rheinweiler. -
In: ZGO 58/ 1904 S. m 78, 1510 Dez. 13 

40 W. SCHULZE, Reich und Türkengefahr, hier besonders: Die Auswirkungen der Türken­
steuern auf das Reich S. 223-301. Auf die Anführung der dort zitierten älteren Literatur zu 
dieser Frage wurde verzichtet. 

41 Ebd., S. 251 
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Schulze hat die Bedeutung der reichsgesetzlichen Bestimmungen, die im Zusam­
menhang mit der Erhebung der Türkensteuer erlassen wurden, für den Niedergang 
der Landstände stark hervorgehoben. Zumindest für die österreichischen Erblande 
und insbesondere für die Vorlande sind hier Einschränkungen zu machen. Schon 
vor den Reichstagsbeschlüssen wurden auch in den nicht von den Türken unmittel­
bar bedrohten Erblanden auf Grund landesherrlicher Rechte und Hilfsverpflichtun­
gen der Landstände Türkensteuern erhoben. Auch später wurde in Schwäbisch­
Österreich bei den zahlreichen Hilfsbegehren für die Türkenabwehr nur einmal, im 
Jahre 1543, in der Landtagsproposition Bezug auf die Hilfszusage des Reichstags 
genommen. Schließlich kann man auch, wie J. J. Moser es getan hat, die Reichs­
tagsbeschlüsse von 1542, 1544, 1555 und den immer wieder herangezogenen Ab­
schied von 1654, mit dem die Unterhaltspflicht der Landstände für Garnisonen und 
Festungen beschlossen wurde, nicht als Aufhebung, sondern als Bestätigung eines 
Steuerbewilligungsrechts der Landstände interpretieren 42. 

Schulze bewertet die im Zusammenhang mit den Türkensteuern zunehmenden 
landesfürstlichen Steuerforderungen negativ, da durch sie das Gleichgewicht zwi­
schen den beiden Machtpolen Fürst und Ständen zunehmend zugunsten der ersteren 
verschoben wurde. Eine solche Sichtweise ist geprägt von dem von Gierke geschaf­
fenen Begriff des dualistischen Stlindestaates, wobei sich Landesherr und Landstän­
de als gegensätzliche Elemente gegenüberstehen. Dieses Bild wird jedoch der Wirk­
lichkeit des ständischen Staates nicht gerecht, da es zu wenig die Kommunikation 
und Interaktion zwischen beiden Polen berücksichtigt 43. Nimmt man nicht die stlin­
dische Libertlit als Bezugspunkt, sondern, wie es der Realität des späten 16. bis zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts vielerorts entsprach, versteht Steueraufbringung, 
Steuereinzug und -verwaltung als originäre Aufgabe der Landstände im Rahmen des 
neuzeitlichen Staates, so ist offensichtlich, daß erst die Steueranforderungen seit der 
Mitte des 16. Jahrhunderts die Landstände gezwungen haben, die für Einzug und 
Verwaltung der Steuern notwendigen Institutionen und Organe zu schaffen. Erst 
dadurch verfügten sie über die notwendige institutionelle Basis, um die Möglichkei­
ten zu nützen, die sie sich in zahlreichen Territorien durch den Erwerb des Selbstbe­
steuerungsrechtes nach der Übernahme beträchtlicher landesherrlicher Schulden er­
worben hatten 44. Dieses Recht gab ihnen nicht nur in Einzelsituationen, sondern 
auch strukturell einen neuen Freiraum innerhalb der Bedingungen des modemen 
Territorialstaates. 

42 Zum Reichstagsabschied von 1654 vgl. K. LOHMANN, Das Reichsgesetz vom Jahre 1654; 
er schätzt die praktische Auswirkung dieses Abschieds relativ gering ein . Die Interpretation 
der Reichstagsbeschlilsse im Sinne ständischer Steuerhoheit bei J. J. MOSER, Abhandlung von 
den Receß-widrigen, oder doch unbewilligten Land-Steuren S. 3f.; DERS. , Von der Landesho­
heit in Steuer-Sachen S. 434 

43 Vgl. dazu V. PRESS, Herrschaft, Landschaft und "Gemeiner Mann" S. 169-177 
44 Vgl. dazu unten S. 123-126 und V. PRESS, Steuern, Kredit und Repräsentation S. 59-71; 

H. A. LOEBL. Der Sieg des Filrstenrechts S. 19-27 
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Die Ausgestaltung des ständischen Mitwirkungsrechtes an der Bewilligung, Erhe­
bung und Verwaltung der Steuern wurde durch regionale Besonderheiten und Kom­
ponenten der historischen Entwicklung der einzelnen Territorien bestimmt, so daß 
regionale Ergebnisse nur selten eine allgemeingilltige Abstraktion erlauben und auf 
andere Territorien kaum ilbenragbar sind. Gilnther Binsch hat hier zu Recht von 
einer Dejinitionsjeindlichkeit des St(Jndischen gesprochen 45. Die Erforschung die­
ses Bereichs landständischer Tätigkeit gehön jedoch zu den wesentlichen Fragen, 
die der Geschichtswissenschaft bei ihrem Bemilhen um das Verständnis der Ent­
wicklung der Landstände aufgegeben sind. 

1.2 LANDSTÄNDISCHES STEUERWESEN IN DEN HABSBURGISCHEN 
ERBLANDEN 

In den habsburgischen Erblanden bildete sich das außerordentliche Steuerwesen 
an der Wende vorn 13. zum 14. Jahrhundert heraus, als auch dort die Einnahmen 
des landesherrlichen Kammergutes nicht mehr ausreichten, um die ausgreifende 
Territorialpolitik des Hauses Habsburg zu finanzieren 46. Wie anderen Landesher­
ren gelang es ihnen, den Ertrag der Landessteuer dadurch zu steigern, daß ihnen bis­
her exempte Kreise, nämlich Adel und Geistlichkeit, das Besteuerungsrecht ilber ih­
re Hintersassen überließen 47. Ihnen wurde dafür das Recht eingeräumt, über die 
Notwendigkeit und Höhe der Steuer mitzubestimmen. Noch bis 1400 war in den 
habsburgischen Ländern nicht ein Landtag aller Stände das Forum filr die Steuerbe­
willigungen, sondern sie waren das Ergebnis von Verhandlungen mit Einzelständen. 
Erst an der Wende vorn 14. zum 15 . Jahrhundert entstand die Form des Mehrku­
rienlandtags, die dann in den meisten Territorien bis zum Ende des Alten Reiches 
bestehen blieb 48. In ziemlich gleichmäßiger Folge bildeten sich in den einzelnen 
habsburgischen Ländern zwischen 1396 und 1450 Landtage, wobei die ilberlieferten 
ersten Nennungen meist nur mehr oder minder zufällig tradierte Fixpunkte inner-

45 G. BIRTSCH, Die landständische Verfassung S. 41 
46 O . BRUNNER, Land und Herrschaft S. 430f.; H . STRADAL, Stände und Steuern. Auf die 

Entwicklung der Steuern des Habsburger Urbars, die unter König Albrecht durch ihre Ver(Jn­
derlichkeit zu einer besonders wirksamen Stütze der habsburgischen Macht wurden, soll hier 
nicht eingegangen werden, da sie schon wenig nach 1300 zu einer festen und fixienen Abgabe 
geworden sind. Vgl. dazu G. PARTSCH, Die Steuern des Habsburger Urbars; A. SCHULTE, Stu­
dien zur älteren und ältesten Geschichte der Habsburger II S. 522-538 

47 O . BRUNNER, Land und Herrschaft S. 430-432 
48 V gl. die Übersicht bei H. HESSINGER, Die Landstände der österreichischen Länder 

S. 989-1035 und Herrschaftsstruktur und Ständebildung. Ein Beitrag zur Typologie der öster­
reichischen Länder aus ihren mittelalterlichen Grundlagen . - Bd 1-3 München 1973 
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halb eines länger dauernden Prozesses sind, so etwa in Tirol das Jahr 1406 49, in der 
Steiermark 1412 50 und in den elsässischen und breisgauischen Herrschaften 1438 51. 

Die Geschichte des landständischen Steuerwesens in den einzelnen habsburgi­
schen Territorien ist unterschiedlich gut erforscht. H. Stradal faßte den Stand der 
Forschung in seinem Aufsatz Stlinde und Steuern in Österreich zusammen, doch 
klammerte auch er - wie andere vergleichende ständegeschichtliche Untersuchun­
gen - die heute nicht mehr zu Österreich gehörenden habsburgischen Landstände 
in Vorderösterreich und Schwäbisch-Österreich aus seiner Betrachtung aus 52. Die 
besten Einzeldarstellungen liegen zum Steuerwesen der Landstände der Steiermark 
und Tirols vor 53. 

Die Vorarbeiten zum Steuerwesen der drei vorländischen landständischen Kor­
pora sind - wie auch solche zu diesen Ständen überhaupt - nur gering. Umfang­
reicheres Material zu den Steuerbewilligungen der vorderösterreichischen Stände 
enthält die Darstellung Joseph Baders, der mit stark antihabsburgischer Kommen­
tierung Memoranden, Briefe und Relationen der Stände selbst aus dem Nachlaß des 
letzten ständischen Syndikus herausgab 54. H. Schwarzweber bezeichnete in seiner 
Monographie über die Stände Vorderösterreichs die Bewilligung neuer Steuern als 
das wichtigste und folgenreichste Recht der Landstände, ohne jedoch näher auf die­
ses Thema einzugehen 55 . Zusätzliche Einzelbeobachtungen für das 17. und 18 . 
Jahrhundert enthalten die Dissertationen von Lothar Deimling und Karl von Wo­
gau 56. Im wesentlichen auf falschem Zahlenmaterial baut die Abhandlung Eber­
hard Gotheins über den Breisgau zur Zeit Maria Theresias auf, weswegen er zu einer 
verfehl,en und ungerechtfertigt negativen Einschätzung der Steuerleistung der breis­
gauischen Stände gelangt 57. Eine Darstellung der nach der theresianischen Staatser­
neuerung im Breisgau durchgeführten Steuerreform gab Ludwig Röthenmeier; sie 
ist auch für die nur wenige Jahre später durchgeführte Steuerreform in Schwäbisch-

49 N. GRASS, Aus der Geschichte der Landstände Tirols S. 309f. 
50 H . STRADAL, Stände und Steuern S. 139 
51 H . J . SCHWARZWEBER, Die Landstände Vorderösterreichs S. 23 . Vorformen führt an K. 

v. Wogau, Die landständische Verfassung S. 24-28 
52 H. STRADAL, Stände und Steuern S. 133-162 
53 F. FREIH. v. MENSl, Geschichte der direkten Steuern in der Steiermark bis zum Regie­

rungsantritt Maria Theresias . - Bd . 1-2 Graz und Wien 1910-1912; T. v. SARTORl· 
MONTEcRocE, Geschichte des landschaftlichen Steuerwesens in Tirol von Maximilian I. bis 
Maria Theresia . - Innsbruck 1902 

54 J . BADER, Die ehemaligen breisgauischen Stände 1846 
55 H . J. SCHWARZWEBER, Die Landstände Vorderösterreichs S. 103; J . P . SCHULER behan­

delt nur die Reaktion der Stände auf die Forderung des Gemeinen Pfennigs (Reichssteuer und 
Landstände S. 39-60) 

56 L. DEIMLlNG, Die Organisation der landständischen Verfassung 1927; K. v. WOGAU, Die 
landständische Verfassung 1973 

57 E . GoTHEIN, Der Breisgau S. 13-20 
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Österreich zutreffend 58. Zuletzt hat sich Peter Blickle mit den vorderösterreichi­
schen Ständen im 16. Jahrhundert auseinandergesetzt 59. Die ergänzungsbedürftige 
Arbeit von A. Brunner über die Vorarlberger Landstände ist in ihren Abschnitten 
über das Steuerwesen dieser Stände bis heute noch nicht ersetzt 60 . 

Die schwäbisch-österreich ischen Stände waren nach ihrer Auflösung im Jahre 
1805106 weitgehend auch dem wissenschaftlichen Bewußtsein entschwunden. Eine 
Matrikel dieser Stände hatte bereits Lünig in seinem Teutschen Reichsarchiv publi­
ziert 61, die J. J. Moser, ergänzt um eine weitere von 1695 und eine Übersicht über 
die schwäbisch-österreichischen Territorien, erneut abdruckte 62. Nach 1805 be­
schäftigte sich der oberschwäbische Dekan Vanotti als erster wieder mit dem Steuer­
wesen in Schwäbisch-Österreich; im wesentlichen ging er dabei auf die Bestimmun­
gen für die Matrikelrenovation von 1683 ein 63 . Seine Arbeit wurde ergänzt durch 
die Darstellung von Joseph von Hormayr über die Steuerverfassung in Schwäbisch­
Österreich nach den Reformen Maria Theresias 64. Über seine Darlegungen führt 
auch der jüngst erschienene Aufsatz von Eckhart Schremmer nicht hinaus 65 . Aus­
führlich hat sich als erster Theodor Knapp mit den schwäbisch-österreichischen 
Landständen beschäftigt; er widmete ihnen zunächst einen Aufsatz; seine später im 
Zusammenhang mit seiner Abhandlung über bäuerliche Rechts- und Sozialverhält­
nisse entstandene Untersuchung enthält die materialreichsten Angaben zum Steuer­
wesen dieser Landstände 66. Die erste ausführliche Monographie über die Stände 
Schwäbisch-Österreichs von Nico Sapper bringt zur Frage ihrer Steuerverfassung 
und des Steuerwesens nichts Neues 67. 

Die aufgeführten Arbeiten verdeutlichen, daß die vorländischen Stände nicht 
mehr eine terra incognita sind wie noch vor einigen Jahrzehnten, trotzdem aber 
zählen die Fragen nach ihrer Struktur, ihrer Organisation, ihrer personalen Zusam-

58 L. RÖTHENMEIER, Die Finanzreform in Vorderösterreich 1920121. Die beim gleichen 
Doktorvater geschriebene Dissertation von F. ECKART ist bis auf acht Schlußseiten mit der Ar­
beit von RÖTHENMEIER identisch (Die Finanzreform in Vorderösterreich 1923) 

59 P. BUCK LE, Landschaften im Alten Reich S. 128-138. Dazu jetzt K. J . SEIDEL, Die vor­
derösterreichischen Landstände 1977 und DERS., Das Oberelsaß vor dem Übergang an Frank­
reich (im Druck) 

60 A. BRUNNER, Die Vorar1berger Landstände S. 67-103; B. BILGERI, Vorarlberger Demo­
kratie S. 9-86; DERs ., Geschichte Vorarlbergs Bd . 2 S. 314-323, 543-551, Bd. 3 S. 323-336, 
578-586 

61 J . eH . LüN ING, Teutsches Reichsarchiv 13, S. 637-639 
62 J. J . MosER, Einige Anmerckungen S. 434-455 
63 J. N. VANOTTI, Steuerwesen in den schwäbisch-vorderösterreichischen Landen S. 398 bis 

407 
64 J. V. HORMAYR, Ständische Verfassungen S. 69-137 
65 E . SCHREMMER, Die Steuerverfassung S. 377-393 
66 TH . KNAPP, Die schwäbisch-österreichischen Stände S. 530-535; DERs., Neue Beiträge 

Bd. 1 S. 15,49-52, Bd. 2 S. 6-11, 34-61 
67 N . SAPPER, Landstände; vgl. dazu P. BUCKLE, Strukturprobleme S. 258-271 
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mensetzung, ihrem Anteil an der Verwaltung Vorderösterreichs und nach ihrem 
Steuerwesen immer noch zu den mangelhaft erforschten Bereichen der südwestdeut­
schen Landesgeschichte. 



13 

2. Die habsburgische Territorialbildung in Schwaben 
und die Entwicklung der Landstände 

2.1. DIE VORLANDE 

Vom Kamm der Vogesen im Westen bis zum Lech im Osten, vom oberen Neckar 
und der oberen Donau im Norden bis zum Alpenkamm im Süden besaß das Haus 
Habsburg vom Mittelalter bis zum Untergang des Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation bedeutende Besitzungen und Rechte, die im frühen 15. Jahrhun­
dert die oberen Lande enhalb des Ar!, seit dem Ende dieses Jahrhunderts als die lIor­
dem oberösterreichischen Lande oder einfach die Vorlande bezeichnet wurden '. 

Die wesentlichen Bestandteile dieser vorländischen Besitzungen waren die habs­
burgischen Herrschaften in der Schweiz, die allerdings im Laufe der Auseinander­
setzungen der Habsburger mit den Eidgenossen 1415 und 1460 bis auf kleine Teile 
im Frickgau und im oberen Rheintal verlorengingen 2, dann - in den Benennungen, 
wie sie seit dem Ende des 16. Jahrhunderts gebräuchlich geworden sind - das ei­
gentliche Vorderösterreich, das die Herrschaften im Elsaß und Sundgau, im Breis­
gau, der Ortenau , auf dem Schwarzwald und am Hochrhein umfaßte, Schwtibisch­
Österreich oder österreichisch Schwaben, das die östlich daran anschließenden Be­
sitzungen bis zum Lech umgriff und im Süden von Rhein und Bodensee begrenzt 
wurde und schließlich die Herrschaften im Walgtiu, die im heutigen Vorarlberg la­
gen 3. Als Maria Theresia 1753 diese Vorlande, von denen allerdings das Elsaß 1648 

an Frankreich abgetreten worden war, zu einer eigenen habsburgischen Provinz zu­
sammenfaßte, wurde die Bezeichnung Vorderösterreich auf die gesamten Vorlande 
übertragen 4. Nach der Abtretung des Breisgaus und der Ortenau an den Herzog 
von Modena bzw. an seinen Erben, Erzherzog Ferdinand, bildete schließlich 
Schwäbisch-Österreich zusammen mit der 1780 erworbenen Grafschaft Montfort 
von 1803 bis 1805 eine eigene Provinz. Im Frieden von Preßburg am 26. Dezember 

, O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 32-39 
2 H. E. FEINE, Die Territorialbildung S. 234, 238-241, 263-267, 272, 274-280; W. MEYER, 

Die Verwaltungsorganisation S. 36-276; H. AMMANN, Die Habsburger und die Schweiz 
S. 125-153; vgl. auch die Karten 24-27 im Historischen Alias der Schweiz 1958 

3 Vgl. dazu die Einzelbeiträge bei MHZ, Vorderösterreich S. 271 -782 
4 F. QUARTHAL U. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 43-61 
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1805 mußte Österreich schließlich auf seine gesamten vorländischen Besitzungen 
verzichten. 

Diese habsburgischen Besitzungen, in denen - in der Nordschweiz und im Elsaß 
- Urheimat und Ausgangspunkt des Erzhauses lagen 5, hatten eine so große geo­
graphische Ausdehnung, umschlossen dabei derart viele in ihrer rechtlichen Struk­
tur völlig unterschiedliche Herrschaften, lagen zudem räumlich weit voneinander 
getrennt und hatten dabei keine fünfzig Jahre die gleiche Gestalt und den gleichen 
Umfang, daß sie sich den Methoden der üblichen Territorialgeschichtsschreibung 
entziehen. Einer der besten Kenner der habsburgischen Vorlande, Karl Siegfried Ba­
der, nannte zwar die Erforschung der Entstehung und Entwicklung der österreich i­
schen Territorialbildungen in Schwaben und am Oberrhein das Herzstück der Terri­
torialgeschichte des deutschen Südwestens, doch hat er den Vorlanden den Charak­
ter eines eigentlichen Territoriums abgesprochen 6. Der bislang einzige Versuch, die 
Geschichte dieser österreichischen Besitzungen enhalb des Arl und des Fern (d . h. 
jenseits von Arlberg und Fernpaß) im Zusammenhang darzustellen, den der sankt­
blasianische Konventuale Franz Kreutter im Jahre 1790 unternommen hat, macht 
bei aller Unzulänglichkeit die Schwierigkeiten eines solchen Unterfangens deutlich. 
Eine Geschichtsschreibung der österreichischen Vorlande kann sich nicht, wie etwa 
bei dem benachbarten Württemberg, auf eine fest umrissene Landschaft und ein 
Fürstenhaus beschränken, sie muß die Territorialbildung im gesamten Südwesten 
des alten deutschen Reiches, die Entstehung der Eidgenossenschaft, den jahrhun­
dertelangen Gegensatz zwischen Österreich und Frankreich umgreifen und die Ge­
schichte des Hauses Habsburg und seiner europäischen Verknüpfungen mit berück­
sichtigen. Hausmachtstreben und Reichsgedanke, Sonderverwaltung kleiner Teile 
und das Walten weit entfernter Regierungszentren, Reibungen mit anderen Reichs­
ständen auf engstem Raume und Lebensbelange der deutschen Nation im ganzen 
sind in der Geschichte dieses Staatsgebildes wirksam, formulierte Otto Stolz in sei­
ner Geschichtlichen Beschreibung der ober- und vorderösterreichischen Lande, mit 
der er die moderne wissenschaftliche Beschäftigung mit den Vorlanden einleitete 7 . 

Von der landesgeschichtlichen Forschung des 19. Jahrhunderts, soweit sie sich in 
ihrer überwiegend vaterländisch-kleinstaat lichen Ausrichtung überhaupt mit den 
Vorlanden beschäftigte, wurde die habsburgische Vergangenheit dieser Gebiete ne­
gativ beurteilt 8, eine Auffassung, die sich noch in der Sichtweise Gerhard Ritters 
niederschlug; für ihn stellte Vorderösterreich ein unglückliches, vielfältig zerfetztes 
Gebilde ohne rechten Mittelpunkt dar 9. Der Aspekt, daß Habsburg einmal nach 
dem Mißlingen der Pläne König Rudolfs und seines Sohnes Albrecht, ein festes und 

5 A. SCHULTE, Studien zur älteren und ältesten Geschichte der Habsburger I S. 1-20 
6 K. S. BADER, Der deutsche Südwesten S. 85 und 87 
7 O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. IX 
8 So etwa die Tendenz bei J . BADER, Die breisgauischen Stände S. XII-XXXII und passim 
9 G. RITTER, Freiburg als vorderösterreichische Stadt S. 204 
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geschlossenes Territorium am Oberrhein, in der Schweiz und in Schwaben zu schaf­
fen, und nach den katastrophalen Folgen der Fehlentscheidung Herzog Fried­

richs IV. von 1415 mit seiner Hausmachtpolitik im Westen des Reiches gescheitert 
sei, bestimmte weithin die Bewertung der Vorlande. Nur noch ein politisches Trüm­
merfeld war Vorderösterreich nach 1415 in der Sicht Theodor Mayers 10, der öster­
reichische Besitz in Schwaben - so Georg Dehio - ein Bündel von Fetzen 11. Selbst 

Ouo Stolz, der als erster Funktion und Bedeutung der Vorlande wieder sichtbar ge­
macht hat, nannte sie ein in seinem Ausbau steckengebliebenes Erzeugnis des Stre­
bens nach raumstaatlicher Zusammenfassung 12. Karl Siegfried Bader sprach vom 
Primat Österreichs in der Territorialentwicklung im Süden des alten deutschen Rei­
ches, dem diese Rolle zu Unrecht bisher in der politischen und landesgeschichtlichen 
Literatur vorenthalten worden sei; doch auch er betonte, daß der Versuch Habs­
burgs, ein geschlossenes Territorium im deutschen Südwesten zu errichten, im 
Spätmittelalter gescheitert sei. Habsburg-Österreich war wohl im 14. und 15. Jahr­
hundert der größte Territorialherr des deutschen Südwestens geworden, eine wirkli­
che Einheit, einen ,Staat' konnte man das lockere Gebilde, das die oberrheinischen 
und schwäbischen Herrschaften unter Österreichs Szepter in ihrer Gesamtheit dar­
stellten, nicht nennen. Kein Herzogtum, kein geschlossenes Fürstentum überhaupt, 
sondern ein herrschaftliches Konglomerat, das war das Ergebnis der Schwabenpoli­
tik des Hauses Habsburg. In diesem Scheitern der Einungspolitik Österreichs in 
Schwaben und am Oberrhein sah Bader einen der tragischsten Züge gesamtdeut­
scher Staatsgeschichte 13. Unter den Historikern kam Theodor Mayer der österrei­
chischen Einschätzung der Vorlande am nächsten, als er hervorhob, daß der Wert 
und die Hauptfunktion der Vorlande in der Neuzeit nicht im Territorialbesitz an 
sich, sondern in der Tatsache lag, daß sie Verbindung und Verknüpfung Österreichs 
mit dem Westen Europas darstellten . Es wäre verständnislos, Vorderösterreich mit 
dem Maßstab des später zentralisierten Machtstaates zu messen und seine Eigenart 
danach zu beurteilen 14. 

Für die Habsburger hatten die Vorlande immer den Ehrenvorzug, das älteste Pa­
trimonium des Hauses zu sein, eine Tradition, deren Pflege sich das Schwarzwald­
kloster St. Blasien unter Fürstabt Martin Gerben im 18. Jahrhundert zur besonde­
ren Aufgabe machte 15. Darüber hinaus stellten sie trotz ihrer Zerrissenheit einen 
nicht unbeträchtlichen finanziellen Wert dar; sie haben immer einen beachtlichen 

10 TH. MA YER, Die Habsburger am Oberrhein S. 53 
11 G. DEHIO, Geschichte der deutschen Kunst Bd. 3 S. 347 
12 O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. IX; ebenso H. E. FEINE, Entstehung und Ent-

wicklung der vorderösterreichischen Lande S. 58-62 
13 K. S. BADER, Der deutsche Südwesten S. 74 und 87 
14 TH. MAYER, Schwaben und Österreich S. 268 
15 Vgl. J . BADER, Das ehemalige Kloster SI. Blasien auf dem Schwarzwald und seine Ge­

lehrtenakademie. - In: FDA 8/ 1874 S. 103-253; J . P. ORTNER, Marquard Herrgott (1694-
1762). - Wien 1972 = Veröff. d. Komm. f. Gesch. Österreichs 5, S. 55-69 
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Teil an den österreichischen Gesamtstaatseinnahmen aufgebracht 16. Eine um 1565 
entstandene Beschreibung Tirols und der Vorlande - wohl aus der Feder eines An­
gehörigen der Tiroler Kammer - nannte so auch die einzelnen Teile der Vorlande 
ain schöne ansehnliche herrschaft (Hohenberg), gar ein schönes, clains, lustigs länd­
lin (Burgau), die sambt dem new aufgerichten zöllen ain zimblich einkomen haben 
(Landvogtei Schwaben); der wirtschaftliche Wert dieser Besitzungen war der Tiroler 
Kammer durchaus bewußt 17. Aber auch die These von dem unorganisierten Län­
derkonglomerat, das kaum regierbar und regiert gewesen sei, bedarf einer Revision. 
Sie ist zumeist auf Vorurteilen und einer Unkenntnis der österreich ischen Verwal­
tung begründet. Wo immer sich neuere Untersuchungen mit der habsburgischen 
Administration der Vorlande beschäftigt haben, ergab sich im Gegenteil das Bild ei­
ner - im Vergleich zu den gleichzeitigen Einrichtungen benachbarter Territorien -
modernen und im wesentlichen effizienten Staatsverwaltung 18. 

Die besondere Rolle, die die Vorlande unter den übrigen habsburgischen Besit­
zungen spielten, kam zutreffend in dem Vorwurf zum Ausdruck, der gegen Herzog 
Sigismund erhoben wurde, als er 1469 im Vertrag von Saint-Omer seine oberrheini­
schen Herrschaften an Kar! den Kühnen von Burgund verpfändete: Damit habe er 
ingang und slüssel Tutscher nation weggegeben 19. Nichts anderes meinte der Kon­
stanzer Kardinalbischof Franz Konrad von Rodt (1750-1775), wenn er in der pa­
pierenen Kanzleisprache des 18. Jahrhunderts schrieb: Die Vermischung der Vor­
lande, dii: vor den Toren Augsburgs begönnen und sich bis an den Rhein erstreck­
ten, mit anderen Territorien sei selbst ein Vorteil, denn sie autorisiere das Erzhaus 
Österreich zu vielen in die Staatskunst einschlagenden Unternehmungen, nament­
lich könne man das protestantische Württemberg dadurch in gewissen Schranken 
halten 20 . Gerade die Streulage der österreichischen Besitzungen ermöglichte es 
nämlich dem Hause Habsburg, auch nach der Aufgabe einer auf Expansion gerich­
teten Territorialpolitik nach der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts mit den Mit­
teln einer informellen Herrschaftsausübung einen entscheidenden Einfluß im deut­
schen Südwesten zu behalten 21. Für wenige Jahrzehnte deutete sich zu Ende des 15 . 

16 S. u. S. 111-115, 123 und F. Q UARTHAl u. G. WI ELAND, Die Behördenorganisation S. 65-
67; O . STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 167 

17 Beschreibung der ober- und vorderösterreichischen Lande, ihrer Herrschaften und lan­
desfürstlichen Residenzen um 1665 . -ln: O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 128-162, 
bes. S. 144-161 

18 H . M. MAURER, Die Habsburger und ihre Beamten S. 24-54; W . MEYER, Die Verwal­
tungsorganisation S. 277-282; F . QUARTHAl und G. WIELAND, Die Behördenorganisation 
S. 43-162 . Über die Verwaltung der Vorlande bereite ich eine eigene Untersuchung vor. 

19 O. CARTElllERl, Zum Vertrag von Saint-Omer S. 629 
20 Zitiert nach J. FORDERER , Oberschwaben in staatlicher Nichtigkeit 
21 V. PRESS hat diesen Begriff entwickelt, um das Verhältnis zwischen der Kurpfalz und der 

Kraichgauer Ritterschaft zu beschreiben; er spricht auch von nichtlerritorialen Herrschafts­
formen . Beides scheint geeignet, auch das Verhältnis Habsburgs zum oberschwäbischen Adel 
in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts zu charakterisieren . (Die Ritterschaft im Kraichgau 
zwischen Reich und Territorium 1500-1623. -In: ZGO 122/1974 S. 35-98; hier S. 85 u. S. 95) 
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Jahrhunderts eine Art Schlüsselstellung für die Vorlande als Bindeglied zwischen 

den österreichischen Herzogtümern und dem von Maximilian erheirateten Burgund 

an, doch entfiel diese Aufgabe mit dem Übergang der burgundischen Länder an die 

spanische Linie der Habsburger 22. 

In den letzten beiden Jahrhunderten der Zugehörigkeit der Vorlande zu Habs­

burg war ihre Geschichte bestimmt von dem Gegensatz zwischen Österreich und 

Frankreich. Nach 1753 waren sie territorial gefestigt, zugleich durch die Auslösung 
zahlreicher Pfandschaften rechtlich vereinheitlicht und in ihrer Verwaltungsgliede­

rung auch den anderen habsburgischen Provinzen angepaßt worden; immer noch 

wurde ihre besondere Stellung hervorgehoben. Sie waren für Maria Theresia der 

Teil der Erblande, mit dem Österreich mit dem europäischen Welttheater in Verbin­

dung trat; Kaiser Joseph 11. bezeichnete sie nüchterner als den Vorposten der Mo­
narchie 23. Nach 1805 setzten sich in Österreich der Gedanke der territorialen Ab­
rundung und militärische Überlegungen besserer Veneidigungsmöglichkeiten ge­

genüber dem bisherigen Gesichtspunkt einer engen Verbindung mit dem Reich 

durch, so daß danach kein Versuch mehr unternommen wurde, die im Preßburger 

Frieden abgetretenen Vorlande wiederzugewinnen. Die Aufgabe dieser Vorlande 

war symptomatisch für den Rückzug Österreichs aus dem Reich. 

2 .2 . DIE HABSBURGISCHE TERRITORIALBILDUNG IN SCHWABEN 

In der Gestalt, in der sich die Provinz Vorderösterreich nach 1753 darbot 24, hatte 

sie nur noch wenig gemein mit dem ursprünglichen Territorialbesitz des Hauses 

Habsburg in den Vorlanden 25. Elsaß, Sundgau und die Nordschweiz bildeten den 

Ausgangspunkt des Hauses; in Schwaben, nach 1648 von der Steuerkraft her der 

Schwerpunkt der Vorlande, hatte Habsburg vor König Rudolf keinen oder nur ge­

ringen Besitz 26. Erst Rudolf von Habsburg und sein Sohn Albrecht haben ihn im 

Zuge einer plan vollen Erwerbspolitik geschaffen 27. Die Revindikation von Reichs-

22 H. E. FEINE, Entstehung und Entwicklung der vorderösterreichischen Lande S. 61 
23 F. QUARTHAL und G. WIE LAND, Die Behördenorganisation S. 7 
24 Ebd ., Kartenbeilage Vorderösterreich 1753-1805 
25 Vgl. die Karte S. 24 Kyburger, Habsburger und Savoyer 1264 und S. 25 Habsburger beim 

Tode König Rudolfs im Historischen Atlas der Schweiz 1958; fUr das Elsaß und den Ober­
rhein die Karte Historische Karte der habsburgischen Besitzungen am Oberrhein von den ti/te­
sten Zeiten bis /648 (A . SCHULTE, Studien zur älteren und ältesten Geschichte der Habsburger 
111, nach 5. 586; zur Gesamtentwicklung vgl. J. KERKHOFF, Territorialentwicklung der öster· 
reichischen Länder bis 1797, Karte und Beiwort) 

26 Zu den Besitzungen auf der Schwäbischen Alb vgl. H. DECKER-HAUFF, Burgfelden und 
Habsburg S. 55-74 

27 Zur Territorialpolitik der Habsburger s. H. E. FEINE, Die Territorialbildung S. 176-308; 
J. KERKHOFF, Territorialentwicklung der österreichischen Länder bis 1797, Karte und Beiwort 
S. 1-7; kUrzere Übersichten M. SCHAAB, Vorderösterreich. - In : Das Land Baden­
WUrttemberg. - Bd. I Stuttgart 1974, S. 182-187; F_ KÖLLE, Das österreich ische Kaiserhaus 
in Schwaben_ - TUbingen 1806 
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HERRSCHER üBER DIE VORLÄNDISCHEN BESITZUNGEN DER HABSBURGER 

Kg. Rudol[1. 
<t 1290} 

I 

Kg. Albrecht 1. Hz. Hartmann 
(ab 1274. Kg. 1298. t 1308) (ab 1274. t 1281) 

Hz. Rudol[ 11. 
(1283. t 1290) 

I I I I 
Hz. Rudol[ 111. Hz. Friedrich 1. Hz. Leopold 1. Hz. Albrecht 11. 

(ab 1326. t 1358) (ab 1298. t 1307) (ab 1298. Kg. t 1308) (ab 1308. t 1326) 

I 
Hz. Rudol[ IV. 
(1357. t 1365) 

I 
HZ . . Wilhelm 
(ab 1404 gemeinsam 
mit Leopold) 

I 
K. Friedrich lll. (V.) 
(ab 1439 Vormund 
Sigismunds) 

I 
Kg. (K.) Maximilian 1. 
(1490. t 1518) 

I 
Philipp I. 

I 
I 

K. Karl V. 
(1519-1523) 

I 

I I 
Hz. Albrecht lll. Hz. Leopold lll. 
(ab 1365. t 1392) (ab 1365. weitg~ 

I 

hend alleine tätig. 
Teilungen 1373. 
1379. t 1386) 

I 
Hz. Leopold IV. Ernst 
(ab 1392) 

I 

I 
Ehz. (Hz.) Albrecht VI. 
(ab 1444 
-1458 (1463)} 

Ehz. (K.) Ferdinand 1. 
(1523. t 1564) 

I 
K. Maximilian 1I. Ehz. Ferdinand 

(1564. t 1595) 

I 
Karl 

Hz.OUo 
(ab 1328. 
t 1339) 

I 
Hz. Friedrich 1I. 
(ab 1337. 
t 1344) 

I 
Hz. Friedrich IV. 
(1404; verwaltet 
im Namen Leo­
polds (außer El­
saß und Sundgau). 
t 1439; Einschnitt 
1415} 

Ehz. (Hz.) Sigismund 
(Tirol. Vorarlberg 
ab 1446. 1450 auch 
Thurgau. Freiburg 
L Ü. und das östL 
Schwaben. ab 1458 
und 1463 die g~ 
samte Vorlande -
1490) 



I 
K. Maximilian 11. 

I 
K. Rudof[1L 
(l595,1604, 
t 1612) 

Ehz. Maximifian 
(1602, t 1618) 

Die Namen der Habsburger, 
die nicht über die Vorlande 
herrschten, um des genealo­
gischen Zusammenhangs 
willen aber eingefiigt wurden, 
sind recto gesetzL 

I 
Ehz. Ferdinand 
(1564, t 1595) 

I 
Kurf v. Burgrzu 
(1610, t 1618; außer 
Vorderösterreich) 

Karl 

K. Ferdinand Il. 
(1618-1626) 
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Ehz. Leopo/d 
(l619 Gubernator, 
1626 LandesfUrst, 
t 1632) 

OOC/audia v. Medici 
(l632 - 1646) 

I 
I K. Ferdinand 111. 

I 
Ehz. Ferdifll1nd Karf 
(l646, t 1662) 

Ehz. Sigismund F'rrlnz 
(1662, t 1665) 

K.Leopo/dl 
(l665, t 1705) 

I 
I 

I 
K. Joseph I. K. Karf Vl 
(l705, t 1711) (l711, t 1740) 

I 
Maria Theresia 00 K. Franz I. 
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gut und stau fischern Hausbesitz, die Einrichtung der Reichslandvogteien und Käufe 
fremder Herrschaften dienten dem einen Ziel, Habsburg eine feste Basis in Schwa­
ben zu schaffen, die das neuerworbene Königtum stützen sollte. Ob Rudolf dabei 
das Ziel verfolgte, auch das Herzogtum in Schwaben neu zu errichten und mit sei­
nem Hause zu verbinden, ist zweifelhaft; der frühe Tod seiner Söhne Hartmann 
(1281) und Rudolf (1290) hätte den Plan in jedem Fall zum Scheitern verurteilt 28 . 

Rudolf kaufte vor 1276 die Stadt Mengen, 1282 die Grafschaft im Diengau und Er­
gau, zwischen 1287 und 1290 die Herrschaft Sigmaringen und 1291 die Grafschaft 
Veringen. Damit war im Inneren Schwabens um den Bussen ein geschlossener Haus­
macht komplex entstanden, der auch von einem Beamten einheitlich verwaltet wur­
de 29 ; er ging allerdings durch Verpfändungen zu Anfang des 14. Jahrhunderts zu 
großen Teilen wieder verloren 30. 

Rudolfs Sohn Albrecht baute diese Besitzungen durch den Erwerb der Herrschaft 
Tengen um 1300, der Stadt Saulgau (vor 13(0) und der konstanzischen Vogteigüter 
in Aach und Radolfzell aus. Etwa gleichzeitig erwarb er die Stadt Munderkingen 
und für kurze Zeit Stadt und Amt Blaubeuren; dieser Besitztitel wurde nach dem 
Sieg des kaiserlichen Heeres im Jahre 1634 wieder bedeutsam. 1301 kam die Mark­
grafschaft Burgau hinzu, 1303 die Grafschaft Holzheim mit weiteren Gütern von 
den Grafen von Berg-Schelklingen und 1305 die Stadt Bräunlingen mit ihrer großen 
Waldmark. Zusammen mit den alten habsburgischen Hausgütern und dem Reichs­
gut ergab dies einen Besitzkomplex von beachtlichem Umfang, der als zusammen­
hängendes Territorium zu einem bedeutenden Machtgebiet geworden wäre. Das 
südwestdeutsche Fürstentum der Habsburger wäre die natürliche Fortsetzung der 
großen, das Alpenvorland charakterisierenden Territorien von Österreich und Bay­
ern geworden 31 . Bezeichnenderweise haben sich Rudolf wie auch Albrecht trotz des 
Gewichts der neugewonnenen Herzogtümer in Österreich insgesamt weit mehr in 
den Vorlanden aufgehalten als in den östlichen Herrschaften. Der dreimalige Ent­
zug der Königskrone durch die deutschen Fürsten (1291, 1308, 1314) hat verhindert, 
daß dieser geschlossene Territorialstaat im Südwesten des Reiches entstehen konnte. 

Trotzdem setzten die Habsburger auch nach Albrechts Tod ihre Expansionspoli­
tik in Schwaben und im Oberrheingebiet fort; beachtlichen Erwerbungen hier stan­
den erhebliche Verluste südlich des Bodensees und des Hochrheins an die Eidgenos-

28 Für den Herzogsplan O. REDLICH, Rudolf von Habsburg S. 550f.; H . E. FEINE, Territo­
rialbildung S. 192-194; K. S. BADER. Der deutsche Südwesten S. 68f. Kritisch dagegen schon 
S. eH. PESLERUS. De augustae gentis austriacae ducatu. S. 15. 39-53. 78-82; demnächst H. 
HOFACKER. Schwäbische Herzogstradtionen zwischen Habsburg und Württemberg. - In: 
Kleine Schriften 3. - Stuttgart (voraussichtlich 1980) = Spätmittelalter und frühe Neuzeit. 
Tübinger Beiträge zur Geschichtsforschung. Ich danke Herrn Hofacker für die Möglichkeit. 
Einsicht in sein Manuskript nehmen zu können. 

29 H. M. MAURER. Die Habsburger und ihre Beamten S. 26-45 
30 H . E. FEINE. Territorialbildung S. 245f. 
31 Ebd .• S. 211f. 
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sen gegenüber 32. Von den Herrn von Walsee kauften Albrecht 11. und sein Bruder 
Otto 1331 Burg und Stadt Waldsee sowie die Herrschaft Warthausen samt anderen 
Besitztiteln. Im Jahre 1343 konnten die Herzöge von Habsburg den Rest des bergi­
schen Familienbesitzes, die Herrschaften Berg, Schelklingen und Ehingen erwerben, 

womit ihre Stellung an der Donau gefestigt wurde; diese Käufe leiteten eine Phase 
starker habsburgischer Ausdehnung im ganzen Südwesten ein 33. Schon Herzog AI­
brecht 11. konnte die Feste Wehingen (1351) und die Herrschaft Triberg (1355) an 
sich bringen. Nachdem Herzog Rudolf IV. Tirol gewonnen hatte, lag es nahe, die 
Stellung seines Hauses am Hochrhein und in Schwaben auszubauen, um eine starke 
und sichere Verbindung der oberrheinischen Besitzungen mit dem innerösterreichi­
schen Hausgut zu schaffen. Dies wurde einmal durch den Aufkauf der montforti­
schen und werdenbergischen Besitzungen, zum anderen durch den der hohenbergi­
schen Güter erreicht. 1375 (1390) fiel Feldkirch an Habsburg, 1394 (1413) Bludenz, 
1395 Rheineck und Sargans. Die Hohenberger verkauften 1375 die Herrschaft Hai­
gerloch und sechs Jahre später ihre Stammgrafschaft Hohenberg. 1379 gelangte 
Habsburg, wenn auch nur für wenige Jahre, in den Pfandbesitz der Landvogtei 
Schwaben. Neben diesen Käufen konnte in Schwaben nur in geringem Maße - im 
Vergleich etwa zu Tirol oder zu den Oberrheinlanden - das Instrument der Kloster­
vogtei als Mittel der Territorialbildung eingesetzt werden. 

Bei der habsburgischen Länderteilung von 1379 erhielt Leopold lll. Tirol mit den 
Vorlanden, bei der von 1396 und 1404/ 06 Leopold IV. und Friedrich IV. den glei­
chen Komplex. Nach Leopolds IV. Tod im Jahre 1411 verfügte Friedrich alleine 
- mit Ausnahme der an Leopolds Witwe Katharina ( t 1426) als Widumsgut ver­
schriebenen elsässischen Herrschaften - über die oberen und vorderen Lande. Aus 
dieser Zeit stammt die administrative Verbindung Tirols mit den Vorlanden, die 
auch nach dem Rückfall dieser Gebiete an das Gesamthaus (1490) Bestand hatte. 

Die Vorlande standen bis 1415 zumeist unter einer einheitlichen Leitung. Bis 1298 
hatte Otto von Ochsenstein das Hausgut der Habsburger in den vorderen Landen 
verwaltet. Ihm fo lgte Otto von Röteln, der zugleich Burggraf in Rheinfelden war; 

1303 übernahm Herzog Friedrich selbst ihre Verwaltung 34. Ein Landvogt in Ensis­
heim leitete die Ämter am Oberrhein, ein anderer die des Thur- und Zürichgaues. 
Dem Vogt in Baden unterstanden die Ämter im Aargau und meist auch die im 
Schwarzwald, der Vogt in Mengen verwaltete die Ämter in Schwaben, bis durch ihre 
Verpfändung um 1420 dieser Besitz weitgehend durchlöchert wurde 35. 

32 H. STEINACKE R, Die Habsburger und der Ursprung der Eidgenossenschafl S. 17f.; H. 
AMMANN , Die Habsburger und die Schweiz S. 136-147; H. E. FEINE, Territorialbildung 
S. 263-265 

33 Zu den Einzelheiten s. H. E. FEINE, Territorialbildung S. 241 f. 
34 Ebd., S. 217f. 
35 Ebd., S. 245f.; H. MAURER, Die Habsburger und ihre Beamten S. 51-54 
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Die administrative Gliederung der Vorlande kennt bis 1415 noch keine festen 
Grenzen; häufig stand ein Beamter an der Spitze aller Vorlande, meist aber bildeten 
zwei Landvögte die Spitze der Verwaltung. Der eine mit dem Sitz in Baden war für 
den Thurgau und den Aargau zuständig, der andere mit Sitz in Ensisheim für Breis­
gau, Elsaß und Sundgau. Die Herrschaften im Schwarzwald und in Schwaben wech­
selten in ihrer Zuordnung, doch wurden sie häufiger von Baden als von Ensisheim 
aus verwaltet. Diese Frage bedarf noch einer genaueren Untersuchung, denn auch 
die Benennung der Landvögte nach ihren Zuständigkeitsbezirken ergibt noch kein 
eindeutiges Bild, da oft der Landvogt im Elsaß auch im Aargau und Thurgau amtete 
und umgekehrt. Die Amtszeit der leitenden Beamten war relativ kurz und erstreckte 
sich nur selten über mehrere Jahre. Zumeist aber bildeten die Vorlande auch nach 
ihrer Verbindung mit Tirol (1379) einen von einem oder zwei vorländischen Beam­
ten einheitlich verwalteten Bereich 36 . 

Im Jahre 1415 kam es zu der verhängnisvollen Entscheidung Herzog Fried­
richs IV., dem vom Konstanzer Konzil abgesetzten Papst Johannes XXIII. zur 
Flucht aus Konstanz zu verhelfen 37. Kaiser Sigismund erklärte ihn deswegen in die 
Reichsacht und aller seiner Besitzungen für verlustig 38. Die benachbarten Reichs­
stände forderte er auf, die nächstgelegenen Herrschaften des Herzogs als Reichs­
pfand oder Eigentum zu übernehmen, seine Städte erklärte er für reichsunmittelbar. 
Auf diese Weise schien mit einem Schlage das Gebiet des Hauses Österreich in den 
Vorfanden, das in zwei Jahrhunderten stückweise zu beiden Seiten des Oberrheins 
zusammengetragen war, vernichtet 39. Die Eidgenossen eroberten damals den Aar­
gau und behielten ihn als Untertanenland. In der Mitte des Jahrhunderts gingen 
noch weitere wichtige habsburgische Positionen an sie verloren, 1458 Rapperswil, 
1460/ 61 die Landvogtei Thurgau und Besitzungen in der Innerschweiz, 1467 
schließlich die Stadt Winterthur 40. Mit Ausnahme des Fricktals und der Herrschaf­
ten am Hochrhein hatte Habsburg damit alle alten Stellungen südlich des Rheins 
verloren. 

Am Oberrhein wirkte sich die Entscheidung von 1415 auf die Dauer dagegen we­
lliger gravierend aus. Schon in dem Aussöhnungsvertrag zwischen Kaiser Sigismund 
und Herzog Friedrich IV. von 1418 wurde Friedrich gestattet, alle seine verpfände­
ten Lande im Elsaß, Breisgau und in Schwaben wieder zurückzulösen. Ausdrücklich 
ausgenommen blieben allerdings die Herrschaften, die die Eidgenossen eingenom­
men hatten 41 . Die elsässischen Besitzungen waren ohnehin als Widum der Herzogin 

36 Darüber bereite ich eine eigene Untersuchung vor. 
37 H . KRAMER, Das Bündnis Herzog Friedrichs mit Papst Johannes XXIII. - In: Schiern· 

Schriften 15/ 1934 S. 440-452 
38 Vgl. E. M. LICHNOWSKY, Geschichte des Hauses Habsburg Bd. 5 S. 157-200 
39 O. STOLZ, Der territoriale Besitzstand S. 34 
40 H. E. FEINE, Territorialbildung S. 276f. 
41 O. STOLZ, Der territoriale Besitzstand S. 34 
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Katharina von Burgund nicht unter die allgemeine Verpfändung gefallen; nach ih­
rem Tode im Jahre 1426 erhielt Friedrich sie wieder zurück. Nach 1425 konnte er die 
meisten seiner breisgauischen Besitzungen wieder einnehmen 42. Bis 1434 war von 
ihnen nur Rheinfelden nicht wieder unter seine Herrschaft zurückgekehrt. 

In Schwaben war der Zusammenbruch der habsburgischen Herrschaft viel 
schwerwiegender und langandauernder. Die Landvogtei Schwaben war bereits 1386 
nach dem Tode Herzog Leopolds IH. wieder an das Reich zurückgefallen 43. Schon 
1410 hatten die Herzöge Ernst und Friedrich auch die Herrschaft Hohenberg mit 
Ausnahme der geistlichen und weltlichen Lehen an ein Konsortium von 19 Reichs­
städten unter der Führung Ulms verpfändet 44. Die Markgrafschaft Burgau war 
zwar als einzige aller vorländischen Herrschaften bereits 1418 an Herzog Friedrich 
zurückgelangt, doch waren dort fast alle nutzbaren Rechte an die Herren von Eller­
bach und von Knöringen verpfändet 45. Die Stadt Aach befand sich im Pfandbesitz 
der Grafen von Nellenburg, Radolfzell hatte 1415 die Reichsstandschaft erworben 
und konnte sie bis 1455 bewahren 46 . Ehingen, Schelklingen und Berg waren an UI­
rich von Teck verpfändet 47. Die Donaustädte Munderkingen, Mengen, Riedlingen, 
Saulgau und Waldsee waren zusammen mit anderen von Rudolf von Habsburg er­
worbenen Besitzungen um den Bussen seit 1384 Stück um Stück an die Truchsessen 
von Waldburg übergegangen; 1406 wurde zwischen ihnen und den Herzögen Leo­
pold und Friedrich ein Gesamtpfandvertrag über alle Herrschaften, die die Truch­
sessen an sich gebracht hatten, abgeschlossen 48. Wegen dieses Pfandvertrages gin­
gen sie wie Ehingen und Schelklingen zwar 1415 nicht an das Reich verloren, blieben 
aber gleichwohl dem österreichischen Einfluß weitgehend entzogen 49. Hinzu kam, 
daß die Herrschaft Feldkirch mit Rankweil, Sulz, Jagdberg und Ramschwag und 
dem Walgau, Fussach und Höchst, ferner die Herrschaften Rheineck, Altstätten 
und das Rheintal links des Flusses an den Grafen Friedrich von Toggenburg ver­
pfändet waren so , so daß sich insgesamt das Bild eines nahezu vollständigen Verlu­
stes der habsburgischen Stellung in Schwaben in der ersten Hälfte des 15. Jahrhun­
derts ergibt. Herzog Friedrich war nicht in der Lage, zu seinen Lebzeiten die kata­
strophalen Folgen seiner Fehlentscheidung von 1415 wieder gutzumachen . Nutznie­
ßer dieses Rückzuges des Hauses Habsburg aus Schwaben waren kleinere Adelsge­
schlechter, in erster Linie die Truchsessen von Waldburg, die zudem 1415 vom 

42 Ein Verzeichnis der 1525 noch unter fremder Herrschaft stehenden Besitzungen gibt O. 
STOLZ, Der territoriale Besitzstand S. 39 

43 E. GÖNNER und M. MILLER, Die Landvogtei Schwaben S. 684 
44 OAB Rottenburg 2. Aufl. Bd. 1 S. 344f. 
45 S. u. S. 26f.; O. STOLZ, Der territoriale Besitzstand S. 41 
46 P. ALBERT, Geschichte der Stadt Radolfzell S. 131-218 
47 C. F. STAUN, Wirtembergische Geschichte Bd . 4 S. 402 
48 J. LAUB, Geschichte der vormaligen fünf Donaustädte S. 52-59 
49 Ebd., S. 59 
50 O . STOLZ, Der territoriale Besitzstand S. 42 
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Reich auch noch die Landvogtei Schwaben erworben hatten und faktisch an die 
Stelle Österreichs getreten waren. 

Der territoriale Zusammenbruch Habsburgs in Schwaben hatte für die gesamte 
weitere Entwicklung zwei gravierende Folgen. In der Periode, in der sich in anderen 
Territorien Landstände herausbildeten, und in der auch der Ablösungsprozeß der 
Ritterschaft aus den Territorien noch nicht eingesetzt hatte, Ritterschaft und Präla­
'ten etwa in Vorderösterreich (d . h. den Herrschaften am Oberrhein) noch bereit wa­
ren, sich unter die habsburgische Oberherrschaft zu begeben SI, war das Haus Habs­
burg in Schwaben nicht präsent. Erst Herzog Albrecht VI. und nach ihm Herzog Si­
gismund von Tirol versuchten seit der Mitte des 15 . Jahrhunderts, das verlorenge­
gangene Terrain zurückzugewinnen. Kaiser Friedrich III. unterstützte teilweise die 
Bestrebungen der beiden aus habsburgischem Hausmachtinteresse; er stellte sich ih­
nen jedoch entgegen, wenn er Reichsinteressen in Schwaben gefährdet sah, da für 
ihn dieses Land dem Kaiser unmittelbar und ohn mittel verbunden war. Sigismund 
und sein Nachfolger Maximilian waren nunmehr auch bemüht, das Instrument des 
Landsassiats zur Territorialbildung einzusetzen. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich je­
doch die Bedingungen für ein solches Vorgehen durch die langjährige Organisation 
der Ritterschaft im St. Jörgenschild und danach im Schwäbischen Bund entschei­
dend verschlechtert. Eine Untersuchung der habsburgischen Ständebildung in 
Schwaben muß diesen durch den Kollaps in der Territorialentwicklung bedingten 
Bruch als wichtigen Faktor mit berücksichtigen. 

Territorial waren Albrecht VI., Sigismund und Maximilian erfolgreich. Sigis­
mund konnte über die verlorengegangenen Herrschaften hinaus 1465 die Grafschaft 
Nellenburg und endgültig 1486 die Landvogtei Schwaben erwerben, König Maximi­
lian fügte nach dem Bayerischen Erbfolgekrieg 1504 noch die Herrschaften Kirch­
berg und Weißen horn hinzu. Damit war im großen und ganzen der territoriale Rah­
men erreicht - Sigmaringen und Veringen kamen 1535 noch hinzu -, den 
Schwäbisch-Österreich bis 1805 ausfüllte. 

Der Verlust der territorialen Basis in Schwaben nach der Achterklärung Herzog 
Friedrichs hatte jedoch noch eine zweite, schwerwiegende Folge: Die habsburgische 
VerwaItungseinheit Schwaben ging unter und wurde in der Folge auch nicht wieder 
errichtet. Bis 1320 wurden die habsburgischen Besitzungen in Schwaben von einem 
eigenen Vogt in Mengen verwaltet, danach war entweder der über alle vorderen 
Lande gesetzte Hauptmann oder der Landvogt im Aargau und Thurgau, selten der 
in Ensisheim für sie zuständig. Nach 1415 verlor Baden seine Funktion als habsbur­
gischer Verwaltungssitz, ohne daß in den Vorlanden ein Ersatz dafür geschaffen 
wurde; Ensisheim blieb auf die Besitzungen am Oberrhein und auf den Schwarz­
wald beschränkt. Auch während der Regierung Erzherzog Albrechts VI. in den Vor­
landen (1446-1458) änderte sich längerfristig nichts an diesem Zustand. Die öster-

SI Zur Situation am Oberrhein vgl. K. v. WOGAU, Die landständische Verfassung S. 26-30 
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reich ischen Besitzungen in Schwaben wurden nicht mehr von den Vorlanden aus 
verwaltet, sondern sie unterstanden einzeln und unverbunden der Regierung in 
Innsbruck. Da König Maximilian seine Verwaltungsreformen auf die Ebene der 
Länderregierungen beschränkte und die Unterbehörden nicht mit einbezog 52 , blieb 
dieser Zustand bis zu der allgemeinen Staatsreform von Maria Theresia bestehen 
und hat neben der räumlichen Zersplitterung der habsburgischen Besitzungen zu ei­
nem guten Teil mit dazu beigetragen, daß Schwäbisch-Österreich erst spät zu einem 
Land zusammengewachsen ist. 

Die österreichischen Herrschaften in Schwaben hatten aus den geschilderten 
Gründen in der zweiten Hälfte des 15. und zu Anfang des 16. Jahrhunderts kaum 
Verbindung untereinander, mit den Besitzungen der Habsburger am Oberrhein wa­
ren sie nicht zu vergleichen. Ihre Zusammenfassung als Schwtibisch-Osterreich fällt 
erst in das zweite Drittel des 16. Jahrhunderts. Eine Untersuchung der österreich i­
schen Ständebildung in Schwaben kann deswegen nicht von dem noch nicht existen­
ten Land Schwtibisch-Osterreich ausgehen, sondern sie muß zunächst die Verhält­
nisse in den einzelnen Herrschaften als Basis nehmen. 

52 F . TEZNER, Die landes fürstliche VerwallUngsrechtspflege I S. 499 
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2.3. STÄNDEBILDUNG IN DEN SCHWÄBISCHEN HERRSCHAFTEN 
HABSBURGS 

Die Markgrafschaft Burgau 

Die Markgrafschaft Burgau zählt zu den ältesten Besitzungen des Hauses Habs­

burg in Schwaben. Sie fiel nach dem Tode des Markgrafen Heinrich III. von Bur­
gau, eines Schwagers König Rudolfs 1., im Jahre 1301 an König Albrecht, der sie an 
seine Söhne verlieh I. Sie war - wie alle Territorien der Zeit - kein einheitliches 

Land, sondern ein aus unterschiedlichsten Rechtstiteln, Allod, Reichslehen, Ge­
richtsherrschaft und Vogteien zusammengesetztes Gebilde, auf das die Bezeichnung 
Markgrafschaft seit 1218 wegen der anderswo erworbenen Markgrafenwürde der 

Markgrafen von Ronsberg übertragen wurde 2. Ihr Schwerpunkt lag zwischen Iller 
bzw. Rot, Lech und Donau. Mit hoher Gerichtsbarkeit, Geleit, Forsthoheit und 
Zollregal sowie dem Vogteirecht über so wichtige Klöster wie Wettenhausen und 
Ursberg waren dem Hause Habsburg die wesentlichen Elemente an die Hand gege­
ben, um aus der Markgrafschaft ein neuzeitliches Territorium zu schaffen 3. 

Insgesamt waren die nutzbaren herrschaftlichen Rechte und der Besitz des Inha­

bers der Markgrafschaft Burgau nicht allzu umfangreich. Während etwa die Herr­
schaft Hohenberg 1381 für 66000 fl an Österreich verkauft 4, die Landvogtei 
Schwaben 1379 für 40000 fl an Herzog Leopold III. verpfändet wurde und 1450 
Herzog Ludwig von Bayern die Herrschaft Heidenheim für 60 000 fl von Graf Ul­
rich erwarb 5, so betrug der Verkaufswert der Markgrafschaft Burgau 1470 nur 
37 Oll fl 6; von allen 1470 verkauften Gütern und Rechten war zu diesem Zeitpunkt 

so gut wie nichts in österreichischer Hand. Während also in Tirol nahezu von der 
gleichen rechtlichen Basis aus eine zielstrebige landesherrliche Politik noch im 14. 
und zu Anfang des 15. Jahrhunderts alle anderen Territorialgewalten ausgeschaltet 
und ein geschlossenes Land geformt hat 7, änderten die habsburgischen Markgrafen 
bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts nichts an den mittelalterlichen Herrschaftsstruk­
turen des Burgaus. Klostervogteien, in Tirol ein wichtiges Instrument der Herr-

I J. N . V. RAISE R, Guntia, und merkwürdigere Ereignisse der Donau-Stadt Günzburg, der 
Umgegend und der Markgrafschaft Burgau. - Augsburg 1823. L. BRUNNER, Beiträge I 
S. 3-116 und 2, S. 1-115; A . STEICHELE und A . SCHRODER, Das Bistum Augsburg Bd . 5 S. 12-
62; G . NEBI NGER, Entstehung und Entwicklung der Markgrafschaft Burgau S. 753-772; A. 
LAYER, Die habsburgischen Besitzungen . -In: Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3,2 
S. 981-988 

2 G . NEBINGER, Markgrafschaft Burgau S . 758-760 
3 L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 102 
4 OAB Rottenburg I . Bd. S. 340 
5 L. BRUNN ER , Beiträge 2 S. 65 
6 Ebd . , S. 77; Urkunde von 1470. J . F. LOHR, Gründlicher Unterricht Beil. VI 
7 M . MITTERAUER, Ständegliederung und Ländertypen. - In: Herrschaftsstruktur und 

Ständebildung 3 S. 115-203 
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schaftsbildung, wurden im Burgau nicht zielstrebig genutzt, ja, Herzog Friedrich 
gab z . B. zeitweise die Schirmrechte über Wettenhausen aus der Hand 8 . 

Die ersten Anzeichen eines neuen territorialstaatlichen Denkens fanden sich 

- wie auch sonst in den habsburgischen Besitzungen in Schwaben - unter dem 
nach dem Tode Herzog Friedrichs IV. vom Kaiser mit der Verwaltung der Vorlande 

betrauten Herzog Albrecht VI. Er verpfändete am 14. September 1457 auf Wieder­

lösung alles, was er unter dem Namen der Markgrafschaft besaß um 6000 fl an Her­
zog Ludwig von Bayern 9. Es handelte sich dabei - wegen des geringen Pfandprei­

ses - um den kleinen Rest an Rechten, der ihm in der Markgrafschaft geblieben 

war und den das Hochstift Augsburg 1470 wieder an sich löste 10. In der Urkunde , 
mit der er die Untertanen und Inwoner der Markgrafschaft von ihren Treuepflich­

ten löste, wandte er sich an Allen und yeden prelatenn Abbtenn, Abbtissin und allen 
andern geistlichen personenn allen Grauen Freyen Herrn Rittern Knechtenn Stetten 
Merckten landtleutten aigenn Leuttenn Burgermeistern Burgern Pawrn Vnderlanen 
vnd Inwonern geistlichen vnd weltlichen vnd allen anndern In was Wirdenn wesens 
oder stant die sein 11; die pertinenzartige Formel umfaßte also den Kreis derer, die 
auch in Ti rol die Landschaft, bildeten, nämlich die Gesamtheit der drei Stände. Das 

Ziel dieser Aktion war es offensichtlich, daß der finanzstarke Bayernherzog die 

verpfändeten markgräflichen Rechte wieder in eine Hand bringen sollte 12. 

Schon wenige Tage später kam Albrecht mit Herzog Ludwig darin überein, daß 

die Inbesitznahme der gesamten Markgrafschaft bis Lichtmeß (2. Febr.) 1458 unter­
bleiben sollte; offensichtlich waren auf habsburgischer Seite Bedenken wegen der 
bayerischen Expansionspolitik wach geworden . Wenige Tage vor Ablauf der gesetz­

ten Frist, am 13. Januar 1458, versetzte Albrecht mit Zustimmung Sigismunds von 

Tirol und Kaise r Friedrichs III. den wesentlichen österreich ischen Besitz in der 
Markgrafschaft an Bischof und Hochstift Augsburg um 6200 fl und wies seinen 

Landvogt Georg von Knöringen am 17. Februar 1458 an, eine Huldigung für Her­
zog Ludwig zu verhindern 13. 

Einen Tag später t rat er die Oberhoheit über den Burgau pfandweise an seinen 

Vetter Sigismund ab, bevor er ihm einige Monate später, am 10. Mai, nachdem er 

8 25. Mai 1412. L. BRu NNE R, Beiträge 2 S. 50L, J . J. MOSER, Rechtliches Gutachten 
S. 166f. Wenn im folgenden die Streitschriften und Urkunden zum Insassensrreit zitiert wer­
den, dann geschieht das nicht, um die Frage einer vollen österreichischen Landeshoheit oder 
der insässischen Reichtsunmittelbarkeit erneut zu erörtern, sondern um die Intentionen der 
österreichischen Politik von 1450 bis 1530 sichtbar zu machen. 

9 L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 64 
10 J . F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Bei l. VI 
11 Ebd., Beil. 111 , 19. Sept. 1457 
12 Die Urkunde vom 19. Sept. 1457 spricht von "Mercklicher vnnserer vnd vnnser Lannde 

furstenthumb vnd Herrschafft nütz vnd frombenn ." J. F. LOHR, Gründlicher Unterricht Beil. 
IV 

13 So L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 65 
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von Friedrich III. ein Drittel der österreichischen Erbmasse erhalten hatte, die ge­
samten Vorlande überließ 14 . In dem Gehorsamsbriefvom 14. Januar, der den In­
sassen den Herrschaftswechsel anzeigte und sie zum Gehorsam gegen den neuen 
Herren verpflichtete, wird deutlich, daß der Burgau nach Albrechts Verständnis ein 
Land im österreichischen Sinne war. Seine Urkunde richtete sich nicht nur an die 
bürgerlichen und bäuerlichen Untertanen, sondern an die Ersamen ga ist lichen Ed­
len vnd vnsern lieben getrewn, Affen vnd yeglichen Prelaten, Grauen, freyen Her­
ren, Rittern, vnd Knechten, Burgern, vnd gemainicfichen affen andern, in vnserr 
Marggraffschafft Burgaw wonhafft, vnd die güter darinn haben 15. Er forderte sie 
auf, seinem Vetter Sigismund, dem er die Markgrafschaft verpfändet habe, zu 
schwören, huldigen, gehorsam und gewärtig zu sein als ihrem lands fürsten . Wie 
dann ewr yeder vns vnd dem Hauss Oesterreich als landsessen (!) auch von phand­
schafft lehenschafft aygenschaft vnd sunst nach vnsern vnd derselben vnser Herr­
schafft rechten, vnd herkommen verpunden, vnd pflichtig ist. Johann Jacob Moser 
sah in der gleichzeitigen Übertragung der Markgrafschaft an das Hochstift Augs­
burg und an Herzog Sigismund eine Unmöglichkeit, ein diplomatisches Rätsel, das 
aufzulösen große Kunst erfordern würde 16, doch ist die Übertragung der Oberho­
heit und die Verpfändung des Nutzens an verschiedene Personen so ungewöhnlich 
nicht. 

Sigismund konnte in der Folge jedoch trotz der guten Ausgangslage, behindert 
durch die Kriege mit der Schweiz, wiederum keine aktive Territorialpolitik im Bur­
gau betreiben. So war es ein durchaus kluger Schachzug, 1470 den gesltmten Burgau 
an den Österreich ergebenen Bischof Johann von Augsburg zu verkaufen, damit, 
wie Sigismund in der Verkaufsurkunde schrieb, vnnser Marggraueschafft Burgaw 
so dann letz In Mangerlai hannden ist desteree wider zusammenbracht nicht also 
zertrent vnd erstort werde 17 . Die Urkunde macht deutlich, daß sich 1470 kaum 
noch Nutzungen innerhalb der Markgrafschaft in landesherrlicher Hand befanden. 
Der Wiederkauf um 37 Oll fl, das markgräfliche Wappen und der Titel blieben 
Österreich vorbehalten. Wie viele Aktionen Sigismunds in Schwaben während der 
damaligen Zeit erfolgte auch der Verkauf der Markgrafschaft in engem Zusammen­
wirken mit Kaiser Friedrich III .; er gab am 10. Januar 1471 in Graz seine Zustim­
mung zu dem Kauf. In einem Gehorsamsbriefvom 27. April wies Herzog Sigismund 
wiederum alle Untertanen an, dem Bischof von Augsburg zu huldigen, schwören, 
Gelübde und Eide zu tun in mass lr vns, vnd dem haws Oesterreich vor getan habt 
18 

14 LRAI HS 770. Urkunde vom 14. Mai 1458. J . F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. IV , 
Urkunde vom 14. Jan. 1458; L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 67 

15 J. F. LöHR, Gründlicher Unterricht Beil. V 
16 J. J. MOSER, Rechtliches Gutachten S. 69 
17 J . F. LÖHR,Gründlicher Unterricht Beil. VI, Urkunde vom 10. Dez. 1470; L. BRUNNER, 

Beiträge 2 S. 76 
18 J . F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. VII 
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Für das Bistum war der Besitz der Markgrafschaft aus zwei Gründen wichtig: 

Einmal wollte man die eigenen Besitzungen'von fremder Gerichtsbarkeit freihalten, 
zum anderen wurden die erworbenen Rechte als Einnahmequelle benützt; eine ziel­
strebige Territorialpolitik betrieb auch Augsburg damals nicht 19. 

Eine grundlegende Änderung trat ein, als Sigismund 1486 den gesamten Burgau 

von Augsburg löste und an Herzog Georg den Reichen von Bayern verkaufte 20. 

Bayern hatte in den letzten Jahren verstärkt nach Westen ausgegriffen; sein Vorge­
hen wurde von den anderen Reichsständen, besonders nachdem Wittelsbach 1475 
die Herrschaft Weißenhorn und 1481 die halbe Grafschaft Kirchberg erworben hat­

te, mißtrauisch verfolgt. Vor allem das nach Weißen horn verlegte Landgericht Mar­
stetten mit seinem ungemein ausgeweiteten Rechtssprechungsanspruch erregte den 

Widerstand der umliegenden Reichsstände. Einen weiteren Erfolg für die bayerische 

Expansion bedeutete es, daß der Augsburger Bischof 1479 den Schirm des Hoch­
stifts an Herzog Georg übertrug; 1485 wurde das Schutzbündnis erneuert 21; der 

Versuch aber, ein Mitglied des bayerischen Hauses 1486 auf den augsburgischen Bi­
schofsstuhl zu bringen, scheiterte. Um so größer war der bayerische Erfolg, als man 

Erzherzog Sigismund wenige Monate später dazu bewegen konnte, für 52 Oll fl die 
Markgrafschaft an Herzog Georg den Reichen zu verkaufen. Auch hier gab Sigis­

mund als Grund für den Verkauf an, daß die Markgrafschaft dadurch wieder dest 
statelicher zusamen gebracht, vnd gehannthabt werden sollte 22. Herzog Georg war 

nun auch der erste, der die rechtlichen Möglichkeiten, die die Herrschaft über den 

Burgau bot, im Sinne eines modernen Territorialfürsten nützte. Die vielfältigen Be­
schwerden der Insassen über zahlreiche Übergriffe und unberechtigte Neuerungen, 
über Anmaßungen des Landgerichts in Weißenhorn, die Klagen der Klöster über die 

Ausübung der bis dahin unbekannten vogteilichen und oberherrlichen Rechte und 

über die Belegung mit Steuern galten nichts anderem als dem jetzt begonnenen Ver­
such der Umformung des Burgau zu einem neuzeitlichen Territorium 23. Völlig rich­

tig formulierte Johann Jakob Moser, daß Bayern 1486 landesherrliche Gerechtsame 
ausüben und dabei ein Landsassiat einführen wollte 24. 

Schon bei dem Verkauf der Markgrafschaft hatten die beteiligten Parteien Kaiser 

Friedrich und Maximilian übergangen; als Sigismund dann 1487 die Interessen des 
Erzhauses durch den Verkauf der gesamten Vorlande an Bayern aufs empfindlichste 

schädigte 25, schalteten sich Kaiser Friedrich und die Tiroler Stände mit aller Ent-

19 L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 80f. 
20 J . F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. X, Urkunde vom 28. Nov. 1486 
21 L. BRUNNER, Beiträge S. 83-85; Handbuch der bayerischen Geschichte Bd . 2 S. 287·291 
22 J . F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. X 
23 L. BRUNNER Beiträge 2 S. 87-90 
24 J. J . MOSER, Rechtliches Gutachten S. 32 u. 74 
25 S. JÄGER, Landständische Verfassung Bd. 2,2 S. 312f. Bei dem ausgehandelten, völlig 

ungenügenden Verkaufspreis von 50 ()()() f1 dürfte es sich in der Tat, wie schon Feine an­
nimmt, um eine jährliche Leibrente gehandelt haben (H . E. FEINE, Territorialbildung S. 285), 
wie ja auch Maximilian Sigismund eine Rente fast in der gleichen Höhe, nämlich 52 ()()() 0, 
aussetzte. (S. JÄGER, Landständische Verfassung Bd. 2,2 S. 372) 
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schiedenheit ein und zwangen die bösen Räte Sigismunds, denen man die Schuld an 
seiner Politik zuschob, zum Rücktritt 26. Mit der wenig später erfolgten Gründung 
des Schwäbischen Bundes schuf Friedrich ein wirksames Machtmittel für seine 
kaiserlich-habsburgische Politik gegen die weitere bayerische Expansion 27. Die Tat­
sache, daß Schwaben seit dem Untergang der Staufer keinen eigenen Herzog mehr 
hatte, bot Kaiser Friedrich einen ausgezeichneten Grund zum Eingreifen, wie er im­
mer wieder hervorhob : So dann das Land zu Schwaben Uns und dem heil. Reiche 
ohne alles Mittel vor andern [Landen} zugehörig und unterworfen ist, und keinen ei­
genen Fürsten, noch Niemanden hat, der ein gemein Aufsehen darauf habe, denn 
Uns, als Röm. Kayser 28 . Mit Hilfe des Bundes gelang es zwar, Bayern zurückzu­
drängen, doch bot die Organisation in dem kaiserlich sanktionierten Schwäbischen 
Bund und die durch Friedrich selbst hergestellte unmittelbare Beziehung von Adel 
und Prälaten zum Reich den Insassen im Burgau die entscheidende Handhabe, sich 
den habsbu rgischen Hausmachtbestrebungen entgegenzusetzen. 

Auf Grund der drohenden Haltung des Schwäbischen Bundes hatte sich Bayern 
bereit gefunden, auf seine Ansprüche auf die österreich ischen Vorlande gegen eine 
Zahlung von 102 000 f1 wieder zu verzichten; ebenso gestattete es den sofortigen 
und unbefristeten Wiederkauf der Markgrafschaft 29 . König Maximilian hatte sich 
persönlich in die Verhandlungen eingeschaltet; nachdem ihm Sigismund 1490 die ge­
samten Vorlande und Tirol abgetreten hatte, bemühte er sich auch zielstrebig um ei­
ne Auslösung der Markgrafschaft Burgau 30 . 

Wie bei anderen österreichischen Pfandsauslösungen oder Rückkäufen waren 
auch hier die Untertanen bereit, wesentliche Teile der Auslösungssumme selbst auf­
zubringen . Als unmittelbare Hintersassen Habsburgs und - nach der Rechtsauffas­
sung der Zeit - als Bestandteil des Kammergutes waren sie zu solcher Hilfe ver­
pflichtet. Qualitativ neu war, daß nunmehr auch Adel und Prälaten im Burgau wil­
lens waren, sich an einer solchen Aktion zu beteiligen, vor allem wohl deshalb, weil 
sie sich davon eine Befreiung von den bedrückenden bayerischen Mediatisierungs­
versuchen erhofften 31. 

Die für die Auslösung benötigten Mittel sollten von den Hintersassen des Adels 
und der Prälaten durch einen sogenannten Feuerstattgulden aufgebracht werden . 
Der Vorgang an sich hatte nichts Besonderes oder Einmaliges an sich. Die Einräu-

26 F. H EG I, Die geächteten Räte S. 82-130 
27 H . H ESSLINGER , Die Anfänge des Schwäbischen Bundes S. 60-110; A . LAUFS, Der 

Schwäbische Krei s S. 74-77 
28 Augenblicklich erweisliche und unmöglich zu widerlegende Gründe S. 7 
29 S. J ÄGER, Landständische Verfassung S. 352 ~. L . BR UNNE R, Beiträge 2 S. 93f.; J . F . 

LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. Xl. 
30 E in Teil der Akten ist ged ruckt bei J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd . 2 

S. 1397ff.; L. BRUNNER, Beiträge 2 S. 96f.; J. F. LÖH R, Gründlicher Unterricht Beil. XII. 
31 Verzeichnis der an den Verhandlungen beteiligten Prälaten und Adligen bei J . S. BUR· 

GERMElSTER, Codex diplomaticus Bd . 2 S. 1372-1374 
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mung des Besteuerungsrechts über eigene Hintersassen an den Landesherrn hatte 
- wie oben gezeigt - in den meisten Territorien stattgefunden und die Entstehung 
von Landständen nach sich gezogen. Der Einzugsmodus der Steuer über einen Feu­
erstaflgulden war zwar sozial völlig undifferenziert, aber nur wenige Jahre zuvor 
den Habsburgern beispielsweise von den vorderösterreichischen Ständen bewilligt 
worden 32. Der gleich zu erörternde Freiheitsbrief, der Eckpfeiler der burgauischen 
Insassen in ihrer Auseinandersetzung mit Habsburg um ihre Reichsfreiheit, unter­
schied sich - näher besehen - kaum von den sonst bei landständischen Bewilligun­
gen üblichen Reversalien. Das Unübliche, die Neuerung in dem Schritt Maximilians 
lag darin, daß er nicht ein integriertes Territorium, sondern eine noch offene Herr­
schaft traf. Maximilian hielt einen Landtag in einem Land, dessen Insassen sich auf 
Grund des bisherigen Verhaltens der Herrschaft nicht als Landsassen fühlen muß­
ten: eine Konsequenz des oben angesprochenen Bruchs in der habsburgischen Herr­
schaft in Schwaben. Ein Indiz dafür, daß Maximilian in den zeitüblichen Formen 
mit den Insassen umging, ist auch darin zu sehen, daß die Proteste gegen sein Vorge­
hen nicht unmittelbar, sondern erst Jahre danach einsetzten und der Freiheitsbriej 
erst Jahrzehnte später zu dem hochstilisiert wurde, was er dann in der juristischen 
Diskussion der folgenden Jahrhunderte geworden ist 33. 

Maximilian war zu den langwierigen Verhandlungen eigens nach Schwaben ge­
kommen. Der Einzug des Feuerstattguldens 34 , für den die Grenzen des Burgau in 
zahlreichen Fällen erst bestimmt werden mußten, ergab nur 13 300 n. Den fehlen ­
den Teil an der Rückkaufsumme von 52 Oll n brachten der Bischof und das Hoch­
stift Augsburg sowie die Städte Augsburg und Ulm auf; dabei soll noch ein Über­
schuß von 17 000 n für den Kaiser geblieben sein 35. 

Die rechtliche Beurteilung der Verhandlungen um die Auslösung bildete den zen­
tralen Teil der Argumentation der Streitschriften des 18. Jahrhunderts 36 um die 
Landeshoheit Österreichs im Burgau bzw. der Reichsfreiheit der Insassen. Unbe­
streitbar ist jedoch die Absicht der Politik Maximilians, der persönlich enge Bezie­
hungen zum Burgau hatte, dort nicht anders als Herzog Georg von Bayern als Terri­
torialherr aufzutreten und Steuer, Raise und Landsassiat als Zeichen seiner Landes­
hoheit zu fordern 37 . 

32 M. WELLMER. Der vorderösterreichische Breisgau S. 299-301 
33 Vgl. dazu die bei A. STEICHELE und A. SCHRÖDER. Das Bistum Augsburg Bd . 5 S. 54 an­

geführte juristische KontroversliIeratur, auf die auch hier immer wieder zurückgegriffe n wur-
de . / 

34 Eine moderne Edition des FeuerstaItguldenregisters SIeht noch aus. So ist man weiter an-
gewiesen auf J. S. BURGERMEl STE R, Codex diplomaticus Bd . 2 S. 1375-1377 

35 L. BRUNN ER. Beiträge 2 S. 97f.; J. V . SARTORI. Staatsgeschichte S. 177 
36 S. Anm. 33 
37 Vgl. J. F. LÖHR. Gründlicher Unterricht S. 27-37 ; J . J. MOSER. Rechtliches Gutachten 

S. 90-122; J. V. SARTORI. Staatsgeschichte S. 181-191; F. A. v. CHRISMAR. Notwendige Be­
leuchtung S. 96-99 
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Zwar stand am Anfang der Unterhandlungen im Juli 1490 eine Erklärung des 
Adels, daß er den Feuerstattgulden nicht von Stewrens oder anderer Gerechtigkeit 
wegen / sondern Jnen an Irer Gerechtigkeit unvergriffenlich und unschedlich leisten 
wollte 38 , doch schon auf einem weiteren Tag im November des gleichen Jahres in 
Augsburg zwischen den Anwälten Maximilians und einigen [tl Inwohnern der 
Markgrafschaft sprach man eindeutig von einer unpraejudicierlichen Steur 39, für 
deren Einzug die Grundherrn, nicht die Gerichtsherrn verantwortlich sein sollten. 
Nach der Ablieferung des Feuerstattguldens stellte Maximilian am 3. Februar 1492 
jenen umstrittenen Freiheitsbrief aus, mit dem er den Empfang der Anlage und den 
Inwohnern und Untertanen deren Freiheiten bestätigte 40. Der Form nach handelt es 
sich um einen landesherrlichen Schadlosbr-ief, wie er auch sonst bei landständischen 
Geldbewilligungen üblich war. Auch die zeitliche Abfolge entsprach dem bei ande­
ren landständischen Verhandlungen üblichen Gebrauch: eine Verhandlung mit ei­
nem Abschied 41, Vereinbarungen über den Geldeinzug 42, schließlich, nach der Ab­
lieferung der Steuer (oder des ersten Termins), die Ausstellung des Schadlosbriefes 
- selbstverständlich in der landesherrlichen Kanzlei - 43, der die wesentlichen Ver­
einbarungen des Abschieds nochmals aufnahm. Daß dieser Freiheitsbrief den Insas­
sen mit dem Zugeständnis der ei enen Gerichtsbarkeit, mit Ausnahme der vier ho­
hen Fälle Mord, Brand, Totschlag und Diebstahl, die dem Landgericht vorbehalten 
blieben, nichts Neues zubilligte, sondern nur den bestehenden Rechtszustand ruder­
te, hat schon Moser gesehen 44, andererseits erschien die österreichische landesherr­
liche Position in der Urkunde Maximilians günstiger als je zuvor. Unsere liebe Ge­
treue, Unsere Praelaten / die von Adel oder Ritterschafft / Stätt und Gericht unsers 
Lands und Fürstenthums der Marggraffschafft Burgau / und Uns / als ihren an ge­
henden rechten Herrn / und Lands-Fürsten, deme Sie Pflicht und Eyd geschworen, 
wird das Verhältnis von Maximilian und den Insassen umschrieben; zum Schluß der 
Urkunde nennt er sie ausdrücklich Landse~sen, ihre Bewilligung eine ~!ir.:.... Unter­
fertigt war die Urkunde von dem Tiroler Kanzler Dr. Konrad Stürtzel, einem der en­
gen Mitarbeiter Maximilians 45. Ganz offensichtlich war diese Urkunde zunächst, 
trotz der in ihr enthaltenen Brisanz, unwidersprochen hingenommen worden. 

38 16. 1u1i 1490 (J. S. BURGERMElSTER, Codex dip10maticus Bd. 2 S. 1377) 
39 Ebd., S. 1377 
40 Text bei 1. F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. XIII; 1. S. BURGERMElSTER, Codex di-

plomaticus Bd. 2 S. 1380-1382 
4 1 16. 1uli 1490 (J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1377) 
42 21. Nov. 1490 (Ebd., S. 1378-1379) 
43 G. NEBI NGER, Markgrafschaft Burgau S. 764 
44 1. J. MosER, Rechtliches Gutachten S. 100-106; G . NEBINGER, Markgrafschaft Burgau 

S.764 
45 1. F. LÖHR, Gründlicher Unterricht Beil. XIII; H. WIESFLECKER, Maximilian Bd. 2 

S. 407; I. RANNACHER, Dr. Konrad Stürtzel von Buchheim im Dienste Kaiser Maximilians in 
den 1ahren 1490 bis 1509. - Phil. Diss. (masch.) Graz 1976 
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Für die nächste Zeit haben sich Zeugnisse intensiver österreichischer Herrschafts­
ausübung erhalten. Maximilian ernannte Hans von Landau zum burgauischen 
Landvogt und verpfändete ihm die Markgrafschaft amtsweise für 16000 fl 46. Das 
Bergregal, Landsteuer und Landraisse sowie die adligen Lehen behielt er sich als 
Landesfürst vor 47 . Der rechtlichen Klärung des Umfangs der seit langer Zeit zum 
ersten Mal unter österreichischer Herrschaft stehenden Markgrafschaft diente eine 
Renovierung der Lehen und Pfandschaften durch eine von Innsbruck nach Burgau 
verordnete Kommission; den Befehl dazu gaben die tirolischen Räte am 21. Okto­
ber. Wiederum bezeichnete sich Maximilian gegenüber allen Aebbten I Brobsten I 
Prioren I Abbtißin IPriorin I Conventen I und sunst affen andern Geistliches Stan­
des, auch allen Grafen I Freyen I Herren I Rittern I Knechten I Vögten I Pflegern I 
Landrichtern I Schulthaissen I Richtern I Burgermeistern I Räthen I Burgern I Ge­
mainden I, seine Getrewe Unsers Hauß Oesterreich Underthanen und Land-Leut, 
als rechter Herr und Regierender Lands-Fürst. Völlig eindeutig wurden die Insassen 
entsprechend dem Tiroler Sprachgebrauch am Schluß des Reskripts als Landstände 
angesprochen, in dem den Ungehorsamen alle zusätzlich bewilligten Freiheiten 
- außgenommen gemeiner Landschafft Freyhait - entzogen werden sollten. Die 
bei Burgermeister abgedruckten Designationen der adligen Inhaber im Burgau ma­
chen die ungemeine Ausdehnung des maximilianischen Herrschaftsanspruchs deut­
lich 48 . Seine Durchsetzung durch die Institutionalisierung von Landständen hätte 
die Umwandlung des Burgaus in ein geschlossenes österreichisches Territorium be­

deutet. 

Als die Insassen erkennen mußten, daß Maximilian gewillt war, die Markgraf­
schaft ebenso wie zuvor die Wittelsbacher als ein ihm unterworfenes Territorium zu 
behandeln und der Landvogt Jakob von Landau dabei ein willfähriger Diener war, 
beschlossen die burgauischen Prälaten und Adligen auf einer Versammlung zu Jet­
tingen am 23. März 1493, ihre Besch-werden zusammenzustellen und beim Sch.wäbi­

sch-eal~!tnd vorzubringen. Wenig später wandten sie sich an ihn, um von Maximi­
lian als König Schutz vor seinen landesherrlichen Beamten, nämlich dem Regiment 

in Innsbruck und dem Landvogt im Burgau, zu suchen. Da Jakob von Landau zu­
gleich Landvogt in Nellenburg war, wies man zu Recht darauf hin, daß auch dort 
die Hegauer Ritterschaft durch die habsburgische Politik gefährdet war 49. Daß es 

bei aller persönlichen Abneigung Jakobs von Landau gegen seine Standesgenossen 
- 1484 hatte man ihn wegen mangelnder ständischer Qualität von einem Turnier 
ausgeschlossen - so sich nicht um unkontrollierte Übergriffe eines einzelnen Beam­
ten, sondern um Maximilians Hausmachtpolitik handelte, ist durch die Gleichzeitig­

keit mit anderen Vorgängen in Schwaben und ihre Konsequenz offensichtlich. 

46 Bestallung vom 24. Febr. 1492 (J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd . 2 S. 1382 
bis 1385). Zu Hans von Landau s. U. MEREB, Studien S. 63-68 

47 J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1382-1385 
48 Ebd., S. 1389-1395 
49 Erklärung der Räte des Schwäbischen Bundes vom 22. Juli 1493 (Ebd., S. 1400-1402) 
50 F. L. BAUMANN, Geschichte des Allgäus Bd. 2 S. 586f. 



34 

Die wegen dieser habsburgischen "Übergriffe" mit dem Schwäbischen Bund ein­
geleiteten Kompromißverhandlungen zogen sich bis 1496 hin; in ihrem Verlauf for­
mulierten beide Parteien ihre Standpunkte wesentlich deutlicher, nachdem die Bri­
sanz des habsburgischen Vorgehens unverkennbar und offensichtlich geworden 
war 5 I. Während eines Verhörs vor dem Schwäbischen Bund am 19. August 1494 er­
klärten die Insassen, daß sie die Markgrafschaft nie als Fürstentum anerkannt hät­
ten. Wegen dieser Formulierung hatten sie den Freiheitsbrief 1492 nicht annehmen 
wollen. Die königlichen Kommissare hatten sie dann doch dazu überreden können, 
indem sie erklärten, die Königl. Majestät mechte sich selbs schreyben I wie Ir geuel­
lig I es were aber Jnen unschedlich. Auch die Behauptung des Freiheitsbriefs, sie 
hätten dem König als Landesfürsten Pflicht und Aid gethan sei falsch. Dies sei 
- mit Ausnahme der Lehensinhaber und der Bürger von Burgau, Günzburg und 
Seifriedsberg, die unmittelbar zu Habsburg gehörten - nie geschehen und auch nie 
gefordert worden . Sie seienjrey Swaben I dann Si heten ainen Herrn I als nämlich 
ainen Hertzogen zu Swaben gehabt I um den wären Si kommen I als das am Tag Ii­
ge I darum so ghören Si on alles Mittel under das Haylig Römisch Reich 52. Ebenso 
sei ihre selbständige Zugehörigkeit zum Schwäbischen Bund ein Zeichen ihrer 
Reichsfreiheit. 

Erstaunlich ist die Tatsache, daß Maximilian nie seinen 1490 wieder angenomme­
nen Titel Fürst von Schwaben gegen das Argument, das der gesamte schwäbische 
Adel immer wieder gebrauchte, die Herzogsfreiheit bedeute Reichsfreiheit, ver­
wandte 53. 

Von österreichischer Seite wurde im 18. Jahrhundert behauptet, die Protestation 
der Insassen sei eine Fälschung des 16. Jahrhunderts, erstmals 1576 hätten die Insas­
sen in dieser Form sich den österreichischen Prätentionen widersetzt 54, doch hat 
schon Moser überzeugende Argumente für die Echtheit der Protestation beige­
bracht 55 . 

Maximilian schlug daraufhin am 10 i 1495 den Insassen einen gütlichen oder 
rechtlichen Austrag ihrer Streitigkeiten durch Bischof Wilhelm von Eichstätt und 
Wolfgang Graf von Öttingen vor. In dem Reskript ließ Maximilian jedoch an der 
Konsequenz seiner Haltung keinen Zweifel: Er war regierender Landsjürst, Präla­
ten und Adel des Burgau seine Landsässen und Innwohner. Die Klagen und Be­
schwerden der Insassen trafen nun nicht mehr seinen Landvogt, sondern ihn selbst. 
Maximilian machte deutlich, daß Hans Jakob von Landau durchaus in seinem Na­
men handelte: da doch Unser Landvogt [. . .j nicht anders handelt oder jürnempt 
[. . . } dann das I so Er als Unser Amptmann in Handhabung Unser und Unsers 

51 J . S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1404-1415 
52 Ebd., S. 1407f. 
53 Zur Annahme des Fürstentitels s. H . WIESFLECKER, Maximilian Bd. 3 S. 381 
54 J. F. LÖHR, Gründlicher Unterricht S. 38 
55 J . J. MOSER, Rechtl iches Gutachten S. 1 IO 
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Hauß Oesterreich Obrigkeiten / Herrlichkeiten und Gewaltsame halben wol schul­
dig ist 56. Ende 1496 forderte Maximilian - wie auch in den anderen Vorlan­
den - 57 von dem burgauischen Adel als seinen Landsassen den Gemeinen Pfennig, 
wogegen dieser sich vor dem Reichstag in Lindau verwahrte 58 . 

Maximilian hatte also seit 1490 bis zum Ende des 15 . Jahrhunderts im Burgau 
- im Grunde in Fortsetzung wittelsbachischer Methoden, wegen der die burgau­

ischen Insassen sich durch den Feuerstattgulden aus der bayerischen Pfandschaft 
ausgelöst hatten - eine entschiedene Territorialpolitik betrieben. Die Prätendie­
rung von Steuer und Raise, Huldigung, Landsassiat und Appellation an die Inns­
brucker Behörden statt an den Kaiser waren dabei die wichtigsten Mittel. 

Nicht ganz verständlich ist der offensichtliche Bruffi in Maximilians Haltung 

nach 1497. Im Dezember 1497 beschloß er, dem bisherigen Landvogt Jakob von 
Landau die Landvogtei Schwaben zu übertragen; seine burgauische Pfandsumme 
von 16600 tl wurde auf sie überschrieben 59; dafür verkaufte Maximilian die Mark­

grafschaft Burgau außer Seifriedsberg für die verhältnismäßig geringe Summe von 
22000 tl auf ewige Wiederlösung am 21. September 1498 an den Bischof von Augs­
burg. Da der finanzielle Nutzen mäßig war - die Verkaufssumme lag nur 5400 tl 
über der Pfandsumme Jakob von Landaus und war nahezu 30000 tl geringer als die 
1486 von Herzog Georg von Bayern bezahlte -, so liegt es nahe, in dem Verkauf ei­
nen Versuch der Entkrampfung der Situation durch die Abberufung Jakobs von 
Landau zu sehen. Der Charakter der reinen Amtsübertragung wird auch daran 
sichtbar, daß - im Gegensatz zu 1470 - nicht einmal Wappen und Titel vorbehal­
ten wurden . Dies war nunmehr schon selbstverständlich. Dagegen wurden, was jetzt 
neu war, Schätz, berckwerckh, Gezuig, lanndtraysen unnd lanndsteuren vorbehal­
ten 60 - der Konflikt konnte jederzeit wieder entfacht werden. 

Für die nächsten Jahre liegen dafür allerdings keine Quellenzeugnisse vor - es 
kann dies ein Zufall der Überlieferung sein -; es wäre aber auch möglich, daß die 
Inaktivität Maximilians aus dem fast totalen Zusammenbruch seiner politischen Be­
strebungen um 1500 entsprang 61. 

Im Jahre 1504, nahe dem erfolgreichen Ende des bayerischen Erbfolgekrieges, 
hielt Maximilian, der sich damals persönlich im Burgau befand, offensichtlich zu Jet-

56 J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1410. Das Vergleichsprojekt regelte 
strittige Einzelheiten von Gerichtsbarkeit und Geleit. sagte aber nichts Ober die zentralen 
Punkte von Appellation und Landsässigkeit. 

57 LRAI Kopialbücher, Jüngere Reihe 1496 p. 354-357, 369·372; zum Verhalten der vorder­
österreichischen Stände auf die Anforderung des Gemeinen Pfennigs vgl. J. P. SCHULER. 
Reichssteuer und Landstände S. 39-60. 

58 J . V. SARTORI, Staatsgeschichte S. 201 f. 
59 U. MEREB, Studien S. 66f. und Regest 447 
60 J. F. LöHR, Gründlicher Unterricht Beil. XIV 
61 H. WIESFLECKER, Maximilian Bd. 2 S. 416, Bd. 3 S. I 
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tingen einen Landtag ab, auf dem Adel und Bürger erschienen; seine Kommissare 
waren Georg von Thurn und Wolf von Asch. Seine Forderungen nach 100 Fuß­
knechten und einigen Pferden sowie der Stellung des vierten Mannes lehnte der Adel 
ab, da er nur zur Raise, das heißt zur Kriegsfolge von einer Tageslänge und auf 
österreichische Lieferung (Bezahlung), verpflichtet wäre. Von weiteren Zumutun­
gen, die gegen das alte Herkommen verstießen, bat der Adel abzusehen. Diesem 
Vorstoß Maximilians folgte ein zweiter: Am 10. April 1504 beschrieb er die burgau­
ischen Insassen nach Augsburg, wo er den Verzicht des Adels auf die ihm zustehen­
de Jagd im Burgau, die Bezahlung von 12000 fl Kriegskostenbeteiligung am bayeri­
schen Erbfolgekrieg und die Anerkennung des österreichischen Rechts auf Steuer 
und Raise für die Zukunft verlangte. 

In zwei ausführlichen Erklärungen lehnten die Inwohner auch dieses Begehren als 
nicht dem Herkommen entsprechend ab, wobei deutlich wurde, daß die Reichssteu­
erpflicht wie auch die Mitgliedschaft im Schwäbischen,Bund ein immer wichtigeres 
Argument gegen die österreich ische Landsassiatspolitik wurden. Die Insassen legten 
ihren Untertanen Steuern von Reichs wegen auf; zu einer weiteren Belegung hätten 
sie nicht Macht / in Ansehung der Pflicht / damit Wir dem Heiligen Reich verwandt 
seyn. Truppen hatten sie für den bayerischen Erbfolgekrieg im Rahmen des Schwä­
bischen Bundes gestellt Und Unser arm Leuthen solchen gesteuert; Erbhuldigung sei 
- außer Günzburg, Burgau, Scheppach und Hochwang - nie geleistet worden. 
Die Forderung, Adel und Prälaten müßten sich als Landsassen erkennen, Wltre des­
wegen unbillig. Dienste habe man nur auß freyem guten Willen / Gnad oder Sold zu 
erlangen geleistet. Schutz und Schirm sei nie begehrt worden, der Kriegsdienst war 
- außer von den durch Lehen verpflichteten - freiwillig geleistet worden; im Auf­
gebot kämpfte die burgauische Ritterschaft mit dem Bund des St. JÖrgen-Schilds. 
Kaiser Friedrich hatte die Insassen als Reichsstände zum Beitritt in den Schwäbi­
schen Bund aufgefordert. Ebenso sei der Gemeine Pfennig von ihnen - so die In­
sassen - vom Reich als Reichsständen, nicht als Landsassen verlangt worden. An 
ihrer Reichsstandschaft könne deswegen kein Zweifel bestehen. So bat man Maxi­
milian als Kaiser gegen ihn als Erzherzog von Österreich um Schutz - oder anders, 
Maximilian um Hilfe gegen die Tiroler Regierung, was auch schon in Augsburg mit 
Erfolg praktiziert worden war 62. In der zweiten Erklärung baten die Insassen um ei­
ne Austragung des Streits wiederum im Rahmen des Schwäbischen Bundes, der ih­
nen sicheren Schutz gewährte. 

Die rechtliche Differenz blieb ungeklärt. Maximilian beschrieb die Prälaten und 
den Adel weiterhin zu Landtagen in den Jahren 1510, 1515 und 1517 63 • Als die In­
sassen 1515 in Günzburg einen Ausschuß für den - schließlich gescheiterten -
Ausschußlandtag der österreichischen Länder wählen sollten, konnte der Bischof 
von Augsburg, der die Insassen als Landvogt nach Günzburg beschreiben mußte, 

62 J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1416-1422 
63 F. A. v. CHRISMAR, Notwendige Beleuchtung S. 100r. 
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den Konflikt ohne neuen Streit lösen: Wegen der zu kurzen Ladungsfrist waren 
nicht genügend Insassen für die angesetzte Wahl zu erreichen 64 . Zwei Jahre später 
forderte Maximilian die Insassen durch den Landvogt Wilhelm Güssen von Güssen­
berg zu Glött aus dem gleichen Grund zu einem Landtag nach Jettingen; sie sollten 
eine Deputation für den Ausschußtag der österreichischen Länderjh Wörth bestim­
men. Die - immerhin zum Teil erschienenen - Insassen weigerten sich, ohne neue 
Gründe anzuführen 65. 

Die Nachfolger Maximilians, Kaiser Karl V. und Erzherzog bzw. König Ferdi­
nand, setzten seine Politik gegenüber den burgauischen Prälaten und Adligen fort. 
Sie beschrieben die Insassen 1519,1521,1523,1529,1530,1531 und 1532 nach Inns­
bruck, Linz, Günzburg und Altdorf und nach der Vereinigung aller habsburgischen 
Landtage in Schwaben zum schwäbisch-österreichischen Landtag 1536, 1538, 1541 
und 1543 nach Ehingen, Riedlingen und Munderkingen 66. An den Formen der Be­
schreibung und des Protests änderte sich nichts mehr 67. Zum endgültigen Verzicht 
auf das Landsassiat der burgauischen Prälaten und Adligen fand sich Ferdinand 
erst im Rahmen der Auseinandersetzungen innerhalb des schwäbisch-österreich i­
sehen Landtags bereit. Landsassiat und Landtagsbesuch verloren danach in der Fol­

ge des weiteren Insassenstreits ihr Gewicht; Appellation und unmittelbare Anerken­
nung der österreichischen Landeshoheit über den gesamten Burgau waren im späten 
16., im 17. und 18. Jahrhundert die Hauptpunkte des Insassenstreits, der nach einer 
Beruhigung zu Ende des 17. Jahrhunderts zwischen 1725 und 1735 und nach 1765 
neue Höhepunkte erlebte. Entscheidend für die gesamte Entwicklung war österrei­
chische Abst~ und Untätigkeit als Territorialherr im Burgau im Sinne einer mo­
dernen Landesherrschaft bis in das letzte Drittel des 15. Jahrhunderts. Als Maximi­

lian mit einer entschlossenen Umformung dieses Regaliendistrikts 68, wie die Rechts­
form des Burgaus im späten 18. Jahrhundert definiert wurde, zu einem neuzeitli­
chen.Territorium mit Landständen einsetzte, war die Verselbständigung der Insas­

sen schon z~eit fortgeschritten; der ritterschaftliehe Adel war bereits allenthalben 
in Südwestdeutschland dabei, sich von den Territorien zu emanzipieren. Die Institu­
tionen des Reiches und der von Kaiser Friedrich III. begünstigte Schwäbische Bund 

verhinderten eine Expansion der habsburgischen Hausmacht im Burgau, obwohl die 
Voraussetzungen dazu günstiger waren als in jeder anderen habsburgischen Herr­

schaft in Schwaben . 

64 Schreiben Bischof Heinrichs von Augsburg. Dillingen 3. April 1515 (HSTA ST H 14/ 15 
Nr. 150 U 68). Zum folgenden vgl. auch V. O. Regierungs-Acta, die Berufung der Insassen 
und Begüterten der Markgrafschaft Burgau zu den Tyroler und Schwt1bischen Landtagen und 
die Steuerbewilligung betr. 1515-1553. (HSTA München, Allgem. Staatsarchiv, Vorderöster­
reich und Burgau Bü 46) 

65 J . S. BURGERMElSTER , Codex diplomaticus Bd. 2 S. 1425-1427 
66 F. A. v. CHRISMAR, Notwendige Beleuchtung S. 101 und unten S. 81-86 
67 J. S. BURGERM ElSTER, Codex diplomaticus Bd . 2 S. 1428-1426 
68 F. A. v. CHRISMAR, Notwendige Beleuchtung S. 23 
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Die Landvogtei Schwaben 

(1) Das Landsassiat von Prälaten und Adel 

Die Landvogtei Schwaben, zwischen 1379 und 1386 als Reichspfand für Herzog 
Leopold schon einmal in österreichischer Hand, trat seit 1450 wieder in das Interes­
senfeld der habsburgischen Hausmachtpolitik 69. Rudolf von Habsburg hatte die 
Reichslandvogteien zur Sicherung und Verwaltung des im Interregnum verlorenge­
gangenen Reichsbesitzes geschaffen. Sie waren keine Territorien, sondern effektiv 
Regaliendisirikle, Zuständigkeitsbereiche für die Ausübung von Hoheitsrechten. 
Die Landvogtei in Oberschwaben umfaßte den Raum vom Bodensee bis zur Alb 
und etwa von Stockach-Sigmaringen bis zur Iller. Die Landvogtei in Niederschwa­
ben schloß nördlich daran an und erstreckte sich bis zu den Grenzen des Herzog­
tums Schwaben. Die Machtbefugnisse der seit 1378 in einer Hand vereinigten Land­
vogtei in Ober- und Niederschwaben waren zu Ende des 15. Jahrhunderts durch die 
erstarkten Partikulargewalten weitgehend eingeschränkt. Aus der Niederen Land­
vogtei bezog der Landvogt nur noch Abgaben von vier Reichsstädten. In Ober­
schwaben boten jedoch die aus welfisch-stau fischern Besitz stammenden Territorial­
rechte, die Herrschaft über die Freien auf der Leutkircher Heide (seit 1434) und das 
mit der Landvogtei verbundene oberschwäbische Landgericht Ausgangsmöglichkei­
ten für eine weitergehende Territorialbildung. Zur Landvogtei gehörten ferner das 
Hochgericht über weite Teile Schwabens, durchbrochen allerdings durch zahlreiche 
Exemptionen und Weiterverleihungen, dann das Geleit, das Zollregal, die forstliche 
Oberhoheit und der Schirm über zahlreiche Reichsklöster 70. 

Die Landvogtei war 1415 für 6000 f1 an die Truchsessen von Waldburg gelangt. 
Diese im Reichsdienst großgewordene ursprüngliche Ministerialenfamilie, der die 
Zimmernchronik noch mit der Arroganz des alten Adels die Standesgleichheit ab­
sprach 71, war im 14. und 15 . Jahrhundert der hauptsächliche Nutznießer des öster­
reichischen Desinteresses an dem schwäbischen Raum. Zurecht galten sie um 1420 
mit ihrem Allod, mit Pfand- und Lehensbesitz als die größte Macht in Oberschwa­
ben 72. Jede habsburgische Machtausweitung mußte sich zunächst gegen die Truch­
sessen wenden. 

Auch im Falle der Landvogtei Schwaben wird sichtbar, daß der Neuansatz der 
habsburgischen Schwabenpolitik nach dem Fiasko Herzog Friedrichs erst wieder 
mit Kaiser Friedrich und Erzherzog Albrecht VI. begann. Am 2. September 1444 

69 Zur Landvogtei s. J. R. WEGELIN, Gründlich historischer ßericht; E. GÖNNER u. M. M1L· 
LER, Die Landvogtei Schwaben S. 683-704; A. LAYER, Die habsburgischen Besitzungen. - In: 
Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3,2 . S. 984-987; H. HOFACKER, Die schwäbischen 
Reichslandvogteien ; dort die ältere Literatur. 

70 E. BOCK, Zwei Rechtsaufzeichnungen S. 652-654 
71 Zimmerische Chronik, Bd. 3 S. 590 
72 E. GÖNNER und M. M1LLER, Die Landvogtei Schwaben S. 694 
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hatte Friedrich in seinem und Sigismunds Namen die Vorlande an Albrecht abgetre­
ten; seine Hauptaufgabe war, sie gegen die Eidgenossen zu schützen und schirmen, 
wofür er, was für die Entwicklung der landständischen Verfassung wichtig wurde, 
berechtigt war, von geistlichen und weltlichen Untertanen steur oder hilf zu neh­
men 73 . 

Schon 1448 erließ Friedrich einen kaiserlichen Urteilsbrief, der die Truchsessen 
Eberhard und Jörg von Wald burg anwies, Herzog Albrecht die Landvogtei Schwa­
ben gegen Erlegung des Pfandschillings lösen zu lassen 74. Vier Jahre später, da die 
Auslösung noch nicht erfolgt war, versuchte Bayern, sich die Landvogtei zu sichern; 
Herzog Albrecht von Bayern bat, seinem Haus die Landvogtei wegen der treuen 
Dienste seines Vetters Wilhelm zu verleihen 75 . Friedrich behielt jedoch das eigene 
Hausinteresse im Auge, ermächtigte seinen Bruder Albrecht erneut zur Pfandauslö­
sung und ernannte ihn zum Landvogt. In zwei Reskripten wies Friedrich die Unter­
tanen und die Geistlichkeit der Landvogtei an, seinem Bruder gehorsam zu sein 76 . 

Albrecht bestätigte die Abtretung durch die Truchsessen, mußte ihnen jedoch die 
Landvogtei bis zur Erlegung des Pfandschillings von 13200 n amtsweise als After­
pfand belassen. 

Als die Pfandsumme nicht - wie vorgesehen - bis zum Frühjahr 1453 bezahlt 
werden konnte, versuchte Herzog Albrecht von Bayern mit großer Hartnäckigkeit, 
erneut sein Haus ins Spiel zu bringen 77 ; Friedrich beharrte dagegen auf der rechtli­
chen Gültigkeit der Einsetzung seines Bruders 78 ; zwar gewährte der Truchseß von 
Waldburg im Mai eine Fristverlängerung bis 10. März 1454 79 , doch Herzog Al­
brecht und Truchseß Jakob von Waldburg einigten sich schließlich, daß letzterer die 
Landvogtei als Afterlandvogt im Namen Albrechts weiterführen sollte 80 . Zugleich 
wurde Truchseß Jakob sein Diener. 

Albrecht nutzte augenblicklich die neu errungene Position, um die Herrschafts­
möglichkeiten in der Landvogtei im Sinne des neuzeitlichen Territoriums zu intensi­
vieren. In dem gleichen~orgehen und mit den gleiche!LMitteln wie im Burgau such­
te er die Landvogtei zum alleinigen Schirmherrn im Land zu Schwaben zu machen. 
Er brachte das Kloster Weingarten dazu, auf das Ravensburger Bürgerrecht zu ver-

73 LRAI HS 770 
74 LRAI HS 5122; J. VOCHEZER, Waldburg Bd . 2 S. 35f. ; J . R. WEGE LI N, Bericht Bd. 2, 

S.6O 
75 München, 20. April 1452 (E . M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 6, Nr. 1658) 
76 Wiener Neustadt, 14. Aug. 1452 (Ebd. Nr. 1688) . Am 21. Aug. desselben Jahres erließ 

Friedrich einen Gehorsamsbrief für seinen Bruder an alle Untertanen. (E. M. LICHNOWSKI, 
Haus Habsburg Bd . 6 Nr. 1694 u. 1695); J. R. WEGELIN, Bericht Bd. 2, S. 61-65; J. VOCHE­
ZER, Waldburg Bd . 2 S. 41 

77 München, 18. Febr . 1453 (E_ M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 6 Nr. 1749) 
78 Wiener Neustadt, 9. März 1453 (Ebd. Nr . 1761, 1767, 1802, 1817 u. 1942) 
79 Rottenburg, 12. Mai 1453 (Ebd. Nr. 1785) 
80 J. R. WEGELI N, Bericht Bd. 2 S. 63 ; J . VOCHEZE R, Waldburg Bd . 2 S. 41 f. 
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zichten und sich unter den Schirm der Landvogtei zu stellen; wegen anderer Klöster 
- Schussenried und Rot - erwirkte er einen Befehl Kaiser Friedrichs, daß sie auf 
ihre Bürgerrechte in Städten verzichten und sich wieder unter den Schutz der Land­
vogtei zu begeben hätten. Gleicherweise mit Unterstützung des Kaisers suchte er an­
dere Insassen der Landvogtei, die als Pfahlbürger oder auf andere Art in den Schirm 
der Reichsstädte gekommen waren, wieder der Landvogtei huldigen zu lassen 81. 

Zur gleichen Zeit verband er sich für seine Lande mit der Gesellschaft vom St. 
J örgen-Schild 82. 

Im Mai 1458 trat Albrecht mit den gesamten Vorlanden, die er bis dahin noch be­
sessen hatte, im Zuge der Erbeinigung zwischen den Habsburgern Friedrich, AI­
brecht und Sigismund auch die Pfandschaft über die Landvogtei Schwaben ab 83 . 

Wenn Sigismunds Politik wegen wechselnder außenpolitischer Konstellationen in 
seinem Verhältnis zu den Eidgenossen, zu Burgund, zu Württemberg und zu Bayern 
nicht immer konsequent war, so knüpfte er doch in seinen Bestrebungen, die Stei­
lung seines Hauses in Schwaben zu stärken, durchaus an die Tradition der Politik 
Albrechts an. Zeitweise hatte er dabei die volle Unterstützung Kaiser Friedrichs, der 
ihn 1471 zum Hauptmann des in Regensburg verkündeten Reichslandfriedens 
machte. Weitergehende Forderungen Sigismunds, ihm die Herzogswürde in Schwa­
ben zu übertragen und damit seine Vormachtstellung zu untermauern, lehnte Fried­
rich wegen seinen kaiserlichen Interessen an Schwaben konsequent ab 84. Er war 
nicht bereit, die Stellung des Reiches auf Kosten Habsburgs schmälern zu lassen. 
Zwischen 1460 und 1473 verpfändete Kaiser Friedrich deshalb je nach politischer 
Konstellation die Landvogtei mehrfach an unterschiedliche Herren, an Herzog Lud­
wig von Bayern, an Ulrich von Württemberg, an Herzog Sigismund von Tirol und 
an Albrecht von Bayern, obwohl offensichtlich die Truchsessen von Waldburg wäh­
rend der ganzen Zeit die Landvogtei als Landvögte oder Afterlandvögte verwaltet 
haben 85. Wenn sie in diesen Jahren dem Hause Österreich erhalten blieb, so ist dies 
dem Zusammenwirken von Truchseß Johann zu Waldburg und Herzog Sigismund 
zu danken. Wohl aus Sorge wegen der bayerische Expansion, der durch die kaiserli­
che Verpfändung der Landvogtei von 1473 neue Möglichkeiten gegeben worden wä­
ren, erklärte sich Truchseß Johann bereit, die Landvogtei wiederum an Herzog Si­
gismund abzutreten, der sie ihm, da er die Pfandsumme nicht aufbringen konnte, 
erneut als Pfand überließ . Grundlage für dieses handstreichartige Vorgehen war ei­
ne Lösungsvollmacht Friedrichs für Sigismund, die neun Jahre zurücklag und die 

81 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 42f. 
82 30. Juni 1453 (J . CHMEL, Materialien Nr. 48) 
83 E . M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 7 Nr. 46-48, 54-56 
84 Dazu näher H. HOFACKER, Schwäbische Herzogstraditionen zwischen Habsburg und 

WUrttemberg. VgJ. Anm . 28 S. 20. H. MAURER, Der Herzog von Schwaben S. 300 
85 E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 7 Nr. 647-663, 917-919 1691f.; J . VOCHEZER, 

Waldburg Bd. 2 S. 63 f. 
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man nun, zwölf Tage nach Friedrichs Verfügung zugunsten der bayerischen Herzö­
ge, benützte, um die Wittelsbacher auszuschalten 86 . 

Nur wenige Wochen nach der Übernahme des Pfandes wies Sigismund Johann 
von Waldburg als seinen Verweser an, von allen Praelaten, Abbtißin, Priorin, Adel, 
von Stätten und andere darein gehörende Huldigung abzufordern . Johann, der sich 
der Brisanz und Tragweite einer solchen bisher nicht üblichen Forderung durchaus 
bewußt war, riet von dieser Neuerung dringend ab. Daß dieser Rat nicht einer 
Dienstunwilligkeit oder bösem Willen entsprang, betonte er ausdrücklich in seinem 
Schreiben: wüßte ich Ewrn Gnad die Landvogtey zu grossen Wesen zu erweitern / 
ich wer des willig 87. 

Sigismund verzichtete auf Grund dieser Stellungnahme seines Landvogtes zu­
nächst auf weitere Versuche, Adel und Prälaten in der Landvogtei über das Instru­
ment des Landsassiats unter österreichische Herrschaft zu bringen, dafür aber 
trachtete er danach, keines der anderen Elemente, aus denen sich Landeshoheit ab­
leiten ließ, aus der Hand zu geben. Hochgericht, Geleit, Schirm und Forstregal wur­
den als ausbaufähige Rechte sorgfältig gewahrt. Als sich Truchseß Eberhard von 
Waldburg 1480 vom Kaiser und nicht von Sigismund mit dem Blutbann in der Herr­
schaft Munderkingen belehnen ließ , antwortete Sigismund mit einem scharfen Pro­
test an den Kaiser. Die Verleihung des Blutbannes stehe ihm als Landesfürsten zu; 
an ihn ginge die Appellation, auch Steuern, Raisen und Erbhuldigung beanspruche 
er. Die Antwort Friedrichs ist bezeichnend für seine damalige Einstellung zur Haus­
machtpolitik seines Neffen . Er wisse nicht, ob die Herrschaft Eigentum des Reiches 
oder Österreichs sei. Sei sie des Reichs, so solle ihm die Obrigkeit bleiben, lasse sich 
ein vorhandener Besitztitel Österreichs nachweisen, so wolle er seine Herrschaft 
nicht schmälern. Auf keinen Fall unterstütze er eine expansive österreichische Poli­
tik auf Kosten des Reiches 88 . Er sah in Schwaben den Reichsteil, der ihm als Kaiser 
unmittelbar zugetan war. Einschränkungen dieses direkten Verhältnisses hinzuneh­
men, war er nicht bereit. So konnten sich in späterer Zeit in den Auseinandersetzun­
gen um Reichsfreiheit oder Landsässigkeit die schwäbischen Prälaten und der Adel 
nicht zu Unrecht auf Regierungshandlungen Kaiser Friedrichs zur Absicherung ih­
rer Position berufen. Mehrfach wies er den Landvogt, der sich anschickte, seine 
Stellung in territorialstaatlichem Sinn stärker auszubauen, an, die Privilegien der 
Schirmklöster der Landvogtei nicht zu verletzen 89. Den Äbten des Klosters Wein­
garten und wohl auch Weißenau verbot er, dem Landvogt mehr als das übliche 
Schirmgeld zu reichen . An die Herzöge von Bayern schrieb er 1489, daß die Mitglie-

86 E . M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 7 Nr. 1691-1693 , 1695f.; J. VOCHEZER, Wald· 
burg Bd. 2 S. 73 f. 

87 J . R. WEGELIN, Bericht Bd. 2 S. 196f.; J . VOCHEZE R, Waldburg Bd. 2 S. 78f. 
88 Ebd. , Bd. I S. 621 
89 E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 8 Nr. 1233, 1807; J . VOCHEZER, Waldburg 

Bd. I S. 667 
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der des Schwäbischen Bundes von den Fürsten nicht als Untertanen vorgefordert 
werden dürften, da sie unmittelbar unter Kaiser und Reich stünden 90. 

Wie offen die später in starre Rechtspositionen verfestigte Situation zu Ende des 
15 . Jahrhunderts noch war, erhellt das Verhalten der beteiligten Parteien im Jahr 

I) 1481. In diesem Jahr waren die Truchsessen erstmals in die Reichsmatrikel aufge­
nommen worden; um dem hohen Anschlag zu entgehen, wandten sie sich jedoch ge­
meinsam mit den Äbten von Salem, Weißenau und Schussenried an Erzherzog Si­
gismund mit der Bitte, sie in seiner Anlage mitzuvertreten . Das entsprechende 
Schreiben Sigismunds an den Kaiser, daß ihm als Landvogt das Aufgebotsrecht 
über Klöster und Adel zustehe, ließ Friedrich mit dem Hinweis beantworten, das sin 
K.g. dem rich neme und dem hus Osterrich geben mug, oder dem hus Osterrich ne­
me und dem rich gebe, das sy siner K.g. mainung nil 91. 

1486 löste Sigismund die Landvogtei von den Truchsessen aus 92. Die Folge der di­
rekten österreichischen Herrschaft war eine Intensivierung der Territorialisierungs­
bestrebungen und damit des Drucks auf die Insassen . Es ist offensichtlich, daß ein 
Gebilde von der offenen rechtlichen Struktur, wie es die Landvogtei war, zu Ende 
des 15 . Jahrhunderts von jedem größeren Herrn zumindest versuchsweise im Sinne 
der neueren Landesherrschaft überformt wurde; dabei war es unerheblich, ob es 
sich um die Habsburger oder die Wittelsbacher handelte. 

Aus einer 1486 wohl für die am Erwerb der Landvogtei interessierten Herzöge 
von Bayern gemachten Aufzeichnung über die Rechte des Landvogts wird der Fort­
schritt im letzten Drittel des 15. Jahrhunderts deutlich . Der Landvogt beanspruchte 
nunmehr das Steuerrecht über alle Gerichtsuntertanen der Landvogtei, unabhängig 
von ihren Grund- oder Leibherren. Die Reichsanlage der Schirmklöster Lindau, Sa­
lern, Weingarten, Petershausen, Rot a. d. Rot, Weißenau, Baindt, Heggbach, Gu­
tenzell und Löwental legte er auf die Klöster um 93. Die Eigenleute von Weingarten 
und Weißenau berief er als Landschaft der Landvogtei ein und wandelte so den klö­
sterlichen Untertanenverband in einen der Landvogtei um 94. 

Die österreichischen Ansprüche gegenüber den Insassen der Landvogtei gewan­
nen erheblich an Brisanz, als nach 1493, nach dem Tode Kaiser Friedrichs II I. , nicht 
mehr die Möglichkeit bestand, den Kaiser als Reichsoberhaupt zum Schutz gegen 
den Erzherzog von Tirol anzurufen, da nun König Maximilian beide Funktionen in 
sich vereinigte. Der Exponent der Politik Maximilians in Schwaben war wiederum 
der Landvogt Hans Jakob von Landau der bereits im Burgau das tragende Element 

90 J. S. BURGERMElSTER, Codex diplomaticus Bd . 1 S. 91 
91 HSTA ST H 14/ 15 Nr. 264 p. 43; J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 2 S. 87f. Für den Hinweis 

auf das Zilat danke ich Herrn Hofacker (s . Anm. 84). 
92 E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 8 Nr. 818 ; J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 1 

S. 667, Bd. 2 S. 89-91 
93 E. BOCK, Zwei Rechtsaufzeichnungen S. 654 
94 HSTA ST H 14/ 15 Nr. 150 U 8; J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S . 676f. 
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bei den Versuchen, Prälaten und Adel zu Landsassen-zu machen, gewesen war. Si­
cher hat er in manchen Einzelfragen die Anstößer der Landvogtei Schwaben wie 
auch den Adel in der Landgrafschaft Nellenburg, wo er ebenfalls Landvogt war, in 
kleinlicher Weise schikaniert, insgesamt aber hat er sich im Rahmen der Instruktio­
nen der Innsbrucker Regierung bewegt 95. 

So ging auch der Versuch der Insassen (oder Anstößer) im Jahre 1515, durch eine 
Auslösung der Landvogtei Schwaben von Hans Jakob von Landau und ihre Über­
tragung an Truchseß Wilhelm von Waldburg die Differenzen mit Österreich auszu­
räumen, von einer falschen Einschätzung der Absichten Maximilians aus 96. Wie in 
den anderen schwäbischen Herrschaften war es das erklärte Ziel Maximilians, in sei­
nen letzten Regierungsjahren die österreichische Herrschaft über Prälaten und Adel 
in der Landvogtei durch die Durchsetzung des Lal!dsassiats zu untermauern. Schon 
bei den Verhandlungen zur Erstreckung des Schwäbischen Bundes im Jahre 1512 
hatte er - allerdings vergeblich - versucht, die Bundesstände dazu zu bewegen, 
Weingarten, Ochsenhausen und andere Klöster nicht mehr als Bundesglieder zu ak­
zeptieren, weil sie österreichische.Stäude seien 97. Nur wenige Jahre später mußten 
die Anstößer der Landvogtei wegen ihrer Erforderung zu einem österreichischen 
Landtag im Jahre 1515 um die Hilfe des Schwäbischen Bundes nachsuchen 98 . Spä­
ter als im Burgau, aber gleichzeitig mit Hohenberg und Nellenburg suchte Maximi­
Iian quasi durch die "Ernennung" von Landständen die Herrschaftsstruktur der 
Landvogtei der seiner anderen Länder anzupassen. 

Angesichts des massiven Widerstandes und des Rückhalts, den die Anstößer im 
Schwäbischen Bund fanden, mußte Maximilian jedoch zurückstecken und stimmte 
sogar einer Ablösung Hans Jakob von Landaus zu. Ihm folgte 1518 aber nicht einer 
der Anstößer, sondern der aus Nördlingen stammende kaiserliche Rat Niclas Zieg­
ler, nachdem die Insassen einen beträchtlichen Teil der Pfandsumme aufgebracht 
hatten 99. 

Erzherzog Ferdinand nahm die Politik Maximilians, nachdem ihm sein Bruder Kar! 
die österreichischen Erblande übertragen hatte, unverändert wieder auf. So wie er 
die Verwaltung in Tirol und den Vorlanden auf eine neue Basis mit festumrissenen 
Kompetenzen stellte 100, so sollte auch mit den für 1523 einberufenen Huldigungs­
landtagen in Schwaben eine eindeutige Anerkennung der Landstandschaft verbun­
den sein. 

95 Zu Hans von Landau vgl. U. MEREB, Studien S. 66-68 ; Zimmerische Chronik Bd . 4 
S. 249f. 

96 J. R. WEGELIN, Bericht Bd . 2 Nr. 200-203 
97 A. LAUFS, Der Schwäbische Kreis S. 130; CH. RIEBER, Dr. Hans Schad S. 131 
98 J. R. WEGELIN, Bericht Bd. 2 Nr . 202; J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 724f. 
99 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 725-727 
100 Diese Reformen haben einen deutlichen Niederschlag in der Registerfilhrung des Inns­

brucker Regiments und der ihm unterstellten Unterbehörden gefunden. Die Anlage der be­
kannten Schwa ben bücher geht auf sie zurück. Vgl. B. OTTNAD, Geschichte und Dokumenta­
tionswert S. 46-48 
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Der von dem kaiserlichen Landvogt Niclas Ziegler auf den 15. Juni ausgeschrie­
bene Landtag geriet jedoch trotz des großen Aufwandes zu einem Fehlschl~ 101. 

Demonstrativ baten die Beauftragten der Innsbrucker Regierung die Abtei Weingar­
ten, ihnen einen Saal im Kloster zu überlassen, da in Altdorf, dem Sitz der Land­
vogtei, kein für eine solche Versammlung geeigneter Raum vorhanden war. Die 
Mönche stellten, um keine Rechtspositionen zu vergeben, nur das Sommerhaus des 
Abtes zur Verfügung und beobachteten mit Vergnügen, wie die Landtagskommissa­
re stundenlang auf das Eintreffen der Geladenen warteten. Abt Gerwig von Wein­
garten selbst hatte sich in Geschäften entfernt; Abt Jakob Murer von Weißenau, 
der die Einladung zum Landtag voller Empörung als einen Versuch ansah, ihn und 
sein Kloster leibeigen zu machen, hatte Krankheit vorgeschützt 102. Anwesend waren 
der GroßkeIler von Salem, der Schreiber von Rot, der Landammann der Truchses­
sen Jörg und Wilhelm von Wurzach, acht Edelleute, Boten von Isny, Memmingen, 
Biberach und Leutkirch, Baindt und Löwental, landesfürstliche Kommissare waren 
Ritter Konrad von Rott und Simprecht Hitzier, der Statthalter des Landvogts. 

Keiner der Anwesenden war bereit, die landesfürstlichen Kredenzbriefe anzuneh­
men. Im Namen der Versammlung protestierte der GroßkeIler von Salem gegen die 
Ladung als eine nie dagewesene Neuerung und verwahrte sich, daß sie Insassen der 
Landvogtei genannt würden. Er wolle nicht beruft sin als ainer, der dem hus Oster­
rich oder der Landvogtei underworfen, sy gehoeren aun alles mittel dem hailigen 
reich zu 103. Prälaten und AdelOberschwabens weigerten sich, in anderen Fragen 
mit Österreich zu verhandeln, bevor es nicht für alle Zeit darauf verzichtet hätte, die 
Anstößer der Landvogtei auf einen weiteren Landtag zu beschreiben. Völlig klar 
hatte man die Brisanz der Situation verstanden. Besonders bedrohlich war - wie 
sich in einer Anfrage an Regenten und Räte in Innsbruck herausstellte, in der man 
um Abstellung der Neuerung gebeten hatte -, daß es sich bei der Landtagsladung 
keineswegs um eine Eigenmächtigkeit Zieglers gehandelt hatte, sondern sie mit Be­
dacht und Wissen Ferdinands erfolgt war 104 . 

Auf einer Zusammenkunft in Wald see im August 1523 einigten sich die Anstößer 
über ein weiteres Vorgehen: Diejenigen unter ihnen, die nicht Mitglieder des Schwä­
bischen Bundes waren, sollten sich auf dem nächsten Reichstag in Nürnberg um Ab­
wehr des österreichischen Mediatisierungsversuchs bem'~:len, die anderen wollten 
vor der Versammlung des Bundes in Ulm Klage erheben lOS. Der Kreis der in Wald-

101 Zu diesem Landtag vgl. E. SCHNEIDER, Das Kloster Weingarten S. 435; J. VOCHEZER, 
Waldburg Bd . 2 S. 729f.; G. BLARER, Briefe und Akten Bd. I S. 13-15 

102 HSTA ST B 523 Bd. I. Der von Murer zur Unterrichtung seiner Nachfolger angelegte 
Band, in dem er alle Einzelheiten seiner Auseinandersetzungen mit der Landvogtei aufgezeich­
net hat, ist nicht erhalten. 

103 19. Juni 1523 (G. BLARER, Briefe und Akten Bd. I Nr. 37) 
104 15 . Juni 1523 (Ebd. Nr. 20, Anm. 3) 
lOS Zu den Argumentationen bei der Parteien vor dem Schwäbischen Bund vgl. G. BLARER, 

Briefe und Akten Bd. I Nr. 20, S. 13-15 
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see versammelten Anstößer läßt sichtbar werden, wie sehr der Bereich der habsbur­
gischen Herrschaft bei einem Gelingen des Vorstoßes von 1523 ausgeweitet worden 
wäre. Zur ersten Gruppe gehörten die Äbtissin von Buchau, Truchseß Georg von 
Waldburg und die Adligen von Rechberg, von Stein, von Erolzheim, von Reichen­
stein, von Laubenberg, von Landau, von Roth, von Altmannshofen, von Freiberg. 
von Essendorf, von Praßberg, Dr. Hans Schad von Mittelbiberach und die Stadt 
Lindau; zur zweiten die Deutschordenskommende Altshausen, die Klöster Salem, 
Weingarten, Ochsenhausen, Rot, Weißenau und Schussenried, vom Adel Truchseß 
Wilhelm von Waldburg, Johann von Königsegg-Aulendorf, Johann-Dionys von 
Königsegg, Burkart Hans von Ellerbach sowie die Städte Memmingen, Biberach, 
Ravensburg, Wangen, Leutkirch und Buchhorn 106. 

Der Schutz durch die sich verfestigende...Reichsv.erfassung und der Rückhalt der 
kleinen Reichsstände im Sch,wäbischen-Bund waren nunmehr, am Ende des ersten 
Drittels des 16. Jahrhunderts, gewichtig genug, daß es für Österreich IUlillQglich 
wurde, selbst mit kaiserlicher Unterstützung, eine auf größere Veränderungen des 
Herrschaftsgefüges abzielende Hausmachtpolitik durchzusetzen. Ferdinand mußte 
so weit auf die Meinung der Bundesglieder Rücksicht nehmen , daß er um ein Verhör 
beider Parteien vor der Bundesversammlung bat. Seine Gesandten versuchten unter 
Hinweis auf die Verpfändung der Landvogtei durch König Wenzel an Herzog Leo­
pold im Jahre 1379 ein altes Recht Österreichs abzuleiten , die Anstößer der Land­
vogtei als Landstände behandeln zu dürfen, ohne damit vor der Bundesversamm­
lung durchzudringen. Auch ein Versuch Ferdinands, durch eine persönliche Begeg­
nung mit den entscheidenden Prälaten und Adligen im Jahre 1526 zu einem Ergeb­
nis zu kommen, blieb erfolglos. Ebensowenig wurde seinem Ausschreiben an Prae­
laten, Ritterschaft, Adl, Stelten, Marckten und Ambtern unserer Landtvogtey in 
obern und nidern Schwabn um Hilfe für das angegriffene Niederösterreich, in dem 
er sich auf die Beistandszusage auf dem Innsbrucker Ausschußlandtag von 1518 be­
rief, Folge geleistet 107 . Ein Jahr später berief der Landvogt - wieder vergeblich -
die Anstößer abermals zu einem Landtag nach Ravensburg, der jedoch ebenfalls er­
gebnislos verlief 108. Der Schwäbische Bund verwies die streitenden Parteien immer 
wieder auf eigene Kompromißverhandlungen, während der die lnnsbrucker Regie­
rung, teilweise auch auf Grund der guten direkten Kontakte der Truchsessen zu Erz­
herzog Ferdinand, dem sie als Stützen seiner Politik in dem eroberten Herzogtum 
Württemberg unentbehrlich waren, in ihren Ansprüchen zurückstecken mußte. Mit 
den Truchsessen Georg und Wilhelm hatte der Regimentsprokurator von Innsbruck 
Dr. Jakob Frankfurter im Auftrag Ferdinands angeblich schon 1525' einen Vertrag 
geschlossen, in dem Ferdinand ausdrücklich darauf verzichtete, die Truchsessen als 
Landsassen zu behandeln, diese aber sich bereit erklärten, die anderen Anstößer 

106 J. VOCHEZER , Waldburg Bd. 2 S. 730 
107 LRAI Vorarlberger Akten Fasz. I . Ebenso LRAI Kopialbücher, Buch Tirol Bd . 1 p. 71' 
108 HSTA ST B 523 Bd . I p. 328; J. VOCHEZER, Waldburg Bd . 2 S. 734-736 
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nicht weiter in ihrem Widerstand zu bestärken. Auf dem Bundestag des Schwäbi­
schen Bundes im Februar 1529 mußte Ferdinand seine Position auch gegenüber den 
anderen Anstößern der Landvogtei zurücknehmen. Nach dem Bundesabschied vom 
2. Februar@ erklärte er sich bereit, daß die obermelte Anstösser zu einichen 
Landtag ferner nit erfordert [beschrieben] noch Insässen genennt werden sollten, 
bis er gegenüber dem Kaiser und den Reichsständen sein Recht hierfür würde nach­
weisen können 109. Noch deutlicher markierte die Tatsache der Überlassung der 
Landvogtei an Truchseß Georg von Waldburg, die gegen den Willen der Inns­
brucker Regierung erfolgte 110, den Verzicht Ferdinands auf eine Ausweitung der 
österreich ischen Territorialmacht über die Reichsklöster und den reichsfreien Adel 
in Schwaben. An den Verhältnissen, wie sie in diesem von einer starken Territorial­
macht freien Raum unter der Regierung Kaiser Friedrichs gewachsen waren, konnte 
angesichts der ständigen Bedrohung der politischen Stabilität durch Herzog Ulrich 
von Württemberg und die Schweizer Eidgenossen nichts Grundlegendes mehr geän­
dert werden. Am 28. November 1529 stellte Ferdinand die Pfandurkunde über die 
Landvogtei aus, am 6. Februar 1530 nahm Truchseß Georg von ihr Besitz. Wie sehr 
die Übernahme der Pfandschaft durch die Truchsessen im Sinne der Anstößer lag, 
ergab sich aus der Tatsache, daß sie ihm zur Auslösung der Landvogtei bereitwillig 
Geld he liehen 111. Nachdem nunmehr hinter den Aktionen der Landvogtei nicht 

mehr der gleiche expansive Druck wie früher stand, gelang es rasch, eine ganze Rei­
he seit langer Zeit anstehende Streitigkeiten mit den Anstößern in verhältnismäßig 
kurzer Frist zu lösen. 

Zwar hatte die Innsbrucker Regierung auf eine -Einb.eziehung von Prälaten und 
Adel bei der Territorialisierung der Landvogtei 'leU.i.chten müssen, den Anspruch 
auf eine unmittelbare Beherrschung dieses Gebiets wollte man nicht aufgeben. So­
bald nach dem Tode des um Österreichs Interessen verdienten Truchsessen Georg 
der Zwang zu persönlicher Rücksichtnahme entfiel, versuchte die Innsbrucker Re­
gierung, König Ferdinand für eine Rücklösung der Landvogtei zu gewinnen. In ei­
ner Denkschrift von 1538 wies sie darauf hin, daß die österreichischen Gerechtsame 
durch eine weitere Pfandherrschaft der Truchsessen gefährdet sei, andererseits aber 
der Landvogtei eine Schlüsselstellung für die österreichische Herrschaft in Schwa­
ben zukomme, denn die Landvogtei sei eine treffliche Obrigkeit mit einer großen 
nemlichen Anzahl Mannschaft und Vermögen und dem Hause Österreich in zuste­
henden Nöthen zunächst an der Hand gelegen 112. Im Oktober 1540 kündigten Ul­
rich von Schellenberg und Hans Jakob von Landau den truchsessischen Vormün-

109 J . R. WEGELIN, Bericht Bd. 2 Nr . 207; J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 753f. 
11 0 Nach den Vorstellungen der Innsbrucker Regierung hätte· die Landvogtei überhaupt 

nicht mehr als Amtspfand vergeben, sondern unmittelbar von eigenen Beamten verwaltet wer­
den sollen. Das Geld dazu hatte sie schon 1527 weitgehend zusammengebracht. (LRAI Ko­
pialbücher, jüngere Reihe . Missiven an Hof 1529, p. 136'-137) 

111 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 756f. 
112 Ebd., S. 778 
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dern an, daß Ferdinand die Landvogtei auslösen würde. Ein Jahr später wurde die 
Auslösung in einer wenig verbindlichen und für die um Österreich verdienten 
Truchsessen verletzenden Form durchgeführt und die Landvogtei seitdem als Kame­
ralherrschaft unmittelbar Innsbruck unterstellt. Die Frage des Landsassiats der Prä­
laten und des Adels in der Landvogtei Schwaben, die mit der Intensivierung der 
Herrschaftsformen seit dem letzten Drittel des 15. Jahrhunderts aufgebrochen war, 
ist jedoch auch hier nicht im Rahmen dieser Herrschaft, sondern erst auf dem neu­
gebildeten schwäbisch-österreichischen Landtag seit 1536 zu einem endgültigen 
Austrag gekommen, wie unten darzustellen sein wird. 

(2) Der Aufbau eines Untertanen verbandes in der Landvogtei Schwaben 

Die Landvogtei Schwaben war ursprünglich nur ein Rechtsbezirk zur Ausübung 
von Reichsrechten. Sie unt~d sich deswegen von den anderen habsburgischen 
Herrschaften dadurch, daß ihr zunächst fast nirgendwo Grundherrschaft und Nie­
dergericht zustanden. Da beides im allgemeinen jedoch die Vor-aussetzung für die 
Ausbildung eines eigenen Untertanenverbandes war, der unmittelbar zum Kammer­
gut gerechnet werden konnte, hatten wede die früheren Pfandinhaber der Land­
vogtei noch Habsburg eine unmittelbare Herrschaft über Untertanen ausüben kön­
nen. Während nun Habsburg bei der Umwandlung der Landvogtei in ein den Herr­
schafts formen der Zeit entsprechendes Territorium mit landsässigen Prälaten und 
Adel scheiterte , war es dort wesentlich erfolgreicher bei dem Aufbau eines steuer­
und raispflichtigen Untertanenverbandes. 

Peter Blickle hat die große Verbreitung der bäuerlich-bürgerlichen Landschaften 
und ihre Bedeutung innerhalb der oberschwäbischen Territorien wieder sichtbar ge­
macht; er verwendet für diese Verbände die zu Ende des 16. Jahrhunderts allgemein 
fest gewordene Bezeichnung Landschaften 113. Sie wird hier in der Folge der Kürze 
wegen auch benützt, obwohl sie für diese Phase der habsburgischen Territorial- und 
Ständebildung in Schwaben unhistorisch ist und zu Mißverständnissen Anlaß gege­
ben hat. 1m Sprachgebrauch der Innsbrucker Regierung - auch in deren Ausschrei­
ben an die vorländischen Landvögte und Pfleger - bis in das erste Drittel des 16. 
Jahrhunderts war mit Landschaft der in Tirol übliche Rechtsbegriff gemeint , näm­
lich die Gesamtheit der Landstände aus Prälaten, Adligen und Untertanen 114. 

Wenn nur der bäuerlich-bürgerliche Untertanenverband angesprochen war, wurden 
sie mit N. N. unnsere unterthanen und bürger gemainiglich bezeichnet. Die Umdeu­
tung des Begriffs Landschaft auf den Verband der bäuerlichen Untertanen setzte 

113 P. BUCKLE, Landschaften S. 3-23 
114 LRAI Kopialbücher, ältere Reihe Li!. K 1488 Apr. 15 und öfter. In dieser Hinsicht sind 

die Ergebnisse BUCKLES zu korrigieren (Landschaften S. 102-110). Vgl. zur Begrifflichkeit 
auch J . J. MOSER, Von der Teutschen Reichs-Stände Landen S. 325-330 
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sich im Sprachgebrauch der Innsbrucker Regierung - nach einer Phase des Über­
gangs - erst in der Mitte des 16. Jahrhunderts durch. Unterläßt man diese notwen­
dige begriffliche Differenzierung zu Ende des 15. und zu Anfang des 16. Jahrhun­
derts, so übersieht man eine wesentliche Dimension und einen guten Teil der Brisanz 
der damaligen habsburgischen Politik in Schwaben. 

Erste Spuren einer Landschaft der Landvogtei Schwaben - nunmehr im Sinne 
Blickles gebraucht als Vertretung der bäuerlichen Untertanenschaft - lassen sich 
erst 1479, zusammen mit der Landschaft des Klosters Weingarten, nachweisen 115 . 

Auch sie entstand also im Zuge des habsburgischen Ausgreifens auf Schwaben unter 
Sigismund und lief mit den österreichischen Mediatisierungsversuchen von Prälaten 
und Adel parallel. Die Ausbildung dieses habsburgischen Untertanenverbandes er­
folgte Schritt um Schritt auf Kosten der unter dem Schirm der Landvogtei stehen­
den Reichsklöster. Der Hauptgeschädigte dabei war die Abtei Weingarten. 

Der Schwäbische Bund, sonst die Institution, die den kleinen Reichsständen 
Sch~ vor der habsburgischen Expansion bot, gab der Landvogtei den Rechtsgrund 
für den Aufbau einer eigenen steuer- und raispflichtigen Untertanenschaft. Bei den 
zersplitterten Rechtsverhältnissen im Gebiet der Landvogtei war es nicht eindeutig, 
über welche Herrn - Grund-, Niedergerichts- od~r Hochgerichtsherrschaft - der 
Untertan zur Bundespflicht herangezogen werden sollte. So erhoben Weingarten 
und Weißenau schon 1489 Klage, daß der Landvogt ihre Untertanen und Hintersas­
sen gegen das Herkommen mit Steuern und Raisen beschwere 11 6. Während des 
Schweizerkriegs • von 1499 karn es ebenfalls zu einern Konflikt wegen der Form, in 
der die Bundespflicht der Klöster erfüllt werden sollte. Der Abt von Weingarten 
stellte 130 Mann und setzte einen Hauptmann über sie, während der Landvogt diese 
Einberufung nicht anerkannte und eine an ihn und damit an Österreich zu zahlende 
Kriegssteuer forderte 117. Auch von den Untertanen des Klosters Weißenau erhob er 
in diesem Jahr eine Raissteuerll 8. Um seinen Forderungen Nachdruck zu verleihen , 
besetzte er für mehrere Tage das Kloster Weingarten, dem er mit Gewalt das Nieder­
gericht und das Besteuerungsrecht über 565 Höfe entzog 119 . Noch 1683 besaß die 
Landvogtei nicht mehr als 1750 Kontribuenten 120 , was deutlich macht, daß sie erst 
zu Ende des 16. Jahrhunderts daran ging, sich unter weitgehender Zerstörung der 
klösterlichen Untertanenverbände eine eigene Landschaft zu schaffen. Die Bemü­
hungen der Landvogtei waren jedoch nicht nur auf klösterliche, sondern auch auf 

115 HSTA ST H 14/ 15 265a p. 374. Für diesen Hinweis danke ich Herrn Hofacker (vgl. 
Anm. 28 S. 20) 

116 J. R. WEGELIN, Bericht Bd . 2 Nr. 198; E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 8 
Nr. 1233; J. VOCHEZER, Waldburg Bd. I S. 667 

117 E. SCHNEIDER, Das Kloster Weingarten S. 431 
118 HSTA ST H 14/ 15 Nr. 247/ 48 
119 A. NAGEL, Altdorf-Weingarten S. 64. Zum Zusammenhang zwischen Niedergericht und 

Besteuerungsrecht in der Landvogtei vgJ. A. LAUFS, Der Schwäbische Kreis S. 136 
120 SA Ro UP 1680-82, p. 433-456 
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andere, unter ihrem Schirm stehende Untertanen gerichtet. Als sich die Einwohner 
von Altdorf weigerten, die Kosten für 3 Fußknechte für den Schwäbischen Bund 
aufzubringen, erließ Kaiser Maximilian einen Achtbrief wider sie 121. 

Wie die Untertanen der anderen habsburgischen Herrschaften westlich des Arl 
brachten diejenigen der Landvogtei erhebliche Leistungen für den Schwäbischen 
Bund, die jeweils als Bestandteil der österreichischen Bundeshilfe galten. Wegen des 
befürchteten Einfalls Herzog Ulrichs von Württemberg während des Hegauer Bau­
ernaufstandes 1524 stellte die Landschaft der Landvogtei 400 Mann 122, für die von 
Österreich dem Bund 1531 zugesagte eilende Hilfe sollte Truchseß Georg die nötigen 
Anordnungen für die Lieferung der Untertanen treffen 123 . 

Zunehmend aber zog Österreich die Landschaft der Landvogtei auch für eigene 
Belange heran. Vermutlich schon 1515, sicher 1518 hatte Kaiser Maximilian ihre 
Teilnahme an dem österreichischen Ausschußlandtag in Innsbruck verlangt 124. Im 
Jahre 1523 berief NicJas Ziegler im Auftrag Ferdinands am gleichen Tag wie Präla­
ten und Adel die Untertanen der Landvogtei nach Altdorf, ließ sie Ferdinand huldi­
gen und eine Steuer in Höhe von 840 fl bewilligen. Die Einberufung und die Steuer­
bewilligung erfolgten dabei gegen den ausdrücklichen Willen der klösterlichen 
Grund- und Niedergerichtsherren. Um die Untertanen trotzdem dem österreichi­
schen Begehren geneigt zu machen, setzte der Landvogt durchaus auch billige Mittel 
ein: So ließ er nach der Bewilligung alle Anwesenden mit Wein traktieren , um sie in 
guter Stimmung zu halten - die dazu benötigten 20 fl stammten ohnehin von der 
gerade bewilligten Steuer m. 

1527 versammelten der Innsbrucker Kammerprokurator Dr. Jakob Frankfurter, 
Schweickhart von Gundelfingen und der Landschreiber der Landvogtei neben den 
Landvogteileuten eine Anzahl Klosteruntertanen in Löwental, die dem neuen Land­
vogt Hans von Fridingen schwören sollten; anschließend forderten sie eine sechsjäh­
rige Geldhilfe für den Erzherzog zugunsten der Landvogtei, die auch bewilligt wur­
de. Abt Murer von Weißenau kassierte jedoch kurz darauf die Bewilligung 126. 

1529 war die gemeine Landtschajjt in Schwaben nach Aussagen des Innsbrucker 
Regiments bereit , 5000 fl aufzubringen, um die Afterpfandschaft des Truchsessen 
von Waldburg zu verhindern 127. Im gleichen Jahr bestellte die Landvogtei wieder­
um die Untertanen nach Eschach, um sie dem neuen Landvogt huldigen zu lassen. 
Völlig zu Recht wandte sich Abt Murer an seine Eigenleute: Timeo autem vehe­
menter, aliquid no vi vobiscum attentari. Trotzdem ließen sich die Untertanen über-

121 8. Juni u. 31. Aug. 1506 (HSTA ST B 23 U 79 u. 80) 
122 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 174 
123 21. Jan. 1531 (HSTA ST B 17 Bd. 16·, SchwabenbUcher 2) 
124 HSTA ST B 29 U 1; B 523 Bd . 1 p. 343f. 
125 G. BLARER, Akten und Briefe Bd. 1 Nr. 37. 19. Juni 1523 
126 HST A ST B 523 Bd. I p. 328 
127 23. Mai 1529 (LRAI KopiaJbUcher, jUngere Reihe 1529 Missiven vom Hof) 
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reden, Eitelhans Ziegelmüller als ihren Deputierten für den Innsbrucker Landtag 
von 1529 zu wählen 128 und wenig später denselben zu dem Ausschußlandtag nach 
Linz zu schicken 129. Was bei den reichsfreien Herren in Schwaben nicht gelungen 
war, hatte bei einem Großteil der Untertanen in der oberen Landvogtei Erfolg: Sie 
konnten dem österreichischen Territorialverband eingegliedert werden. 

Über die organisatorische Ausformung der Landschaft der Landvogtei in dieser 
Frühzeit lassen die Quellen nur wenig Aussagen zu. Die Einteilung der Landvogtei 
in 13 Ämter geht noch auf Maximilian zurück. Sie entsandten in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts je zwei Vertreter zur Landschaft. 1550 gab es einen kleinen 
und einen großen Ausschuß der Landschaft 130. 1554 verglich sich die Landschaft 
mit den Vertretern des Fleckens Altdorf über den jeweiligen Anteil an den landstän­
dischen Steuern. 1546 wurde in einem Vergleich auch die Belegung der Freien auf 
der Leutkircher Heide mit der Türkensteuer nach der Matrikel der übrigen Land­
vogteiuntertanen geregelt 131. Sie einigten sich, daß sie auf dem schwäbisch­
österreichischen Landtag, seit 1536 das ~orum der österreichischen Untertanen, als 
z . Stände gelten, zur Vermeidung hoher Unkosten aber jeweils nur einen Depu­
tierten auf den Landtag schicken wollten, was jedoch später untersdiiedlich ge­
handhabt wurde 132. Etwa zur gleichen Zeit entstanden die landschaftlichen Ämter 
des Landschaftseinnehmers, später auch das des Truhenmeisters, von denen meist 
jeweils einer die Landschaft auf den schwäbisch-österreichischen Landtagen ver­
trat 133. 

Die Pfandschaften der Truchsessen von Waldburg. Auseinandersetzungen um die 
Steuer- und Raispflicht der Untertanen zwischen Österreich und Wald burg 

Die Truchsessen von Waldburg, ursprünglich ein oberschwäbisches Ministeria­
lengeschlecht, hatten im Laufe des 14. und 15 . Jahrhunderts ihren Haus- und Le­
hensbesitz Trauchburg, Zeil und Isny durch den Erwerb schwäbischer Besitzungen 
des Hauses Habsburg als Pfandschaften beträchtlich vermehren können. Zu Habs­
burg standen sie als Dienstleute in enger Beziehung. 1384 erwarben sie die Städte 
Mengen, Munderkingen und Riedlingen, 1386 Saulgau und Waldsee mit den zum 
Gericht Waldsee gehörigen Ämtern Haisterkirch, Ober- und Unteressendorf, Bier-

128 HSTA ST B 523 Bd. 1 p. 343f.; N. SAPPER, Landstände S. 84-86 
129 HSTA ST B 523 Bd. 1 p. 343f., B 17 Bd. 15· p. 279; N. SAPPER, Landstände S. 86f. 
130 HSTA ST B 17 Bd. 18· p. 228f.; vgl. S. 339f. 
131 20. Jan. 1546 (HSTA ST B 59 U 110); Zu den Freien auf der Leutkircher Heide vgl. E. 

GÖNNER u. M. MILLER, Die Landvogtei Schwaben S. 684-686 
132 HSTA ST H 14/15 Nr. 247/ 48 p. 10-24 
133 Vgl. die Rechnungen der Landvogtei im SA Ravensburg; Zur Landschaft der Landvog­

tei vgl. W. GRUBE, Vogteien S. 52-55; P. BUCKLE, Landschaften S. 102-110 
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stetten, Hauerz und Ellwangen 134. Etwa 1386 wurde ihnen die Feste Bussen mit al­

len Zubehörungen (Offingen, Altheim, Dentingen, Hailtingen und Unlingen) ver­
pfändet 135. 1401 löste Truchseß Hans von Waldburg die Herrschaft Kallenberg an 

sich 136. 1438 fiel die Pfandschaft Winterstetten ebenfalls an die Truchsessen 137 . 

1433 und endgültig 1452 erwarben sie die Grafschaft Friedberg als Pfand . Nach 
1452 wurde die Verpfändung in einen Kauf umgewandelt 138. Da sie 1415 auch noch 

die Landvogtei Schwaben als Reichspfand erwerben konnten, waren sie im 15. Jahr­

hundert die bedeutendsten Territorialherren in Oberschwaben 139. 

Mit großem politischen Geschick versuchten die Truchsessen, die Pfandschaft 
auf Dauer für ihr Haus zu sichern . Ein erster Schritt dazu war der Abschluß des 
Vertrags vom 20. März 1406 mit den beiden Herzögen Friedrich und Leopold, in 

dem die Herzöge gegen ein schon gegebenes Darlehen von 2000 fl und ein weiteres 

von 4000 fl zusagten, daß die Pfandschaften Riedlingen, Mengen, Munderkingen, 
Saulgau, Waldsee und Kallenberg nur noch zusammen für die Summe von 30445 fl 

ausgelöst werden dürften, frühestens jedoch nach dem Tod des Truchsessen Johan­

nes und seiner Söhne 140. Ein Versuch, sich mit den gesamten Pfandschaften ein­
schließlich Winterstettens während der Reichsacht Erzherzog Friedrichs als Reichs­

lehen belehnen zu lassen, scheiterte an der Aussöhnung Friedrichs mit Kaiser Sigis­

mund im Jahre 1418 141. In dem umstrittenen Vertrag vom 26. Januar 1454 mit Erz­
herzog Sigismund gelang ihnen die wichtigste Ausweitung ihrer Rechte. Nach der 

Darstellung der Truchsessen von Waldburg wurden durch den Vertrag ihre Pfand­

schaften einschließlich Winterstetten und Ellwangen in eine mannserbliche Inha­
bung verwandelt, wodurch die Pfandschaften nicht mehr ausgelöst werden konn­

ten, solange ihre Familie im Mannesstamm fortbestand. Danach sollten sie ohne 

Kosten an Österreich heimfallen. Das Öffnungsrecht, Steuern und Raisen blieben 
auf Erzherzog Sigismund und seine Nachkommen beschränkt, so daß diese Ver­

pflichtung nach waldburgischer Auffassung mit dem Tod Sigismunds erlosch, und 

ihnen die volle Landeshoheit in ihren Pfandschaften zufiel 142. Dieser Vertrag, des-

134 Habsburg hatte Mengen um 1282, Riedlingen um 1291, Munderkingen vor 1297, Saul­
gau 1299 und Waldsee 1331 in seinen Besitz gebracht. (F. HERBERHOLD, Die österreichischen 
Donaustädte S. 712) 

135 Der Bussen war um 1300, vielleicht schon vor 1281 habsburgisch. 1314 wurde er mit 
Riedlingen an Graf Rudolf von Hohenberg verpfändet, danach (vor 1352) an die Herren von 
Ellerbach. (OAB Riedlingen S. 303, 860f.) 

136 Die Herrschaft war 1381 mit Hohenberg von Habsburg gekauft und 1388 an Graf Ru­
dolf von Sulz verpfändet worden . (KB Balingen Bd. 2 S. 551) 

137 Die Herrschaft wurde 1331 von den Herren von Winterstetten Österreich überlassen. (J. 
VOCHEZER, Wald burg Bd. 2 S. 361) 

138 J. VOCHEZER, Waldburg Bd . 1 S. 513f., 535f. 
139 E. GÖNNER U . M. MILLER, Die Landvogtei Schwaben S. 684 
140 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 445f. 
141 Ebd., S. 46Of. 
142 Ebd ., S. 536f. Ein ähnliches Versprechen hatte Sigismund bereits 1530 gemacht (S . 532). 
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sen rechtsgültiges Zustandekommen schon Sigismund bestritt und den Österreich 
niemals anerkannte, war die lJ! sache für die schweren Auseinandersetzungen zwi­
schen Waldburg und Habsburg bis 1680 143 • 

Die Truchsessen hatten diese für sie so günstige Rechtsposition während der Zeit 
der habsburgischen Abstinenz in Schwaben erwerben können; nach der Änderung 
der österreichischen Politik in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts mußte dies 
notwendigerweise zu einem Zusammenstoß führen. Dazu kam es sofort nach der 
Regierungsübernahme Maximilians in Tirol und den Vorlanden . Die von den 
Truchsessen behauptete Landeshohejt über ihre österreichischen Pfandschaften 
hätte jede wirksame Territorialpolitik in Schwaben von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Maximilian weigerte sich deswegen entschieden, die vom Hause Wald­
burg behauptete mannser.bliche.1nhabung ihrer Pfandschaften zu akzeptieren und 
behielt sich wesentliche Elemenu: der Landeshoheit, nämlich Lehen, Landraise und 
Landsteuern vor. Da seine Versuche, die truchsessischen Pfandschaften wieder zu­
rückzulösen, 1501 am Widerspruch des Reichsregiments scheiterten 144, war es not­
wendig, die Landschaft (d. h. die Untertanen) in den Pfandschaften in die Hand zu 
bekommen. Nur wer sich dort durchsetzte, konnte Steuer und Raise und damit 
letztlich auch die Landeshoheit behaupten. 

Konkreter Anlaß für den Ausbruch des Konflikts wurde wiederum die österreich i­
sehe Mitgliedschaft im Schwäbischen Bund. An dem österreichischen Anteil von 
3000 Mann für das Bundesaufgebot hatten die truchsessischen Pfandschaften für 
den ersten Zuzug 200 Mann, für den zweiten Zuzug 100 Mann und für je 100 Mann 
drei Wagen zu stellen 145 . Nach der Regierungsübernahme Maximilians in Tirol be­
trachteten die Truchsessen entsprechend dem Vertrag vOl(l454 diese Verpflichtun­
gen für erloschen und beanspruchten die RaispAicht..fi1r .sich. Um Streitigkeiten zu 
vermeiden, traten die Truchsessen 1488 dem Schwäbischen Bund nJchtJ~ri .. 

Anläßlich seiner Verlängerung in den Jahren 1496 und wieder 1501 verlangte je­
doch Maximilian ihren lieitri1t und forderte für den Kriegsfall die Stellung eines 
Kontingents aus ihren Pfandschaften für das österreichische Aufgebot. Wegen ihres 
Verhaltens wollte er - wie erwähnt - die Pfandschaften auslösen. Truchseß Wil­
helm der Ältere beharrte deswegen nicht mehr auf seiner absoluten Weigerung, dem 
Bund beizutreten, verzögerte aber die Besiegelung des verlängerten Bundesbriefes 

143 Nach der Ansicht Vochezers stellte Sigismund neben der Verschreibung von 1454 eine 
zweite aus, nach der die Pfandschaften zum Eigentum der Truchsessen erklärt wurden, das 
nicht mehr heimfallen sollte. Diese Verschreibung wurde der Familie Gradner übergeben, die 
später wegen betrügerischer Machenschaften in Tirol angeklagt wurde, und sollte den Truch­
sessen erst nach dem Tode des Erzherzogs ausgehändigt werden. Diese gradnerische Ver­
schreibung hätten die Truchsessen jedoch nie erhalten. Erzherzog Sigismund hätte später die 
beiden Verschreibungen verwechselt und auch die Gültigkeit der rechtskräftigen, 1469 von 
Kaiser Friedrich bestätigten Urkunde bestritten. (1. VOCHEZER, Waldburg Bd. I S. 671 f.) 

144 Ebd., S. 705 
145 Ebd., S. 658 u. Bd. 2 S. 155. S. auch E. BocK, Der Schwäbische Bund S. 35 
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von 1501 mit dem Hinweis, daß er auch so ein treuer Bundesverwandter gewesen sei. 
Seinen Beitritt machte er davon abhängig, daß ihm auch seine österreichischen 
Pfandstädte einen entsprechenden Anl.eiL,an Steuern und Bundeshilfen bezahlen 
würden. Andernfalls wollte er nur mit seinen allodialen Herrschaften, nicht aber 
mit den Pfandstädten im Bund begriffen sein 146. 

Maximilian ließ sich darauf nicht ein und befahl den Truchsessen eindeutig, im 
Kriegsfall JOO Mann aus den österreichischen Pfandschaften zu stellen, wobei er ih­
nen allerdings bestätigte, daß diese bündische Verschreibung ihren Rechten un­
schädlich sein sollte 147. 

Während der nächsten Jahre konnte nun Maximilian Steuer und Raise in den 
Pfandschaften unangefochten in Anspruch nehmen. 1504 verhandelten seine Ver­
treter mit Ausschüssen der truchsessischen Pfandschaften über die Stellung von 
Kriegsknechten 148. Für seinen Romzug forderte Maximilian 1508200 Knechte von 
den Pfandschaften; als Truchseß Johannes von Waldburg den Städten Waldsee und 
Mengen dieses Begehren des Kaisers vortrug, hatten sie beschlossen, weil unsere 
Vorfahren und wir allweg dem Hause Ostreich in allen Kriegen Hilf und Beistand 
gethan haben, daß wir dasjettt wieder thun sollen 149. Für das Aufgebot zum Vene­
diger Krieg im Januar 1511 forderte Maximilian von Graf Andreas von Sonnenberg, 
aus seinen österreichischen Inhabungen 130 Mann auf vier Monate zu stellen 150. Die 
fünf Donaustädte Waldsee, Mengen, Munderkingen, Saulgau und Riedlingen be­
willigten dabei den Sold für 100 Knechte 151 . Im Dezember dieses Jahres v~rglic!!.en 
dann Landhofmeister, Marschall, Kanzler, Statthalter und Regenten den Landvogt 
von Schwaben Jakob von Landau und die Truchsessen Wilhelm und Georg von 
Waldburg wegen der Nachraise der truchsessischen Untertanen in der Landvogtei 
und ihrer Dienste gegen das Haus Waldburg 152. 

Der Konflikt erneuerte sich, als die tirolische Regierung Vertreter der Donaustäd­
te auf Lätare (18. März) 1515 zu einem Ausschußtag nach Innsbruck lud, worin die 
Truchsessen eine nie dagewesene Neuerung sahen, die nicht angängig wäre, da ih­
nen in ihren mannserblichen Inhabungen alle obrigkeitlichen Rechte zustünden und 
ihre Untertanen ihre Reichslasten mittragen müßten . In der Tat war Maximilian mit 
dieser Ladung einen Schritt weitergegangen. Bisher waren die Leistungen der 
Pfandschaftsuntertanen im Rahmen des Schwäbischen Bundes auf Grund der öster­
reichischen Bündnisverpflichtung erfolgt. Bei dem 1nnsbrucker Ausschußtag han­
delte es sich jedoch um eine Zusammenkunft von Vertretern der österreich ischen 

146 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 154f. 
147 Ebd ., S. 708 
148 N. SAPPER, Landstände S. 73 
149 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 748 
150 Ebd., S. 749 
151 N. SAPPER, Landstände S. 73 
152 8. Dez. 1511 (HSTA ST B 59 u. 92) 
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Erbländer; die Pfandschaftsuntertanen wären durch eine Teilnahme eindeutig als 
der österreichischen LandeshQheit-\tflt~n ausgewiesen worden. 

Auch hier war Maximilian nicht bereit nachzugeben. Da die Truchsessen die La­
dung nicht publizierten, ließ er im Frühjahr 1516 die Vertreter aller ihrer Pfand­
schaften durch seinen engen Vertrauten und Rat Dr. Hans Schad zu einem eigenen 
Tag zusammenrufen. Diese Deputierten erkannten wiederum die österreichische 
Steuerhoheit an und bewilligten die gewünschte Hilfsmannschaft, doch die Truch­
sessen verhinderten ihren Auszug und appellierten wegen des Vorgehens Maximi­
lians an den Schwäbischen Bund. Er ließ sich dadurch nicht beirren und verbot im 
folgenden Jahr den Waldburgern ausdrücklich, wegen des Schwäbischen Bundes 
von den Pfandschaftsuntertanen Steuern einzuziehen. 

Auf dem letzten Landtag Maximilians, dem lnnsbrucker GeneraUandtag von 
1518, waren die den Truchsessen verpfändeten Donaustädte mit zwei Deputierten 
vertreten, was deutlich macht, daß sich der Kaiser mit seinen Rechtsansprüchen bis 
zum Ende seiner Regierung weitgehend hatte d!!.a;hsetzen können 153. 

Unter Erzherzog Ferdinand änderte sich die Situation insoweit, als die Truchses­
sen als ~te in Schwaben - Truchseß Wilhelm von Waldburg war österreichi­
scher Statthalter in dem eroberten Herzogtum Würüemberg von llli-bis-1.5.25, ihm 
folgte sein Vetter Georg von 1525 bis 1530, der zudem durch die NiederschIa ~mg 

des Bauernaufstandes das Vertrauen Ferdinands gewann - in e e Beziehung zum 
Hause Habsburg traten . Zwar betonte die lnnsbrucker Regierung immer noch die 
österreich ischen Rechte gegenüber dem Hause Waldburg und ging dabei recht rüde 
vor, doch drängte namentlich Ferdinand auf k.ompromißliche Verhandlungen. 

Als Ferdinand 1523 von seinem Bruder Kar! V. zum Gubernator über die österrei­
chischen Länder eingesetzt worden war, berief er auch die Untertanen seiner schwä­
bischen Herrschaften zu Huldigungslandtagen ein. Diese Landtage war~n in nahezu 
allen österreichischen Herrschaften in Schwaben der unmittelbare Anlaß, die seit 
Maximilians Tod noch offenen Streitigkeiten über Landstandschaft und Steuer.ho­
~ wieder aufbrechen zu lassen, zumal auf ihnen gleichzeitig Beiträge für die Tür­
kenabwehr gefordert wurden. 

Ferdinand hatte die truchsessischen Pfandschaftsuntertanen im Namen des Kai­
sers durch Lutz von Freiberg, den Pfleger der Herrschaften Ehingen, Schelklingen 
und Berg, auf den 19. Juni nach Ehingen bestellt 154. In ihrer Argumentation gingen 

153 N. SAPPER, Landstände S. 76; J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 158-160; LRAI, Cod . 
76 p. 2001 , 1994-1999. In einem Gutachten fUr Erherzog Ferdinand vom 27. Juli 1524 hieß es, 
Kaiser Maximilian habe in der Frage der Pfandschaften den Truchsessen nie nachgeben wol­
len, doch wäre er durch Kriege und andere Geschäfte gehindert worden, die Streitfrage auszu­
tragen. 

154 HSTA ST B 17 Bd. 15· SchwabenbUcher, Serie Schwaben Bd. I p. 3'. LRAI Cod . 76 
p. 1999 
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die Truchsessen hinter ihre Zugeständnisse an Maximilian zurück. Sie v~enen 
den Landtagsbesuch ihrer Untertanen, weil ihnen in den vier Donaustädten 
- Waldsee, das durch die Hausteilung an Truchseß Georg gelangt war, wurde in 
dieser Auseinandersetzung nicht genannt - Steuer und Raise zustünden. In eindeu­
tiger Weise wies der Innsbrucker Hofrat diesen Anspruch zurück. Die Städte hätten 
den Truchsessen weder Im noch seinen vorderen aus schuldiger pflicht nie dehain 
Raissteuer gegeben noch geraisst. Das Vorgehen sei dem alten Brauch und den Frei­
heiten der Untertanen zuwider. Die angezeigte stelt seien dem löblichen hauß von 
Österreich, ye und alweg mit Raiß und Steuern an mit! angehörig. Eine angestrengte 
Klage vor dem Schwäbischen Bund wurde als den Freiheiten des Hauses Österreich, 
nur vor eigenen Gerichten Rechtshändel auszutragen, zuwiderlaufend abgelehnt. 
Der Streit könnte nur in Innsbruck geschlichtet werden m. Den Truchsessen wurde 
wegen des Verbots für ihre Untertanen, den Landtag zu besuchen, ein Verweis er­
teilt 156. Zugleich wies die oberösterreichische Regierung und Kammer Friedrich 
Krantz, den Pfleger von Steinach, an, den Landtag mit den truchsessischen Unterta­
nen nachzuholen 1S7. 

In dieser alitä!, die jede Anerkennung eines waldburgischen Anspruchs aus-
schloß, konnte sich die Innsbrucker Regieruns..nicht durchsetzen. Erzherzog Ferdi­
nand war nicht bereit, diese harte Linie zu vertreten. Am 14. Juni 1524 schloß er mit 
Truchseß Wilhelm von Waldburg einen Vergleich, nach dem die Untertanen der vier 
Städte den Truchsessen für den Zug des Schwäbischen Bundes gegen die fränkische 
Ritterschaft einen Teil ihrer Bundeshilfe, nämlich 120 fl - den Sold für 10 Mann 
auf drei Monate - zahlen sollten . Gegen diesen Vergleich wandten sich die Städte. 
Sie erklärten, in dem Zug des Bundes gegen Herzog Ulrich von Württemberg den 
Truchsessen im ersten Zuzug 20, im zweiten acht gerüstete Mann gestellt zu haben 
- dies jedoch aus freiem Willen; der oberösterreichischen Regierung hätten dage­
gen alle fünf Städte 100 Mann zugeschickt. Sie hatten den Landtag Kaiser Maximi­
lians von 1518 besucht, was ein eindeutiges Zeichen ihrer Zugehörigkeit zu Öster­
reich war. Auch wenn die Truchsessen sie an der Bezahlung der dort übernomme­
nen Quoten hinderten, wollten sie nicht jenen, sondern Österreich gehorsam sein. 
Ferdinand allerdings wollte es bei der Vereinbarung bewenden lassen 158 . 

Durch die Erfolge des Truchseß Georg im RaU! krieg fühlte sich Ferdinand dem 
Hause Wald burg besonders verpflichtet. Ein entschiedenes Vorgehen konnte in die­
ser Situation nicht in Frage kommen. Die Innsbrucker Regierung beharrte dagegen 
völlig auf dem von ihr eingenommenen Rechtsstandpun·kt, daß die Untertanen in 
den truchsess ischen Pfandschaften ohne alle Abstriche der österreich ischen Steuer 

ISS Ebd. 
156 3. Juli 1523 (LRAI Cod. 76 p. 1989); 2. Juli 1523 (LRAI Cod. 76 p. 2003f.) 
157 22. Aug. 1523 (LRAI Kopialbücher der o. ö . Regierung und Kammer, Jüngere Reihe 

1523 Bd. 1 p. 2); 2. Juli 1523 (LRAI Cod. 76 p. 1989) 
158 J . V OCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 16Of. 
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und Raisbarkeit unterworfen und damit österreich ische I andsassen seien. Im No­
vember 1525 forderte sie deswegen nicht nur die fünf Städte auf, den Generalland­
tag in Augsburg mit einer eigenen Gesandtschaft zu besuchen, sondern sich wegen 
deren Zusammensetzung auch mit den Untertanen aller anderen Pfandschaften zu 
vergleichen; sie wurden damit ausdrücklich in den Kreis der La~htigen 
einbezogen 159. 

Erzherzog Ferdinand ließ im Gegensatz zur Innsbrucker Regierung wegen der 
Dienste, welche die Truchsessen und ihre Vorderen dem Hause Österreich vielfach 
gethan und noch thun den rechtlichen Austrag des Streits ruhen und verglich sich 
am 2. September 1526 mit Truchseß Wilhelm in folgender Weise: 

I . Wenn Tirol oder die schwäbischen Besitzungen Habsburgs angegriffen würden, 
sollten die Truchsessen mit den Untertanen der fünf Städte auf deren Kosten Zu­
zug leisten; doch sollten sie die Lieferung erhalten wie die anderen tirolischen 
Untertanen. 

2. In anderen Kriegen, die des Landfriedens wegen geführt werden, sollten die 
Städte den Truchsessen zuziehen. Bei zwei Kriegen gleichzeitig hatten die Städte 
dem ersten Aufgebot zu folgen. Bei Kriegen des Schwäbischen Bundes gebühr­
ten dem Erzherzog zwei Drittel, den Truchsessen ein Drittel des Zuzugs . 

3. Der Gerichtszug sollte von den Städten an die Truchsessen, von da nach Inns­
bruck gehen 160 . 

Die Städte waren mit diesem Vertrag JCIi9!.t einverstanden. Ferdinand beauftragte 
deswegen seine Räte Schweickhart von Gundelfingen und Dr. Johann Schad im 
September 1526 mit weiteren Verhandlungen, die 1532 abgeschlossen wurden: Für 
den ersten Fall, den österreichischen Zuzug, trat keine Änderung ein, im zweiten 
hatte jede Stadt den Truchsessen drei Mann auf eigene Kosten zu stellen, im dritten 
Fall wurde der Zuzug genau geteilt 161 . ---

Hatte es zunächst den Anschein gehabt, daß damit auch die Frage der L~n~säs­
sigkeit der Untertanen im Sinne der Truchsessen geregelt sei, so zeigte sich doch 
bald, daß Ferdinand nicht gewillt gewesen war, so weit nachzugeben . Zu Lebzeiten 
von Truchseß Georg von Waldburg ließ Ferdinand die Untertanen nicht mehr zu ei­
nem Landtag beschreiben, doch seit 1530 richtete man wieder regelmäßig Ausschrei­
ben an sie 162. Bei der Institutionalisierung des schwäbisch-österreichischen Land­
tags nach 1536 war die Landstandschaft der fünf Donaustädte von den Truchsessen 

159 20. April 1526 (LRAI Cod. 76 p. 1988. Ebenso Vorarlberger Akten, Fasz. I). Die Truch­
sessen verhinderten den Auszug der Deputierten. V gl. die Liste der Deputierten bei N. SAP­
PER, Landstände S. 82 

160 LRAI Cod. 76 p. 2053-2061 
161 Ebd., p. 2063-2073 
162 Landtage vom 8. Mai 1530 und 17. Juni 1532 in Weingarten. J. VOCHEZER, Waldburg 

Bd. 2 S. 102; 21. Okt. 1536 in Altdorf (LRAI Cod. 76 p. 1989) 
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prinzipiell nicht mehr zu bestreiten, vielmehr ging es nur noch darum, ob auch die 

Untertanen in den anderen Pfandschaften miteinbezogen waren. Dieser Ansicht wa­
ren die oberösterreichische Regierung und die Stände. Schon 1536 verlangten sie, 
daß auch die Untertanen auf dem Bussen und von Nusplingen (d. h . der Herrschaft 
Kallenberg) auf dem Landtag erscheinen sollten 163 . Mit diesem Anspruch konnten 
sie sich jedoch nicht durchsetzen . 1559 wurden Bussen, Dürmentingen und Nusplin­

gen unter den ung~~J!l~n Ständen aufgeführt, ja 1567 hörte man sogar auf, die­
se Herrschaft zu beschreiben 164. Erst zu Beginn des 17 . Jahrhunderts wurde diese 
Frage erneut aufgenommen 165. 

Die Grafschaft Hohenberg 

Herzog Leopold der Fromme von Österreich hatte die Grafschaft Hohenberg im 
Zuge des Ausbaus der Stellung seines Hauses in Schwaben im Jahre 1381 für 
66 ()()() fl von Graf Rudolf III. von Hohenberg erworben 166. Im Gegensatz zum 
Burgau und zur Landvogtei Schwaben waren in Hohenberg Grundherrschaft und 
Niedergericht zu großen Teilen herrschaftlich und die Grenzen der Grafschaft rela­

tiv eindeutig bestimmt. Mit ihr waren auch keine Schirmrechte über Reichsklöster 
verbunden . Zwischen der Herrschaft und den Untertanen standen nur in wenigen 
Fällen Zwischengewalten, so daß schon die r\!chtliche Struktur der Grafschaft weni­
ger Konflikte aufkommen ließ als die der Markgrafschaft Burgau oder der Land­
vogtei Schwaben. 

Viel früher als in den anderen schwäbischen Herrschaften der Habsburger haben 

hier die Untertanen mit ihnen über Beihilfe und Ji~er verhandelt. Leopold hatte 
durch vorangegangene Käufe seine finanziellen Möglichkeiten aufs äußerste ange­
spannt. Zahlreiche Urkunden , die die immer neuen Vertragsänderungen festhielten, 
spiegeln die Sch~efigkeiten Leopolds wieder, die vereinbarte Kaufsumme auch tat ­
sächlich aufzubringen 167. Trotz aller auftretenden Probleme ließ Habsburg nicht 

von dem Kauf ab, da es dabei letztlich darum ging, ob Österreich oder Württemberg 

die entscheidende Macht am oberen Neckar würde. 

Von vornherein war - wie aus den Zusatzvereinbarungen zum Kaufvertrag von 
1381 hervorgeht 168_ beabsichtigt , daß die Untertanen in Hohenberg einen Teil des 

163 LRAI eod. 76 p. 1990. Ein entsprechendes Schreiben ging am 20. Nov. 1536 an die 
Truchsessen. 

164 Ebd., p. 1993 
165 S. unten S. 153f. 
166 26. Okt. 1381 (L. SCHMID, Geschichte Bd. 2 (Monumenla hohenbergica) Nr. 672 

S. 659f.) 
167 Ebd., Bd. I S. 270-285 
168 29. Okt. 1381 (L. SCHMID, Geschichte Bd. 2 Nr. 673 S. 660-664) 
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Kaufpreises aufbringen sollten. Die FreiwWiltkeit dieser Leistung der Untertanen 
ging daraus hervor, daß sich einerseits Rudolf von Hohenberg verpflichtete, die Un­
tertanen zu dieser Steuerleistung ge!lcigt zu machen; die Vereinbarung lautete, daz 
vnser onheim von Hohemberg vns gelruwlich vnd vngeuarlich geralen vnd geholfen 
sin sol vnd doch an gelzwungnuzz daz vns das obgenanle Land vnd SIel beholfen 
sye mit gell vnd slüren daran zu geben. Andererseits gestand auch Habsburg zu, daß 
diese Steuerleistung einmalig und freiwillig wäre: Ouch sullen wir sie nit zwingen daz 
si vns daran zu sluer geben denn waz sie mit Willen gern gebenl vnd wie wir darvmb 
mit demselben Land vnd Slellen vmb friheilfür vns vnd vnser erben über ain komen 
daz si fürbaz ewenklich schalzung ledig syen daz sol jn Graff Rudolf auch beslelen 
für sich vnd sin erben vnd sin nachkomen vnd jn brieff darvmb geben 169. 

Schatzung und Steuerleistung der hohenbergischen Untertanen sind jedoch zu Ende 
des 14. Jahrhunderts kein Einzelfall geblieben, was die Vielzahl der erhaltenen Steu­
erlisten aus dieser Zeit d;utlich genug zeigt 170 . Die am besten dokumentierte Schat­
zung, nämlich die von 1394, sollte dem Ansatz nach 17 186 Ib, das sind rund 
15 000 fl oder fast_eiR..Yi!!rtel des Kaufpreises ergeben, den Leopold für die Herr­
schaft Hohenberg hatte aufbringen müssen 17 1. Als Herzog Leopold z~lJ.n Jahre zu­
vor Graf Rudolf die Herrschaft Hohenberg zur lebenslangen Nutzung überlassen 
hatte, mußte dieser auf das Recht zur Schatzung ausdrücklich verzichten 172 . Im Ge­
genteil verpflichtete er sich nur wenig später, Leopold bei der Erhebung einer weite­
ren Steuer in Höhe von 13 000 Ib behilflich zu sein 173. Herzog Leopold erneuerte zu­
dem im Jahre 1408 die Privilegien der Stadt Rottenburg, weil sie ihm ein Hilfsgeld 
von 10 000 Ib zum Kauf der Herrschaft Hohenberg bewilligt halle 174. 

All dies setzt eine genossenschaftliche Organisation, zumindest die Existenz einer 
Bewilligungskörperschaft, mit der die Herrschaft verhandeln konnte, voraus, wenn 
auch ihre Zusammensetzung bis jetzt nicht geklärt werden konnte. Ob es sich bei 
den Steuereinziehern von 1384, den vieren die darlzuo geselzt werden I, um Vertreter 
der Herrschaft oder der Untertanen handelte, ist ebenfalls offen. Wahrscheinlich, 
wenn auch nicht sicher zu erweisen, bestand auch zwischen der steuerbewilligenden 
Untertanenschaft und der Landschaft, die 1413 auszog, um Graf Hermann von Sulz 
von Hohenberg fernzuhalten, ein Zusammenhang 175. In Hohenberg hat also die ge­
nossenschaftlich mit der Herrschaft handelnde Untertanenschaft von aUen habsbur­
gischen Besitzungen in Schwaben die längste Tradition. 

169 Ebd., S. 661; vgl. P. BUCKLE, Landschaften S. 427 (dort irrtümlich 1391 statt 1381) 
170 K. O. MüLLER, Quellen Bd. 1 S. 19-21, 2lf., 67·114 
171 Ebd., S. 67-102 
172 28 . Juni 1384 (L. SCHMID, Geschichte Bd. 2 S. 687f.) 
173 16. Aug. 1384 (Ebd., S. 701) 
174 HSTA ST B 41 Bd. 7 p. 255-261 
175 K. O. MüLLER, QueUen Bd. 1 S. 307f. 
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Zwischen 1410 und 1454 war Hohenberg an ein Konsortium von 19 schwäbischen 
Reichsstädten verpfändet; fUr diese Periode konnten ~ Zeugnisse einer hohen­
bergischen l-andschaft gefunden werden. Doch schon bei den Streitigkeiten, die 
nach 1450 aus der Tatsache erwuchsen, daß die Reichsstädte einer Auslösung der 
Herrschaft Hohenberg nicht zustimmen wollten und Herzog Albrecht VI. sich ge­
waltsam in ihren Besitz setzte, wurden von dem vom Kaiser zum Schlichter be­
stimmten Pfalzgrafen Friedrich 1453 auch die hohenbergischen Städte geladen 176. 

Dem gesamten Untertanenverband der Herrschaft, nämlich Burgermeister, Rat und 
Gemainde Vnser Stelle Rotenburg vnd Ehingen am Neckar gelegen, Horw, Schöm­
berg, Binsdorff, Haigerloch, Ebingen und Oberndorff, auch die Dörffer vnd Weiler 
gemeiniglich zu denselben vnsern Stellen gewanndt, alle in vnnser Herrschaft Ho­
henberg gelegen, die durch Ir Erber Potschafft fUr vnns komen sein, bestätigte Her­
zog Albrecht die Privilegien 177. 

Herzog Sigismund von Tirol brachte die zur rechtlichen Auslösung der Herr­
schaft Hohenberg nötigen 100 000 f1 auf, worauf Erzherzog Albrecht versprach, 
ihm die Herrschaft nach seinem und seiner Gemahlin Mechthilds Tod abzutre­
ten 178. Es war dies der~ste Schritt, mit dem Sigismund wieder in den schwäbischen 
Vorlanden Fuß faßte. Die wirkliche Übernahme der Herrschaft, auf die Albrechts 
Gattin, die Pfalzgräfin Mechthild, als Witwengut versichert war, durch Sigismund, 
erschien in den nächsten Jahren keineswegs sicher. Mechthild unternahm deutliche 
Anstrengungen, die ihr Uberlassene Grafschaft ihrem Sohn aus erster Ehe, Graf 
Eberhard im Bart von WUrttemberg, zukommen zu lassen. 

Die Untertanenschaft spielte bei den BemUhungen Österreichs in dieser Periode, 
sich die Herrschaft zu sichern, eine wichtige Rolle. Am I. August 1470 befahl Kaiser 
Friedrich III. allen Hauptleuten und Untertanen in Hohenberg, Herzog Sigismund 
zu huldigen, um dessen Herrschaftsanspruch gegen die Politik Mechthilds zu si­
chern 179, obwohl er zugleich versicherte, die befohlene Huldigung sollte den Rech­
ten der Erzherzogin keinen Abbruch tun ISO. Im September bestätigte Herzog Sigis­
mund die Privilegien aller hohenbergischen Untertanen 181. Namentlich wegen der 
oberen Herrschaft Hohenberg, die Mechthild an ihren Sohn verpfändet hatte, kam 
es seit 1476 zu einem mehrjährigen Rechtsstreit, der vor dem kaiserlichen Gericht 
ausgetragen wurde. Sigismund hatte sich wenige Jahre zuvor einen eigenen Plan 
aufstellen lassen, wie er die Grafschaft Rottenburg wieder von Mechthild zurUckge-

176 31. Aug. 1453 (WR Nr. 7502) 
177 HSTA ST H 14/ 15 Nr. 151 p. 27. Wörtlich wiederholt von Herzog Sigismund 1471 

(Ebd.); 14. Sepl. 1453 (E. M. LIC HNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 6 Nr. 1836) 
178 Wien, 20. April 1457 (E . M . LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 6 Nr. 2210) 
179 1. Aug. · 1470 (J . CHMEL, Urkunden, Briefe Nr. 49 S. 369-371); KB TObingen Bd. 2 

S.831. Zu den Auseinandersetzungen vgl. E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 7 
Nr. 1709,1917, 1933f., 1941, 1944, 1957, 1981f., 2007; Bd. 8, Nr. 110,374,496,588 

ISO Ebd., E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd. 6 Nr. 1470 u. 1557 
181 1. Sepl. 1471 (SA Ro, Privilegienbuch) 
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winnen könnte 182. Graf Eberhard verzichtete auf Grund der daraus erwachsenden 
Schw~rigkeiten nach dem Tode seiner Mutter auf den Versuch, aus dem Pfandbe­
sitz der oberen Herrschaft Hohenberg und der Dörfern Wurmlingen und Hirschau 
in der niederen Herrschaft landesherrliche Ansprüche abzuleiten, und wies die Un­
tertanen an, Erzherzog Sigismund zu huldigen 183. 

Am Tag der Huldigung erklärten sich die versammelten Untertanen bereit, IOOO}l 
zur Auslösung der Herrschaft aufzubringen. Voyt, richter und gemainden derDör­
fer Spaichingen, Dürbheim und Denkingen verschrieben sich im Namen aller Herr­
schaftsuntertanen, mußten aber noch zwei herzogliche Beamte und den Vogt von 
Oberhohenberg als Siegier zur Unterfertigung der Verschreibung bitten 184. 

Wenig später bestätigte Erzherzog Sigismund den Untertanen, daß sie zu ihrer 
Auslösung !OOO f1 gegeben hätten und versprach ihnen, sie in Zukunft nicht mehr zu 
versetzen 18S. Einen weiteren Monat später verlieh Sigismund der Untertanenschaft, 
unnßere Leitte gemainigelichen in unnßer Obern herrschaft Hohenberg, ein Wap­
pen, einen Schildt uberzwerckh gethailt, daß ober Roth unndt daß unnder weiß, 
unnd in demselben undern theil ain halb gelb Rade mit vier Spaichen . Ausdrücklich 
nahm er dabei auf ihre Hilfe bei der AusLösung Bezug, denn er verlieh ihnen das 
Wappen für ir willig getrew dienste, damit sy sich allzeit gegen unßern vordern und 
unß als getrew underthanen unnßers hauß Oesterreich bewisen unnd gehalten ha­
ben 186. Diese Schulden übernahme und die daraus erwachsende Notwendigkeit, die 
finanziellen Verpflichtungen für die auf 20 Jahre geplante Rückzahlung auf die ho­
henbergischen Dörfer umzulegen, haben ohne Zweifel die organisatorische Verfesti­
gung einer Landschaft der oberhohenbergischen Dörfer bewirkt. Spätestens seit 
1482 haben sich die Vertreter Oberhohenbergs einmal jährlich in Spai~hi!!gen, wo 
auch das gemeinsame Siegel aufbewahrt wurde, getroffen 187 . Auf Grund dieser 
Vorgänge ist es möglich, den Zeitpunkt und die Gründe für die Entstehung einer fe­
ster organisierten_L~dsdllift aus dem huldigungspflichtigen Untertanenverband zu 
bestimmen. Der Rückgriff auf die Untertanen war zwar, wie gerade an der Herr­
schaft Hohenberg deutlich wird, l1i!,:hts Neues, sondern schon im 14. Jahrhundert 
üblich, doch die QIgqnisalorisc.he Verfestigung des Untertanen verbandes im öster­
reichischen Schwaben ist im wesentlichen ein Vorgang zu Ende des 15. Jahrhun-

182 E. M. LI CH NOWSKY , Haus Habsburg Bd. 7 Nr. 1659 
183 Urach, 8. Sept. 1482 (Ebd ., Bd. 8 Nr. 496) 
184 8. Aug. 1482 (HSTA ST B 19 U 302) 
18S 19. Aug. 1482 (HSTA ST B 41 Hohenbergische Dokumente 12 p. 85-97) 
186 Ebd., 28. Sept. 1482 
187 Zu Anfang des 16. Jahrhunderts hatte Wehingen zusammen mit anderen Dörfern gefor­

dert, daß der Versammlungsort und auch der Aufbewahrungsort des Siegels jährlich zwischen 
ihm und Spaichingen wechseln sollte. Durch ein Urteil des Rottenburger Hofgerichts von 1510 
wurde jedoch bestimmt, daß es bei dem alten Brauch bleiben solle, die weil Spaichingen eben 
grOßer, namhaffter, auch am volckh mechtiger ist dann die anderen dOrfer. (HST A ST B 41 
Hohenbergische Dokumente 12 p. 85-97 . 4. Okt. 1510) 
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derts, also ebenfalls während der Periode der Intensivi~u!!8 der österreichischen 

Herrschaft. 

Ein Jahr später, im August 1483, wurden auch die Untertanen und Lehensinha­

ber Niederhohenbergs nach Rottenburg zur Erbhuldigung gerufen, die der neu er­
nannte Hauptmann der Herrschaft Hans Jakob von Bodman, Walter von Stadion, 

der Pfleger von Vellberg und der erzherzogliche Sekretär Christian Haßler abneh­

men sollten 188 . Auch bei dieser Erbhuldigung wurden die Untertanen dazu bewo­

gen, Beiträge zur ~uslösl!n.g der an Graf Eberhard von Württemberg verpfändeten 
Dörfer Hirschau und Wurmlingen, zusammen 8720 fl, zu übernehmen 189 . 

Für diese Schuldaufnahme in Niederhohenberg fand Sigismund offensichtlich 
noch \...k-eine durchgebildete Organisation der Untertanen in der Art der späteren 

Landschäftvor. Die gesamte Summe mußte durch Kreditgeber aufgebracht werden. 

In den Schuldbriefen verbürgten sich dafür die Städte Rottenburg und Ehingen, 

Horb, Schömberg und Binsdorf 190. Als Kreditgeber traten hauptsächlich Bürger 

von Rottweil und Adlige aus der Umgebung auf. Im einzelnen wurden die Schulden 
aufgenommen bei 191 

Ludwig von Emershofen, Vogt zu Hohenberg, Hausfrau 
Burkart von Ehingen 
Hans von Altheim 
Aulfinger und Blezer zu ROllweil 
Hans Wöhinger zu ROllweil 
Wilhelm von Gundelfingen 
Meister Georg Huet 
Berthold Keller 
Ludwig Schreyer und andere als Pfleger von Weiler, Hausen und Dornheim 
Claus Peyer von ROllweil 

2000 fl 
1000 fl 
300 fl 

2800 fl 
990 fl 
440 fl 
200 fl 
200 fl 
150 fl 
140 fl 

Aus dieser Summe waren jährlich 436 n zu verzinsen. Sigismund versicherte die 

Untertanen dafür im wesentlichen auf die Herrschaftssteuer. Sie sollten erhalten: 

120 Ib zu ROllenburg 
40 Ib zu Hirschau 
20 Ib zu Wurmlingen 
30 Ib zu Hailfingen 
70 I b zu Ergenzi ngen 
20 Ib zu Seebronn 
10 I b zu "iebi ngen 
20 Ib zu Dellingen 

24 Ib zu Schwall dorf 
15 Ib zu Frommenhausen 
16 Ib zu Obernau 
12 Ib zu Niedernau 
20 Ib zu Altingen 

120 Ib zu Horb und den 
Mühlzins und die 
Hälfte des Umgelds. 

188 Hall im Inntal, 3. Aug. 1483 (E. M. LICHNOWSKY, Haus Habsburg Bd . 8 Nr. 592) 
189 KB Tübingen Bd. 2 S. 831. Die gesamte Pfandsumme, die Herzog Albrecht 1455 seiner 

Gemahlin als Morgengabe verschrieben halle, betrug 10000 fl. 
190 26. Aug. 1483 (SA Ro U 23) 
191 14. Okt. 1613 (SA Ro U 75); 26. Aug. und 25. Aug. 1483 (SA Ro U 23 u. U 24) 
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Die Gülten sollten nur zur Verzinsung, nicht aber zur Lösung des Hauptgutes ver­
wendet werden, die sich Sigismund selbst vorbehielt. Falls die Steuern durch Krieg 
oder Mißwachs abgingen, sollte der Landschreiber der Herrschaft Hohenberg sie 
aus anderen Steuern entschädigen 192. Wie in Oberhohenberg mußte sich hier in Nie­
derhohenberg der Untertanenverband fester organisieren, um den Schuldendienst 
für die übernommenen herrschaftlichen Schulden abwickeln zu können. 

1488 verpfändete Erzherzog Sigismund die gesamte Herrschaft Hohenberg amts­
weise an Eitelfritz und Friedrich Eitelfriedrich von Zollern und übertrug ersterem 
die Hauptmannschaft in Hohenberg 193. Als Maximilian im Jahre 1509 die Herr­
schaft seiner Gemahlin als Widum auf Lebenszeit verschreiben wollte, mußte er sie 
zuvor von den Grafen von Zollern auslösen. Das Geld dafür, die für die damaligen 
Verhältnisse ungeheuere Summe von 40 000 11, brachten wiederum auf vleißig an­
führen und begehren der Innsbrucker Regierung die Unte~n vnd Inwohner der 
Herrschaft auß sonder undertheniger Neigung vnd guett willigkait, auch damit sie 
und ihre Nachkommen beim Haus Österreich blieben, auf. Sie verbürgten ihren 
landschaftlichen Kredit bei Kreditgebern für die herrschaftlichen Schulden, die sie 
wiederum zur Verzinsung übernahmen. Die Vielzahl der deswegen erhaltenen Ur­
kunden macht deutlich, wie schwi!!IÜi es war, die für die Auslösung nötigen Gelder 
au(zubringen. Die Kreditgeber fanden sich bei den wichtigsten Geldplätzen Süd­
westdeutschlands, in RottweiI, in Freiburg und besonders in Straßburg 194. Der Un­
terschied in der Verzinsung der Pfandsumme von 1482/83 und 1509 läßt den Fort­
schritt in der Organisation der Untertanenschaft erkennen. 1483 wurden die Unter­
tanen noch für 'jede Stadt und jedes Dorf auf die jeweilige Herrschaftssteuer versi­
chert 195 , 1509_<:mpfing der jeweilige Bürgermeister von Rottenburg die Zinsen aus 
dem Salzpfannhaus in Hall für die gesamten Untertanen von Hohenberg 196. 

Über die Struktur dieser Versammlungen sind kaum Quellen erhalten. Die Depu­
tierten dürften Bürgermeister und Stadtschreiber der Städte und die Vögte und Am­
männer der Dörfer gewesen sein. Als 1523 Graf Joachim von Zollern, Hauptmann 
von Hohenberg, Hans Walter von Laubenberg und Raff von Talheim als landes­
herrliche Kommissare von den hohenbergischen Untertanen begehrten, sie sollten 
für den Türkenkrieg wie die anderen Erblande nach anzallhrs vermögens auch mit­
hilff leisten, wurden die Verhandlungen mit erlichen personen geführt, die den ge­
mainen man dazu bewegen sollten, die Hilfe zu leisten. Die Antwort der gemain her­
schafftslüt übergab der Stadtschreiber von Rottenburg; in ihr wurde die allgemeine 
Herrschaftsbelastung als Grund aufgeführt,_ keine weiteren Zahlungen mehr leisten 
zu können. Horb berief sich zusätzlich auf ein Steuerfreiheits.privileg der Pfalzgra-

192 25. Aug. 1483 (SA Ro U 24); 14. Okt. 1613 (SA Ro U 75) 
193 OAß Rottenburg Bd. I S. 351; E. STEMMLER, Die Hauptmannschaft S. 171-174 
194 E. STEMMLER, Horb S. 6 
195 S. o. S. 61 
196 9 . April 1509 (HSTA ST B 19 U 155a) 
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fen von Tübingen, die gesamten Herrschaftsleute auf ein Privileg Erzherzog AI­
brechts von Österreich 197. 

Das landesherrliche Geldbedürfnis hatte bis zum Anfang des 16. Jahrhunderts 
auch in Hohenberg aus dem herrschaftlichen Huldigungsverband der Untertanen ei­
ne Landschqft werden lassen, deren hauptsächliche Aufgabe in der Aufbringung 

von Steuer- und Kriegsleistungen bestand. Es handelte sich primär um eine Institu­
tion, die aus landesherrlichen Bedürfnissen entstanden war und die vom Landes­
herrn auch nachdrücklich kontrolliert wurde . Um 1520 legte eine Herrschaftsord­
nung fest, es dürfe in Hohenberg kain gmaind oder versamlung gemacht noch ge­
halten werden on sonnder wissen und verwilligung der Obrigkeit. Wenn es nötig wä­
re, mit ihnen wegen steur, Rays oder annder Eehaft halben zu handeln, dann sollte 
Inen auf Ir begern durch die obrigkeit oder derselben Ambtleut so/ich gemaind oder 
versamblung gemacht vundt beruefft vnnd als dann der notturfft vund billichait 
nach darynn gehanndlt werden. Ein Zusammenwirken von Städten und Dörfern -
ähnlich den württembergischen Amtsversammlungen 198, das den Rechten der 
Obrigkeit Abbruch tun konnte, wurde untersagt 199. 

Deputierte der Hohenberger Untertanen besuchten die österreichischen ~us­

schußlandta e von 1518, 1526 und 1529 und bewilligten jeweils den Anteil ihrer 
Herrschaft an den von allen Ständen übernommenen Beihilfen 200, doch konnten sie 
z. B. die 0,25prozentige Vermögenssteuer, die sie in Innsbruck 1529 auf sich genom­
men hatten 201 , nicht selbst eintreiben, sondern der Hauptmann der Herrschaft, 
Graf Joachim von Zollern, schrieb die Schatzung aus 202. 

Ein zusätzliches Element zur Verfestigung der organisierten Untertanenschaft in 

Hohenberg war - wie schon für den Burgau und Schwaben - die Mitgliedschaft in 
dem 1488 entstandenen Schwäbischen Bund..203 . 1488 war Erzherzog Sigismund für 
seine vorderen Lande dem Bund beigetreten, 1490 übernahm König Maximilian sei­
ne Verpflichtungen, als ihm Sigismund Tirol und die Vorlande abtrat. Aber nicht 
nur Maximilian, sondern auch die U~n der einzelnen Herrschaften mußten 
sich dem Bund verpflichten. Erhalten sind die Verschreibungen für Bludenz, Mon­
tafon und Sonnenberg 204, doch auch von anderen Herrschaften haben sie exi­
stiert 205. 

197 27 . Juni 1523 (OLA 79/ 1659) 
198 W. GRUBE, Dorfgemeinde S. 194-212 
199 LRAI Cod. 1687 
200 N. SAPPER, Landstände S. 84 f. 
201 LRAI Causa Domini 1528/ 29 p. 342-344 
202 LRAI Missiven an Hof 1529, p. 135 ' 
203 E. BOCK, Der Schwäbische Bund S. 35-40; Verschreibungen der österreichischen Unler­

tanen: WR 5806-5808, 5897 
204 6. Dez. 1497 (HSTA ST A 602; WR 5961-5963) 
205 Ebd ., 5962f. S. auch WR 5955 
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Im Rahmen dieser Bundesv~rpfliehtutlg mußten die hohenbergischen Untertanen 
häufig Hilfe leistw und bei Bundeskriegen Soldaten stellen 206, so daß dem Unterta­
nenverband w~i1..üher das Maß, das noch in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
gegoiten hatte, Bedeutung zukam. Bis 1532, als die Vertretungen der Untertanen 
der schwäbischen Herrschaften Österreichs zu einem Landtag zusammengefaßt wer­
den sollten, hatte der Verband der hohenbergischen Untertanen bereits Gestalt ge­
wonnen. 

Die Frage einer eventuellen Landt.agspf.l-k:ht der Prälaten und des Adels in Ho­
henberg spielte auf Grund der anders jgen Struktur der Herrschaft Zunächst nur 
eine geringe Rolle. Erstmals wurden beide Stände zu einem Landtag beschrieben, als 
Erzherzog Sigismund 1488 versuchte, den Bevormundungen durch das ständische 
Regiment zu entgehen, das er nach dem mißglückten Versuch, die gesamten Vorlan­
de an Bayern zu verkaufen, akzeptieren mußte. Um sich wieder mehr Anteilnahme 
in der Regierung zu verschaffen, wollte er einen Landtag aller Stände Tirols und der 
Vorlande einberufen. In seinem Einberufungsschreiben ging er davon aus, daß auch 
in Hohenberg - wie in Nellenburg, Schwaben, Bludenz, Bregenz und Feldkirch -
Adel und Prälaten Landstände wären, denn er schrieb an den Hauptmann der Herr­
schaft Hohenberg: Auf das Emphellen wir dir daz du die Landschaften deiner ver­
wesung furderlich beschreibst vnd von den d r e yen Ständen einen zYmlichen aus­
schuss von Tapfern Leuten tust vnd dazu verordnest 207. Der Landtag kam nicht zu­
stande, so daß diese Forderung noch ohne Folgen blieb. 

Erst 1515" im Zusammenhang mit dem geplanten Ausschußlandtag in Innsbruck, 
forderte -Maximilian von dem Landvogt Franz Wolfgang Graf von Zollern - wie 
von allen vorländischen Landvögten -, drei Personen von aller Stend wegen zu er­
forde rn, damit sie mit vollem Gewalt nach Innsbruck gesandt werden könnten und 
dort samt ir kay. M. Rathen vund andern vff ir M. ervordern gesandten von Erblan­
den das böst vnd nuzlichst furnemen, rathschlagen vnd handeln. Die Antwort des 
hohenbergischen Landvogts offenbarte das völlig Ungewöhnliche dieser Forderung. 
Er hatte nach Rottenburg verordnet all prelatten, freyen, herren, ritter und knecht 
der herrschaft Hohenberg, vnder dem freyen Bürsch und sonsten mit einsässigkeyt, 
lehenschaft oder pfandschaft verwandt, so ich ver mai n dar z u und d a­
re i n ge h ö r i g, dazu die stett und landschaft 208. Wegen der kurzen Frist bis zu 
dem vorgesehenen Landtag konnte die Versammlung nicht zusammentreten; Reak­
tionen auf das Ausschreiben Maximilians sind für Hohenberg nicht überliefert. Erst 
1529 schrieb die Innsbrucker Regierung wiederum einen Tag für den Adel nach Rot-

206 GLA 79/ 1659; 67 / 1734 p, 82'-83 . Für Ehingen: LRAI Missiven an Hof 1500, Inns­
bruck, 24, Okt. 1500; Für Feldkireh, Bludenz und die Landvogtei Schwaben: LRAI 06. Hof­
kammer, Raitbuch 1510 Bd, 54 p. 123' ; Nellenburg und Radolfzell p. 124' 

207 15. April 1488 (LRAI Kopialbücher, ältere Reihe Lit. K) . N. SAPPER hat das Zitat an der 
entscheidenden Stelle gekürzt (Landstände S. 50) 

208 HSTA ST H 14/ 15 NT. ISO U 66 
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tenburg aus, auf dem wegen einer Türkenhilfe verhandelt werden sollte. Auch hier­
für haben sich keine Einzelheiten erhalten 209. Nachdruckliche..Eroteste der Prälaten 
und der in Hohenberg ansässigen Ritterschaft gegen eine Beanspruchung als Land­
stand finden sich' erst nach der Ausbildung des schwäbisch-österreichischen Land­
tags . Dort wurden die Ansprüche an Prä laten und Adel im habsburgischen Einfluß­
bereich globaler gestellt, während im Rahmen der in Hohenberg üblichen Versamm­
lungen der Untertanen kein Raum dafür war. 

Die Landgrafschaft Nellenburg 

Herzog Sigismund von Tirol hatte die Landgrafschaft Nellenburg und das Land­
gericht im Hegau und Madach im Zuge seines Territorialausbaus in Schwaben im 
Jahre 1465 von Graf Johann von Tengen für 37 905 fl gekauft und damit eine wich­
tige yerbindung zwischen seinen Besitzungen im Breisgau und in Schwaben erwor­
ben. Nellenburg hatte in seiner rechtlichen Struktur Ähnlichkeit mit dem Burgau 
und der Landvog~i Schwaben. Das mit der Grafschaft verbundene Landgericht bot 
die Möglichkeit, über die eigentliche Territorialherrschaft hinaus Anspruche geltend 
zu machen. Österreich standen in NeUenburg - mit Ausnahme der exempten Ge­
biete - die Grafschaftsrechte zu, d. h. die hochgerichtliche, landgerichtliche und 
forstliche Obrigkeit sowie das Geleit 210. Alle diese Rechte ließen sich - zusammen 
mit der Schirmherrschaft über die unter der Grafschaft stehenden Reichsklöster -
bei einer entsprechend konsequenten Politik zu einer modernen Landesherrschaft 
umdeuten. 

Wegen des späten Erwerbs der Landgrafschaft Nellenburg traf Österreich schon 
weitgehend festgewordene Strukturen vor; mit anderen Worten, der nellenburgische 
Adel und die unter der Landgrafschaft stehenden Klöster hatten sich an eine selb­
ständige Stellung gewöhnt. Erzherzog Sigismund, König Maximilian und später 
Erzherzog Ferdinand waren trotzdem bemüht, wie in den anderen Herrschaften 
Grafschaftsrechte und Schirmverhältnisse in landesherrliche Territorialobrigkeit 
umzudeuten. Sigismund lud den nellenburgischen Adel gleich dem aus seinen ande­
ren vorländischen Herrschaften zu dem geplanten Landtag im Jahre 1488, Maximi­
lian erforderte ihn 1515 auf den Innsbrucker Ausschußlandtag. Wie schon im Bur­
gau und in der Landvogtei Schwaben weigerte sich die in Nellenburg sitzende Ritter­
schaft, nach Innsbruck zu kommen. Sie ließ dem Landvogt Christoph Schenk zu 
Limpurg mit der schon für die burgauischen Insassen dargestellten Argumentation 
mitteilen, die Adligen seien nicht gewillt, an einem österreichischen Landtag teilzu­
nehmen, indem sie freie Sch waben seien 211. 

209 G. BoSSERT, Kleine Beiträge S. 156 
210 H. BERNER, Nellenburg S. 613-636 
211 HSTA ST B 23 Repertorium S. 115 
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Im Rahmen dieser Rundesv.erpfliehHtng mußten die hohenbergischen Untertanen 
häufig Hilfe leis~ und bei Bundeskriegen Seldaten stellen 206, so daß dem Unterta­
nenverband w~lUilier das Maß, das noch in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
gegolten hatte, Bedeutung zukam. Bis 1532, als die Vertretungen der Untertanen 
der schwäbischen Herrschaften Österreichs zu einem Landtag zusammengefaßt wer­
den sollten, hatte der Verband der hohenbergischen Untertanen bereits Gestalt ge­
wonnen. 

Die Frage einer eventuellen LandtagSpflicht der Prälaten und des Adels in Ho­
henberg spielte auf Grund der aJLd~igen Struktur der Herrschaft zunächst nur 
eine geringe Rolle. Erstmals wurden beide Stände zu einem Landtag beschrieben, als 
Erzherzog Sigismund 1488 versuchte, den Bevormundungen durch das ständische 
Regiment zu entgehen, das er nach dem mißglückten Versuch, die gesamten Vorlan­
de an Bayern zu verkaufen, akzeptieren mußte. Um sich wieder mehr Anteilnahme 
in der Regierung zu verschaffen, wollte er einen Landtag aller Stände Tirols und der 
Vorlande einberufen. In seinem Einberufungsschreiben ging er davon aus, daß auch 
in Hohenberg - wie in Nellenburg, Schwaben, Bludenz, Bregenz und Feldkirch -
Adel und Prälaten Landstände wären, denn er schrieb an den Hauptmann der Herr­
schaft Hohenberg: Auf das Emphellen wir dir daz du die Landschaften deiner ver­
wesung furderlich beschreibst vnd von den d r e yen Ständen einen zYmlichen aus­
schuss von Tapfern Leuten tust vnd dazu verordnest 207. Der Landtag kam nicht zu-
stande, so daß diese Forderung noch ohne Folgen blieb. -

Erst 1515, im Zusammenhang mit dem geplanten Ausschußlandtag in Innsbruck, 
forderte Maximilian von dem Landvogt Franz Wolfgang Graf von Zollern - wie 
von allen vorländischen Landvögten -, drei Personen von aller Stend wegen zu er­
fordern, damit sie mit vollem Gewalt nach lnnsbruck gesandt werden könnten und 
dort samt ir kay. M. Rathen vund andern vff ir M. ervordern gesandten von Erblan­
den das böst vnd nuzlichst furnemen, rathschlagen vnd handeln. Die Antwort des 
hohenbergischen Landvogts offenbarte das völlig Ungewöhnliche dieser Forderung. 
Er hatte nach Rottenburg verordnet all prelatten, freyen, herren, ritter und knecht 
der herrschaft Hohenberg, vnder dem freyen Bürsch und sonsten mit einsässigkeyt, 
lehenschaft oder pfandschaft verwandt, so ich ve r mai n dar z u und d a­
re i n geh ö r i g, dazu die stelt und landschaft 208 . Wegen der kurzen Frist bis zu 
dem vorgesehenen Landtag konnte die Versammlung nicht zusammentreten; Reak­
tionen auf das Ausschreiben Maximilians sind für Hohenberg nLcht überliefert. Erst 
1529 schrieb die Innsbrucker Regierung wiederum einen Tag für den Adel nach Rot-

206 GLA 79/ 1659; 67 / 1734 p. 82'-83. Für Ehingen: LRAI Missiven an Hof 1500. Inns­
bruck, 24 . Okt. 1500; Für Feldkirch, Bludenz und die Landvogtei Schwaben: LRAI OÖ . Hof­
kammer, Raitbuch 1510 Bd. 54 p. 123'; Nellenburg und RadolfzeU p. 124' 

207 15. April 1488 (LRAI Kopialbücher, ältere Reihe Lit. K). N. SAPPER hat das Zitat an der 
entscheidenden Stelle gekürzt (Landstände S. 50) 

208 HSTA ST H 14/ 15 Nr. 150 U 66 
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tenburg aus, auf dem wegen einer Türkenhilfe verhandelt werden sollte. Auch hier­
für haben sich keine Einzelheiten erhalten 2D9. Nachdrückliche..Er.oteste der Prälaten 
und der in Hohenberg ansässigen Ritterschaft gegen eine Beanspruchung als Land­
stand finden sich-erst nach der Ausbildung des schwäbisch-österreichischen Land­
tags. Dort wurden die Ansprüche an Prälaten und Adel im habsburgischen Einfluß­
bereich globaler gestellt, während im Rahmen der in Hohenberg üblichen Versamm­
lungen der Untertanen kein Raum dafür war. 

Die Landgrafschaft Nellenburg 

Herzog Sigismund von Tirol hatte die Landgrafschaft Nellenburg und das Land­
gericht im Hegau und Madach im Zuge seines Territorialausbaus in Schwaben im 
Jahre 1465 von Graf Johann von Tengen für 37 905 fl gekauft und damit eine wich­
tige yerbindung zwischen seinen Besitzungen im Breisgau und in Schwaben erwor­
ben. Nellenburg hatte in seiner rechtlichen Struktur Ähnlichkeit mit dem Burgau 
und der Landvogr::i Schwaben. Das mit der Grafschaft verbundene Landgericht bot 
die Möglichkeit, über die eigentliche Territorialherrschaft hinaus Ansprüche geltend 
zu machen. Österreich standen in Nellenburg - mit Ausnahme der exempten Ge­
biete - die Grafschaftsrechte zu, d. h. die hochgerichtliche, landgerichtliche und 
forstliche Obrigkeit sowie das Geleit 210. Alle diese Rechte ließen sich - zusammen 
mit der Schirmherrschaft über ctie unter der Grafschaft stehenden Reichsklöster -
bei einer entsprechend konsequenten Politik zu einer modernen Landesherrschaft 
umdeuten. 

Wegen des späten Erwerbs der Landgrafschaft Nellenburg traf Österreich schon 
weitgehend festgewordene Strukturen vor; mit anderen Worten, der nellenburgische 
Adel und die unter der Landgrafschaft stehenden Klöster hatten sich an eine selb­
ständige Stellung gewöhnt. Erzherzog Sigismund, König Maximilian und später 
Erzherzog Ferdinand waren trotzdem bemüht, wie in den anderen Herrschaften 
Grafschaftsrechte und Schirmverhältnisse in landesherrliche Territorialobrigkeit 
umzudeuten. Sigismund lud den nellenburgischen Adel gleich dem aus seinen ande­
ren vorländischen Herrschaften zu dem geplanten Landtag im Jahre 1488, Maximi­
lian erforderte ihn 1515 auf den Innsbrucker Ausschußlandtag. Wie schon im Bur­
gau und in der Landvogtei Schwaben weigerte sich die in Nellenburg sitzende Ritter­
schaft, nach Innsbruck zu kommen. Sie ließ dem Landvogt Christoph Schenk zu 
Limpurg mit der schon für die burgauischen Insassen dargestellten Argumentation 
mitteilen, die Adligen seien nicht gewillt, an einem österreichischen Landtag teilzu­
nehmen, indem sie freie Schwaben seien 211. 

2D9 G. BoSSERT, Kleine Beiträge S. 156 
210 H. BERNER, NeIlenburg S. 613-636 
211 HSTA ST B 23 Repertorium S. 115 
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Wie der Adel, so sollten auch die Prälaten in Nellenburg zu Landsassen gemacht 
werden. Schutz- und Schirrnverhältnisse über die Klöster Schienen 212 und Öhnin­
gen 213 waren die Grundlage für die lnnsbrucker Regierung, die beiden Klöster seit 
1531 - frühere Belege konnten nicht gefunden werden - auf Landtage zu fordern. 
Durch kaiserlichen Befehl wurden sie aufgefordert, Ausschüsse auf einen Landtag 
nach Stockach zu schicken. Der Verhandlungsgegenstand dieses Landtags - es soll­
te über eine Türkenhilfe beraten werden - bot wiederum eine ausgezeichnete Mög­
lichkeit, Reichsbedürfnisse und österreichischen Anspruch auf Landeshoheit zu mi­
schen. Die Weigerung der Klöster, auf diesem Landtag zu erscheinen, wurde als un­
begründet verworfen, da doch die Verhandlungen des Landtags gemainer Christen­
hait guet dienten und der Kriegszug wider den Erbfeind, den Türken, ginge und da­
bei die Prälaten als geistliche Personen Rat und Hilfe nicht verweigern dürften. Zu­
dem wurden die Klöster daran erinnert, daß sie unter Schutz und Schirm und dem 
Hochgericht Österreichs stünden und ihnen dieser Schirm nie verweigert worden sei. 
Ihr Verhalten wäre umso unfreundlicher, da ihre Vorgänger in solchen Fällen im­

mer persönlich erschienen waren, eine Behauptung, für die selbst die damalige Tiro­
ler Regierung wohl kaum Belege hatte 214. 

Das österreichisehe Vorgehen in Nellenburg hatte zu dieser Zeit eine besondere 
Brisli!!z, da der als Landstand erforderte Propst von Schienen eben der Abt der Rei­
ehen au war und damit ein Reichsfürst getroffen wurde. Wegen der vorn Bischof von 
Konstanz damals betriebenen Inkorporation der Reichenau in die bischöfliche Men­
sa war aber der Reichenauer Abt weitgehend von dem Wohlwollen Österreichs aJ?­
hängig m. In ihren Anweisungen an die Amtleute in Stock ach offenbarte die Inns­
brucker Regierung jedoch ihre Unsicherheit in diesem Rechtsstreit: Sie wies die ne 1-
lenburgischen Beamten an, zu erkunden, in welcher Weise die Klöster Öhningen 
und Schienen mit dem Hause Österreich verwandt wären, ob man sie schon früher 
zu Landtagen beschrieben hätte und ob sie Österreich steuerbar wären 216. Wie in 
den anderen österreichischen Herrschaften in Schwaben war die endgültige Ent­
scheidung dieser Frage bis zur Bildung des schwäbisch-österreich ischen Landtags 
noch offen und blieb einer der Streitpunkte während der ersten Jahrzehnte der Ge­
schichte dieser Stände. 

Daneben schuf Habsburg auch in der Landgrafschaft Nellenburg einen Verband 
der ihm unmittelbar unterworfenen Untertanen als Steuerkorporation. Dieser Ver­
band trat bereits kurz nach dem Kauf der Landgrafschaft in Erscheinung: Die eben 
erworbenen Untertanen ve~n sich für die richtige Bezahlung des noch ausste-

212 Zu Schienen vgl. A. MÜLLER, Schienen. - In: Germania Benedictina Bd. 5 S. 556-560 
213 Zu Öhningen vgl. F. QUARTHAL, Öhningen. - Ebd. S. 471-475 
214 24. Juli 1531 (GLA 67/735 p. 38L) ebenso 8. Aug. 1531 (p. 42' L); 28 . Aug. 1531 (p. 47); 

28. Jan. 1532 (p. 68) 
215 Vgl. F. Q UARTHAL, Reichenau . - In: Germania Benedictina Bd. 5 S. 512L 
216 28 . Jan. 1532 (GLA 67/735 p. 68L) 
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henden Kaufpreises. Dabei wurde die obrigkeitliche Ausrichtung dieses Untertanen­
verbandes deutlich sichtbar: An der Spitze der Bürgenden stand der Amtmann der 
Landgrafschaft NeUenburg, Ritter Hans Jakob von Bodman, dann folgten Rat 
und Gemeinde von Stockach und Vogt und Richter der Dörfer Hödorjf. Raithaßla, 
Maltspüren, Hanberg, Munchhojf. Zozneck, Ursuln, Hoppenzell, Haginlow, Burg­
ta, Berlingen, Zuzenhusen, Hindelwang sowie der Halbteil zu Liptingen und Nen­
zingen 217. 

Auch dieser Untertanen verband trat in der Folge g~chlossen auf, schickte Abge­
sandte zu den ausgeschriebenen Gesamtlandtagen in Innsbruck 218, stellte Knechte 
für die militärischen Unternehmungen des Schwäbischen Bundes im Rahmen des 
österreichischen Kontingents 219, und brachte bei der Erbhuldigung für Erzherzog 
Ferdin~d im Jahre 1520 korporativ seine Beschwerden vor 220 . 

Anstände gab es zunächst im Bereich der Untertanenschaft nur mit der Stadt 
Aach, die zwar 1529 auf dem Ausschußlandtag in Innsbruck vertreten war 221, dann 
aber bei dem Ausschreiben an die nelJenburgischen Untertanen für 1531 offensicht­
lich übersehen wurde. Im Juli 1531 schrieb nämlich die Innsbrucker Regierung an 
den nellenburgischen Landvogt, sie hätte mit Befriedigung vernommen, daß er ent­
sprechend dem kaiserlichen Befehl mit beschreibung und ervorderung der untertha­
nen eurer verwaltung ain ausschuß mit volkumnem gewalt zuwelen undjurzunemen 
gelassen hatte. Unnd die weil in dergleichen handlungen mit erkhiesung der aus­
schuß auch auflegung der auschleg yederzeit das stetlin ach neben NelJenburg und 
Tengen begriffen war und diesmal nur unbeabsichtigt ausgelassen war, sollte er die 
Beschreibung nachholen 222. Aach wurde danach wieder zum Landtag berufen. 

Am Ende des ersten Drittels des 16. Jahrhunderts bestand also in Nellenburg die 
gleiche Situation wie in den anderen schwäbischen Herrschaften Österreichs: Habs­
burg behauptete die Landsässigkeit der mit der Landgrafschaft verbundenen Präla­
ten und Adligen, ohne daß es sich damit hatte durchsetzen können; daneben be­
stand als SteuerbewiUigungskorporation ein Verband der unmittelbar Österreich 
unterworfenen Untertanen, dessen organisatorische Verfestigung Schuldb_ürgschaf­
ten für den Landesherrn und Kriegs- und Steuerleistungen im Rahmen des Schwäbi­
schen Bundes gefördert hatten. 

217 20. Juli 1472 (GLA 8/ Generalia 62) 
218 N. SAPPER, Landstände S. 76 
219 Z. B. 150 Knechte im Jahre 1524 gegen Herzog U1rich von Wtirttemberg (J. Y OCHEZER . 

Waldburg Bd. 2 S. 174) 
220 31. Aug. 1520 (GLA 8/ Generalia 122) 
221 LRAI Causa Domini 1528/29 p. 342-346; N. SAPPER. Landstände S . 86 
222 24. Juli 1531 (GLA 67/735 p. 37f.) Der Ausschuß sollte für den lnnsbrucker Ausschuß­

landtag vom 24 . Dez. 1531 gewählt werden. 
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Die fuggerischen Pfandschaften 

Die fuggerischen Pfandschaften stellen nicht, wie die bisher behandelten Herr­
schaften Österreichs, eine Einheit mit längerer gemeinsamer Geschichte dar. Kaiser 
Maximilian hatte nach dem Ende des bayerischen Erbfolgekrieges 1506 als Interesse 
neben den drei Gerichten Kufstein, Rattenberg und Kitzbühel sowie dem Zillertal 
auch die Grafschaft Kirchberg und Stadt und Herrschaft Weißenhorn in seiner 
Hand behalten 223 . 1507 verkaufte er diesen Besitz, nämlich Schloß und Grafschaft 
Kirchberg, Schloß Illerzell und die Herrschaften Weißenhorn und Pfaffenhofen, 
Buch, Marstetten und Wullenstetten sowie die Vogtei über das Kloster Wiblingen 
unter dem Vorbehalt der Landeshoheit an Jakob Fugger den Reichen 224. _~und 

Raise der Untertanen standen damit unbestritten Habsburg zu . Auch hier bildeten 
sie eine Körperschaft, in deren Rahmen sie die geforderten und bewilligten Leistun­
gen erbrachten. Für die Frühzeit dieser Korporation gibt es nur wenige Zeugnisse. 
Noch unter Kaiser Maximilian besuchten Deputierte dieser Herrschaften den Aus­
schuß landtag aller österreichischen Länder in Innsbruck 22S . Im Zuge der Erbhuldj~ 
gung aller seiner Herrschaften nach der Übernahme der Regierung in den Erblanden 
schrieb Erzherzog Ferdinand auch einen Landtag für die fuggerischen Pfandschaf­
ten aus. Er forderte Jakob Fugger 1523 auf, seine Untertanen durch Ir volmechtig 
an wald für Mittwoch nach St. Veit (17. Juni) auf einen Landtag nach Weißenhorn 
zu bestellen 226 . Das Steuerbegehren, das Lutz von Freiberg ihnen vortrug, schlugen 
sie jedoch ab, worauf sie aus dem gleichen Grund am 8. September abermals be­
schrieben wurden. Zugleich sollten [sie] auch schweren, was dem lant Wirtemberg 
zustiende, demselben beystant tMn. Sie bewilligten die Steuer, lehnten aber die Hil­
fe für Württemberg ab 227 . 

Auf den Ausschußtagen von 1526 und 1529 waren die Untertanen ebenfalls ver­
treten; das Ergebnis des Landtags von 1529 hielt die Weißenhorner Chronik fest: 
anno 1529 kunig Ferdinandus zu Ungern und Bechem versamlet ainen grossen land­
tag zu Inspruck, begeret an seine lantsessen und underthonen hulf und steur wuder 
den Turcken, der im zu Ungern grossen zwang und schaden (hete, Söl/icher hu/j, 
steur und beger ward im zugesagt, doch nit so /ul, a/ß sein beger am ersten waß. We­
yssenhoren, Guntzburg, Burgaw, Echingen und andren vorlendern ward au/geigt 
von 100 guldin 15 kr., wer aber under 100 gulden vermöcht, dermusset 12 kr. geben, 
wölcher nichts hett, must 6 kr. geben, yetweder eehalt ach 6 kr. 228 . 

Im Ganzen aber konnte Österreich in diesen Herrschaften sein Besteuerungsrecht 
und das Recht, mit den Untertanen deswegen auf besonderen Versammlungen zu 

223 Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 2 S. 293f. 
224 Ebd., Bd. 3 S. 994f.; P. FRIED, Die Fugger S. 5-17 
225 N. SAPPER , Landstände S. 76 
226 HSTA ST B 17 Bd. 15· Schwabenbücher, Serie Schwaben p. 2' 
227 N. THOMAN, Weißenhorner Historie S. 59; N. SAPPER, Landstände S. 81 
228 N. THOMAN, Weißenhorner Historie S. 151 
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verhandeln, unbestritten durchsetzen; nicht anders verhielt es sich in den strukturell 
gleichen, 1346 an Habsburg gekommenen Herrschaften_Ehingen, Schelklingen und 
B~9, wie auch in den hier nicht zu behandelnden, damals aber noch den schwä­
bischen Besitzungen völlig gleichgeordneten habsburgischen Herrschaften in Vor­
arlberg, deren frühe landständische Entwicklung durch Bilgeri dargestellt worden 
ist 230. 

Habsburgische Landtage in Schwaben bis 1532 

Herzog Albrecht VI. und Herzog Sigismund und nach ihnen König Maximilian 
hatten das durch die Fehlentscheidung Herzog Friedrichs ausgelöste Desaster in der 
habsburgischen Territorialpolitik in Schwaben überwinden können, hatten das 
österreichische pesengagement in Schwaben beendet und Schritt für Schritt die SteI­
lung ihres Hauses wiedergewonnen und erweitert. Südlich des Hochrheins und des 
Bodensees blieben die Verluste an die Eidgenossen irreversibel, in Schwaben war 
Habsburg dagegen erfolgreich. Die Festigung und Verbesserung der territorialen 
Position Österreichs· in diesem Raum war nur ein Mosaikstein in der damaligen auf 
ganz Europa gerichteten Expansion Habsburgs. Da aber Süddeutschland in dieser 
Zeit als Mittelglied zwischen den althabsburgischen Ländern und Burgund eine 
Schlüs~~lstelJung zukam 231, hatte der dortige Territorialbesitz eine nicht unerhebli­
che Bedeutung, zumal unter Ferdinand durch die Erwerbung Württembergs von 
l519 bis 1534 durchaus die Möglichkeit bestand, daß Habsburg zur ersten Macht 
auch in Schwaben würde 232. 

Eine konsequente Linie wurde bei der Politik Habsburgs in Südwestdeutschland 
jedoch nich eingehalten. Kaiser Friedrich IlI. unterstützte die Unternehmungen Al­
brechts und Sigismunds, stellte sich ihnen aber entgegen, sobald sein unmittelbares 
kaiserliches Interesse an Schwaben gefährdet war. Bei Sigismund wechselte eine aus­
geprägte Erwerbs- und Sicherungspolitik mit Desinteresse, das in dem versuchten 
Verkauf der Vorlande an Bayern gipfelte. Maximilian wie nach ihm Ferdinand wa­
ren immer wieder gezwungen, Aspekten der Reichspolitik österreichischen Haus­
machtinteressen gegenüber Priorität einzuräumen. 

229 Zur Entwicklung dieser Herrschaften seit dem Übergang an Habsburg s. I. EBERL, Ge­
schichte des Benediktinerinnenklosters Urspring S. 32-58. Einberufungen zu Landtagen und 
Verhandlungen wegen Steuerzahlungen: 1496 Forderung des Gemeinen Pfennigs (LRAI Ko­
pialbücher, ältere Reihe Lit. S. p. 354-357; Ebenso HSTA ST B 19 Bü 101); 1518 auf dem 
Innsbrucker Generallandtag (N . SAPPER, Landstände S. 76); 23. Aug. 1523 in Ehingen (LRAI 
Kopialbücher d. o. ö. Regierung, Jüngere Reihe 1523 Bd. I p. 2) 11. Febr. 1525 (GLA 
67/734); 20. April 1526 (LRAI Vorarlberger Akten Fasz. I) 

230 B. BILGERI, Vorarlberg Bd. 2 S. 315-323 
231 H. WIESFLECKER, Maximilian Bd. 2 S. 258-264 
232 H. PUCHTA, Die habsburgische Herrschaft S. 3-96; W. GRUBE, Der Stuttgarter Landtag 

S. 114-174 
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Die nach 1450 erworbenen oder wieder fest unter habsburgische Oberhoheit ge­
brachten Herrschaften waren in ihrer Umformung zu modemen, von der Landes­
herrschaft bestimmten Territorien im Vergleich zu den benachbarten Gebieten Z!l­
rückgeblieben. Die Ausbildung ständischer Vertretungen und damit verbunden die 
Durchsetzung der .steuerhoheit waren wichtige Elemente in dem Bestreben Öster­
reichs, diesen Rückstand aufzuholen. Gegenüber den reichsf.reienYrälaten und Ad­
ligen hatte Habsburg sich mit seinen Mediatisierungsversuchen nicht durchsetzen 
können; bis 1530 beharrten beide Parteien unverändert auf ihren Rechtspositionen. 

In allen Herrschaften aber bildeten die Österreich z.u Steuer und Raise verpflichte­
ten Untertanen korporative Verbände. Sie erwuchsen aus den Versammlungen der 
Untertanen zur Huldigung und zur Aufgebotsstellung; in den vier arlbergischen 
Herrschaften und in Hohenberg hatten sie schon ältere Wurzeln. Sigismund und 
Maximilian förderten wesentlich die institutionelle Verfestigung dieser Korporatio­
nen; die Siegelverleihung an die oberhohenbergischen Untertanen im Jahre 1482 sei 
als Indiz angeführt. Schuldübernahmen der Untertanen bei der Pfandauslösung 
standen meist am Anfang dieser Entwicklung. Die zu Ende des 15. Jahrhunderts 
wesentlich gesteigerten Forderungen nach Steuer und Raise waren ein zweites för­
derndes Element, und schließlich bildete die Leistungsverpllichtung der Untertanen 
nach dem österreichischen Beitritt zum Schwäbischen Bund im Jahre 1488 den drit­
ten, in seiner Bedeutung bisher Ilicht gewürdigten Grund für die Verfestigung kor­
porativer Organisationen der Untertanen seit dem letzten Drittel des 15 . Jahrhun­
derts . 

Eine übergeordnete Institution, die die Untertanen der habsburgischen Herr­
schaften bis 1532 vereinigt hätte, gab es nicht. Die Untertanen jeder einzelnen Herr­
schaft bildeten eine eigene Korporation, mit der der Landesherr getrennt verhandel­
te. Eine gewisse Ausnahme waren die vier arlbergischen Herrschaften, die die natur­
räumlichen Verhältnisse und die Notwendigkeit zur gemeinsamen Landesverteidi­
gung früh zum Zusammenwirken zwang 233. 

In der Zahl dieser Untertanenversammlungen läßt sich die Entwicklung seit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts deutlich verfolgen. Erzherzog Sigismund berief 1488 -
mit Prälaten und Adel- noch die Untertanen nur aus sechs Herrschaften zu einem 
Landtag 234: 

Hohenberg 
Nellenburg 
Schwaben 

Blude02 
Brege02 
Feldkirch 

233 B. BILGERl, Yorarlberg Bd. 2 S. 315-323, Bd. 3 S. 325f. 
234 15. April 1488 (LRAI Kopialbücher der o. ö. Regierung, ältere Reihe Lit. K) 
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Erzherzog Ferdinand versammelte dagegen 1526 schon die U ntertanen von zwölf 
Herrschaften zu Landtagen 23S: 

Hohenberg 
Nellenburg und Tengen 
Schwaben 
Burgau 
Bludenz und Sonnen berg 
Bregenz und Hohenegg 
Feldkirch und Neuburg 

Radolfzell 
die Pfandschaften der Truchsessen von Waldburg 
Veringen 
Ehingen und Berg 
die Pfandschaften der Fugger 
(Kirchberg, Pfaffenhofen, Buch, Weißenhorn) 

Die Versammlungen der Untertanen in den einzelnen Herrschaften galten für die 
österreichische Regierung als Landtage 236, sie waren in der Funktion den Landtagen 
in Tirol und im Elsaß gleichwertig. Deutlich ist das Überwiegen des herrschaftlichen 

Moments bei der Entwicklung der Untertanenkorporationen, wie dies auch Press 

und Stradal hervorgehoben haben; Stradal schrieb sogar, daß der Vorarlberger 
Landtag erst aus dem..BedilI:fnis nach einer Körperschaft, die die ausgeschriebenen 
Steuern bewilligen sollte, entstanden sei 237 . 

Sigismund, Maximilian und Ferdinand verhandelten mit den Untertanen der ein­
zelnen Herrschaften getrennt, dann - seit Maximilian - auf Ausschußtagen der 

österreichischen oder tirolischen Stände mit den Deputierten der Herrschaften Vor­

arlbergs und Schwabens gemeinsam, die aber jeweils für ihre Herrschaften getrenn­
te Bewilligungen übernahmen. Kommissare auf den Landtagen waren entweder die 

Landvögte der betreffenden Herrschaften oder eigens beauftragte Räte der Inns­

brucker Regierung. Ferdinand ließ 1524 und 1525, als ein Einfall Herzog Ulrichs 
von Württemberg befürchtet wurde 238 , mit allen einzelnen Herrschaften in engem 

zeitlichem Abstand durch die gleichen Kommissare verhandeln. Er berief aber dann 

zunehmend die .Deputierten der Herrschaften auf seine Ausschußlandtage - wie es 
Maximilian 1515 geplant und 1518 durchgeführt hatte 239 - von 1526 240 und 

m 20. April 1526 (LRAI Buch Tirol Bd. I p. 71'-72', auch Vorarlberger Akten Fasz. I) . 
Ein ähnliches Einberufungsschreiben ist gedruckt bei O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung 
S. 37f. 

236 Z. B. HSTA ST B 17 Bd. 15" Schwabenbücher, Serie Schwaben p. 2'-3' 
237 V. PRESS , Steuern, Kredit und Repräsentation, S. 59-71; H. STRADAL, Steuern und Stän­

de S. 61 
238 1524 (J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 174); 11. Febr. 1525 (GLA 67/734) 
239 S. o. 53f. und N. SAPPER, Landstände S. 75-79; GLA S/ Marc Rosenberg 576, 6-8. Der 

Landtagsabschied von 1518 wurde für die Vorlande von den folgenden Deputierten unter­
schrieben und gesiegelt: für Elsaß, Sundgau, Breisgau, Schwarzwald, Villingen, Bräunlingen 
und die vier Waldstädte Hans Imber von Gilgenberg, Ritter , Hans von Schönau , Erhard Hof­
mann, Stadtschreiber von Ensisheim, für sich und Vertreter Heinrich Hermanns, des Rats zu 
Thann, Magister Ulrich Wiertner, Obrist meister zu Freiburg i. Br., Fridolin Rußler, Schult­
heiß zu Säckingen, Heinrich Stainer von der Landgrafschaft Nellenburg und Hans Plarer von 
der Stadt (Radolf)zell. Die gemeinsame Besiegelung des Abschieds faßte die vorländischen 
Deputierten erstmals zu einer Gruppe zusammen, da ja die übernommene Zahlungsverpnich­
tung in irgendeiner Weise unter den Ständen verteilt und dafÜr einen Modus gefunden werden 
mußte. 
240 Ebd., S. 81 -84 
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1531 24 1 und zudem auf Tage, die zur gleichen Zeit wie die Tiroler Landtage nach 
Innsbruck ausgeschrieben waren, so 1527 und 1529 242 • Die Bewilligungen wurden 
jedoch in eigenen Verhandlungen, nicht mit den Tiroler Ständen zusammen, ausge­
handelt und auch von den einzelnen Deputierten getrennt nach ihren Herrschaften 
zugestanden 243 . 

Trotz der Berufung zu gemeinsamen Landtagen und gemeinsamen landesherrli­
chen Kommissaren blieben die Deputierten die V.eI1reter..ilu:eLeinz.elnen-HiH'J:SChaf­
ten und bildeten kein gemeinsames landständisches Korpus. Als solches behandelte 
sie erstmals die landesherrliche Proposition auf dem Innsbrucker Landtag vom Ja­
nuar 1529 244 • Sie forderte von den Gesandten von den vorderen oesterreichischen 
Herrschaften den Unterhalt von 1500 Fußknechten auf sechs Monate für Ferdi­
nands Türkenzug. 

Im Gegensatz dazu antworteten die Stände getrennt. Feldkirch, Bregenz, Sonnen­
berg, Hohenegg verwilligten 4000 f1 in zwei Terminen an Mittfasten (7. März) und 
Johann Baptista (24. Juni). Die Verteilung untereinander blieb ihnen überlassen, 
nur bei Uneinigkeit sollte die Innsbrucker Regierung entscheiden. 

Die Gesandten von Hohenberg, Schelklingen, Ehingen, Kirchberg, der Stadt Wei­
ßenhorn, der Markgrafschaft Burgau mit den Städten Burgau und Günzburg, der 
Stadt Radolfzell, der Landgrafschaft Nellenburg mit den Städten Aach und Stockach 
bewilligten eine Vermögenssteuer von 0,25 Prozent. Ihr Ertrag sollte ebenfalls zu 
zwei Terminen, an Mittfasten (7. März) und Pfingsten (16. Mai) abgeliefert werden. 
Die Landvogtei Schwaben hatte lediglich zwei Gesandte ohne Vollmacht, Geld zu 
bewilligen, abgesandt, da sie schon drei Steuertermine übernommen hatte und noch 
daran bezahlen mußte. Man erwartete von ihnen, daß sie sich bei der Erbhuldigung 
zur Zahlung eines weiteren Betrages bereiterklären würden. - Der Markt Altdorf 
verwilligte 70 f1 in zwei Terminen, die Meisterin von Urspring 100 f1 zu den gleichen 
Bedingungen. 

Dieser gemeinsame Landtagsabschied für die Herrschaften zwi~chen Ar! und 
Schwarzwald kann als Vorstufe bei der Ausbildung eines einheitlich~~ Landtags an­
gesehen werden, doch bewahrten sich die Deputierten das Recht zu eige ständigen 
Bewilligungen, bzw. sie waren in ihren Beschlüssen vom Umfang der ihnen erteilten 
Gewalt abhängig. Als Kristallisationspunkte für eine weitere Entwicklung zeichne­
ten sich die gemeinsamen Bewilligungen einerseits der arlbergischen und anderer­
seits der schwäbischen Herrschaften ab 245 . 

241 LRAI Cod. 76 p. 1989 
242 N. SAPPER, Landstände S. 84-86 
243 LRAI Causa Domini 1528/29 p. 342-344 
244 Vgl. Landtagsrezeß vom 6. Jan . 1529 (LRAI Causa Domini 1528/29 p. 342-344); N. 

SAPPER, Landstände S. 84-86 
245 Im November 1531 wurden die Deputierten dieser Herrschaften noch einmal parallel zu 

einem Landtag der Tiroler Stände nach Innsbruck berufen, um über eine Türkenhilfe zu bera­
ten. (T. v. SARTORI .MoNTECROCE, Steuerwesen S. 54, Anm. I) 
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3. Die schwäbisch-österreichischen Stände vom ersten 
Landtag (1532/36) bis zum Erwerb des 

Selbstbesteuerungsrechts (1573) 

3.1. DIE POLITISCHE SITUATION IN SCHWABEN 

Während des zweiten Jahrzehnts der Regierung Erzherzog Ferdinands veränderte 
sich die politische Situation für Habsburg in Südwestdeutschland in entscheidenden 
Punkten. Jahrzehntelang hatten die Vorlande und Tirol die Hauptlast des Kampfes 
gegen die Expansion der Eidgenossen über den Bodensee und den Rhein nach Vor­
arlberg und Schwaben tragen müssen . Sie mußten gleichzeitig den französischen 

Drang gegen das Elsaß und den Rhein abwehren . Zugleich hatten sie den größten 
Teil der Ausgaben für die Reichspolitik Maximilians zu tragen '. Unter Ferdinand 
kamen noch ständig steigende Anforderungen zur Abwehr der Türken hinzu 2. 

Daneben aber waren von Tirol und den Vorlanden Leistungen au fzubringen , von 
denen die anderen Erblande frei waren : Sie mußten die finanziellen Verpflichtungen 
abdecken, die Österreich aus der Mitgliedschaft im Schwäbischen Bund erwuchsen. 
Als Kaiser Karl V. im Jahre 1519 das Herzogtum Württemberg vom Schwäbischen 
Bund übernahm und sich für Habsburg noch einmal die Möglichkeit eines österrei­
chisch dominierten Südwestens andeutete, lehnte die Innsbrucker Regierung in ei­
nem Gutachten diese Übernahme ab - aus Sorge vor den finanziellen Verpflichtun­
gen, die aus diesem habsburgischen Engagement in Württemberg erwachsen wür­
den 3. Ein Plan des Tiroler Statthalters Michael von Wolkenstein von 1522 sah zwar 
vor, daß bei einer Vereinigung Württembergs mit Tirol zwei württembergische Adli­
ge dem lnnsbrucker Regiment angehören sollten, doch ist es zu einer solchen engen 

Bindung nie gekommen, d~ die Tiroler wie auch die vorländischen Stände bis hin zu 
den Untertanen in Weißenhorn die württembergische Forderung nach einer Eini­
gung gegen Angriffe nach außen - eben gegen Rückeroberungsversuche Herzog 
Ulrichs - ablehnten 4. 

, H. WI ESFLECKER, Maximilian Bd. 2 S. 381 f. , 399 
2 J . EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 124-134 
3 W. BAUER, Die Anfänge Ferdinands S. 96; A. LAUFS, Schwäbischer Kreis S. 133 
4 R. SPECHTENHAUSER, Behörden- und Verwaltungsorganisation Tirols S. 374; W. GRUBE, 

Der Stuttgarter Landtag S. 125, 132, 157 
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Als Herzog Ulrich 1534 mit hessischer Unterstützung dann wirklich zur Rücker­
oberung seines Herzogtums ansetzte, berief König Ferdinand im März 1534 den Ti­
roler und gleichzeitig in Ensisheim den vorderösterreichischen Landtag ein s. Eben­
solche Einberufungen der Untertanen in den schwäbischen Herrschaften sind anzu­
nehmen. Die Landtage bewilligten König Ferdinand jedoch ebensowenig finanzielle 
Unterstützung wie seine Kreditgeber, so daß die Stuttgarter Regierung - trotz Auf­
geboten aus Ehingen, Schelklingen und Berg, sowie Hohenberg, Nellenburg und 
Bregenz - kapitulieren mußte 6. 

In der Folge dieser Niederlage löste sich der wichtigste politische und militärische 
Faktor im deutschen Südwesten während des ersten Drittels des 16. Jahrhunderts, 
der Scluvß>ische Bund, auf. Seine Funktionen als Ordnungs faktor übernahm in 
manchen Bereichen der Schwäbische Kreis, der wie die anderen Kreise wichtige Im­
pulse durch den Beschluß des Reichstags von 1530 zur Türkenhilfe empfing 7. Hier 
waren jedoch die Untertanen der österreichischen Herrschaften in Schwaben als 
Glieder des österreichisehen Kreises - anders als im Schwäbischen Bund - nicht 
mehr vertreten; sie waren von der Kreisorganisation in Schwaben ausgeschlossen. 
Als Bestandteil des österreichischen Kreises bildeten sie ein Einsprengsel im Schwä­
bischen Kreis, der ihnen - bis zur teilweisen Kooperation im 18. Jahrhundert - oft 
genug fremd und feindselig gegenüberstand. 

Es ist sehr wahrscheinlich, daß diese neue Situation nach 1534 dazu beigetragen 
hat, den institutionellen Zusammenschluß der Untertanenvertretungen in den ein­
zelnen Herrschaften zwischen Arl und Schwarzwald zunächst zu einem, dann zu 
zwei Landtagen, dem schwäbisch-österreich ischen und dem vorarlbergischen, zu 
fördern und zu verfestigen. Von der Seite des Landesherrn war - wie bei dem 
Landtag von 1529 in Innsbruck eindeutig gezeigt werden konnte - diese Absicht 
schon früQeI:. vorhanden. Die Deputierten der einzelnen Herrschaften waren damals 
jedoch zu einer einheitlichen Bewilligung nich_t bereit oder konnten ihr auf Grund 
fehlender Vollmachten nicht zustimmen. 

3.2. DER LANDTAG IN WEINGARTEN VON 1532 

Am 17. Juni 1532 fand ein Landtag der Markgrafschaften, Landgrafschaften, 
Grafschaften, Herrschaften, Stett und Flecken unserer vorder6sterreichischen Lan­
den, so unserer Fürstlichen Grafschaft Tirol incorporiert und einverleibt sein in 
Weingarten statt 8. Die landes fürstlichen Kommissare waren Ulrich von Schellen­
berg, Vogt zu Feldkireh, Hans Wilhelm von Laubenberg, Landvogt in Schwaben, 
und Wolfgang Kanntz, Amtmann zu Bregenz. 

S H. PUCHTA, Die habsburgische Herrschaft S. 84 
6 Ebd., S. 88 
7 A. LAUFS, Der Schwäbische Kreis S. 156-158 
8 N. SAPPER, Landstände S. 87-90 



Versammelt waren die Deputierten der 

Landvogtei Schwaben samt Altdorf 
Landgrafschaft Nellenburg 
samt der Herrschaft Tengen 
Herrschaft Hohenberg 
Herrschaft Feldkirch 
Bregenz 

Bludenz 

Ehingen, Schelklingen und Berg 
Grafschaft Kirchberg 
Weißenhorn 
Markgrafschaft Burgau 
Burgau 
GUnzburg 

Radolfzell 
Sonnen berg der fUnf Donaustädte 
Montafon Wart hausen 
Hoheneck Seifriedsberg 
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Es fehlten lediglich Deputierte der Grafschaft Veringen, die an den Ausschußta­
gen von 1518 und 1526 teilgenommen hatten und die auch später zu den Ständen 
zählten 9. 

Warthausen und Seifriedsberg waren vor diesem Landtag nicht beschrieben wor­
den. Die Stadt Biberach hatte 1446 die Herrschaft Warthausen als Pfand von Öster­
reich erworben, 1476 dann von Erzherzog Sigismund unter dem Vorbehalt des Wie­
derkaufs abgekauft. Wegen der reformatorischen Bestrebungen der Stadt befahl 
Erzherzog Ferdinand 1529 den Rückkauf. Da die Innsbrucker Kammer die benötig­
te Summe nicht aufbringen konnte, gestattete er seinem Rat Dr. Hans Schad die 
Auslösung und verlieh ihm die Herrschaft 1529 zunächst als Pfand, 1532 als erbli­
ches Mannlehen 10. Bei der Verpfändung behielt sich Österreich wie seit dem An­
fang des 16. Jahrhunderts überall Schlitz und Bergwerk, geistliche und weltliche Le­
henschaften, Landsteuern und Landraisen vor 11. Diese Vorbehalte fielen bei der 
Umwandlung in ein Mannlehen mit Ausnahme von Schlitz und Bergwerk weg. 
Trotzdem forderte die Tiroler Kammer, daß die Untertanen den Landtag besuchen 
und Steuern erlegen müßten. König Ferdinand billigte eine entsprechende Mahnung 
der Innsbrucker Kammer an Dr. Hans Schad im Jahre 1532 ausdrücklich 12. Wart­
hausen wurde deswegen in diesem Jahr erstmals zu einem Landtag beschrieben. 

Die Herrschaft Seifriedsberg war von Österreich zu Anfang des 14. Jahrhunderts 
als Bestandteil der Markgrafschaft Burgau erworben worden. Im Jahre 1515 ver­
pfändete sie Kaiser Maximilian an den kaiserlichen Rat und Schatzmeister Jakob 
Villinger unter dem üblichen Vorbehalt von Schatz, Bergwerk, Roth- und Schwarz­
wild, Appellation, Landsteuern und Landraisen. Ein Jahr später erklärte er die 

9 Veringen war zu Ende des 13. Jahrhunderts an Habsburg gekommen und galt als österrei­
chischer Besitz, auch wenn die Grafschaft fast dauernd verpfändet war. In dem Kaufbrief von 
1459 wurde Veringen eigens als direktes Pfand von Österreich genannt. (F. HERBERHOLD, Die 
österreichischen Grafschaften Sigmaringen und Veringen S. 604-607) 

10 CH . RIEBER, Dr. Hans Schad S. 259-273 
11 Ebd. , S. 264 
12 LRAI KopialbUcher der o . ö. Kammer, Geschäft vom Hof 1532 p. 116'; CH . RI EBER, Dr. 

Hans Schad S. 272 
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Herrschaft für exempt von der Markgrafschaft Burgau und stattete sie mit der ho­
hen und niederen Gerichtsbarkeit aus. 1529 folgte Karl Villinger seinem Vater in der 
Herrschaft, worauf die Innsbrucker Kammer erstmals den Vorbehalt von Landsteu­
ern und Landraisen realisierte und die Untertanen zu dem Landtag nach Weingar­
ten berief 13 . 

Verhandlungsgegenstand des Landtags war wiederum eine Hilfe gegen die Tür­
ken 14. Wie schon 1523, 1526 und 1529 mußte Ferdinand seine Erbländer um Bei­
stand gegen die offensiv vorgehenden Osmanen bitten. Die Niederlagen von Mo­
hacs und die Belagerung von Wien hatten - geschickt durch eine propagandistische 
Flugschriftenliteratur verbreitet 15 - auch den Untertanen in entfernteren Ländern 
das Gefühl einer Bedrohung des Reiches und des christlichen Glaubens vermittelt. 
Die Anforderungen an die österreichischen Untertanen zwischen Arl und Schwarz­
wald gingen parallel mit einer Aufforderung an den Schwäbischen Kreis, auf einem 
Tag am 9. Juli 1532 in Weil der Stadt die in Augsburg im Jahre 1530 beschlossene 
Türkenhilfe ins Werk zu setzen 16. 

Schuldenübernahmen bei Pfandauslösungen österreichischer Herrschaften stan­
den am ~.!lfaI1g der Entwicklung einer organisierten Untertanenschaft in den öster­
reichischen Herrschaften. Die Mitgliedschaft im Schwäbischen Bund und die daraus 
abgeleiteten militärischen Verpflichtungen förderten ihre institutionelle Verfesti­
gung. Nunmehr trat als drittes Moment die Notwendigkeit der Finanzierung und 
des militärischen Beistandes zur Türkenabwehr hinzu . Die zentrale Bedeutung die­
ser Türkensteuern für das Steuerwesen des Reiches wie das der Landesherrn ist von 
der neueren Forschung mehrfach unterstrichen worden 17. Gerade die Stände der 
österreichischen Herrschaften haben relativ lange, bis in die Mitte des 16. Jahrhun­
derts, fast ausschließlich Hilfen für den Türkenkrieg aufgebracht, bevor ihre Steu­
erkraft auch der landesherrlichen Kasse nutzbar gemacht wurde. Dann allerdings 
konnte der Landesherr auf eine durch die Anforderungen für die Türkenabwehr in­
stitutionell gewordene Bewilligungspraxis zurückgreifen. 

Ferdinand forderte eine Geldbeihilfe für die Finanzierung des Türkenkrieges, 
doch die Stände wollten lieber Soldaten für den Feldzug stellen. In ihrer Antwort 
auf die landesfürstliche Proposition erklärten der Gemain Ausschuß der Vorlender 
fürstlicher Grafschaft Tirol incorporiert hie zu AI/torf auf gemeinen Landttag be­
schrieben versamelt: Wir und unsere Altvordern haben von je Welten her einem 

13 A. STEICHELE und A. SCHRÖDER, Das Bistum Augsburg Bd. 5 S. 795-81 I 
14 27. Jan. 1532 (HSTA ST B 29 U 2) 
15 Einen Überblick über die Flugschriften des 16. Jahrhunderts gibt K. GÖLLNER, Turcica 

- Die europäischen Türkendrucke des 16. Jahrhunderts, Bd. 1-2. - Bukarest, Berlin 1961; 
Bukarest, Baden-Baden 1968 

16 A. LAUFS, Der Schwäbische Kreis S. 162-166 
17 Zu den Türkensteuern W. STEGLlCH, Die ReichslÜrkenhilfen S. 7-55. Über ihre Bedeu­

tung W. SCHULZE, Reichstage und Reichssteuern S. 43-58; DERS., Reich und Türkengefahr 
S. 178-301 
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hochlöblichen Haus Österreich uns frommlieh, redlich, ehrlich und wohl gehalten 
und wollen dies noch farderhin tun und haben von wegen des bemehlten Haus 
Österreich viel Blut vergossen und Schaden empfangen in verruckten Schweizeri­
schen, Venedigischen, Warttembergischen und Bauern-Kriegen, auch Kaiser Maxi­
milian und der jetzigen Kais. MajestlJt mehr denn ein HiJjsgeld geben zu Widerstand 
ihrer WiderwlJrtigen . Dazu haben wir im 1527. [recte 1529) Jahr mit und neben der 
farstlichen Grafschaft Tirol zu Widerstand dem Tarken ein treffentlieh Hiljsgeld 
bewilligt und bezahlt, so sind wir auch an Enden und Orten gesessen, an denen wir 
den WiderwlJrtigen des Haus Österreich, als nlJmlich den Eidgenossen, Lutherri­
sehen, Herzog Vlrichen von Warttemberg und anderen stets uns in Rastung, Hut 
und Wacht mit großen Kosten halten massen. Deßhalb und wegen langwieriger 
Teuerung, Mißwachs und anderen MlJngel, auch weil wir von etlichen Pfandherrn, 
Vögten und Pflegern wider unser Freiheit und alt Herkommen beschwert werden, 
können wir das Hiljsgeld nicht leisten, erbieten uns aber, so der Tark oder an der ih­
rer MayestlJt WiderwlJrtige auf ihrer MajestlJt Grund und Boden und Eigentum zö­
gen, so wollen wir zu Widerstand und Rettung wie von alters her eine Anzahl Volk 
schicken und geben 18. 

In der Tat war bis dahin fast immer bei kriegerischen Verwicklungen die Stellung 
von Knechten, nicht Geldzahlungen üblich gewesen. So bewilligten die Deputierten 
der Herrschaften wider den Thurgen achthundert Fueßknechtsold auf 5 Monate 
lang, nlJmlich auf einen yeden Knecht ain monat vier fl19. Diese Knechte zogen 
auch wirklich aus 20. 

Diese Hilfe konnten die Stände der österreich ischen Herrschaften nicht mehr wie 
die früheren Bewilligungen zur Aufrechterhaltung des Landfriedens im Rahmen des 
Schwäbischen Bundes leisten, da die Abwehr aUSWärtiger Reichsfeinde nicht in die 
Pflicht der Bundesglieder fiel. Die Reichsstände, mit denen die österreichischen 
Herrschaften bisher kooperiert hatten, bewilligten im Rahmen des Schwäbischen 
Kreises eigene Kontingente. Für die auf dem Landtag in Weingarten 1532 gemein­
sam gegebene Bewilligung mußte ein eigener Verteilerschlüssel, eine Matrikel, ge­
funden werden. Die übernommenen 800 Fußknechte waren auf die 23 Herrschaften 
zu verteilen, es mußten Hauptleute bestimmt und ein System für die Soldzahlung 
gefunden werden. Schon auf dem Landtag von 1529 hatte der Landesherr den De­
putierten der bis dahin selbständigen Untertanenvertretungen zwischen Arl und 
Schwarzwald eine für· alle gemeinsame Proposition vorgelegt und einen einheitli­
chen Abschied ausgefertigt, auf den die Deputierten noch mit unterschiedlichen Be­
willigungen reagiert hatten . 1532 verhandelten die Stände der einzelnen Herrschaf­
ten mit den Kommissaren bereits durch einen gemeinsamen Ausschuß, zudem 

18 LRAI Sammelakten A IV 2, zitiert nach O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 80f. 
19 HSTA ST B 29 U 2; N. SAPPER, Landstände S. 89 
20 W. GRUBE, Der Stuttgarter Landtag S. 166f. Zum Vergleich sei die Bewilligung der würt­

tembergischen Stände angeführt : 1200 Mann auf 6 Monate. 
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zwang sie die NatuIalbewilligung von Fuß knechten zu einer ~ immung unterein­
ander. Es ist offensichtlich, daß die damalige Anforderung Ferdinands zur Türken­
abwehr ein entscheidendes Moment zur Verschmelzung der Untertanenversamm­
lungen in den einzelnen Herrschaften zu einem gemeinsamen Landtag gewesen ist. 

Diese Form des herrschaftlichen Vorgehens verursachte teilweise Schwierigkeiten 
und blieb nicht ohne Widerspruch. Die Deputierten der Landvogtei Schwaben, der 
fünf Donaustädte, von Burgau und Günzburg sowie der Herrschaften Weißenhorn, 
Warthausen und Hoheneck erschienen nicht oder hatten keine Vollmacht, der 
Landtagsproposition zuzustimmen 21. 

Schwerwiegender und prinzipieller Natur war der Widerstand der Deputierten der 
vorarlbergischen Herrschaften. Dort hatten die Untertanenvertretungen wie in Ho­
henberg eine längere Tradition, der von der naturräUIIllkhen Gegebenheit bedingte 
Zwang zu einer gemeinsamen Landesverteidigung hatte ein Zusammengehörigkeits­
gefühl wachsen lassen, zumal die vorarlbergischen Stände gerade ein Jahr zuvor die 
Ordnung für eine gemeinsame Landesrettung beschlossen hatten 22. 

Nachbarschaft zu den Schweizer Eidgenossen mit ihren Tagsatzungen hatte das 
eigene Selbstbewußtsein steigen lassen 23. Amman und Rat zu Feldkirch wandten 
sich deswegen anläßlich des Weingartener Landtags an Bregenz und schrieben: Wil 
weder unns Noch dem Lannd Aman zu Rannckhwyhl gemaint sein, Das wir uns mit 
den Vnndern Stetten und Fleckhen in lassend, sonnder dise vier herschafften AI/ain, 
wie vor, miteinander hanndlen 24. 

Der Widerstand der arlbergischen Herrschaften gegen einen gemeinsamen Land­
tag aller Untertanen in den habsburgischen Besitzungen zwischen Arl und Schwarz­
wald, wie er seit 1527 in Ansätzen bestanden hatte, war erfolgreich. Nach 1532 be­
rief die Innsbrucker Regierung die arlbergischen und die schwäbischen Herrschaften 
zu getrennten Versammlungen. Nicht ein landständisches Korpus, sondern zwei lö­
sten die bisherigen, regional meist auf eine Herrschaft begrenzten Landtage ab. 
Vorarlberg war zu dieser Zeit bereits ein weitgehend einheitliches Land, das sich 
nicht mehr in ein anderes integrieren ließ, während Schwäbisch-Österreich erst 
durch seinen Landtag wenigstens in einigen Bereichen zum Land wurde. Die Tatsa­
che, daß neben die Stände nicht eine fürstliche Verwaltung für den gleichen Bereich 
trat, das Land Schwäbisch-Österreich sich also nur in seinen Landständen konkreti­
sierte, ist im Rahmen der Ständegeschichte wohl ein singulärer Fall. Um den Kreis 

21 N. SAPPER, Landstände S. 88f. 
22 Landesrettung vom 13 . Febr. 1531. Abgedruckt bei O . STOLZ, Zur Geschichte der Land­

wehr in Vorarlberg S. 25-27 
23 B. Bilgeri hat zur FrUhzeit der vorarlbergischen Stände auf Grund neuer Quellen wichtige 

Gesichtspunkte beigebracht. Vgl. B. BllGERl, Geschichte Vorarlbergs Bd. 2 S. 314-323, 543 
bis 551; Bd. 3 S. 323-336, 578-586; Den älteren Forschungsstand geben: DERS., Vorarlberger 
Demokratie S. 11-86; A. BRUNNER, Die Vorarlberger Landstände S. 6-29 

24 28 . Juli 1532 (B. BllGERI, Geschichte Vorarlbergs Bd. 3 S. 578f.) 
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dieser Stände zu beschreiben, muß man zu einer recht um Definition 
greifen: Dieser Landtag war das Forum der zum. öst~rrekhis~heJl KLeis. gehörigen 
Herrschaften in Schwaben, in denen das Haus Habsburg die Steuerhoheit hatte 
durchsetzen oder erwerben können. Die spezielle Form des Landtags, wie sie sich 
zwischen 1532 und 1536 herausgebildet hat, muß im Zusammenhang mit der Auflö­
sung des Schwäbischen Bundes und der sich herausbildenden Kreiseinteilung des 
Deutschen Reiches gesehen werden. Eine eigene zentrale Körperschaft war deswe­
gen notwendig, weil die österreichischen Herrschaften nicht zum Schwäbischen 
Kreis gehörten und deswegen die gerade in dieser Zeit besonders zunehmenden Tür­
kensteuern nicht im Rahmen dieser Kreisorganisation erbringen konnten. 

3.3. DER FRÜHE SCHWÄBISCH-ÖSTERREICH ISCHE LANDTAG 

Die landständischen Versammlungen bis 1543 

Im Jahre 1534 mußte Ferdinand in Süddeutschland zwei schwere Niederlagen hin­
nehmen: Am 2. Februar 1534 löste sich der Schwäbische Bund, bis dahin eine wich­
tige Stütze für die habsburgische Politik, auf 25, im Mai eroberte Herzog Ulrich von 
Württemberg sein Land zurück; die bisherige österreichische Regierung in Stuttgart 
mußte fliehen. Noch im März hatte Ferdinand, um Geldmittel zur Verteidigung des 
Herzogtums aufzubringen, den Tiroler und den vorderösterreichischen Landtag in 
Ensisheim einberufen 26 . Unter den Truppen, die Herzog Ulrich entgegengestellt 
wurden, befanden sich auch Aufgebote der Herrschaften Hohenberg, Ehingen, 
Schelklingen und Berg. Von Nellenburg, Warthausen und Bregenz waren Mann­
schaften angefordert 27. In welcher Weise sie bewilligt wurden und ob deswegen ein 
eigener Landtag stattgefunden hat; ließ sich nicht ermitteln. 

Als 1536 die türkischen Einfälle in das habsburgische Grenzgebiet trotz des drei 
Jahre zuvor mit dem Sultan geschlossenen ewigen Friedens erneut einsetzten, for­
derte Ferdinand wiederum eine Hilfe von den Ständen seiner Erblande. Neben den 
Tiroler Ständen berief er die vorderösterreichischen - also die des Breisgaus und 
des Elsaß 28 -, die vorarlbergischen 29 und die schwäbisch-österreichischen Stände 
ein. Der Landtag, bei dem die Deputierten der Herrschaften in Schwaben erstmals 
als oesterreichische Landstend in Schwaben bezeichnet wurden , fand am 21. Okto­
ber in Altdorf statt 30. 

25 A. LAUFS, Der Schwäbische Kreis S. 141; E. BOCK, Der Schwäbische Bund S. 217L 
26 H. P UCHTA, Die habsburgische Herrschaft S. 84 
27 Ebd" S. 88 u . 146. eH. RIEBER, Dr. Hans Schad S. 272 
28 LRAI Pestarchiv XXV 39 
29 N. SAPPER, Landstände S. 92-94 
30 LRAI HS 76 p . 1989L; N. SAPPER, Landstände S. 96-100. SAPPERS ausführlich erörterte 

Zweifel, ob es sich dabei um einen wirklichen Landtag gehandelt habe, sind völlig unbegrün­
deI. 
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Obwohl es in Tirol und den dieser Grafschaft inkorporierten Herrschaften nun­
mehr vier Landtage gab, trat ihnen die Regierung in den Propositionen und Argu­
mentationen einheitlich gegenüber. Meist war der Text der Landtagspropositionen 
bis auf wenige lokal bedingte Änderungen identisch 31. In der bisherigen Forschung 
über die Landstände in den oberen und vorderen österreichischen Landen ging man 
bei Untersuchungen zur Ständegeschichte nur von den Ständen der einzelnen Län­
der Tirol, Vorarlberg, Schwäbisch-Österreich und Vorderösterreich aus, um die 
Tradition der ReprtJsentation und Demokratie in dem jeweiligen Land zu betonen. 
Das starke herrschaftliche Moment in der Entwicklung der Landstände, die durch 
die Türkenkriege des 16. Jahrhunderts gefördert wurde, trat durch diese vereinzeln­
de Betrachtung bisher in den Hintergrund, obwohl der obrigkeitlich!! Einfluß gera­
de bei der institutionellen Verfestigung der Stände Vorarlbergs und Schwäbisch­
Österreichs überdeutlich ist 32. 

Die landesfürstlichen Kommissare auf diesem Landtag von 1536 waren der Statt­
halter der oberösterreichischen Lande Wolfgang Graf zu Montfort und Rothenfels 
und der ehemalige Landvogteiverwalter der Landvogtei Schwaben Hans von Fridin­
gen 33 . Gefordert wurde von einer ehrsamen Landschaft ein Hilfsgeld für den Tür­
kenkrieg in Höhe von 24 000 fl, zahlbar in sechs Jahren. Bewilligt wurden von Pre­
laten, Adel, Underthanen der Schwebischen Markgrafschaften, Landgrafschaften, 
Grafschaften, Herrschaften, Stelten und Flecken, der fürst!. Grafschaft Tirol incor­
pariert und eingeleibt 6000 fl in jährlichen Raten zu 1500 fl34. 

Mit diesem Landtag von 1536 waren die schwäbisch-österreichischen Stände als 
eigenes Korpus konstituiert . Ihre Entstehung verdankten sie der landesherrlichen 
Entscheidung, die bisherigen, im Rahmen der einzelnen österreichischen Herrschaf­
ten stattfindenden Landtage zu einer größeren Körperschaft zusammenzufassen. 
Erst danach, in der gemeinsamen Auseinandersetzung mit den landesherrlichen For­
derungen, entwickelten sie eine eigene Dynamik, durch die sie Konstitution und In­
stitution dieses Landtags mitprägten. 

Bis zum Jahre 1573, als die Stände durch den Erwerb des Selbstbesteuerungs­
rechts einen entscheidenden Anstoß zum Ausbau ihrer eigenen Organisation erhiel­
ten, wurden sie zu 14 Landtagen, in der Regel alle zwei bis drei Jahre beschrieben 35: 

31 Z. B. 1563 (LRAI Pestarchiv XXV 41) 
32 Der Aspekt der Landstände als Vorgängerform der Demokratie wird besonders von BIL­

GERI ungemein stark betont. (S. Anm . 23) 
33 SA Wa BO 394. Zu Wolfgang von Montfort als Statthalter s. R. SPECHTENHAUSER, Be­

hörden und Verwaltungsorganisation S. 43-48 
34 N. SAPPER, Landstände S. 97; auch HSTA ST B I7 BO 16 p. 233'f. und HSTA ST B 19 

SchwabenbOcher Serie Hohenberg Bd. 2 p. 23' 
35 Alle Daten, soweit sie nicht einzeln belegt sind, nach SA Ried Akten BO 2 und N. Sapper, 

Landstände S. 123f. 
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Altdorf 21. Okt. 1536 Ehingen 14. April 1554 38 

Riedlingen 10. Sept. 1541 Ehingen I. Juni 1556 
Mengen 3. Okt. 1541 Ehingen 21. Mai 1557 
Riedlingen 12. Aug. 1543 Ehingen 10. Juli 1559 
Riedlingen 17 . März 1545 Konstanz 18. Jan. 1563 
Ehingen 22. Okt. 1549 Ehingen I. April 1565 
Ehingen 14. März 1552 36 Ehingen 1566 39 

Ehingen 20. März 1553 37 Konstanz 13 . Nov. 1567 40 

Wichtige Fragen der Zusammensetzung und Struktur dieser Landtage sind trotz 
der bisher umfassendsten Monographie von Sapper über die schwäbisch­
österreichischen Stände noch offen, worauf unlängst Blickle, der hierfür neue Ge­
sichtspunkte beibrachte, hingewiesen hat 41. Die Versuche zu einer Einbeziehung 
von Prälaten und Adel, die, wie oben dargestellt, im Burgau , in Schwaben, auch in 
Nellenburg und Hohenberg eine lange Tradition haben, wurden nicht gesehen, die 
Wechselwirkung von landständischer Forderung und herrschaftlichem Druck bei 
der Erweiterung des Kreises der Landstände und die Zusammensetzung des Land­
tags, namentlich bei der Vertretung der Pfand- und Lehenherrschaften , den Domi­
nien des 18. Jahrhunderts 42, ist noch ungeklärt. Es ist verfehlt und verfälscht die hi­
storischen Gegebenheiten, für die Organisation der Stände im 16. Jahrhundert Ver­
hältnisse des 18 . Jahrhunderts heranzuziehen 43. Diese Aspekte der Frühzeit der 
schwäbisch-österreich ischen Stände sollen deswegen im folgenden dargestellt wer­
den. 

Die Auseinandersetzung um die Landstandschaft von Prälaten und Adel 

Das Hilfsgeld der schwäbisch-österreichischen Stände von 1536 für den Türken­
krieg wurde als von Prelaten, Adel, Underthanen bewilligt bezeichnet 44. Für den 
Landtag ist keine Matrikel erhalten, doch dürfte es sich bei diesem Ausdruck in ei­
nem Schreiben von Regierung und Kammer in Innsbruck an Schweickhart von Gun­
delfingen nur um eine Prätention handeln, da sie wenig vorher Hauptmann und 
Amtleute der Herrschaft Hohenberg tadelte, die die Adligen der Herrschaft nicht 

36 Datum nach LRAI Cod. 96 p. 1991 
37 GLA 79 1676; LRAI Cod . 76 p. 1191 
38 Ebd. 
39 SA Wei BUcher B 6 
40 Datum nach SA Wa 394; GLA 79/ 1693 
41 P. BUCKLE, Strukturprobleme S. 258-271 . Der Aufsatz BUCKLES erschien nach Abschluß 

meiner Archivarbeiten . 
42 Zur Definition vgl. E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 57 
43 So N. SAPPER, Landstände S. 129f., 136-138. Er stützt sich dabei auf TH. KNAPP, Neue 

Beiträge Bd. I S. 49-52 und Bd . 2 S. 45 f. und W. GRUBE, Vogleien, Ämter, Landkreise S. 51, 
die beide spätere Zustände im Auge haben. 

44 N. SAPPER , Landstände S" 97 
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wie befohlen zu dem Landtag beschrieben hatten 45. In den Jahren 1541 und 1543 
wurde die Abwesenheit von Prälaten und Adel ausdrücklich vermerkt 46. Noch 1553 
befahl die Innsbrucker Regierung dem Landvogt im Burgau, Friedrich Freiherrn zu 
Grafenegg, auf Grund eines kaiserlichen Mandats alle Prelaten, Adel und Stette auf 
den ausgeschriebenen Landtag nach Ehingen zu laden 47. Im gleichen Jahr waren 
Prälaten und Adel auch zum letzten Mal als Stände Schwäbisch:.Östeueichs in Kre­
denzschreiben und Proposition der kaiserlichen Kommissare angeführt 48 . 

Der habsburgische Ans , Prälaten und Adel, die innerhalb der Hoheitsgren-
zen von Burgau, der Landvogtei Schwaben, Nellenburg und Hohenberg Besitz hat­
ten, seien österreichische Landstände, war, wie oben ausführlich dargestellt wurde, 
wesentlich älter als der schwäbisch-österreich ische Landtag und wurde hier lediglich 
noch einmal aufgenommen, ohne daß sich die Positionen grundsätzlich verändert 
hätten. Die W!:ig.er.JlD.g von Prälaten und Ritterschaft, sich der LandstJsserei eines 
Territoriums zu unterwerfen, war nicht auf die habsburgischen Herrschaften be­
schränkt. Das Kloster Zwiefalten führte deswegen in der gleichen Zeit erbitterte 
Auseinandersetzungen mit Württemberg um seine Reichsfreiheit 49. Die ~ch!!it 
in Württemberg hatte nicht weniger sich dagegen verwahrt, als dritten stand und 
landslJssen Württembergs geachtet zu werden, da sie gejreite vom adel in Schwaben 
wären so, als dies die Hohenberger Ritterschaft tat, die auf das Landtagsausschrei­
ben von 1536 der Innsbrucker Regierung erklärte, sie seien alsjrey Schwaben zu so­
Iieher dienstbarkait nicht verpflichtet SI. In den fränkischen Markgrafschaften der 
Hohenzollern, in Bamberg, Würzburg, Fulda und in Trier entzog sich der Adel 
ebenfalls der Landsässigkeit 52, in der Kurpfalz blieben Versuche, mit Prälaten und 
Adel einen Landtag zu bilden, noch erfolgloser 53. Im Unterschied zu Württemberg 
endete die Entwicklung jedoch nicht mit einem Sieg des Territorialgedankens und 
dem Exodus der Ritterschaft aus dem Herzogtum 54, sondern Österreich fand sich 
mit der Bildung der Reichsritterschaft ab, deren Angehörige als kaiserliche Beamte 
und Offiziere unentbehrlich waren, und verzichtete dabei auf die Abrundung seines 
Territorialbesitzes in Schwaben. 

45 17. Okt. 1536 (HSTA ST B 19 Schwabenbücher Serie Hohenberg Bd. 2 p. 23') 
46 N. SAPPER, Landstände S. 108. Prälaten und Adel waren eigens geladen worden (LRAI 

Pestarchiv XXV 3) 
47 GLA 79/ 1676. Vgl. auch HSTA München, Allgern. Staatsarchiv, Vorderösterreich und 

Burgau Bü 46 
48 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
49 Dazu jetzt: W. SETZLER, Kloster Zwiefalten. Zu anderen Klöstern in Südwestdeutsch-

land: K. SCHREINER, A1twürtternbergische Klöster S. 1%-245 
so W. GRUBE, Der Stuttgarter Landtag S. 109-111 
SI HSTA ST B 19 Schwaben bücher Serie Hohenberg Bd. 2 p. 23' 
52 V. PRESS, Steuern, Kredit und Repräsentation, bes. S. 64 mit weiterer Literatur. 
53 E . GOTHEIN, Die Landstände am Oberrhein S. 29-50; DERS., Die Landstände in der Kur­

pfalz S . 1-76 
54 W. GRUBE, Der Stuttgarter Landtag S. 187, 192,231,243; D. HELLSTERN, Der Ritterkan­

ton Neckar-Schwarzwald S. 21-27 
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Die letzte Phase dieser Auseinandersetzungen fiel mit den ersten Landtagen der 
schwäbisch-österreichischen Landstände zusammen. Auf der habsburgischen Seite 
war dabei das Vorgehen nicht einheitlich. Die Landtagskornrnissare, die oft dem 
schwäbischen Adel entstammten, und die Innsbrucker Regierung waren bereit, die 
tatsächlichen Verhältnisse und damit die Reichsfreiheit von Prälaten und Adel zu 
akzeptieren, während die Regierung Ferdinands länger auf einer Landtagspflicht 
der oberen Stände beharrte. 

Wegen des Ausbleibens von prelatten und ritterschafften, das im Gegensatz zu 
den Landtagsausschreiben König Ferdinands stand, hatte bereits der verordnete 
ausschus der Vorland, d. h. der Deputierten der Herrschaften in Schwäbisch­
Österreich, auf dem Ausschußtag der österreichischen Erbländer in Linz im Jahre 
1541 Klage geführt. Woll hetten die marggraffschafften, landtgraffschafften, graff­
schafften, herschafften und stett ain ansehen, so die von prelaten, ritterschafft und 
einstissen der selben ir verm6gen und hilf auch daf7.u thlitten, sy w611en aber prelattn 
des Reichs und die freyen Schwaben genent sein, und uns als den armen und klain­
fuegen die burdin aufferlegen. Die Hoffnung der Stände, Prälaten und Adel in 
Schwaben gegen deren Willen zum Landtagsbesuch zwingen zu können, war jedoch 
gering. Sie insistierten nicht sehr nachdrücklich auf ihrer Forderung, sondern benütz­
ten sie eher als Verhandlungsobjekt, um König Ferdinand zu veranlassen, bisher 
nicht fest inkorporierte österreichische Herrschaften den Ständen steuerpflichtig zu 
machen (54 a). 

Die Frage der Landstandschaft von Prälaten und Adel wurde dann erneut auf 
zwei Landtagen aufgeworfen, auf dem Landtag in Riedlingen vom 17. März 1445 
und abschließend auf dem Landtag des Jahres 1553 in Ehingen. In dem Riedlinger 
Landtagsabschied hatten die schwäbisch-österreichischen Stände gefordert, daß 
Prälaten und Adel zu ihnen gezogen werden sollten, damit die Steuerkraft des ge­
samten Korpus gestärkt werden würde; andernfalls wollten sie einen entsprechenden 
Teil an ihren Bewilligungen abziehen 55. Die Kommissare auf diesem Landtag, 
Schweickhart von Gundelfingen und Eberhard von Freiberg, beide langjährige Die­
ner Habsburgs in Schwaben 56, hatten bereits gegen die ständische Forderung argu-

54. Schwaben von 1268 bis 1803 Nr. 115 S. 410f. BUCKLE datiert die Beschwerde der Stände 
irrtümlich auf 1573. 

554. April 1545 (HSTA ST B 30 Bd . 40 p. 1; GLA 79/ 1659) 
56 Schweickhart von Gundelfingen war als kaiserlicher Rat mit Missionen im Schwäbischen 

Bund, in Verhandlungen mit dem schwäbischen Adel und den Ständen beauftragt, ohne ein 
Regierungsamt zu haben. Eine dringend erforderliche Monographie über ihn, die seiner Be­
deutung gerecht würde, fehlt bislang. H. SIBERT, Der letzte Gundelfingen. - In: BII . des 
Schwäbischen Albvereins 40/ 1928 S. 355-360; A. UHRLE, Regesten zur Geschichte der Edel­
herrn von Gundelfingen, von Justingen, von Steußlingen und von Wildenstein. - Phi!. Diss. 
(masch .) Tübingen 1960 Bd. I S. 115. Eberhard von Freiberg als Pfandinhaber von Ehingen, 
Schelklingen und Berg hatte ebenfalls mehrfach in Regierungsauftrag mit dem schwäbischen 
Adel verhandelt und wesentlichen Anteil an den Verhandlungen mit den Ständen von 1523 bis 
1553. 
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mentiert. In einem Schreiben vom 4. April 1545 an Schweickhart von Gundelfingen 
lobte ihn dje Innsbrucker Regierung wegen seiner Verhandlungsführung. Wenn die 
Stände weiterhin auf ihrem Standpunkt beharrten, sollte ihnen erklärt werden, daß 
Adel und Prälaten nie zu ihnen gehört, sondern immer mit ihrerU.lntenan~ geson­
dert zum Reich gesteuert hätten. Daß sie in den Ausschreiben aufgeführt wären, sei 
aus dem ungeferlichen ubersehen beschehen, das die ausschreiben in forma zu Hof 
auf die grafschaft Tyrol und die Niderosterreichischen Lannde, da sich der Adelfur 
lanndtstJssen erkhent, gestelt worden und also in den ausschreiben der Schwebi­
schen Grafschafften, Herrschafften und Stett aussen zelassen, ubersehen 37 . 

Historisch war diese Argumentation sicher frusch . Noch 1542 hatte der Inns­
brucker Rat in einem Gutachten an den Kaiser geraten, in Verhandlungen mit den 
Reichsständen darauf zu dringen, daß alle Anschläge des Reichs zur Türkenhilfe auf 
Bischöfe, Prälaten, Grafen, Herren und Verwandte des Reichs in Schwaben, die 
zum tail des hauß osterreichs understJs,sen sein und zum tail verwandten, eingestellt 
würden, da der Kaiser sie dem Reich gegenüber verträte und sie bereits in seinem 
Anschlag einbegriffen wären 38. In der augenblicklichen politischen Situation, in der 
man sich um eine Türkenhilfe des gesamten schwäbischen Adels bemühte und djese 
nicht durch einen erneuten Streit um die Reichsfreiheit oder Landsässigkeit einzel­
ner Adliger gefährden wollte 39, spiegelte sie die pragmatische Einstellung der Inns­
brucker Regierung wieder. Hinzu kam, daß die Ritterschaft in Schwaben sich be­
reits auf einem eigenen Konvent in Ehingen 1532, also im gleichen Jahr, in dem 
auch alle österreich ischen Herrschaften in Vorarlberg und Schwaben erstmals zu ei­
nem Landtag zusammengetreten waren, bereit erklärt hatte, wegen einer mitleiden­
lichen Türkenhiljzu deliberieren und 1542 abermals eine Hilfe geleistet hatte, wegen 
der König Ferdinand ihr alle Freiheiten bestätigte. Jede Forcierung österreichischer 
Landsassisatsforderungen über einige Angehörige der Ritterschaft hätte ohne Zwei­
fel die Türkenhilfe der gesamten Korporation in Frage gestellt 60. 

In ihrem Gutachten für König Ferdinand vom 14. April 1545 ~kzeptierte deswe­
gen die Innsbrucker Regierung die von Prälaten und Adel vertretene A~ffassung, 
Prälaten des Reichs und freie Schwaben zu sein, und empfahl dem König nach­
drücklich, auf künftige Landtagsladungen zu verzichten 61. 

Auf den beiden folgenden Landtagen von 1549 und 1552 spielte die Frage des 
Landsassiats von Prälaten und Adel keine Rolle, doch als in Kredenzschreiben und 
Instruktion der Landtagskommissare von 1553 - wiederum Eberhard von Frei­
berg, jetzt zusammen mit Hans Philipp Schad von Mittelbiberach - der titl auf die 

37 GLA 79/ 1659 p. 40; P. BUCKLE, Strukturprobleme S. 261 
38 27. Juni 1542 (HSTA ST B 17 Bd. 17· Schwabenbücher Serie Schwaben p. 258f.) 
39 D. HELLSTERN, Der Ritterkanton Neckar-Schwarzwald S. 14; V. PRESS, Kaiser Karl V. 

S. 43 f. 
60 J . eH. LÜNING, Das Teutsche Reichs-Archiv Bd. 3 S. 22-24 
61 GLA 79/ 1659 p . 32f. 
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Prelaten und vom Adel auch gestanden, was Regenten und Räte in Innsbruck in ih­
rer Relation an König Ferdinand als Mißverstand bezeichneten, beschwerten sich 
die auf dem Landtag vertretenen Untertanen erneut, daß beide Gruppen nicht er­
schienen wären . Sie führten an, daß trotz Teuerung und Mißwachs die Lasten allein 
von ihnen getragen werden müßten, und bewilligten deswegen weniger. Regenten 
und Räte hoben in ihrer Relation hervor, es lassen sich weder Prelaten noch die vom 
Adel, so dem Reich underworffen und daher nit Stewrpar sein, auf keine Landtag 
beschreiben, sein auch nit schuldig zu Contribuieren. Ferdinand sollte deswegen die 
bei den Stände, wie sie schon 1545 angeregt hatten, nicht mehr beschreiben, da die 
erscheinenden stend umb der grossen titt wegen mer scheins haben und die reicheren 
Prälaten und Adligen nicht zu dem österreichischen Landtag zu ziehen wären 62. 

Ferdinand akzeptierte den Standpunkt der Innsbrucker Räte und beendete damit 
ein jahrzehntelanges Bemühen Habsburgs, Prälaten und Adel in seinen schwäbi­
schen Besitzungen zu Landständen zu machen. Der schwäbisch-österreichische 
Landtag hat dadurch seine charakteristische Ausprägung gefunden, die ihn bis 1805 
von anderen Landtagen in Südwestdeutschland unterschied . Landstände waren alle 
österreichischen Herrschaften zwischen Bodensee, Lech, Neckar und Schwarzwald, 
in denen Österreich Steuer und Raise besaß. Die Landstandschaft war nicht auf den 
Herrschaftsinhaber, sondern auf die Herrschaft radiziert. Landtagspflichtig waren 
somit die Untertanen, nicht die Lehens- und Pfandschaftsinhaber. 

Diese neue Einschätzung der schwäbisch-österreichischen Landstände spiegelte 
sich in ihrer l)tulatur durch die Innsbrucker Regierung wieder. In ihrem Sprachge­
brauch bezeichnete Landschaft die Gesamtheit der drei landtagspflichtigen Stän­
de 63. Solange Prälaten und Adel als österreich ische Landsassen angesehen wurden, 
waren sowohl die Ständeversammlungen in den einzelnen Herrschaften 64 als auch 
die Landstände Schwäbisch-Österreichs Landschaften 6l . Nach 1553 wurde dann in 
den gemeinsamen Propositionsentwürfen für Tirol, Vorderösterreich und 
Schwäbisch-Österreich für den letzteren Landtag an allen Stellen Landstlinde und 
Stlinde bzw. getreue Landtschafften gestrichen und dafür Underthanen, auch Un­
derthanen und Verwandten gesetzt 66. 1556 sprach die Instruktion für die Landtags­
kommissare nur von vnnseren lieben getrewen, N., allen vnnd yeden Vnseren 
Vnnderthanen vnd Verwandten in den schwäbisch-österreichischen Landen, was die 
wechselnde Einschätzung dieses Landtags deutlich macht 67. Damit war die künftige 
Funktion des Landtags umschrieben. Bis zum allgemeinen Staatsumbau unter Ma-

62 Relation vom 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
63 S. O. S. 47f. 
64 Z. B. 15. April 1488 (LRAI Kopialbücher Lit. K. 1492); im Burgau J. F. LÖHR , Gründli­

cher Unterricht S. 191; 1526 (LRAI Kopialbücher Buch Tirol Bd . I 7I'f.); 20. April 1526 
(LRAI Vorarlberger Akten Fasz. I); 25. Sept. 1536 (SA Wa 394) 

6l S. O. S. 64 
66 LRAI Pestarchiv XXV 41 
67 LRAI Vorarlberger Akten, ältere Reihe Fasz. I 
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ria Theresia war er das Fa m der durch herrschaftlichen Willen zusammengefaßten 
Untertanen des Hauses Österreich in Schwaben. 

Strittige Landstandschaften bis 1573 

Landstand auf dem schwäbisch-österreichischen Landtag war rjedeßlea:eichiscbe 
Herrschaft in Schwaben, in der dem Erzhaus Steuer und Raise.zustand, unabhlIDgig 
davon, ob sie als Kammergut unmittelbar von Habsburg verwaltet wurde oder als 
Pfand oder Lehen ausgegeben war. Da jedoch Steuer und Raise vor 1488 in vielen 
verpfändeten Herrschaften nicht gefordert worden waren, sahen die Pfandschafts­
inhaber darin eine ungebührliche Neuerung, gegen die sie sich zur Wehr setzten. 
Weil aber die Pfandschaftsinhaber zumeist reichsfreie Herrn waren, wurden sie fast 
immer von den Reichsorganisationen unterstützt. Erst seit 1500 behielt sich Öster­
reich bei Neuverpfändungen ausdrücklich Steuer und Raise vor 68 . 

Zusätzliche Sch wierigkeiten entstanden, wenn wie bei den Pfandschaften der 
Truchsessen von Waldburg oder der Grafschaft Sigmaringen das Eigentumsrecht 
C;>sterreichs grundsätzlich bestritten wurde und der Schwäbische Kreis und der 
Reichsfiskal mit Partei ergriffen 69 . Schon weit ältere Streitigkeiten - wie etwa das 
Besteuerungsrecht Habsburgs in den truchsessischen Pfandschaften - setzten sich 
auch zur Zeit der schwäbisch-österreichischen Landstände fort. Im 16. und 17. 
Jahrhundert wuchs die Zahl der Landstände in dem Maß, in dem es Österreich ge­
lang, in weiteren Pfandschaften oder Lehensherrschaften seinen Anspruch auf 
Steuerhoheit durchzusetzen. Dabei wurde jede neue Herrschaft, unabhängig von ih­
rer Größe, als neuer Landstand aufgenommen. Dadurch entstand im Laufe der Zeit 
ein Ungleichgewicht zwischen den alten, großen Ständen - etwa Hohenberg - und 
den kleinen, oft nur ein Dorf umfassenden Mitgliedern des Landtags. Um diese !Jn­
gerechtigkeit zu beseitigen, wurden im 18. Jahrhundert einige größere Stände ge­
teilt, so daß die Zahl der Landstände bis 1760 auf rund 60 anwuchs 70. -

In der ersten Periode der Geschichte der schwäbisch-österreich ischen Landstände 
waren Auseinandersetzungen mit deQ Pfands- und behensherren um eine Land­
standschaft ihrer Herrschaft besonders zahlreich, da es sich um eine,neuartige For­
derung handelte. Da Schwäbisch-Österreich nicht ein um einen Mittelpunkt orga­
nisch gewachsenes Territorium war, sondern es sich um einen Verband steuerpflich­
tiger Herrschaften handelte, die unter den verschiedensten Rechtstiteln an Habs­
burg gekommen waren und oft zur Entschädigung von Gläubigern und zur Entloh­
nung verdienter Beamter verwendet wurden, ist die verwirrende und wechselnde 
Zahl der Landstände bis 1573 verständlich. 

68 S. o. S. 75f. 
69 S. u. Anh. IJI 
70 HSTA ST B 30 BO 374 
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Landstände von 1541 bis 1565 

Landstand 1541 1543 1545 1553 1554 1556 1565 

1. Hohenberg x x x x x 
2. Schwaben mit Altdorf x x x x x 
3. Ehingen, Schelklingen und Berg x x x x x 

4. NeUenburg x x x x 

5. Kirchberg x x 

6. Stockach x x x x x 
7. Tengen x x x 
8. Weißenhorn x x x x x x 

9. Günzburg x x x 
10. Burgau x x x x u. 

Scheppach 

1 I. RadolfzeU x x x x x 
12. Waldsee x x x 
13. Riedlingen x x x x x 
14. Saulgau x x x x 
15. Mengen x x x 
16. Munderkingen x x x x x x 
17. Aach x x x x 
18. Seif riedsberg x x x 

19. Warthausen x 
20. Veringen x 
21. Sigma ringen 

Umstrittene Stände 

22. Öhningen 0 0 0 

23. Schienen 

24. Erbach 0 0 

25. Scheppach 0 0 

26. DÜfmentingen 

27. Nusplingen 

28. Freie a. d. Leutkircher Heide 

29. Urspring 0 

30. Kirchberg (Kloster) 0 

31. Horb (Stift) 0 0 

32. Ehingen (Stift ) 0 0 

33. Rohrhalden (Kloster) 0 

34. Ausbürger zu Wangen 0 

35. Busse n 

36. Biberbach 

37. Schelklingen (sonst mit Ehingen) x 
31t. Krumbach 

39. Sc.!'miechen 

x = beschrieben und erschienen 0= beschrieben und Erscheinen begründet 

abgelehnt 

- = ohne Begründung ferngeblieben e = einberufen 
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Zwischen 1536 und 1573 setzte sich der schwäbisch-österreich ische Landtag nach 
den Teilnehmerlisten 71 aus.22-unbestrittenen. Ständen zusammen: 

Hohenberg, die zwei Stände Landvogtei Schwaben und Altdorf 72, Ehingen, 
Schelklingen und Berg, Nellenburg, Stockach, Tengen, Aach, Radolfzell, die fünf 
Donaustädte, Veringen, Sigmaringen, Warthausen, und die burgauischen Stände 
Kirchberg, Weißenhorn, Günzburg, Burgau und Seifriedsberg. 

Umstrittene Stände in der Landvogtei Schwaben waren die Freien auf der Leut­
kircher Heide, die mit der Landvogtei an Habsburg gekommen waren 73. Seit dem 
Ende des 15. Jahrhunderts bemühte sich Österreich, sie in die Untertanenschaft der 
Landvogtei zu integrieren. Ihre Beschreibung auf den Landtag war dabei nur ein lo­
gischer Schritt. Sie hatten insofern eine Sonderstellung, als sie über den Landvogt 
jährlich eine Steuersumrne von 25 fI unmittelbar an das Reich erlegten. Aus diesem 
Grund rieten auch die Landtagskommissare nach dem Landtag von 1545, sie nicht 
weiter zu beschreiben. Da sie nach der Mitte des 16. Jahrhunderts im Amt Gebraz­
hofen aufgingen und mit der Landschaft der Landvogtei Schwabep verschmolzen, 
verlor die Frage ihre Bedeutung 74. 

Die Ausburger zu Wangen wurden ebenfall5 bis 1545 auf die schwäbisch­
österreichischen Landtage beschrieben. Sie erklärten, i~er über das Reich gesteu­
ert zu haben und baten, dabei bleiben zu dürfen 75. Da auch sie nach 1549 in die 
Landschaft der Landvogtei Schwaben integriert waren, wurden sie nicht mehr ei­
gens geladen 76. 

Nusplingen (Hauptort der Herrschaft Kallenberg) und Bussen (wohl irrtümlich 
1554 als Dürmentingen geladen) gehörte zu den den Truchsessen von Waldburg 
verpfändeten österreichischen Herrschaften. Während sich Ferdinand das Recht auf 
Steuer und Raise in den verpfändeten fünf Donaustädten, deren Bürger zu Öster-

71 1541: N. SAPPER, Landstände S. 107-110. Schappach ist verlesen für Scheppach, ebenso 
Schmiechen für Schienen; 1543: LRA1 Pestarchiv XXV 3; N. SAPPER, Landstände S. 127; Bi­
berach ist verlesen für Biberbach; 1545: GLA 79/ 1659; 1553: GLA 79/ 1676; 1554: Ebd. 1556: 
GLA 79/ 1682; 1565: Abschrift der Siegier des Landtagsabschieds (SA Wa 394). 

72 Die Landschaft der Landvogtei Schwaben und Ammann, Rat und Gemeinde von Altdorf 
hatten am 14. Sept. 1554 wegen Raiß und Steuer einen Vertrag geschlossen, daß beide als 
Landstände angeschrieben, aus Kostengrunden jedoch einen gemeinsamen Deputierten 
schicken wollten. Von den gemeinsamen Bewilligungen sollte Altdorf 21 ,5070, die Landschaft 
78,5% übernehmen, bei Soldatenstellung würden 8% auf Altdorf und 92% auf die Land­
schaft entfallen. (HSTA ST H 14/ 15247/ 48 p. 10-24) 

73 E. GÖNNER und M. MILLER, Die Landvogtei Schwaben S. 684-686, 699f. 
74 P. BUCKLE, Strukturprobleme S. 263 . Bereits in der Landschaftsrechnung von 1549 wer­

den die Freien auf der Leutkircher Heide als Amt der Landvogtei geführt .· (SA Ravensburg 
Abt. Landschaftsarchiv Bd. 123) 

75 17 . März 1545 (GLA 79/ 1659) 
76 SA Ravensburg Abt. Landschaftsarchiv Bd. 123. Offensichtliche Unkenntnis dieser Tat­

sache war der Grund, daß den Beamten in Schwaben am 2. Aug. 1604 nochmals eigens einge­
schärft wurde, die Freien auf der Leutkircher Heide und die Ausburger zu Wangen auf den 
Landtag in Riedlingen zu laden, da sie von alters her beschrieben würden. (LRAI HS 789) 
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reich tendierten, sichern konnte, gelang dies trotz zahlreicher Verhandlungen in den 
ländlichen Pfandschaften nicht n. Schon 1536 hatten sich die schwäbisch-österrei­
chischen Stände über das Ausbleiben der Untertanen von Bussen und Nusplingen 
beschwert, worauf diese gesondert nach Riedlingen beschrieben wurden 78 . 1559 
und 1563 waren sie abermals zum Landtag geladen, dann seit 1567 nicht mehr. Erst 
auf dringende Vorstellung der Stände wurde wegen ihrer Landstandschaft seit 1594 
erneut Druck auf die Truchsessen ausgeübt, doch erst zu Ende des 17. Jahrhunder-ts 
konnte dieses Problem abschließend gelöst werden 79. 

Erbach war nach dem bayerischen Erbfolgekrieg 1505 an Österreich gekommen 
und 1535 unter Vorbehalt der Raysen vnndt Landtstewrn als' Mannlehen an den 
Augsburger Patrizier und kaiserlichen Rat Hans Baumgartner verliehen worden. 
Allerdings war die Ortsherrschaft geteilt, der größere Teil war als reichsfreies Gut 
von Baumgartner gekauft worden, nur der kleinere war österreichisches Lehen. 
1545 erschienen der Pfleger der Herrschaft, Wolfgang Neithart und Hans Dürr als 
Vertreter der armen vnnderthanen und überreichten eine Beschwerdeschrift wegen 
ihrer Landtagsladungen, da sie als freiadliges Gut zur Reichsritterschaft sleJ.l~rn 

würden 80 . Die Innsbrucker Regierung riet König Ferdinand, die Erbacher Unterta­
nen künftig neben den schwäbisch-österreich ischen Ständen zu besteuern, da sie der 
Kammer so 24 fl jährlich einbringen würden, zusammen mit den Ständen sicher we­
niger 81 . Auch 1553 erklärten sich die Erbacher Untertanen nur bereit, die kaiserli­
che Forderung nach einer gemeinsamen Kontribution mit den Ständen ihrem 
Pfandherrn zu hinterbringen 82. Auf dem Landtag von 1557 wollte Baumgartner le­
diglich von seinen Untertanen eine Geldbewilligung in Höhe des Landtagsbeitrags 

·direkt der Tiroler Kammer überweisen. Die Regierung in Innsbruck schlug deswe­
gen dem Kaiser vor, die Einkommen Baumgartners in Kenzingen mit Arrest zu bele­
gen, bis er den österreichischen Forderungen nachgebe 83. Auch 1566 weigerte sich 
Erbach, die.g>rneinsame Türkenhilfe mitzubezahlen 84 . Erst 1591 konnte von einer 
kaiserlichen Kommission in Verhandlungen mit den Baumgartnern ein Kompromiß 
geschlossen werden, daß die Erbacher Untertanen, die sich freiwillig der österreich i­
schen Kollektation unterworfen hätten, nicht höher als mit dem ritterschaftlichen 
Anschlag belegt werden sollten 85. Drei Jahre später erklärten die Erbacher Unterta-

77 S. o. S. 56f.; vgl. das Untersuchungsprotokoll über die Rechtsverhältnisse in den truch­
sessischen Pfandschaften, angelegt nach einem Befehl r om 24. Mai 1599 im Jahre 1600. 
(LRAI eod. 76) 

78 Ebd., p. 1990 
79 S. U. S. 153f. u. Anh. 1lI 
80 Schreiben an die landesfürstlichen Kommissare vom 14. März 1545 (GLA 79/ 1659) 
81 Vgl. P. BUCKLE, Strukturprobleme S. 263f. 
82 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
83 Bericht der Regierung vom 21. Mai 1557 (GLA 79/ 1682); A. KRIEGER, Topographisches 

Wörterbuch Bd. 1 S. 1142 
84 Relation der Landtagskommissare vom Mai 1566 (GLA 79/ 1693) 
85 Landtagsrezeß vom 8. Mai 1591 (HSTA ST B 30 Bd . 41°); Landständisches Protokoll 

5. Aug. bis 2. Sept. 1730 (Ebd., Bd. 2°) 
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nen, daß sie nielM am Landtag teilnehmen könnten, waren aber bereit, alles zu-lei­
sten, was die anderen Stände beschließen würden 86 . In der Regel ließ sich Erbach 
später auch durch Ehingen auf dem Landtag vertreten. Die Landstände senkten auf 
Grund des Vergleichs von 1599 den Anteil Erbachs an dem ständischen Steuerauf­
kommen von acht auf drei Söld 87, womit die Auseinandersetzung um die Land­
standschaft der Herrschaft ein Ende fand 88. Im gleichen Jahr konnte die Inns­
brucker Regierung auch ohne Schwierigkeiten die 1596 noch von den Baumgartnern 
angefochtene Erbhuldigung vornehmen lassen 89 . 

Erhebliche Unsicherheit bestand wegen der Landtagspflicht verschiedener bur­
gauischer Herrschaften. Maximilian hatte den Burgau 1498 an den Bischof von 
Augsburg verpfändet, von dem ihn Ferdinand erst 1559 nach langen Verhandlungen 
auslöste 90. Während der gesamten Verpfändung war der Forstmeister der einzige 
unmittelbare österreich ische Beamte; erst nach 1560 baute die Innsbrucker Regie­
rung dort eine eigene Verwaltung auf, die ihr sichere Information über die Zustände 
im Burgau lieferte 91 . Bezeichnend war der Auftrag der vorderösterreichischen Re­
gierung an Schweickhart von Gundelfingen, festzustellen, ob es effektiv im Burgau 
Untertanen gäbe, die weder an Österreich noch an das Reich steuerten 92 . In der Tat 
zeigte der Rentmeister im Burgau Isak Han der Innsbrucker Regierung 1563 an, daß 
es burgauische Untertanen gäbe, die raisbar, steuerbar, gerichtbar, vogtbar und 
potmessig seien, aber noch nie zu Landtagen beschrieben worden wären 93. Obwohl 
er angewiesen wurde, sofort eine Belegung vorzunehmen 94, konnten die Auseinan­
dersetzungen um die Besteuerung im Burgau erst um 1700 mit der Einrichtung des 
Standes der Burgauischen neu berittenen Orte beendet werden 95. 

Im 16. Jahrhundert war weiterhin die Landstandschaft von vier Herrschaften im 
Burgau strittig, die der beiden fuggerischen Pfandschaften Biberbach und Schmie­
chen und die der lamparterischen 'pfandschaft Krumbach sowie des Kameralortes 
Scheppach. 

Kaiser Maximilian hatte 1514 die Herrschaft Biberbach von den Pappenheimern 
erworben und im gleichen Jahr an Jakob Fugger verpfändet. Da der gesamte Bur-

86 LRAI Pestarchiv XXV 42 Nr. 6 
87 Akten des Landtags vom 20. April 1597 (GLA 79/ 1751 Beil. A) 
88 Akten des Landtags vom 14. April 1597 (STA Wa 394; S. auch P . BUCKLE, Strukturpro­

bleme S. 263f.) 
89 20. Jan . 1597 (HSTA ST B 23 U 308) 
90 S. O. S. 35; W. FÄRBER , Das österreichische Burgau S. 72f., 78; G. NEBINGER, Entste­

hung und Entwicklung der Markgrafschaft Burgau S. 765 
91 Über die habsburgische Verwaltung in Süddeutschland von 1500 bis 1750 bereite ich eine 

eigene Veröffentlichung vor. Zum Burgau vgl. W. FÄRBER, Das österreichische Burgau 
S. 112-160 

92 4. April 1545 (GLA 7911 659) 
93 11. Aug. 1563 (STA Neuburg V. ö. Lit. 648 , p. 58f.) 
94 16. Sept. u. 17. Sept. 1563 (Ebd., p. 73) 
95 S. u . S. 295f. 
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gau zu dem Zeitpunkt als Pfand in der Hand des Bischofs von Augsburg war, zog 
Maximilian die Herrschaft direkt an Österreich und eximierte sie von aller Jurisdik­
tion des Burgau 96. 1543 wurden die Untertanen Biberbachs erstmals auf einen 
Landtag beschrieben 97, haben aber offensichtlich nicht vor 1565 an einer landstän­
dischen Versammlung teilgenommen 98 . Sie wollten ein Jahr später keinenAnteiI an 
der bewilligten Türkensteuer übernehmen, als man ihnen jedoch nahelegte, sich 
dem christlichen Werke nicht zu widersetzen, nahmen sie die Steuer unter dem Vor­
behalt auf sich, daß die Bewilligung ihren Rechten unschädlich sein sollte 99. Auch 
an dem Landtag von 1573 nahm ein Deputierter Biberbachs teil und hatte sich für 
seine Herrschaft zur Abzahlung der übernommenen Schulden verpflichtet I()() . 

In der Folge verboten die Fugger jedoch ihren Untertanen, Steuern zu entrichten. 
Ihr Argument war, wie in anderen Herrschaften, daß Österreich nicht schon beim 
Erwerb Biberbachs 1514, sondern erst 1543 sein Besteuerungsrecht wider das uralte 
Herkommen der Untertanen zu realisieren versucht hätte. Da zudem die Herr­
schaftsrechte in Biberbach mit 21 verschiedenen Grundherrschaften, die ihre Unter­
tanen nicht steuern lassen würden, außerordentlich zersplittert wären, baten die 
fuggerischen Untertanen in der Herrschaft, die mit 7 oder 8 Sölden belegt waren, im 
Jahre 1594, auch sie unbesteuert zu lassen 101. Die schwäbisch-österreichischen 
Landstände ließen sich darauf nicht ein und forderten von den Landtagskomrnissa­
ren auf dem Ehinger Landtag von 1595, sie sollten deswegen bey Österreich A.nmah­
nung thun, daß gemainen Landtstenden ohne Ihren Costen hierinnen geholfen wer­
den. Die Fugger gaben daraufhin nach und ließen eine Beschreibung des Vermögens 
ihrer Untertanen zu 102. Ausstände ergaben sich nur noch wegen der nicht bezahlten 
Steuern in der Zeit der Auseinandersetzungen; hierüber wurden die Stände am 5. 
Mai 1597 verglichen, danach war die Landstandschaft der Herrschaft, in der die 
Untertanen ebenfalls 1597 Erbhuldigung geleistet hatten, unbestritten 103 . 

Die Hofmark Schmiechen hatte Kaiser Maximilian 1507 als Entschädigung im 
bayerischen Erbfolgekrieg an sich gezogen und im gleichen Jahr an Seyfried Holz­
schucher verkauft, wobei er ihn und sein Gesinde von der Oberhoheit der bayeri­
schen Herzöge befreite und der Regierung in Innsbruck unterstellte. 1509 wurde 
Schrniechen an Jakob Fugger veräußert 104. Auf dem Landtag von 1543 forderte 

96 Das Landgericht Weitingen. Bearb . von K. FEHN . - München 1967 = HAB Teil Schwa-
ben 3, S. 3lff. 

97 LRAI Pestarchiv XXV 3 
98 Landtagsabschied vom 27 . Febr. 1565 (SA Wa 394) 
99 19. Mai 1566 (GLA 79/ 1693) 
100 Landtagsrezeß vom 8. Mai 1595 (SA Wa 394) 
101 LRAI Pestarchiv XXV 42; 8. April 1597 (SA Wa 394) 
102 Schreiben von Anton und Philipp Fugger an Präsident und Kammerräte der o . ö . Lan­

de . 6. Juli und 22. Nov. 1596 (LRAI Sammelakten Reihe A Abt. IV Lage 3) 
103 20. Jan . 1597 (HSTA ST B 23 U 308) . Akten des Landtags vom 20. April 1597 (GLA 

79/ 1751) 
104 P. FRIED und S. HIERETH. Landgericht Landsberg und Plleggericht Rauhenlechs­

berg. - München 1971 = HAB Teil Altbayern 22/23 S. 131 f. 
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Österreich das Erscheinen auch dieser Herrschaft lOS, doch konnte es sich dort nicht 
durchsetzen. Auch Kaiser Matthias, der zu Ende des 16. Jahrhunderts die meisten 
strittigen Landstandschaften im Sinne Österreichs entscheiden konnte, scheiterte 
bei Schmiechen. Marx Fugger weigerte sich, in der Hofmark Schmiechen eine öster­
reichisehe Erbhuldigung zuzulassen, da sie bereits wieder von Bayern in Anspruch 
genommen wurde 106. Schmiechen wurde in der Folge nicht mehr beschrieben. 

Die Herrschaft Krumbach war am 5. Januar 1529 an den kaiserlichen Rat Hans 
Lamparter von Greifenstein verkauft worden. Nach seinem Tode 1535 verwaltete 
sie seine Witwe bis 1572. Drei Jahre später wurde sie an Dr. Johann Baptist Weber 
zum Bisenberg verpfändet. Die Herrschaft war erstmals 1565 auf einem Landtag 
vertreten 107 . Wie Biberbach steuerten die Untenanen 1566 nur unter Vorbehalt 108. 

Der neue Pfandherr Weber zum Bisenberg befahl deswegen 1589 den Untertanen, 
die landständische Steuer zu verweigern, erkannte aber nach 1591 die Landstruld­
schaft seiner Herrschaft an 109. 

Das Dorf Scheppach, das seit 1478 als Kameralort unmittelbar von dem burgaui­
schen Landvogt verwaltet wurde, hatte seit dem bayerischen Erbfolgekrieg mit den 
anderen Ständen Burgau, GUnzburg und Hochwang gesteuert und gereist 110. Ob­
wohl es seit 1541 auf Landtage beschrieben wurde, weigerten sich die Untertanen, 
der Ladung Folge zu leisten und baten, wie seit alter Zeit nicht an Landtagen teil­
nehmen zu mUssen. Die Regierung ließ sich darauf nicht ein, doch beschloß man, 
daß Scheppach kein eigener Stand sein sollte. Es wurde seit 1565 von der Stadt Bur­
gau auf den Landtagen mitvertreten 111 . 

Schwerwiegender als die Auseinandersetzung um die Landstandschaft einzelner 
Herrschaften war die Frage der Be~teuerung geistlicher Korporationen und ihrer In­
korporation in die schwäbisch-österreichischen Landstände. Der Reichstag von 
1521 hatte bestimmt, jeder Reichsstand könne seine geistlichen und weltlichen Un­
tertanen zu den Reichssteuern heranziehen. Auf Grund dieses Beschlusses verlangte 
der Bischof von Konstanz 1543 von seiner gesamten Diözesangeistlichkeit die TUr­
kensteuer. Später (1544, 1545, 1557, 1579, 1585) folgten weitere Forderungen. Die 
widerstrebende Geistlichkeit wurde sogar - in Hohenberg - mit der Exkommuni­
kation bedroht 112. Da König Ferdinand den schwäbisch-österreichischen Ständen in 
einem Mandat von 1540 zur Bezahlung der TUrkensteuer das Besteuerungsrecht 

lOS LRAI Pestarchiv XXV 3 
106 25 . Mai 1598 (GLA 79/ 1751) 
107 Landtagsabschied vom 27 . Febr. 1565 (SA Wa 394) 
108 Relation der Landtagskommissare 1566 (GLA 79/ 1693) 
109 Landtagsabschiede vom 24 . Okt. 1589 und 8. Mai 1591 (HSTA ST B 30 BO 40* p. 63-67 

und Bo 41* p. 18-30) 
110 Bericht der o. ö . Regierung an Kaiser Ferdinand (GLA 7911682) 
11127. Febr. 1565 (SA Wa 394) 
112 R. R EINHA RDT. Die Beziehungen S. 275 
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über die Güter auswärtiger und geistlicher Besitzer eingeräumt hatte, mußte es des­
wegen zu einem Konflikt kommen 113. 

Der österreichische Besteuerungsanspruch betraf eine bedeutende Zahl geistlicher 
Institutionen, wobei jedoch die Rechtstitel, unter denen die Innsbrucker Regierung 
auf ihre Steuer Anspruch erhob, unterschiedlicher Natur waren. Zum Teil gingen 
die Forderungen dabei noch auf die Zeit der Einzellandtage vor 1532 zurück. Auch 
der Impuls zu dem österreichischen Vorgehen hatte verschiedene Ursachen: Teilwei­
se handelte die Innsbrucker Regierung aus eigenem Antrieb, teilweise forderten die 
Landstände die Regierung auf, eine Herrschaft in den Kreis der Stände zu bringen, 
damit die Steuerlast des gesamten Korpus gesenkt werden könne. Noch bis zur Mit­
te der vierziger Jahre nahm die Innsbrucker Regierung eine sehr entschiedene Hal­
tung ein. So riet sie 1542 dem Kaiser, Bischöfe und Prälaten in der Landvogtei 
Schwaben als österreichische understJssen zu besteuern 114. Noch im April 1545 wies 
sie den Landvogt in Schwaben an, von den Geistlichen und auswärtigen Besitzern in 
der Landvogtei die 'Iüdc.ensteuer einzuziehen. Eines anderen Befehls als des Reichs­
tagsabschieds bedürfe es nicht. Er solle die Steuer einziehen allein so weit als sich 
der Landvogtei aigenthumb und gerechtigkait erstreckht 115. Zugleich hatte sich in 
Innsbruck jedoch eine differenziertere Vorgehensweise durchgesetzt. 

In Nellenburg beanspruchte Österreich die Propsteien Öhningen und Schienen, 
über die es Schutz und Schirm ausübte, seit 1530 als österreichische Landstände 116 . 

Beide waren keine selbständigen Institutionen. Schienen war 1452 der Abtei Reiche­
nau inkorporiert worden 11 7 , während der Bischof von Konstanz Öhningen 1534 der 
bischöflichen Mensa einverleiben konnte 118 . Da Bischof Johann von Lupfen 1542 
mit Zustimmung Österreichs auch die Abtei Reichenau mit seinem Bistum vereinig­
te, war er in beiden Fällen von der Forderung nach Anerkennung der Landstand­
schaft der beiden Propsteien unmittelbar betroffen 119. Die Untertanen der Prop­
steien wurden bis 1554 auf den schwäbisch-österreich ischen Landtag beschrieben, 
obwohl der Bischof von Konstanz bereits 1541 gegen die Ladung protestiert hatte, 
da das Stift ihm zugetan sei und zum Reich steuere 120 . 1543 und 1545 protestierte 
Johann von Lupfen erneut gegen die Landtagsladung seiner Untertanen 121 . 

Schweickhart von Gundelfingen, der als Landtagskommissar von 1545 alle übertrie-

113 Landtagsrezeß vom 8. Juni 1601 (HSTA ST B 30 Bü 41· p. 43-47; Bü 374) 
114 27. Juni 1542 (HSTA ST B 17 Bd. 17· Schwabenbücher Serie Schwaben p. 288'f.) 
11 5 28. April 1545 (HSTA ST B 17 Bd. 17 Schwabenbücher Serie Schwaben.) Zum Reichs-

tagsabschied von 1543 s_ A. LAUFS. Der Schwäbische Kreis S. 191-194 
116 S. o. S. 66 
117 A_ MÜLLER. Schienen. - In: Germania Benediclina Bd. 5 S. 557f. 
118 F. GÖTZ. Stift und Dorf Öhningen vom Ende des Mittelalters bis zum Jahre 1805. - In : 

Dorf und Stift Öhningen. Hrsg. v. H. BERNER. - Singen 1965. S. 124 
119 F. QUARTHAL. Reichenau . - In : Germania Benedictina Bd. 5 S. 512f. 
120 N. SAPPER. Landstände S. 110; Schienen ist von SAPPER zu Schmiechen verlesen und 

falsch gedeutet. 
121 LRAI Pestarchiv XXV 3; 13 . Mai 1545 (GLA 79/ 1659) 
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benen österreichischen Forderungen in Schwaben auf ein realistisches Maß zurück­
zunehmen suchte. riet auch hier zum Nachgeben. Auf Grund seines Berichtes 
schrieben Statthalter. Regenten und Räte der oberösterreichlschen Regierung König 
Ferdinand. daß nach der Auskunft der Amtleute von Stockach den Landgrafen von 
Nellenburg in Öhningen die landgerichtliche Obrigkeit. Hundslege, das Recht, 
Mandate anzuschlagen und die MalefIzgerichtsbarkeit zustand. Die Räte hielten 
deswegen eine Beschreibung für möglich. Da der Bischof jedoch im Besitz des Nie­
derger.ichts war - das Niedergericht spielte auch für die Frage der Landstandschaft 
in der Landvogtei Schwaben eine wichtige Rolle - und das Stift dem Bistum inkor­
poriert war, trug man Sorge, doch nicht über die Steuerhoheit zu verfügen und 
schlug vor, es mit der Entschuldigung des Bischofs bewenden zu lassen, falls nicht 
ein zusätzlicher Bericht der Stock ach er Amtleute neue Gesichtspunkte ergeben wür­
de 122. Da aber der Bischof als kreis ausschreibender Fürst im Schwäbischen Kreis ein 
wichtiger Faktor der österreichischen Reichspolitik war, wurden die weniger bedeu­
tenden Ansprüche auf die Besteuerung seiner Untertanen in Öhningen und Schienen 
fallengelassen. 

Ganz offensichtlich im Zusammenhang mit der Erhebung der 'f.l.U:Äejlsteuer von 
der Geistlichkeit und zugleich wohl auch als Teil der Bestrebungen, einen 
schwäbisch-österreich ischen Prälatenstand zu schaffen, wurden im Jahre 1545 der 
Propst des St. Moritzstifts zu Rottenburg-Ehingen 123, Propst und Kapitel des Hei­
ligkreuzstifts zu Horb 124 und vier Jahre später zusätzlich der Prior von Rohrhal­
den 125 und die Priorin des Klosters Kirchberg zum Landtag beschrieben 126. Da sie 
aUe unter der Herrschaft Hohenberg standen und nicht dem Reich unterworfen wa­
ren, hielten Regenten und Räte eine Beschreibung für möglich. Trotzdem protestier­
ten Ehingen und Horb. das man Sy fur Prelaten halten und neben inen in die Land­
tag beschreyben welfe. Sie verlangten, wie von altersher bei der gemainen Cleristey 
gelassen zu werden. Wiederum auf Anraten Schweickharts von Gundelfingen 
schlug die Innsbrucker Regierung König Ferdinand vor. die Beschwerde anzuerken­
nen, da sie früher immer mit gemainer priesterschafft der Herrschaft Hohenberg in 
die landesherrliche Kammer gesteuert hatten. Die Räte meinten, wenn man in Zu­
kunft überhaupt die Prälaten in den Landtagsausschreiben auslasse, werde sich der 
Streit erübrigen 127. 

Als aber wegen der Praxis des Konstanzer Bischofs, nunmehr selbst von der 
~istli...fhkeit seines Bistums die Türkensteuer einzuziehen, diese die bisherige Steuer 

122 GLA 79/ 1659 p. 35f.; S. a. P . BUCKLE. Strukturprobleme S. 265 
123 D. MANz. Die ehemalige Stiftskirche SI. Moritz in Rottenburg-Ehingen . - Rottenburg 

1975 S. 26-32 
124 OAB Horb S. 119f. 
125 KB Ttibingen Bd. 2 S. 346-348 
126 R. KRAUSS. Geschichte des Dominikaner-Frauenklosters Kirchberg . - In : WVjH 

311894 S. 291-332 
127 14 . Mai 1545 (GLA 79/ 1659) . S. a. P . BUCKLE. Strukturprobleme. S. 265 
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in die Kammer nicht mehr entrichtete, suchte man den österreichischen Steueran­
spruch wieder durch eine 'k~flichtllngßer Pröpste von Ehingen und Horb, zusätz­
lich mit Rohrhalden und Kirchberg auf einen Landtag zu sichern. So wurden sie im 
Oktober 1549 nach Ehingen (Donau) beschrieben; als sie der Forderung nicht Folge 
leisteten, wurde ein eigener Tag für sie angesetzt, den sie auch nicht besuchten. Eine 
Gesandtschaft der Stifte Ehingen und Horb bat die Innsbrucker Regierung, sie bei 
dem alten Herkommen zu belassen 128. 1553 rieten Regenten und Räte, die Pröpste 
weiter auf Landtage zu beschreiben und sie dafür gegen Steuer forderungen des Bi­
schofs von Konstanz zu schützen 129. Das St. Moritzstift in Ehingen trug 1555 einen 
Anteil an der zwei Jahre zuvor bewilligten Türkenhilfe 130, dann jedoch wurden die 
Stifte aus bis jetzt unbekannten Gründen nicht mehr auf Landtage beschrieben, ver­
mutlich jedoch deshalb, weil sie keine eigenen Untertanenverbände besaßen und die 
Besteuerung von den Einkommen der Klöster direkt hätte erfolgen müssen, was in 
Schwäbisch-Österreich bis zu den Reformen Maria Theresias nicht üblich war. 

Die Vogtei über das Kloster Urspring hatte Österreich 1346 als Bestandteil der 
Herrschaft Berg erworben, Schutz und Schirmbriefe wurden 1379, 1459, 1524 und 
1548 erneuert 131. Urspring war erstmals 1529 auf einem Landtag vertreten; die Mei­
sterin von Urspring verwiLligte dort durch ihren bevollmächtigten Gesandten, den 
Ehinger Bürgermeister Wolfgang Parter, die pauschale Summe von 100 fl in zwei 
Terminen 132 . Das Kloster wurde weiterhin zu den Landtagen beschrieben, weigerte 
sich aber, seinen Anteil an den Landtagssteuern zu bezahlen 133. Wegen der Schä­
den, die das Kloster im Schmalkaldischen Krieg erlitten hatte, empfahlen die Inns­
brucker Räte, Urspring nicht als Privileg, sondern gnaden weise die Steuern nachzu­
~en 134. Von Urspring wurde dies jedoch als Befreiung von der Landstandschaft 
aufgefaßt. So weigerte es sich 1563, einen Anteil an der bewilligten Türkensteuer zu 
übernehmen 135; trotz eindeutiger österreichischer Landeshoheit konnte das Kloster 
erst zu Ende des 17. Jahrhunderts nach langen Auseinandersetzungen, die 1620 be­
gannen, wieder in den Kreis der Landstände gebracht werden 136. 

Auch andere, unter österreichischer Vogtei oder Obervogtei stehende Klöster wie 
Heiligkreuztal, Wald und Wiblingen wurden in dieser ersten Periode nicht als Land­
stände auf Landtage beschrieben, lediglich Wiblingen war unter den Deputierten 

128 25. u. 28. Febr. 1550,21. März 1550 (HSTA ST B 19 Schwabenbücher Serie Hohenberg 
Bd. 3 p. 76-76', 78); G. BOSSERT, Kleine Beiträge S. 160 

129 20. März 1553 (GLA 79/ 1678) 
130 17. Mai 1555 (HSTA St B 19 Schwaben bücher Serie Hohenberg Bd. 3 p. 217'f.) 
131 I. EBERL, Regesten, Reg. 240: 31. März 1379; 483 : 16 . Jan. 1459; 689: 31. Mai 1524; 

722: 28. Aug. 1548; DERS. Geschichte des Benediktinerinnenklosters Urspring S. 32·59 
132 Landtagsabschied vom 6. Jan. 1529 (LRAI Causa Domini 1528/29 p. 342ff.) 
133 4. April 1545 (GLA 79/ 1659) 
134 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
135 GLA 79/ 1693 
136 S. U. S. 183-185, 261f. 
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der Herrschaft Kirchberg vertreten. Landstandschaft erhielten die Untertanen die­
ser Klosterherrschaften erst im 17. Jahrhundert, als wegen des Streits um die Land­
standschaft der Grafschaft Sigmaringen die lnnsbrucker Regierung die von ihr be­
vogteten Klöster selbständig nach Ehingen berief, und Wiblingen sich aus Prestige­
gründen von der Vogtei durch die Herrschaft Kirchberg freikaufte. 

Der Ablauf der Landtage bis 1573 

Der schwäbisch-österreich ische Landtag seit 1536 war - wie oben dargelegt -
ein durch herrschaftlichen Willen entstandenes Gebilde, das die steuer- und rais­
pflichtigen Untertanen aller österreichischen Herrschaften, die nicht über den 
Schwäbischen Kreis steuerten, in einer Korporation zusammen faßte. Die hierin zu­
sammengeschlossenen Herrschaften waren nur durch den Landesherrn, nicht aber 
durch naturräumliche oder historische Gegebenheiten verbunden. Es entstand ein 
Landtag für ein nur durch herrschaftlichen Willen und aktuelle politische Gegeben­
heiten existentes Land. Entsprechend reagierte der Landtag, als ihm 1553 eine Poli­
zeiordnung für Schwäbisch-Österreich vorgelegt wurde. Er beschloß, sie abzuschrei­
ben und von den einzelnen Ständen ge.tß:nnt beraten zu lassen, da sie für gemeinsa­
me Entschließungen zu weit getrennt. voneinander lebten. Aus den gleichen Grün­
den erachtete er auch eine Zuzugsordnung bei Kriegsgefahr für nicht praktika­
bel 137. Entsprechend herrschaftlich bestimmt war die gesamte Entwicklung der 
Landstände bis 1573, da Schwäbisch-Österreich nicht nur die geographische EiE­
heit, sondern auch ein landes fürstlicher Hof als Kristallisationspunkt für die Ent­
wicklung zu einern wirklichen Land fehlte 138. Gerade für die Frühzeit der schwä­
bisch-österreichischen Landstände trifft das Modell des dualistischen Ständestaates 
nur wenig zu 139. 

1. Einberufung 

Sobald sich die Notwendigkeit für die Einberufung eines Landtags ergab, wiesen 
die Räte König Ferdinands die Innsbrucker Regierung an, die nötigen Vorbereitun­
gen zu treffen. Die Innsbrucker Beamten formulierten einen Entwurf für die Einbe­
ru fungs.s.ch reiben , die Landtagsproposition, und sie machten Vorschläge für die 
Landtagskommissare. In fast allen Fällen wurden die Landtage in Tirol, Vorder­
ö.sterreich, Vorarlberg und Schwäbisch-Österreich parallel oder in kurzem zeitli-

137 Relation der Landtagskommissare vom 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
138 Zur Rolle des Hofes vgl. J . v. KRUEDENER, Die Rolle des Hofes im Absolutismus. -

Stuttgart 1973 
139 Vgl. hierzu auch V. PRESS, Herrschaft, Landschaft und .. Gemeiner Mann" S. 177-259 
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chem Abstand einberufen, die Proposition war in ihrer Begründung meist wörtlich 
identisch. Zumeist wurden auch die gleichen Beamten als landes fürstliche Kommis­
sare ernannt. Einberufung und Proposition wurden nach dem Entwurf der Inns­
brucker Regierung von den .Räten Ferdinands formuliert, die Einberufung dann 
durch die lnnsbrucker Regierung den Herrschaftsbeamten bzw. Pfandherren zuge­
stellt, die sie den Untertanen zu publizieren hatten. Trotz aller Schwierigkeiten, die 
sich dabei mit Herrschaftsinhabern ergaben, die die österreichische Steuerhoheit be­
stritten, wie etwa den Truchsessen von Waldburg oder den Fuggern, beharrte die 
Innsbrucker Regierung auf diesem Modus 140. 

Die Landstände waren hierbei nicht eingeschaltet. Erst seit der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts liefen die Einberufungsschreiben zu den Landtagen über das Di­
rektorium der Stände 141. 

2. Der Tagungsort der SttJnde 

In den ersten Jahren wechselte der Tagungsort der schwäbisch-österreichischen 
Landstände häufig: Weingarten (1536), Riedlingen (1541, 1543, 1545), Mengen 
(1541), Ehingen (1549, 1552, 1553, 1554, 1556, 1557, 1559, 1565, 1566) und Kon­
stanz (1563, 1567, 1573), ein Zeichen für die nur wenig entwickelte landständische 
Tradition. Nach den anfänglichen Schwankungen erlangte jedoch bald Ehingen als 
Tagungsort das Übergewicht. Der Landtagskommissar Schweickhart von Gundel­
fingen war 1545 von der o. ö. Regierung angewiesen worden, den Ständen eine ge­
eignete Legstatt für ihre Steuerzahlungen zu bestimmen; er hatte sich für Ehingen 
entschieden 142; Bürgermeister und Rat der Stadt Ehingen sollten die Gelder zu ihren 
Händen nehmen; wie bei den Kreistruhen der Reichskreise entwickelte sich auch aus 
dieser Regelung der Anfang einer ständischen Verwaltung 143 . Nach diesem Jahr 
wurde von Ehingen als Tagungsort nur noch selten abgewichen, meist dann, wenn 
die vorländischen Stände insgesamt bzw. die Stände Schwäbisch-Österreichs und 
Vorarlbergs gleichzeitig zu Landtagen, oft in Anwesenheit des Landesherrn oder ei­
nes Mitglieds des Erzhauses, einberufen wurden; dann war der Tagungsort Kon­
stanz. Im Dreißigjährigen Krieg wurde mehrfach wegen Kriegsgefahr von dieser Re­
gelung abgegangen. Der Ehrenvorzug Ehingens unter den Ständen, auf den die 
Stadt seit der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts großen Wert legte, geht letztlich 
auf die Entscheidung Schweickharts von Gundelfingen von 1545 zurück. 

140 17. März 1545 (GLA 79/ 1659) 
141 S. U. S. 220 Anm. 55 
142 17 . März u. 17 . Mai 1545 (GLA 79/ 1659) 
143 A. LAUFS, Schwäbischer Kreis S. 176 
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3. Die landes/ürstlichen Kommissare 

Die österreichisehen Landesherrn nahmen nur in den seltensten Fällen an den 
vorländischen Landtagen persönlich teil. Nach der Erbteilung der österreichischen 
Länder von 1565 nahm Erzherzog Ferdinand die Erbhuldigung seiner schwäbischen 
Untertanen als an denen unns hoch und vii gelegen und derselben nil in geringer 
achtung haben und halten, auch zu Euch als unnseren gutherzigen getrew gehorsa­
men Landstenden und underthonen ain sunder gnedigs hochs vertrawen setzen im 
Jahre 1567 auf einem Landtag in Konstanz persönlich entgegen, nachdem er zuvor 
Landtage der Tiroler und der vorderösterreichischen Stände besucht hatte 144. Eben­
so besuchte er im Jahre 1573 die Landtage seiner vier Stände in Tirol, Vorderöster­
reich, Schwäbisch-Österreich und Vorarlberg. 15% verhandelte Erzherzog Matthias 
als Vertreter Kaiser Rudolfs 11. mit den Ständen 145. Acht Jahre später hielt Erzher­
zog Maximilian, der Deutschmeister, einen Landtag mit den schwäbisch­
österreichischen Ständen in Konstanz 146. Auch Erzherzog Leopold war auf zwei 
Landtagen der Stände persönlich anwesend, 1620 und 1627 jeweils in Konstanz 147 . 

Auf allen übrigen Landtagen ließen sich die Landesherren durch beauftragte 
Landtagskommissare, meist zwei bis-drei, gelegentlich auch mehr, vertreten. Häufig 
waren sie mit der Abhaltung des schwäbisch-österreichischen und des vorarlbergi­
sehen oder aller drei vorländischen Landtage beauftragt. Zu Landtagskommissaren 
wurden habsburgischeßeamte in Schwaben und Angehörige der Innsbrucker Regie­
rung ernannt. Je nach der Bedeutung des Beratungsgegenstandes und der Höhe der 
landesherrlichen Forderung richtete sich auch der Rang der Kommissare in der Re­
gierungshierarchie; die Ernennung eines vornehmen und ranghohen Kommissars 
wurde von den Ständen als Zeichen ihrer Wertschätzung durch den Landesherrn 
aufgenommen und konnte ihre Bereitschaft zu größeren Bewilligungen stärken. 
Kommissar und Stände begegneten sich mit dem üblichen Zeremoniell. In der Sache 
waren die Kommissare an ihre Instruktionen gebunden und für ihre Verhandlungs­
führung der Innsbrucker Regierung verantwortlich, die jedoch - wie etwa bei 
Schweickhart von Gundelfingen - sich in ihren Entscheidungen von den mit den 
örtlichen Verhältnissen vertrauteren Landtagskommissaren leiten ließ. 

Landtagskommissare bis 1573 waren: 

1536: Graf Wolfgang zu Montfort und Rotenfels, Vizestatthalter der o. Ö. Regierung 148 

Hans von Fridingen (1527 Verweser der Landvogtei Schwaben> 

144 Ausschreiben vom I. Nov . 1567 (SA Wa 394) 
145 I. Okt. 1596 (GLA 79/ 1750; SA Wa 394) 
146 2. Aug. 1604 (LRAI Cod. 789 p. 42ff.) 
147 12 . März 1620 (SA Wa 394; GLA 79/ 1812; SA Riedlingen Akten Bü 2; HSTA ST B 30 

Bü 43" p. 40-45') 
148 Zu ihm vgl. R. SPECHTENHAUSER, Behörden- und Verwaltungsorganisation Tirols S. 43 

bis 48 



1541 : Wilhelm Truchseß von Waldburg, Landvogt in Schwaben 

Schweickhan von Gundelfingen, königlicher Rat 

1541 : Wilhelm Truchseß von Wald burg, Landvogt in Schwaben 

Schweickhan von Gundelfingen, königlicher Rat 

1543: Wilhelm Truchseß von Waldburg 
Schweickhan von Gundel fingen 

1545: Schweickhart von Gundelfingen 

Eberhard von Freyberg zu Haldenwang 

1549: Hans Philipp Schad von Mittelbiberach, königlicher Rat 
Georg Ilsung, Landvogt in Schwaben 

1552: Nicht bekannt 

1553: Eberhard von Freyberg zu Haldenwang, königlicher Rat 
Hans Philipp Schad von Mittelbiberach 

99 

(Hans Jakob von Landsee, der ursprünglich vorgesehen war. hatte wegen Krankheit 
absagen müssen) 

1554: Hans Philipp Schad von Mittelbiberach, königlicher Rat 
Georg lIsung, Landvogt in Schwaben 

1556: Eberhard von Freyberg zu Haldenwang, königlicher Rat 
Georg Spät von Sulzburg, Hauptmann der Stadt Konstanz. königlicher Rat 

1557: Eberhard von Freyberg zu Haldenwang, kaiserlicher Rat 
Georg Spät von Sulzburg, Hauptmann der Stadt Konstan7. kaiserlicher Rat 

1563: Nicht bekannt 

1565: Georg Spät von Sulzburg, Hauptmann der Stadt Komtan/ . ~ a i 'cr licher Rat 
Georg Klöckhler, Freilandlicher zu Schwaben , kai serlicher Ra t 
Michael Mauß, Landschreiber in Schwaben 

1566: Graf Hans Ulrich von Helfenstein 
Dr. Stephan Schwartz, kaiserlicher Hofrat 
Hans Philipp Schad von Mittelbiberach 

Albrecht Schenk von Stauffenberg, Hauptmann von Ko nstan z 

1567: Georg Graf zu Helfenstein, Freiherr zu Gundelfingen. Statt halter der o. Ö. Lande 
Blasien Khuen von Belasii , o . Ö. Kammerpräsident 

Rachius Kastner, Kammerrat 

4. Der Landtag 

Als der schwäbisch-österreich ische Landtag 1536 erstmals zusammentraf, ver­

sammelten sich auf ihm nur die Vertreter der Untertanen in den habsburgischen 

Herrschaften, Prälaten und Adel blieben, wie erwähnt, fern . Aus diesem Grunde 

bildeten sich keine Kurien, der Landtag blieb eine einfache EinkurienversammJung. 

Um die Vertretung der Untertanen hat sich, letztlich zurückgehend auf die For-
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schungen Theodor Knapps 149, die dann von Grube zusarnmengefaßt wurden ISO , ei­
ne Ko_ntrover~ entsponnen. Grube schied bei den Landtagsdeputierten zwei Grup­
pen: einmal die Vertreter der Städte und der unmittelbaren österreichischen Herr­
schaften, die sich auf die Zustimmung autonomer Korporationen stützen konnten 
- Grube spricht hier von einem volksnahen Element -; dem stehen die Deputier­
ten der Pfand- und Lehensherrschaften sowie der Klöster gegenüber. Diese s~nd an 
die Weisung ihres Herrn gebunden, von einer Mitwirkung der Kloster- und Ade/s­
untertanen an ihrem Mandat weiß man nichts 151. Dieses Bild, das - mit Ein­
schränkungen - für die Zeit zwischen 1730 und 1770 zutrifft, hat Sapper für das 16. 
Jahrhundert übernommen 152, obwohl schon die von ihm beigebrachten Quellen 
deutlich das Gegenteil erweisen 153. Völlig zu Recht hat Blickle auf diese Widersprü­
che hingewiesen 154. Ganz allgemein waren die Untertanen der österreich ischen 
Herrschaften landtagspflichtig; nicht die Herrschaftsinhaber. Gerade dagegen war 
ja ihr Kampf seit dem Ende des 15. Jahrhunderts gegangen. In welcher Weise die 
Untertanen sich auf dem Landtag vertreten ließen, ob durch ihren SchultheH3en, 
durch Bürgermeister und Stadtschreiber oder durch einen herrschaftlichen Beamten 
- was gerade bei den zersplitterten Herrschaftsverhältnissen im Burgau oder in 
Nellenburg, wo jeweils nur wenige österreichische Untertanen in den Dörfern wohn­
ten, eine durchaus pragmatische Lösung war -, dies war letztlich unerheblich. Ein­
zig entscheidend. war, daß der Vertreter auf dem Landtag Gewalt - das heißt eine 
Vollmacht - von der Korporation hatte, die ihn zu dem Landtag entsandte. 1525 
wählten Bürgermeister, Gericht, Rat und Gemeinde der Stlitt, Ambter und Gerich­
ten Rottenburg und Ehyngen am Necker, Horb, Sch6mberg, Binsdorf und Spai­
chingen samt Zugeh6rungen in der Niedern und obern Grafschaft Hohenberg die 
ausschüß, ein ähnlicher Wahlkörper bestimmte Wolfgang Parter zum Deputierten 
für Ehingen, Schelklingen und Berg 155 . 1549 bevollmächtigten Gericht und Ge­
meinde von Wald see Bürgermeister und Stadtschreiber für den Landtag 156, 1529 
legte die Landschaft der Landvogtei Schwaben die Vollmacht für Eitelhans Ziegel­
müller fest 157, sieben Jahre später befahl die Innsbrucker Regierung den Untertanen 
der Truchsessen von Waldburg, einen Ausschuß für den künftigen Landtag zu wäh­
len 158. Die St dte deputierten einen Bürgermeister und ihren Stadtschreiber, Herr­
schaften ohne Städte mit einer fest organisierten Untertanenschaft - etwa die 
Landvogtei Schwaben - einen Vertreter ihrer Landschaft, andere bevollmächtigten 

149 TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S . 45 f. 
150 W . G RUBE, Ämter , Vogteien und Landkreise S . 50f. 
\5\ Ebd ., S. 57 
152 N . SAPPER, Landstände S. 129f. 
153 Ebd. , S. 88-130 
154 P. BUCKLE, Strukturprobleme S . 268f. 
\55 N . SAPPER, Landstände S. 128 
\56 SA Wa 396 
157 N . SAPPER, Landstände S. 129 
158 LRAI Cod. 76 p. 1989 
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einen herrschaftlichen Beamten. Der Gewaltbrief der Untertanen war noch 1722 die 
einzige Grundlage für die Zulassung zum Landtag; erst seit etwa 1730 scheint er 
nicht mehr üblich gewesen zu sein IS9. Ausführliche Listen der Landtagsdeputierten 
sind erstmals für 1553 160, dann seit 1588 erhalten 161; trotz ihrer beachtlichen Zahl 
sind sie bis jetzt nicht ausgewertet worden. Noch im 17. Jahrhundert waren dabei 
auch die l.Jntertanen in den Landschaften im wesentlichen durch ihre Schultheißen 
und Vögte, seltener durch Beamte, bei deren Bestellung sie mitgewirkt hatten, ver­
treten, erst im 18. Jahrhundert überwogen die Herrschaftsbeamten. Die Zunahme 
der Anforderung an Universitätsbildung bei den Stadtschreibern der Städte 
Schwäbisch-Österreichs, die größere Schriftlichkeit bei den landständischen Ver­
handlungen und das höhere Prestige der seit dem Ende des 17. Jahrhunderts meist 
briefgeadelten Herrschaftsbeamten brachte es mit sich, daß die Untertanen vieler 
Landschaften sich seit dem Ende des 17 . Jahrhunderts Lieber durch ihre Herr­
schaftsbeamten als durch die Vögte vertreten ließen. Ein genereller Unterschied in 
der Fundierung des erteilten Mandats läßt sich zwischen Vertretern der Kameral­
und der Dominikalherrschaften in keinem Fall treffen; noch 1722 wurde ausdrück­
lich festgehalten, in welcher Weise die einzelnen Deputierten ihre Vollmacht für den 
Landtag erhalten hatten 162. 

Erstmals für 1553 ist eine Liste von Landtagsdeputierten erhalten; es ist jedoch 
anzunehmen, daß der gleiche Amtsträgerkreis die Herrschaften vertrat, der schon 
für die Ausschußlandtage seit 1518 deputiert worden war: (s. Liste S.102-1 05) 

Außer diesen Listen gibt es nur einzelne Angaben über die Vertretungen der Un­
tertanen auf den Landtagen bis 1573. Erbach wurde in Riedlingen 1545 von dem 
Pfleger der Herrschaft, Wolfgang Neitthard, und einem Untertanen vertreten 163 , 

1567 kamen zwei Ausschüsse der Untertanen auf den Landtag 164 . In der Regel 
sandten die Städte ihre Bürgermeister, wenige bis 1573 ihre Stadtschreiber, die ande­
ren Herrschaften ihre Schultheißen und Vögte, seltener die bevollmächtigten Herr­
schafts beamten, die meist dann eingeschaltet wurden, wenn sich wegen der Höhe 
der Besteuerung - etwa bei Warthausen und Seifriedsberg - oder wegen prinzi­
pieller Auseinandersetzungen um die Landstandschaft - bei Sigmaringen, Biber­
bach, Erbach - schwierigere Konflikte ergaben. Wie wenig die Untertanen in den 
nichtstädtischen Herrschaften noch als Korporation organisiert waren, wird an der 
Besiegelung des Landtagsabschieds von 1565 deutlich. Ihn siegelten wegen der ge1ei-

IS9 S. u. S. 329·332 
160 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
161 1604: LRAI HS 789 p. 49-54; 1606: SA Wa 394; 1609: SA Ried Akten Bo 2; 1620: ebd .; 

1627: SA Wa 395; 1642: ebd.; 1650: SA Wei A 19; 1656: ebd.; 1722: HSTA ST B 30 BO 211 -
212; 1733: HSTA ST B 30 BO 2. S. die Zusammenstellung der Deputierten in Anhang 1I 

162 HSTA ST B 30 Bo 210; s. u. S. 330r. 
163 17. März 1545 (GLA 79/ 1659) 
164 GLA 79/ 1693 
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Deputierte der schwäbisch-österreichischen Herrschaften 

Stand 

Ehingen 

Hohenberg 

Schwaben 
mit Altdorf 

Nellenburg 

Kirchberg 

Stockach 

Tengen 

Weißen horn 

Günzburg 

Burgau 

Radolfzell 

1518 

Wolfgang Parter, 
Dgm. 

Georg Andreas 
Kirchberger, 
Bgm. in Rottenburg 

Ma this Füger 

Heinrich Stainer 

Lorenz Bollnig 

NelJenburg 

NelJenburg 

A1exius Seytz 

Peter Kundich 

Jakob Schrnid 

Hans Plarer, 
Dgm. 

1526 

Wolfgang Parter, 
Altbgm. 

Meister Martin 
Gruningen, von 
Gericht und Rat 
in Rottenburg 

Erhard Bub, von 
Gericht und Rat in Horb 

Georg Scheblin, 
von Spaichingen 

Hans Fischer, 
vonAy 

Alexius Seytz 

Veit Albrecht 

Benedikt Muelich, 
Stschr. 

Jakob Schrnid 
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von 1518 bis 1553 

1529 1541 1553 

Wolfgang Parter, Michel Buck, Ulrich Schuler, 
Bgm Bgm Bgm 

Bartholome Haußer, Matheis Rieger, 

Stschr. Bgm 

Jörg Kirchperger, Hans Haller, Hans Haller, 
Bgm in Rotten· Bgm in Rotten- Bgm. in Rotten· 
burg burg burg 

Erhard Bub, Jakob Glieg, 

aus Horb Bgm in Horb 

Eitelhans ZiegelmüUer, Lienhard Rundolt, Melchior Stemmer, 
A mman des Landvogtei· aus Winnenden Ausschuß von Schlier 
gerichts zu Ailingen 

Jörg Zürn Hans Lochmüller, Ausschuß 
von Ettishofen 

Christoph Cremer, 
Schreiber zu Altdorf 

Lucas Zerki Thomas Dornsperger Heinrich Stainlin, 

J ac ob Balbinger 
von Liptingen 

Hans Hel Günzburg Sebastian Westernach, 
von Staigen 

Bartholome Müller, 
von Ow 

Nellenburg Nellenburg Kaspar Dornsperger , 
Ammann 

Matheis Witteweyler, 
von Stockach 

Nellenburg Nellenburg Lienhard Heller, 
von Kilchstetten 

Kirchberg Günzburg Erasmus Knapp 

Alexius Seytz 

Christian Wal Benedikt Muelich, Benedikt Muelich, 
Sts :hr. Stschr. 

Jakob Schrnid Günzburg Hans Stetter, Bgm 

Michel Schwarz 

Kaspar Roßnegger, Hans Vorster, Bgm. 

Bgm 
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Stand 151 8 1526 

Wald see Conrad Ros 

Peter Scharber 

Riedlingen 

Saulgau 

Mengen 

Munderkingen 

Aach Nellenburg 

Seifriedsberg 

Wart hausen 

Veringen Hiero nymus Schalck 

Sigrnaringen 

Erbach 

Urspring Ehingen 

steten Erbhuldigung, bei der Tirol und die Vorlande an Erzherzog Maximilian über­
gingen, alle Stände 165 . Das Stadt- oder Fleckensiegel konnten Ehingen, Rottenburg, 
Horb, Schömberg und Binsdorf (die letzten vier für Hohenberg), Radolfzell, Ten­
gen, Stockach, Aach, Altdorf, Waldsee, Riedlingen, Saulgau, Mengen, Munderkin­
gen, Günzburg, Weißenhorn, Burgau (für sich und Scheppach), Sigmaringen, Ve­
ringen und Schelklingen verwenden. Für die Herrschaft Kirchberg siegelte der Abt 
von Wiblingen, für Nellenburg der nellenburgische Ammann Caspar Dornsperger 
pittlich, für die Landvogtei Schwaben der Landvogteiverwalter Dr. Vinzenz Buch­
ner, für Seifriedsberg der dortige Vogt Kaspar Khalle ohne Schaden, pittlich, für 
Warthausen Hans Philipp Schad von Mittelbiberach, bei Berg hieß es ist nit erfah­
ren, wen sie bitten wollen. Bei den auf der Liste nachgetragenen Herrschaften Bi­
berbach, Scheppach, Krumbach und Erbach wurden keine Angaben gemacht. 

Die Organisationsform der Landstände in dieser ersten Periode hat in den Quel­
len kaum Niederschlag gefunden , was weniger in Verlusten von Archivalien als in 

165 Kopie der Besiegler von 1565 (ST A Wa 394) 



1529 

Hans Stollenberger 

1541 

Urban Hartmann, 
Bgm. Wa/dsee 

Günzburg 

1553 

Georg Bener, 
Bgm. Waldsee 

Christof Bleyfueß 

Andreas Beck 

Tnoma Eyberlin, 
Bgm. von Sau/gau 

Georg Frey 

Michel Khieffer 

Oswaid Wilge 

Georg Amann 

Georg Brich ter 

Stephan Faiglin 

Hans Wolf von Zilhardt 
zu Diernow, Obervogt 
zu Sigmaringen 
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der geringen Schriftlichkeit und dem schlichten Aufbau des Landtags begründet ist. 
Das wesentliche Organ war das Plenum, bei dem sich - so im Jahre 1553 - dreißig 
Personen versammelten . Ein ständiger Ausschuß scheint nicht bestanden zu haben, 
wenn auch die Reihenfolge der Besiegler von 1565 darauf hindeutet , daß Ehingen, 
Rottenburg und Radolfzell schon vor der Einsetzung des Rechnungsausschusses im 
Jahre 1573 eine führende Rolle zukam. Bei der Beratung der den Ständen 1553 
übersandten Polizeiordnung wird die Bildung eines Ausschusses eigens erwähnt 166. 

Landtagsakten in breiterem Umfang, die einen Einblick in den Ablauf der Landtage 
erlauben, setzen ab 1594 ein 167, doch dürften auch schon in der Frühzeit die übli­
chen Formen eingehalten worden sein: Beginn mit einem gemeinsamen Gottes­
dienst, feierliche Begrüßung des Kommissars, Prüfung des Kredenzschreibens, Vor­
trag der Proposition, Abtreten der Stände, Vortrag einer Repl~ mit anschließenden 
Verhandlungen, Festlegung des Abschieds, Akzeptation durch den Landesfürsten 

166 20. März 1553 (GLA 79/ 1676) 
167 LRAI Pestarchiv XXV 23 ; S. auch u. S. 139-144 
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und Ausstellung eines Schadlosbrief.es nach der Erlegung des ersten Zahlungster­
mins. Von den Ständen wurde oft hart verhandelt, eine Annahme der landesfürstli­
chen Forderungen war durchaus nicht sicher. Als die Stände sich im Jahre 1557 we­
gen einer noch laufenden Bewilligung nur zu einer zusätzlichen Steuer von 8000 fI 
bereit erklärten, weit unter der landesherrlichen Forderung, rieten die Kommissare, 
trotzdem keinen neuen Landtag auszuschreiben, um die Stände für zukünftige Be­
willigungen bei guter Stimmung zu halten 168 . 

Aufgaben, die sich aus den Landtagsbeschlüssen ergaben, wurden, da die Stände 
keine eigene Verwaltung hatten, teils von der Stadt Ehingen, teils von den österrei­
chischen Beamten in Schwaben, teils von den Landtagskommissaren übernommen. 
Nach dem Landtag von 1536 und 1543 war der Landtagskommissar Schweickhart 
von Gundelfingen mit dem Einzug der Steuer beauftragt 169 . Mit ihm rechnete die 
Tiroler Kammer ab 170. Der praktische Einzug der Steuergelder lief über den Ried­
Iinger Stadtschreiber, der dafür eine Vergütung erhielt, 1541 waren die Beamten von 
Ehingen zuständig. Schweickhart bestimmte den Ständen Ehingen als Legstatt und 
wies dessen Bürgermeister und Rat an, die Steuern in Empfang zu nehmen 171. 

Bei nicht fristgerechtem Eingang der Steuergelder schaltete die Innsbrucker Kam­
mer Vögte und Pfleger der einzelnen Herrschaften ein 172. Als die Stände 1563 einen 
Maßpfennig bewilligten, wurden sie angewiesen, sich wegen des Einzugs mit den 
Amtleuten in Stockach zu beraten, die dafür die nötigen Instruktionen erhalten hat­
ten 173 . Eigene Steuereinnehmer, wie etwa in Tirol, gab es zu dieser Zeit in 
Schwäbisch-Österreich nicht. So hatten die Stände keine Kontrolle über die Verwen­
dung der Bewilligungen. Da sie zudem oft zur Bezahlung der von der Innsbrucker 
Regierung an den oberdeutschen Finanzplätzen aufgenommenen Antizipationen 
verwendet wurden, tauchen die Steuererträge auch nicht in den Büchern der Inns­
brucker Kammer auf. 

Die landständischen Steuern bis 1573 

(1) Die Art und Umlage der Steuer 

In Schwäbisch-Österreich waren bis 1573 zwei Arten von Steuern üblich, die von 
den Landständen bewilligt wurden, die direkten Steuern, mit denen die übernom­
menen Leistungen für den Türkenkrieg und den Landeshaushalt bezahlt wurden, 

168 20. Mai 1557 (GLA 79/ 1682) 
169 STA Neuburg V. Ö. Literalien 646 p. 206 
170 N. SAPPER, Landstände S . 97 
171 17 . Mai 1545 (GLA 79/ 1659) 
172 N. SAPPER, Landstände S . 137 
173 HST A ST B 30 Bü 40· p. 20-21 
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und seit 1563 die indirekte Steuer, der..Maßpfennig, eine Ver&Fauchssteuer auf dem 

öffentlich ausgeschenkten 

Die direkte Steuer war eine Repartitionssleuer, bei der die übernommene Summe 

von den Landständen nach einem bestimmten festliegenden Schlüssel, der soge­
nannten ständischen Matrikel, auf die einzelnen Stände verteilt wurde 174. Die Sub­
repartition nahm jeder einzelne Stand in eigener Verantwortung vor, ein Verfahren, 

das sich gerade bei der geographischen Zersplitterung Schwäbisch-Österreichs mit 

sehr differenzierten wirtschaftlichen Gegebenheiten und lokalen Traditionen anbot. 
Die früheste erhaltene Matrikel der schwäbisch-österreich ischen Stände stammt von 
1589, also schon aus der Zeit der ständischen Steuerverwaltung 175. Sämtliche Stän­

de hatten nach dieser Matrikel 649 Söld zu leisten. Der Divisor Söld (von lateinisch 
solidus Landsknechtsold) 176 deutet darauf hin, daß die Matrikel ursprünglich auf 

eine militärische Zuzugsordnung zurückgeht. In diesem Sinn erläuterte auch der 

Riedlinger Stadtschreiber Johannes Rauch den Begriff: Die alten habendt ainem 
herrn in kriegsnöthen leuth geschickht, jedem ain monathsoldt in säckhel geben. 
Wann das außgewesen, hat der kriegsherr weiter rath gethon. Daher kumpts, das 
ein jede herrschaft auf die soldt angelegt, das ist ein kriegssoldt. Also seindt die 
stendt noch erbietig auch auf dem notfal 177 • 

Diese ständische Matrikel war 1536 im ersten Anlag, wie man die Söld zu Wein­
gartten vff die Herrschaften vnd Slett ausgetailt, aufgestellt worden. Diese Anlage 
soll entsprechend der Zahl der Feuerstellen in den jeweiligen Herrschaften festgelegt 
worden sein, doch hatten die Stände schon 1556 darüber keine Unterlagen mehr 178 ; 

danach wären ursprünglich auf je zwanzig Feuerstellen je ein Söld gelegt worden 179. 

Für diese erste Zeit der schwäbisch-österreich ischen Stände ist, wie erwähnt, kei­

ne originale Matrikel erhalten, doch lassen die erhaltenen Angaben über den Steuer­

einzug Rückschlüsse auf die Gesamtzahlen der Sölden zu. 1545 wurden 3500 n je 
Termin bewilligt und der Söld mit 4 n 5 kr angelegt, 1552 waren es 3000 n und 4 n 

174 Zur Repartitionssteuer vgl. V. ERNST, Die direkten Staatssteuern 11 S. 83-85 
175 HSTA ST B 30 Bü 40· . Sie ist mit großer Wahrscheinlichkeit eine Abschrift der Matri­

kel von 1573, die 1683 noch im Archiv der Stände vorhanden war. (Rezeß vom 8. Febr. 1683 . 
HSTA ST B 29 Bü 20) 

176 W. GRIMM, Deutsches Wörterbuch Bd. 10. - Leipzig 1905 Sp. 1433; H. FISCHER, 
Schwäbisches Wörterbuch Bd . 5. - Tübingen 1920 Sp. 1434; TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 
2 S. 7; O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 162f.; N. SAPPER, Landstände S. 136. Die 
Höhe eines Fußknechtssolds betrug monatlich 4 11, doch lieferten die arlbergischen und 
schwäbischen Stände noch 1532 nach dem Ausweis des Schadlosbriefs König Ferdinands vom 
17. Juni 1532 nur 2 11 für jeden Knecht, während die anderen 2 11 von den Fürsten von Öster­
reich bezahlt wurden. (N. SAPPER, Landstände S. 90. - HSTA ST B 29 U 2) 

177 HSTA ST B 30 Bü 40· p. 60. Im Vertrag Weingartens mit der Landvogtei Schwaben von 
1675 mußte bereits lange erläutert werden, daß der Steuerdivisor Söld nicht mit Seldnerhäu­
sem zu tun habe. (HSTA ST B 60 Bü 189) 

178 I. Juni 1556 (GLA 79/ 1682) 
179 23. Sept. 1553 (GLA 79/ 1682) 
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30 kr je Söld, 15534000 fl und 5 fl je Söld 179a. Obwohl die Schwankungen beträcht­
lich sind, wird man etwa von einer Gesamtzahl von rund 800 Sölden für diese frühe 
Zeit ausgehen können. Es ist abe~nicht sicher, ob bei der Zuteilung der Sölden 1536 
wirkliche Zählungen zugrundegelegt oder ob nicht Zuzugskontingeme übernommen 
wurden, die die Herrschaften schon früher für den Schwäbischen Bund stellen muß­
ten, wo auch Sä/den als Kosteneinheiten üblich waren ISO. 

Seit dem Beitritt Erzherzog Sigismunds zum Schwäbischen Bund im Jahre 1488 
hatten beispielsweise die truchsessischen Pfandschaften insgesamt 200 Knechte zu 
stellen 181 .1501 verminderte Kaiser Maximilian diese Leistung auf 100 Mann. Zehn 
Jahre später bestätigte Maximilian den fünf Donaustädten, daß sie wie die anderen 
Untertanen der habsburgischen Länder eine wegen des Venedigerkrieges notwendig 
gewordene Hilfe geleistet und er ihnen 100 Mann vier Monate lang zu halten aufer­
legt hätte, wobei der zur Hälfte von den Städten zu tragende Sold 2 11 betragen soll­
te 182. 100 Sold waren auch der Anteil, mit dem die Donaustädte in der Matrikel von 
1589 angesetzt waren. 

Die Landvogtei Schwaben bewilligte 1520200 Knechte, was einem doppelten Zu­
zug nach ihrem Matrikelanteil von 1589 (100 Söld) entsprach . Von den auf dem 
Landtag in Weingarten am 19. Juni 1532 übernommenen 800 Fußknechten hatte 
Radolfzell 25 zu tragen. 25 Söld war ihr Matrikelansatz von 1589 183 . Auch bei den 
vorderösterreichischen Ständen im Breisgau und Elsaß war es zeitweise üblich, die 
Bewilligungen nach Knechten zu verteilen. 1509 brachten die Städte der vorderen 
Lande für den Venedigerzug Maximilians 600 Mann auf, 400 die des Elsaß und 
Sundgaus, 200 die des Breisgaus. Der Adel und die Prälaten stellten ein eigenes Kon­
tingent. 1512 beteiligten sich die Städte mit insgesamt 500 Mann, 100 von den breis­
gauischen Städten, 50 von den dortigen Adligen und Prälaten und 350 von Adel, 
Prälaten und Städten des Elsaß und Sundgaus. 

Die Geldbewilligungen der Städte der vorderösterreichischen Stände waren nach 
einem ähnlichen Schlüssel wie die Knechte verteilt worden. 1523 wurden Erzherzog 
Ferdinand zur Regierungsübernahme 40 ()()() 11 zu vier Terminen verwilligt, woran 
die Städte die Hälfte, 20 ()()() fl, übernahmen. Die breisgauischen zahlten davon 
9 808 fl, die elsässischen Städte 10 200 fl. An der Türkenhilfe in der gleichen Höhe 
vom Jahre 1528 trugen die breisgauischen Städte 9 090 11 11 ß, die elsässischen 
10 909 1119 ß. Als die beiden Städtegruppen 1532 neben den 120 Pferden von Adel, 
Ritterschaft und Prälaten je ein Fähnlein von 400 Knechten für den Türkenkrieg 
stellten, zahlten die elsässischen Städte den breisgauischen den Sold für 100 Knechte 

179a SA Ried Akten Bü 2 
ISO LRAI Kopialbücher, jüngere Reihe Bd. 2 p. 290 
181 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 658 
182 N. SAPPER, Landstände S. 73. - Beim Zug gegen die fränkischen Ritter den der Schwä­

bische Bund 1523 unternahm, stellten die fÜnf Donaustädte König Ferdinand wiederum 100 
Mann (J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 160) 

183 P. ALBERT, Geschichte der Stadt Radolfzell S. 321 
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(1 600 fl» jeden Monat als Ausgleich. Für die Bewilligungen von 1538 und 1541, als 

die vorderösterreichischen Stände 800 und 400 Knechte als Türkenhilfe stellten, ei· 

nigten sie sich auf folgenden_ Schlüssel: Jeweils die Hälfte der Bewilligung wurde 
von Adel und Prälaten gestellt; von dem Anteil der Städte übernahm das Elsaß neun 

Teile, der Breisgau sieben Teile. Aus den von Mone nach Quellen aus dem Freibur­
ger Stadtarchiv dargestellten Schwierigkeiten der Stände, bei länger dauernden Krie­

gen ihren Truppen den Sold zukommen zu lassen, wird verständlich, weshalb sie 

schon zu Beginn des 16. Jahrhunderts die tatsächliche Stellung von Söldnern durch 
Geldzahlungen ablösten 184. 

Auch in Vorarlberg war die Umlage der Steuern der Mannschaft nach üblich, 
ebenso war der 1563 dort eingeführte Königsschnitz eine Repartit ionssteuer 185 . 

Das Vorbild für diese Art der Steuerumlage war ohne Zweifel das Steuersystem 

der Grafschaft Tiro!. Dort hatte Maximilian 1511 als Grundlage für den militäri­
schen Zuzug bei Landesgefahr ein Landeslibell erstellen lassen, dessen erstes Aufge­

bot 5000 Knechte waren. Erstmals 1518 war der Anteil jedes Standes an diesem 

Kontingent als Schlüssel genommen worden, um die auf dem 1nnsbrucker Landtag 
von der Grafschaft übernommenen 120 000 fl zu vertei len . Der_$teuerknecht war 
seitdem ein gebräuchlicher Steuerdivisor in Tirol. Auch dort wurde die Zahl der 

Steuerknechte, die ein Stand zu übernehmen hatte, ihm auf Grund seines angegebe­

nen oder nach der Anzahl der Feuerstellen geschätzten Besitzes zugeteilt; dies macht 
eine ähnliche Berechnung für Schwäbisch-Österreich seh r wahrscheinlich 186 . 

Auch der Reichstag gab im 16. Jahrhundert der Repartitionssteuer - dem Rö­
I:Ilermonat - den Vorzug gegenüber einer direkten Besteuerung der Untertanen -
dem Gemeinen Pfennig 187. Mochten die Motive dabei auch anderer Natur sein -

Fürsteninteresse gegen das der kapitalkräftigen Städte, Abwehr gleichmachender 
Tendenzen einer allgemeinen Vermögenssteuer und die Möglichkeit der Verfesti­

gung eines eigenen Steuereinzugsrechts - so hat doch auch die Tatsache eine Rolle 

gespielt, daß bei der Repartitionssteuer die Subrepartition, die Verteilung der Steuer 
u~ den Ständen, und der Modus des Einzugs für den Steuerempfänger unerheb­
lich waren 188. In der Tat stellten die schwäbisch-österreichischen Landstände erst zu 

Ende des 17. Jahrhunderts eine Erhebung an, in welcher Weise die ei nzelnen Stände 

ihre Steuern einzogen, ohne dabei jedoch eine Vereinheitlichung zu beabsichtigen . 

184 F. MONE, Das breisgauische Contingent S. 149-159 
185 A. BRUNNER, Die Vorarlberger Landstände S. 76, 82f. 
186 Vgl. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 7-11. Druck des Landlibells bei E. v. FRAU· 

ENFELD, Entwicklungsgeschichte des deutschen Heerwesens. - Bd . 2 Tl. 2 München 1937, S. 
184-190; zur Grundlage der Berechnung der Steuerknechte s. J. HIRN, Erzherzog Ferdinand 
Bd. I S. 603 f. 

187 Vgl. dazu: W. SCHULZE, Reichstage und Reichssteuern S. 43-58; J. MüLLER, Das Steuer­
und Finanzwesen S. 652-678; P . BUCKLE, Gemeiner Pfennig und Obrigkeit S. 80-193 

188 Auf die ähnliche Situation im Herzogtum Zweibrücken weist V. PRESS hin . (Steuern, 
Kredit und Repräsentation S. 69) 
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Im Gegensatz zur Quotitätssteuer, bei der nicht der Stand, sondern jeder einzelne 
Bürger Steuersubjekt war und jedes Vermögen gleichmäßig und unabhängig von 
dem Wohnsitz des Eigentümers besteuert wurde, konnte mit der Repartitionssteuer 
nur schlecht auf wirtschaftliche Veränderungen reagiert werden, wodurch sie immer 
wieder den Eindruck steuerlicher Ungerechtigkeit erweckte. Trotz aller Modifika­
tionen und ihres archaischen Charakters ist sie bis zum Ende der habsburgischen 
Herrschaft in Schwäbisch-Österreich 1805 beibehalten worden . Das Bemühen, 
durch Matrikelrenovationen den jeweils veränderten wirtschaftlichen Gegebenhei­
ten Rechnung zu tragen, war deswegen ein zentrales Problem des schwäbisch-öster­
reich ischen Landtags und zieht sich wie ein roter Faden durch seine Geschichte. 

Insgesamt führte das System einer Repartitionssteuer in Schwäbisch-Österreich 
zu weniger Ungerechtigkeiten als in Tirol, da hier die Steuerlast auf eine im wesentli­
chen homogene Schicht von Bauern und städtischen Ackerbürgern verteilt wurde. 
Kapitalkräftige Rentenbezieher und adlige Großgrundbesi tzer, die sich in Tirol 
durch die Art der Besteuerung der Steuerpflicht entziehen konnten, gehörten in 
Schwäbisch-Österreich nicht zum Kreis der Stände 189. Auch die zweite SCMäche 
der Repartitionssteuer, der dauernde Ausfall eines großen Tei ls der Steuerknechte, 
fiel in Schwaben nicht so sehr ins Gewicht. In Tirol waren 1563 fast ein Fünftel aller 
.<.nechte uneinbringlich 190, in Schwäbisch-Österreich waren es 1589 nur etwa ein 
Zwanzigstel aller Sölden 191 . 

Versuche, auch hier eine Vermögenssteuer einzuführen, hat es mehrfach gegeben. 
1529 hatten die Vertreter der einzelnen schwäbischen Herrschaften in Innsbruck ei­
ne Vermögenssteuer bewilligt 192. 1m gleichen Jahr forderte die Innsbrucker Regie­
rung die Stände von Feldkirch und Bregenz auf, dem Beispiel Tirols zu folgen und 
j ne Vermögenssteuer einzuführen 193. Innerhalb der Landschaft der Landvogtei 
Schwaben war eine solche Steuer üblich 194. Auf dem Landtag von 1553 brachten sie 
die Landtagskommissare nach dem Muster des Gemeinen Pfennigs in Vorschlag, 
um Klagen über eine ungerechte Besteuerung zu beheben, doch konnten sie sich 
nicht durchsetzen 195. 

189 Zu den Ungerechtigkeiten, die durch das tirolische Steuersystem verursacht wurden vgl. 
T. V. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 56f. , 70-85, 125, 148, 164, 182f. 

190 T. V. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 119 
191 HSTA ST B 30 Bo 40· 
192 LRA1 Causa Domini 1528/29 p. 342-344. 1m Juni 1529 hatte der Hauptmann der Herr­

schaft Hohenberg deswegen eine Schatzung durchfOhren lassen. (LRAI Missiven an Hof 1529 
p. 135') Die großen ertragreichen Schatzungen in WOrttemberg von 1425, 1448, 1463 und 1470 
waren Quotitätssteuern (V. ERNST, Die direkten Staatssteuern 11 S. 82). Eine derartige Steuer 
wurde ebenfalls in der Pfalz und im Gebiet des Stifts Speyer im 14. Jahrhundert erhoben 
(Ebd . , S. 82). Zur Hohenberger Schatzung von 1394 s. K. O. MÜLLER, Quellen Bd . 1 S. 31 f., 
67-110 

193 A . BRUNNER, Die Vorarlberger Landstände S. 79 
194 5. Mai 1550 (HSTA ST B 17 SchwabenbOcher, Serie Schwaben Bd. 18· p. 229) 
195 20. März 1553 (GLA 79/ 676) 
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(2) Die Steuer/eistung bis 1573 

Angesichts der Lückenhaftigkeit der Überlieferung und de ehkns von Rech­
nungsbüchern ist es schwierig, die finanziellen Leistungen der Stände bis 1573 genau 
zu bestimmen. Folgende Bewilligungen sind bekannt: 

1518-1522: 17500 tl 196 

1523: 

1526: 

1527: 

1529: 

1531: 

1532: 

1536-1542: 

1541-1544: 

1543: 

Steuerbegehren an die lokalen Ständevertretungen in Schwaben in unbe­
kannter Höhe 197 

Die Vorlande sollten insgesamt 15000 tl bewilligen; der Anteil der Stände­
vertretungen in Schwaben daran ist nicht überliefert 198 

Hilfsgeld in unbekannter Höhe 199 

Hilfsgeld für den Türkenkrieg. Altdorf bewilligte 70 tl, Urspring 100 tl, 
Burgau, Günzburg, Ehingen, Kirchberg , Weißenhorn, Hohenberg, Ra­

dolfzell, Nellenburg mit Stockach und Aach eine Vermögenssteuer von 
15 kr auf 100 tl (0,25070). Der Ertrag ist nicht überliefert 200. 

Hilfsgeld in unbekannter Höhe 201. 

Die arlbergischen und schwäbischen Stände bewilligten 800 Fußknechte 
auf 5 Monate gegen die Türken. Jedem Knecht sollten im Monat 4 tl ge­

zahlt werden, zusammen 16000 tl. Der Anteil der schwäbischen Stände ist 
nicht überliefert 202. 

9 000 tl Türkenhilfe 203. 

9000 tl Türkenhilfe 204. 

Auf Grund der Beschlüsse auf dem Ausschußtag in Prag von 1542 bewillig­
ten die Stände Tirols und der Vorlande auf einem Ausschußlandtag eine 

Hilfe von 2 400 Knechten, von denen Tirol zwei DrilleI, die Vorlande ein 
Dri ttel übernahmen 205. 

196 N. SAPPER, Landstände S. 76f. 
197 S. o. S. 49, 54, 62, 68 
198 M. MAYR, Der Generallandtag S. 62 
199 O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 80f.; T. v. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwe-

sen S. 35 f. 
200 LRAI Causa Domini 1528/29 p. 342-344 
201 T. V. SARTORI·MoNTECROCE, Steuerwesen S. 54 
202 N . SAPPER, Landstände S. 89 
203 Ebd., S. 97 
204 Ebd., S. 119 
205 Die Tiroler Deputierten hatten auf dem Ausschußtag in Prag 1542 Vollmacht, für drei 

Jahre eine jährliche Hilfe von 2400 Knechten zu bewilligen, von denen Tirol zwei Drittel und 
die Vorlande ein Drittel stellen sollten (J. EGGER, Geschichte Tirols Bd . 2 S. 132; T. V . 

SARTORI·MoNTECROCE, Steuerwesen S. 66). Über die Verteilung der Bewilligung einigten sich 
die Tiroler und die vorländischen Stände auf dem Ausschußlandtag von 1543 . Diese Bewilli­
gung scheint an Stelle der vorgesehenen 140 000 tl für Tirol und die Vorlande gegeben worden 
zu sein (vgl. N. SAPPER, Landsstände S. 122f.) 
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1543: 

1545 : 

1549: 

1552-1555 

1553-1556: 

1554: 

1556-1559: 

1557: 

1559-1564: 

1563-1568: 

1566: 

1567-1572: 

I 200 fl Türkenhilfe 206. 

7 000 fl TUrkenhilfe ][f/. 

7 000 fl Türkenhilfe 208 . 

18 000 fl Türkenhilfe 209 . 

24 000 fl Türkenhilfe 210. 

8 000 fl Hilfsgeld 211. 

24 000 fl Hilfsgeld 212. 

8 000 fl Hilfsgeld 213 . 

40 000 fl Hilfsgeld 214 . 

Maßpfennig auf 5 Jahre 215 . 

12000 fl Türkenhilfe 216. 

60 000 fl landesherrlicher Schulden wurden zur Abzahlung übernommen, 
dazu wurde der Maßpfennig nach Ablauf der ersten Bewilligung weiter ein· 
zuziehen gestattet 217. 

In dem überblickbaren Zeitraum von 1536 bis 1572 bewilligten die Stände an 
Hilfsgeldern über 220 000 fl, zu denen die Kosten für die auf dem Ausschußlandtag 
von 1543 übernommene Truppenbesoldung und der Maßpfennig von 1563 bis 1572, 
der jährlich etwa 10 000 fl erbrachte, kamen 218. Die jährliche direkte Steuerbela­
stung betrug zu Beginn dieses Zeitraums 1 500 fl, am Ende 12000 fl, wozu die neue 
indirekte Steuer des Maßpfennigs mit 10 000 fl trat. Die bewilligten Summen sind 
offensichtlich, wie die Abrechnung Schweickharts von Gundelfingen von 1537 be­
weist, vollS1ändiger bezahlt worden als in Tirol, so daß zwischen den bewilligten und 
den tatsächlich eingegangenen Steuern kein allzu großer Unterschied bestanden 
hat 219 . 

206 N . SAPPER, Landstände S. 128 
2CJ1 Ebd. 
208 GLA 79/ 1659 
209 SA Wei Bücher B 6 p. I 
210 GLA 79/ 1676 
211 Ebd.; LRAI Pestarchiv XXV 52. Der Landtag fand in Ehingen, nicht in Radolfzell statt . 

(so N. SAPPER, Landstände S. 124) 
212 GLA 79/ 1682; N. SAPPER, Landstände S. 124 
213 GLA 79/ 1632 
214 N. SAPPER, Landstände S. 124 
215 Ebd. 
216 Ebd.; GLA 79/ 1693 
217 Ebd.; GLA 79/ 1693; SA Wa 394 
218 Ertragsangaben liegen erst für 1580 (9 664 fl) und 1585 (12 439 fl) vor. (HSTA ST B 30 

Bü 368) 
21 9 Von den 1536 bewilligten 1500 fl waren 1537 1480 fl, nahezu die volle Summe, eingegan­

gen (SAPPER, Landstände S. 137). In Tirol war das Verhältnis wesentlich anders: 1525 gingen 
von den erwarteten 80 000 f1 nur 7378 f1 ein. Von den 1526 bewilligten 80 000 f1 waren 1528 
erst 24 090 f1 zusammengekommen. Die Bewilligungen des Ausschußlandtages von Innsbruck 
151 8 und des Generallandtages von Augsburg von 1526, jeweils 120000 f1 für Tirol, waren 
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Überhaupt wird die wirtschaftliche Bedeutung der Vorll\I1de und ihr Anteil an 
den landes fürstlichen Einnahmen im allgemeinen unterschätzt. Im Jahre 1600 be­
trugen diese Einnahmen - aus Regalien, besonders Zoll, Bergwerk und Münze, der 

Gerichtshoheit und dem Urbarbesitz - nach Abzug der ständigen Ausgaben, be­
sonders für Besoldungen und Baukosten und dauernden Anweisungen an dritte Per-
sor,en: 

Grafschaft Tirol 161000 fI 58,6070 
Schwaben u. Vorarlberg 52297 fI 19,0% 
Vorderösterreich 61646 fI 22,4% 

Zusammen: 274943 fI 100,0% 

Die landesherrlichen Einnahmen in Tirol selbst lagen also nur rund ein Viertel höher 
als in den Vorlanden. Dabei sind die landständischen Steuern noch nicht eingerech­
net 220. 

Einen Eindruck von dem Stellenwert der Steuerleistungen der Stände im gesam­
ten FinanzaufKommen der Grafschaft Tirol vermitteln die Einnahmeverzeichnisse 
der Tiroler Kammer vom 1542 und 1562 221 • 

Die Einnahmen von 1542 sind nur bedingt aussagekräftig, da die Grafschaft Tirol 
noch 29 538 fl an der 1536 bewilligten Türkenhilfe bezahlen mußte, die Vorlande sie 

aber schon erlegt hatten. 

Gesamteinnahmen der Tiroler Kammer J 542: 166233 fI 100,0% 

Davon Steuereinnahmen: 

Tirol (sechsjähriges Hilfsgeld) 29 538 fI 17,8% 
Schwäbisches Hilfsgeld 37 fI 
Dreijähriges Hilfsgeld 
aus Tirol 35 778 fI 21 ,5% 
aus Elsaß, Sundgau, Breisgau und Schwarzwald 9 350 fI 5,6% 
Schwäbische Herrschaften 861411 5,1% 
Arlbergische Herrschaften 3 891 fI 2,3% 
Stifter Murbach und Luders 600 fI 0,3% 
Herrschaft Biberbach 82 fI 

Steuern zusammen 87 890 fI 52,0% 

überhaupt nicht bezahlt worden. 1529 bei einer weiteren Verwilligung wurden 120000 fI über­
nommen. Bis 1533 waren 27 970 fI bezahlt. Ein ähnliches Verhältnis hatten Bewilligung und 
Eingang zwischen 1539 und 1542. Für die auf dem Prager Ausschußtag mit den vorländischen 
Ständen übernommenen Truppen sollte Tirol jährlich 92 160 fI bezahlen. Statt der erwarteten 
276 480 fI waren nach 3 Jahren 119 448 f1. also nicht einmal die Hälfte eingegangen. zu denen 
dann noch einige spätere Nachzahlungen kamen. (T. v. SARTORl.MoNTECROCE, Steuerwesen 
S. 31. 33 f.. 41, 56. 65. 66-69) 

220 O. STOLZ. Geschichtliche Beschreibung S. 81 
221 A. HUBER, Studien über die finanziellen Verhältnisse Österreichs S. 225-228 
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Das reine Steueraufkommen, also die im Laufe des 16. Jahrhunderts üblich ge­
wordenen Hilfsgelder, machte an den Einnahmen über die Hälfte der Kammerein­
künfte aus. Von den Einnahmen aus dem dreijährigen Hilfsgeld kamen 35 778 fl 
aus Tirol (650/0), 19037 fl aus den Vorlanden (35%). Im Jahre 1662, drei Jahre be­
vor das Steueraufkommen aus Schwäbisch-Österreich durch den Maßpfennig ver­
mehrt wurde, betrug das schwäbische Steuer- und Hilfsgeld nur 8000 fl (14% der 

Einnahmen der Kammer, von denen allerdings 46% durch Neuverschuldung aufge­
bracht wurden), doch zeigte sich die Bedeutung der Steuer im Vergleich mit den son­
stigen Einnahmen (Ablieferungen aus Überschüssen der Ämter) in Schwaben: 

Einnahmen in den Herrschaften Schwäbisch-Österreichs 1562: 

Zoll zu Altdorf 1 392 fl 
ZoU zu Gebrazhofen 180 fl 
Landvogtei Schwaben 1 150 fl 
Rentmeisteramt in Burgau 400 fl 
Amt Stockach 2797 fl 
Landschreiberamt in Hohenberg 176 f1 

Summe der Einnahmen aus den 
schwäbischen He"schaften 

Steuern 

Zusammen 

6095 f1 

8000 fl 
14095 f1 

9,9% 
1,3% 
8,1% 
2,8% 

19,9% 
1,8% 

43,3% 

56 ,7% 
100,0% 

An den Einnahmen des tirolischen Haushalts, der ohne die Neuverschuldung von 
261 954 fl und den Haushaltsrest des Vorjahres von 34 606 fl die Höhe von 
271 381 fl erreichte, trug Schwäbisch-Österreich immerhin 5,2"70. 

Die Bewilligungen der vier landständischen Korpora Tirols und der Vorlande 
standen in der Zeit von 1518 bis 1572 in einem relativ festen Verhältnis . Auf dem 
Ausschußlandtag in Innsbruck im Jahre 1518 bewilligten die Stände aller österrei­
chischen Länder 400 000 fl; Österreich ob und unter der Enns übernahm 120000 fl, 
Steiermark und Kärnten 100 000 fl, Tirol120 000 fl und die Vorlande 60 000 fl . Tirol 
tibernahm also von der auf die oberösterreichischen Lande entfallenden Summe 
zwei Drittel, die Vorlande ein Drittel 222: 

Tirol 
Vorderösterreich 
Schwäbisch-Österreich 
Vorarlberg 

120 ()()() fI 
34500 fl 
17500 fI 
8()()()f1 

670/0 
19% 
10% 
4% 

Das Verhältnis von zwei Dritteln für Tirol und einem Drittel für die Vorlande 
kehrte mehrfach, auch bei getrennten Landtagen wieder; so bei der auf den Aus­
schußlandtag von 1542 in Prag folgenden Bewilligung oder bei der Türkenhilfe von 

222 Aufschlilsselung bei N. SAPPER, Landstände S . 77 
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1566, doch sank der Anteil der arlbergischen Stände seit 1518 wesentlich, der der ti­
rolischen Stände geringfügig: 

Türkenhilje von 1566: 

Tirol 60000f1 64,0070 223 

Vorderösterreich 20000 f1 21,3 % 224 

Schwäbisch-Österreich 12000 f1 12,7% 225 

Vorarlberg 2000 f1 2,0% 226 

Bei Geldbewilligungen blieb das Verhältnis zwischen den drei vorländischen Stän­

den ungefähr gleich, lediglich bei der großen Schuldübernahme des Jahres 1567 ent­

fiel wegen der bedeutenderen Kapitalkraft der vorderösterreichischen Stände ein 

überproportionales Quantum auf sie: 

Geldbewilligungen der vorltindischen Sttinde: 

Vorderösterreich 
Schwäb. Österreich 
Vorarlberg 

1518 
34000 f1 
17500 f1 
8000 f1 

Schuldübernahme von 1567: 

Vorderösterreich 
Schwäb. Österreich 
Vorarlberg 

200 000 f1 
60000f1 
15000fl 

57 % 
30% 
13 070 

1553/ 54 227 

12000 f1 55 % 
8 000 f1 36 070 
2000 f1 9070 

73,0% 228 

21 ,8% 229 

5,2070 230 

1566 
20000 f1 
12 000 f1 
2000 f1 

60070 
35 % 

6% 

Sowohl für die Bedürfnisse der landes fürstlichen und der kaiserlichen Verwaltung 

wie auch zu der gemeinsamen Aufgabe der habsburgischen Länder im 16. Jahrhun­

dert, der Abwehr der Türken, haben die vorländischen Stände und Schwäbisch­

Österreich einen beträchtlichen Teil beigetragen. Die von ihnen aufgebrachten Steu­

ern sind im Verhältnis zu ihrer Leistungskraft nicht niedriger gelegen als die anderer 

223 T. v. SARTORt-Mo NTECROCE, Steuerwesen S. 124 
224 J. BADER, Breisgauische Stände S. 227 
225 N. SAPPER, Landstände S. 124 
226 A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 147 
227 Vorderösterreich verwilligte 155436000 fl in drei Jahren (1 . BADER , Breisgauische Stän­

de S. 224), Schwäbisch-Österreich auf dem Ehinger Landtag von 1553 24 000 fl in drei Jahren 
(GLA 79/ 1676), Vorarlberg 10000 fl in fün f Jahren, so daß das Verhältnis der jährlich zu 
zahlenden Summen 12000 fl , 8000 fl und 2000 fl war. (A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände 
S.146) 

228 J . BADER, Breisgauische Stände S. 228 f. 
229 N. SAPPER, Landstände S. 124 
230 A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 147 
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habsburgischer Landstände. Innerhalb der vorländischen Stände war der Anteil 
Schwäbisch-Österr-eiehs nach der Ausbildung eines {:ig~n~n Landtags erheblich ge­
wachsen 231 • 

231 Die Auffassung H . HANTSCHS , die vorländischen Stände hätten sich aus geringer Ver­
bundenheit mit den übrigen Erblanden nicht an den Kosten der Türkenabwehr beteiligt, wird 
weder den staatlichen Verhältnissen noch den erheblichen Leistungen der vorländischen Stän­
de gerecht. (H. HA NTSCH, Geschichte Österreichs Bd. I S. 279) 
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4. Der Erwerb des Selbstbesteuerungsrechts und die 
institutionelle Verfestigung der Landstände 

4.1. DIE ENTWICKLUNG BIS ZU DEN LANDTAGEN DER TIROLER UND 

VORLÄNDISCHEN STÄNDE VON 1573 

Hatte der permanente Geldbedarf der Habsburger im 16. Jahrhundert zur Füh­
rung der Türkenkriege und der daraus herrührende Zwang zu immer neuen Ver­
handlungen mit den Landständen wesentlich zur Ausbildung der ständischen Insti­
tutionen, der Entwicklung eines regelmäßigen Steuerwesens und der Festigung des 
landständischen Steuerbewilligungsrechts beigetragen, so leitete der desolate Zu­
stand der landesfürstlichen Finanzen in Tirol nach 1565, als fast alle Kammergüter 
versetzt und der landes fürstliche Haushalt mit 1 Million Gulden Schulden belastet 
war I, eine neue Periode ein, in der das Besteuerungsrecht in die autonome Rechts­
sphäre der Stände überging und eine ständische Steuerverwaltung begründet wurde, 
über die der Landesherr nur eine beschränkte Aufsicht hatte 2. 

Auf Grund der testamentarischen Erbteilung der habsburgischen Hausgüter 
durch Kaiser Ferdinand erhielten Tirol und die Vorlande nach 1565 wieder einen ei­
genen Landesfürsten. Zwar hatten die Tiroler Stände schon 1559 den Kaiser gebe­
ten, einen seiner Söhne als Landespräsidenten mit dauernder Residenz nach Tirol zu 
entsenden, aber die Tatsache, daß dann Erzherzog FeLdinand mit allen Ansprüchen 
eines modernen Renaissancefürsten in Innsbruck Hof hielt und von den Ständen 
und dem Land eine Finanzierung dieser Aufwendungen verlangte, hat nicht uner­
heblich zur gewaltigen Ausweitung der finanziellen Schwierigkeiten der Tiroler 
Kammer beigetragen 3. 

Kaiser Ferdinand wünschte, daß die Anregung zur Einsetzung seines Sohnes als 
Gubernators von den Ständen ausgehen sollte. Aus diesem Grunde wurden die 
Stände zu einem Landtag zusammengerufen, doch änderte der Kaiser seinen Plan 
und zeigte ihnen lediglich an, daß sie auf Grund der Länderteilung seinen Sohn Fer­
dinand als künftigen Landesherrn anzuerkennen hätten 4 . In der zeitlichen Abfolge 

I J. EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 192 
2 T. v. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 132 
3 J. HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd . 1 S. 54-56, S. 621-650 
4 Ebd., S. 55f. 
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ging der Landtag der vorländischen Stände dem der Tiroler voraus. Schon im Ja­
nuar 1563 hatte der Kaiser die Stände Vorderösterreichs, Schwäbisch-Österreichs 
und Vorarlbergs zu einem Generallandtag nach Konstanz berufen, den Erzherzog 
Ferdinand, der zukünftige Landesfürst, persönlich leitete. Aus dem gegebenen An­
laß erwartete man von den Ständen eine Q~sondere !!ewilligung; in der Tat stimmten 
sie auch zum ersten Mal dem in den anderen habsburgischen Ländern schon übli­
chen Maßpfennig auf fünf Jahre zu, damit die verpfändeten Kammergüter ausge­
löst werden könnten. Die vorderösterreichischen Stände verwilligten zusätzlich 
200 ()()() fl und verbürgten sich für weitere 100 ()()() 11, die ar.!l>ergischen Stände traten 
für 20 ()()() fl als Bürgen ein 5. Im April fand der Landtag der Tiroler Stände statt, 
auf dem Ferdinand die vorgesehene Einsetzung seines Sohnes zum Tiroler Landes­
fürsten bekanntgab. Auch dort war die Ankündigung Anlaß für eine besonders ho­
he Bewilligung der Stände. 

Neben einer allgemeinen Landsteuer von 500 ()()() 11 auf fünf Jahre gestand der 
Landtag nun für Tirol das Ungeld zu, gegen das sich die Stände so lange gewehrt 
hatten 6 . Wie die vorländischen Stände verbürgten auch sie sich für ein Darlehen, 
das sie in der Höhe von 200 ()()() fl auf sich nahmen ' . 

Aus verschiedenen beweglichen UrsachelUl.erzögerte sich jedoch die vorgesehene 
sofortige Übersiedlung Ferdinands nach Innsbruck 8. Auch nach dem Tode seines 
Vaters mußte er auf Wunsch seines Bruders Maximilian die Statthalterschaft in 
Böhmen weiterführen, bis dieser die Angelegenheiten des deutschen Reiches geord­
net hatte. Anfang li61 brach Ferdinand nach Innsbruck auf, so daß IJ.UI} erst die 
Huldigung durch die Stände stattfinden konnte. In Tirol folgte der Erbhuldigungs­
landtag unmittelbar auf den Einzug Ferdinands in der Landeshauptstadt am 17. Ja­
nuar 9 . Die vorländischen Landtage fanden erst im Spätjahr 1567 statt. Den Erbhul­
digungslandtag der schwäbisch-österreichischen Stände im November 1567, der 
nach Konstanz einberufen worden war, benützte Ferdinand, um auch von ihnen 
weitere Hilfen für die völlig verschuldete Kammer zu erhalten. Für die Bedeutung, 
die diesem Landtag beige messen wurde, spricht die Tatsache, daß der Statthalter 
der o. ö. Lande Georg Graf zu He1fenstein, det.Kammer.präsideot der Innsbrucker 
Kammer Blasien Khuen von Belasi und der Kammerrat R. Kastner, der gewandteste 

5 HST A ST B 30 Bü 40" p. 21-21 ' ; SA Wa 394; SA Riedlingen Akten Bü 2; J. BADER, Breis­
gauische Stände S. 225f.; A. BRUNN ER, Vorarlberger Stände S. 146f. Von jeder Maß Wein 
sollte ein Pfennig gezahlt werden. Die Ordnung für den Einzug des Maßpfennigs wurde den 
Beamten in Nellenburg zugestellt. (HST A ST B 30 Bü 40") Eine Abschrift der Maßpfennigs· 
ordnung findet sich in den Hohenbergischen Dokumefllen (HSTA ST B 41 Bd . 4 p. 101-108; 
Bd . 7 p . 1400-1424) 

6 J. HI RN , Erzherzog Ferdinand Bd . I S. 57f.; T. v. SARTORI .MoNTECROCE, Steuerwesen 
S. 115 

7 Von dieser bewilligten Landsteuer gingen bis 1568 nur etwa drei Viertel der Summe 
(370300 11) ein. (T. v. SARTORI .MoNTECROCE, Steuerwesen S. 122f.) 

8 J. HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd. I S. 57 
9 Ebd . • S . 64-66 
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Tiroler Beamte bei der Kreditbeschaffung für die Tiroler Kammer, zu Landtags­
llommissar-en ernannt wurden 10. In der Landtagsproposition forderten die Kom­
missare als Beihilfe für die bedrängte Kammer erstmals eine direkte Schuldenüber­
nahme in Höhe von 450 000 fl einschließlich deren Verzinsung durch die Stände und 
eine Beihilfe von 10 000 fl für die Hofhaltung. Ferner sollten die Stände die übliche 
Erbhuldigung leisten, wofür ihnen die Bestätigung ihrer Freiheiten und ihres Her­
kommens versprochen wurde. 

Die Stände stimmten jedoch nur einer Schuldübernahme von 60 000 fl zu, die sie 
in fünf Jahren abzahlen wollten. Dazu bewilligten sie den Weinpiennig nach Ablauf 
der ersten Bewilligung von 1563 auf weitere fünf Jahre, doch sollte er ausschließlich 
zur Abzahlung der übernommenen Rückbürgschaften und bei LaILd~n zu 
Schutz und Schirm verwendet werden. Für die Unkenntnis der Stände über das Ver­
hältnis der eigenen Bewilligungen zu den landesherrlichen Schulden sprach das Ver­
langen, daß ein eventueller Rest des alten Maßpfennigs zurückgezahlt werden müs­
se. 

Völlig gleichartig waren die Forderungen, die Georg von Helfenstein als landes­
herrlicher Kommissar an die arlbergischen Stände stellte. Erzherzog Ferdinand ver­
langte zur Auslösung der verpfändeten Kammergüter und für seine Hofhaltung 
150000 fl, wovon die Stände jedoch nur 15000 fl auf fünf Jahre übernahmen und 
den Maßpfennig auf die gleiche Zeit weiterbewilligten I I. 

Von den breisgauischen Ständen forderte Ferdinand persönlich auf einem Land­
tag im Jahre 1568 nach einer ausführlichen Darlegung der verzweifelten Lage des 
Kammergutes die Übernahme von einer Million Gulden Kammerschulden. Die 
Stände verbürgten sich für 200 000 fl und bewilligten den bösen Pfennig (Maßpfen­
nig) auf fünf weitere Jahre sowie eine Beihilfe von 20000 fl für den Hofstaat. Zu­
sätzlich gestand der Prälatenstand alleine ein Darlehen von 30 000 fl zu 12 . 

Im März 1568 wandte sich Ferdinand an den Tiroler Landtag. Neben einer jährli­
chen Steuer von 150 000 fl begehrte er die Übernahme von einer Million Gulden 
Kammerschulden, zu deren Tilgung der auf unbestimmte Zeit weiter zu bewilligende 
Maßpfennig zu dienen hätte. Die Bewilligung der Tiroler Stände macht ihre im Ver­
hältnis zu den vorländischen Ständen unabhängigere Stellung deutlich . Sie lehnten 
die Übernahme der Kammerschulden ab und stimmten nur einer jährlichen Beisteu-

10 HSTA ST B 30 Bü 40· p. 27-33. Das genaue DalUm für diesen Landlag ist verschieden 
üb.:r1iefert. Zwei Rezeßabschriften sind auf den 12 .1 13 . November datiert (GLA 79/ 1693 ; SA 
Wa 394), eine auf den 20. Dezember (HST A ST B 30 Bü 40·), noch anders N. SAPPER, Land­
stände S. 124: I. November. Da der Landtagskommissar Georg von Helfenslein am 17 . No­
vember auch den Landtag der Vorarlberger Stände in Konstanz leitete, dürfte das erste DalUm 
das richtige sein. (A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 147) Zu Georg von Helfenstein s. 
M. SCHMID, Behörden- und Verwaltungsorganisation S. 92f.; zu Rochus Kastner : Ebd ., 
S. 179f.; J . HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd . I S. 636 

I I Landtag vom 17. Nov . 1567 in Konstanz (A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 147) 
12 J. BADER, Breisgauische Stände S. 227-229 
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er von 140 000 fl auf fünf Jahre zu, von denen 100 000 fl zum Unterhalt der Hofhal­
tung, 40 000 fl zur Schulden tilgung dienen sollten, alles jedoch nur unter der Bedin­
gung, daß das Ungeld mit dem laufenden Jahr ganz abgeschafft sein sollte. Dazu 
bestimmten sie, daß die 40 000 fl, die zur Schuldentilgung vorgesehen waren, von ih­
nen selbst verwaltet und verwahrt werden sollten 13. 

Die vorländischen Stände hatten nunmehr 305 000 fl landes fürstlicher Schulden 
übernommen und 20000 fl zum Unterhalt des Hofstaates bewilligt und damit erst­
mals im Verhältnis zu den Tiroler Ständen durch die zusätzliche Bewilligung des 
Maßpfennigs mehr als ein Drittel der GesamtbewiLligung auf sich genommen, was 
den Wert dieser Besitzungen im ausgehenden 16. Jahrhundert unterstreicht und sie 
über die Funktion von Nebenländern heraushebt. 

4.2. DIE LANDTAGE VON 1573 

Die relativ hohen Bewilligungen des Jahres 1567 langten nicht aus, um die !andes­
fürstliche Kammer von ihren druckenden Schulden zu befreien, so daß sich Erzher­
zog Ferdinand bereits im folgenden Jahr wegen einer weiteren Hilfe an den Tiroler 
Landtag wenden mußte, da die Einnahmen trotz versuchter Einschränkungen be­
trächtlich hinter den jährlichen Ausgaben, unter denen die Zinszahlungen einen be­
deutenden Posten ausmachten, zurückblieben. Die gewünschte Vermögenssteuer 
und den Maßpfennig gestand der Landtag trotz aller Forderungen Ferdinands nicht 
zu, sondern verstand sich nur zu einer Erhöhung der Beiträge für den Hofstaat um 
jährlich 12 000 fl und einer Rückbürgschaft für eine 5prozentige Anleihe von 
250 000 fl 14. 

Alle Versuche Erzherzog Ferdinands, die unter der Regierung Kaiser Maximilians 
fast ausnahmslos verpfändeten Kammergüter auszulösen und der von seinen Vor­
gängern übernommenen und unter seiner Regierung noch angewachsenen Schulden 
Herr zu werden, blieben jedoch erfolglos. Die völlige Ausweglosigkeit der Situation 
lag 1572 primär nicht darin, daß die Ausgaben bei weitem die Einnahmen über­
schritten - gerade Ferdinands Hofstaat verschlang außerordentliche Summen und 
einen Plan zu dessen Reformation und Verkleinerung wies Ferdinand als seiner Re­
putation schädlich zuruck - IS, sondern in dem totalen Verlust des Kredits der lan­
des fürstlichen Kammer. Verschreibungen auf Amtsgefälle waren nicht mehr mög­
lich, sondern nur noch auf die in künftigen Terminen einlaufenden Steuern 16. 

Schon zwei Jahre zuvor hatte die Kammer niemanden gefunden, der einen von ihr 
nach Prag bestimmten Wechsel von 5000 fl angenommen hätte. 

IJ T. v. SARTORI ·MoNTECROCE, Steuerwesen S. 124f. 
14 Ebd., S. 126f. 
IS J. HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd . I S. 624 
16 Ebd ., S. 634 
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In dieser Situation entschloß sich Ferdinand - nach Ablauf der fünf jährigen Be­
willigung - zu einem Schritt, den Sartori-Montecroce einen Hauptmarkstein in der 
Geschichte des tirolischen Landsteuerwesens nannte; dies gilt ohne Einschränkung 
auch für die vorländischen Landstände 17 . Ferdinand bot allen erbländischen Land­
tagen das Recht auf Selbst besteuerung gegen eine Übernahme der Kammerschulden 
an. Die Tiroler Stände hatten dieses Recht in einigen Fällen faktisch schon ausge­
übt, für die arlbergischen und schwäbisch-österreichischen Stände war es jedoch 
neu und für die weitere Entwicklung dieser ständischen Korpora von ausschlagge­
bender Bedeutung. Schon A. Brunner bezeichnete das Jahr 1573 als das wichtigste 
Jahr für die Entwicklung der vorarlbergischen Landstände 18, auch J. Bader hob sei­
ne Bedeutung für die vorderösterreichischen Stände hervor 19. Hintze und nach ihm 
Carsten und Gerhard haben unterstrichen, daß die Kontrolle der Steuerverwaltung, 
die zum Aufbau einer eigenen ständischen Verwaltung neben der fürstlichen führte, 
eines der wesentlichen Charakteristika der habsburgischen Länder war; durch sie 
konnten die habsburgischen Stände, im Gegensatz zu den preußischen, wichtige 
Funktionen in ihrer Hand vereinigen 20. Daß für diesen Zustand der Begriff des dua­
listischen Stttndestaates nur mit Vorsicht zu gebrauchen ist, hat die neuere For­
schung deutlich gemacht 21. Die Finanznot und die drückende Verschuldung bis hin 
zum Staatsbankrott war in fast allen Territorien des deutschen Reiches ähnlich; sie 
waren ein Indiz der Entwicklungskrise der europäischen Staaten des 16. und 17. 
Jahrhunderts. 

Allgemein üblich war es, daß man sich des Kredits der Untertanen bediente, um 
diese Finanzkrise zu überwinden 22. Obwohl es fast zynisch klingt , war es nur als 
Feststellung des Tatbestandes gemeint, als Erzherzog Maximilian in den Entschädi­
gungsverhandlungen mit Kaiser Rudolf 11. äußerte, daß die große Verschuldung ei­
nes Landes nichts schade und die Mittel zu ihrer Bezahlung dem Inhaber nicht fehl­
ten, sintemal die landschaften al/weg das schwerste übertragen helfen 23. Gerade am 
Beispiel der schwäbisch-österreich ischen Stände läßt sich sichtbar machen, daß sie 
zwar erst der Aufbau einer eigenen Steuerverwaltung zu einer festeren Institution 

17 T . V. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 132; EGGER zählte den Landtag von 1573 zu 
den wichtigsten in der tirolischen Geschichte. (Geschichte Tirols Bd . 2 S. 213) Er überschätzte 
jedoch die vorangegangenen Hilfeleistungen der Tiroler Stände, die er unter Kaiser Ferdinand 
mit 2 Millionen Gulden und unter Erzherzog Ferdinand mit 3,5 Millionen Gulden angab, be­
trächtlich, da er die Bewilligungen, nicht die tatsächlich eingegangenen Beträge add ierte. 
(Ebd. S. 192 u. S. 226) 

18 A . BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 111; B. BI LGERI, Vorarlberg Bd. 3 S. 582 
19 J. BADER , Breisgauische Stände S. 33 und 229 
20 O. HINTZE, Der österreichische und der preußische Beamtenstaat im 17. und 18. Jahr­

hundert. - In: DERS., Staat und Verfassung Bd. I S. 321-358 
21 V. PRESS, Herrschaft , Landschaft und "Gemeiner Mann" S. 170-177 
22 J. HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd. I S. 650; V. PR ESS, Steuern, Kredit und Repräsenta­

tion S. 60-93 
23 J. HIRN, Tirols Erbteilung S. 353 
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mit eigener organisatorischer Ausforrnung werden ließ, daß aber auf der anderen 
Seite eine deutliche Abhängigkeit von der landesfürstlichen Regierung bestehen 
blieb. 

Das Vorbild für das Vorgehen Ferdinands war zweifellos das Verhalten der Stän­
de Niederösterreichs, die 3,7 Millionen Gulden landesfürstlicher Schulden über­
nommen hatten, was er 1568 und wiederum 1573 den Tiroler Ständen vorhielt 24. 

Ferdinand begann die Unterhandlungen mit den vier Landtagen diesmal in Ti­
rol 25. Einer zur Finanzreform eingesetzten Kommission hatte er bereits im März 
1572 seine Absicht mitgeteilt, von den Ständen seiner Erbländer 4 Millionen Kam­
merschulden übernehmen zu lassen. In der Landtagsproposition forderte er von den 
Tiroler Ständen die Übernahme von 2,4 MiUionen Gulden zur Verzinsung und Til­
gung. Zu ihrer Abzahlung sollten die Stände den Maßpfennig und eine Vermögens­
steu_er bewilligen, die in ihrer eigenen Verwaltung bleiben würde. Die Stände wiesen 
darauf hin, daß sich ihre Wirtschaftskraft in keinem Fall mit der Niederösterreichs 
vergleichen lasse. Maßpfennig und Vermögenssteuer lehnten sie ab, übernahmen je­
doch nach langwierigen Verhandlungen 1,6 Millionen Gulden Kammerschulden zur 
Verzinsung und Tilgung, auf die die 1568 übernommene Bürgschaft von 250 ()()() 11 
angerechnet werden sollte wie auch schon früher zur Schuldentilgung geleistete Zah­
lungen. In zwanzig Jahren hoffte man die Rückzahlung abzuschließen; bis dahin 
sollten von ihnen keine neuen Steuern gefordert werden. Um die jährliche Tilgungs­
rate von 180 ()()() 11 aufzubringen, wurde ein Steuerknecht mit 36 fl statt bisher mit 
4 fl angesetzt. 

Als nächstes versuchte Ferdinand, die vorderösterreichischen Stände auf einem 
Landtag in Ensisheim im April 1573, an dem er selbst teilnahm, zur Übernahme von 
1,2 Millionen Kammerschulden zu bewegen. Auch hier waren lange Verhandlungen 
nötig, bis sie sich zur Übernahme von 600 ()()() fl bereiterklärten, von denen 
400 ()()() fl über den Rappenpfennig, das Ungeld, abgezahlt werden sollten, je 
50 ()()() 11 vom Prälatenstand und der Ritterschaft und 100 ()()() fl von den Städten di­
rekt zu bezahlen waren 26. 

Kurze Zeit danach, am 26. Mai 1573, versammelte Ferdinand die schwäbisch­
österreichischen Stände in Konstanz. Es war einer der wenigen Landtage dieser 
Stände, den der Landesherr persönlich leitete 27. Von den geforderten 500 ()()() 11 
Kammerschulden übernahmen die Stände 250 ()()() fl samt einer fünfprozentigen 
Verzinsung zur Abzahlung und erhielten dafür den Maßpfennig und ain leidenliche 

24 T. v. SARTORI·Mo TECROCE, Steuerwesen S. 127 
25 Der Landtag fand im Januar und Februar 1573 in Innsbruck statt. (T. v. SARTORI· 

Mo TECROCE, Steuerwesen S. 132f.; J. EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 213-215) 
26 J. EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 215. Er nimmt die geforderte Summe für die Bewil­

ligung. - J. BADER, Breisgauische Stände S. 98, 228f.; Rezeß vom 8. Mai 1573 (GLA 
79/ 1699) 

27 HST A ST B 29 U 13 
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anlage und steur, die sie under inen selbs zu werckh ziehen'sollten, allerdings mit der 
Maßgabe, beide Einnahmen mit der Kammer abzurechnen 28 . Schließlich übernah­
men die Vorarlberger Stände drei Tage später auf einern Landtag in Bregenz 
80 000 fl von den herzoglichen Schulden zur Abzahlung, wofür auch ihnen die 

. Steuer, der K6nigsschnitz, überlassen wurde 29. 

Zwar hatte Ferdinand die vier Landtage nicht, wie ursprünglich gewollt, zur 
Übernahme von 4 Millionen Gulden Kammerschulden bewegen können , doch war 
das Selbstbesteuerungsrecht von den Ständen mit insgesamt 2 530 000 fl teuer er­
kauft. Für Ferdinand hatte die neue Bewilligung den Vorteil, daß die Schulden voll 
auf die Stände übergingen und die Kammer nicht mehr von dem oft recht ungewis­
sen Eingang der Steuern abhing. Allerdings waren durch die Schuldübernahmen die 
I!!risten Steuerquellen für die nächsten Jahre verstopft, so daß sich das Problem 
neuer Beihilfen in kurzer Zeit wieder stellen mußte . 

Den Maßstab rur die Bewilligungen der Stände hatte der Tiroler Landtag gesetzt, 
da die Bewilligungen aller Stände wieder in dem Verhältnis wie schon vorher stan­
den, nur daß der vorländische Anteil etwas höher war, da die Tiroler Verwilligung 
gegen die Zurücknahme einer fruher gegebenen Bürgschaft geleistet wurde. 

Schuldübernahmen von 1573: 

Landtag Bewilligung Anteil a. d. Anteil a. d. 
Gesamtbewilligung vorländ. Bewilligung 

Tirol 1 600000 fl 63,3% 
Vorderösterreich 600000 fl 23,6% 64 ,5% 
Schwäbisch-Österreich 250000 fl 9,9% 26,9% 
Vorarlberg 80000 fl 3,2% 8,6% 

Insgesamt: 2 530 000 fl 

4.3 . AUSBILDUNG STÄNDISCHER AUSSCHÜSSE UND DER 

STÄNDISCHEN VERWALTUNG IN SCHWÄBISCH-ÖSTERREICH 

NACH 1573 

Der Übergang der Steuerverwaltung auf die schwäbisch-österreichischen Stände 
im Jahre 1573 bedeutete einen Wendepunkt in ihrer Entwicklung, denn erst danach 

28 GLA 79/ l693, HSTA ST B 30 Bü 40· p. 40-41 . Die ursprüngliche Forderung Ferdinands 
geht aus der Replik auf die Antwort der breisgauischen Stände hervor , wo er von den 
schwäbisch-österreichischen Ständen sagte: Unangesehen, daß sie, die schwitbischen Stitnde, 
nur einen Stand von Stitdten und Landschaften haben, die bei weitem diesen Vorlanden nicht 
zu vergleichen, auch weit von einander zerstreut liegen und mit weit mehr Obliegenheiten, Be­
schwerungen und Bekümmernissen beladen seyen, so stünde er dennoch in gewisser Zu ver­
sicht, von ihnen 500 000 fl zu erhalten (J. BADER, Breisgauische Stände S. 33) 

29 A. BR UNNER, Vorarlberger Landstände S. 83, 149 
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waren sie gezwungen, neben dem Plenum weitere Institutionen und eine eigene Ver­
waltung zu schaffen. Die Schuldverschreibungen, die die Stände im Gefolge dieses 
Landtags ausstellten, sind ein Indiz, .welche österreichischen Herrschaften zu diesem 
Zeitpunkt eindeutig landtagspflichtig waren: Ehingen, Hohenberg, die Landvogtei 
Schwaben, der Flecken Altdorf, die Landgrafschaft Nellenburg, Stockach, Tengen, 
Aach, in der Markgrafschaft Burgau die Stadt Günzburg, Burgau und Scheppach, 
die Grafschaft Sigmaringen, die Grafschaft Veringen, Kirchberg und die Herrschaft 
Weißenhorn, Schelklingen, Berg, Seifriedsberg, Warthausen, Radolfzell und die 
fünf Donaustädte Riedlingen, Saulgau, Waldsee, Mengen und Munderkingen, zu­
sammen 25 Stände. Zahlreiche frühere Stände waren zunächst verlorengegangen 30 . 

Diesen Ständen fiel die Aufgabe zu , sich nunmehr eine festere Ordnung zu geben. 
Deutlich genug macht dies der Landtagsabschied von 1573. Während die vorder­
österreichischen Landstände als Gegenleistung für ihre Verwilligung vom Landes­
herrn Zusagen für eine bessere Polizei und Landeseinrichtung verlangten 31 , legte 
der Rezeß der schwäbisch-österreich ischen Stände bezeichnenderweise nur die Wahl 
eines Rechnungsausschusses und die Modalitäten des Steuereinzugs fest 32. Da die 
Landschaften (Herrschaften ohne Städte) in den meisten Fällen noch durch ihre 
Schultheißen vertreten wurden, kam den Städten mit ihren oft juristisch gebildeten 
Stadtschreibern auf dem Landtag eine führende Position zu. So wurden 1573 Rot­
tenburg, Radolfzell , Munderkingen und Ehingen zu von den gemainen stenden ver­
ordneten bevelch- und gewalthaber über die ständische Truhe in Ehingen gewählt. 
Es handelte sich dabei zunächst um einen reinen Rechnungsausschuß, dem die eben­
falls 1573 bestimmten vereidigten Einzieher der einzelnen Stände verantwortlich wa­
ren 33 . Der Ausschuß war sowohl den Ständen wie dem Landesherrn zur Rechnungs­
legung verpflichtet. In zweijährigem Abstand wurde von den Ständen und landes­
herrlichen Beamten eine Rechnungsprüfung vorgenommen. Bei dieser Schlußrai­
tung mußten mit Ausnahme der Rechnungsausschüsse alle Stände anwesend sein . 
1584 wurden die Ausschüsse trotz ihrer dringenden Bitte um Entlassung wieder in 
ihr Amt eingesetzt. Sie tagten jährlich mindestens zweimal, am ersten Sonntag nach 
dem I. Mai und am Sonntag nach Galli (16. Okt.) 34 . Versuchsweise beschränkten 
die Stände die Zahl der Rechnungsausschüsse im Jahre 1591 auf zwei Mitglieder, 

30 25 . März 1575 (GLA 8/ Gen. 162) 
31 J . BADER, Breisgauische Stände S. 229 
32 HST A ST B 30 Bü 40' p. 40-41 
33 I. Mai 1578 (SA Wa 394). Der in der bisherigen Literatur über die schwäbisch­

österreichischen Stände übliche Ausdruck Direktoren für den ständischen Ausschuß ist deswe­
gen für diese Zeit noch verfehlt , da die Bezeichnung erst in der Mitte des 17 . Jahrhunderts auf­
kommt. Ebenso gehört die Bezeichnung Ordinarideputation erst in das erste Drittel des 18. 
Jahrhunderts, als neben der gewöhnlichen Rechnungsdeputation eine Matrikularrenovations­
deputation eingerichtet wurde. (HSTA ST B 30 Bü 2·) 

34 Eine Rechnungsprüfung über zwei Jahre fand am 4. Mai 1584 statt, eine weitere, eben­
falls über zwei Jahre, auf dem Landtag am 8. Mai 1591 in Ehingen. (HSTA ST B 30 Bo 40· p. 
56 f. , 64-67) 



125 

Ehingen und Munderkingen, doch hatte die Regelung keinen Bestand 3S. Der Be­
schluß des Landtags von 1589, den Kommissaren und Ausschüssen künftig für ihre 
Tätigkeit eine Entschädigung zu zahlen, macht deutlich, daß das Ausschußwesen 
insgesamt kaum älter sein dürfte als 1573 36 . 

Sowohl von landesherrlicher wie von ständischer Seite gab es Tendenzen, die eine 
Ausweitung der Befugnisse des ständischen Ausschusses hätten bewirken können . 
Als die Stadt Horb im Jahre 1584 einen schweren Unwetterschaden mit hinnemung 
vihler heußer, Scheuren, Stattmauren und Thoren, auch Zer/etzung der Weeg und 
Strassen erlitten hatte, ließ Erzherzog Ferdinand ein Jahr später die vier Ausschuß­
orte und einige Stände zusammenrufen und begehrte eine Hilfeleistung für die ver­
wüstete Stadt. Die anwesenden Ausschüsse erklärten sich zu einer solchen Hilfe be­
reit, aber nicht bevollmächtigt und bewilligten auf nachdrückliches Zureden der 
K-;mmissare auf sechs Jahre je 1000 fl aus den Steuergefällen der Herrschaft Ho­
henberg, doch nur auf Hintersichbringen 37. 

Von dem Landtag selbst gingen Bestrebungen aus, die die Stellung der Ausschuß­
orte verstärkten. Als sich die Stände auf dem Landtag von 1589 mit den landesherr­
lichen Kommissaren wegen des Abzahlungsmodus für die übernommenen Kammer­
schulden nicht einigen konnten, beauftragten sie die Ausschüsse mit der weiteren 
Beratung des Projekts 38 . Auf der anderen Seite versuchte Ferdinand, Bewilligungen 
auch über den Ausschuß zu erhalten. 1589 mußte der Ausschuß 14000 fl bewilligen, 
doch übernahmen die Ausschußorte die Verpflichtung, um kein Präjudiz zu schaf­
fen, nicht für die Stände, sondern nur für ihre vier Städte und baten hinterher auf 
dem Landtag vom 22.-24. Oktober 1589 die Stände um Zustimmung und Schadlos­
haltung 39, so daß das Landtagsplenum dauernd das bestimmende ständische Organ 
blieb. 

Neben der vierköpfigen Rechnungsdeputation, der Ehingen, Rottenburg, Mun­
derkingen und Radolfzell angehörten (von 1593 bis 1609 Horb statt Munderkingen) 
gab es einen zweiten Ausschuß aus sieben bis acht Mitgliedern, der 1574 gewählt 
wurde, um die Kosten des Steuereinzugs zu senken 40. Die von den sieben Mitglie­
dern repräsentierten Ständegruppen entsprachen im wesentlichen den lokalen Stän­
deversammlungen von vor 1536, zu denen die neu inkorporierte Herrschaft Sigma­
ringen getreten war. Die sieben Stände, deren Zusammensetzung immer wieder 
_wechselte, so daß anzunehmen ist, daß die einzelnen Mitglieder gewählt wurden, 
bildeten offensichtlich einen weiteren Ausschuß, der bis 1631 im Wechsel mit dem 

35 Landtag vom 8. Mai 1591 (HSTA ST B 30 Bü 41· p. 18-23) 
36 HSTA ST B 30 Bü 40· p. 74-77 
37 16. Okt. 1585 (SA Wa 396) 
38 Ebd . 
39 HST A ST B 30 Bü 40· p. 64-67 
40 S. S. 127f. 
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Rechnungsausschuß die Landtagsabschiede besiegelt~ 41. Eine genaue Trennung der 
Aufgaben läßt sich angesichts der spärlichen Überlieferung nichLerkennen. 

Eine eigene ständische Kanzlei richteten die Stände auch nach 1573 nicht ein. 
1589 trat der Stadtschreiber von Ehingen als Sprecher des Rechnungsausschusses 
auf. Er führte in der Anfangszeit auch die Geschäfte der Stände 42. Nach 1605 führ­
ten die Stadtschreiber von Ehingen gleichzeitig den Titel Syndikus 43. Obwohl erst 
Severin Hummel (1668-1688) ausdrücklich den Titel Syndikus der gesambten 
österreichisch-schwäbischen Landstlinde führte, scheint es sicher, daß die Ehinger 
Stadtschreiber als landständische Offizianten Syndici waren, da nach der Trennung 
des Syndikats vom Ehinger Stadtschreiberamt im Jahre 1689 dieser Titel für sie weg­
fiel. 

Weiteres Personal naben die Stände bis zum Dreißigjährigen Krieg nicht beschäf­
tigt, sondern sie bedienten sich der städtischen Kanzlei, namentlich der der Stadt 
Ehingen, deren Schreiber und Substitut die Schreibarbeiten übernahmen 44. In der 
Ehinger Kanzlei befand sich auch die ständische Registratur 45. 

41 Ehingen am 3. Mai 1593: Siegier des Landtagsabschieds: Ehingen, Rottenburg, Horb, 
Radolfzell, Riedlingen, Munderkingen, Kirchberg und Weißenhorn, GUnzburg (HSTA ST B 
30 BU 41" p. 24f.) . Ehingen am 8. Mai 1595: Ehingen, Rottenburg, Munderkingen, Landvog­
tei Schwaben, Kirchberg , GUnzburg, Riedlingen (HSTA ST B 30 BU 41" p. 26f.) . Riedlingen 
am 8. Juni 1601: Ehingen, Rottenburg, Horb, Radolfzell (HSTA ST B 30 BU 42") . Riedlingen 
am 27. Juli 1606: Ehingen, Rottenburg, Horb, Radolfzell (HSTA ST B 30 Bü 42" p. 36-41 '). 
Riedlingen am 29. Okt. 1609: Die AusschUsse bei gemeiner Truhe: Ehingen, Rottenburg, 
Horb, Radolfzell. Der Graf- und Herrschaften wegen: Kirchberg . Der unteren Städte wegen : 
GUnzburg, Weißenhorn. Von den fünf Städten: Waldsee, Riedlingen . (SA Ried Akten Bü 2) . 
Konstanz am 29. Aug. 1613: Ehingen, Rottenburg, Radolfzell, Munderkingen als verordnete 
ausschüsse (HSTA ST B 30 Bü 42" p. 56-59). Ehingen am 2\. Okt. 1631: Ehingen, Rotten­
burg, Radolfzell , Munderkingen, Landvogtei Schwaben, Nellenburg, Waldsee, GUnzburg 
(HST AST B 30 Bü 44") . Bei den Verhandlungen eines ständischen Ausschusses zur Belegung 
der Grafschaft Sigmaringen in Riedlingen im Jahre 1631 nahmen teil: Ehingen, Rottenburg , 
Horb, Radolfzell und Munderkingen. (HSTA ST B 29 BU 24) Nach dem Dreißigjährigen 
Krieg wurden die Abschiede nur noch von den vier Ausschußorten besiegelt. 

42 In einem Schreiben von Bürgermeister und Rat der Stadt Ehingen an die Innsbrucker Re­
gierung vom Juli 1605 hieß es: So ist auch bei dero stall Ehingen ain alter brauch und herkom­
men, daß al wegen der geschworene stallschreiber der loblichen schwebischen stende truchen 
verwalter und schreiber gewesen. Der Rat bat Erzherzog Maximilian, Johann Rau, den wegen 
Mängel seiner Amtsführung abgesetzten Stadtschreiber der Stadt Ehingen, auch als ständi­
schen Schreiber und Truhenmeister abzusetzen und das Amt dem neuen Stadtschreiber Dr. 
Jakob Reinhardt zu Ubertragen. (HSTA ST B 36, Bu 139 I) 

43 S. S. 425 
44 SA Radolfzell XIII, 3, 1 
45 F. M. WEBER, Ehingen S. 71 
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4.4. DIE EINRICHTUNG DER LANDSTÄNDISCHEN 

STEUERYERWAL TUNG 

Im Landtagsrezeß vom Mai 1573 legten die Stände die Organisation des von ihnen 
übernommenen Steuereinzugs fest. Bis zum 1. Juni 1573 hatte jeder Stand vereidig­

te Einzieher zu benennen, die das Ungeld samt der bewilligten Raissteuer in die neu 

eingerichtete Truhe abliefern sollten. Ehingen wurde zur Legstatt und zum Verwah­
rungsort für die landständische Truhe bestimmt, über die, wie oben erwähnt, die 

Städte Ehingen, Rottenburg, Munderkingen und Radolfzell die Aufsicht führen 
sollten, doch mußte auch jeder einzelne Stand ein Verzeichnis über die Einnahmen 
der Truhe erhalten. Die Gelder waren an zwei Terminen, am I. Juni und an Galli 

(16. Okt.) einzuliefern, wobei die Raissteuer mit 3095 fl pro Termin, 6190 fl jähr­

lich, angesetzt wurde 46. 

In den ersten Jahren unternahmen die Stände immer wieder Versuche, die Kosten 

des Steuereinzugs zu senken, für den 1589 nach den Berechnungen des Riedlinger 
Stadtschreibers Rhauch 9070 des Steuereingangs aufgewendet werden mußten 47 . Im 
Jahr nach der Übernahme der Steuerverwaltung wurde deswegen auf dem Landtag 

am 16. Juni 1574 in Konstanz beschlossen, einen Ausschuß von sieben Ständen ein­

zusetzen, die die Steuer für mehrere Stände einziehen und alleine nach Ehingen lie­

fern sollten, um die großen Unkosten des Einzugs zu vermindern. Dabei sollten fol­

gende Stände den Einzug übernehmen: 

Rottenburg 

Landvogtei Schwaben 

Landgrafschaft Nellenburg 

Günzburg 

Kirchberg 

Munderkingen 

Ehingen 

für die Herrschaft Hohenberg 

für die Landvogtei und Altdorf 

für die Landgrafschaft. Stockach. Tengen und 
Radolfzell 
für Günzburg, Burgau, Seifriedsberg, 
Krumbach und Biberbach 
für Kirchberg. die Herrschaft Weißenhorn, 
die Stadt Weißenhorn und Pfaffenhofen 

für Munderkingen. Saulgau. Mengen, Waldsee. 
Riedlingen. Veringen und Sigmaringen 

für Ehingen, Warthausen. Schelklingen und 
Berg 48 

46 Vgl. die Quittung über die erlegte Steuer für die Stadt Waldsee vom I. Mai 1578 (SA Wa 
396) 

47 Die jährlichen Zinszahlungen betrugen 15 519 fl. die Kosten des Einzugs I 480 fl. (HSTA 
ST B 30 Bü 40· p. 59-62) 

48 HSTA ST B 30 Bü 40· p. 42 . Urspring waren die Landtagsbeiträge um 1550 ex gratia sei­
ner Schulden wegen erlassen worden. (HST A ST B 29 Bü 24). Heiligkreuztal zahlte ein Fixum 
über die Grafen von Hohenzollern (s. Anh. Ill) . 
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Die Regelung hatte jedoch ebensowenig Bestand wie die 1591 versuchsweise einge­
führte Reduzierung der Rechnungsausschüsse auf die bei den Orte Ehingen und 
Munderkingen 49. 

Nichts macht die noch enge Abhängigkeit der Landstände von der landesfürstli­
chen Verwaltung deutlicher als der Modus, der für die Abrechnung der Steuer, die 
Raitung, getroffen wurde. Sie fand bis 1600 in zweijährigem, dann in jährlichem 

Abstand statt 50. Die Rechnung führte der Ehinger Stadtschreiber, bis 1600 häufig 
mit dem Stadtschreiber von Riedlingen. Nach 1605 waren dafür - nach altem 
Brauch, wie es ein Jahr später hieß - der Ehinger Syndikus Dr. Jakob Reinhardt 
und der Stadtammann von Radolfzell verantwortlich; sie erhielten dafür 44 fl 50 kr. 
Unterstützt wurden sie vom Bürgermeister der Stadt Ehingen und dem Schreiber der 
Ehinger Kanzlei; für die Aufstellung der Rechnung benötigten sie 1610 sieben Tage. 
Gleichzeitig überprüften der Bürgermeister von Munderkingen und ein Diener die 
Geldvorräte im Gewölbe. Als ihrem Buchhalter zahlten die Stände dem Ehinger 

Syndikus zusätzlich einen Sold von 50 fl im Jahr 51. 

Während der Ausschußsitzung gab der Schreiber aus der Ehinger städtischen 
Kanzlei den Ausschüssen über die Raitung den nötigen Bericht, wofür ihm 4 fl ge­
zahlt wurden. Wesentlich war jedoch, daß die Raitung nur in Anwesenheit eines 
landesherrlichen Steuerkommissars vorgenommen werden durfte; der Steuerkom­
missar wurde jeweils vom Landesherrn eigens ernannt. In der Regel wurde er aus 

dem Kreis der Beamten in den schwäbischen Herrschaften genommen. 1584 war es 
der Statthalter der Herrschaft Hohenberg Christoph Wendler von Pregenroth und 
Dr. Johann Herzog, Rat und Vogt zu Tengen und Aach, 1591 wiederum der hohen­

bergische Statthalter und Michael Lauterius, Rat und Landschreiber in der Land­
vogtei Schwaben, 1597 war letzterer alleiniger Steuerkommissar 52; auch zu Anfang 
des 17. Jahrhunderts war nur noch ein Kommissar üblich. Er erhielt für seine Anwe­
senheit von den Ständen 20 fl und als Verehrung nach Gebrauch 200 fl 53. Der letzte 
mir bekannte Steuerkommissar war Christoph Wazin, Landweibel in Schwaben, im 
Jahre 1620 54 • Nach dem Dreißigjährigen Krieg entfiel dieses Amt, sicher ein Indiz 

für die langsame institutionelle Emanzipation der Stände. 

Die von den schwäbisch-österreichischen Landständen aufgebrachten Steuern er­

scheinen nur selten in den Einnahmebüchern der Tiroler Kammer, zumeist deshalb, 
weil sie schon in den Vorlanden zur Begleichung von Amtsnotwendigkeiten, ScE.yl-

49 HSTA ST B 30 Bü 41· p. 18-23 
lO HSTA ST B 30 Bü 40· p. 56f., 64-67; GLA 79/ 175 1; für das frühe 17 . Jahrhundert s. SA 

Rado1fzell XlII, 3, 1 
II Raitung der schwäbisch-österreich ischen Landstände 1607-1612, 1615 (SA Rado1fzell 

XliI, 3, 1) 
l2 1584 (HSTA ST B 30 Bü 40· p. 56f.); 1591 (Ebd. p. 64-67); 1595/ 96 und 1597 (GLA 

79/ 1751) 
l3 SA Radolfzell XIII, 3, 1 
l4 Ebd. 
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den, Antizipationen u. ä. verbraucht wurden. Dabei spielte es nur eine untergeord­
nete Rolle, unter welcher Zweck bestimmung - Hilfe für die landesherrliche Kam­
mer oder Türkensteuer - die Gelder bewilligt worden waren . Mitunter konnte es zu 
grotesken Situationen kommen, wenn etwa der Landschreiber der Herrschaft Ho­
henberg sich weigerte, die von ihm im Auftrag der Herrschaft eingezogene Türken­
steuer, wie vom Steuerkommissar - dem Landschreiber in Schwaben - verlangt, 
nach Ehingen zu liefern, weil er vermutete, daß Lauterius sie für sein in Zahlungs­
schwierigkeiten gekommenes Landschreibereiamt verwenden wollte und er sie im 
Grunde für Zinszahlungen, die auf sein eigenes Amt verwiesen worden waren, nöti­
ger brauchte 55. 

Wie wichtig bei der Steuerverraitung mit den Ständen die pünktliche Erfüllung al­
ler Formalien war, ergibt sich aus der Tatsache, daß einige Stände 1597 ihre Gelder 
für den fälligen ersten Termin der Türkenhilfe zwar nach Ehingen brachten, sie aber 
wieder mit n~ch Hause nahmen, weil man ihnen noch keine kaiserliche Beglaubi­
gung des Landtagsabschieds vorlegen konnte 56. 

Unter Erzherzog Ferdinand haben die Rechnungsausschüsse der Stände in der 
Regel ihre Gelder, insbesondere die Zinszahlungen, mit dem Generaleinnehmer der 
vorderösterreichischen Regierung in Ensisheim, damals Martin Tüffer, verrech­
net 57. Nachdem Kaiser Rudolf die Verwaltung der Vorlande an sich gezogen hatte, 
mußten sie auf Anweisung des Innsbrucker Kammerpräsidenten ihre Türkenhilfe 
des Jahres 1599 mit dem Reichspfennigmeister Zacharias Geizkofler abrechnen 58 . 

Unter Erzherzog Maximilian und Erzherzog Leopold gingen dann die Zinszahlun­
gen zum großen Teil an den Zinsrichter der schwlibisch-österreichischen Landstlin­
de im Elsaß, Sund- und Breisgau. Es waren dies Christoph Knauß, J.u.Lic. und 
Pfahlbürger zu Freiburg (1606-1617), sein Stiefsohn Adam Sulger, J .u.Lic . 
(1617/ 18) und Georg Meyer, Obristmeister der Stadt Freiburg (ca. 1620). Nach dem 
Dreißigjährigen Krieg ließ sich auch dieses Amt nicht mehr nachweisen 59. 

4.5. DIE LANDSTÄNDISCHEN STEUERN VON 1573 BIS 1619 

Die schwäbisch-österreichischen Stände hatten 1573 von Erzherzog Ferdinand 
250 000 fl Schulden zur Verzinsung und Tilgung übernommen. Allein der Zinsen-

55 Schreiben vom 18. und 20. Dez. 1597 (LRAI Sammelakten Reihe A, Abt. 4 Lage 5 Nr. 7 
u.8) 

56 Schreiben des Michael Lauterius vom 11. Okt. 1597 (GLA 79/ 175 1) 
57 Am 17 . Febr. 1584 übergab der Radolfzeller Bürgermeister Hans Beckh gen. Frey dem 

Generaleinnehmer der Vorlande Martin Tyffer (Tüffer) 700 fl Zinsen (HSTA ST B 30 Bü 40· 
p.50) 

58 Brief des Zacharias Geizkofler vom 13. April 1599 (LRAI Sammelakten Reihe A Abt. 4 
Lage 5) 

59 SA Radolfzell XIII, 3, 1-4 
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dienst erforderte bei der damals üblichen fünfprozentigen Verzinsung einen jährli­
chen Steuereingang von 12500 fl; bei einer Ablösung des Kapitals in rund fünfund­
zwanzig Jahren waren zunächst jährlich weitere 10 ()()() fl nötig. Zur Verzinsung und 
Tilgung der Schulden hätten die Stände also jährlich rund 25 ()()() fl Steuern einzie­
hen müssen, da ja Einzug und Verwaltung der Gelder zusätzliche Ausgaben nötig 
machten. Dafür standen ihnen zwei Steuerarten zur Verfügung, einmal die direkte 
Raissteuer, die nach dem üblichen Söldenfuß auf die einzelnen Stände umgelegt 
wurde, und dann als indirekte Steuer der Maßpjennig, den die Stände 1563 erstmals 
bewilligt hatten und der ihnen 1573 zur Abzahlung der übernommenen Schulden 
überlassen worden war. 

Die Raissteuer 

Die Raissteuer wurde nach der folgenden, erstmals für 1589 überlieferten Matri­
kel auf die einzelnen Stände umgelegt. Dabei entsprach die Verteilung der Sölden 
nicht unbedingt der aktuellen wirtschaftlichen Situation der einzelnen Stände, son­
dern sie spiegelte, wie oben gezeigt werden konnte, in vielen Elementen Zustände 
des frühen 16. Jahrhunderts wider 60: 

Herrschaft Söld Prozentualer Anteil 

Hohenberg 150 23,00/0 
Landvogtei Schwaben 100 15,4070 

Landgrafschaft Nellenburg 40 6,2% 
Ehingen (mit Sche1k1ingen und Berg) 40 6,2% 
Grafschaft Kirchberg (mit Pfaffenhofen, 
Marstetten und Buch) 38 5,9% 

Stockach 13 2,0% 

Tengen 7 1,0% 
Weißenhorn 15 2,3% 
GUnzburg 15 2,3% 

Burgau 10 1,6% 

Radolfzell 25 3,9% 
Wald see 20 3,1% 

Riedlingen 20 3,1% 

Saulgau 20 3,1% 
Mengen 20 3,1% 

Munderkingen 20 3,1% 

Aach 7 1,0% 

Sei f riedsberg 20 3,1% 

Warthausen 15 2,3% 

Veringen 10 1,6% 

60 HSTA ST B 30 Bü 40·; Die gleiche Matrikel für 1594 ohne Sigmaringen und Biberbach 
SA Wa 394 
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Herrschaft Söld Prozentualer Anteil 

Sigmaringen 25 3,9070 
Biberbach 12 1,8% 
Krumbach 7 1,0% 

Zusammen 649 100,0% 

Den weitaus größten Anteil des Steueraufkommens trugen die nicht verpfändeten 
Kameralherrschaften und Städte Hohenberg, Landvogtei Schwaben, Landgraf­
schaft Nellenburg, Stockach, Aach, Tengen, RadolfzelJ, Günzburg, Burgau und 
Ehingen mit 407 Söld (631170). Auf Hohenberg (mit Ober- und Niederhohenberg, 
Rottenburg, Horb, Schömberg und Binsdorf) entfiel fast ein Viertel der gesamten 
Sölden; die Landvogtei Schwaben mit annähernd der gleichen Kontribuentenzahl 
hatte nur ein Siebentel der Bewilligungen zu übernehmen 61. Der Anteil der Städte 
C)JIl Steueraufkommen ist wegen der gemeinsamen Umlage der Steuer auf Hohen­
berg, Weißenhorn, Ehingen mit seinen Pfandschaften und Sigmaringen nicht gen au 
festzulegen, betrug aber, wie ein Vergleich mit späteren Matrikeln zeigt, nicht weni­
ger als 230 Söld (36%). 

Die Raissteuer war zweimal jährlich zu entrichten, jeder Termin sollte 3095 fl 
50 kr ergeben, wobei auf einen Sold etwa 4 fl 50 kr kamen. Mit rund 7 200 fl konn­
ten also rund ein Drittel der benötigten Summe für Verzinsung und Tilgung aufge­
bracht werden. Dieser Ansatz war zunächst mäßig, so daß Ungleichgewichtigkeiten 
bei der Söldenzumessung für die einzelnen Stände noch keine große Rolle spielten; 
sie mußten dann aber gravierend und zumBtreitpunk.t werden, wenn auf Grund er­
höhter Anforderungen sich die Steuerquote für jeden Sold fühlbar erhöhte. Da die 
Stände verschiedentlich doppelte Termine einzogen, erbrachte die Raissteuer in den 
ersten 15 Jahren nach dem Landtag von 1573 108918 fl, das sind jährlich 7 261 fl62 . 

Der Maßpfennig 

Der Maßpfennig, eine indirekte Verbrauchssteuer von einem Pfennig je ausge­
schenktem Maß Wein, gehörte unter den verschiedensten Namen wie Rappenpfen-

61 Die Landvogtei Schwaben hatte nach einer Angabe der Landvogteibeamten vom 19. Jan. 
1581 2760 steuerbare Personen außer den Dienstknechten und ledigen Personen. 718 Kontri­
buenten hauen Höfe und GUter, 524 hauen halbe Höfe und GUter, 780 besaßen Seldnerhäuser 
und 738 waren arme Tagwerker. (J. YOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 57). Die Mannschaft Ho­
henbergs betrug 1591 nach den berichtigten Angaben der Musterungsliste 2 548 Personen (im 
Original 2647). (K. O. MÜLLER, Die Musterregister S. 161). Die Kontribuentenzahl Hohen­
bergs lag also rund 8070 niedriger, sein Steueranteil aber um 32 "70 höher als der der Landvogtei 
Schwaben. 

62 HSTA ST B 30 BU 40' p. 37 
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nig oder böser Pfennig zu den fiskalisch beliebtesten Steuern in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts. Er erbrachte zunächst überall hohe Erträge - in Vorderöster­
reich im Jahre 1568 nach Abzug der Einzugskosten noch 278 100 fl [!]. in 
Schwäbisch-Österreich 1580 9 664 fl, drei Jahre später 12 439 fl, womit er die Er­
trägnisse der Raissteuer nicht unwesentlich übertraf 63. Schon kurze Zeit später ver­
minderten sich die Ablieferungen jedoch beträchtlich. Da man zunächst Unkorre~t­
heitenl>eim Einzug vermutete, versuchte Ferdinand auf dem Verordnungsweg Bes­
serungen zu erreichen. So ließ er den Ständen 1589 eine erneuerte Maßpfennigord­
nung aushändigen 64. Zwei Jahre später verlangten die Stände, um Betrug zu er­
schweren, daß die ihnen vorgelegten Maßpfennigabrechnungen von den lokalen 
Obrigkeiten unterzeichnet werden sollten 6S. Der Erfolg war nur gering; die Stände 
machten dafür Mängel beim Einzug der Steuer wie auch die Abnahme von Handel 
und Verkehr verantwortlich, was sicher zum Teil richtig ist. Die generelle Abnahme 
des Ertrags dieser Steuer in Schwaben, Vorderösterreich und Tirol deutet aber auch 
auf eine Änderung der Konsumgewohnheiten, den vermehrten Verzehr von Bier 
und Most, wie auch auf eine Absatzkrise des Weins hin 66. Um dieser Entwicklung 
entgegenzutreten, bewilligten die Stände im Jahre 1595 eine zusätzliche Steuer auf 
das Bier von je einem Heller je Maß, die jedoch den Ausfall bei dem Maßpfennig 
nicht ersetzen konnte 67. 

Von 1573-1619 nahmen die Stände auf Grund des Maßpfennigs, dann des Maß­
pfennigs und Bierhellers, 390 079 fl ein 68 ; dies entspricht einer jährlichen Steuer von 
rund 8 500 fl. Selbst wenn also in dieser Zeit keine weiteren Anforderungen an die 
Stände gestellt worden wären, hätten sie die 1573 übernommenen Schulden n~­
zinsen, kaum aber tilgen können. In Wirklichkeit aber mußten sie weitere Schulden 
übernehmen und dazu erhebliche zusätzliche Steuern für den Türkeiikrieg erbrin­
gen, so daß die Schulden eher zu- als abnahmen. Die Relation der einzelnen Steuer-

63 J. BADER, Breisgauische Stände S. 97f.; HSTA ST B 30 Bü 368 
64 HST A ST B 30 Bü 40" p. 64-67 
6S Landtag vom 5.-8. Mai in Ehingen (HSTA ST B 30 Bü 41" p. 18-23) 
66 In Tirol war die Landschaft, als sie 1577 endlich doch den Maßpfennig einführte, von ei­

nem jährlichen Ertrag von 30 000 fl ausgegangen, den sie an die landesfürstliche Kammer ab­
führte, wofür ihr der Maßpfennig in Händen gelassen wurde. In Wirklichkeit gingen jährlich 
nur etwa 18 000 fl ein, so daß die Landschaft für den Rest aufkommen mußte. 1587 waren die 
Erträgnisse auf knapp 11 000 fl abgesunken, wofür die Steuerkompromissarien den Verfall 
der Bergwerke, die Abnahme des Verkehrs, aber auch Betrug beim Einzug des Maßpfennigs 
verantwortlich machten. (T. v. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 153-155). Auffällig ist , 
daß der Maßpfennig in Schwäbisch-Österreich vor seiner Abnahme 1585 mehr als in ganz Ti­
rol ertrug. In Vorderösterreich soll der Rappenpfennig 1568 insgesamt 299 106 fl und nach 
Abzug der Einzugskosten von 21 000 fl noch 278 188 fl Reinertrag eingebracht haben. 1589 
dagegen war der Ertrag schon so weit gesunken, daß die Stände 16000 fl aufnehmen mußten, 
um die Zinsen für die auf dem Maßpfennig ruhenden Schulden zu bezahlen. (J. BADER , Breis­
gauische Stände S. 97 f.) 

67 Landtag in Ehingen am 8. Mai 1595 (HST A ST B 30 Bü 41" p. 26 f.; SA Wa 394) 
68 HSTA ST B 30 Bü 368 
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arten läßt sich aus dem Haushalt der Stände von 1606/ 07 entnehmen. Die Einnah­
men für dieses Jahr betrugen rund 23 000 fl. Davon waren Einnahmen aus der Rais­
steuer 12 116 fl (531110), aus dem Maßpfennig 8 541 fl (37%), aus dem Bierheller 
710 fl (3%), der Rest waren Haushaltsüberträge 69. Die Bedeutung der indirekten 
Steuer gegenüber der direkten Raissteuer war also erheblich zurückgegangen. Mit 
dem Einsetzen des Dreißigjährigen Krieges in Schwaben im Jahre 1632 stellten die 
Stände die Zahlung von Maßpfennig und Bierheller an die ständische Kasse ganz ein 
und konnten erst 1659 durch scharfe Maßnahmen der Regierung Erzherzog Ferdi­
nand Karls zur Wiederaufnahme der Lieferung nach Ehingen gebracht werden 70 . 

4.6. KONFLIKTE UM DAS STEUERWESEN DER LANDSTÄNDE 

Bei der Übernahme der Schuldensumme von 250 000 f1 durch die Landstände wa­
ren offensichtlich sowohl die landesherrlichen Beamten wie auch die Stände selbst 
davon ausgegangen, daß die Tilgung der Schulden in einem zeitlich überblickbaren 
Rahmen abgeschlossen werden könnte; aus der Perspektive der Stände, weil man 
hoffte, danach wieder von Steuerzahlungen frei zu sein, aus der Sicht der landes­
herrlichen Beamten, weil die Steuerkraft der Landstände wieder für andere Zwecke 
genützt werden sollte. Die Tatsache, daß dieses Ziel nicht erreicht wurde, löste Un­
zufriedenheit bei den Ständen wie Unwillen bei der Innsbrucker Regierung, nament­
lich auch bei den Beamten in Schwaben aus, wo gerade die Landschreibereiämter in 
Hohenberg, Nellenburg und der Landvogtei Schwaben durch landesherrliche Schul­
denzuweisungen völlig überlastet waren und man deswegen von den Ständen eine 
ergiebige Hilfe erhoffte. Auf der Seite der Landstände versuchte man durch Ver­
minderung der Einzugskosten, Verkleinerung der Zahl der Ausschußorte und Ver­
kürzung der Sitzungen - die Projekte wurden oben dargestellt 71_ die Abzahlun­
gen zu beschleunigen, während die landesherrlichen Kommissare in besserer Kennt­
nis der weit höheren, durch Einsparungen nicht zu befriedigenden Geldbedürfnisse , 
das gesamte Steuersystem der Stände in Frage stellten und andere Modalitäten des 
Steuereinzugs und der Steueraufbringung vorschlugen. 

Der erste Anlaß zu einer grundSätzlichen Diskussion über das landständische 
Steuerwerk war die Konsequenz neuerlicher Schuldübernahmen durch die Land­
stände. Im Jahre 1588 forderte Ferdinand, daß die schwäbisch-österreichischen 
Landstände weitere 150000 f1 auf sich nehmen sollten, wovon sie ihm 120000 f1 be-

69 SA Radolfzell XIII, 3, 1. Die Zweijahresrechnung wurde hier zum besseren Vergleich mil 
dem halben Ansatz genommen. 

70 LRAI Pestarchiv XXII 170 Nr. I und 2 
71 S. O. S. 127f. 
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willigten 72. Diese beiden Summen von 1573 und 1588 bildeten den wesentlichen 
Grundstock der ständischen Schulden, denn die späteren Schuldübernahmen -
1594 in Radolfzell nochmals 6 000 fl 73 und unter Erzherzog Maximilian in Konstanz 
weitere 20 000 fl 74_ lagen weit unter den früheren Bewilligungen. 

Am 8. Mai 1589, sieben Monate nach der neuerlichen Schuldübernahme, beriefen 
die Steuerkommissare Wendler von Pregenroth und Michael Lauterius die Stände 
zu einer Tagsatzung nach Ehingen, um mit ihnen die neue Situation zu peraten, wie 
mit jueglicher gelegenheit und muglichster Verschonung deß Armen Mans zue er­
haltung h6chstermelts FlDlt . . Reputation, auch thrauens und glaubens verzinst 
und, soviel möglich, geledigt werden, auch wie Maß- und Weinpjennig in guter 
Ordnung mit möglichst wenig Kosten eingezogen werden können 75. 

Bei der Bestandsaufnahme stellte sich heraus, daß die schwäbisch-öster­
reichischen Stände bis zu diesem Zeitpunkt rund 60 000 fl abgezahlt hatten, was ei­
ner jährlichen Rückzahlung von etwa 3750 fl entsprach. Zusammen mit den Zinsen 
hatten die Stände jährlich also etwa rund 16 000 fl für Verzinsung und Tilgung auf­
gebracht. Mit den neu übernommenen Verschreibungen betrugen 1589 die Schulden 
der Stände 310 396 fl . An Zinszahlungen waren dafür nunmehr jährlich 15 5l2..fl 

notwendig. Für den Steuereinzug, der zu Lasten der Stände ging, mußten an Liefer­
geIdern, Zehrung und anderen Geldern weitere 1480 fl aufgewendet werden. An die 
Stadt Horb waren wegen des erlittenen Unwetterschadens als Ausgleich jährlich 
1000 fl abzuführen 76, so daß der jährliche Geldbedarf mit etwa 18000 fl anzusetzen 
war. Nach dem bisherigen Modus reichten die Steuereingänge also nicht einmal 
mehr zur Verzinsung der übernommenen Schulden, geschweige denn zu ihrer Til­
gung aus. 

Die Steuerkommissare machten deswegen zwei Lösungsvorschläge. Entweder 
sollten die Stände die gesamte Schuldensumme auf jeden einzelnen Stand entspre­
chend seinem Söldenquantum verteilen und ihm innerhalb von 10 bis 20 Jahren 
selbst zur Verzinsung und Tilgung überlassen, so daß die Landstände als Korpus 
wieder schuldenfrei gewesen wären, oder sie sollten die nötigen Gelder durch eiri'~ 
Verdoppelung der direkteIl. Steuer auf 9 fl40 kr je Sold aufbringen 77. 

72 Landtag in Riedlingen am 10. Okt. 1588 (HSTA ST B 30 BU 41" p. 70-77) Die arlbergi­
sehen Stände hatten im Jahr zuvor 34200 n Ubernommen, die Ferdinand in 15 Jahren zurUck­
zuzahlen versprach und dafUr schon vielfach verpfändete Einnahmen aus dem Salzmeieramt 
in Hall versetzte. (A . BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 149f.). Die Tiroler Stände Uber­
nahmen 1590 nur 200 000 n und knUpften daran die Bedingung, daß die RUckzah lung der lan­
desherrlichen Schulden an keine Frist mehr gebunden sein sollte. (T. v. SARTORI. 
MONTECROCE, Steuerwesen S. 156f.) 

73 Landtag in Radolfzell vom 14. Febr. 1594 (HSTA ST B 30 BU 368) 
74 Landtag in Konstanz vom 29. Aug. 1613 (HSTA ST B 30 BU 42" p. 56-59') 
75 SA Wa 396 
76 Rezeß vom 16. Okt. 1585 (SA Wa 396; HSTA ST B 30 BU 40" p. 59-62) 
77 HST A ST B 30 BU 40" p. 59-62 
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Auf den ersten Teil des Vorschlags gingen die Stände berechtigterweise nicht ein. 
Einmal hätte seine Verwirklichung bedeutet, daß der institutionelle Fortschritt, den 
die Stände seit 1573 gemacht hatten, wieder aufgegeben worden wäre, zum anderen 
waren die Schulden, die die Stände zur gemeinsamen Verzinsung auf den bei den 
Landtagen übernommen hatten, zu über zwei Dritteln Anleihen, die die Habsburger 
im 15. und frühen 16. Jahrhundert bei den Untertanenverbänden ihrer schwäbi­
schen Herrschaften gemacht hatten und die zumeist schon in den Besitz der Kom­
munen oder der städtischen Spitäler übergegangen waren, und nur zu knapp einem 
Drittel Gelder, die im Elsaß zu verzinsen waren 78 . Bei einer Verteilung dieser Schul­
den nach dem Söldenschlüssel hätten die einzelnen Stände entweder sich selbst ihr 
eigenes Kapital verzinsen und tilgen oder auf das Kapital gänzlich verzichten müs­
sen. 

Als Sprecher der Stände machte deswegen der Riedlinger Stadtschreiber einen Ge­
genvorschlag. Nach dem in Konstanz 1573 beschlossenen Schlüssel konnten jährlich 
nur 6 181 f1 an direkter Steuer eingehen; in Wirklichkeit waren es noch um 1888 f1 
weniger, da sich Sigmaringen nach dem Urteil des Reichskammergerichts vom 3. 
September 1588, mit dem seine Besteuerung dem Reich zugesprochen worden war, 
weigerte, weiter seinen Anteil an der österreichischen Kontribution zu bezahlen 79. 

Entweder - so Rhauchs Vorschlag - sollten die Stände die in Konstanz beschlosse­
ne Anlage verdoppeln, so daß der Steuerertrag von 12400 f1 zusammen mit dem 
Maßpfennig ausgereicht hätte, die ständischen Schulden zu verzinsen, oder man 
müßte auf den Konstanzer Fuß von 4 f1 50 kr je Söld und den unsicheren Maß­
pfennig ganz verzichten und jeden Söld mit 19 fl pro Termin belegen. Die Stände 
konnten dann mit jährlichen Einnahmen von 23 636 f1 rechnen. Selbst wenn die 
Herrschaft Sigmaringen weiterhin ihren Anteil verweigern würde, hätten über die 
Verzinsung hinaus noch weitere 5000 f1 zur Tilgung zur Verfügung gestanden. 

In der endgültigen Einigung gingen die Landstände nicht so weit, wie es in dem 
Projekt Rhauchs vorgesehen war. Statt der dort vorgesehenen jährlichen 38 f1 je 
Söld einigte man sich darauf, auf jeden Sold nur 27 f1 30 kr im Jahr zu legen und mit 
den eingehenden 18000 f1 Zinsen und Einzugskosten zu decken. Die neue Bewilli­
gung wurde jedoch an die Bedingung geknüpft, daß die umstrittenen Stände Sigma­
ringen, Biberbach, Krumbach und Erbach wieder wie früher zur Steuerleistung ge­
bracht würden 80 . In zwei Suppliken wandten sich die Stände zudem an Erzherzog 
Ferdinand, um darauf zu dringen, daß die bewilligten Gelder auch wirklich zur Ab­
lösung der Schulden verwendet würden. 

78 Vgl. die Jahresrechnung 1606/07 (SA Radolfzell XIII, 3, I) . Nach der Aufstellung anläß­
lieh des Landtags von 1604 besaßen folgende Stände Schuldverschreibungen: Ehingen 
5"4300 n, Hohenberg 60 300 n, Radolfzell 18500 n, Munderkingen 29500 n, Riedlingen 
2000 n, Biberbach 1500 n, GUnzburg 21 000 n und die Landvogtei Schwaben 16 850 n, zu­
sammen 203 905 n. Der Zinsrichter im Elsaß, Breisgau und Sundgau Christoph Krauß verzin­
ste 105 400 n (LRAI HS 789 p. 75-91) 

79 Vgl. Anh . III 
80 HSTA ST B 30 BU 40' p. 74-77 
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In der Folge pendelte sich der ständische Haushalt bei etwa 21 000 fl jährlich ein 
(Zweijahresraitung 1593/ 94: 43 228 fl; 1595/ 96: 43 292 fl; 1606/07: 46 427 fl; 
1609/10: 51066 fl) 81. Jede weitergehende Forderung mußte deswegen anders finan­
ziert werden oder zur Einstellung des Schulden dienstes führen. So verlangte Kardi­
nal Andreas als Statthalter Ferdinands auf dem Riedlinger Landtag von 1594, daß 
die Landstände die im Auftrag Kaiser Rudolfs geforderte Türkenhilfe als Vermö­
genssteuer umlegen und zusätzlich weitere 3000 fl aus dem Maßpfennig, ein gutes 
Drittel dieser Steuer, auf zehn Jahre für die verschuldete Landvogtei Schwaben be­
willigen sollten 82. Eine Leistung für die Landvogtei verweigerten die Stände völlig, 
da sie sonst für ihr Steuerwerk, den Schuldendienst, den vierfachen Konstanzer Fuß 
erheben müßten. Die Einführung einer zusätzlichen Vermögenssteuer lehnten sie 
ebenfalls ab, sondern verteilten die bewilligte Türkensteuer - nach der Zustim­
mung der landesherrlichen Kommissare - wiederum dem Söldenansatz nach unter 
sich auf 83 . 

Nunmehr, nach der erneuten Erhöhung lief. direkten Steuer, machte sich die Dis­
proportionalität des Söldenschlüssels immer deutlicher bemerkbar. Schon beim 
Maßpfennig waren die Städte wegen ihrer guten Einnahmen bei den Wochen- und 
Jahrmärkten die größeren Steuerzahler; es verdroß sie, daß diese Summen alleine 
für den Schuldendienst verwendet wurden und sie zusätzlich für die Türkensteuern 
noch erhebliche direkte Steuern aufbringen mußten. So wandten sich die Landstän­
de in einem von zwölf Ständen gesiegelten starckhen ungewohnlichen Schreiben, 
darunder gleichsam ungebührliche wort gebraucht worden waren, an die Inns­
brucker Regierung und forderten darin, daß die doppelte Söldenanlage eingestellt 
und dafür auch der Maßpfennig für die Türkensteuer verwendet werden sollte. Die 
Wortführer der beschwerdeführenden Stände waren hauptSächlich die Städte: Ehin­
gen, Munderkingen, Saulgau, Riedlingen, Waldsee, Radolfzell, Rottenburg und 
Horb 84. Eine Gegenposition entwickelten die Landschaften der Landvogtei Schwa­
ben und Nellenburgs, darin bestärkt von den mit der Untersuchung dieser Angele­
genheit beauftragten Amtleuten der Landgrafschaft Nellenburg. Sie fürchteten, daß 
die Städte ihre Gebühren über den Maßpfennig leicht aufbringen könnten, sie dage­
gen ihre Untertanen hoch belegen müßten. Die Amtleute argumentierten, daß die 
Schulden in wenigen Jahren stark vermindert werden könnten, wenn der Maßpfen­
nig weiterhin zur Ablösung der Schulden verwendet würde, und so auch in wenigen 
Jahren nicht mehr die doppelte, sondern nur noch die einfache Anlage benötigt 
würde. Erstaunlicherweise kannten 1596 weder die Innsbrucker Regierung noch die 

81 Replik der Landstände auf dem Landtag vom 20. April 1597 (GLA 79/ 1751); SA Radolf-
zell XIII , 3, I) 

82 Landtagsakten vom 14.-18 . FebL 1594 (LRAI Pestarchiv XXV 52) 
83 SA Wa 394 
84 Schreiben der Amtleute in Nellenburg Reimund Walch, Amtmann, Jeremias Dornsper­

ger, Landschreiber, und Christoph Bluom, Einnehmer, vom 22 . April 1596 (LRAI Sammelak­
ten Reihe A Abt. IV Lage 3) 
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Nellenburger Beamten die genauen Vorgänge innerhalb der Stände. Mit einiger 
Empörung teilten die Nellenburger Amtleute der Regierung mit: Als der Einnehmer 
der Landgrafschaft Christoph Blum im Jahr zuvor auf Wunsch des Erzherzogs an 
der Sitzung der Ausschüsse teilnehmen wollte, sei dieses Verlangen von allen Aus­
schüssen, einschließlich der der Landvogtei Schwaben, obwohl sie Diener des Lan­
desfürsten waren, abgeschlagen worden, weil man seine Vollmacht durch die Land­
schaft der Landgrafschaft Nellenburg nicht anerkannt hatte 8~. 

Für die Türkensteuer des Jahres 1597 brachte die oberösterreichische Regierung 
in Innsbruck nochmals eine 0,17 prozentige Vermögenssteuer in Vorschlag (auf 
100 fllO kr), doch rückte sie davon schon auf Grund eines Gutachtens der vorgese­
henen Landtagskommissare Dr. Gall Hagen und Michael Lauterius wieder ab 86. 

Das Steuersystem der Stände blieb also trotz aller Änderungsversuche in seinen 

Prinzipien unverändert so bestehen, wie es 1573 beschlossen worden war. Eine Ab­
zahlung der übernommenen Schulden war zunächst erfolgreich in Angriff genom­
men worden. Mit der weiteren Schuldenübernahme von 1588 geriet sie zunächst ins 
Stocken und nach den umfangreichen Türkensteuerbewilligungen seit 1594 wäre sie 
nur noch mit erheblichen zusätzlichen finanziellen Leistungen möglich gewesen. Die 
Amtleute der Landgrafschaft Nellenburg vermuteten 1596, daß die Stände an einer 

solchen Ablösung kein Interesse hatten, aus der Sorge heraus, daß ihnen bei einer zu 
schnellen Ablösung nur neue Lasten aufgebürdet würden. Dies mag zum Teil richtig 
sein, eher ist es aber so, daß die Stände zu Ende des 16. Jahrhunderts bis an die 
Grenzen ihrer Möglichkeiten mit Steuern belegt waren 87. 

4.7. DIE AUSWEITUNG DER SCHWÄBISCH-ÖSTERREICH ISCHEN LAND­
STÄNDE BIS 1619. DIE LANDSTÄNDE ZWISCHEN KAISERLICHEN UND 

LANDESHERRLICHEN INTERESSEN 

Am 24. Januar 1595 starb Erzherzog Ferdinand , ohne erbberechtigte Nachkom­
men zu hinterlassen 88 . Um die Übernahme der Herrschaft in Tirol und den Vorlan­

den entspann sich ein längerer Streit; während Kaiser Rudolf das Erbe Ferdinands 
ungeteilt übernehmen und im Namen des Gesamthauses regieren wollte, plädierte 
Erzherzogin Maria als Vertreterin der Interessen der Steirer Linie für eine Teilung 
des Landes. Im Frühjahr 1596 einigte man sich endlich nach langen Verhandlungen, 
daß der Kaiser die Erbhuldigung in seinem und der anderen Erbberechtigten Namen 
vornehmen und das Land bis zu einem Hauptvergleich regieren sollte, da man bei ei-

8~ Ebd. 
86 20. Dez. 1596 (GLA 79/ 1750) 
87 Ebd. 
88 J . HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd. 2 S. 517-519 . Zu seinen Söhnen vgl. E. WIDMOSER, 

Markgraf Karl von Burgau S. 269-284; D ERS. , Kardinal Andreas von Österreich S. 249-259 
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ner weiteren Verzögerung der Huldigung l:fnntlHm des gemeinen Mannes befürchte­
te. Erzherzog Matthias wurde zur Vornahme der Erbhuldigung nach Tirol und den 
Vorlanden gesandt. Anfang August fand der Landtag der Tiroler Stände in Inns­
bruck statt, wo jener Mühe hatte, daß die Huldigung, die nicht auf einen bestimm­
ten Landesfürsten, sondern auf alleErbberechtigten lautete, akzeptiert wurde. Am 
26. August verließ Matthias Innsbruck, um der Reihe nach die Huldigungslandtage 
in Freiburg, Konstanz und Bregenz zu besuchen 89. Der Landtag der schwäbisch­
österreichischen Stände sollte zunächst am 23. September in...Kons.trnz stattfinden, 
wurde dann auf Ende September verschoben und am I. Oktober eröffnet 90. Mat­
tltias forderte die Huldigung für den Kaiser und dero anderen mit Interessierten, 
doch auch hier beklagten sich einige der Stände über die Form des Eides bei den bei­
den Gesandten, dem kaiserlichen Rat GaU Hagen und dem Rat und Hofsekretär Ge­
org Schrödtlen, darilber sich wolermelter Rath etwaß entsetzt, sich dessen beclagt 
und erklärte, das Mißtrauen wäre völlig unberechtigt. Die Form des Eides wäre üb­
lich, von kaiserlichen Räten und auch von der tirolischen Kammer geprüft 91. Die 
Stände leisteten daraufhin die Huldigung; bei den umstritt-enen Ständen gab es je­
doch die üblichen Schwierigkeiten. Die Truchsessen von Waldburg erklärten, ihre 
Untertanen seien nicht huldigungspflichtig, und Graf Karl von Zollern uptersagte 
seinen Sigmaringer Untertanen den Besuch des Konstanzer Landtags und die Lei­
stung des Eides. Als deswegen einen Monat später eine eigene Kommission beauf­
tragt wurde, die Huldigung in den zollerischen Lehensherrschaften nachzuholen, er­
klärte Karl von Zollern, seine Veringer Untertanen hätten die schuldige Huldigung 
auf dem Konstanzer Landtag ber 'ts geleistet. Was aber die Grafschaft Sigmaringen 
und die darin gelegenen Klöster anbeträfe, so hätte er zwar die kaiserlichen Aus­
schreiben erhalten, bei ihm jedoch Einwänd~dagegen erhoben, auf Grund derer'der 
Kaiser ihm eine Resolution zugesagt habe. Sie erfolgte jedoch nicht, so daß die Fra­
ge zunächst offen blieb 92 . 

Auch die Vielzahl anderer anstehender Probleme unter den schwäbisch­
österreichischen Landständen fand unter diesen Umständen keine Lösung. Eine 
Änderung trat erst ein, nachdem Kaiser Rudolf seinen jüngsten Bruder, Erzherzog 
Maximilian IH., im Jahre 1602 zum Gubernator über die ober- und vorderösterrei­
chischen Lande einsetzte 93. Maximilian setzte sich energisch für die Wahrung der 
landesherrlichen Gerechtsame auch in den Vorlanden ein und unterstützte und för-

89 J. HIRN, Tirols Erbteilung S. 271-300 
90 Rezeß des Landtags vom I. Okt. 1596 (GLA 79/ 1750; SA Wa 394) 
9 1 Undatiertes Notabile (1596) (SA Wa 394) 
92 Die Kommissare waren Jakob Andreas von Brandis, o. ö. Regimentsrat, Hans Christoph 

von Stadion, v. ö. Kammerrat , und Adam Keller von Schlaitheim, Verwalter der Landgraf­
schaft Nellenburg, 9. Nov. 1596. Schreiben Karls von Zollern vom 12. Jan 1597 (GLA 
79/ 1750) 

93 J. HIRN, Tirols Erbteilung S. 351-354; DERS., Die ersten Versuche S. 255f.; DERS., Erz­
herzog Maximilian Bd . I S. 19f. 
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derte alle entsprechenden Forderungen der schwäbisch-österreichischen Stände, 
doch blieb er bis zum Tode Rudolfs im Jahre 1612 in allen wichtigen Regierungs­
handlungen an die Zustimmung seiner Brüder gebunden. Erst danach konnte er in 
jeder Richtung frei handeln. Die Entwicklung der schwäbisch-österreichischen 
Landstände in dieser Zeit war im wesentlichen von drei Aspekten bestimmt: einmal 
von der Intensivierung des landständischen Zeremoniells, die zum Teil schon unter 
Erzherzog Ferdinand begonnen hatte, dann von einer außerordentlichen USYll!i­

tung ihrer Steuer!eistungen wegen der neu ausgebrochenen Türkenkriege, durch die 
die finanziellen Belastungen ein bisher nicht gekanntes Ausmaß erreichten, und 
schließlich durch zähe, im Einklang mit dem Gubernator, oft aber gegen den Kaiser 
geführte Bemühungen um die Einbeziehung aller österreichischen Besitzungen in 
Schwaben in den Kreis der Landstände. 

Die Intensivierung des landständischen Zeremoniells 

Nur in der Zeit von 1573 bis 1627 wurden die Landtage der schwäbisch­
österreichischen Landstände von ihren Landesherrn oder von Erzherzögen als Statt­
haltern, kaiserlichen Kommissaren oder Gubernatoren geleitet. In dieser Phase wur­
de landständisches Zeremoniell, durch das sie sich trotz des Fehlens von Prälaten 
und Adel von den übrigen bürgerlich-bäuerlichen Landschaften Oberdeutschlands 
unterschieden, auch bei ihnen üblich. 

Als Erzherzog Ferdinand seine vorländischen Landstände 1573 zur Übernahme 
seiner Kammerschulden bewegen wollte, beschloß er, der besseren Wirkung wegen, 
diese Landtage selbst zu leiten, zum großen Entsetzen seiner Kammer, da für diese 
Reise in die Vorlande Kosten in Höhe von 120 000 fl veranschlagt wurden 94 . Es 
steht außer Frage, daß die dabei entwickelte Pracht auch die schwäbisch­
österreichischen Stände beeindruckt und zu Formen des Landtags veranlaßt hat, die 
bis dahin nicht üblich waren. Erzherzog Matthias erschien zu dem Huldigungsland­
tag von 1596 mit einer Begleitung von 300 Personen und 250 Pferden, wohl fünfmal 
mehr, als der Landtag sonst an Teilnehmern hatte 95. Der Türkensteuerlandtag von 
1594 mit Kardinal Andreas von Österreich, dem Statthalter Tirols und der Vorlan­
de, dauerte eine Woche, vom 13. bis 19. Februar, und ragte dadurch schon unter 
den sonst üblichen landständischen Versammlungen heraus 96. Als zusätzliche Kom­
missare waren bei diesem Landtag die S..2it~en der habsburgischen Beamtenschaft in 
Schwaben anwesend: Dr. GaU Hagen, fürstlicher Rat, der anstelle des tirolischen 
Kanzlers zu dem Landtag verordnet worden war und die Stände beschrieben hatte, 

94 J. HIRN, Erzherzog Ferdinand Bd. I S. 625 
95 1. Okt. 1596 (GLA 79/ 1750) 
96 Protokoll des Landtags von 1594 (LRAI Pestarchiv XXV 23); ein gleiches Bild ergeben 

die Akten des Landtags von 1597 (GLA 79/ 1751) und 1604 (LRAI HS 789) 
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Dietrich von Horb, fürstlicher Rat und Landvogteiverwalter im Burgau, Georg Ha­
bersackh, Rentmeister im Burgau, Michael Lauterius, Rat und Landschreiber in der 
Landvogtei Schwaben, Moriz Spieß, Landweibel daselbst, Christoph Wendler von 
Pregenroth, Rat und Statthalter in Hohenberg, Georg WaJch, hohenbergischer 
Landschreiber, Raimund WaJch, Rat und Amtmann in der Landgrafschaft Nellen­
burg, und Jeremias Dornsberger, nellenburgischer Landschreiber. 

Der Landtag sollte am Montag eröffnet werden; am Sonntag trafen aber schon 
die meisten Deputierten entsprechend dem Ausschreiben ein. Noch am sei ben 
Abend wurden die Ausschüsse zu den österreichischen Beamten bestellt, um mit ih­
nen den Ablauf des Landtags zu besprechen. Man kam überein, daß der Landtag 
nach ~ltem Brauch mit einer Messe beginnen sollte; sie wurde für den nächsten Mor­
gen in der Frühe bestellt. Den Vortrag der Landtagspr-oposition vereinbarte man auf 
dem Rathaus der Stadt Radolfzell; die eigentlichen Verhandlungen sollten erst n~h 
der Verlesung der Proposition beginnen, da erst dann der genaue Kreis der Teilneh­
mer übersehen werden konnte. Nach dieser Beratung wurden die fürstlichen Kom­
missare von Bürgermeister und Rat der Stadt Radolfzell empfangen und ihnen zwei 
Faß Wein, sechs Säcke mit Hafer und fünf göltten allerlei schönen Fischs mit der ge­
bührenden Ehre und Reverenz überreicht. Am nächsten Morgen begann der Land­
tag mit einer Messe in der Pfarrkirche von Radolfzell, die der bischöfliche Kaplan 
zelebrierte. Danach wurde die Proposition im Rathaus von Radolfzell durch Dr. 
GaU Hagen zunächst mündlich vorgetragen und die fürstlichen Kredenzschreiben . 
den Ausschüssen übergeben. Daraufhin verlas der Landschreiber der Landvogtei 
Schwaben, der der Kommission als Sekretär beigegeben war, nochmals die gesamte 
Proposition. Die Ausschüsse baten nunmehr um eine Abschrift und um Zeit zu Be­
ratung, die ihnen als billig zugestanden wurde; sie sollte aber im Plenum und nicht 
gesondert durch die Ausschüsse stattfinden. Zugleich forderten die Kommissare ein 
Verzeichnis der Anwesenden und der Stände, die andere durch Gewaltschreiben für 
sich bevollmächtigt hatten. Am Nachmittag gewährten die Kommissare verschiede­
nen Ständen Audienzen, während der Landtag die Replik beriet, die die Stände am 
nächsten Vormittag den Kommissaren vortrugen. Sie wurde noch am gleichen Vor­
mittag von dem Erzherzog nach seinem Gottesdienstbesuch mit den Räten beraten. 
Man verwarf die gebotene Bewilligung als zu niedrig und verlangte ohne besondere 
Verhandlung eine neue, bessere Antwort der Stände. Diesen Beschluß trug GaU Ha­
gen am Nachmittag dem ständischen Ausschuß vor und versuchte mit anziechung 
allerhand hierzue diennstlichen persuasionen und bewegnußen die Stände zu einer 
besseren Erklärung zu bewegen; der Ausschuß versprach, in diesem Sinn mit den 
Ständen zu verhandeln. 

Der Mittwoch und Donnerstag waren mit weiteren Verhandlungen gefüllt, wobei 
die Stände am dritten Tag um einen mündlichen Vortrag ihrer Vorstellungen gebe­
ten wurden, da die Zeit bereits zu weit fortgeschritten war. Es war dies der Landtag, 
auf dem erstmals eine Vermögenssteuer für die Aufbringung der Türkenhilfe von 
den Ständen gefordert wurde; wegen deren hartnäckigen Weigerung waren die 
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Kommissare bereit, ihre Meinung ad referendum zu übernehmen . Die von den Stän­
den angebotene Höhe der Bewilligung wich allerdings noch '!'feit von der in der In­
struktion der Kommission genannten Summe ab, weswegen ihnen umb mehrerer 
Verfengkhlichhait willen die neu formulierte Forderung der Kommission in Anwe­
senheit des Kardinals persönlich vorgetragen wurde. Danach verhandelte man mit 
ihnen mündlich weiter. Den Freitag begann man wiederum mit einer Messe um sie­
ben Uhr morgens in Anwesenheit des Kardinals, aller Räte und Amtleute und der 
Landstände. Danach wurde mündlich weiterverhandelt; die ständischen Deputier­
ten erbaten sich nochmals Gelegenheit zu internen Beratungen, die ihnen gewährt 
wurde. Nach ihrer Rückkehr beteuerten sie nochmals ihr Unvermögen, die begehrte 
Hilfe zu leisten, erklärten sich aber habenden begirrlichen, getreuherzigsten, gehor­
samisten gemüths und willens bereit, sich über Vermögen anzugreifen. In ihrem An­
gebot lehnten sie die Vermögenssteuer weiterhin ab, verweigerten eine Geldhilfe fOr 
die Landvogtei aus dem Maßpfennig und blieben mit der Höhe ihrer Bewilligung 
noch unter der untersten in der Instruktion der Kommission gesetzten Grenze. Sie 
boten 44 000 fl in vier Jahren, während nach der Instruktion die Steuer wenigstens 
45 000 fl in drei Jahren ergeben sol1te. In nochmaligen Verhandlungen erreichten 
die Kommissare, daß die Stände ihr Angebot wenigstens noch um 1000 fl erhöhten; 
diese Summe nahmen sie dann im Namen des Landesherrn an, alle anderen Bedin­
gungen jedoch nur ad referendum . Die Art der VerhandlungsfOhrung der Stände 
läßt den Schluß zu, daß sie nicht al1ein in äußerst geschickter Weise vorgingen, son­
dern daß ihnen wohl auch auf Grund der Verknüpfung von landesherrlichem Amt 
und ständischem Mandat der Inhalt der Instruktion für die Landtagskommissare 
bekannt war. 

Das erzielte Ergebnis wurde nun vom Landtag förmlich beschlossen. Noch am 
Vormittag löste sich der Landtag in dem Radolfzeller Rathaus auf. Nimmt man die 
Zahlen der Landtagsabgeordneten von 1604 als Grundlage, so waren zwischen 50 
und 60 Deputierte im Jahre 1594 in Radolfzel1 versammelt . Am Nachmittag wurde 
der Abschied ausgefertigt, abgehört und durch die Kommission mit den Protokol­
len verglichen; danach konnte er ingrossiert werden. Am Samstag wurde er den 
Ausschüssen der Stände vorgelesen. Danach besuchten die noch anwesenden Stände 
und die Kommissare wiederum einen Gottesdienst. Die landesherrliche Kommission 
reiste daraufhin ab, hinterließ aber Vol1macht wegen der Besiegelung des Ab­
schieds, den die ständischen Ausschüsse nunmehr ihrerseits nochmals abhörten und 
billigten. Nun wurde er mit dem fOrstlichen Sekretsiegel und den Petschaften der 
Ausschüsse gesiegelt. Ein Exemplar des Abschieds kam zu den Landtagsakten der 
Regierung, das zweite wurde den Ständen übergeben. Zum Schluß wurde auch fOr 
diese Extraordinaristeuer Ehingen als die für al1e am günstigsten gelegene Stadt als 
Legstatt bestimmt 97. 

97 LRAI Pestarchiv XXV 23 
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In dieser sehr feierlichen und zeremoniellen Weise begegneten sich die Landstän­
de und der Landesherr oder die von ihm beauftragten Kommissare seit 1573 bis zum 
letzten großen Landtag unter Erzherzog Leopold im Jahre 1627. Den Landtag von 
1573 leitete Ferdinand selbst, den von 1594 Kardinal Andreas als Statthalter. 1596 
kam Erzherzog Matthias als Beauftragter aller Erben, und den Landtag von 1604 
hielt Erzherzog Maximilian als Gubernator Tirols und der Vorlande. Auch sonst 
wurden bei bedeutenderen Landtagen Landtagskommissare ausgewählt, deren stän­
dische Qualität zur Steigerung der Reputation des Landtags beitrug. Dieser Aspekt 
der Reputation sowohl in der Vertretung des Landesherrn wie in der Begegnung mit 
dem Landtag ist auch darin leicht zu erkennen, daß der oberste Landtagskommissar 
fast nur protokollarische Aufgaben hatte und die konkreten Sachfragen von Amt­
leuten der schwäbischen Herrschaften mit den Ständen geregelt wurden. 

Landtagskommissare seit dem Tode Erzherzog Ferdinands im Jahre 1595 waren: 

Konstanz 

Riedlingen 

Riedlingen 

Konstanz 

Riedlingen 

98 GLA 79/ 1750 

I. Okt. 1596 

14.-20. April 1597 

4.-8. Juni 1601 

13.-16. Sept. 1604 

27.-29 . Juli 1606 

Erzherzog Matthias 98 

Haug Dietrich von Landensberg, 
Landkomtur der Ballei Elsaß und 
Burgund, Komtur zu Altshausen 

Rudolf Graf zu Helfenstein 
und Freiherr zu Gundelfingen, 
fürst!. Rat 99 

Georg Fugger, Freiherr zu Kirchberg 
und Weißenhorn, Landvogt in 
Schwaben 100 

neben ihm beigegebenen Räten 
und Dienern 

Erzherzog Maximilian 

Maximilian Schenk von Stauffenberg, 
Stadthauptmann von Konstanz 

Dr. Dietrich Hepperger, 
Hofsekretär 101 

Georg Fugger, Freiherr zu Kirchberg 
und Weißenhorn, 
Landvogt in Schwaben 

Maximilian Schenk von Staufenberg, 
Stadthauptmann von Konstanz 102 

99 Kredenzschreiben vom 31. März 1597 (SA Wa 394); Relation der Kommissare vom 20. 
April 1597 (GLA 79/ 1751; SA Wa 394) 

100 Akten des Landtags von 1601 (SA Ried Akten Bü 2; HSTA ST B 30 Bü 41" p. 42-56'; Bü 
42" p. 2-6; SA Wa 394; HSTA ST B 29 U 15) 

101 Akten des Landtags von 1604 (LRAI HS 789 p. 34-118; HSTA ST B 30 Bü 42" p. 15-18') 
102 Akten des Landtags von 1606 (SA Wa 394; HSTA ST B 30 Bü 42" p. 26-41'; HSTA ST 

B 29 U 17) 



RiedJingen 

Ehingen 

Ehingen 

Konstanz 

Konstanz 

29. Okt. 1609 

3. Mai 1610 

1611 

26.-29. Aug. 1613 

12.-17. März 1620 
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Georg Fugger, Freiherr zu Kirchberg 
und Weißenhorn, o. ö. Regiments­
und Kammerrat und Landvogt in 

Schwaben 

Maximilian Schenk zu Stauffenberg, 
Kämmerer und Hauptmann zu 
Konstanz 103 

Nicht bekannt 104 

Michael Lauterius, Landschreiber 
in Schwaben lOS 

Christoph Freiherr zu Wolkenstein 
und Rodeneck , Erbstallmeister und 

Filrschneider der Grafschaft Tirol, 
Geheimer Rat, Kämmerer und 
Verwalter der obersten Feldhaupt­

mannschaft in Tiro1 

Karl Fieger zu Friedberg, Regiments-
rat und Hauptmann zu Amras 

Maximilian Schenk von Staufenberg, 

Rat und Hauptmann zu Konstanz 

Dr. Diethelm Yelig, Verwalter der 
Herrschaften Bregenz und Hohenegg 106 

Erzherzog Leopold 

Dr. Michael Faber von Rosenstock, 

Geheimer Hofsekretär 

Konrad von Beme1berg, Freiherr zu 
Hohenburg, Kämmerer, Regiments­

präsident 

Karl Stredele zu Ober- und Nieder­
montani, Pfleger zu Wiesberg, Vogt 

zu Bludenz und Sonnenberg 107 

103 Akten des Landtags von 1609 (SA Wa 394; HSTA ST B 30 Bil 42· p. 42-45 ' ; SA Ried 
Akten Bil2) 

104 Gefordert war eine eilende Hilfe gegen die Truppen der Union. Bewilligt wurden 
10 000 fl (SA Wa 394, HSTA ST B 30 Bil 168; GLA 79/ 1812) 

lOS Zur Verehelichung der Königin Anna von Ungarn wurden 4000 fl bewilligt. (Erklärung 
der Landstände vom 16. März 1620, GLA 79/ 1812; Revers vom 11. April 1612, HSTA ST B 
29 U 18) 

106 Abschied des Landtags von 1613 (HSTA ST B 30 Bil 42· p. 56-59'); Revers vom 28. 
Nov. 1613 (HSTA ST B 29 U 20) 

107 Zu den tirolischen Kommissaren vgl. R. TASSER, Beamtenschematismus S. 35-37, 47, 
91,222f. 
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Riedlingen 

Konstanz 

13 . Nov. 1622 

27 . Sept.-9. Okt. 1627 

Die Beamten von Hohenberg, 
Nellenburg und der Landvogtei 
Schwaben 108 

Nicht bekannt 109 

Erzherzog Leopold 110 

Die Landtage in dieser Periode dauerten in der Regel wesentlich länger als frühere 
und die folgenden nach dem Dreißigjährigen Krieg. Im wesentlichen lag es an der 
Entwicklung zwischen 1573 und 1627, daß die schwäbisch-österreichischen Land­
stände eine institutionelle Selbständigkeit gewannen. Der augenscheinliche Pomp, 
der auf ihren größeren Landtagen entfaltet wurde, ließ sie auch nach außen sinnfäl­
lig als Konkretisation und Repräsentation des Landes Schwäbisch-Österreich in Er­
scheinung treten und machte es für die Untertanen der anderen österreich ischen 
Herrschaften in Schwaben, die diesen Ständen nicht inkorporiert waren, attraktiv, 
eine Immatrikulation zu akzeptieren. 

Die Steuerleistungen der Landstände für den Türkenkrieg 

Schon in den letzten Regierungsjahren Erzherzog Ferdinands, wesentlich ver­
stärkt aber nach seinem Tode im Jahre 1595, wurden die schwäbisch-öster­
reich ischen Stände zu Leistungen für das Reich herangezogen, obwohl ihnen auf 
Grund der Übernahme der landesherrlichen Schulden zunächst Steuerfreiheit zuge­
sagt worden war. Nicht zu Unrecht beklagten sie sich, daß durch die Schulden­
übernahme ein quasi perpetuierliches Steuerwerk entstanden sei, neben dem man 
nun noch weitere Forderungen an sie stelle 111 . Der Grund dafür war der nach loka­
len Grenzkämpfen 1592 wieder ausgebrochene Türkenkrieg; für die Abwehr der Os­
manen forderte der Kaiser Hilfe von seinen Erblanden und vom Reich 112 . Die Stän­
de bewilligten diese Türkensteuern neben ihren Zahlungen zur Tilgung der landes­
herrlichen Schulden als Extraordinarianlagen; der Schritt zur Normalität der Steuer 
war damit getan. Insgesamt bewilligten die schwäbisch-österreich ischen Stände für 
Reichsbedürfnisse: 

108 Landtag von 1620 (GLA 79/ 1812; SA Wa 394; SA Ried Akten 80 2) . Ob Leopold 
schließlich wirklich an dem Landtag teilgenommen hat, ließ sich nicht entscheiden. 

109 Landtag wider die Ausjührung des getraids und münzstaigerung (HSTA ST 8 30 80 43-
p. 24-29'); Verschiebung auf den 13 . Nov. 1622 (SA Wa 395) 

11 0 Akten des Landtags von 1627 (HSTA ST 8 30 80 44- ; SA Ried Akten 802; SA Wa 395; 
GLA 79/ 1923) 

111 Erklärung der Landstände auf dem Landtag von 1597 (SA Wa 394) 
112 Vgl. dazu W . SCHULZE, Reich und TOrkengefahr S. 89-111; E. ZöLLNER, Geschichte 

Österreichs S. 202-205 



TUrkenhiljen: 

45 ()()() n in vier Jahren 113 

6 ()()() n als eilende Hilfe 114 

60 ()()() n in vier Terminen 115 

65 ()()() n in vier Jahren 116 

90 ()()() n in vier Jahren 117 
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1594 in Radolfzell 
1594 in Ehingen 
1597 in Radolfzell 
1601 in Konstanz 
1604 in Konstanz 
1606 in Riedlingen 
1609 in Riedlingen 

Zusammen: 

15 ()()() n als Extraordinarizahlung statt 600 Mann auf vier Mona 
30 ()()() n in vier Jahren 119 

311 ()()() n 

Daneben forderte Kaiser Rudolf 1610 noch 10 ()()() fl als Hilfe gegen die Truppen 
der Union 120 und ein Jahr später 4 ()()() fl als Hochzeitsdonativ zur Hochzeit der Kö­
nigin Anna 121. Bis zum Tode Rudolfs erbrachten die Stände also neben den 
20 ()()() fl zur Schuldentilgung weitere 18 ()()() fl im Jahr zur Türkenabwehr. 

Demgegenüber blieben die zusätzlichen Leistungen für die landesherrliche Kam­
mer gering. Erst nachdem Maximilian nach dem Tode Rudolfs von den seitherigen 
Beschränkungen in seiner Stellung als Gubernator Tirols und der Vorlande gelöst 
war, forderte er auf dem Landtag der Stände in Konstanz von 1613 eine finanzielle 
6eihilfe für seinen Hofstaat und die Tiroler Kammer. Von den in der Proposition 
verlangten 100 ()()() fl bewilligten die Stände 50 ()()() fl. Gegen das Versprechen, die 
steuerverweigernden Herrschaften zur Zahlung anzuhalten und ihnen weitere Herr­
schaften zu inkorporieren, nahmen sie zusätzlich noch weitere 20 ()()() fllandesherrli­
ehe Schulden auf sich 122. Da die Bewilligung auf vier Jahre gegeben war und Maxi­
milian im Jahre 1618 starb, bevor ein neuer Landtag einberufen werden konnte, 
blieb die in Konstanz bewilligte Steuer die einzige Leistung für den Landesherrn seit 
1594. 

Mit einer jährlichen Steuerbelastung von 30 ()()() - 40 ()()() fl im Jahr war offensicht­
lich die Grenze dessen deutlich erreicht, was die schwäbisch-österreich ischen Stände 
noch tragen konnten. Landständische Gravamina sind sicher nur mit einiger Vor­
sicht als Quellen über die wirtschaftliche Situation zu verwenden 123, doch mehren 

113 LRAI Peslarchiv XXV 52. Die Vorarlberger Stände bewilligten 24 ()()() n in drei 
Jahren.(A. BRUNNER. Vorarlberger Stände S. 15) 

114 Abschied vom 19.4. 1597 (SA Wa 394) 
115 Ebd. 
116 Rezeß vom 8. Juni 1601 (SA Wa 395) 
11 7 Rezeß vom 16. Sept. 1604 (LRAI HS 789 p. 93-95) 
118 Rezeß vom 27. Juli 1606 (SA Wa 395) 
119 Rezeß vom 29. Okt. 1609 (SA Wa 395) 
120 Summe in der Zusammenstellung der bewilligten Gelder der Landstände (HSTA ST B 

30 BU 168) 
121 Revers vom 11. April 1612 (HSTA ST B 29 U 18) 
122 Rezeß vom 29 . Aug. 1613 (HSTA ST B 30 Bü 42' p. 56-59') 
123 V. WIITMÜTZ. Die Gravamina S. 53-79 
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sich um 1600 die Klagen über eine zu hohe Belastung, die die Wirtschaft der Stände 
schädigen würde. Schon 1597 behaupteten die Stände, daß im Vergleich zu anderen 
Landtstenndt, so weUt und Mehr dann Zwelff mahl in grösserem Vermügen se yen, 
auch ein Fruchtbar voll Land an Früchten, Wein, Korn unnd aller anderer notturfft 
unnd dann darzue allerlay gewerb an Salz, Bergwerckh und andere wahren haben 
[gemeint war Tirol), dise arme unvermögliche Landtstendt ungleich höher besteuert 
wären. Legt man die von den Ständen angesetzte Verhältniszahl I: 12 zugrunde -
was sie selbst in ihrer Replik taten -, so hätte Tirol1573 nicht 1,6 Millionen, son­
dern 3 Millionen Schulden übernehmen müssen. 1597 fühlten sie sich ähnlich über­
proportional besteuert 124 . Die Herrschaft Veringen erklärte im gleichen Jahr, den 
Steueranteil von 10 Sölden Armut halber nicht mehr aufbringen zu können 12S. 

Noch wenige Wochen vor diesem Landtag hatte man es in einem Gutachten der 
Innsbrucker Regierung für unmöglich gehalten, die Höhe einer zu erreichenden Be­
willigung der Stände anzugeben, weil ihre Belastung hoch und die Not groß sei 126. 

Die Ergebnisse auf den Landtagen von 1601 machen deutlich, daß die 
schwäbisch-österreichischen Stände nicht nur absolut höher als früher besteuert 
wurden, sondern daß sich die Relation der Bewilligungen der vier landständischen 
Korpora immer weiter zu ihren Ungunsten verschob. Es bewilligten 127 : 

Tirol 110 000 in 2 Jahren 55 000 jährlich 47 ,3070 
Vorarlberg 20000 in 4 Jahren 5000 jährlich 4,3070 

Vorderösterreich 120000 in 3 Jahren 4QOOO jährlich 34,4% 
Schwäbisch-Österreich 65000 in 4 Jahren 16250 jährlich 14,0% 

Im Vergleich zu den Bewilligungen unter Erzherzog Ferdinand war der Anteil 
Schwäbisch-Österreichs an dem Steueraufkommen um fast ein Drittel gewachsen. 
Selbst innerhalb der Innsbrucker Regierung gab es Stimmen, die die Tiroler Bewilli­
gung im Vergleich zu dem, was die Elsässer - und damit wohl alle vorländischen 
Stände - leisteten, als etwas rings ansahen 128 . Gegen den Einwand, die Gelder sei­
en ja nicht für den Landesherrn, sondern zur Abwehr der Türken und damit für ein 
christliches Werk bestimmt, setzten die Stände das Argument, 1566 seien für den 
schließlich auch bedeutenden Krieg nur 15 000 f1 statt jetzt 45 000 f1 und mehr bewil­
ligt worden 129. 

Der einzelne Stand wurde jetzt durch die Höhe der direkten Steuer schon em­
pfindlich getroffen . Hatte es 1573 noch genügt, etwas mehr als 4 f1 auf jeden Söld zu 
legen, so waren es um 1600 schon 90 f1 und 1604, als die Kontribution auf 727 Söl-

124 Quadruplik der Stände auf dem Landtag von 1597 (GLA 79/ 1751) 
125 Unterthenige Resolution der Stände 1597 (SA Wa 394) 
126 GLA 79/ 1750 
127 J. HIR N, Tirols Erbteilung S. 340f. 
128 Ebd ., S. 341 
129 Erklärung der Stände auf dem Landtag von 1597 (SA Wa 394) 
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den verteilt wurde, mußten je Söld 123 fl47 kr bei der ständischen Kasse erlegt wer­
den, was mit anderen Worten bedeutete, daß sich die Steuer in etwa 30 Jahren ver­
dreißigfacht hatte 130. Da diese Steuererhöhung mit einer Periode allgemeiner Preis­
steigerung bei gleichzeitigem Rückgang der Löhne. zusammenfiel, wirkte sie sich für 
den einzelnen Steuerzahler in Schwäbisch-Österreich, das über keine bedeutenden 
Wirtschaftsplätze verfügte, besonders gravierenQ aus. Bei aller zweck bedingten 
Schwarzmalerei zeigte die Antwort der Stände auf die kaiserliche Forderung nach 
einer weiteren Türkenhilfe im Jahre 1604 einiges von der wirtschaftlichen Situation 
Schwäbisch-Österreichs zu Beginn des 17. Jahrhunderts: 

Sie erklärten, das die commercien undt handthierungen diser landten sehr abge­
nommen, in deme sich die vermöglichste gewerbs- und handels-, auch andere ver­
mögliche leuth von wegen der großen langwierigen ufflagen von uns landtstenden 
an andere orth begeben, dardurch die selbige undt arme mann mit den solden desto 
mehr beschwerdt und gesteigert werden; die theurung korn, wein und aller victua­
lien und materialien, der der mensch undt viech zu genüessen, sich vihl jahr conti­
nuiert undt deßhalber diejenigen, so schon was vermögt, in schulden undt zinß ein­
geschlagen, die nachgesezten oberkhaiten ihre seckhel, spittäl und was sie vorrätig 
gehabt, zu großem abbruch ihres gemeinen wesens angreifen, damit die bewilligte 
hilfen undt anlaagen bezahlt, treu undt glauben undt des hochloblichen hauß Öster­
reichs reputation erhalten werden 131. Die Anforderungen an sie blieben jedoch 
während der Türkenkriege unverändert gleich hoch. Aus der gewaltigen Progression 
der Steueranforderungen - eine Verdreißigfachung innerhalb nur einer einzigen 
Generation - wird besser als durch alles andere deutlich, welchen hervorragenden 
Platz sie bis zum Ende des 16. Jahrhunderts unter den landesherrlichen Einkünften 
gewonnen hatten. Da dieser neuen Belastung der Untertanen nirgends eine irgend­
geartete Entlastung gegenüberstand, wird die Unruhe der Stände begreiflich . 

Welchen Stellenwert diese ständische Steuer für den einzelnen Untertan zu Ende 
des 16. Jahrhunderts gewonnen hatte, läßt sich am Beispiel der Herrschaft Hohen­
berg sehr gut sichtbar machen. Hohenberg hatte 1591 eine wehrfähige Mannschaft 
von 2 548 Personen; diese Zahl kann man ungefähr mit der der Kontribuenten 
gleichsetzen 132. Im Jahre 1604 mußten sie für die beiden Steuertermine zu 123 fl zu­
sammen 36900 fl aufbringen, um ihren Anteil von 150 Sölden bei der ständischen 
Kasse bezahlen zu können; im Durchschnitt entfielen dabei auf jeden Steuerzahler 
14 11, was bei den damaligen Einkommensverhältnissen eine ganz erhebliche Bela­
stung darstellte. 

130 SA Wei Bücher B 6 p. 7; HSTA ST B 30 Bü 42· p. 7-14 
131 HSTA ST B 30 Bü 42· p. 7-14 . Zum Preisauftrieb zu Ende des 16. Jahrhundert s vgl. W . 

ABEL, Agrarkrisen und Agrarkonjunktur S. 113-116; F. LÜTGE , Deut sche Sozial- und Wirt ­
schaftsgeschichte S. 315 f. 

132 K. O . MÜLLER, Die Musterregister S. 162f. 
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Die Umwandlung des spätmittelalterlichen Ständestaates zum fTÜhneuzeitlichen 
Steuerstaat vergrößerte den Anteil des Staates am Volkseinkommen auf Kosten der 
unteren Stände in beträchtlicher Weise. Prälaten und Adel blieben auch da, wo sie 
zu den Landständen gerechnet wurden, noch von dieser Entwicklung verschont, ja 
dort, wo sie als Landesherr oder Glied der Reichsritterschaft selbst das Kollekta­
tionsrecht ausübten, profitierten sie sogar noch von ihr. 

Strittige Landstandschaften. Die Inkorporationsfrage zwischen landesherrlichem 
und kaiserlichem Interesse 

Es kann als Charakteristikum der Geschichte der schwäbisch-österreichischen 
Landstände gelten, daß Ausbildung und Fortentwicklung landständischer Institu­
tionen und Traditionen bis zum Beginn des Dreißigjährigen Krieges in Schwaben 
nicht im Gegensatz zum jeweiligen Landesherrn erfolgten, sondern daß das land­
ständische und landesherrliche Interesse weitgehend parallel liefen. Weder wandten 
sich die Stände jemals prinzipiell gegen die landesherrlichen Steuerforderungen oder 
versuchten, über die Steuerbewilligungen auch das Recht zur Kontrolle der verwil­
ligten Gelder zu erlangen, noch bestritt der Landesherr jemals den Ständen das 
Recht zur Steuerbewilligung. Der Versuch einer Einflußnahme auf die landesfürstli­
che Politik wurde überhaupt nicht unternommen und lag wohl auch außerhalb der 
Perspektive der meisten Deputierten des Landtags. 

Ein Konflikt ergab sich erst, als der österreichische An~pruch auf Steuerhoheit 
auf Grund der behaupteten Landes- und Lehenshoheit in einigen Lehens- oder 
Pfandherrschaften nicht durchgesetzt wurde oder durchgesetzt werden konnte. Hier 
hatte es nach dem Regierungsantritt Erzherzog Ferdinands einen Bruch in der Ent­
wicklung gegeben, als plötzlich einige bis dahin prätendierte Stände nicht mehr auf 
den Landtag berufen wurden 133. Die Weigerung der Truchsessen von Waldburg, 
für ihre dörflichen Pfandschaften eine österreichische Landstandschaft anzuerken­
nen, und ihre Versuche, auch die fünf Donaustädte, die ihnen verpfändet waren, 
wieder den schwäbisch-österreichischen Ständen zu entziehen, die Weigerung der 
Grafen Fugger, die Untertanen der Herrschaft Biberbach auf Landtage zu 
senden,und die Steuerverweigerung der Grafschaft Sigmaringen seit 1588, nachdem 
das Reichskammergericht dem Reich die Steuerhoheit über die Grafschaft zugespro­
chen hatte, lösten auf den Landtagen seit dem letzten Jahrzehnt des 16. Jahrhun­
derts eine sich über Jahrzehnte hinziehende Diskussion um die Landstandschaft 
umstrittener Stände aus . Dabei stellten die Landstände nicht nur die Forderung 
nach der Rückführung der ihnen entzogenen Herrschaften auf, sondern sie verlan­
ten auch, daß ihnen alle österreichischen Herrschaften in Schwaben, die in irgendei­
ner Weise von der Tiroler Kammer gesondert besteuert wurden - etwa Heiligkreuz-

133 S. o. S. 124, 135 
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tal mit einem Steuerfixum -, inkorporiert werden sollten und sie ihre Steuer über 
die ständische Kasse in Ehingen zu entrichten hätten. Den Anteil der entfremdeten 
Stände konnte der Landtag bei den Extraordinaribewilligungen - den Türkensteu­
ern -abziehen, doch fielen sie für die Verzinsung und Tilgung der 1573 übernom­
menen Schulden - das Steuerwerk oder die Ordinaristeuer - aus und ihr Anteil 
mußte von den restlichen Ständen mitgetragen werden. Die Inkorporation neuer 
Herrschaften aber mußte die Steuerlast aller Stände wesentlich verringern, so daß 
die Intensität und die Hartnäckigkeit des schwäbisch-österreichischen Landtags, ei­
ne positive Lösung dieser Frage zu erreichen, verständlich ist. Der unmittelbare An­
laß zur Aufnahme dieses Punktes unter die ständischen Gravamina war zunächst die 
von Truchseß Christoph von Waldburg auf Grund eines Reichskammergerichtsur­
teils von 1578 mit militärischer Exekution erzwungene Erb_huldigung der Donau­
städte und - nach ihrer Rücknahme - deren latente Bedrohung und zehn Jahre 
später die Steuerverweigerung Sigmaringens. Der Beginn dieser Auseinandersetzun­
gen fiel also noch in die Regierungszeit Erzherzog Ferdinands; voll zum Austrag ka­
men sie jedoch erst in der Zeit, in der Erzherzog Maximilian Gubernator Tirols und 
der Vorlande war. Damit wurde diese Frage von den Gegensätzen zwischen Kaiser 
Rudolf und Maximilian betroffen und Entscheidungsmöglichkeiten blockiert; trotz 
des guten Willens sowohl der Tiroler Regierung als auch des Gubernators konnte ei­
ne Lösung dieser Probleme erst nach 1612 ernsthaft versucht und dann unter Erz­
herzog Leopold nach 1619 einer Entscheidung zugeführt werden. Durch die ständi­
ge Wiederholung der Inkorporationsforderung, durch die Drohung mit niedrigeren 
Bewilligungen und durch den Abzug des Anteils der entfremdeten Stände an den 
Steuerablieferungen für die Tiroler Kammer haben die schwäbisch-österreichischen 
Landstände den Tiroler Landesherrn gezwungen, die verschleppte Frage der Steuer­
hoheit in zahlreichen österreichischen Herrschaften immer wieder aufzunehmen; da 
mit der Steuerhoheit immer stärker auch die realisierbaren Elemente der Landesho­
heit verbunden wurden, liegt hierin wohl die wesentlichste politische Funktion die­
ses Landtags im 17. Jahrhundert. 

Die Auseinandersetzungen um strittige Landstandschaften auf den Landtagen 
nach 1573 betrafen zunächst die Grafschaft Sigmaringen. Durch ein Urteil des 
Reichskammergerichts in Spe~r vom 3. September 1588 wurde in dem seit 1548 
zwischen Österreich und dem Reich schwebenden Streit um das Besteuerungsrecht 
der aus werdenbergischem Erbe stammenden und 1535 an die Grafen von Zollern zu 
Lehen ausgegebenen Grafschaften Sigmaringen und Veringen entschieden, daß die 
Steuer in Veringen Österreich, in Sigmaringen aber dem Reich zustünde 134. Graf 
Karl von Zollern stellte daraufhin die Zahlungen des sigmaringischen Anteils an die 
ständische Kasse seit 1589 ein und leitete auch die Kontribution des von Sigmarin­
gen bevogteten Klosters Heiligkreuztal, die er mehrmals im Jahr erhob, nicht mehr 
weiter IJS . 

134 F. HERBERHOLD, Reichslehen S. 26-40. Vgl. auch Anh. 111 
135 Sö1denaUSlei1ung von 1589 (HSTA ST B 30 Bü 40·; B 29 Bü 24) 
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Die Stände legten gegen die Steuerverweigerung Sigmaringens auf dem nächsten 
Landtag im Jahre 1591 sofort Protest ein 136, den sie 1594 137 und 1595 wiederhol­
ten 138. Sie argumentierten rein von ihrer ständischen Position aus, ohne von dem 
Kammergerichtsurteil Notiz zu nehmen. Entscheidend und als konstitutiv für eine 
unbestreitbare Landstandschaft wurde die gemeinsame Schuldenübernahme von 
1573 angesehen. In dem Beschwerdeschreiben der Stände von 1595 wegen der Graf­
schaft hieß es, daß man nit anderst waiß noch erfahren mag, dann daß dieselbig bei 
allen landtagen erschinen und neben anderen schwäbischen oesterreichischen landt­
stenden steurt und sonderlich ist wissentlich und unwidersprechlich wahr, daß die­
selbig zue Constantz in anno 73 ohne alle fürworth und bedingung den übernomme­
nen schuldenlast [ ... } helfen zu bezahlen bewilligt 139. 

Zugleich mit den Klagen über Sigmaringen wurden Beschwerden über die Steuer­
verweigerung Biberbachs vorgebracht 140. Auch dort führten die Fugger einen Pro­
zeß vor dem Reichskammergericht wegen des österreichischen Besteuerungsan­
spruchs 141. Relativ rasch konnten die Streitigkeiten wegen der Herrschaften Erbach 
und Krumbach gelöst werden 142. 

Schwerwiegender waren die Auseinandersetzungen mit den Truchsessen von 
Waldburg über die Landes- und Steuerhoheit in ihren österreichischen Pfandschaf­
ten 143. Seit den sechziger Jahren des 16. Jahrhunderts hatten sich beide Parteien auf 
einen Kompromiß geeinigt, nachdem die gegenseitigen Ansprüche zwar aufrechter­
halten wurden, Österreich aber faktisch nur in den durch Stadtrecht und eine eigene 
Verwaltung selbständigeren Donaustädten die Steuern einzog, die Truchsessen aber 
die Herrschaften Kallenberg, Bussen, die drei waldseeischen Gerichte Haisterkirch, 
Winterstetten, Essendorf und Reute sowie Hauerz und Ellwangen mit den Reichs­
steuern belegten 144. 

Durch die von Truchseß Christoph auf Grund eines Reichskammergerichtsurteils 
von 1578 mit militärischer Exekution erzwungene Erbhuldigung der Donaustädte, 
wegen der Erzherzog Ferdinand einen Felonieprozeß in Innsbruck gegen Christoph 
einleitete, wurde das faktische Einverständnis zwischen den Waldburgern und 
Habsburg zerstört. Waldburg übte einen verstärkten Druck auch auf die Unterta­
nen in den Donaustädten aus, während Österreich wieder das Kollektationsrecht in 
den dörflichen Pfandschaften der Waldburger beanspruchte 145. 

136 Rezeß vom 8. Mai 1591 (HSTA ST B 30 Bü 41 ' p. 18-23) 
IJ7 Landtagsakten von 1594 (LRAI Pestarchiv XXV 23) 
138 Rezeß von 1595 (SA Wa 394) 
139 Ebd. 
140 Rezeß vom 8. Mai 1591 (HSTA ST B 30 Bü 41' p. 18-23) 
141 Landtagsakten 14. Febr. 1594 (LRAI Pestarchiv XXV 23) 
142 S. O. S. 89f.. 92 
143 S. O. S. 56f. und Anh . 111 
144 S. Anh. 111 
145 Landtagsakten 15 . Febr. 1594 (LRAI Pestarchiv XXV 23) 
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Unter der Regierung Erzherzog Ferdinands kam es - mit Ausnahme von Erbach 
und Krumbach - in keinem der umstrittenen Fälle zu einer Entscheidung. Nach der 
Übernahme Tirols und der Vorlande durch Kaiser Rudolf betrieben die Tiroler Re­
gierung und die Beamten in Schwaben in kaiserlichem Auftrag und im Einklang mit 
ständischen Forderungen mit Nachdruck eine Lösung. Die gehorsamen Stände lei­
steten auf dem Landtag von 1596 die Erbhuldigung für Kaiser Rudolf und die ande­
ren erbberechtigten Glieder des Hauses Habsburg. In allen anderen Herrschaften, 
die keine Vertreter auf den Landtag geschickt hatten, wurden besondere Kommis­
sionen mit der Klärung der Schwierigkeiten und der anschließenden Abnahme der 
Erbhuldigung beauftragt. Bis zum Januar 1597 konnte diese Huldigung in den 
Herrschaften Weißenhorn, Kirchberg, Krumbach, Hürben , Seifriedsberg, Biber­
bach, Erbach und Warthausen vorgenommen werden 146. Die Stellung der beiden 
fuggerischen Pfandschaften Biberbach und Schmiechen wurde dabei endgültig ge­
klärt . Erzherzog Ferdinand hatte 1591 bei Marx und Hans Fugger 40 000 f1 geliehen, 
um seine Reichstürkenhilfe abliefern zu können. Falls diese Summe nicht bis 1598 
zurückgezahlt sei, sollten die beiden den Fuggern auf Wiederkauf übergebenen 
Herrschaften Schmiechen und Biberbach als unablösige Mannlehen an die Pfand­
herren gelangen. Obwohl die Tiroler Kammer den Kaiser auf den Termin aufmerk­
sam machte, ließ er ihn verstreichen; als dann die Kammer eine Verlängerung der 
Frist erreicht und das Geld zur Auslösung aufgetrieben und bei der Stadt Augsburg 
hinterlegt hatte, ließ es Rudolf selbst erheben und für andere Zwecke verwenden 147. 

Die Fugger erkannten jedoch die Landeshoheit Österreichs und sein Besteuerungs­
recht über Biberbach an. Anstände gab es noch wegen des Bezahlungsmodus der 
von Biberbach in der Zeit der strittigen Auseinandersetzungen nicht gezahlten Steu­
ern 148, doch im April 1597 konnten die Landtagsgesandten den Ständen versichern, 
der Streit mit Biberbach sei in Ordnung gebracht 149. In Schmiechen verweigerten 
die Fugger jedoch die österreichische Erbhuldigung mit dem Argument, in der Hof­
mark, die vor 90 Jahren pfandweise an sie gekommen wäre, stünde die landesfürstli­
che Huldigung und die Landsteuer Bayern zu; dieser Rechtsstandpunkt wurde in 
der Folge von Österreich respektiert 150. 

In Seifriedsberg wurde der Kreis der Besteuerten erweitert. Die Abgeordneten die­
ser Herrschaft hatten auf dem Landtag von 1597 gefordert, daß die Untertanen des 
Klosters Edelstetten sowie des Stifts St. Moritz in Augsburg in Seifriedsberg in die 
Besteuerung gezogen werden sollten; dies wurde ihnen zugesagt 151. Auch die Inkor­
poration weiterer Herrschaften, die wieder immediat unter die Tiroler Regierung ge­
kommen waren, wurde den Ständen zugesagt. 1580 hatte Ferdinand die Herrschaft 

146 20. Jan. 1597 (HSTA ST B 23 U 308) 
147 J. HIRN, Erzherzog Maximilian S. 132-136 
148 Relation der Landlagsgesandlen 20. April 1597 (GLA 79/ 1750) 
149 Replik der Landlagsgesandlen 16 . April 1597 (SA Wa 394) 
150 25. Mai 1598 (GLA 79/ 1751) 
15 1 20. April 1597 (GLA 79/ 175 1) 
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Holzheim von Kloster EIchingen ausgelöst und ein Jahr später Bubesheim für 
31 000 fl erworben 152; 1597 waren beide erstmals zum Landtag geladen, allerdings 
noch nicht erschienen 153. In NeUenburg hatte Österreich seit der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts in einer Reihe von Dörfern die Niedergerichtsbarkeit erworben, in 
Sipplingen (1577), Singen mit Remishofen und Niederhofen (1554), in Hilzingen 
(1695 ein Drittel, 1609 zwei Drittel), Arien, Riedheim (1621), Hecheln (1576) und in 
Liptingen (1554). Auf dem Landtag von 1597 baten die Deputierten der Landgraf­
schaft Nellenburg, diese neuerkauften Dörfer mit einem Steueranschlag zu bele­
gen 154. Auf dem Landtag von 1604 wurde diese Forderung erneut aufgenommen; 
die Vermögen dieser Dörfer wurden beschrieben. Für Sipplingen ergab diese Auf­
nahme nach Abzug des Besitzes der Klöster, der Adligen und auswärtiger Eigentü­
mer ein Vermögen von 45 000 fllss. Für die vergangenen Jahre wurde die geschulde­
te Steuer mit einer Pauschale von 250 fl für Sipplingen, von 200 fl für Singen und 
ArIen und 50 fl für Hilzingen abgegolten 156. 

Mit dem Aussterben der Grafen von Zimmern im Mannesstamm im Jahre 1594 
fielen deren Pfand- und Lehensherrschaften Schramberg, Gutenstein und Obern­
dorf an Österreich zurück. Auf dem Landtag von 1604 waren erstmals Untertanen 
dieser drei Herrschaften zugegen und versprachen, die gemeinsamen Anlagen mit zu 
tragen. Wie bei den neu erkauften Flecken Nellenburgs wurde ihr Söldenquantum 
durch eine Vermögenssteuer ermittelt; von je JOO fl sollten 20 kr in die Steuer gezo­
gen werden. Für die Jahre seit 1594, in denen sie nicht gesteuert hatten, sollte 
Schram berg als Abschlag 300 fl, Oberndorf 100 fl und Gutenstein 75 fl bezahlen. 
Allerdings sollten diese Steuern nicht in die ständische Kasse fließen, sondern direkt 
mit der Tiroler Kammer verraitet werden. Da Erzherzog Ferdinand jedoch 1591 sei­
nem Sohn Karl von Burgau eine Anwartschaft auf alle Lehen und Pfandschaften 
der Grafen von Zimmern erteilt hatte und Erzherzog Maximilian sie ihm 1609 wirk­
lich überließ, zog sich die Inkorporation aller dieser neuen Stände viel länger hin als 
ursprünglich geplant 157. 

Als kaum lösbar erwiesen sich die Konflikte mit den Grafen von Sigmaringen und 
den Truchsessen von Waldburg. Karl von Zollern hatte 1596 die Erbhuldigung für 
Sigmaringen mit der Begründung verweigert, die Grafschaft sei Reichslehen 158, die 
Truchsessen taten das Gleiche für alle ihre ländlichen Pfandschaften. Die mit Ver­
handlungen betraute Untersuchungskommission stellte fest, daß in diesen Pfand-

152 Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3 S. 983; J. HIR • Erzherzog Ferdinand Bd. I 
S. 630; Kleine Kreisbeschreibung GUnzburg S. 36; Kleine Kreisbeschreibung Neu-Ulm S. 27 

15) 20. April 1597 (GLA 79/ 1751) 
154 Ebd. 
ISS 16. Sept. 1604 (LRAI HS 789) 
156 Ebd. 
157 18 . Sept. 1604 (LRAI HS 789); Urkunde vom 28 . Sept. 1591 und vom 8. Sept. 1609 

(HSTA ST B 19-22 U 333 u. 334) 
158 Schreiben vom 4. Okt. 1596 (GLA 79/ 1750) 
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schaften jeder Untertan bis zu siebenrnal jährlich den Truchsessen kontribuieren 
mußte. Jene wären gerne bereit gewesen, Maßpfennig und Kontribution an Öster­
reich zu leisten, wenn sie vor ihrer Herrschaft geschützt würden 139 . Einigermaßen 
resigniert klang die Antwort der Landtagsgesandten von 1597 auf die ständischen 
Beschwerden wegen Sigmaringen: Das Karnmergerichtsurteil von 1588 sei den Stän­
den bekannt, darbei man es bewenden lassen mus; eine Vertröstung durch die o. ö. 
Regierung und Kammer sei mit Geduld zu erwarten 160 . Während des Tiroler Zwi­
schenreiches nach dem Tode Erzherzog Maximilians stellten sich die Tiroler Räte 
mit energischen Vorstellungen gegen das unverschamte Begehren der Truchsessen, 
sich der österreich ischen Landeshoheit zu entziehen, ohne allerdings beim Kaiserhof 
eine entsprechende Unterstützung zu finden 161 . Erfolglos war auch das Begehren 
der Stände auf dem Landtag von 1601, daß ihnen die truchsessischen Pfandschaften 
Waldsee, Winterstetten, Bussen und Kallenberg wieder mit Steuer, Raise und 
Maßpfennig verbunden sein sollten 162. Erzherzog Maximilian, nachdem er Guber­
nator Tirols und der Vorlande geworden war, machte sich den Standpunkt der Tiro· 
ler Räte zu eigen und betrieb die Wahrung der landes fürstlichen Gerechtsame mit 
wesentlich größerer Intensität als es vorher der Tiroler Regierung alleine möglich ge­
wesen war 163. Auf dem Landtag in Konstanz von 1604 ließ er die truchsessischen 
und zollerischen Untertanen mit allem Nachdruck beschreiben; die Landtags­
ausschreiben gingen nicht nur an die Pfandschafts- und Lehensinhaber, sondern 
auch an die fünf Donaustädte und die bei den zollerischen Städte Sigmaringen und 
Veringen. Von allen Herrschaften erschienen Gesandte auf den Landtagen von 1604 
und 1606, doch eine Beteiligung Sigmaringens und der truchsessischen ländlichen 
Pfandschaften an der Kontribution konnte trotzdem nicht durchgesetzt werden 164. 

Maximilian ließ auf den Landtagen von 1606 und wieder 1609 die wirkliche Inkor­
poration dieser Herrschaften versprechen, ohne sie effektiv ins Werk setzen zu kön­
nen. In der Zwischenzeit war diese Frage nämlich zu einem Bestandteil deLKontro­
versen zwischen ihm und Kaiser Rudolf geworden, nachdem sich das Verhältnis der 
bei den seit 1604 empfindlich verschlechtert hatte. Truchseß Christoph hatte wegen 
des Streits 1604 nicht nur an den Kaiser appelliert, sondern sich auch an den kaiserli­
chen Hof nach Prag begeben, dort Hofdienst genommen und sich dabei einflußrei­
che Fürsprecher geschaffen. Die gegen Christoph und seine Vettern von der Inns­
brucker Regierung oder vom Landgericht in Schwaben ergangenen Befehle oder Ar-

139 Schreiben vom 21. Dez. 1596 (GLA 79/ 1750) 
160 Replik vom 16. April 1597 (SA Wa 394) 
16 1 J . HIRN, Erzherzog Maximilian Bd. I S. 170 
162 Akten des Landtags von 160 I (SA Ried Akten BU 2; HST A ST B 30 BU 41 " p. 42-56, BU 

43" p . 2-6) 
163 J . HIRN, Erzherzog Maximilian Bd. I S. 170; DERS., Tirols Zwischenreich S. 272 f. 
164 LRAI HS 789 Landtag de a. 1604 u. 1605 in Vorarlberg und Vorfanden p . 34-99. 303. 

1606 nahmen zwei Deputierte Sigmaringens an dem Landtag teil, 1609 erschienen sie nur in 
Riedlingen und ließen sich uber die BeschlUsse informieren, ohne sich an den Beratungen zu 
beteiligen . (Sessionszettel 1606: SA Wa 394; 1609: SA Ried Akten BU 2) 
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reste wurden von Kaiser Rudolf aufgehoben. Obwohl sich Rudolf danach nicht 
mehr so eindeutig für seinen Günstling Christoph einsetzte, konnte Maximilian 
nicht entscheidend gegen ihn vorgehen 165. Ebenso sehr hinderten die enge Bezie­
hungen, die Graf Karl von Zollern zum Kaiserhof hatte, in der Frage der Land­
standschaft der Grafschaft Sigmaringen wirksame Maßnahmen gegen ihn einzulei­
ten 166. Nach dem Tode Kaiser Rudolfs im Jahre 1612 erreichte Maximilian, daß sei­
ne Rechte als Gubernator wesentlich erweitert wurden, in den Fragen der inneren 
Administration konnte er sich nunmehr freier bewegen und brauchte keine stören­
den Eingriffe von außen mehr zu befürchten 167. Da zudem im Jahre 1611 Truchseß 
Christoph von Waldburg verstorben war, konnte Maxirnilian in Schwab(.n wieder 
seine 1604 anvisierte Politik fortsetzen. Auf dem Landtag von 1613 sagte er auf das 
erneute Drängen der Stände die Inkorporation der entfremdeten Herrschaften wie­
derum zu, worauf die Landstände zu ihrer Bewilligung von 50 000 fl noch weitere 
20000 f11andesherrliche Schulden übernahmen 168. 

Schon bald nach Abschluß des Landtags gab Maximilian den Befehl zur Berai­
tung der zu inkorporierenden Herrschaften. Die Beraitung schloß allerdings Nel1en­
burg, den Burgau, Oberndorf, Schramberg und Gutenstein nicht ein, die alle Mark­
graf Karl von Burgau, dem unehelichen Sohn Erzherzog Maximilians, überlassen 
worden waren 169. Mit der Vornahme der Steuereinschätzung wurde eine Kommis­
sion aus je einem landesherrlichen Beamten und einem ständischen Deputierten be­
auftragt. Eingeschätzt wurde die gesamte Herrschaft, zum Teil auch die jeweiligen 
Dörfer der Herrschaft, nicht die einzelnen Untertanen 170. Die Kommission, der 
Landweibel in Schwaben Georg Wazin und Berchto1d Parter, Bürgermeister von 
Ehingen, beendeten die Beraitung am 4. Februar 1614. Es erhielten 171: 

165 J . HIRN, Erzherzog Maximilian Bd . I. S. 170-175; DERS., Tirols Zwischenreich S. 273 
bis 276, 289 f. 

166 J. HIRN, Erzherzog Maximilian Bd. 1 S. 175 
167 Ebd ., S. 147-150 
168 Landtagsrezeß vom 29 . Aug. 1613 (HSTA ST B 30 Bü 42· p. 56-59) 
169 E. WIDMOSER, Markgraf Karl von Burgau S. 277f. 
170 Erhalten ist nur die abschließende Söldenzuteilung. Akten über die Art der Belegung 

konnte ich nicht auffinden . (GLA 79/ 1812). 
171 GLA 79/ 1812. Zu der Belegung vgl. J. VOCHEZER, Wald burg Bd . 3 S. 314. Im Original 

sind die Sölden der truchsessischen Pfandschaften mit 75 Sölden falsch zusammengezählt. 
Der Fehler ist in der Zusammenstellung weitergeführt, die der Landweibel Wazin am 9. März 
1617 nach Innsbruck sandte (0. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 166f.) . Stolz verwech­
selte die gemeinten Pfandschaften mit den fünf Donaustädten. 



Die truchsessischen Pfandschaften: 

Herrschaft Bussen 

Unlingen 7 Söld 
Offingen I Söld 
Hailtingen 4 Söld 
Altheim 5 Söld 

Flecken der Herrschaft 
Bussen 3 Söld 

Gericht Bierstetten 

Kal/enberg 

Hauerz und EI/wangen 

Waldseeische Gerichte 
Gerich t Reute 4 Söld 
Haisterkirch 16 Söld 
Oberessendorf 8 Söld 
Win terstetten 3 Söld 

Die zollerischen Lehensherrschaften: 

Sigmaringen 
(mit Ostrach , Habsthai und Hedingen) 

Veringen 

Zusammen 

20 Söld 

4 Söld 

7 Söld 

6 Söld 

31 Söld 

25 Söld 

10 Söld 

155 

68 Söld 

35 Sö ld 

103 Söld 

Die Grundlage der Steuerberaitung waren keine sorgfältigen Aufnahmen des Be­
sitzes der einzelnen Herrschaften, sondern eine in zwei, teilweise nur in einem Tag 
durchgeführte Befragung der Untertanen in den Städten Saulgau und Waldsee, in 
denen die Kommission vor Zugriffen der Truchsessen sicher sein konnte. In den zol­
Ierischen Herrschaften wurde keine Neuberaitung vorgenommen, sondern die schon 
1573 geführten Anschläge übernommen 172. 

Durch die Neuberaitung von 1614 wäre der Steuerfundus der schwäbisch­
österreichischen Stände um fast ein Sechstel vermehrt worden. Teilweise weigerten 
sich die Untertanen jedoch, wie in den WaIdseer Gerichten, den Truchsessen oder 
Österreich Steuern zu zahlen, bevor nicht die Streitfrage entschieden sei, wem sie 
überhaupt zustünden . Andererseits verhinderten die Truchsessen durch scharfe 
Strafmandate die Erlegung der Steuer durch die zahlungswilligen Untertanen von 
KaIlenberg 173. Ebenso erfolglos blieben drei weitere Versuche Erzherzog Maximi-

172 J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 3 S. 313-316 
173 Ebd. , S. 314 
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lians, eine erneute Belegung der Herrschaft Bussen vornehmen zu lassen 174, so daß 
die Einbeziehung der truchsessischen und zollerischen Herrschaften als ungelöstes 
Problem nach dem Tod Erzherzog Maximilians auf dessen Nachfolger Erzherzog 
Leopold kam. 

174 Im Dezember 1515 sollte der Landweibel Wazin die Beraitung vornehmen; im Septem­
ber 1616 befahl Erzherzog Maximilian sie abermals, und im Dezember 1618 scheiterte sie wie­
derum an der Weigerung der Truchsessen, die benötigten Urbare herauszugeben (1 . VOCHE. 

ZER, Waldburg Bd . 3 S. 316, 322, 328) . 
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5. Die Entwicklung der schwäbisch-österreichischen 
Landstände bis zum Tode Erzherzog Leopolds 

Die Regierungszeit Erzherzog Leopolds (1619-1632) wurde charakterisiert als 
die Periode des letzten Entscheidungskampfes [der Landstände) gegenüber dem nun 
energischen Vordringen des Absolutismus, in der sich der absolutistische Fürsten­
staat auch in TiTol durchsetzte I. 

Auch in Schwäbisch-Österreich bildet seine Regierungszeit eine deutlich abgrenz­
bare Epoche, die allerdings nicht von einem fürstlich-ständischen Gegensatz geprägt 
war. Leopolds Ziel war eine Intensivierung der österreichischen Territorialherr­
schaft in Schwaben. Die Stoßrichtung seines Vorgehens zielte dabei nicht gegen die 
Landstände, sondern gegen die Inhaber von Pfands- und Lehensherrschaften, die 
die österreichische Landes- und Steuerhoheit bestritten. Dabei waren die Interessen 
von Landesherr und Landständen kongruent; eine institutionelle Stärkung der 
Landstände bedeutete zugleich eine Sic~ung des österreichischen Anspruchs auf 
Landeshoheit. Leopolds Politik wurde zu Beginn durch die Tatsache erleichtert, 
daß Markgraf Karl von Burgau 1618 ohne nachfolgeberechtigte Erben gestorben 
war. Die ihm überwiesenen Länder konnten nunmehr ohne Schwierigkeiten voll den 
schwäbisch-österreichischen Landständen inkorporiert werden; Rücksichtnahmen, 
zu denen noch Erzherzog Maximilian gezwungen war, entfielen für ihn . Zu Ende 
seiner Regierung umfaßte die Matrikel der schwäbisch-österreich ischen Stände so 
viele Glieder wie _l!i~ zuvor. Die meisten Streitfragen hatten gelöst werden können. 
Zugleich griffen die Kriegshandlungen des Dreißigjährigen Krieges nach Schwaben 
über und u~!~chen jede kontinuierliche Entwicklung; auch für die schwäbisch­
österreichischen Stände ging damit eine Periode des steten Ausbaus zu Ende, die 
1573 begonnen hatte. 

5.1. DER KONSTANZER LANDTAG VON 1620 

Die Einberufung eines Landtags der schwäbisch-österreich ischen Stände war be­
reits für 1619 geplant, hatte sich jedoch wegen des Todes von Kaiser Matthias, der 

I T. v. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 174. - Zu seiner Regierung s. J . EGGER, Ge­
schichte Tirels Bd_ 2 S. 321-365; O. STOLZ, Geschichte des Landes Tirel S. 541-544 
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Wahlhandlung für Kaiser Ferdinand 11. und durch den Abfall der böhmischen Stän­
de vom Hause Habsburg, der andere politische Aktivitäten weitgehend @Dmte, bis 
1620 verzögert 2. Dafür aber war er mit außerordentlicher Sorgfalt vorbereitet wor­
den. Die Zahl der zum Landtag beschriebenen Stände war die größte seit Bestehen 
eines Landtags in Schwäbisch-Österreich. Bei den umstrittenen Herrschaften der 
Truchsessen von Waldburg und der Grafen von Zollern sicherte sich die Inns­
brucker Regierung mehrfach ab . Die Amtleute in Schwaben wurden angewiesen, die 
truchsessischen Untertanen selbst zum Landtag zu beschreiben, falls die Truchses­
sen die Einladungsschreiben nicht weitergäben 3. Wegen der zollerischen Unterta­
nen sandte die Regierung Schreiben an Graf Johann von Zollern, an die Beamten in 
Schwaben und an Bürgermeister und Rat der beiden Städte Sigmaringen und Verin­
gen. Von vornherein war damit klargestellt, daß Leopold nicht gewillt war, hinter 
die Position Maximilians zurückzuweichen. 

Insgesamt gingen die Landtagsausschreiben an 19 Stellen: 
I. An Verwalter und Amtleute in Schwaben 
2. An die Amtleute in Nellenburg 
3. An die Amtleute in Hohenberg 
4. An Vogt und Amtleute in Seifriedsberg 
5. An Graf Hans und Ernst Georg von Zollern 
7. An die Erben von Erbtruchseß Christoph (Linie Waldburg-Scheer) für Riedlingen, 

Saulgau, Mengen, Munderkingen und andere Untertanen 
8. An die Erben von Erbtruchseß Jakob, jetzt Erben von Truchseß Heinrich (Linie 

Waldburg-Wolfegg) und Froben (Linie Waldburg-Zeil) 
9. An den Pfleger von Ehingen, Schelklingen und Berg 

10. An die Erben von Marx und Hans Fugger 
11 . An die Erben von Philipp Eduard und Octavian Fugger 
12. An den Landvogt und Amtleute in Burgau, insbesondere für Burgau, Günzburg, die 

Untertanen zu Hochwang und Scheppach, auch die ehemals eigentümlichen Flecken 
Markgraf Karls von Burgau Bubesheim und Holzheim 4 

2 Akten des Landtags: GLA 79/ 1812; HSTA ST B 30 Bü 43· ; SA Wa 394; SA Ried Akten 
Bü 2. Der Landtag dauerte nach Ausweis der Karlsruher Akten vom 12.-17. März 1620. Die 
Rezesse in Stuttgart und Waldsee sind allerdings auf den 12 . März datiert. 

3 Undatiertes Konzept GLA 79/ 1812 
4 Hochwa ng und Scheppach wurden bereits 1541 zu den Landtagen beschrieben (5 . o. 

5.92), wobei Hochwa ng von (jünzburg, Scheppach von Burgau vertreten wurde. Darfund Guf 
Bubisheim hatte Erzherzog Ferdinand 1581 für 32 000 fl von der Witwe Melchiors vom Stain 
zu Reisensburg gekauft und seinem Sohn überlassen (Kleine Kreisbeschreibung Günzburg 
S. 36) . - Holzheim wurde 1303 von Graf Ulrich von Berg an Österreich verkauft. 1488-1580 
war es an Kloster Elchingen verpfändet, danach einige Zeit den Rieter von Bocksberg auf Bühl 
zu Lehen gegeben. Vor 1618 erwarb es Karl von Burgau, an dessen Söhne es nach seinem Tode 
1618 überging . Erzherzog Leopold kaufte den Ort, überließ ihn aber pfandweise den bisheri­
gen Besitzern . (Kleine Kreisbeschreibung Neu-Ulm S. 27) 
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13. An den P fleger von Konzenberg S 

14. An Hans Karl Schad (für Wart hausen) 

15. An Heinrich von Stein (für Emerkingen) 6 

16. An Radolfzell 
17 . An die Äbtissin von Heiligkreuztal 7 

18. An Johann Baptist Weber oder seinen Pfleger zu Krumbach 

19. An Marquart von Königsegg wegen Bierstetten 8 

Erzherzog Leopold hatte auch die Stadt Konstanz auffordern lassen, auf dem 
Landtag zu erscheinen, doch schickte die Stadt keinen Deputierten. Die Beamten 
der Landvogtei berichteten nach dem Landtag dem Erzherzog, daß Konstanz be­
reits vom Reich belegt würde und nicht doppelt zur Steuer herangezogen werden 
könne 9. Sonst waren fast alle nach Konstanz beschriebenen Herrschaften auf dem 
Landtag vom 12. - 17 . März 1620 vertreten, insbesondere hatten aJl~ umstrittenen 
truchsessischen und zollerischen Herrschaften Deputierte geschickt, auch die bisher 
nie vertretenen Pfandschaften Hauerz, Ellwangen, Haisterkirch, Winterstetten und 
Essendorf 10. Zusätzlich waren noch Deputierte der drei Herrschaften Gutenstein, 

S Konzenberg kam 1301 mit der Markgrafschaft Burgau an Österreich. 1530 bis zum Aus­
sterben der Familie zu Beginn des 17. Jahrhunderts war die Herrschaft , zu der Besit z in Glött­
weng und Scheppach gehörte, im Besitz der Familie Baumgartner. Die Herrschaft wurde 1620 
als von alter zeit her zu den österr. schwtibischen landttigen beschrieben bezeichnet (GLA 
79/ 18 12), ist aber weder in einer Matrikel noch in einem Sessionszettel aufgeführt. Möglicher­
weise zählte sie zu den Gütern in der Markgrafschaft Burgau gelegen, die 1541 auf dem Land­
tag fehlten. (N. SAPPER, Landstände S. 110) KNAPP verwechselte das burgauische Konzenberg 
mit der Herrschaft Konzenberg bei Tuttlingen. (Neue Beiträge Bd. 2 S. 40) 

6 Die Herrn von Stein waren seit 1377 im Besitz der Herrschaft Emerkingen. Erzherzog Al­
brecht erwarb 1445 die Hälfte der Herrschaft für 7000 fl, doch da die Kaufsumme nicht aufge­
bracht wurde, blieb die österreichische Hälfte dem Verkäufer als Pfand. Später war sie an ver· 
schiedene Besitzer verpfändet (Wertenstein, Stein, Helfenstein, Stadt Munderkingen); vor 
1620 wieder an die Familie von Stein . (OAB Ehingen 2. Aufl. S. 88-90) 

7 Heiligkreuztal hatte nach 1588, als Karl von Zollern die Anlagen nicht mehr weiterleitete, 
die Steuerzahlungen eingestellt. Auf dem Landtag von 1604 verpflichtete es sich, wieder einen 
Anteil an der Türkensteuer zu erlegen. Am 26. April 1611 kam es in Innsbruck zu einem Ver­
gleich zwischen Erzh_.Log Maximilian und Graf Karl von Zollern sowie seinem Sohn Georg 
von Zollern, wonach Heiligkreuztal in Zukunft als österreichischer Landstand gelten und 
Steuern erlegen sollte. Die feste Anlage von 142 fl 30 kr wurde in das Landweibelamt nach 
Altdorf geliefert. (Schreiben der Äbtissin Kata rina von Roggwil vom 16. Sept. 1630, HSTA 
ST B 29 Bü 24) 

8 Das Gericht Bierstetten war als Zubehör der Stadt und Vogtei Saulgau 1299 von König Al­
brecht erworben worden. 1352 kam das Gericht al s Pfand an die Truchsessen von Waldburg. 
die es 1588 mit dem Amt Tissen an Graf Wilhelm von Zimmern verpfändeten. Am 9. Jan . 
1601 wurde es vom kaiserlichen Rat Berthold von Königsegg als Vertreter der zimmerischen 
Erben wegen der nichtbezahlten Schulden des Truchsessen Karl in Besit z genommen. (OAB 
Saulgau S. 137-139; J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 219; Anh. 1Il) 

9 Konzept vom 24. Aug. 1620 (GLA 79/ 1812) 
10 Sessionszettel SA Ried Akten Bü 2. Heinrich von Stein war zwar in Konstanz, weigerte 

sich aber, am Landtag teilzunehmen und trug seine Beschwerden unmittelbar vor Erzherzog 
Leopold vor. Keine Deputierten waren auch von Konzenberg, Holzheim und Bubesheim ge­
kommen. 
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Schram berg und Oberndorf sowie der neuerkauften nellenburgischen Flecken Hil­
zingen, Singen und ArIen nach Konstanz bestellt worden 11. Sie waren bis 1620 ge­
sondert besteuert worden und sollten nun in das ständische Korpus inkorporiert 
werden. 

In der Landtagsproposition, die vom Geheimen Hofsekretär Dr. Michael Faber 
als landes fürstlichem Kommissar vorgetragen wurde 12, ermahnte Erzherzog Leo­
pold die Stände in einer langen Erklärung, treu bei der katholischen Religion zu ver­
bleiben. In einem zweiten Punkt ging er auf die seit langem anstehende Frage der In­
korporierung neuer Stände ein. Zugleich deutete er die Notwendig~it einer allge­
meinen Steuerreform an, bei der angesichts der notwendigen großen Beihilfen die 
Lasten neu verteilt werden sollten, damit in distribuierung sollicher geldt- und hilfs­
mitten ain gottliebe billichmessige gleichhait gehalten, auch der arme vor dem rei­
chen kainesweegs beschwert werde, sonder sich jeder nach seinem standt und ver­
mögen in proprio angreiffe. Bei einer Neuanlage sollten die einzelnen Anteile durch­
gängig gleichmäßig verteilt werden, ohne daß auf irgendwelche Sonderrechte Rück­
sicht genommen werden würde, was auf die gesondert festgesetzten Steuerquoten 
von Heiligkreuztal und Erbach zielte. Die Steuer sollte künftig als Vermögenssteuer 
angelegt werden 13. Abschließend verlangte Leopold eine ergiebige Extrakontribu­
tion der Stände. 

In der Replik auf die Landtagsproposition verlangten die Stände eine nähere E!­
läuterung, wie es sich mit der versprochenen Inkorporation verhalten werde, da sich 
wegen der nicht eindeutig geklärten Landstandschaft verschiedener Herrschaften 
bey etlichen der vorgehenden undt eben den jungsten allhie zu Costanz in anno /6/3 
gehaltenen landttigen allß bey den schwtibischen landtsttinden ein große confusion, 
mtingel und nachzug ergeben hätte. Nach den Erkundigungen der Stände nahmen 
die Untertanen der strittigen Herrschaften in der Frage der Beteiligung an der Kon­
tribution folgende Haltung ein: 

I . Die Grafschaft Sigmatin~en wollte kUnftig ihren Anteil an der ständischen Steuer erlegen, 
wenn sie vom speyerischen jiscal gesichert und liberiert werde und den Maßpfennig nicht 
mehr an die Grafen von Zollern liefern mUßte. 

2. Die Dörfer Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen der unteren Grafschaft Veringen 
wie die truchsessische Pfandschaft Bussen waren bereit, sich an der kUnftigen Kontribu­
tion zu beteiligen. 

11 S. o. S. 152. Dberndorf, Schramberg und Gutenstein waren nach dem Aussterben des 
zimmerischen Mannesstamms 1594 von Österreich als heimgefallene Lehen eingezogen und 
1606 an Karl von Burgau gegeben worden. Nach dessen Tod 1618 fielen sie mit allem Zubehör 
an Österreich zurOck. (DAB Dberndorf S. 158-165,303-305; D. HELLSTERN, Der Ritterkanton 
Neckar-Schwarzwald S. 348-350) 

12 Schreiben des Landweibels Wazin an die Innsbrucker Regierung vom 19. März 1620 
(Konzept GLA 79/ 1812) 

IJ Die Forderung lautete, daß jür dißmal ain durchgehende anlag, so alle und jede, waß 
standts, würden und wesens sie immer seien, von iren bei/eujjigen verm6gen (welche durch 
verschiedene mittl ohnschwer zu erkhundigen) gemacht werden solle. 
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3. Die Dörfer des Gerichts Bierstetten wollten einen Anteil an der Kontribution übernehmen, 
wenn der Truchseß seine Forderungen an sie ermäßigen wUrde. 

4. Die Untertanen der Herrschaft Kallenberg gaben an, zahlungsunfähig zu sein, da sie noch 
2 500 fl Strafgelder an den Truchsessen zu zahlen hatten und er darüber hinaus noch 
90 000 fl [tl rückständige Kontribution von ihnen forderte 14. 

5. Die Deputierten von Hauerz und Ellwangen waren ohne Gewalt auf den Landtag gekom­
men. Sie waren nur bereit, die neuen Anlagen, nicht aber Beiträge für alte landständische 
Schulden zu übernehmen. Im gleichen Sinn erklärten sich die Abgeordneten von Sipplin­
gen und der Vogt von Hilzingen, der die neu erkauften oder an Nellenburg gefallenen Orte 
Singen, ArIen und Hilzingen vertrat. Die Stände verlangten gleichzeitig, das Begehren der 
Landgrafschaft Nellenburg, ihr diese Dörfer zu inkorporieren, abzuweisen, da sonst die 
neuen Beiträge nur Nellenburg, nicht aber allen Ständen zugute kämen. 

6. Von Schramberg, Oberndorf und Gutenstein wie auch von den Gerichten Winterstetten, 
Haisterkirch und Essendorf waren die Deputierten mit Vollmacht erschienen, doch waren 
diese Herrschaften den Ständen noch nicht inkorporiert . 

7. Das Kloster Heiligkreuztal weigerte sich, an der allgemeinen Kontribution teilzunehmen, 
sondern wollte nur seinen seit 1542 festen Anschlag von 142 fl 30 kr erlegen. 

8. Der Maßpfennig wurde von Burgau und Günzburg von den Amtleuten des burgauischen 
Oberamts eingezogen und nicht nach Ehingen geliefert. In zwei Orten der Herrschaft Kal­
lenberg hatte der Truchseß den Wirten die Bezahlung des Maßpfennigs verboten. In der 
Grafschaft Sigmaringen und in den drei Dörfern Langenenslingen, BiJlafingen und Hitz­
kofen zogen ihn die Grafen von Zollern selbst ein. 

9. Von den alten Ständen beklagte sich Stockach, mit Sölden Überbelegt zu sein, da das dorti­
ge Ruralkapitel seine innerhalb des Gemeindeetters gelegenen GÜter nicht besteuern lassen 
wollte. Damit warfen die Stände die Frage nach der Besteuerung des geistlichen Besitzes in 
Schwäbisch-Österreich auf, die bis zur Steuerreform Maria-Theresias immer strittig 
blieb IS. 

Am 15. März wurde den Ständen die Antwort auf ihre Replik übergeben. In der 
wichtigsten Frage, nämlich der Inkorporation der zollerischen und truchsessischen 
Gebiete, lassen die ausweichenden und wenig präzisen Antworten erkennen, wie 
schwierig den landesfürstlichen Kommissaren die Durchsetzung des österreichischen 
Anspruchs auf Landsässigkeit der betreffenden Herrschaften erscheinen mußte. Sie 
drückten lediglich die Hoffnung aus, daß die Mahnungen, Schreiben und Aktionen 
Erzherzog Leopolds ihre Wirkung zeigen würden. In allen strittigen Herrschaften 
wurde versucht, das Recht der Steuerhoheit unter Ausschluß der Pfands- und Le­
hensherren direkt zwischen Landesherm und Untertanen zu regeln. Die Deputierten 
aller Dörfer, die sich weigerten, sich an den Anlagen zu beteiligen, die die alten 

14 Zu den Streitigkeiten zwischen Kallenberg und den Truchsessen s. Anh. III und KB Ba­
lingen Bd. 2 S. 551 f. 

IS König Ferdinand hatte 1542 den schwäbisch-österreichischen Landständen gestattet, zur 
Bezahlung der TOrkensteuer auch den geistlichen Besitz zur Steuer heranzuziehen. FOr die ho­
hen Bewilligungen der Landstände während des TOrkenkriegs von 1592-1606 auf den Landta­
gen von 1597 und 1601 wurde dieses Mandat erneuert. (HSTA ST B 30 BO 41" p. 43-47) 



162 

Schulden nicht mit übernehmen wollten oder den Maßpfennig nicht lieferten, näm­
lich Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen, die fünf Dörfer der Herrschaft 
Bussen, die zur Herrschaft Saulgau gehörigen Dörfer Bierstetten, Allmannsweiler 
und Bondorf, Hauerz und Ellwangen sowie die Wirte von Obernheim, Dormettingen 
und Erlaheim sollten vor den Geheimen Rat nach Innsbruck gefordert und dort zu 
ihrer Schuldigkeit angehalten werden. Wegen Winterstetten, Haisterkirch und Es­
sendorf würden die Truchsessen nochmals aufgefordert werden, die Untertanen an 
der Bezahlung der Anlagen nicht weiter zu hindern. Die Beschwerden der Herr­
schaft Kallenberg wegen der truchsessischen Kontributionsforderung würde vom 
Geheimen Rat überprüft. Auch Günzburg sollte aufgefordert werden, in Zukunft 
den Maßpfennig an die Stände zu liefern. Entgegen der Landtagsproposition wurde 
dem Kloster Heiligkreuztal zugestanden, auch weiterhin nur sein vertraglich festge­
setztes Quantum zu erlegen. Die Inkorporation der nach dem Tode Karls von Bur­
gau heimgefallenen Herrschaften Oberndorf, Schramberg und Gutenstein, der neu­
erkauften nellenburgischen Orte und anderer Stände, die bis 1620 gesondert besteu­
ert worden waren, sollte anläßlich einer allgemeinen Steuerreform und Renovation 
der Matrikel vorgenommen werden, bei der auch die Beschwerde Stockachs wegen 
des Ruralkapitels überprüft würde. 

Die Begründung für die Notwendigkeit einer Steuerreform war typisch für den 
Fürsorgegedanken des absolutistischen Staates. In der Antwort der Landtagskom­
missare hieß es, daß mit allerehistem durch ein unpartheiische commission die ma­
tricul der schwtibischen underthanen renoviert, die anlagen nach billig- und gottbe­
liebender gleichheit gemessigen und also auf ein bestendiges gerichtet werde, daß 
sich kheiner vor dem andern belegt zu sein rechtmessige ursach zu elagen führwen­
den khünne. In dem Aufbau einer leistungsfähigen Finanzwirtschaft sah Leopold 
eine der Hauptaufgaben seiner Regierung, wofür die Entwicklung eines ausgebau­
ten Steuersystems eine notwendige Voraussetzung war. Von den Tiroler Ständen 
war sein Verlangen nach einer Steuerreform, das er gleich zu Beginn seiner Regie­
rung am 11. März 1619 an den Tiro1er Landtag gestellt hatte, wie vorher schon oft, 
abgelehnt worden 16. 

Die Verhandlungen über die Forderungen Leopolds zogen sich bis zur Quadru­
plik hin. Angesichts der angespannten Zeitlage wurde von den Ständen erwartet, 
daß sie darauf verzichten würden, Einzelbeschwerden vorzubringen 17. Eine Aus­
nahme blieb jedoch: Nachdrücklich forderte der Landtag eine Abstellung des Wild­
schadens, der schon unter den Gravamina der Landtage von 1604, 1610 und 1613 
aufgeführt worden war. Was die finanziellen Anforderungen Leopolds betraf, so 

16 J. EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 318-321 
17 Die neue Haltung Leopolds zu den Landständen hatte sich schon auf dem Tiroler Land­

tag von 1619 angekOndigt, als er den dortigen Ständen erklärte, Landtage seien nur dazu da, 
um Ober landes fOrstliche Postulate zu beschließen und nicht, um Klagen und Beschwerden je­
desmal zu erneuern. (T. v. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 174) 
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versuchten sie, unter Hinweis auf niedere Getreidepreise, Belastungen durch herr­
schaftliche Abgaben und das nach Böhmen durchziehende Militär nur eine niedrige­
re Kontribution zu bewilligen, doch konnten die landesfürstlichen Kommissare die 
ursprüngliche Forderung durchsetzen. Auf eine allgemeine Vermögenssteuer woll­
ten allerdings auch die schwäbisch-österreich ischen Stände sich nicht einlassen. 

Mit dem Rezeß vom 17 . März 1620 verwilligten die Landstände die höchste Kon­
tribution in ihrer Geschichte; 124 ()()() fI in vier Jahren, von denen Erzherzog Leo­
pold 40 ()()() fI antizipieren konnte 18 . In der Erklärung vom folgenden Tag machten 
die Stände den Versuch einer Verwahrung, indem sie feststellten, vor einer Ergän­
zung der Matrikel nicht in der Lage zu sein, die Kontribution auf die einzelnen 
Landstände zu verteilen, und mit vorsichtigen Worten die Möglichkeit einer Steuer­
verweigerung andeuteten 19. Wie der Landtag von 1573 bedeutete der von 1620 ei­
nen Wendepunkt in der Entwicklung der schwäbisch-österreich ischen Landstände. 
Statt der 23 Stände, die vor 1620 nach Ehingen steuerten, hatten an ihm die Vertre­
ter von 38 Herrschaften teilgenommen. 

Österreichischer Anspruch auf Landstandschaft und wirkliche Inkorporation las­
sen sich dabei nicht sicher trennen. Im Zusammenhang mit dem Landtag von 1620 
sind drei Listen der Standesmitglieder angefertigt worden, die die wirklichen und die 
postulierten Landstände anführen. Es sind dies 20 ; 

1. Nachfolgende sttindt und herrschaften sind von alter zeit her zue den 6sterreichischen­
schwtibischen landttigen beschrieben worden und jez jürters zue beschreiben sein werden 

2. Designation deren auf den constantzischen landtag anno 1620 den alten 6sterreichischen­
schwtibischen landtsttinden newen zugegebenen, aber noch nit wircklich incorporierten 
sttinden 

3. Designation der fürstlichen grafschaft Tyrol incorporierter schwtibischer-6sterreichischer 
landt- und herrschaften 

Die Liste ist unterteilt in A lte gehorsame sttindt und Die newe angegebene, aber noch nit 
incorporierte sttindt. 

Die Listen sind untereinander ~ ganz übereinstimmend, insbesondere was die 
neu zu inkorporierenden Stände anging. Nach diesen Zusammenstellungen waren 

18 Vgl. die Raitung tiber die Antizipationen, die Christoph Wazin, Landweibel in Schwa­
ben,als verordneter Steuerkommissar noch 1620 durchftihrte (SA Radolfzell Xlll 3, 3) 

19 Landständische Erklärung vom 18. März 1620 (GLA 79/ 1812) 
20 Landtagsakten des Konstanzer Landtags von 1620 (GLA 79/ 1812) 
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Alte gehorsame Stände: 

Liste 1 

1. Hohenberg 
2. Rottenburg 
3. Landvogtei Schwaben 
4. Altdorf 
5. Ehingen 
6. Nellenburg 
7. Kirchberg und Weißen horn 
8. Günzburg 
9. Burgau und Scheppach 

10. Radolfzell 
11. Waldsee 
12. Riedlingen 
13. Saulgau 
14. Mengen 
15. Munderkingen 
16. Aach 
17. Horb 
18. Seifriedsberg 
19. Warthausen 
20. Erbach 

Liste 3 

I . Hohenberg 

2. Landvogtei Schwaben 

3. Ehingen 
4. Nellenburg 
5. Kirchberg und Weißenhorn 
9. Günzburg 

10. Burgau und Scheppach 
11 . Radolfzell 
12. Waldsee 
13. Riedlingen 
14. Saulgau 
15. Mengen 
16. Munderkingen 
17. Aach 

18. Seifriedsberg 
19. Wart hausen 
22. Erbach 
6. Stock ach 
7. Tengen 
8. Stadt Weißenhorn 

20. Veringen 
21. Krumbach 

Die dritte Liste gab den tatsächlichen Stand von 1620 am ehesten richtig wieder, 
denn Stockach, Tengen, Veringen und Krumbach waren bereits nach der Matrikel 
von 1589 Landstände. In bei den Listen fehlte Biberbach, das in der Matrikel von 
1589 enthalten war, danach nicht mehr gesteuert hatte, 1606 aber wieder am Land­
tag teilnahm. Horb gehörte zwar von 1593 bis 1609 dem Rechnungsausschuß an, 
war aber ebensowenig Landstand wie Rouenburg. Zwar war Hohenberg auf dem 
Landtag von 1620 mit sieben Deputierten vertreten, doch stand der Herrschaft nur 
ein Votum zu, das bis 1727 von der Stadt Rottenburg geführt wurde. 

In den Aufstellungen waren eine ganze Anzahl von Herrschaften angeführt, die 
früher einmal mit dem Hause Habsburg auf Grund irgend eines Besitztitels verbun-



Neue Stände: 

Liste 1 

1. Konzenberg 
2. SchIlIm berg 
3. Kronburg 
4. Wald 
5. Gutenstein 
6. Sigmaringen 
7. Veringen 
8. Krauchenwies 
9. Krumbach 

10. Biberbach 
11. Pfandschaft Waldsee 

Haisterkirch 
Winterstetten 

Hauerz und Ellwangen 
12. Kallenberg 
13. Bussen 
14. Fiiedberg und Scheer 
15. Bierstetten 
16. Gericht Reute 
17.0strach 
18. Heiligkreuztal 
19. Emerkingen 

Liste 2 

13. Konzenberg 
2. Schram berg 

3. Gutenstein 
5. Sigmaringen 

9. 
Haisterkirch 
Winterstetten 
Essendorf 

11. Hauerz und Ellwangen 
7. KaUenberg 
6. Bussen 
8. Friedberg u. DÜfmentingen 

12. Bierstetten 
10. Gericht Reute 

15. Emerkingen 
1. Stadt und Herrsch. 

Oberndorf 

Liste 3 

9. Schram berg 

11. Gutenstein 
7. Sigmaringen 

13. 
Haisterkirch 
Winterstetten 
Essendorf 

165 

2. Hauerz und Ellwangen 
4. Kallenberg 
3. Bussen 

1. Bierstetten 

14. Emerkingen 

4. Neuerkaufte Flecken der 12. Neuerkaufte Flecken der 
Landgfsch. NeUenburg Landgfsch. Nellenburg 

den waren; der Anspruch, sie müßten auch Landstände sein, ließ sich häufig nicht 
verwirklichen. 

Kronburg war der früheste, noch vor der Markgrafschaft Burgau erworbene Besitz 
der Habsburger in Bayerisch-Schwaben. Die an verschiedene Herrn verliehene Herr­
schaft wurde nach dem Aussterben des katholischen Zweiges der Rechberger 1604 
von Innsbruck gewaltsam eingezogen und an Markgraf Karl von Burgau vergeben. 
Nach dessen Tod kam sie 1619 an die Herrn von Westernach, in deren Besitz das zur 
Ritterschaft Kanton Donau steuerbare Lehen bis zum Übergang an Bayern ver­
blieb 21. Die Aufnahme von 1620 war der einzige Versuch, Kronburg der österreichi­
schen Kontribution zu unterwerfen . 

21 Handbuch der bayer ischen Geschichte Bd . 3 S. 1023 
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Wald (Irmatshofen auf dem Wald), Bestandteil der Markgrafschaft Burgau, gehör­
te spätestens seit 1474 den Riedheim von Angelberg. 1578 verkaufte Christoph 
Adam von Riedheim die Herrschaft mit allem Zubehör an Erzherzog Ferdinand von 
Tirol, der 1588 Wald seinen beiden Söhnen Andreas und Karl zu freiem Eigen über­
ließ. Nach dem Tode Karls von Burgau wurde die Herrschaft wie seine anderen Be­
sitzungen zu den schwäbisch-österreich ischen Landständen gezogen 22 . 

Krauchen wies, habsburgischer Besitz seit dem Ende des 13. Jahrhunderts, war an 
die Grafen von Zimmern verliehen und nach ihrem Aussterben 1594 im folgenden 
Jahr von Graf Karl von Zollern gekauft und mit der Grafschaft Sigmaringen ver­
bunden worden 23. Wie andere aus dem zimmerischen Erbe stammenden Besitzun­
gen sollte es den Ständen inkorporiert werden, doch blieb es bei dem Versuch von 
1620. 

Friedberg-Scheer war 1452 von Erzherzog Sigmund an Truchseß Eberhard von 
Waldburg verpfändet worden; am 20. Mai 1452 wurde der Verpfändungsvertrag in 
einen Kaufvertrag umgewandelt. Durch die Verquickung von Besitzungen in Offin­
gen mit der Herrschaft Bussen und dem Gericht Bierstetten sowie alter Besitztitel 
aus dem 14. Jahrhundert erhob Österreich seit 1601 wieder Anspruch auf die Steuer­
hoheit in der Grafschaft 2A; auch hier wurde kein Versuch mehr unternommen, die 
Grafschaft nach 1620 noch der österreichischen Steuerhoheit zu unterwerfen . 

Ostrach war, soweit es links der Ostrach lag und zur Grafschaft Sigmaringen gehör­
te, von Ernst Georg von Zollern 1611 an das Kloster Salem versetzt worden 25. We­
gen seiner Zugehörigkeit zur Grafschaft Sigmaringen wurde 1620 Anspruch auf das 
Besteuerungsrecht in dem Amt erhoben, der 1683 nochmals erneuert wurde, ohne 
daß er realisiert werden konnte 26. 

Auch ohne die umstrittenen Herrschaften, deren Landstandschaft nicht durchge­
setzt werden konnte, war der Kreis der nach Ehingen kontribuierenden Stände da­
mit um ~hr als ein_Drittel vermehrt worden . Zwei unvorhersehbare Ereignisse, das 
Erlöschen der Familie der Grafen von Zimmern im Mannesstamm im Jahre 1594 
und der Heimfall der Güter des Markgrafen von Burgau nach dessen Tod ohne legi­
time Erben am 31 . Oktober 1618, gaben der lnnsbrucker Regierung die Gelegenheit, 
den Kreis der Landstände wesentlich zu erweitern, ohne dabei auf Rechte benach-

22 W. LOCHBRUNNER, Die Herrschaft "Irmatshofen auf dem Wald". - In: Der Landkreis 
Mindelheim S. 243-257 

23 A . GUHL. Zur Rechtsgeschichte des Dorfes Krauchenwies. - In : HJH 121 1952 S. 42-73 
24 J . VOCHEZE R. Waldburg Bd . I S. 535 f.. Bd . 3 S. 197 f.. 343 f. 
25 R. SEIGEL. Aus der Geschichte des Kreisgebietes . - In: Der Kreis Sigmaringen. 

Aalen-Stuttgart 1963 S. 98; E. SCHNELL. Historisch-statistische Beschreibung S . 37-39 
26 S. U. 5 . 181 
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barter Stände Rücksicht nehmen zu müssen 27 . Insgesamt wurden 45 - wenn man 
Konstanz zusätzlich rechnet 46 - Städte und Herrschaften als österreichische Land­
stände reklamiert . Der Verzicht auf die gesonderte Besteuerung des Klosters Heilig­
kreuztaI, der Herrschaften Oberndorf, Schramberg und Gutenstein sowie der nach 
1553 erkauften oder an Österreich zurückgefallenen Orte in der Landgrafschaft 

Nellenburg und ihre Inkorporierung in das Korpus der schwäbisch-österreich ischen 
Stände sollte deren Stellung stärken. Die direkte Verpflichtung der Untertanen der 
österreich ischen Pfands- und Lehensherrschaften unter Umgehung der jeweiligen 
Pfands- und Lehensherren machen deutlich, daß die schwäbisch-österreichischen 
Stände zu Beginn des 17. Jahrhunderts ein Verband österreichischer Untertanen wa­
ren, mit dessen Hilfe Österreich seine Steuerhoheit auch in verpfändeten oder verlie­
henen Herrschaften durchzusetzen suchte. 

5.2. DIE LANDSTÄNDE ZWISCHEN 1620 UND 1627 

Die Ausführung der Landtagsbeschlüsse von 1620 wurde, soweit sie die Inkorpo­
ration und die Erweiterung der ständischen Matrikel betraf, den Beamten der Land­
vogtei Schwaben übertragen, die verhältnismäßig rasch zu einem Abschluß zu kom­
men suchten. Einen Monat nach dem Landtag, am 29. März 1620, berichtete Georg 
Fugger, Landvogt in Schwaben, an die Regierung in Innsbruck, die Ausschüsse der 
betreffenden Herrschaften wären wegen der Belegung mit Sölden vor ihm in Altdorf 
erschienen 28 . Am 19. Mai 1620 sandte er einen weiteren Bericht über den Stand der 
Inkorporation nach Innsbruck, aus dem hervorging, wie zahlreich die Probleme wa­
ren, die dem Vorhaben entgegenstanden 29. In den Herrschaften aus dem zimmeri­
schen und markgräflich-burgauischen Erbe Oberndorf, Schramberg und Gutenstein 
sowie in den neuen Orten der Landgrafschaft Nellenburg hatte die Belegung nach 
der Erkundigung der Mannschaft und des Besitzes vorgenommen werden können; 
mit der Durchführung der Steuerberaitung war wie 1613 der Landweibel in Schwa­
ben Christoph Wazin beauftragt worden. Auch das königseggsche Amt Bierstetten 
leistete seinen Anteil. Die Schwierigkeiten mit den Truchsessen von Wald burg und 
den Grafen von Zollern bestanden trotz der Landtagsbeschlüsse weiter fort. Sigma­
ringen war noch nicht neu belegt worden und weigerte sich, den vollen Anteil der in 
Konstanz übernommenen Schulden mitzutragen 30. Außerdem bat Wazin um eine 

27 Ein Teil des heimgefallenen Erbes des Markgrafen Kar! von Burgau wurde seinen unehe· 
lichen Söhnen Karl und Ferdinand als Freiherren von Hohenberg unter dem nun völlig übli · 
ehen Vorbehalt der Landeshoheit eingeräumt. (S. KREZDO RN, Wie die Freiherren von Hohen­
berg nach Rottenburg kamen S. 5-31 ; DERS., Die letzten Freiherrn von Hohenberg S. 12-21) 

28 GLA 79/ 1812 
29 Ebd . 
30 Statt von der gesamten Summe von 90 000 n wollte Sigmaringen nur einen Antei l von 

50000 n übernehmen. 
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Instruktion, ob die Dörfer des 1611 von Graf Ernst Georg von ZoUern an Salem ver­
setzten Amtes Ostrach, das zur Grafschaft Sigrnaringen gehörte, in die Steuerauf­
nahme einzubeziehen seien, sowie um eine Auskunft des Lehenhofes, ob auch Krau­
chenwies, das 1595 aus der zimrnerischen Erbschaft von Graf Karl von Zollern er­
worben worden war, belegt werden solle 31 . Bei den Pfandschaften der Truchsessen 
waren sich die Landvogteibeamten noch nicht einmal genau klar, welche Dörfer 
überhaupt in die Steuer zu ziehen waren 32 . Haisterkirch, Winterstetten und Essen­
dorf, die seit 1613 mit 1831 fl Kontribution im Rückstand waren, konnten wegen 
des Verbots des Pfandinhabers Wilhelm Heinrich von Waldburg-Wolfegg ihren An­
teil nicht entrichten, weswegen die Landvogtei um einen gemessenen beveleh an den 
Truchsessen bat, daß er die Untertanen an ihrer Schuldigkeit nicht mehr hindern 
solle. Schließlich schlug Wazin vor, Hauerz und Ellwangen, die der Linie 
Waldburg-Zeil gehörten und deren Untertanen sich zur Steuerleistung bereit erklärt 
hätten, ebenfalls in die Instruktion der neuen Steuerberaitungskommission aufzu­
nehmen. Da die Behauptung des Herrn von Stein, er steuere auch für die österrei­
chische Hälfte seiner Pfandschaft Emerkingen zur Reichsritterschaft, nicht zutref­
fend wäre, müßte auch er mit Steuern belegt werden. Ebenso sollten das Kloster Ur­
spring, das dem Erzhaus mit der vollen Landeshoheit unterstand, sowie die aus dem 
Erbe des Markgrafen von Burgau stammenden Orte Röfingen und Landensberg 
und einige Höfe in Großkötz und Mehrenstetten, die seit seinem Tode vorn Rentamt 
in Burgau verwaltet würden, ihrem Vermögen nach beschrieben und den Landstän­
den inkorporiert werden, damit man sieh je viel sterekher angreif/. 

Die Ausweitung des böhmischen Krieges, Beschwerden durch durchziehende 
Truppen, die Steigerung des Getreidepreises nach 1621 und der totale Münzwertver­
fall in der Kipper- und Wipperzeit ließen die Frage der Inkorporation weiterer Stän­
de zunächst in den Hintergrund treten. Sowohl auf dem Landtag im Oktober 1622 
wie auf einer Sitzung des ständischen Ausschusses beschäftigten sich die Stände mit 
der Möglichkeit einer Steigerung des Münzwertes und einer Verhinderung von Ge­
treideausfuhren in die Schweiz, um die Preise in Schwaben wieder zu senken 33. 

Im Jahr 1623 unternahm Erzherzog Leopold einen Versuch, die in Tirol und an­
deren Territorien bereits üblich gewordene Substituierung des Landtags durch einen 
landständischen Ausschuß auch in Schwäbisch-Österreich durchzusetzen 34. Im Sep-

31 S. Anm . 20 
32 Außer von Kallenberg und den Dörfe rn der Herrschaft Bussen (Unlingen, Offi ngen, 

Hailtingen und Dentingen) waren keine Abgeordneten der Untertanen, sondern nur Truchseß 
Wilhelm Heinrich erschienen. Da sich die Landvogteibeamten über den Umfang der Herr­
schaft Bussen nicht klar waren, baten sie, allen Dörfern und dem Truchsessen den Landtags­
beschluß und eine Exekutionsandrohung zuzustellen. 

33 Landtag in Riedlingen vom 24. Okt. 1622 (HSTA ST B 30 Bü 43· p. 24-29' ; TH. KNAPP, 
Neue Beiträge Bd . 2 S. 52; SA Ried Akten Bü 2). - Vgl. auch J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 
S. 352-354 

34 T . v. SARTORI -MoNTECROCE, Steuerwesen S. 171 ; D. GERHARD, Probleme ständischer 
Vertretungen S. 17 ; H. LEHMANN, Die württembergischen Landstände S. 190 
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tember 1623 wurden die Deputierten der_vier Ausschußorte und der Stadt Waldsee 
von den Räten Erzherzog Leopolds und den Beamten der Landvogtei nach Altdorf 
beschrieben, wo man von ihnen einen Kredit von 40 000 - 50 000 fl für die Landvog­
tei zur Abführung des ladronischen Regiments verlangte 35. Zunächst verwahrten 
sich die Ausschüsse dagegen, daß in dem Ausschreiben des Ausschußtages von der 
Forderung nicht die Rede gewesen sei, weswegen sie weder von ihren Städten noch 
von den Ständen Vollmacht hätten, darüber zu verhandeln. Erst auf die Drohung 
der landesherrlichen Kommissare, andernfalls das Regiment in Schwaben ins Quar­
tier zu legen, verwilligten die Deputierten einen Kredit von 12000 fl, allerdings nur 
im Namen ihrer eigenen Städte und auf Ratifikation ihrer Gewalthaber, für die die 
Stände sie schadlos halten sollten. Um eine weitergehende Bewilligung zu erhalten, 
mußte kurz darauf, am 24. Oktober 1623, doch ein voller Landtag einberufen wer­
den, der statt der geforderten 36000 fl nur 32 000 fl bewilligte, in die die 12 000 fl 
Kredit einbezogen werden sollten 36. Die Bewilligung wurde nur als verzinsliches, 
rückzahlbares Darlehen gegeben, da von den in Konstanz bewilligten 124 000 fl 
noch eine Rate ausstand. Dazu wollten die Stände so lange, bis die letzte Konstanzer 
Rate einschließlich der 32 000 fl bezahlt wäre, mit weiteren Verwilligungen oder 
Landtagen verschont bleiben. In der Tat wurde auch bis 1627 kein Landtag mehr 
einberufen. Wie schon 1589 war es aber nicht gelungen, den Ausschuß an die Stelle 
des Landtags treten zu lassen. 

5.3. DER KONSTANZER LANDTAG VON 1627 

Durch ein Übereinkommen zwischen Kaiser Ferdinand 11. und Erzherzog Leo­
pold waren letzterem, der 1619 nur als Gubernator Tirols und der Vorlande einge­
setzt worden war, im Jahre 1623 zwei Drittel der Vorlande als erbliches Eigentum 
und ein Drittel zur lebenslangen Nutzung überlassen worden . 1626 erhielt er die Er­
laubnis, sich von allen Untertanen Tirols und der Vorlande huldigen zu lassen, da 
seine Einnahmen aus den bisher zugestandenen Herrschaften nicht ausreichten. Da­
durch wurde er erbberechtigter Fürst Tirols und der Herrschaften in Schwaben, be­
vor ihm 1630 auch die weiter westlich gelegenen Vorlande zugesprochen wurden 37. 

Der daraufhin von Leopold am 24. August auf den 24. September 1627 nach 
Konstanz einberufene Landtag dauerte bis zum 8. Oktober und war damit einer der 
längsten in der gesamten Geschichte der schwäbisch-österreichischen Landstände. 
Die geringe Dauer der sonstigen Landtage ist ein weiteres Indiz für das geringe pol i-

35 23. September 1623 (HSTA ST B 30 B043· p. 31-33') . Das Regiment wurde in der Folge­
zeit immer wieder nach Schwaben verlegt. 

36 HSTA ST B 30 BO 43· p. 36-39'; SA Ried Akten BO 2; TH. K NAPP, Neue Beiträge Bd . 2 
S. 52 

37 J. EGGER, Geschichte Tirols Bd . 2 S. 339f. ; O. STOLZ, Geschichte des Landes Tirol S. 452 
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tische Gewicht, das die schwäbisch-österreichischen Stände etwa im Vergleich zu 
den Ständen Tirols oder Württembergs hatten 38. Die Stände wurden aufgefordert, 
euere hierzu geschickte, taugliche und schickliche gesandte mit genugsam ben vol/­
mächtigen gewalt ohn al/es hinder sich bringen so zu verordnen und abzufertigen, 
daß sie sonntags vor obbestimpten montag [24. Sept.] abents anvor daselbsther ge­
hen Costanz ankommen, nechstdarauffolgenden montag morgens früe bey guetter 
zeit den landtagsfürtrag anhören, uff daß darüber in al/em die notturfft gehandlet, 
beschlossen und verrichtet werden möge, sich auch hieran nichts als gottes gewalt ir­
ren noch verhindern lassen 39. Auf dem Landtag forderte Leopold entsprechend 
dem Hausvertrag von 1626 die Erbhuldigung und dazu eine Beihilfe von 150 ()()() fI. 

Die Frage der Inkorporationen spielte wiederum eine wesentliche Rolle während 
der Landtagsverhandlungen. Zwar hatten die truchsessischen und zollerischen Ge­
biete alle Deputierte geschickt, doch fehlten die aus dem Erbe Markgraf Karls von 
Burgau stammenden Herrschaften Holzheim und Bubesheim, Landensberg und 
Röfingen wie Großkötz. Ebenso war von Konzenberg und Emerkingen niemand er­
schienen. Deswegen verlangten die Landstände, daß die nicht erschienenen Land­
schaften durch eine Kommission zum Erscheinen angehalten würden. Auch sollten 
die neuen Stände, wie 1620 versprochen, endlich in die Matrikel aufgenommen, in­
korporiert und belegt werden. Bis zum Landtag von 1627 hatten nicht einmal 
Oberndorf, Schramberg, Gutenstein und die neuen Orte der Landgrafschaft Nellen­
burg ihre Anteile an der ständischen Steuer erlegt. Die Untertanen der an die Truch­
sessen verpfändeten waldseeischen Gerichte, die auf 30 Söld veranschlagt waren, 
hatten zwar ihren Anteil an den 1613 übernommenen Kammerschulden bezahlt, 
doch hielt Truchseß Heinrich von Waldburg-Wolfegg dieses Geld zurück. Auch für 
Konzenberg und Emerkingen wie für die beiden Klöster Heiligkreuztal und Ur­
spring wurde eine wirkliche Inkorporation verlangt. In ihrer Antwort akzeptierten 
die landesherrlichen Kommissare die ständischen Beschwerden wegen der verzöger­
ten Inkorporation, die nun, wie 1620 zugesagt, vorgenommen werden sollte 40. Aus 
den alten und neuen Ständen sollte ein Corpus gemacht werden, auch waren die alte 
und neue Kontribution gemeinsam zu tragen 41. Einschränkend und typisch für die 
Unsicherheit der Innsbrucker Regierung über die Rechtslage in den schwäbischen 

38 Akten des Landtags HSTA ST B 30 Bü 43· p. 40-45'; Bü 44·; SA Ried Akten Bü 2; SA 
Wa 395 

39 24. Aug. 1620 (SA Ried Akten Bü 2) 
40 Eventualakzeptation vom 4. Okt. 1627 (SA Ried Akten Bü 2) 
41 Mit der alten Contribution waren die Zins- und Tilgungszahlungen für die 1573, 1588. 

1596 und 1613 übernommenen Kammerschulden gemeint, an denen sich die neuen Stände 
nicht beteiligen wollten, da sie zur Zeit ihrer Übernahme noch nicht zu den Landständen ge­
hörten. Unlogischerweise hieß es in der Eventualakzeptation, das Kloster Heiligkreuztal sei al· 
len anderen Untertanen gleich zu halten entsprechend dem Innsbrucker Vertrag vom 26. April 
1611, obwohl gerade dieser Vertrag die Ausnahmestellung Heiligkreuztals in Bezug auf die all­
gemeine landständische Steuer regelte . 
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Besitzungen war die Antwort der Kommissare wegen Haisterkirch, Essendorf, Win­
terstetten und Emerkingen, deren Rechtsstellung noch von der Kammer auf Grund 
der Innsbrucker Archivalien geklärt werden müßte. 

Allgemeine Beschwerden nahmen auf dem Landtag von 1627 einen wesentlich 
breiteren Raum ein als 1620. Da sie die Rolle des schwäbisch-österreich ischen Land­
tags im frühen 17. Jahrhundert in typischer Weise beleuchten, seien sie hier kurz an­
geführt. 

Zunächst leistete der Landtag Erzherzog Leopold die Erbhuldigung, nachdem 
ihm Schwaben durch den Vertrag mit Kaiser Ferdinand 11. als erbliches Eigentum 
eingeräumt worden war. Die Einleitung der landständischen Erklärung vom 2. Ok­
tober zeigte, daß der Dreißigjährige Krieg seine ersten Schatten auf Schwaben 
warf 42. Die Stände hätten wegen der böhemischen rebellion undt unruhe undt dar­
auß erfolgt offenen und beharrlichen und nunmehr in die 8 jahr continuierenden 
kriegsentpörungen, durchzügen und gewalthetigen einquartierungen, blinder- und 
spolierung fürmerckfichen und unwiderpringfichen schaden erfiten und theils 
stundtfichen erwarthen, leiden und ausstehen milessen, weswegen sie große Schul­
den auf sich nehmen mußten . Die Antwort der Landtagskommissare war schlicht 
und lapidar: Dem Erzherzog sei diese Tatsache bekannt, doch müsse man sie als 
Werk des Allmächtigen hinnehmen. 

Angesichts der Gefährdung der Vorlande hatte die erzherzogliche Regierung 1618 
zur Verbesserung der Landesverteidigung Triffmeister für Hohenberg, die Landvog­
tei Schwaben, Nellenburg, Stockach, Günzburg und Burgau auf Kosten der jeweili­
gen Herrschaften und Städte angestellt, wogegen die Stände sich jetzt zur Wehr 
setzten, da sie eigene Leute einsetzen wollten, was ihnen zugestanden wurde, falls 
sie qualifizierte Personen benennen könnten 43. 

Weißenhorn und Kirchberg beschwerten sich, daß sie durch den Schwäbischen 
Kreis gewaltsame Einquartierungen erlitten hätten. Nach Auskunft der Kommissare 
war die Einquartierung ohne Wissen des Erzherzogs geschehen und die Stände [!] 
wurden angewiesen, ähnliche Übergriffe des Schwäbischen Kreises nicht mehr ge­
schehen zu lassen und sofort nach Innsbruck zu melden. 

Die Herrschaft Weißenhorn wehrte sich gegen einen neu eingerichteten Zoll. Ihr 
wurde deswegen eine erzherzogLiche Resolution zugesagt, nach der sie sich in Zu­
kunft wider die gebür und biffigkeit beschwert zu sein nicht ursach zue elagen haben 
werde. 

42 SA Ried Akten BU 2 
43 Die Besoldung der Trillmeister sollte 80 fl betragen. Trotz des ständischen Protestes blieb 

die Einrichtung bestehen und wurde von allen Beteiligten nur mit großem Widerwillen getra­
gen, bis sie 1661 auf Protest der Donaustädte endlich abgeschafft wurde. (EGGMANN, Waldsee 
S. 218f.; J . LAUB, Geschichte der vormaligen fünf Donaustädte S. 194f.; TH. KNAPP, Neue 
Beiträge Bd. 2 S. 56) 



172 

Nellenburg, Stookach, die obere Herrschaft Hohenberg und das Gericht Reute 
führten ein traditionelles Landesgravamen an, den übermäßigen Wildschaden. Hier 
hatte der Erzherzog im Jahr zuvor 400 Stück Wild aufpUrßen lassen , so daß man ei­
ne Besserung erwartete. 

Länger zogen sich die finanziellen Verhandlungen hin . Die ursprüngliche Forde­
rung lautete auf 150 ()()() f1. Unter Hinweis auf die seit 1600 geleisteten Bewilligungen 
und das im Vergleich zu anderen österreichischen Herrschaften gl;ringe Einkommen 
erklärte der Landtag, nur wenig bewilligen zu können; zum Zeichen seiner Affeeta­
tion wollte er jedoch einer Beihilfe von 110 ()()() fl in sechs Jahren zur Regierungs­
übernahme Erzherzog Leopolds und von weiteren 10 ()()() fl zu seiner Vermählung 
zustimmen 44 . Auf diese Summe baten [I] die Landstände die 1623 als Kredit vorge­
schossenen 32 ()()() fl und 1500 fl, die in der Landgrafschaft Nellenburg für Waffen­
käufe ausgegeben worden waren, anrechnen zu dürfen. Die Landtagskommissare 
erkannten die Forderung der Stände wegen der 32 ()()() fl an, gaben aber andererseits 
zu bedenken, daß Schwäbisch-Österreich von Einquartierungen frei sei, so daß sie 
die 120 ()()() fl nur ohne jeden Abzug und innerhalb von 4 Jahren zahlbar akzeptie­
ren wollten . Endlich einigte man sich auf 122 ()()() fl in fünf Jahren, wovon 110 ()()() fl 
Beihilfe, 12 ()()() fl aber Hochzeitsdonativ sein sollten. Zusätzlich verzichteten die 
Stände auf eine Rückzahlung der 32 ()()() fl, die sie 1623 als Kredit geliehen hatten. 
Mit einer Bestätigung der ständischen Rechte und Gewohnheiten schloß der Land­
tag. 

Die Summe der Beschwerden macht deutlich, daß sich der Landtag entsprechend 
seiner sozialen Struktur als korporatives Regulativ von Problemen verstand, die 
zwischen Landeshenschaft und Untertanen auftraten. Die Abwehr Z\l hoher landes­
fürstlicher Forderungen, die gerechte Verteilung übernommener finanzieller und 
militärischer Lasten und die Bitte um landesherrlichen Schutz gegen die Übergriffe 
der eigenen Pfands- und Lehensherrschaften sowie fremder Reichsstände waren die 
wesentlichen Funktionen des Landtags. Im Mittelpunkt der landständischen Ver­
handlungen standen Fragen, die den dritten Stand unmittelbar berührten. Die kon­
fessionellen und politischen Streitfragen des 17. Jahrhunderts lagen außerh~b der 
Interessenssphäre des schwäbisch-österreich ischen Landtags. 

44 Erzherzog Leopold hatte 1525 mit päpstlicher Dispens auf seine geistlichen WOrden ver­
zichtet - er war Bischof von Passau und Straßburg - und hatte sich mit der Mediceerin 
Claudia von Toscana vermählt. (0 . STOLZ, Geschichte des Landes Tirol S. 542) 
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5.4. DIE BERAITUNG DER NEUEN STÄNDE 1628-1631 

Die Durchjührung der Beraitung 

Erst ein Jahr nach dem Landtag von 1627, am 24. August 1628, übertrug Erzher­
zog Leopold an den Hohenberger Marschall Hans Adam Dornsberger und den Rot­
tenburger Stadtschreiber Georg Jakob Ruef die Kommission zur Beraitung der neu­
en Stände, die bis dato aus allerhandt beweglichen ursachen nit ins werckh gesezt 
noch ejjectiert werden konnte 45. Wie schon 1613 wurde damit die Steuerberaitung 
einer gemischten Kommission aus einern landesherrlichen Beamten und einern stän­
dischen Deputierten übertragen. Die bei den sollten nach ihrer Instruktion alle neu­
en, strittigen Stände beraiten und nach Vermögen und Mannschaft beschreiben, da­
mit die matricul ergenzt und also ein corpus aus alten und neuen Ständen gemacht 
würde 46. Ihre Kommission erstreckte sich auf die Herrschaften Oberndorf, Schram­
berg, Gutenstein, die truchsessischen Pfandschaften Bussen, Kallenberg, die drei 
waldseeischen Gerichte Haisterkirch, Winterstetten, Ober- und Unteressendorf, 
Hauerz und Ellwangen, das königseggsche Gericht Bierstetten, die zollerischen Le­
hensherrschaften Sigmaringen, Langenenslingen und Billafingen und das Amt 
Ostrach, die steinsche Herrschaft Emerkingen, sowie auf Konzenberg, Krumbach 47 

und Erbach, endlich auf die Klöster Heiligkreuztal und Urspring sowie auf die neu­
erkauften Flecken der Landgrafschaft Nellenburg. Speziell wegen des Maßpfennigs 
waren Nachforschungen in Günzburg und Reute anzustellen. Der 1620 erhobene 
Anspruch auf die Herrschaft Friedberg-Scheer war damit fallengelassen worden. 

Ebenfalls in die Beraitung von 1628 wurden die dem Kloster St. Georgen gehöri­
gen Orte Herbertshofen und Dintenhofen bei Ehingen einbezogen. Als rechtliche 

45 Hans Adam Dornsberger ist als Marschall von Hohenberg von 1618-1635 bezeugt. Die 
Dornsberger (Dornsperger) waren eine Familie, die zahlreiche Beamte in den Vorlanden stell­
te, so Jeremias Dornsperger, Landschreiber in Nellenburg 1587-1619, Raimund Dornsberger, 
Landschreiber ebd. 1627-1632, Konrad Dornsberger, Freilandrichter im Hegau 1573-1577, 
Johann Konrad Dornsberger J . u. D., Sohn des Jeremias Dornsberger, Landvogteiverwalter 
in Schwaben 1612-1620; M. Georg Jakob Ruef (Ruoff, Rueff, Ruf) ist als Stadtschreiber von 
Rottenburg von 1607-1633 genannt. (Belege in meiner Kartei der vorländischen Beamten 
Habsburgs) 

46 Die Kommission faßte nach Abschluß ihrer Tätigkeit alle angefallenen Akten in einem 
Abschriftenband zusammen (Bereutung der Schwiibischen österreichischen Stiinden), der im 
ständischen Archiv erhalten blieb (HSTA ST B 29 Bü 24) . Aus ihm stammen die folgenden Zi­
tate, soweit sie nicht einzeln belegt sind. 

47 Krumbach, Erbach und Konzenberg mit den anderen aus der Erbschaft Markgraf Karls 
von Burgau stammenden burgauischen Herrschaften waren zwar in der Instruktion ange­
führt, wurden aber von Dornsberger und Ruef nicht aufgenommen. Im Burgau fand jedoch 
gleichzeitig mit der hier erwähnten Beraitung eine Steueraufnahme durch eine andere Kom­
mission statt, deren Akten ich nicht auffinden konnte. Bei dieser Beraitung wurden zumindest 
Röfingen, Holzheim und Kloster Wiblingen mit Sölden belegt. (Schreiben der Kommissare an 
Truchseß Wilhelm Heinrich von Waldburg-Scheer vom 18. Aug. 1630. - SA Ro UP 1680-82 
p. 14f., 93-94', 123) 
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Grundlage diente die Tatsache, daß das Kloster durch seine Ver1e.&!!.ng nach Villin­
gen im Jahre 1566 unter österreichische Landeshoheit gekommen war; Herzog 
Christoph von Württemberg hatte im gleichen Jahr ver eblich versucht, auf Grund 
seiner Vogteirechte über das Schwarzwaldkloster sich die beiden Orte zu unterwer­
fen 48 . 1628 kollektierten die St. Georgener Untertanen dieser Orte nach Ehingen, 

lieferten Maßpfennig und Bierheller zur ständischen Kasse und wurden gemustert. 
Schon drei Jahre später, bei der Steueranlage von 1631 verweigerte Abt Georg Gais­
ser die Bezahlung der Steuer 49; nach dem Dreißigjährigen Krieg, im Jahre 1657, 

wurde ihre Landstandschaft vom Abt von St. Georgen grundsätzlich bestritten; erst 
nach 1690 konnte sich Österreich mit seinem Anspruch endgültig durchsetzen 50 . 

Ohne Schwierigkeiten konnte dagegen die in der Instruktion nicht aufgeführte 

Herrschaft Werenwag zu den Ständen gezogen werden. Die zur Grafschaft Hohen­
berg gehörige Herrschaft, die 1623 noch zum Reich gesteuert hatte, war nach dem 
Aussterben der Herrn von Laubenberg als erledigtes Lehen an Österreich heimgefal­
len. 1627 wurde das Haus Fürstenberg mit ihr unter Vorbehalt der Landes- und 
Steuerhoheit belehnt; in der Matrikel von 1631 wurde sie mit 14 Sölden geführt 51. 

Die einzelnen Schritte der Steuerberaitung sollte die Kommission mit den vier 

ständischen Ausschußorten besprechen, urkundliche Dokumente für die österrei­
chischen Anspruche würden die Beamten der Landvogtei Schwaben liefern. Anlage 

und Durchführung der Steuerberaitung unt~rstr.eichen ein weiteres Mal, daß im Ge­
gensatz zu dem in den meisten anderen Territorien Süddeutschlands im ersten Drit­
tel des 17. Jahrhunderts aufbrechenden Konflikt zwischen Landesherrn und Land­
ständen in Schwäbisch-Österreich sich beide zu weitgehender Kooperation zusam­
''lenfanden 52 . 

Die Frist für den Abschluß der Steuerbelegung war von Erzherzog Leopold viel 
zu knapp bemessen worden. Adam Dornsberger und Johann Georg Ruef erhielten 
die Instruktion Ende August 1628. Ihren Bericht sollten sie so rechtzeitig abschlie­
ßen, daß die Ratifikation durch den Erzherzog, Inkorporation und Zuteilung des 
Steuerquantums für 1628 noch vor Galli (16. Okt.), dem zweiten Steuertermin des 

Jahres 1628, erfolgen konnte. Der Kommission standen damit, wie sie schrieb, noch 
ebenso viele Tage zur Verfügung, wie sie Wochen für ihre Aufgabe nötig hätte. Erst 
am 9. Oktober konnte die geplante Konferenz ~it den 4 Ausschußorten stattfinden. 

48 OAB Ehingen S. 118f.; J. WOLLASCH, St. Georgen. - In: Germania Benedictina Bd. 5 
S. 245-247 

49 GLA 79/ 1834 
50 GLA 79/ 1623; s. u. S. 263 
51 J. STÖCKLE, Werenwag S. 28, 38-45; E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 58 
52 Zu der Auseinandersetzung zwischen Landesherr und Landständen zu Beginn des 17. 

Jhs. s. T. V. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 174-202; W. GRUBE, Der Stuttgarter 
Landtag S. 266-293; Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 2 S. 576-581; O. BRUNNER , 
Land und Herrschaft S. 269 
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Die Beraitung zog sich dann über vier Jahre hin, unterbrochen von Seuchen in der 
Donaugegend, den ersten Kriegsunruhen und der Notwendigkeit der Fortführung 
der Amtsgeschäfte der bei den Kommissare. Zudem mußten sie wegen des heftigen 
Widerstands einiger Herrschaften gegen die Belegung um weitere erzfürstliche Reso­
lutionen einkommen, die oft monatelang auf sich warten ließen. Der frühe Tod Erz­
herzog Leopolds im Jahre 1632 und der im gleichen Jahr durch den Anschluß Würt­
tembergs an Schweden über Schwaben hereinbrechende Krieg verhinderten eine 
endgültige Regelung der Inkorporation aller neuen Stände. In Oberndorf, Schrarn­
berg, Gutenstein, in den neuerkauften Flecken in Nellenburg, in Reute und Bierstet­
ten konnte die Aufnahme des Besitzes und die Steuerquotenzuteilung ohne Schwie­
rigkeiten mit ihr allerseits guetem belieben vorgenommen und noch 1628 zum Ab­
schluß gebracht werden. Nicht gelöst wurden die seit langem andauernden Streitig­
keiten mit den Truchsessen von Waldburg und den Fürsten von Sigmaringen, wo 
reichspolitis.clle Rücksichtnahmen ein rigoroses Vorgehen verhinderten . In Heilig­
kreuztal, Urspring und Emerkingen wurde die Beraitung vorgenommen, konnte 
aber nicht zu einem rechtlichen Abschluß gebracht werden. Trotzdem präjudizier­
ten die Lösungsvorschläge der Kommission deren spätere Zugehörigkeit zu den 
schwäbisch-österreichischen Landständen. 

(1) Die Beraitung der truchsessischen Pfandschaften 

Der Bgaitung von 1628/ 31 kam in der Auseinandersetzung zwischen Österreich 
und den Truchsessen von Waldburg um den rechtlichen Charakter der Herrschaften 
- ob Pfandschaften oder mannserbliche lnhabungen, in denen den Truchsessen die 
volle Landeshoheit zustand - eine für den weiteren Verlauf entscheidende Bedeu­
tung zu 53 . 

Als erste sollte die Herrschaft Kallenberg arn 12. Januar 1629 belegt werden . Für 
diesen Tag bestellte die Kommission die Ausschüsse der Herrschaft au f das Rathaus 
nach Schömberg, also außerhalb des truchsessischen Einflußbereichs. Truchseß 
Wilhelm Heinrich widersprach sofort der Beraitung als einer praeiudicierlichen neu­
erung, die dem 1626 in Innsbruck geschlossenen Interim zuwiderlaufe. Nach diesem 
Interim sollten die Truchsessen das österreichische Eigentum an den Donaustädten, 
Österreich aber die mannserbliche Inhabung der Truchsessen an den Donaustädten 
anerkennen. Die vier der Linie Scheer gehörigen Städte Riedlingen, Munderkingen, 
Saulgau, Mengen und die Herrschaften Kallenberg und Bussen sollten auf dem 
schwäbisch-österreich ischen Landtag erscheinen und kollektieren . Der ~nnig 
war den Ständen, das Ungeld den Truchsessen zu liefern. Das Gericht Bierstetten 
wurde als österreichisches Eigentum angesehen, bis die Truchsessen das Gegenteil 

53 Zur Vorgeschichte der Auseinandersetzungen um die Rechtsstellung der Herrscha ften s. 
u. S. 50-57 u. Anh . 111 
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bewiesen hätten. Dafür sollte Truchseß Wilhelm Heinrich wieder die Administra­
tion über die Pfandschaften eingeräumt werden 54. 

Das Antwortschreiben der Kommission vom I!. Dezember 1628 legte nochmals 
den österreichischen Standpunkt dar. Die Herrschaften Bussen, Saulgau (Bierstet­
ten) und Kallenberg gehörten mit dem Besteuerungsrecht unzweifelhaft zu den 
österreichischen Ständen. Sie waren auf den Landtagen erschienen und hatten Kon­
tribution und Maßpfennig erlegt. Die jetzige Beraitung war deshalb nicht als Neue­
rung anzusehen, sondern diente der Beseitigung aufgetretener Ungerechtigkeiten. 
Wilhelm Heinrich sah jedoch in der Forderung nach dem Erscheinen der Mann­
schaft fast eine Musterung, die während der schwebenden Kompromißverhandlun­
gen durch nichts zu rechtfertigen sei und Kaiser, Kurfürsten und Reichsständen, die 
man wegen des starken Reichsinteresses um promotionales und intercession bitten 
müsse, ein seltzames ansehen gewinnen werde 55. Er forderte deswegen den Still­
stand der Beraitung in seinem Gebiet bis der ange!angene compromissliche proceß 
[zwischen ihm und Leopold] sein endtscha!t erreicht hätte. Dornsberger und Ruef 
mußten angesichts dieser Haltung die Beraitung zunächst abbrechen und baten Erz­
herzog Leopold um Instruktionen in diesem und ähnlichen Fällen, die erst im Mai 
1630 erteilt wurde, als Leopold ihnen befahl, mit der Beraitung in allen strittigen 
Gebieten fortzufahren und in parallelen Schreiben die Pfands- und Lehensinhaber 
davon in Kenntnis setzte 56 . Truchseß Wilhelm Heinrich erklärte sich daraufhin ein­
verstanden, die Beraitung hinzunehmen, doch uns an unseren rechten undt dem an­
hangenden compromisslichen außtrag in allweeg unpraeiudicierlich. Außerdem ver­
langte er, daß seine Beamten an der Beraitung teilnehmen sollten, die dann auch am 
4. August 1630 in Schömberg im Beisein Johann Schmids, truchsessischen Kellers in 
Nusplingen, für die Herrschaft Kallenberg und am 20. August 1630 in Riedlingen in 
Anwesenheit Dr. Marcellus Ruefs, Obervogts zu Scheer, und Jakob Krembs, Kast­
vogts zu Dürmentingen, für die Herrschaft Bussen vorgenommen und zur Zufrie­
denheit der Untertanen abgeschlossen werden konnte. 

Es gelang der Kommission allerdings nicht, das Gut Bronnhaupten, das 1381 mit 
der Grafschaft Hohenberg als ein Bestandteil der Herrschaft Kallenberg gekauft 
worden war, wieder in die österreichische Kontribution einzubeziehen. Der Ort war 
mit Kallenberg 1388 als Pfandbesitz an die Grafen von Sulz, 1401 an die Truchses-

54 J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 3 S. 342; Anh. 111 
55 Schreiben Wilhelm Heinrichs Nr. 6 vom 14. Dez. 1628, Nr. 10 vom gleichen Datum. 
56 Schreiben der Kommission an Erzherzog Leopold Nr. 8,9 und 11 vom 16. Dez. 1628,30. 

Jan. und 14. Febr. 1629; Nr. 12, 13, 14 vom 18. Juni und 10. Dez. 1629 und 20. Febr. 1630. 
Eine Resolution ging ihnen erst auf ihr Schreiben vom 3. April 1630 (Nr. 15) zu, als sie ankün­
digten , es sei erforderlich, die Beraitung vor der nächsten Zusammenkunft der Stände am I . 
Mai 1630 abzuschließen, um das Steuerwesen der Stände endlich in Ordnung zu bringen, ohne 
welches si mit deren contributionsweesen schwerlich mehr ge/algen undt was euer hoch/ürstli­
ehen durchlaucht si bei verschidenen landtt/gen gehorsambist bewilliget, /ürters zuehalten 
khünden. 
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sen von Waldburg gekommen. 1527 war der Hof von Hans von Stotzingen von den 
Herrn von Bubenhofen zusammen mit dem Rittergut Geislingen gekauft worden. Er 
überließ ihn an die Fauber von Randegg, von denen er an die Freiherrn von Hohen­
berg kam, die ihn an Ulrich von Stotzingen und seinen Vetter vererbten 57. Bereits 
vor 1584 hatten die Herrn von Stotzingen dort einen Lehensbesitz, den sie 1584 ge­
gen den Protest Truchseß Christophs durch Ummauerung zum Herrensitz machten. 
1591 verkaufte Truchseß Christoph hohe und niedere Obrigkeit samt dem Vogt­
recht und allen Dorfrechten an Hans Jakob von Stotzingen 58. Die Kontribution 
sollte allerdings weiter nach Erlaheim gegeben werden. Dieser Anteil, der ein Drittel 
der Kontribution Erlaheims betrug, wurde spätestens seit 1624 von Ulrich von Stot­
zingen nicht mehr bezahlt. Als ihn die Kommission zur Zahlung des schuldigen 
Rests anhielt, verweigerte er rundheraus die Anerkennung jeder Kontributionsver­
pflichtung. Der Hof war von seinen Vorfahren etwa 100 Jahre zuvor als freies Eigen 
außer dem Groß- und Kleinzehnt, der dem Kloster Alpirsbach zustehe, und einiger 
Fruchtgülten, die zur württembergischen geistlichen Verwaltung nach Balingen ein­
gezogen würden, gekauft worden. Dem Erzhaus hatte er nie kontribuiert, auch war 
er nie für einen Landstand gehalten worden, wogegen der Hof als Adelsgut dem Rit­
terkanton Neckar-Schwarzwald inkorporiert war 59 . Zwar wies die Kommission an 
Hand von Aussagen der Untertanen der Herrschaft Kallenberg nach, daß der Hof 
immer ein Drittel der Kontribution von Erlaheim getragen und unzweifelhaft ein 
Bestandteil der Herrschaft Kallenberg war, auch nicht zu den Landtagen hatte be­
schrieben werden können, da zue den landtagen nit die membra, statt, dorfer undt 
hofgüeter, sonder alein die corpora undt ganze herrschaften [ ... ] beschriben undt 
erfordert werden 60. Doch da Ulrich von Stotzingen Landvogt im Burgau und seit 
über 40 Jahren in österreichischen Diensten war, ließ man die Sache auf sich beru­
hen 61. 

Im August 1630 begab sich die Beraitungskommission nach Wolf~, um die drei 
Gerichte Haisterkirch, Winterstetten und Essendorf der Wolfegger Linie dem Ver­
mögen nach zu beschreiben und mit Sölden zu belegen. Da Truchseß Heinrich von 
Waldburg um einen Aufschub bat, um sich an Hand seiner Akten nochmals über 

57 Schreiben Ulrichs v. Stotzingen an die Kommission Nr. 34 vom 7. Okt. 1631. - KB Ba­
lingen Bd. 2 S. 384 

58 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 83; KB Balingen Bd . 2 S. 343 
59 Schreiben der Kommissare an Ulrich von Stotzingen Nr. 28 vom 16. Dez. 1630; Schrei­

ben Ulrichs von Stotzingen vom 8. Jan 1631. - Die Ritterordnung des Kantons Neckar­
Schwarzwald war 1562 von Hans von Stotzingen angenommen worden. (0. HELLSTERN, Der 
Ritterkanton Neckar-Schwarzwald S. 215) 

60 Schreiben der Kommissare an Ulrich von Stotzingen Nr. 32 vom 30. Sept. 1631 
, 61 Durch Käufe kam das Gut in den Jahren 1676 und 1686 an WOrttemberg, das die Steuer­

rechte der Ritterschaft zunächst unbeachtet ließ, bis sie durch einen Vertrag zwischen WOrt­
temberg und der Ritterschaft 1759 abgelöst wurden. Ebenso unbeachtet ließ WOrttemberg die 
bis 1805 behauptete Oberhoheit Österreichs Ober das Gut. (KB Balingen Bd. 2 S. 344; E. 
STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg und ihr Übergang S. 79f.) 
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die Rechtslage zu informieren, mußte die Beraitung ~hst unterblieben. Einen 
Monat später brachte Heinrich in einem Schreiben an die Kommission die üblichen 
Gründe g~g~ eine Steuerhoheit Österreichs in seinen Pfandschaften vor. Die Herr­
schaften waren seinen Vorfahren mit allen nutzen, rechten, ehrn, würden, ehehajjt, 
gewohnhaiten, gewaltsamen undt mit allen zuegehörungen nichts außgenomen ver­
schriben, tradirt undt uberlassen worden. Von den Untertanen der Gerichte waren 
bis 1604 unangefochten die Kreisanlagen eingezogen worden, danach waren sie -
infolge der Landtagsbeschlüsse von 1604 - von den Landvogteibeamten an jeder 
weiteren Leistung gehindert worden, weswegen er vom kaiserlichen Fiskal wie auch 
vom Schwäbischen Kreis beim Kammergericht in Speyer beklagt wurde. In seiner 
Argumentation die durchaus strittigen Verhältnisse des 15. und 16. Jahrhunderts ig­
norierend, behauptete er, aus allen Verträgen mit Österreich gehe hervor, daß die in 
den erbtruchsessischen Herrschaften gesessenen österreichischen Lehensleute wie 
die eigenen Untertanen der Truchsessen ihnen steuer- und raispflichtig sein sollten. 
Er forderte deswegen, ihn bey solchen alt wolhergebrachten iure zu belassen oder 
die Beraitung wenigstens bis zu einem rechtlichen Austrag des Streits auszusetzen 62. 

Eine Resolution auf ihre Bitte um eine Instruktion für ihr weiteres Vorgehen erhielt 
die Kommission bis zum Tode Erzherzog Levpolds nicht, so daß die Gerichte nicht 
beritten wurden. 

Für die Unsicherheit der Rechtslage zwischen Österreich und den Truchsessen wa­
ren die Verhandlungen bezeichnend, die die Kommission mit Truchseß Johann Ja­
kob von Waldburg-Zeil wegen der Belegung der bei den Orte Hauerz und Ellwangen 
führte . In einer ersten Unterredung hatte Johann Jakob 1629 erklärt, daß ihm Hau­
erz mit allen Rechten durch einen Vergleich abgetreten worden wäre, ihm dort also 
auch die Steuerhoheit zustünde, Ellwangen könnte dagegen von der Kommission 
beritten werden. 1630 begab sich die Kommission wegen der Belegung von Ellwan­
gen nach Zeil, traf Truchseß Johann Jakob nicht an und wurde von seinen Beam­
ten, die der Ansicht waren, daß es mit dem Ort die gleiche rechtliche Bewandtnis 
hätte wie mit Hauerz, an ihrem Vorhaben gehindert, so daß sie unverrichteter Dinge 
wieder abziehen mußte. 1631 wandte sie sich wieder an Johann Jakob und teilte ihm 
mit, Erzherzog Leopold wäre der Meinung, sich auch für Hauerz das ius colle t ndi 
vorbehalten zu haben. Johann Jakob wandte dagegen ein, daß ihm der Ort durch 
den erwähnten Interimsrezeß vom 29. Oktober 1629 zwischen den Truchsessen und 
Erzherzog Leopold mit allen iuribus superioritatis zugeeignet worden war, zu denen 
auch das Kollektationsrecht gehörte. Wegen Ellwangen hätte er die gleiche Zusage 
von Erzherzog Leopold erhalten 63 . Eine Resolution wegen des weiteren Vorgehens 
der Kommission erfolgte auch hier nicht, so daß die beiden Orte ebenfalls nicht be­
ritten wurden. 

62 Schreiben Truchseß Heinrichs an die Kommissare vom 30. Sept. 1630 
63 Bericht der Kommission Uber ihre Tätigkeit wegen Hauerz und Ellwangen (HSTA ST 

B 29 BU 24) 
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Das Gericht Bierstetten, das 1601 für die zimmerischen Erben von Berthold von 
Königsegg in Besitz genommen worden war, war 1614 mit Sölden belegt worden und 
steuerte seitdem zu den Landständen 64 . Diese Belegung wurde 1630 bestätigt. Auch 

das an das Kloster Waldsee verpfändete Gericht Reute, das 1604 seine Kollektation 
noch an die Truchsessen von Waldburg-Wolfegg geliefert hatte, hatte schon vorher 
die österreich ische Steuerhoheit anerkannt, war 1613 mit Sölden belegt worden und 

war seit 1620 Landstand 65. 

An dem 1631 erreichten Zustand änderte sich im 17. und 18. Jahrhundert nichts 
mehr. Die Pfandschaften der Linie Waldburg-Scheer, Kallenberg, Bussen und die 
vier Donaustädte Mengen, Munderkingen, Saulgau und Riedlingen zählten zu den 

Landständen. Von den der Linie Waldburg-Wolfegg zugehörigen oder ehemals zu­

gehörigen Pfandschaften waren Waldsee, das Gericht Reute und das Gericht Bier­

stetten Landstände; die anderen Pfandschaften steuerten zum Schwäbischen Kreis. 
Die im Gegensatz zu den Pfandherren erfolgte Entwicklung brachte es mit sich, daß 

die vier großen Dörfer der Herrschaft Bussen, der ein eigentlicher Mittelpunkt fehl­
te, jeweils als eigener Landstand gerechnet wurden, so daß diese Herrschaft zu einer 
Zeit, als die ganze Grafschaft Hohenberg auf dem Landtag nur ein Votum führte, 

vier Stimmen hatte. 

Rechtliche Gründe für die unterschiedliche Behandlung der beiden truchsessi­
schen Linien lassen sich nicht finden, vielmehr dürften die persönlichen Beziehun­

gen zwischen Leopold und dem Haus Waldburg-Wolfegg sowie die Verdienste, die 
sich Truchseß Max Willibald bei der Verteidigung Oberschwabens während des 

Dreißigjährigen Krieges erwarb, Österreich bewogen haben, seinen Anspruch auf 

Steuerhoheit in den entsprechenden Pfandschaften nicht weiter zu verfolgen 66. Spä­

tere Änderungsversuche von beiden Seiten hatten keinen Erfolg 67. 

64 1580 hatte Truchseß Kar! mit militärischer Gewalt in Riedlingen eine Erbhuldigung vor­
genommen. Graf Wilhelm von Zimmern rüstete im Auftrag Erzherzog Ferdinands etwa 80 bis 
150 Reiter und 200 Schützen und kassierte die Huldigung. Erzherzog Ferdinand versprach ihm 
1582, die entstandenen Unkosten durch die Truchsessen ersetzen zu lassen. Nachdem die 
Schuld bis 1601 noch nicht beglichen war, erfolgte die Immission der zimmerischen Erben in 
das Gericht Bierstetten. (J. V OCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 40f., 61 f., 219) 

65 J . VOCHEZER, Waldsee Bd . 3 S. 560f. 
66 Maximilian Willibald befand sich spätestens seit 1625 am Hof Leopolds. Er war Rat und 

Kämmerer und seit 1631 Oberstallmeister des Erzherzogs. Am 27. 2. 1628 besuchte Leopold 
mit seiner Gemahlin C1audia Schloß Wolfegg; im August des gleichen Jahres erging dann die 
Anweisung, die Arreste der waldburgischen Waldgülten in der Landvogtei aufzuheben. (J. 
VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 591, 593 , 735) 

67 Auf dem Landtag vom 21. Aug. 1642 wurden Hauerz und Ellwangen als fehlend ver­
merkt, während die drei waldseeischen Gerichte nicht mehr beschrieben worden waren . (SA 
Wa 394). In den Matrikeln von 1641, 1650 und 1651 wurden sie noch aufgeführt. (SA Wa 395, 
401). Zum Abschluß der Universalsteuerberaitung von 1680/ 83 wurde nochmals die Forde­
rung gestellt, wegen dieser Pfandschaften gütlichen oder rechtlichen Entscheid zu suchen, was 
jedoch keine praktischen Folgen hatte. (Landtagsrezeß vom 8. Febr. 1683, HSTA ST B 29 Bü 
20). Als 1766 für Gebhard Xaver von Waldburg-Waldsee wegen der völligen Überschuldung 
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(2) Die Beraitung der zollerischen Lehen 

In der seit dem Urteil des Reichskammergerichts von 1588 dauernden Auseinan­
dersetzung zwischen Österreich und den Grafen von Zollern beziehungsweise dem 
Reichsfiskal um die Steuerhoheit in den zollerischen Lehen konnte Österreich durch 
die Beraitung von 1628-31 einen gewissen Erfolg verbuchen. 

Die vorgesehene Aufnahme des Vermögens der beiden Grafschaften Sigmaringen 
und Veringen im November 1628 mußte wegen eingejallener sterbender leujjen un­
terbleiben 68 . Weitere Versuche bis zum Juli 1630 scheiterten am Widerspruch Fürst 
Johanns von Zollern, der beede unnsere grajschajften Sigmaringen und Vöhringen 
gantzjür kheine österreich ischen landtstendt halten oder tractirn lassen wollte. Äu­
ßerstenfalls war er bereit, eine Beraitung der Grafschaft Veringen, in der Österreich 
die Kontribution nach dem Herkommen besaß, hinzunehmen. Auf erneute Anwei­
sung Erzherzog Leopolds begab sich die Beraitungskommission im September 1630 
nach Sigmaringen, um die Belegung der Grafschaft endlich vorzunehmen, doch ver­
weigerten der Sigmaringer Kanzler und der Unter- und Kastvogt weiterhin ihre Zu­
stimmung, da das Kollektationswesen strittig war undt obwolen Österreich dieselb 
[Grafschaft Sigmaringen] gegen dem reich zue vertretten uj sich genommen, were es 
doch zue kheinem ejject gebracht; müeßen also die underthonen an beeden orten 
leiden undt geben, dahero sy in eußerstes verderben gerathen69 • Da der Kommission 
in ihrer Instruktion aufgegeben war, bei ihrer verrichtung [ ... ] gegen den reichß­
sttinden guete discretion undt beschaidenteit zu gebrauchen, verzichteten sie auf ihr 
Vorhaben. Im März 1631 kündigten sie die Beraitung erneut den fürstlichen Beam­
ten in Sigmaringen an und luden Ausschüsse der Untertanen der Grafschaft Sigma­
ringen nach Riedlingen, die dieses Mal auch wirklich erschienen 70. Dort einigte man 

der Herrschaft eine Administration eingesetzt wurde, erlebten die österreichischen Rechtsan­
sprüche eine späte Nachwirkung, da Maria Theresia statt der eingesetzten kaiserlichen Admi­
nistration den Freiherrn von Ramschwag als österreichischen Beamten mit der Verwaltung der 
waldseeischen Güter beauftragte. Bis zum Ende der Administration im Jahre 1774 wurde sie 
darauf gemeinschaftlich von einem österreichischen und einem kaiserlichen Beauftragten ver­
sehen. (1 . B. SPROLL, Oberschwaben S. 399-401). - Andererseits legte Truchseß Max Willi­
bald 1641 eine Einquartierung nach Reute, um sich die dortige Kontribution zu sichern, doch 
gab er dem Widerspruch des Prälaten des Klosters Waldsee nach, daß die Steuer Österreich 
gehöre. (J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 932) 

68 HST A ST B 29 BO 24 p. 45. Zu der 1628/29 in Oberschwaben grassierenden Seuche s. J . 
VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 374; EGGMANN, Waldsee S. 231 

69 In der Tat hatte die Stadt Sigmaringen von 1619-1628 1871 1141 kr an Reichssteuern und 
Durchzugskosten für kaiserliche Truppen gezahlt, davon 1491118 kr Reichssteuern an die Un­
tervogtei Schwaben. (HST A ST B 29 Bü 24, Schreiben der Stadt Sigmaringen vom 30. Sept. 
1628) 

70 An der Konferenz in Riedlingen am 31. März 1631 nahmen neben Dornsperger und Ruef 
von den Ständen die Ausschüsse von Ehingen, Rottenburg, Horb, Radolfzell und Munderkin­
gen teil, von der Stadt und Grafschaft Sigmaringen Wilhelm Kaudermann, Bürgermeister von 
Sigmaringen, Johann Sprenger, Stadtschreiber, Thoman Unger von der Gemeinde, Michael 
Glatz und Hans Hansellmann von Laiz. Ein fürstlicher Beamter war nicht beteiligt. 
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sich, daß dem Kollektationsfundus in Zukunft Sigmaringen, Sigmaringendorf, das 
Amt Wald, Rulfingen, Zielfingen, Hausen am Andelsoach, Mottschieß , Otterswang, 
Thalheim, Laiz und Rengetsweiler zuzurechnen seien. Nach einer Aufnahme von 
Mannschaft und Vermögen belegte man diese Orte mit 16 Söld , was im Vergleich 
mit anderen Ständen wenig war, doch hatte die politisch_e Absicht, daß die Sigma­
ringer Untertanen sich khünfftig mit der contribution desto williger und geflissener 
erweißen sollten, eindeutig den Vorrang vor einer gleichmäßigen Belegung aller 
Stände. 

Die drei Dörfer der unteren Grafschaft Veringen, Langenenslingen, Billafingen 
und Hitzkofen, die 1573 noch zu der Grafschaft Sigmaringen gesteuert hatten, wa­
ren seit 1606 als eigene Landstände auf den Landtag gefordert worden . 1620 hatte 
sie eine landes fürstliche Kommission völlig überhöht mit 15 Sölden belegt. Dorns­
berger und Ruef reduzierten die Belastung auf 4 Söld, beließen aber den drei Dör­
fern die Stellung als separierten Landstand, da sie Kontribution und Maßpfennig an 
die ständische Kasse lieferten, was bei Sigmaringen ausstand. Die Ausschüsse der 
drei Dörfer gingen wiUig auf die österreichischen Forderungen ein, da sie sich davon 
einen Schutz gegen mögliche Pressionen der Fürsten von Sigmaringen versprachen, 
sie leibeigen zu machen 71 . 

Mehrfach unternahmen die beiden Kommissare Versuche, das bis 1611 zur Graf­
schaft Sigmaringen gehörige Amt Ostrach mit Steuern zu belegen. Die hinhaltende 
Taktik des Abtes von Salem verhinderte, daß sie bis zum Abschluß ihrer Relation zu 
einem Ergebnis kamen 72. Heiligkreuztal, über das der Grafschaft Sigmaringen nach 
der Pfandverschreibung von 1399 die Vogtei zustand, war schon 1611 aus der Bin­
dung an die Steuer der Grafschaft Sigmaringen gelöst worden 73 . 

Auch hier war der 1631 erreichte Zustand richtungsweisend. Zwar konnte Öster­
reich bis etwa 1660 in allen zollerischen Lehen unangefochten die Steuerhoheit aus­
üben, ausgenommen im Amt Ostrach 74 , doch als im Zuge der Reichskriege nach 
1670 der Streit mit dem Schwäbischen Kreis um Steuer- und Quartierrecht in der 
Grafschaft Sigmaringen mit aller Schärfe erneut einsetzte, gelang es zumindest, 
über die von Sigmaringen abg~rennten Stände Heiligkreuztal, Langenenslingen, 
Billafingen und Hitzkofen die Steuerhoheit zu behaupten. 

71 Beschwerdeschrift der drei Flecken anläßlich der Beraitung (HSTA ST B 29 BO 24). Die 
Dörfer hatten bis nach dem Dreißigjährigen Krieg nur eine Stimme und galten als ein Land­
stand, obwohl jeweils Deputierte der drei Dörfer auf den Landtagen vertreten waren (Ses­
sionszettel SA Wa 394, 395, SA Ried Akten BO 2) . Erstmals in der Malrikel von 1679 waren 
Langenenslingen und Billafingen einerseits und Hitzkofen andererseits als zwei getrennte 
Stände aufgefOhrt. (HSTA ST B 30 BO 261) 

72 Schreiben vom 16. Dez. 1630,2. Jan., 24. Juli, 7. Aug., 21. Aug. 1631 (HSTA ST B 29 
Bo 24) 

73 Zur Vogtei Ober Heiligkreuztal s. OAB Riedlingen S. 789 
74 1680 verkaufte Maximilian von Hohenzollern Sigmaringen seine Hoheitsrechte Ober 

Ostrach, worauf Kaiser Leopold das Kloster SaJem mit der hohen, Malefiz-, Forst- und geleit­
lichen Obrigkeit belehnte (6. Aug. 1690). (E. Schnell, Historisch-statistische Beschreibung 
S. 38) 
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(3) Die Belegung der KWster Heiligkreuztal, Urspring und Wiblingen 

Die drei Klöster hatten vor der Beraitung von 1628 an Österreich direkt oder über 
ihre Vögte feste Beiträge als Hilfen für die Türkenkriege gezahlt, die für Heilig­
kreuztal und Urspring im 16. Jahrhundert festgelegt worden waren. Durch die Be­
raitung von 1628 wurden die Klöster in ihrer Kontribution den anderen Landstän­
den angeglichen und ihre Klosterherrschaften zu Landständen - oder zumindest 
wurde diese Entwicklung bei Urspring und Wiblingen eingeleitet. 

Besonders typisch für die schrittweise Ausdehnung österreichischer Rechte war 
die Entwicklung der Landstandschaft des Klosters Heiligkreuztal . Ungeachtet ha­
bender privilegien undt exemptionsjreiheiten hatte das Kloster 1533 an seinen 
Schirm herrn Graf Christoph von Werdenberg aus christlichem mitleiden wider den 
erbjeind, den türggen eine Anlage von 400 fl bezahlt, die es auch 1542 an seinen 
neuen Vogt Graf Karl von Zollern lieferte. Entsprechend den Reichstagsbeschlüssen 
von 1550 forderte König Ferdinand Karl von Zollern auf, von allen Klöstern und 
Geistlichen in den Grafschaften Sigmaringen und Veringen die Türkenhilfe einzu­
fordern, wobei das Kloster Heiligkreuztal für sich und seine niedergerichtlichen Un­
tertanen 142 fl 30 kr zu erlegen hatte. Diese Kontribution wurde trotz des seit 1550 
andauernden Kammergerichtsprozesses wegen des Besteuerungsrechts in der Graf­
schaft Sigmaringen weiter geleistet. Als jedoch die Grafen von Zollern nach dem 
Urteil von 1588 die Klosteruntertanen jährlich mit zwei, drei und mehr Anlagen be­
legten und diese nicht mehr nach Ehingen ablieferten, sondern für sich behielten, 
stellte das Kloster mit Ausnahme von gewaltsam abgepreßten Leistungen die Zah­
lungen ein. 1600 erlangten die Grafen von Zollern ein scharpjes paenalmandat vom 
Kammergericht in Speyer gegen das Kloster Heiligkreuztal, doch schaltete sich 
Österreich unter Erzherzog Maximilian in den Prozeß ein und veranlaßte die Grafen 
von Zollern 1602, ihn einzustellen . Im Abschied des Konstanzer Landtags von 1604 
wurde beschlossen, daß Heiligkreuztal künftig wie die anderen Stände wieder seinen 
Anteil an der Türkensteuer zahlen sollte. Zwar beanspruchten die Grafen von Zol­
lern weiterhin die Steuern für sich, verzichteten aber auf eine gewaltsame Eintrei­
bung. Am 26. April 1611 kam es in Innsbruck zwischen Erzherzog Maximilian und 
Karl sowie seinem Sohn Ernst Georg von Zollern zu einem Vergleich, nach dem 
Kontribution, Musterung und Zuzug in der Klosterherrschaft Österreich zustehen 
und das Kloster als österreichischer Landstand gelten sollte. Von 1604 bis 1613 war 
die Anlage des Klosters, 142 fl30 kr, in das Landweibelamt nach Schwaben geliefert 
worden, danach ging sie an die ständische Kasse in Ehingen. 1620 verlangten die 
Stände auf dem Landtag in Konstanz, daß das Steuerfixum des Klosters abgeschafft 
und es wie andere Stände den Sölden nach belegt werden sollte. Im Plenum des 
Landtags stimmte man angesichts der umstrittenen Steuerhoheit über das Kloster ei­
ner weiteren Belegung nach dem alten Anschlag zu, wobei es bis 1630 blieb 75 . Nach 

75 Bericht der Beraitungskommission; Schreiben der Äbtissin Katharina von Roggwil vom 
16. Sept. 1630 
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einigen Einwänden gestand die Äbtissin eine Beraill!Pg nach Sölden durch die Berai­
tungskommission zu, da sie sich durch eine Anlehnung an Österreich einerseits ei­
nen Rückhalt in den Vogteistreitigkeiten mit den Grafen von Zolle rn versprach, an­
dererseits als österreichischer Landstand Freiheit von Kontribution und Einquartie­
rung kaiserlicher Truppen genoß. Mit der Beraitung am 17. September 1629 im Bei­
sein Dr. Wilhelm Hagers, Rat und Advokat des Klosters, und der Äbtissin Kathari­
na von Roggwil, bei der Heiligkreuztal mit 14 Sölden belegt wurde, war die Kloster­
herrschaft auf dem Umweg über die Türkensteuer voller Landstand der schwäbisch­
österreichischen Landstände geworden 76. 

Kloster Urspring gehörte zu den Herrschaften , deren Inkorporation 1620 von den 
schwäbisch-österreichischen Landständen gefordert wurde. Es war seit 1563 nicht 
auf Landtagen vertreten und blieb auch dem von 1627 fern , worauf die Stände ihre 
Forderung erneuerten. Der Rechtsgrund für die österreichischen Ansprüche waren 
auch hier Türkenhilfen, die das Kloster im 16. Jahrhundert geleistet hatte 77 . Zudem 
war das Kloster mit aller hohen landtßfürstlichen glaidt und forstlichen wie auch ni­
dern obrigkhait dem Erzhaus unterworfen, da alle seine Güter in den drei österrei­
chischen Herrschaften Ehingen, Schelklingen und Berg lagen. Auch war Leopold 
schutzschirmherr, castenvogt undt eintziger unbestreitbarer landtßfürst des Klo­
sters 78 . 

Die Urspringer Meisterin Barbara Hund von Lauterbach steHte der Beraitungs­
kommission, die im September 1629 nach Urspring kam, unerwartet heftigen Wi­
derstand entgegen, da die güter nit in der underthanen [Besitz], sonder des gotßhaus 
seien undt also dasselbe undt nit die underthanen hiedurch graviert wurde. 

Es war bezeichnend, mit wie wenig Rücksicht die Kommissare gegen eine Herr­
schaft vorgingen, die weder durch einen reichsständischen Vogt noch durch den 
Schwäbischen Kreis gedeckt war. Sie ließen sich au f eine Erörterung der Urspringer 
Argumente nicht ein, sondern erklärten, es gepühr uns nit de meritis causa zue di­
sputiern, sonder dem ert<./ürst/ichen beve/ch gestracks undt unverhinder/ich in un­
derthenigkheit zue geleben undt nachzuesetzen. Den Urspringer Untertanen wurde 
befohlen, am nächsten Tag zur Steuerbelegung nach Ehingen zu kommen . Die Mei­
sterin von Urspring verbot ihren Untertanen , vor der Kommission zu erscheinen, 
und sandte ihren Hofmeister mit Urkundenauszügen und Dokumenten zu der Kom­
mission, die ihren Rechtsstandpunkt untermauerten. Während im Fall der Truch­
sessen und der Fürsten von Zollern der Forderung nach einem Aufschub der Berai-

76 Zu den Streitigkeiten mit den Sigmaringer Vögten s. OAB Riedlingen S. 789f. Am 10. 
Dez. 1630 wies die Kommission Riedlingen, Saulgau und Ehingen an, dem Kloster bei einem 
Einquanierungsversuch kaiserlicher Truppen beizustehen. (HST AST B 29 Bü 24). Zur Land· 
standschaft des Klosters s. a. TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2. S. 39. - Der Beginn der La nd­
standschaft Heiligkreuztals lag nicht erst in der zweiten Häl fte des 17. Jahrhunderts (so F. 
KA LLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 5) 

77 S. O. S. 95 
78 Vgl. I. EBERL, Geschichte des Benediktinerinnenklosters Urspring S. 32-58 
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tung bis zu einer Erörterung der Streitigkeit mit der Innsbrucker Regierung immer 
stattgegeben worden war, blieb sie im Falle Ursprings angesichts einer nicht zu er­
wartenden Unterstützung durch andere Reichsstände völlig unberücksichtigt. Da 
die Urspringer Untertanen trotz des Verbots der Meisterin erschienen waren, nahm 
die Kommission zusammen mit den bei den Ehinger Bürgermeistern Johann Mantz 
und Ulrich B1aw, dem Ehinger Ratsverwandten Simon Freudenreich und dem 
Schelklinger Ammann Lienhard Zwickh die Beraitung vor, bei der Urspring mit 
JO Sölden belegt wurde 79. 

Daß das Kloster trotzdem nicht sofort in die Kontribution nach Ehingen gezogen 
werden konnte, war dem persönlichen Widerstand der Meisterin Barbara Hund von 
Lauterbach zuzuschreiben, die sich nachdrücklich gegen die Verletzung des dem 
Kloster 1258 erteilten päpstlichen Exemptionsprivilegs zur Wehr setzte. Da sich der 
Kommissionsbefehl nur uf der 6sterreichischen schwtibischen stendt undt ihrem 
steirweßen zuegewandter und incorporierten glider bezog, konnte Urspring nicht 
gemeint sein, da es von je welten herD mit den schwtibischen-6sterreichischen sten­
den das geringste nie zue thuen gehabt, seien darunder nit begriffen, zue kheinem 
landtag nie beschriben, haben auch selber wegen ihrer under sich selbs gemachter 
anlagen an das gotßhaus Urspringen nie begehrt, vii weniger bezalt. Die Türkenhilfe 
von 1529 habe es nicht auf Aufforderung der Landstände - die freilich damals als 
eigenes Korpus nicht existierten -, sondern 'allein gegeben. Auch wäre eine Türken­
steuer, die von den eigenen Klosterbeamten umgelegt wurde, njcht mit einer ge­
wöhnlichen landständischen Steuer zu vergleichen. Ihrem Argument, daß das Klo­
ster bisher ~teuerfrei gewesen sei, setzte die Kommission entgegen, daß es früher le­
diglich seiner Schulden wegen ex gratia verschont worden sei 80. 

Dagegen hatte es 1610 etliche hundert Gulden an die Innsbrucker Kammer ge­
zahlt, die der frühere Landschreiber in Schwaben, Michael Lauterius, empfangen 
hatte. Da Urspring eindeutig der Landeshoheit Österreichs unterworfen war, hätte 
es zu des hochloblichen ertzhauses willkhur gestanden, sollich ius collectandi in sei­
nem landtsfürstlichen territorio zue exercieren oder nit. Trotz des erneuten Befehls 
Erzherzog Leopolds, die Beraitung hinzunehmen, gab Barbara Hund ihren Wider­
stand nicht auf 8\, supplizierte an den Erzherzog als ihrem Schutzvogt, erneuerte ih-

79 In die Steuerberaitung wurden einbezogen: AUmendingen 18 Kontribuenten; Altheim 2 
Bauern; Einsingen I Hof; Blienshofen 3 Kontr.; Hausen ob Allmendingen 4 Bauern; Heufel­
den 2 Kontr.; Hausen ob Schelklingen 58 Kontr.; Muschenwang I Hof; Nasgenstadt 6 Kontr . ; 
Ringingen I Hof; Rißtissen I Hof; Oberschelklingen I Hof; Schaiblishausen 24 Kontr .; 
Schmiechen 37 Kontr.; Schwörzkirch I Hof; Sotzenhausen 2 Höfe; Pfraunstetten I Söldner; 
Unterstadion 2 Bauern; Weisel 2 Höfe. (HSTA ST B 29 Bü 24) 

80 Zwischen 1540 und 1560 befand sich das Kloster offensichtlich in einer wirtschaftlichen 
Krise. Vgl. auch I. EOERL, Geschichte des Benediktinerinnenklosters Urspring S. 361 

8\ HaI aber se/bige noch nit aquiescierl noch außgeselZI, sonder durch ein nochmaliges sup­
pliciern derer der sachen verlengerung causierl [. . .j, auch uns nil weniger underschidlichma­
/en mit vermainter deduclion ihrer unbegründeten behelfen zuegeschriben. (Bericht der Steu­
erberaitungskommission HST A ST B 29 Bü 24) 
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re Argumentationen der Kommission gegenüber in einem Schriftwechsel, der sich 
über das ganze Jahr 1630 hinzog 82 . Da die Meisterin ihren Untertanen die Bezah­
lung der Ehinger Steuern verbot, erlegte Urspring weder 1631 noch 1632 den auf das 
Kloster entfallenden Steueranteil 83. Erst 1654 gelang es, Urspring durch einen Ver­
trag zur Anerkenntnis seiner Landstandschaft als Extraordinaristand zu bringen 84 . 

Die Entwicklung wurde abgeschlossen durch die Aufnahme Ursprings zum Ordina­
ristand auf dem Landtag vom 8. Februar 168385• 

~och länger dauerte die Entwicklung, durch die Kloster Wiblingen zum eigenen 
Landstand wurde. Die Schutzvogtei über das Kloster war 1504 zusammen mit der 
Grafschaft Kirchberg als Ersatz für die Kriegskosten im Landshuter Erbfolgekrieg 
an Kaiser Maximilian gekommen, der beides 1507 an Jakob Fugger verkaufte 86 . 

1630 wurde das Kloster wie Urspring und Heiligkreuztal von einer Steuerberaitungs­
kommission mit Sölden belegt 87 . Da von den Fuggern die österreichische Steuerho­
heit in dem Gebiet des Klosters nie bestritten wurde, lag weder ein ständisches noch 
ein landschaftliches Interesse vor, Wiblingen zu einem eigenen Landstand zu ma­
chen. Der Anstoß dazu kam vom Kloster selbst, das im 17. Jahrhundert eine unab­
hängige Stellung erreichen wollte. Seit 1666 versuchte es dann, die Vogtei der Fug­
ger abzulösen und wollte deswegen auch auf dem Landtag nicht mehr von Kirch­
berg vertreten sein. 1683 hatte es mit seinen Bemühungen Erfolg, als es durch einen 
Landtagsbeschluß in die ständische Matrikel aufgenommen wurde. Auf einen Ein­
spruch der Fugger hin wies die Innsbrucker Regierung die Stände an, diese Entschei­
dung wieder rückgängig zu machen. Erst nach dem Ende des von dem Kloster be­
triebenen Ausscheidungsprozesses aus der Grafschaft Kirchberg im Jahre 1701 wur­
de es wiederum als Landstand der ständischen Matrikel inkorporiert 88. 

(4) Die Belegung der Pfandschaft Emerkingen 

Die Verhandlungen anläßlich der Beraitung der Pfandschaft Emerkingen können 
als symptomatisch für die Schwierigkeit einer Abgrenzung von Herrschaftsrechten 
in den geteilten Herrschaften Oberschwabens angesehen werden . 

82 Schreiben vom 30. Juli, 18. u. 24 . Aug., 6. u. 12. Sept., 8. Okt., 11 . Nov. 1630 (HSTA 
ST B 29 BO 24) 

83 BOrgermeister und Rat der Stadt Ehingen an Erzherzog Leopold am 15 . Dez. 1631; Be­
richtsschreiben des Landschreibers in Schwaben Johann Kallmar an Erzherzog Leopold vom 
20. Jan. 1632 (GLA 79/ 1834) 

84 Der Vertrag wurde am 10. Nov. 1654 in Innsbruck geschlossen und am 18. November 
von Erzherzog Ferdinand Karl ratifiziert. (HSTA ST B 511 U 915; HSTA ST H 14/ 15 Nr. 244 
U 14; I. EBERL, Regesten Nr. 827f.) 

85 Landtagsrezeß vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 BO 20) 
86 A. ScHWENGER, Abtei Wiblingen S. 8 
87 UP 1680-82 p. 123 
88 Landtagsrezeß vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 BO 20); A. SCHWENGER, Abtei Wiblin­

gen S. 25-27 
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Die Herren von Stein erscheinen seit 1377 als Besitzer der Herrschaft Emerkin­
gen. Seit 1445 zerfiel sie in eine österreich ische und eine steinische Hälfte, als Benz 
Sigismund von Stein die Hälfte seines Schlosses mit allem Zubehör für 7 000 fl an 
Erzherzog Albrecht verkaufte. Diese österreichische Hälfte war dauernd an ver­
schiedene Pfandschaftsinhaber verpfändet - Stein, Wertenstein, Helfenstein, 
Stadt Munderkingen - und spätestens seit 1620 wieder in der Hand der Herren von 
Stein 89. 1620 wurde Heinrich von Stein erstmals wegen seiner Pfandschaft zu einem 
Landtag beschrieben 90. Er folgte der Ladung mit dem Hinweis nicht, daß er zur 
Reichsritterschaft steuere, und begab sich nach Innsbruck, um die Streitfrage unter 
Umgehung des Landtags unmittelbar mit Erzherzog Leopold zu regeln 91. Leopold 
sagte ihm dabei zu, daß die Herrschaft, die bis dahin kein Landstand war, auch in 
Zukunft nicht nach Ehingen gezogen werden sollte 92. Trotzdem wurde die Pfand­
schaft 1620 vom Landweibel Wazin beschrieben und 1621 erging ein Mandat Leo­
polds an den Vogt von Emerkingen, binnen 14 Tagen 1 000 fl als Abschlag an der 
1620 in Konstanz bewilligten Kontribution an das Landweibelamt in Schwaben zu 
liefern 93. Der seinem 1621 in Prag verstorbenen Bruder nachgefolgte Freiherr 
Adam von Stein bat Leopold, aus milde auf die Kontribution zu verzichten, da er 
für seinen Teil zur Reichsritterschaft steuere und die 4 Höfe und 6 Seiden der öster­
reichischen Pfandschaft nie I 000 fl aufbringen könnten 94. Bis zum Landtag von 
1627 ruhte die Frage der Landstandschaft und 1628 wurde Ruef und Dornsberger 
aufgetragen, mit den anderen neuen Ständen auch die Pfandschaft Emerkingen zu 
belegen. Die Beraitung Emerkingens konnte im September 1629 sofort vorgenom­
men werden; wegen Dieterskirch, Bettighofen und Unterstadion gab es Anstände, 
da dort der Umfang der österreichischen Pfandschaft strittig war. Auf Grund des 
Befehls Erzherzog Leopolds vom Mai 1630, in allen neu zu inkorporierenden Herr­
schaften die Beraitung zu Ende zu führen, bestellte die Kommission die Untertanen 
der drei umstrittenen Dörfer im August 1630 nach Munderkingen, um ihren Sölden­
anteil festzusetzen, hatte aber dabei erhebliche Schwierigkeiten, den Umfang der 
österreichischen Pfandschaft tatsächlich zu bestimmen. 

89 OAB Ehingen S. 88-90; O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 172; H . SCHWARZMAI· 
ER. Emerkingen. Entstehung und Formen einer Adelsherrschaft im Mittelalter. - In: ZWLG 
25/ 1966 S. 182-213 

90 S. O. S. 159 
91 In einem Bericht vom 20. Mai 1620 an Erzherzog Leopold stellte Landweibel Wazin fest, 

daß die Behauptung Heinrichs von Stein, zur Reichsritterschaft zu steuern, nicht zutreffen 
könne, da Emerkingen österreichisches Pfand sei. Im August mußte er sich insoweit korrigie­
ren, daß Emerkingen mit Unterstadion und Bettighofen nur zur Hälfte österreichisches Eigen­
tum wäre. (GLA 79/ 1812) 

92 So die Behauptung Adams von Stein 1630 vor der Steuerberaitungskommission. (HSTA 
ST B 29 Bü 24) 

93 Mandat vom 28 . Juni 1621. Abschrift im Kommissionsbericht 1628/ 31 (HSTA ST B 29 
Bü 24) 

94 Schreiben Adams v. Stein an Erzherzog Leopold vom 8. Juli 1621 (ebd.) 
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Nach einem Extrakt aus dem Pfandschaftsrodel der Stadt Munderkingen, der die 
österreichische Pfandschaft Emerkingen 1574 verpfändet worden war, um faßte sie 
folgenden Besitz: in Emerkingen elf Höfe, eine Taverne, ein halbes Gütlein, ein 
Söldgütlein, bei denen die Herrschaft auch Grundherr war, das Mesneramt, den 
Hirtenstab und die Kaplanei. Zwei Höfe besaß Salem, einen das Spital Biberach. In 
Unterstadion gehörten acht Höfe und sieben Erbgüter in die Pfandschaft, in Beuig­
hofen eineinhalb Höfe, in Dieterskirch drei kleine Güter. Dazu wurden angeschla­
gen für das Schloß Emerkingen mit allem Nutzen 200 fl, für den Weihernutzen 30 fl, 
für die Mühle 200 fl, für den jährlichen Weinnutzen 20 fl, für Frevel, hohe und nie­
dere Obrigkeit jährlich 60 fl. Das jährliche herrschaftliche Ordinarieinkommen be­
lief sich auf 2 955 fl, die jährliche Extraordinarieinnahmen auf 375 fl 95, so daß das 
gesamte Einkommen 3330 fl betrug. Entsprechend wurde der Wert der Pfandschaft 
mit 66 600 fl angesetzt 96. 

Die Schwierigkeit der Beraitung lag für die damit beauftragte Kommission darin, 
daß die meisten Güter unter verschiedene Bauern und Seldner aufgeteilt waren, so 
daß kaum mit Sicherheit festzustellen war, welcher Untertan als österreichisch oder 
steinisch anzusprechen war. In Emerkingen wurden der Kommission neun von 
18 Taglöhnern, neun Seldner, der Müller und zehn von elf Bauern als in die Pfand­
schaft gehörig angegeben, in Dieterskirch eineinhalb Bauerngüter. Die drei Höfe in 
Beuighofen hatte Adam von Stein aufgekauft und in eine Schäferei umgewandelt. 
Von ihnen wurden eineinhalb als österreichisch betrachtet. In Unterstadion sollten 
von den 19 Bauern einer dem Kloster Urspring und acht in die Pfandschaft gehören. 
Die elf Seldner und 11 Taglöhner wußte man nicht sicher zuzuordnen und nahm die 
Hälfte als österreich ische Untertanen an. Auf Grund dieser Erhebungen belegte die 
Kommission die Herrschaft mit sechs Sölden 97. 

Es war vorauszusehen, daß der Pfandschaftsinhaber das Ergebnis der Beraitung 
nicht hinnehmen würde. Er verweigerte an der landständischen Bewilligung von 
1631 den Anteil seiner Herrschaft 98. Der Dreißigjährige Krieg unterbrach dann die 
Auseinandersetzung um die Landsässigkeit der Pfandschaft. 1641 erschien Emer­
kingen nicht auf dem Landtag in Wald see, wurde aber trotzdem mit der Kontribu­
tion belegt 99. In der Matrikel von 1650 fehlte es, in der ad interim aufgestellten von 

95 Als Extraeinnahmen galten Ehrschatz, Todfall, LeibeigenschaftsgebUhren und Abzug, 
was fUr die ganze Pfandschaft 7508 11 ausmachte. Diese Einnahmen wurden als durchschnitt­
lich einmal alle 20 Jahre anfallend angenommen und deswegen als jährliches Extraordinari­
einkommen der zwanzigste Teil der 7508 11, nämlich 375 11, angesetzt. 

96 Kommissionsbericht 1628/ 31 (HSTA ST B 29 BU 24) 
97 Emerkingen 3 Söld, Unterstadion 2 Söld, Bettighofen und Dieterski rch I Sold 
98 Bericht des Landschreibers in Schwaben Dr. Kallmar an Erzherzog Leopold vom 20. 

Jan. 1632 (GLA 79/ 1834) 
99 Sessionszettel des Landtags vom 21. Aug . 1642 in Waldsee. Austeilung der Kontribution 

vom 21. Okt. 1641 (SA Wa 395) 
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1651 trug es drei Söld, also nur den Anteil für das Dorf Emerkingen 100. Als auf dem 
Landtag von 1653 in Ehingen die Inkorporationsfrage wieder aufgenommen wurde, 
forderten die Stände die endgültige lnkorporierung dieser Herrschaft 101 . 1654 kam 
es deswegen zu einer Tagsatzung in Rißtissen zwischen einer erzfürstlichen Kommis­
sion und der Reichsritterschaft, wo beide Teile sich einigten, in Zukunft nur noch 
den Ort Emerkingen mit einem Sold nach Ehingen zu ziehen 102. Tatsächlich leistete 
Emerkingen diesen Beitrag bei der Austeilung der Quartierkosten für das Bliersche 
Regiment auf die Stände im J abre 1658 103 . Der Standpunkt des Pfandschaftsinha­
bers, wenn schon die Landstandschaft seiner Pfandschaft nicht abgewehrt werden 
könnte, den Umfang dieser Pfandschaft bis an den Rand des rechtlich Möglichen zu 
begrenzen, hatte sich damit dank der Besitzzersplitterung der bäuerlichen Güter, die 
eine volle Rekonstruktion der Pfandschaft nicht mehr erlaubten, durchgesetzt. 

Anläßlich der Universalsteuerberaitung von 1680/82 machte die Beraitungskom­
mission nochmals einen Versuch, Bettighofen, Unterstadion und Dieterskirch mit 
ständischen Steuern zu belegen, nahm aber auf den Widerspruch Franz Wilhelms 
von Stein bis zu einer endgültigen Klärung der beiderseitigen Rechte citra praeiudici­
um serenissimae domus Austriacae et inde dependentium iurium statuum Suevi­
Austriacorum davon Abstand. Bis zum Landtag vom 8. Februar 1683, auf dem der 
Schlußrezeß der Universalsteuerberaitung verabschiedet wurde, war die Klärung 
noch nicht erfolgt 104. Noch im Schlußrezeß der Steuerrenovation von 1733 führten 
die Stände aus, daß die Frage des Besteuerungsrechts in der Pfandschaft Emerkin­
gen nicht geklärt sei, und baten deswegen um Assistenz der österreichischen Regie­
rungssteIlen lOS. Bei der Neuberechnung des Steuerfundus in Schwäbisch-Österreich 
1768/ 69 wurden die österreichischen Besteuerungsansprüche endgültig auf das Dorf 
Emerkingen begrenzt 106. 

Der Modus der Steuerbelegung von 1628 bis 1631 

Die Steuerberaitung in Schwäbisch-Österreich von 1628 bis 1631 lief parallel zu 
der in Tirol auf Verlangen Erzherzog Leopolds 1626 begonnenen Güterbeschrei­
bung und Katasterrevi§.ion der steuerbaren Güter, wobei Leopold die Forderung 
aufgestellt hatte, daß die Steuer nicht mehr einseitig als Grundsteuer, die nur den 

100 Eine weitere Soldbeschreibung von 1650 (Ungejahrliche belegung der neuen sUJndten) 
schrieb Emerkingen 10 Sölden zu. Die Matrikel von 1651 ist vom 29. Nov. 1651 datiert. (SA 
Wa 395, 401) 

101 Landlagsrezeß vom 29. April 1653 (SA Wa 395) 
102 UP 1680-82 p. 509' -513 
103 28. Aug. 1658 (SA Wa 395) 
104 HSTA ST B 29 Bü 20 
lOS Landtagsrezeß v. 24. Sept. 1733 (HSTA ST B 29 Bü 21) 
106 STA Sigm. Allgern. Teil Paket 121 
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Bauern und kleinen Bürger traf und die großen Vermögen der Kapital- und Renten­
besitzer unbesteuert ließ, sondern als Vermögenssteuer ~gelegt werden sollte 107. 

Dort hatte die bisherige Art der Steuerumlage mehrfach zu großer Erbitterung unter 
den Bauern geführt, so 1602 bei der Umlage der Türkensteuer, wie aus einem Be­
richt Kardinal Andreas über den Landtag hervorging, weil die ordinari-Besteuerung 
[ ... ] al/ein auf die liegenden H(Juser und Güter, auch deren Einkommen, ohne Ab­
zug der darauf stehenden Schulden, und nit auf das Verm6gen gelegt; daher dann 
auch mancher Pauersmann mehr versteuern muß, denn er hat, von wegen seiner 
Schulden, und herentgegen bei denen von Adel und anderen reichen Leuten ein 
großes Verm6gen an Zinsbriefen, Wein, Korn, Baarschaft und dergleichen Sachen 
unversteuert verbleiben 108 . Die Güteraufnahme in Schwäbisch-Österreich wurde je­
doch, entgegen der ursprünglichen Ankündigung auf dem Landtag von 1620, nicht 
bei allen Ständen vorgenommen, sondern auf die neuen St(Jnde beschränkt.- Der 
Söldenansatz der alten Stände blieb u!lverändert, so daß eine sichere Relation und 
genaue Entsprechung zwischen alten und neuen Sölden nicht unbedingt gegeben 
war. 

Die Instruktion Leopolds für die Steuerberaitungskommission gab nur die Herr­
schaften an, die in die Steuerberaitung einzubeziehen waren, enthielt aber keine An­
weisungen über den Modus dieser Belegung 109 . Diesen legte die Kommission auf ei­
ner Konferenz in Riedlingen im Oktober 1628 mit den Deputierten der vier Aus­
schußorte fest. 

Steuersubjekt war bei dieser Belegung wie bei den alten Ständen entweder der 
ganze Landstand oder die einzelnen Gemeinden des Landstandes 110. Die Umlage 
der Steuern auf Gemeindeebene und die Auswahl der steuerbaren Gegenstände lag 
in der Entscheidungsbefugnis der einzelnen Städte und Gemeinden, wobei eine An­
gleichung in jeder Herrschaft angenommen werden muß 111 . Schwierigkeiten erga­
ben sich für die Kommission bei der Festlegung des Gesamtvermögens der einzelnen 
Gemeinden, auf Grund dessen ihnen die Sölden zugeteilt werden sollten. Als echte 
Vermögenssteuer ließ sich die Beraitung nur in den neuerkauften nellenburgischen 
Flecken durchführen, für die die nellenburgischen Beamten gen aue Vermögensli-

107 T . V. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 182, 186f. ; O. STOLZ, Geschichte und Be-
stände S. 147f. 

108 T. V. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 164 
109 Instruktion Leopolds vom 24. Aug. 1628 (HSTA ST B 29 BU 24 p. 7-21) 
110 Im allgemeinen legte die Kommission den Söldenanteil der einzelnen Gemeinden fest . In 

Gutenstein und der Herrschaft Schram berg baten die Untertanen, die Sölden selbslen nach ie­
des orts beschaffenheit gleichlich umbzuelegen, was ihnen zugestanden wurde. Auch in den 
neuen nellenburgischen Orten baten die nellenburgischen Beamten, die Sölden nur insgesamt 
zu assignieren und die weitere Verteilung ihnen zu überlassen, da ihnen die örtlichen Verhält­
nisse besser vertraut wären . Auch diesem Verlangen entsprach die Kommission. (HSTA ST 
B 29 BU 24) 

1111621 erhob die Stadt Oberndorf zum Einzug der landständischen Steuer eine Vermö­
genssteuer von etwas mehr als 1070 . (HST A ST B 29 Bü 24) 
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sten angelegt hatten. Bei Sipplingen und Hecheln war das Vermögen jedes einzelnen 
Bürgers in seinen einzelnen Bestandteilen nach ~rt angeschlagen und davon die 
Schulden abg~g.en, bei Arien waren Vermögen und Schujc,len in Gulden angege­
ben, bei Singen, Remishofen, Niederhofen und Hilzingen das rein,! Steuervermögen 
nach Abzug der Schulden. Der Besitz der Sipplinger Bürger wurde dabei nach fol­
gendem Taxwert angeschlagen 112: 

1 Haus mit Hofstatt: 
Hausrat 

1 Hofsta tt Reben 
Wiesen 

1 Fuder Wein 
Barvermögen 

1 Kuh 
1 Pferd 

Danach ergab sich folgendes Vermögen: 

Ort 

Sipplingen: 
davon Leibeigene der Landkomturei 
Altshausen 
Singen. Remisholen und Niederholen: 
Hilzingen: (1 / 3 des Dorfes) 
Riedheim: 
ArIen: 
Hecheln: 

Zusammen: 

50 - 300 fl 
20 - 40 fl 

60 fl 
nach Größe 

65 f1 
voll versteuerbar 

10 fl 
20 fl 

Kontribuenten 

145 Kontribuenten 

31 Kontribuenten 
105 Kontribuenten 

66 Kontribuenten 
57 Kontribuenten 
33 Kontribuenten 
10 Kontribuenten 

416 Kontribuenten 

Vermögen 

49637 fl 

14 398 fl 
45 593 t1 
21 156 n 
24099 fl 
14430fl 

1615 n 
142132fl 

Insgesamt hatten die neuen nellenburgischen Flecken ein Vermögen von 
142 132 fl. Nachdem auf je 7 ()()() fl Vermögen ein Sold gelegt werden sollte, mein­
ten die nellenburgischen Beamten, den Dörfern sollten 20 Sölden auferlegt werden. 
Trotzdem teilte ihnen die Kommission entgegen ihren eigenen Prinzipien 26 Sölden 
zu 113. 

In allen anderen Herrschaften war die Kommission auf globale Angaben wie die 
Zahl der Kontribuenten, der Häuser, des Viehs, des Verkaufswertes der Güter und 

112 Die Additionen wurden nach den Angaben des Kommissionsberichts gegenüber dem 
Original berichtigt. 

113 Kommissionsprotokoll 1628-1631 p. 198'. Die Listen, die ich an anderer Stelle auswer­
ten werde, bieten einen ausgezeichneten Einblick in die Wirtschafts- und Sozialstruktur der 
nellenburgischen Dörfer vor dem Ausbruch des Dreißigjährigen Krieges in Schwaben . 
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Äcker, des Zehntertrags und der Anzahl der Pflugfuhren in-den einzelnen Dörfern 
angewiesen, von denen in Art und Natur gänzlich unterschiedliche Belastungen ab­
zuziehen waren, wobei noch nur schwer vergleichbare Acker- und Fruchtmaße zu 
berücksichtigen waren 114. Endlich zog die Kommission die natürliche Beschaffen­
heit des Bodens der jeweiligen Herrschaft in Betracht. So erfolgte die Neubelegung 
der Herrschaft Gutenstein, die vorher 20 Sölden zu tragen hatte, unter folgenden 
Gesichtspunkten: Denmach in obiger beschreibung der herrschaft Gutenstein ein 
sonderbahre, anderer orten gantz ungewohnliche oblag undt beschwernuß befun­
den worden, daß namblichen dise underthonen jährlich 600 fl, martinigelt genant, 
der herrschafft bezahlen maessen (daran ein armer tagl6hner, so nichts im verm6-
gen hat, J jl30 kr zue erstatten) undt daneben die gaeter mit großen galten behafft, 
auch die ganze herrschafft nit wol so vii zehen den ertragt als anderwerts ein einiger 
jleckhen geben mag, haben war [ .. . ] sy h6her nit bringen noch belegen khanden als 
auf J J s6ldt, die sy under ihnen selbst außzueteilen auf sich genommen 11 5. Die Bele­
gung dieser Herrschaften erfolgte also nicht nach einem durchgängig gleichen Sche­
ma, sondern nach persönlicher Abwägung aller Komponenten durch die bei den 
Kommissare und nach comparition gegen anderen stOnden, wobei der Kommission 
bescheinigt werden muß, mit aller möglichen Sorgfalt vorgegangen zu sein. In der 
Grafschaft Sigmaringen wurde zudem überhaupt keine Beraitung vorgenommen, 
sondern die Belegung beruhte auf einer Einigung mit den Ausschüssen der Graf­
schaft. Ferner hatte im Falle Sigmaringens, Bierstettens und Schrambergs die Ab­
sicht, die neuen Stände durch eine verhältnismäßig niedrige Belegung zahlungs willig 
zu stimmen, den Vorrang vor einer gleichmäßigen Belastung aller Stände 11 6 . 

Eine genauere Art der Vermögensaufnahme war sicher nicht möglich angesichts 
der Tatsache, daß die nur aus zwei Mitgliedern bestehende Kommission bemüht sein 
mußte, die Beraitung jeder Herrschaft in einem Tag abzuschließen, die Beraitungs­
kosten niedrig zu halten und in den meisten Fällen nicht auf eine Mithilfe der Beam­
ten der Pfandschaftsinhaber rechnen konnte. Für eine dennoch relativ gerechte Art 
der Belegung spricht, daß sie fast überall zur Zufriedenheit der Untertanen abge­
schlossen werden konnte. 

114 Z. B. Obernheim: 5 Mltr Vogtrecht, 20 MItr, die dem Heiligen geliefert wurden, 5 MItr 
an fremde Berechtigte; Ertingen: die 3. , 4. oder 5. Garbe als Landgarbe. Bei den urspringi­
sehen Orten waren jeweils Gülten und Ehrschatz angegeben, den die Beständer dem Kloster 
zahlen mußten. 

115 HSTA ST B 20 Bü 24 
116 Wegen Sigmaringen s. Anh. III - In Bierstetten verlangten die Untertanen ebenfalls ei­

ne Neuberaitung. Auf den Hinweis der Kommission, daß sie dann sicher mit einer höheren Be­
legung rechnen müßten, baten sie, sie bei der alten Belegung zu lassen, und versprachen, sich 
darauf iederzeit gehorsamblich einzustellen undr zue erweißen. 
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1. Oberndorf 

1. Stadt Obemdorf l36 600 600 30-40G 
2. Waldmössingen 80 300 48 22 
3. Bochingen 60 200 35 21 

4. Beffendorf 43 120 34 12 
5. Altoberndorf 46 150 36 9 

Zusammen: 365 l370 

1I. Schramberg 
1. Scluambergertal 145 300 36 109 
2. Aichhalden 97 600 47 31 66 1M 6V 
3. Mariazell 75 450 27 48 Roggen 
4. Tennenbronn 67 500 27 40 1M Ger· 

ste 
5. Lauterbach u. 72 24 48 2M Ha· 

Sulzbach fer 

Zusammen: 456 145 311 

III. Gutenstein 
1. Gutenstein 39 150 6 7 26 
2. Engelswies 50 8 4 4 34 400 
3. Altheim 30 3 8 19 
4. Ablach 32 6 7 19 

Zusammen: 151 

IV. Bussen 

1. UnJingen 150 11 l3 3 123 
2. Altheim 118 78 33 85 
3. Hailtingen 55 24 l3 42 
4. Dentingen 6 5 1 
5. Offingen 18 4 10 4~?1 

Zusammen: 347 
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V. Kallenberg 

1. Nusplingen 65 23 15 G 
2. Obernheim 48 18 30 
3. Dorrnettlingen 50 18 32 
4. Erlaheim 35 10 450 

Zusammen: 198 69 

VI. U. Gfsch. Veringen 

1. Langenenslingen 80 18 8 
2. Billafingen 20 8 12 
3. Hitzkofen 28 8 4 16 

Zusammen: 128 34 

VII. Heiligkreuztal 

1. AndelJmgen 135 19 80 36 816 
2. Binzwangen 99 18 49 32 652 
3. Hundersingen 99 16 11 22 50 417 
4. Beuren 18 8 10 215 
5. Waldhausen 8 6 2 450 
6. Ertingen 180 60 20 100 1815 

Zusammen: 539 127 183 218 4365 

VIII. Emerkingen 

I. Emerkingen 30 12 9 9 305 
2. Dieterskirch 7 3 2 2 
3. Bettighofen [Im Jahre 1628 Schafhof] 105 
4. Unterstadion 17 8 4 5 251 

Zusammen: 54 23 - 15 - 16 
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mimim.] 92 200 400-500 150 M Rottw. Maß 2 1/2 
81 250 100 1500 G 2 1/2 

18 99 130 200 100 M 2 
10 50 130 200 85 M 2 
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IX. Urspring 

8scJ 1. Schaiblishausen 24 5 4 15 
4 Sch. 

2. Weisel 2 2 33 
3. Nasgenstadt 6 2 2 Fischer 1 99 
4. Heufelden 15 7 2 6 
5. Blienshofen 5 225 
6. PfIonstetten 1 12 
7. Hausen ob SchelleJ. 58 11 5 6 36 
8. Oberschelldingen 18 

9. Sotzenhausen 2 2 108 

10. Schmiechen 37 6 4 27 234 
11. Muschenwang 1 30 
12. Hausen ob Allmend. 5 4 1 Meßmer 216 
13. Schwörzkirch 1 1 36 
14. Altheirn 2 2 105 
15. Ringingen 1 
16. Einsingen \. 
17. Rißtissen Nicht zur Kontribution gezogen 
18. Unterstadion 2 2 
19. Allmendingen 18 8 10 

Zusammen: 169 

X. Bierstetten 

1. Bierstetten 8 
2. Allmannsweiler 8 
3. Bondorf 7 
4. Steinbronnen 2 

Zusammen: 55 25 30 
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Herrschaft 

Xl. Neuerkaufte nellenburgische 
F7ecken 

1. Sipplingen 
2. Singen mit Remishofen und 

Niederhofen 
3. Ein Drittel von Hilzingen 
4. ArIen 
5. Riedheim 
6. Hecheln 
7. Ein Drittel von Liptingen 

Zusammen: 

XII. Sigmaringen 

1. Sigmaringen Stadt 
2. Sigma ringen dorf 
3. Amt Kloster Wald 
4. Rulfingen und Zielfingen 
5. Hausen am Andelsbach, 

Mottschieß, Otterswang 
6. Thalheim 
7. Laiz 
8. Rengetsweiler 

Zusammen: 

145 

105 
66 
33 
57 
10 
28 

444 

95 1/ 2 

10 
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2 
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1 1/ 2 
1 1/ 2 

16 

Ein Vergleich der Höhe der Belegung der neuen mit der der alten Stände ist ange­
sichts der wenigen Quellen schwierig. Hohenberg, das nach einer Vermögensauf­
nahme von 1615 ein Gesamtvermögen von 974 457 fl hatte, trug 150 Söld 118. Auf je 
6 500 fl Vermögen kam dabei 1 Sold. Die neuen nellenburgischen Orte waren bei 
142 132 fl mit 26 Sölden belegt worden, so daß schon auf 5500 fl ein Sold kam 119. 
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Die Landvogtei Schwaben hatte bei 2760 Kontribuenten - allerdings schon im Jah­

re 1581 120_ an der ständischen Steuer 100 Sölden zu übernehmen, Hohenberg bei 

3088 Kontribuenten 150 Sölden 121. Die neuen Stände hatten dagegen bei 2906 Kon­

tribuenten - ohne Sigmaringen - 164 Sölden. Sie wurden also im Verhältnis zu 
den alten Ständen etwas höher besteuert, doch stellte ihre Neuberaitung eine we­

sentliche Verbesserung gegenüber den früheren Belegungen durch den Landschrei­

ber Wazin dar. 

11 7 Kommissionsprotokoll 1628-1631 (HSTA ST B 29 Bü 24). - Die Tabelle enthält die we­
sentlichen Angaben, die der Kommission zur Feststellung des Söldenanteils der Herrschaften 
zur Verfügung standen . Additionen wurden nur vorgenommen, soweit vollständige Zahlen 
für eine Herrschaft vorlagen. Die bei den jeweiligen Herrschaften angegebenen Belastungen 
konnten ihrer individuellen Natur wegen nicht in die Tabelle aufgenommen werden. Das Pro­
tokoll enthält bei zahlreichen Dörfern Angaben zur durchschnittlichen Ackerfläche der einzel­
nen Bauerngüter und zum Waldbesitz, die sich nicht in eine Tabelle fassen ließen. 
Herrschaft Schramberg: 
Aichhalden hatte zusammen mit der Pfarrei Sulgen, zu der es gehörte, 600 Kommunikan­
ten. - Mariazell: Für 300 fl wurde ein Hof verkauft, der 8-9 Stück Vieh erhalten konnte, für 
1100 fl ein Hof, auf dem 20 Stück Vieh gehalten werden konnten . 
Herrschaft Gutenstein: 
Gutenstein: Ein Hof für 1600 fl hatte zelglich 20 Jauchert, konnte 15 Wagen Futter einbringen 
und 10-12 Stück Vieh erhalten. Engelswies : Ein ganzer Bauer hatte zelglich 14 Jauchert Acker, 
etwa 10 Mannsmad Wiesen, 6 Pferde und 8-10 Stück Vieh. Ein halber Bauer bewirtschaftete 
6-7 Jauchert Äcker in jeder Zelg, 5 Mannsmad Wiesen, hatte 3-4 Pferde und 4-5 Stück Vieh . 
Ein Söldner besaß zelglich 3 Jauchert Äcker. Die Taglöhner hatten keinen Grundbesitz, gele­
gentlich ein Haus und nahmen teil an den Gemeindegerechtigkeiten. 
Herrschaft Bussen: 
Unlingen: Die in der Tabelle erscheinenden Söldner waren nach dem Kommissionsprotokoll 
Einrässler. 
Kloster Urspring: 
Heufelden: Die 15 Kontribuenten standen unter österreichischer Oberhoheit, es gehörten je­
doch nur I Bauer und I Söldner nach Urspring. Ein Gut gehörte Dr. Leutti in Ehingen, eines 
der Prädikatur in Ehingen, eines dem Kloster Wald, 2 dem Spital Biberach, der Widumshof 
der Pfarrei Heufelden, dazu noch ein weiterer Hof, 2 Höfe der Universität Freiburg, I Hof 
dem Kloster Salem. Blienshofen: Die 5 Kontribuenten standen unter österreichischer Oberho­
heit. Drei Bauerngüter gehörten Urspring, eines der Universität Freiburg und eines der Kapla­
nei in Schelklingen. 
Neuerkaufte nellenburgische Flecken: 
Sipplingen: 951/2 Häuser gehörten Sipplinger Bürgern. Fremde Herrschaften besaßen 21 wei­
tere Häuser. Die auswärtigen Grundbesitzer sind in dem Kommissionsprotokoll aufgeführt . 
(s. a. H. BERNER, Sipplingen am Bodensee S. 82-93). - Liptingen: Das ganze Dorf hatte 85 
Bürger, davon 30 Bauern und 55 Taglöhner, 30 Mänen, 200 Pferde und 200 Stück Hornvieh. 
Der Zehnt ertrug 180 Malter verschiedene Frucht. Ein Drittel davon steuerte nach Ehingen . 

118 K. O. MüLLER, Die Musterregister S. 171 
119 Der Vergleich der Vermögen der beiden Herrschaften ist natürlich problematisch , da 

nicht bekannt ist, nach welchen Kriterien das Vermögen der Einwohner der Grafschaft Ho­
henberg berechnet wurde. 

120 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 57 
121 K. O. MüLLER, Die Musterregister S. 163 
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Belegung der neuen Stände Kontribuenten Sölden Sölden Sölden 
1628 1614 1620 122 1631 

Bierste tten 55 4 4 4 
Bussen 347 20 17 17 
Emerkingen 54 10 6 
Gutenstein 151 20 11 
Heil igkreuztaJ 539 142 f1 142 f1 14 
Kallenberg 198 7 7 9 
Langenenslingen, 
Billafingen, Hitzkofen 128 15/ 3 123 4 
Nellenburgische Flecken 444 25 26 
Obern dorf 365 20 21 
Schramberg 456 25 25 
Sigmaringen 25 25 16 
Ur spring 169 10 

Zusammen: 2906 164 
(ohne Sigmaringen) 

Die Effizienz der Neuberaitung 

Ende 1631, wohl noch vor dem Landtag in Ehingen am 21. Oktober, schloß die 
Beraitungskommission ihre Relation ab und übersandte sie an Erzherzog Leo­
pold 124. Auf diesem Landtag nahmen die Stände in ihrer Replik auf die landesfürst­
liche Proposition, in der 100 000 fl zur eiligen Anwerbung eines Regiments und sei­
nes Unterhalts auf fünf Monate gefordert wurden, nochmals die offengebliebenen 
Fragen der Beraitung der neue~ Stände auf. Sie erklärten, daß auf ihre zahlreichen 
1627 angebrachten Gravamina tam in genere quam in specie khein völlige erleute­
rung erfolget, noch auch die gnlidigst vertröstete inkorporation der neuen zugeord­
neten stlinden zu ihrem höchsten nachtheil noch nit allerdings inß werckh gezogen 
[sei) und ettlicher derselbigen stlinden noch heutigen tags erscheinender saumbsee­
Iigkheit, darunder etliche gahr ungehorsamb außbleiben. Deswegen bewilligten sie 
statt der geforderten 100 000 fl nur 54000 fl zu drei Terminen unter der Bedingung, 
daß die im Mai 1632 fällige Rate der Bewilligung von 1627 verschoben und die noch 

122 Die Sölden von 1620 nach SA Radolfzell XIII 3, 3 
123 Die drei Dörfer der unteren Grafschaft Veringen hatten 1620 an der neuen, 1620 bewil­

ligten Kontribution 15 Sölden zu übernehmen, an den alten, seit 1573 übernommenen Schul­
den 3 Sölden. (Kommissionsbericht 1628-1631 HSTA ST B 29 Bü 24) 

124 Das späteste datierte Aktenstück in dem Band ist eine Abschrift eines Schreibens des 
burgauischen Landvogts Ulrich von Stotzingen an die Kommission vom 7. Okt. 1631 . (p. 132) 
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fehlenden Stände wirklich inkorporiert würden 12S. Erzherzog Leopold nahm die ge-

ringe Bewilligung an, forderte aber gleichzeitig die Benennung der zahlungsunwilli-

gen Stände. Es handelte sich um Hauerz, Ellwangen und Urspring. Heiligkreuztal 

bat wegen seiner Kriegsbeschwerden um einen Nachlaß der Steuerschuld 126. Die 

übernommene Steuer wurde dann nach der folgenden, auf Grund der Beraitung re-

vidierten Matrikel vorgenommen 127: 

Stand Söld Prozen- Stand Söld Prozen-
tualer tualer 
Anteil Anteil 

Ehingen, Schelklingen 
und Berg 40 4,8% Bierstetten 4 0,5% 

Hohenberg 150 17,9% Hauerz 4 0,5% 

Landvogtei Schwaben 100 11,9% Ellwangen 4 0,5% 

Altdorf 11 1,3% Unlingen 7 0,8% 

Radolfzell 25 3,0% Offingen 1 0,1 % 

Landgrafschaft NeUenburg 66 7,9% Altheim 6 0,7% 

Stockach 13 1,5% Hailtingen und Dentingen 3 0,4% 

Tengen 7 0,8% Kallenberg 9 1,1 % 

Aach 7 0,8% Reute 4 0,5% 

Kirchberg und Weißenhorn 38 4,5% Sigmaringen ohne 

Stadt Weißenhorn 15 1,8% Amt Ostrach 16 1,9% 

Burgau und Scheppach 10 1,2% Langenenslingen 2 0,2% 

Waldsee 20 2,4% Billafingen 1 0,1 % 

Riedlingen 20 2,4% Hitzkofen 1 0,1% 

Saulgau 20 2,4% Schramberg 25 3,0% 

Mengen 20 2,4% Gutenstein 11 1,3% 

Munderkingen 20 2,4% Oberndorf 21 2,5% 

Seifriedsberg 22 2,6% Emerkingen 6 0,7% 

Günzburg 15 1,8% Werenwag 14 1,7% 

Warthausen 15 1,8% Bubesheim und Holzheirn 5 0,6% 

Veringen 10 1,2% Reisensburg 3 0,4% 

Biberbach 12 1,4% Röfingen ohne die Höfe zu 
Krumbach 7 0,8% Großkötz 2 0,2% 

Erbach 12 1,4% Landensberg 0,1 % 

Heiligkreuztal 14 1,7% Zusammen: 839 100,0% 

12S Rezeß des Landtags vom 21. Okt. 1631 (HSTA ST B 29 BO 19; B 30 BO 44·; SA Ried 
Akten BO 2; GLA 79/ 1834) 

126 Schreiben Erzherzog Leopolds vom 11. Nov . 1631; Bgm. u. Rat der Stadt Ehingen an 
Erzherzog Leopold vom 15. Dez. 1631; Schreiben der Äbtissin von HeiJigkreuztal vom 27 . 
Nov. 1631 (Akten des Landtags von 1631, GLA 79/ 1834) 

127 SA Wei Akten Bo 2 B 1 Nr. 1 



202 

Diese neue Matrikel erklärt schlagend das Interesse der Stände an der Inkorpora­
tionsfrage und am wirklichen Vollzug dieser seit fast drei Jahrzehnten immer wieder 
versprochenen Maßnahme. Zwar war die Söldenzahl für die alten Stände unverlt!l­
dert geblieben, doch war der prozentuale Anteil, den sie nunmehr an den Bewilli­
gungen zu übernehmen hatten, wegen der Erhöhung der Gesamtsöldenzahl um fast 
ein Fünftel ihres früheren Quantums zurückgegangen. Selbst die Tatsache, daß eini­
ge der Sölden uneinbringlich waren - mit anderen Worten, daß die Herrschaftsin­
haber die Landstandschaft ihrer Herrschaften nicht anerkannten -, änderte nichts 
an dieser Tatsache. Dieser Abgang wurde in der Regel von den anderen Ständen 
nicht ersetzt, sondern an der Gesamtbewilligung abgezogen. So brachte die Berai­
tung von 1628 bis 1631 den Ständen trotz der sehr einfachen Form ihrer Durchfüh­
rung - reine Fatierung der Vermögen der neuen Stände, keine Veränderung des ab­
soluten Ansatzes der alten Stände - auf das Gesamte gesehen, doch eine wesentli­
che Erleichterung. 

Der Bericht des Landschreibers in Schwaben Dr. Johann Kallmar vom Januar 
1632 über den Eingang des ersten 1631 bewilligten Termins macht deutlich, daß 
trotz der Beraitung von 1628/ 31 der österreichische Anspruch auf Steuerhoheit in 
zahlreichen Herrschaften noch nicht hatte durchgesetzt werden können. Von den al­
ten Ständen entschuldigte sich Mengen wegen eines Überfalls und Einquartierung, 
Radolfzell wegen Einquartierung des wolkensteinischen Regiments. Seifriedsberg 
und Oberndorf hatten ihren Anteil in Münzsorten erlegt, die nicht einzulösen wa­
ren; die Summe sollte deswegen beim nächsten Termin nachgefordert werden. Von 
den aus dem Erbe Karls von Burgau stammenden Herrschaften Bubesheim, Röfin­
gen, Landensberg und Reisensburg waren die schuldigen Zahlungen geleistet wor­
den 128 . Von Hauerz, Ellwangen, Kallenberg, Erbach, Gutenstein, Holzheim und 
Urspring war niemand erschienen 129. Der Deputierte Sigmaringens erlegte den An­
teil seiner Herrschaft nicht, da sich die Untertanen wegen ihres Anschlags noch 
nicht mit Kloster Wald verglichen hatten. Von den Niedergerichtsorten des der 
österreichischen Landeshoheit unterstehenden Klosters St. Georgen in Villingen 
Dintenhofen und Herbertshofen waren nach 1627 ebenfalls Steuern gefordert wor­
den, doch verweigerte der Abt bei dem Termin 1631 einen Beitrag 130. Von den übri­
gen Ständen gingen von der schuldigen Rate von 18 ()()() fl etwa die Hälfte, nämlich 
10 440 fl, ein 131. 

128 GLA 79/ 1834 
129 Wegen Hauerz und Ellwangen hatte Erzherzog Leopold die Landstände auf den 1629 

mit den Truchsessen geschlossenen Vertrag verwiesen, mit dem ihnen das Besteuerungsrecht 
in den beiden Orten eingeräumt worden war (s. o. S. 178). Außerdem erklärte er, die Be­
schwerden Ursprings noch überprüfen zu müssen. (Schreiben Erzherzog Leopolds an Bgm. u. 
Rat von Ehingen und Munderkingen vom 31. Dez 1631, GLA 79/ 1834) 

130 S. O. S. 174 
131 Welchen empfang ich a/sba/den wegen besorgsamer grOßter gefahr und kriegs/tJuffen 

bey nachts von dannen geführth und, golt/ob, mit mir al/hero gebracht. Ob nun, nach abzug 
der daryber uJJgeloJJner cössten (deßhalb ain ordentliche specijication bey der lifferung ein-
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Durch die Niederlage der kaiserlichen Truppen bei Breitenfeld im Jahre 1631 wur­
de den schwedischen Truppen der Weg nach Süddeutschland geöffnet und die bis 
dahin noch relativ wenig betroffenen habsburgischen Herrschaften in Schwaben in 
das Kriegsgeschehen einbezogen. Im Februar 1632 wurde Württemberg von den kai­
serlichen Truppen geräumt, im April durchzogen schwedische Truppen Oberschwa­
ben, im Juni Nellenburg 132, im Oktober ließ sich der württembergische Herzog­
Administrator Julius-Friedrich von den Schweden Hohenberg und die Grafschaft 
Sigmaringen übertragen 133. Fast gleichzeitig, am 13 . September 1632, starb Erzher­
zog Leopold . Mit dem Zusammenbruch der staatlichen Ordnung wurde auch der 
1620 eingeleitete Prozeß der Erweiterung der schwäbisch-österreich ischen Land­
stände für die nächsten zwanzig Jahre unterbrochen. 

Die Besteuerung des ausländischen und geistlichen Besitzes 

Die Frage der Besteuerung der geistlichen Güter und des Besitzes, den auswärtige, 
meist adlige Grundbesitzer in Zwing und Bann von Dörfern hatten, die der österrei­
chischen Steuerhoheit unterstanden, hatte schon den Landtag von 1601 beschäftigt. 
Grundlage der ständischen Forderungen war ein Mandat König Ferdinands 1. von 
1542, das ihnen zur Erhebung der Türkensteuer ein Besteuerungsrecht über die Gü­
ter auswärtiger und geistlicher Besitzer einräumte, was ihnen anläßlich der Türken­
steuerbewilligungen von 1597 und 1601 von den landesfürstlichen Kommissaren 
nochmals bestätigt worden war 134. Anläßlich der Beraitung von 1628/ 31 sahen 
sich die Kommissare erneut vor dieses Problem gestellt. In Stockach verweigerte das 
Ruralkapitel bereits ~t 1620 die Steuern für seine in Zwing und Bann der Stadt lie­
genden Besitzungen. Oberndorf beschwerte sich, daß die dortigen Geistlichen von 
dem jeweils neu erworbenen Grundbesitz keine Steuern bezahlen wollten. Beson· 
ders kraß war das Mißverhältnis zwischen dem Vermögen der österreichischen Un­
tertanen und dem der auswärtigen geistlichen und weltlichen Grundbesit zer in Sipp­
lingen. AUSWärtige Besitzer hatten Güter im Wert von 148745 tl, während das Ver­
mögen aller österreichischen Untertanen in den neuerkauften nellenburgischen 
Flecken nur 142 132 fI ausmachte 135. Die Beraitungskommission bat deswegen Erz-

gegeben werden soll), ich solche summa selbsten wa vonn6then umb erthaillung allerhandt 
nothwendigen berichts oder waß andere gelegenhait E. F. Durchlaucht zue fertigen . (Bericht 
des Landschreibers Kallmar vom 20. Jan. 1632. Das Geld wurde dem kaiserlichen Oberstleut­
nant Ascanio in Schwaben übergeben. GLA 79/ 1834) 

132 E. DOBLER, Burg und Herrschaft Mägdeberg S. 119 
133 E. ScHNEIDER, Württembergische Geschichte S. 236-243; J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 

S. 387-389; KB Balingen Bd. 2 S. 360-362 
134 Landtagsrezeß vom 8. Juni 1601 (HSTA ST B 30 BU 41" p. 43-47; Bü 374) 
135 Vgl. die Beraitung Oberndorfs, Unlingens in der Pfandschaft Bussen, Langenenslin­

gens, Billafingens, Hitzkofens, Sipplingens (HSTA ST B 29 Bü 24 p. 23-36' . 61'-71, 281-288', 
154-175) 
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herzog Leopold um. eine R~utiQ1umd schlug dabei vor, bei den geistlichen Gü­
tern villeichter zwischen den dotierten undt dann den ererbten, erkauften oder mit­
tels ander contracten in der gaistlichen handen gebrachten güetern ein sonderbare 
differenz zuehalten 1J6. Erzherzog Leopold sollte deshalb das Mand~t König Ferdi­
nands von 1542 neu publizieren und alle_nicht der österreichischen Landeshoheit 
unterworfenen Grundbesitzer und Bezieher von Gülten zwingen, diese Einkommen 
zu versteuern. Notfalls könnten diese Gülten arrestiert werden . 

Die vorsichtige Antwort Leopolds war charakteristisch für die Schwierigkeiten 
Österreichs, theoretisch erhobene Ansprüche auf Steuer- und Landeshoheit in den 
Gemengelagen der vorländischen Besitzungen auch tatsächlich durchzusetzen, da 
jede Maßnahme mit Gegenreaktionen gegen österreichische Besitzungen innerhalb 
der fremden Territorien beantwortet werden konnte und zudem angesichts der all­
gemeinen politischen Situation konfessionelle Rücksichten genommen werden muß­
ten. Zwar stimmte Leopold grundsätzlich der Meinung der Kommission zu , daß der 
Besitz auswärtiger und geistlicher Besitzer zu besteuern sei. Bevor jedoch eine Ent­
scheidung getroffen werde, sollten Erkundigungen eingezogen werden, wie es bei 
den benachparten und anderen oberkheiten, darunder unsere underthonen etwan 
auch güeter, heuser und gülten haben, gegen denselben mit der steirbelegung gehal­
ten werde, ferner auch, was es mit allen undt ieden der außlendischen in unserem 
territorio habenden güetern, heußern oder gülten für aigentliche beschaffenheit, da 
soliche gotßheusern, c/östern oder spittJlern zuegehörig, ob dieselben darzue gestif­
tet oder,zue was zeit erkhauft worden. Wan si aber privatpersohnen zuegestendig, 
ob si solche erbß- oder khaufsweis oder welchergestalt sonsten an sich gebracht und 
wann solliches eins oder anders beschehen, weliche auch in specie aus allen obgemel­
ten güetern onera realia auf sich haben oder nit, seiten mahlen hierunder nach ge­
staltsame der sachen etwan ein underschid mit der steyrbelegung oder auch der be­
freiung derselben von rechts und billigheit wegen zue machen sein möchte 137. 

Die Beraitungskommission bat deswegen alle Stände um einen Bericht über die 
bei ihnen für die Besteuerung von ausländischem und geistlichem Besitz übliche Ob­
servanz. Da nicht alle Stände antworteten, faßte die Kommission ihren Bericht auf 
Grund der Relationen von Munderkingen, Radolfzell, Rottenburg, Saulgau, der 
Landvogtei Schwaben, Seifriedsberg, Waldsee und Weißenhorn ab 138. Fast durch­
gehend ergab sich daraus, daß die österreichischen Untertanen für ihre Güter in 
fremden Territorien ihre Steuern nach dort bezahlten, während sie umgekehrt in 
den meisten Fällen für fremde Güter die Kontribution empfingen. In Stadt und 
Herrschaft Rottenburg wurden alle ausländischen Güter mit Steuern belegt, wäh­
rend andererseits Württemberg, Zollern und andere Herrschaften, die das ius collec-

136 Schreiben der Kommission an Erzherzog Leopold anJäßlich der Beraitung 
Oberndorfs (Kommissionsprotokoll, ebd.) 

137 Schreiben Leopolds an die Beraitungskommission vom 12, Febr, 1629 (ebd,) 
138 Schreiben der Beraitungskommission an Erzherzog Leopold vom 13. Dez. 1630 (ebd.) 
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tandi hatten, ebenso handelten. Größere Schwierigkeiten ergaben sich in der Land­
vogtei Schwaben, da die Landvogtei, die ursprünglich überhaupt kei e Grundherr­
schaft ausübte, nur etwa im dreißigsten Teil des Gebiets, über das sie die Obrigkeit 
beanspruchte, Grundherr war, und Klöster und Reichsstände, die in ihr Grundbe­
sitz hatten, sich weigerten, Steuern zu zahlen. Die Ausschüsse der Landvogtei baten 
deswegen um ein erzfürstliches Dekret, daß Klöster und Privatpersonen, die nicht 
Reichsstände waren und vom Reich nicht belegt wurden, ihren Besitz in der Land­
vogtei versteuern sollten. Es war jedoch nicht daran gedacht, die Gülten zu besteu­
ern, sondern die Grundherrn sollten bei Eigenbewirtschaftung der Güter - sonst 
ihre Pächter - die Steuern erlegen, die auch die österreichischen Untertanen bezah­
len mußten. Eine Entscheidung fiel bis zum Abschluß des Kommissionsberichts 
nicht. Anläßlich der Steuerberaitung von 1683 wurde die Frage wieder aufgegriffen , 
wobei es jedem Stand zur ausdrücklichen Pflicht gemacht wurde, geistliche und 
weltliche fremde Güter im eigenen Zwing und Bann in die Steuern zu ziehen, not­
falls deren Einkünfte mit Arrest zu belegen und sich der Hilfe der österreichischen 
Beamten zu versichern. Wirklich durchsetzen ließ sich diese Forderung angesichts 
der geringen Macht der einzelnen Stände in den wenigsten Fällen, wie die Erneue­
rung der Verpflichtung zu Abschluß der Steuerrenovation von 1733 beweist 139. Erst 
durch die Steuerreform von 1768/ 69, die alle Güter des Adels und der Geistlichkeit 
der DominikaIsteuer unterwarf, wurde eine noch über die Forderungen von 1630 
hinausgehende Lösung erreicht. 

139 Landtagsrezeß vom 8. Febr. 1683; Landtagsrezeß vom 26. Sept. 1733 (HSTA ST B 29 
Bü 20, Bü 21) 
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6. Die schwäbisch-österreichischen Landstände vom 
Tode Erzherzog Leopolds bis zum Erlöschen 

der Tiroler Linie (1665) 

6.1. DIE LANDSTÄNDISCHEN BEWILLIGUNGEN BIS 1651 

Die Besetzung der meisten schwäbisch-österreichischen Herrschaften durch 
schwedische -ünd württembergische Truppen bis zur Nördlinger Schlacht am 6. Sep­
tember 1634, äußerste wirtschaftliche Not und dadurch bedingte Seuchen, denen die 
geschwächte Bevölkerung nach 1634 in großer Zahl zum Opfer fiel, ließen die Tätig­
keit der Landstände völlig zum Erliegt!J'i kommen I. Angesichts der staatlichen Des­
organisation war jeder Stand weitgehend auf sich selbst gestellt. Das Fehlen einer 
zentralen Verwaltung für die schwäbischen Besitzungen Habsburgs machte sich in 
diesen Jahren besonders bemerkbar. Quartierleistungen und Proviantlieferungen 
wurden bis 1640 von den Ständen direkt, oft sogar gegen ausdrückliche Schutzbrie­
fe des Kaisers oder der Erzherzogin Claudia gefordert 2. Auch nach der Niederlage 
Württembergs und der Schweden blieben die österreichischen Besitzungen durch die 
Besatzung des Hohentwiels unter Konrad Widerhold dauernd bedroht und wurden 
immer wieder zu Kontributionen für die Mannschaft Widerholds gezwungen J . 

Erst 1640, in der letzten Phase des Dreißigjährigen Krieges, fand in Konstanz, das 
mit den festen Seeplätzen Radolfzell, Überlingen, Buchhorn und Bregenz zum Mit­
telpunkt der kaiserlichen Kriegsführung geworden war, wieder ein Landtag-- der 
schwäbisch-österreich ischen Stände statt 4 . Es handelte sich jedoch um keinen vol-

I Einzelnachweise über die Verheerungen des Krieges in Schwaben s. G. FRANZ, Der Drei­
ßigjährige Krieg S. 42-47; S. a. besonders für Ehingen F. M. WEBER, Ehingen S. 61-66 

2 F. M. WEBER, Ehingen S. 63 
3 A. STEINEGGER, Der Hohentwiel in der Zeit des Dreißigjährigen Krie1:es. - In: H. BER­

NER, Hohentwiel S. 198-219; J. VOCHEZER, Wald burg Bd. 3 S. 419, 834, 850; F. M. WEBER, 
Ehingen S. 63 

4 Zur Rolle der Bodenseestädte s. J . MOLLENBERG, Überlingen im Dreißigjährigen Krieg. 
Die Auswirkungen des Krieges auf das Wirtschaftsleben der ehemaligen Reichsstadt. - In : 
SVG Bodensee 74/ 1956 S. 25-67; M. MESSERSCHMID, Buchhorn-Hofen im Dreißigjährigen 
Krieg. - In: SVG Bodensee 89/ 1971 S. 23-47; R. Autenrieth , Kriegsschiffe auf dem Boden­
see. Seegefechte und Kaperfahrten während des Dreißigjährigen Krieges . - In: Bodensee 
Hefte 17/ 1956 S. 124-126; H. BAIER, Akten zur Geschichte des Dreißigjährigen Krieges am 
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len Landtag, da infolge der Kriegsereignisse nur Stände beschrieben werden konn­
ten, die nicht von fremden Truppen bedroht waren. Die erschienenen Stände bewil­
ligten dem landesherrlichen Kommissar Adam Keller von Schleitheim, Oberst und 
Hauptmann von Konstanz, auf vier Monate je 3000 fl, zusammen 12000 fl, zur Ab­
führung zweier Regimenter aus Schwaben s. Als die kaiserlichen Truppen unter Ge­
neralfeldzeugmeister Ernst Georg von Sparr im Oktober 1641 einen Versuch unter­
nahmen, den Hohentwiel zu erobern, bewilligten die Landstände für die Belage­
rungsarmee innerhalb von fünf Monaten insgesamt 30000 fl . Die Belagerung dauer­
te bis Anfang 1642 und wurde dann erfolglos abgebrochen 6. Die Art der Austeilung 
der bewilligten monatlichen 6000 fl unter die Stände, die von den Deputierten der 
Landvogtei Schwaben, Waldsees, Kirchbergs, Seifriedsbergs, Günzburgs und Bur­
gaus vorgenommen wurde - also ohne einen Vertreter der üblichen Ausschuß­
orte -, war kennzeichnend für den desolaten Zustand des ständischen Steuerwe­
sens in dieser Phase des Dreißigjährigen Krieges. Für die Austeilung wurden zwei 
verschiedene Projekte angefertigt. In der ersten Liste waren Obern dorf und Krum­
bach ausg~sen, in der zweiten vom folgenden Tag ließ man Nellenburg und Gu­
tenstein - offensichtlich wegen einquartierter Truppen - ohne Anschlag. 
Stockach, Aach, Tengen und Radolfzell waren wohl aus dem gleichen Grund gar 
nicht aufgeführt. Urspring fehlte in der Liste, dafür waren die beiden 1629 durch 
Vertrag den Truchsessen von Waldburg-Zeil abgetretenen Dörfer Hauerz und Ell­
wangen belegt worden. Wegen der ungleichen Kriegsbelastung der einzelnen Stände 
hatte man nicht den üblichen Söldenschlüssel der Austeilung zugrunde gelegt, sich 
aber auf keinen gerechteren Modus einigen können, so daß sich der Waldseer Stadt­
schreiber aus Protest aus der Kommission zurückzog 7. 

Bodensee. - In: SVG Bodensee 44/ 1915 S. 129-165; H. HENSCHEN, Die Folgen des Dreißig­
jährigen Krieges für das Wirtschaftsleben der Stadt Konstanz. - Diss . Tübingen 1933; EGG­
MANN führt bereits für 1638 einen Landtag in Konstanz an, für den ich keine weiteren Belege 
finden konnte . (Wald see S. 114) 

S Landtagsrezeß vom 7. Aug. 1640 (SA Ried Akten Bü 2; HSTA ST B 29 Bü 19; B 30 Bü 
44·) 

6 Landtagsrezeß des nach Konstanz einberufenen Landtags vom 21. Okt. 1641 (SA Ried 
Akten Bü 2; HSTA ST B 29 Bü 19) . Zu dem Landtag s. a . W. E. HEYDENDORFF, Vorderöster­
reich S. 165, 179,212. Bewilligt wurden für fünf Monate je 6000 fl für die Belagerungsarmee . 
Als Gegenleistung sollte den Soldaten Plünderung, Ausreiten und Streifen nicht gestattet wer­
den. Stände, in denen Truppen im Winterquartier lagen, waren von der Bewilligung befreit. 
Neben dem landesfürstlichen Kommissar Isak VOllmar, Kammerpräsident der o. ö. Lande, 
siegelten den Abschied ausnahmsweise nur zwei Ausschußorte, der Pflegschaftsverwalter Jo­
hann PhiIipp Buchmiller für Ehingen und der Bürgermeister Johan Michael Neipp für Rotten­
burg. 

7 Weil er verspürt, daß es ungleich und vorthei/ig hergehen will, ist er abgewichen (SA Wa 
395) . Die Kopien der beiden AusteiIungslisten sind im Stadtarchiv Waldsee erhalten (Außtai­
lung, we/iche der sttinden deputierte ver/aßt sontag, den 20.octobris anno 1641 No 3; Außtai­
lung von den herren subdelegierten ver/aßt . 21.october 1641) . Die Delegierten waren der 
Landweibel in Schwaben Michael Kraft , der Stadtschreiber Adam Sterckh von Waldsee, der 
Kirchberger Kastner Raymund Maurer, der Obervogt Hans Georg Kefferle von Ziemetshau­
sen (Seifriedsberg), Bürgermeister Paul Günzer und Kar! Wünckhler von Günzburg sowie 
Bürgermeister und Stadtschreiber von Burgau . 
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Im August fand 1642 ein weiterer Landtag statt. Er war zunächst für den 20. Au­
gust nach Ehingen ausgeschrieben worden, wurde aber dann, wegen der sichereren 
Lage der Stadt Waldsee, nach dort verlegt. An ihm nahmen nur wenige Stände, ins­
gesamt 24, teil. Namentlich fehlten die Deputierten aller durch die Besatzung des 
Hohentwiel gefährdeten Herrschaften . Wegen der Kriegsgefahr waren auch nur Be­
amte aus Schwaben zu Landtagskornissaren ernannt worden, nämlich der Komman­
dant von Konstanz Adam Heinrich Keller von Schleitheim und Dr. Johann Kalmar, 
Landrichter in Schwaben 8. 

Wie später bei der Zusammenkunft im Jahre 1644 wurde von den Ständen ein 
Beitrag zur Ergänzung des Konstanzer Magazins und zur Verproviantierung von 
Radolfzell und Konstanz verlangt, um diese bei den für die Führung des Krieges in 
Oberschwaben entscheidend wichtigen Festungen ausreichend sichern zu können. 
Der Landtag bewilligte die angesichts der Verwüstungen des Landes ungeheure 
Summe von 48 000 fl, die innerhalb von neun Monaten nach Konstanz zu liefern 
war. Falls das Land frei von Einquartierungen bliebe, sollten von Dezember 1642 
bis Mai 1643 weitere 36 000 fl dazukommen; in der Tat aber wurden spätestens im 
April 1643 wieder kaiserliche Truppen nach Schwaben gelegt 9. Auf einer Zusam­
menkunft im Oktober 1644 verpflichtete Johann Gaudenz von Rost, Oberst und 
Kommandant von Konstanz, die Stände unter Androhung von militärischer Exeku-
tion, weiter den Magazinzins nach Konstanz zu zahlen 10. ' 

Im Jahre 1645 und nach 1647 erreichten die Kampfhandlungen in Schwaben einen 
neuen Höhepunkt, als neben den schwedischen auch französische Truppen in das 
Kampfgeschehen eingriffen und wieder vermehrt kaiserliche Truppen in das Land 
gelegt wurden 11. Im April und Mai 1648 wurde Ehingen von schwedischen Truppen 
zweimal geplündert, wobei auch das ständische Archiv in Mitleidenschaft gezogen 
wurde 12. In dieser letzten Periode des Dreißigjährigen Krieges fanden keine Landta­
ge mehr statt. 

Der Krieg hinterließ ein wirtschaftlich ruiniertes Land. Das Ausmaß der Schäden 
läßt sich sicher nicht exakt angebt;n, doch spiegeln die Schadenslisten für die Zeit bis 

8 Von Fridingen (als hohenbergischem Deputierten), Radolfzell, Tengen, SlOckach, Nellen­
burg und Aach war wegen der Bedrohung durch den Hohentwiel niemand erschienen. Winter­
stetten, Haisterkirch, Ober- und Unteressendorf waren nicht beschric;ben worden. Veringen, 
Sigmaringen, Heiligkreuztal, Langenenslingen, Billafingen, Hitzkofen, Oberndorf, Guten­
stein, Schramberg, Erbach, Biberbach, Hauerz, Ellwangen und Emerkingen waren ausgeblie­
ben . (Sessionszettel vom 21. August 1642 SA WA 395.) 

9 Landtagsrezeß vom 23 . Aug. 1642 (HSTA ST B 29 BU 19). Zur Einquartierung der kaiserli­
chen Truppen im April 1643 s. F. M. WEBER, Ehingen S. 62 

10 Zusammenkunft am 9. Okt. 1644 in Konstanz (HSTA ST B 30 Bu 42· p. 32-33') . 1645 
soll nach EOOMANN ein weiterer Landtag in Ehingen stattgefunden haben. (Waldsee S. 114) 

11 KB Balingen Bd. I S. 361 f.; KB Konstanz Bd. I S. 416; KB TUbingen Bd . I S. 292; KB 
Ulm Bd. I S. 357; F. M. W EBER, Ehingen S. 63-66 ' 

12 S. Anh. I 
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1643, die die Herrschaften in Schwaben auf Anforderung der Innsbrucker Regie-
rung zusammenstellten, im Vergleich etwa mit ihren Steuerleistungen zumindest die 
Selbsteinschätzung der Schäden durch die dortigen Beamten wider 13 : 

Herrschaft Kais. Span. Kurbayr. TiroL Schwed. Zusammen 
Völker Völker Völker Völker Völker 

Mgfsch. Burgau 317719 fl 121374fl 266 366 fl 705459 fl 
Seifriedsberg 24 870 fl 33 606 fl 58476 fl 
Herrsch. Wald 5 146 fl 7669 fl 12815 fl 
Landv. Schwaben 85 031 fl 15 260 fl 23 782 fl 124073 fl 
Hohenberg 566 133 fl 1 104 fl 314645 fl 120 fl 168712 fll050 714 11 
Oberndorf 
(Stadt u. Amt) 80 638 fl 29 398 fl 11003611 
Erbach 4 374 11 2 626 fl 104 fl 710411 
Biber(b lach 12097fl 25 000 fl 3709711 
Gfsch. Achalm 264 213 11 164 78911 429002 11 
Göppingen 1037479 fl 10 800 fl 98469 fl 1146748 fl 
Blaubeuren 31418fl 20504 fl 5192211 
Stadt Leutkirch 1 312 fl 1 312 n 
Bludenz und 
Sonnenberg 5 526 11 5 526 fl 
Feldkirch 11 368 fl 11 368 n 

Zusammen 2344087 n 115 141 n 833 340 n 25006 n 435 078 fl 3751 652 fl 

Mit rund 3 Millionen Gulden geschätzten Schadens für die Herrschaften, die zu 

den schwäbisch-österreichischen Ständen gehörten, erreichte dieser eine Höhe, die 
über hundertmal größer war als die der letzten regulären Steuerzahlung unter Erz­
herzog Leopold im Jahre 1627. Beachtlich ist dabei, daß die Verluste, die die Bevöl­

kerung durch die schwedischen Truppen bis 1643 erlitt, gegenüber denen durch die 
eigenen Kriegsvölker des Kaisers, aus Bayern und Tirol kaum ins Gewicht fällt. 

Nach Abschluß des Westfälischen Friedens dauerte das Mißtrauen der feindli­
chen Parteien an, so daß der gegenseitige Truppenabzug nur langsam vor sich ging. 
Auch Österreich hielt in Konstanz weiterhin die Garnison unter Waffen, zu deren 
Unterhalt - trotz der fürchterlichen Verheerungen des Krieges - von 1649-1651 re­
gelmäßig Beiträge von den schwäbisch-österreichischen Ständen gefordert wurden. 

Angesichts der allgemeinen Geldknappheit einigten sich die Landstände auf dem 

ersten Landtag nach dem Krieg, am 5. August 1649 in Weingarten, mit den landes­
fürstlichen Kommissaren - statt der verlangten Bewilligung von monatlich 5 ()()() fl 

13 LRAI Cod. 1242. Die Angaben wurden abgerundet auf volle Gulden . 
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auf eine Ertragssteuer, die in Naturalien bezahlt werden konnte. Dabei waren abzu­
Liefern: 

Vesen und Hafer 
Roggen 

von je 1 Jauchert 1 Viertel 
von je 2 Jauchert I Viertel 

Sie mußten auf Kosten des jeweiligen Standes nach Konstanz gebracht werden. Die 
entfernteren Stände konnten die Lieferung auch in Geld in pretio temporis ablösen. 
Umgerechnet handelte es sich dabei um eine etwa einprozentige Steuer auf den 
Reinertrag in einem guten Jahr 14. 

Im Laufe des Jahres 1650 konnten die Spannungen zwischen den ehemaligen 
Kriegsgegnern abgebaut und der Abzug der schwedischen, französischen und spani­

schen Truppen aus Süddeutschland eingeleitet werden. Mit dem Abschluß des 
Nürnberger Exekutionsrezesses vom 14. Juli 1650 trat in Schwaben eine allmähliche 
Normalisierung der politischen Lage ein 15. Auf dem Landtag in Ehingen im Juli des 
gleichen Jahres hofften die Stände, nun auch ihre Beiträge zum Unterhalt des Mili­
tärs in Schwaben mindern zu können, verweigerten zunächst die WeiterLieferung des 
Konstanzer Magazinzinses und wollten nur noch für weitere drei Monate 5 000 fl 
zahlen. Dem setzten sich jedoch die landesherrlichen Kommissare entgegen und 
hielten ihnen vor Augen, daß die stlind so lang, bis das hochlöbl. hauß Österreich 
und dero getreue underthonen in völlige sicherhait gesezt, mit der verwilligten mo­
natlichen contribution obligiert seien. Sie sollten bedenken, daß unser allerseits gnä­
digister landeS/Urst und herr vermitteIß costbarlichen legation es und erschöpfung 
ihrer cameral- und patrimonialgUeter ihre getreue landt und leutt der schwädischen 
militiae unvertröglichen satis/actionsgelder und Uberbeschwärlichen einquartierun­
gen ganz exoneriert, frei und los gemacht. Wenn ihre Durchlaucht nicht dergestal­
ten entblößt, wurden sie dero underthanen aniezo gern gnedigist verschonen. Sollen 
also die getreue ständt zue bezeugung ihrer devotion sich eußerist anzuegreifen bi/­
lieh nit dif/icultiern. Doch erst nach langen Verhandlungen konnte der Landtag, der 

in dem Fortbestehen der für die landesfürstliche Politik wichtigen Konstanzer Gar­
nison keinen Sinn mehr sah, dazu gebracht werden, die geforderte Summe von 

14 Landtagsrezeß des Landtags in Weingarten vom 5. Aug. 1649. Bei der Bewilligung war 
das Konstanzer Raumeß mit 16 Viertel (= 233,061) gemeint (KB Konstanz S. 394) . Der Kon­
stanzer Malter entsprach damit fast dem Ehinger Scheffel mit 227,741 (F .. LUTZ, Altwürttem­
bergische Hohlmaße S. 133), der im 18. Jahrhundert das in Schwäbisch-Österreich gebräuchli­
che Normalmaß bei der Steuerberechnung war. Als Höchstertrag von einem Jauchert Acker- . 
land in guten Jahren wurden 17278 Scheffel Vesen und 5 Scheffel Hafer angesehen (LP 2· 10. 
Nov. 1727). - Kommissare auf dem Landtag waren Graf Johann Georg von Königsegg, 
Kämmerer, o. ö. Regimentsrat und Landvogt in Schwaben, und Gaudenz von Rost, Oberst 
und Statthalter in Konstanz. (HST A ST B 29 Bü 19) 

15 A. ERNSTBERGER, Ausklang des westfälischen Friedens am Nürnberger Reichskonvent 
(1648-1650). - In: ZBLG 31 / 1968 S. 259-285; E. SCHNEIDER, Württembergische Geschichte 
S. 272-274 
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30 ()()() f1 in drei Terminen bis Weihnachten 1650 zu bewilligen 16. Ein Jahr später, 
im November 1651, verstanden sich die Landstände nochmals zu einer Verwilligung 
von 33 ()()() f1 bis Lichtmeß (2. Febr.) 1653 17 . 

Diese Bewilligungen, mit denen die unmittelbaren Leistungen der schwäbisch­
österreichischen Landstände wegen des Dreißigjährigen Krieges abgeschlossen wur­
den, waren fast mehr, als das durch den Krieg weitgehend verheerte Land aufbrin­
gen konnte. Städte und Dörfer waren zerstört, die Felder in den langen Kriegsjahren 
verödet, der Viehbestand fast auf nichts zusammengeschrumpft, etwa 400,10-500,10 

der Bevölkerung waren durch Krieg und Seuchen umgekommen 18. Zudem wurden 
die Stände, die überwiegend von Einkommen aus landwirtschaftlicher Tätigkeit leb­
ten, durch den völligen Preisverfall für agrarische Produkte zu Ende des Krieges 
schwer betroffen 19. Trotzdem waren die landesherrlichen Forderungen, die bis 1651 
an die Stände gestellt wurden, ebenso hoch wie die, die das wirtschaftlich unversehr­
te Land vor 1632 zu bewilligen hatte. Ein großer Teil der Stände konnte nur unter 
Androhung militärischer Exekution zur Zahlung gebracht werden. Waldsee, das 
720 f1 an der Anlage von 1650 und 846 f1 an der von 1651 aufbringen mußte, war zu 
ihrer Bezahlung angesichts der Armut der meisten Bürger gezwungen, einen Teil der 
Stadtgtiter zu verkaufen 20. 

6.2. INKORPORATIONEN WÄHREND DES DREISSIGJÄHRIGEN KRIEGES 

Auch während des Dreißigjährigen Krieges setzte Österreich seine Politik fort, den 
Kreis der Stände zu expandieren. 1641 wurde erstmals das Dorf Kriegshaber (Stadt 
Augsburg), in dem sich Österreich, Spital und Domkapitel Augsburg sowie die Fa­
milie von Rehling in die Ortsherrschaft teilten und das möglicherweise bei der Berai­
tung neuer burgauischen Stände im Jahr 1630 mit einbegriffen war, mit Steuern be­
legt 21. Nach 1695 wurde Kriegshaber zum Kreis der neuberittenen burgauischen Or­
te gerechnet 22. 

16 Protocollum der Landtagsverhandlungen (SA Wa 395); Landtagsrezeß Ehingen, den 8. 
Juli 1650 (HSTA ST B 29 Bü 19; B 30 Bü 44·); Landtagskommissare waren Johann Georg von 
Königsegg, Kämmerer, o. ö. Regimemsrat, Generalkommissar und Landvogt in Schwaben, 
und Ferdinand Aichhorn zu Edelhausen, kaiserlicher Kriegsrat. 

17 Acta über den zue Ehingen anno 1651 von den österreichischen schw(Jbischen st(Jnden ge­
haltenen landtag (SA Wa 395). Landtagsrezeß Ehingen, den 26. Nov. 1651 (wie Anm. 16) . 
Kommissare waren Johann Georg von Königsegg und Johann Andreas Pappus von Trazberg, 
o. Ö. Kammerrat. 

18 G . FRANZ, Der Dreißigjährige Krieg S. 8 u. 42f. 
19 W. ABEL, Agrarkrisen und Agrarkonjunktur S. 152-154 
20 Protokolle der Landtage von 1650 und 1651 (SA Wa 395) 
21 SA Wa 395. M. RÖDER, Geographisch-statistisch-topographisches Lexikon Tl. I Sp. 

1186; Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3 S. 1056-1058 
22 S. U. S. 295f. 
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Die wesentlichste Erweiterung während des Dreißigjährigen Krieges erfuhren die 
schwäbisch-österreichischen Stände durch die Inkorporierung der württembergi­
schen Ämter Blaubeuren, Göppingen und der Grafschaft Achalm nach 1636. Nach 
der Nördlinger Schlacht von 1634 stellte sich Österreich auf den Standpunkt, das 
Land habe durch seine Beteiligung an dem Krieg alle Privilegien verloren. Württem­
berg wurde von österreichischen Truppen okkupiert, die Landesverfassung außer 
Kraft gesetzt und ohne Einwilligung der württembergischen Landschaft Kontribu­
tionen eingetrieben 23. Eine Ausnahme bildeten die oben erwähnten württembergi­
schen Ämter, die Erzherzogin Claudia auf Grund älterer, zum Teil fiktiver österrei­
chi scher Anspruche an sich zog 24. Spätestens 1641, wahrscheinlich schon 1636, wa­
ren sie den schwäbisch-österreich ischen Ständen inkorporiert und nahmen an deren 
Landtagen teil. Auf dem Landtag von 1641 übernahmen sie einen Anteil an der Be­
willigung, die für die Belagerung des Hohentwiel bestimmt war 2S . In der ständi­
schen Matrikel waren sie mit 60 Sölden verhältnismäßig niedrig veranschlagt, doch 
wurden ihnen bei der Austeilung von 1641 wesentlich höhere Beiträge auferlegt, als 
ihrem Söldenquantum entsprochen hätte 26. Ihre Zugehörigkeit zu den schwäbisch-

P"-.... 

österreich ischen Ständen blieb eine kurze Episode, denn im Jahre 1648 mußten sie 
auf Grund des OsnabrUcker Friedensvertrages zusammen mit allen anderen würt­
tembergischen Besitzungen restituiert werden 27. Während die Stände keinen An-

23 W . GRUBE, Der Stuttgarter Landtag S. 311 f. 
24 Die Herrschaften Achalm und Hohenstaufen waren als Reichspfandschaften 1347 von 

Kaiser KariIV. dem Grafen Eberhard 11. von Württemberg überlassen worden, der sie jedoch 
1360 im Schorndorfer Frieden wieder abtreten mußte. 1366 übergab Karl IV . sie seinem 
Schwiegersohn Albrecht von Österreich, der sie 1370 zusammen mit seinem Bruder Leopold 
wegen 12 000 11, die zur Erwerbung von Tirol aufgenommen worden waren, an Walter und 
Johann von Riedheim verpfänden mußte. 1376 überließen die beiden Brüder ihre Pfandschaf­
ten Graf Ulrich von Württemberg. Auf Grund dieses Pfandschaftsrechts, bei dessen Wieder­
auffindung der Tübinger Konvertit Christoph Besold die österreichische Regierung wesentlich 
unterstützte, nahm Erzherzogin Claudia Stadt und Amt Göppingen sowie Pfullingen mit der 
Burg Achalm und etwa 30 Dörfern des Reutlinger, Tübinger und Uracher Amts in Besitz. Am 
9. Sept. 1636 wurden sie ihr durch eine kaiserliche Resolution als eine liquidierte Sach ohne 
Erlegung des Pfandschillings zugesprochen (OAB Göppingen S. 101, 237f.; OAB Reutlingen 
2. Auf. Bd. 2 S. 180. Dort sind die zur Grafschaft Acha1m gerechneten Dörfer angeführt). -
Stadt und Amt Blaubeuren waren am 28. Aug. 1308 von Graf Ulrich von Helfenstein mit der 
Vogtei über das Kloster Blaubeuren und anderen Gütern an die Herzöge Friedrich, Leopold 
und Rudolf von Österreich um 500 Mark Silber verkauft worden, die ihm den Besitz sofort als 
Lehen zurückgaben . Nach einer Verpfändung an die Reichsstadt Ulm (1384-1413) gelangte 
Wurttemberg zunächst 1442, endgUltig am 7. Jan. 1447 in den Besitz des Lehens. Am 12. Juli 
1447 stimmte Erzherzog Albrecht von Österreich als Lehensherr dem Verkauf zu. Auf Grund 
dieser Lehenshoheit zog Erzherzogin Claudia Stadt und Amt Blaubeuren mit der Vogtei über 
das Kloster Blaubeuren 1637 als verwirktes Lehen an sich. (0. G . LoNHARD, Aus Blaubeurens 
Vergangenheit S. 10-13) 

2S SA Wa 395 
26 Extractus der österreichisch-schwäbischen a1t- und neuen ständten namen, deme angelegt 

sölden. 1650 (SA Wa 395) - s. S. 207 Anm. 7 
27 lnstrumentum pacis caesaro-suevicum osnabrugense Art. IV. § 24. Abgedruckt in: In­

strumenta Pacis Westphalicae S. 18f. 
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spruch mehr auf die im Grunde fremd gebliebenen Herrschaften erhoben, bemühte 
sich die österreis:hiscile Regierung noch bis 1692 bzw. 1779, die Herrschaft Blaubeu­
ren und die Grafschaft Achalm wieder zu erlangen 28. 

6.3. REORGANISIERUNG DER SCHWÄBISCH-ÖSTERREICH ISCHEN 

STÄNDE NACH 1650 

Zu Ende des Jahres 1650 bemühte sich die o. ö. Regierung in Innsbruck, ihre 
Rechte und Gefälle in Schwaben und Vorar1berg, soweit sie durch den Dreißigjähri­
gen Krieg in Unordnung geraten waren, zu restabilieren und die Finanzverwaltung 
in diesen Herrschaften wieder ihrer Kontrolle zu unterwerfen. Auf Vorschlag von 
Präsident und Räten der Hofkammer sollte Erzherzog Ferdinand Karl eine Kom­
mission bilden, die diese Restabilierung der Güter, Gefälle und Ämter in den beiden 
Vorlanden vorzunehmen hatte 29. Der Aufgabenkreis der Kommission wurde mit 
acht Punkten umschrieben: Die bona vacantia, Zinsen und Gülten sollten festge­
stellt werden, wobei anzugeben war, ob mit einer etwaigen Moderation fortgefahren 
werden mußte. Die österreich ischen Rechte, insbesondere Jagd- und Forstrechte, 
waren mit benachbarten Herrschaften neu abzugrenzen. Die Amtleute sollten wie­
der zur Raitung angehalten werden . Die Zölle, speziell der von Eglofs, waren zu 
überprüfen, die Kriegsaufschläge festzustellen und in Anlehnung an das Verhalten 
anderer Herrschaften zu regulieren. In den einzelnen Ämtern war von der Kommis­
sion der Grad der Verschuldung festzustellen und, falls die Zinslast die Leistungs­
kraft der Ämter überstieg, sollten sie veranlaßt werden, in Erwartung eines Reichs­
tagsbeschlusses bis 1651 die Zahlungen einzustellen. Endlich waren von der Kom­
mission alle österreichischen Beamten zu überprüfen. Im Laufe des Jahres 1651 
wurde dann in den meisten Herrschaften die Erbhuldigung für den 1646 zur Regie­
rung gelangten Erzherzog Ferdinand Kar! abgenommen 30 . 

In der gleichen Zeit waren die schwäbisch-österreich ischen Stände um eine Wie­
derherstellung ihrer durch den Krieg zerrütteten Ordnung bemüht. Da die Stände 
über keine ausgebaute Verwaltung verfügfen, bedeutete der völlige Wechsel unter 
den Deputierten nach der Kriegsperiode von 1632-1648 für sie einen tiefen Ein­
schnitt 31. Zusätzlich war an die Stelle des langjährigen Syndikus Dr. Jakob Rein-

28 Während auf dem Sessionszette1 von 1642 die Deputierten der Stände namentlich aufge­
führt waren, waren die Vertreter Blaubeurens, Göppingens und Achalms nur als N.burger­
maister. N.schuldthaiß und N.schuldthaiß aufgeführt (SA Wa 395). - Zu den Versuchen 
Österreichs, beide Herrschaften wiederzuerlangen s. KB Ulm Bd. 1 S. 357 und OAB Reutlin­
gen 2. Aufl. Bd. 2 S. 180 

29 Der Kommission sollten die Kammerräte Friedrich von Freising zu Aichach, Weinprecht 
Turner und Johann Jakob Buchenberg zu Ullersdorf angehören. (GLA 79/ 1859) 

30 GLA 79/1859. - Landtagsrezeß vom 27 . Nov. 1651 (HSTA ST B 30 Bü 45· ; SA Wa 
395) 

31 Vgl. die Liste der Deputierten S. 430-452 
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hardt (1605-31) der Syndikus Dr. Johann Buchmüller (1642-59) getreten. Nur 
mit einem solchen Traditionsbruch läßt sich die erste nach dem Krieg erstellte Matri­
kel von 1650 erklären, die im wesentlichen eine Kompilation der Matrikel von 1573 
mit den Söldenansätzen einiger neuer Stände war, die der Landweibel Wazin zwi­
schen 1614 und 1620 angelegt hatte. Die Ergebnisse der Beraitung von 1628/ 31 wa­
ren nicht berücksichtigt, die Stände Heiligkreuztal, Emerkingen, Werenwag und die 
aus der Erbschaft Markgraf Karls von Burgau stammenden und 1630 berittenen 
burgauischen Herrschaften nicht aufgenommenen, dafür aber die an Württemberg 
abgetretenen Ämter Blaubeuren, Acha1m und Göppingen sowie die 1629 den Truch­
sessen von Waldburg überlassenen waldseeischen Gerichte nochmals aufgeführt. 

Belegung der schwäbisch-österreich ischen Stände nach den Matrikeln von 1650 und 
1651 32 

32 Grundlage der Tabelle sind die bei den Matrikeln von 1650 und 1651 (SA Wa 395 und 
401). Die Anordnung der Stände folgt bis Mühlhausen der Matrikel von 1650, danach sind die 
zusätzlichen Stände von 1651 angeführt. 
Anmerkungen zu einzelnen Ständen: Blaubeuren, Göppingen, Grafschaft Achalm: Anmer­
kung in der Matrikel von 1650: Dise drei lestern seindt craft geschlossenen generalfriden im 
reich wider an Württemberg gewisen. 
Mühlhausen: Die Herrschaft Mühlhausen war seit 1650 Landstand in Schwäbisch-Österreich 
(Anm . i. d. Matrikel von 1650: Herr Hans Jakob von Buochenberg zu AI/esdorf und Mägdt­
berg uf genommen beim landtag zu Ehingen 1650. Hat die Session nach Oberndorf) . - Die 
Burg Magdeberg, zu der die Herrschaft Mühlhausen gehörte, war zwischen 1235 und 1240 
von dem Reichenauer Abt Konrad v. Zimmern erbaut worden. Unter Abt Eberhard v. Bran­
dis wurde die von ihm 1343 an das Reichenauer Ministerialengeschlecht v. Dettingen verpfän­
dete Herrschaft im Jahre 1358 an Österreich verkauft. Da die Pfandschaftsinhaber gleichzei­
tig (1359) ihre Rechte an Württemberg verkauften, blieb das Grafenhaus etwa 120 Jahre im 
Besitz der Burg. 1nfolge der sog. Friedinger Fehde mußte Eberhard im Bart Burg und Herr­
schaft an Österreich abtreten, das die 1378 von den Truppen des Schwäbischen Städtebundes 
zerstörte Burg 1486-1500 und 1524 wieder aufbaute und 1518-1528 zunächst als Pfand, von 
1528-1620 als Lehen an die Herren von Reischach gab. 1622-1638 war Johann Eggs Inhaber 
der Herrschaft. Nach dem Ende des Dreißigjährigen Krieges verlieh Österreich die Herrschaft 
neu an den o. ö. Kammerrat und Salzhandelsdirektor von Hall Hans Jakob von Buchenberg, 
der die Burg für über 10 000 f1 wieder in Stand setzen ließ (s . a . Anm. 29). Welche Motive ihn 
bewogen, die Herrschaft den schwäbisch-österreichischen Ständen zu inkorporieren, ist unbe­
kannt. Nach seinem söhnelosen Tod gab Österreich die Herrschaft 1657 als Pfand an Oberst 
Johann Gaudenz von Rost, dem Stadthauptmann von Konstanz. Da er 1651 Herrschaft und 
Vogtei Tengen und 1655 für 21 000 f1 die Herrschaft Singen und Remishofen an sich bringen 
konnte, verfügte er über einen beachtlichen Pfandbesitz im Hegau . 1660 wurde die Pfand­
schaft Mägdeberg und Mühlhausen in ein Lehen umgewandelt. Als der Mannesstamm der Fa­
milie mit Franz Carl1762 erlosch, gestattete Österreich seinen bei den Nichten, das Lehen zu­
nächst weiter zu nutzen. 1774 wurde es an den o. ö. Gubernialrat und Kämmerer Franz Graf 
v. Enzberg übertragen, der 1771 Walburga v. Rost geheiratet hatte . 1m Besitz dieser Familie 
blieb die Herrschaft bis über das Ende Vorderösterreichs hinaus (1840). (E. DOBLER, Burg 
und Herrschaft Mägdeberg S. 55-140) 
Hochwang: Hochwang bildete keinen eigenen Stand, sondern wurde von Günzburg auf dem 
Landtag vertreten . 
EI/zee, Kriegshaber, Schnuttenbach, Egenhofen waren burgauische Insassenorte, die hier in 
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Stände Sölden Sölden Stände Sölden Sölden 
1650 1651 1650 1651 

Hohenberg 150 150 Billaf"mgen 4 7 
Lv. Schwaben Langenenslingen 7 7 
mit Altdorf 100 100 Schramberg 25 25 
Ehingen 40 40 Obern dorf 20 20 
Nellenburg 40 61 Gutenstein 20 10 
Kirchberg 38 38 Neuerk. Flecken d. mit Nel-
Stockach 13 10 Ldgfsch. Nellenburg 25 lenburg 

Tengen 7 7 Drei Gerichte d. 
Weißenhorn 15 15 Herrsch. Waldsee 
Günzburg 15 15 Haisterkirch 18, 
Burgau u. Scheppach 10 10 Essendorf 8 und 
Radolfzell 25 25 Winterstetten 4 S. 30 
Waldsee 20 20 Konzenberg 10 s. u. 
Riedlingen 20 20 Blaubeuren, Göppingen 
Saulgau 20 20 u. Gfsch. Acha1m 60 
Mengen 20 20 Mühlhausen 5 
Munderkingen 20 20 Heiligkreuztal 13 
Aach 7 7 Emerkingen 3 
Seifriedsberg 20 20 Werenwag 11 
Warthausen 15 13 Bubesheim u. Holzheim 4 
Veringen 10 9 Röfmgen 2 
Krumbach 7 7 Reisensburg 3 
Biberbach 12 10 Landensberg 1 
Erbach 3 5 Großkötz 2 
Bierstetten 4 4 Kleinkötz 1 
Hauen 4 4 Herrsch. Wald 5 
Ellwangen 4 4 Hochwang 
Unlingen 7 7 Ellzee 

Offingen 1 I Egenhofen 
Altheirn 5 6 Kriegshaber, Steppach 
Hailtingen 4 3 und Konzenberg s. o . 2 
Kallenberg 7 6 Schnuttenbach 

Reute 4 4 
Sigrnaringen 25 25 
Hitzkofen 4 2 Zusammen: 897 826 

der Matrikel aufgeführt und seit 1630 besteuert wurden. Nach 1695 bildeten sie mit anderen 
burgauischen Orten als neuberittene Orte einen eigenen Stand. 
Reisensburg: Die Herrschaft war Teil der Markgrafschaft Burgau , die 1301 von Habsburg er­
worben worden war. Von 1452 bis 1604 war Reisensburg an die Herrn vom Stein zu Ronsberg 
verpfändet. 1604 ging ihnen die Pfandschaft verloren. 1620 wurde sie erstmals zu den Land­
ständen beschrieben, 1631 mit 3 Sölden belegt. 1643 sind die Tanner in Innsbruck als Pfand­
schaftsi nhaber bezeugt. 1660 erwarben die Giel von Gielsberg die Herrschaft als allodiales Rit­
tergut, wobei sie ausdrücklich von der österreichischen Kollektation befreit und den Land­
ständen entzogen wurde (UP 1680-82 p. 4'; Kleine Kreisbeschreibung Günzburg S. 78). 
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Aus diesen Gründen mußte die Matrikel schon für die Verteilung der nächsten 
Bewilligung im Jahre 1651 überarbeitet werden. Die württembergischen Ämter und 
die waldseeischen Gerichte wurden aus der Matrikel ·gestrichen, Hauerz und Ellwan­
gen jedoch weiter geführt. Die burgauischen Herrschaften und Dörfer waren gleich­
zeitig in die Matrikel aufgenommen worden. Die Söldenansätze der alten Stände 
entsprachen bis auf wenige Ausnahmen (Biberbach, Stockach, Veringen, Warthau­
sen), die geringfügig moderiert worden waren, den Ansätzen von 1589; Erbachs An­
teil war sogar auf 5 Sölden erhöht worden. Bei den n~en Ständen war das Ergebnis 
der Beraitung von 1628/ 31, bei dem ihre Ansätze in den meisten Fällen verringert 
worden waren, nur bei der Herrschaft Bussen berücksichtigt. Gutenstein war zwi­
schen 1650 und 1651 am stärksten von 20 auf 10 Sölden entlastet worden. Eine 
durchgehende, den wirtschaftlichen Veränderungen durch den Dreißigjährigen 
Krieg Rechnung tragende Matrikelrevision war nicht vorgenommen worden 33 . Man 
war sich bewußt, daß auch die neue Matrikel nur vorläufige Geltung haben konnte. 
So waren die fünf Donaustädte wie bisher in der Matrikel mit 100 Sölden angesetzt, 
doch trug ihr Anschlag den bezeichnenden Zusatz: Die stOtt wie sie im standt 34. 

1654 wurde eine erzfürstliche Kommission beauftragt, eine völlige Revision der 
ständischen Matrikel vorzunehmen. An diese Kommission wandten sich die Donau­
städte im Januar 1654, wobei die wortführende Stadt Waldsee hervorhob E. Gna­
den werde unserer laider mehr als großer armuethei mehr dan vohl gewahr werden, 
inmaßen unsere wenig mehr als J()() burger [142 statt 300 vor 1632] vermög lessterer 
steuerrenovation mit einrechnung auch gerinsten stuckh viehs in allem alein 
38955 fl vermtJgen 35. Die Städte schlugen deswegen vor, ihre Ansätze folgender­
maßen zu moderieren 36: 

Mengen 
Waldsee 

131/2 
121/2 

Riedlingen 
Saulgau 

191/2 
12 

Das Direktorium, dessen Meinung die Kommission einholte, stellte sich jedoch 
auf den Standpunkt, daß die Donaustädte zusammen 100 Sölden zu tragen hätten. 
Wenn eine Stadt eine Moderation wünschte, sollte sie das mit den anderen ausma­
chen; der Gesamtbetrag dü~fte jedoch nicht vermindert werden 37. Die 1654 erneuer­
te Matrikel hat sich nicht erhalten, doch scheint auch sie keine befriedigende Neu­
verteilung der Steueranteile zur Folge gehabt zu haben. Noch 1658 war der tirolische 
Vizekanzler mit einer Korrektur der Söldenansätze der schwäbisch-österreichischen 
Stände beauftragt, aber ihm standen weder genügend Zeit noch ausreichende Hilfs­
mittel zur Verfügung, um eine den wirtschaftlichen Veränderungen entsprechende 

33 SA Wa 395 
34 Ebd. 
35 Briefkonzept ohne Datum (SA Wa 395) 
36 Briefkonzept an die erzfürstliche Kommission vom 27 . J. 1654 (SA Wa 395) 
37 Ebd. 
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Neuverteilung der Steuerquoten zum Abschluß zu bringen 38. Daß eine solche ge­
rechte Neuverteilung der Steuerlast jedoch dringend erforderlich war, drückten 
Bürgermeister und Rat der Stadt Waldsee in einem Schreiben an den tirolischen Vi­
zekanzler aus: Nun ist uns nicht als lieb, wan die größiste ungleichheit der sölden 
halber nunmehro einist zue einiger proportion mechte gebracht und dises werckh 
ehistens in das werckh geraicht werden khinte [ ... ] Tragen auch zuemalen die star­
khe besorg, werde uhne aidliche steurserjorschung nichts jruchtbarliches khinden 
verrichtet werden, darzue nit alein die inspectio locorum, sondern auch vihl zeit no­
thigkhlich erjordert wurde 39. 

Im Zuge der Bemühungen um die Erneuerung der ständischen Matrikel nahmen 
die Landstände auf dem Landtag von 1653 in Ehingen die Forderung nach dem 
wirklichen Vollzug der seit 1620 versprochenen Inkorporation der Herrschaften Sig­
manngen, Heiligkreuztal, Emerkingen, Urspring und Hilzingen, der sanktgeorgi­
schen Dörfer Dintenhofen und Herbertshofen sowie der burgauischen Herrschaften 
Röfingen, Reisensburg, Landensberg und der burgauischen Insassenorte Ellzee, 
Egenhofen, Kriegshaber und Steppach wieder auf, womit sie in der Tat Erfolg hat­
ten. 1654 konnte durch Verträge mit Urspring und Emerkingen der lange andauern­
de Streit um die Landstandschaft der beiden Herrschaften zum vorläufigen Ab­
schluß gebracht werden 40. 

1653 bestand der Plan, die Herrschaft Hohenberg als Kompensation für das 1648 
an Frankreich abgetretene Elsaß der v. ö. Regierung in Freiburg zu unterstellen, sie 
gleichzeitig von den schwäbisch-österreichischen Ständen zu separieren und den 
breisgauischen Ständen zu inkorporieren. Der Landtag protestierte, daß dadurch 
ihm das jürnmbste gliedt entzogen werden sollte, und verlangte, daß das Vorhaben 
aufgegeben würde 41. Auch damit hatte er Erfolg. Ein Jahr später forderten die 
Landstände, daß ihnen auch die Grafschaft Eglofs als Stand erhalten bleiben sollte. 
Eglofs war weder vorher noch später je Landstand, doch leisteten die Freien von 
Eglofs offensichtlich einen Beitrag zur Landschaft der Landvogtei Schwaben. Ob 
das Begehren eine Wirkung zeigte, ließ sich nicht feststellen 42. 

38 Konzept v. 8. Okt. 1658 (SA Wa 395). Der Landtagsmatrikelrezeß war 1779 noch vor­
handen. Landtagsmatrikelrezeß von 1654 aufgeführt im Summarischen Manualrepertorium 
Nr. 4 (HSTA ST B 30 Bü 6) 

39 Bgm. u. Rat der Stadt Waldsee an den Vizekanzler. Konzept v. 8. Okt. 1658 (SA Wa 395) 
40 S. O. S. 185 u. 188. 
41 Landtagsrezeß Ehingen, den 29. April 1653 (SA Wa 395; HSTA ST B 29 Bü 19; B 30 

Bü 45"). Bezeichnend für die Normalisierung des staatlichen Lebens war der Wechsel der 
Landtagskommissare: 1649 war der Stadthauptmann von Konstanz Gaudenz von Rost Land­
tagskommissar, 1650 der kaiserliche Kriegsrat Ferdinand Aichhorn, 1651 dagegen der tiroli­
sche Kanzler Dr. Andreas Pappus, danach Johann Georg von Königsegg, Landvogt in Schwa­
ben. 

42 Landtagsrezeß Ehingen, den 4. Aug. 1654 (HSTA SI B 29 Bü 19). Die Freigrafschaft 
Eglofs kam 1661 an die Grafen von Traun und Abensberg. 
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Eine der wesentlichen Bemühungen der Landstände und der landes fürstlichen Re­
gierung nach dem Dreißigjährigen Krieg galt der Wiederaufricht g des Kredits der 
landständischen Kasse, die durch die langjährige Aussetzung der Zinszahlungen 
während der Kriegsjahre stärker als je zuvor verschuldet war. Auf dem Landtag von 
1651 machte der tirolische Kanzler Pappus Vorschläge zur Wiedergewinnung der 
Kreditfähigkeit der landständischen Kasse, was er als ein vordringliches Interesse 
der Stände bezeichnete. 1654 betrugen die landständischen Schulden über 
400 000 fI, die jährliche Zinsleistungen von mehr als 20 000 fI erforderten, während 
der Maßpfennig und der BierheUer, die zur Abzahlung der Schulden bestimmt wa­
ren, schon um 1620 kaum 10 000 fI erbracht hatten 43 . Die Ablieferung des Maß­
pfennigs nach Ehingen war nach 1631 völlig ins Stocken gekommen. Noch 1657 und 
1659 mußte Erzherzog Ferdinand Karl zwei Mandate an den Landschreiber von 
Schwaben erlassen, daß Maßpfennig und BierheUer wieder einzuziehen und ab 1661 
an die ständische Kasse abzuliefern seien. Die gleichen Schwierigkeiten bereiteten 
Hohenberg und der Burgau; 1665 fragten die Beamten in Hohenberg bei der Inns­
brucker Regierung an, ob der Maßpfennig tatsächlich nach Ehingen geliefert wer­
den müsse 44. 

Um die Liquidität der ständischen Kasse trotzdem zu erhalten, beschlossen die 
Landstände nach 1651, nur noch den halben Zins für die übernommenen landes­
fürstlichen Schulden zu zahlen, was einem auch in anderen Territorien vorgenom­
menen Kapitalschnitt von 50070 entsprach und durch einen Reichstagsbeschluß von 
1654 abgedeckt wurde 45. Infolge dieser Maßnahme konnten die Stände bis 1666 ihre 
Schulden trotz des schleppenden Maßpfennigeingangs um 36 000 fI auf 364 000 fI 

vermindern 46. 

43 Landtagsrezeß vom 4. Aug. 1654 (SA Wa 395). Die Höhe des Eingangs von Maßpfennig 
und Bierheller ist nicht mehr festzustellen, da Maßpfennig und Bierhellerregister , die 1779 
noch erhalten waren, nicht mehr vorhanden sind. (Summ.Man.rep.Nr. 5. HSTA ST B 30 
Bü 7) 

44 LRAJ Peslarchiv XXII 170. Die Streitigkeiten um die Ablieferung des Maßpfennigs in 
den beiden Herrschaften zogen sich bis 1670 hin . (LRA! Hofreg.Prot . 1670 Nr. 2 p. 145f.) 
1666 war der Stadt Burgau der Bierheller zur Ausbesserung der Stadtgebäude und der Stadt 
Günzburg zur Erneuerung des Pflasters und der Ringmauern auf weitere drei lahre überlassen 
worden, wogegen die Stände Einspruch erhoben . (LRA! Hofreg.Pro!. 1665/ 67 Il p. 29, 54. 
26. lan. 1666, 8. Apr. 1666) 

45 HSTA ST B 30 Bü 262; 1. N. VANOTII, Steuerwesen S. 399 
46 Landtagsrezeß vom 4. März 1666 (HSTA ST B 29 Bü 19). Trotz der Verwüstungen durch 

den Dreißigjährigen Krieg war die Verschuldung der schwäbisch-österreich ischen Stände we­
sentlich niedriger als die der Tiroler Stände, deren Landschaftsschulden im 1 ahre 1651 die Hö­
he von 3 265 778 fl erreichten, die sie aber bis 1663 um fast I Million Gulden auf 2377 400 fl 
vermindern konnten. (J. EGGER, Geschichte Tirols Bd . 2 S. 416) 
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6.4. LANDSTÄNDISCHE BEWILLIGUNGEN ZWISCHEN 1653 UND 1665 

Auch für die Zeit von 1653 bis 1666 kann sich eine Darstellung der ständischen 
Steuer leistungen nur auf die Landtagsrezesse und kurze Zusammenstellungen der 
Landstände stützen 47 . Landständische Rechnungen über die Landtagskontributio­
nalverwilligungen und deren Erträge seit 1600 sowie Akten über landes fürstliche 
Postulate, ständische Verwilligungen und deren Beitreibung, Bezahlung und Rück­
stände von 1650 bis 1656, 1662 bis 1669 und 1671 bis 1675 sind offensichtlich bei der 
Auflösung des ständischen Archivs ausgeschieden worden 48 . Allerdings war der 
Unterschied zwischen Bewilligung und tatsächlicher Lieferung in Schwäbisch­
Österreich zu keiner Zeit so erheblich wie in Tirol, wo häufig weniger als die Hälfte 
der verwilligten Steuern eingingen 49. Von den zwischen 1650 und 1657 durch die 
schwäbisch-österreich ischen Stände bewilligten 162 000 fl standen 1657 lediglich 
noch 26 000 fl (etwa 16070) aus. Auch in den folgenden Jahren blieb der Steuere in­
gang schleppend, doch handelte es sich durchweg nur um Ausstände, nicht um un­
einbringliche Restanten, so daß die Bewilligungen ein annähernd zutreffendes Bild 
des Steuereingangs geben 50. 

Die landesherrlichen Schulden in Tirol erreichten unter Erzherzog Ferdinand Kar! 
ein vorher und nachher nie dagewesenes Ausmaß. Auf dem Pfannhausamt, der tiro­
lischen Kammer und den übrigen tirolischen, schwäbischen und vorarlbergischen 
Ämtern lagen 4 1/2 Millionen Gulden Schulden, die jährlich mit 225 000 fl verzinst 
werden mußten. Trotz hoher Einnahmen und der französischen Zahlungen nach der 
Abtretung des Elsaß wuchsen die landesherrlichen Schulden derartig an, daß am 
Schluß der Regierung Ferdinand Karls ein völliger Bankrott drohte 51. Aus diesem 
Grund wandte er sich immer wieder mit der Forderung um Beihilfen auch an die 
schwäbisch-österreich ischen Stände. Zwischen 1652 und 1655 bewilligten die Stände 
für das gänzlich erschöpfte kammer wesen höchst erforderter nottur/t nach und für 
eine geplante Reise Ferdinand Karls zum Reichstag nach Regensburg im Jahre 1654 
zusammen 113 000 fl. Als die Frau Erzherzog Ferdinand Karls zusammen mit sei­
nem Bruder Sigmund Franz einen Besuch der Vorlande ankündigte, gaben die Stän­
de dazu eine Beihilfe von 20 000 fl52. 1660 verpflichteten sie sich, auf die Dauer von 
10 Jahren jährlich 9 000 fl an die Tiroler Kammer zu liefern 53. Anläßlich der Erb­
huldigung für Erzherzog Sigismund Franz verlangten die Landtagskommissare, der 

47 1m wesentlichen HSTA ST B 29 BO 19; B 30 BO 44· , 45· ; SA Wa 395; HSTA ST B 30 BO 
168,254 

48 Vgl. Summ.Man.Rep. von 1779 Nr. 3, Fasz. 8-10, Nr. 4 Fasz. 131 (HSTA ST B 30 BO 4 
u.6) 

49 S. T. V. SARTORI.MoNTECROCE, Steuerwesen S. 24, 69, 89, 103, 123, 189, 217f. 
50 Vgl. die Kopien der Schreiben des Direktoriums zum Einzug der Steuern im unieren 

[burgauischen) Distrikt der Stände 1660-1663 (HSTA ST B 30 BO 30) 
51 J. EGGER, Geschichte Tirols Bd. 2 S. 417 
52 HSTA ST B 29 BO 19 
53 Landtagsrezeß Ehingen, den 8. Nov. 1660 (HSTA ST B 29 80 19, B 30 BO 45·) 
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o. ö. Kammerpräsident Johann Venerand von Wittenbach und der Landvogteiver­
walter in Schwaben Anton Eusebius von Königsegg, eine erhebliche Geldbeihilfe für 
den völlig überschuldeten Erzherzog. Trotz der Darstellung der verzweifelten Fi­
nanzlage des Landes - die Kammergüter waren verpfändet, die Zeughäuser er­
schöpft und die Landesfestungen schadhaft - wollten die Stände in Anbetracht der 
ihnen 1660 zugesicherten Freiheit von weiteren Bewilligungen während der zehn 
Jahre nur die bescheidene Summe von 30 ()()() fl in drei Jahren zugestehen, die sie 
erst nach langem Zureden der Kommissare unter Hinweis auf die Tiroler Kriegs­
schäden und die erheblichen Bewilligungen ihrer Vorfahren anläßlich einer Erbhul­
digung unwesentlich auf 45 ()()() fl in vier Jahren erhöhten 54. 

Neben diesen Beihilfen für die erzherzogliche Kammer hatten die Landstände 
schon wenige Jahre nach dem Dreißigjährigen Krieg erhebliche Summen zur Lan­
desverteidigung aufzubringen. Als im Zusammenhang mit den AuseinanderseU;:;-n­
gen zwischen Frankreich und Spanien die Eidgenossen die habsburgischen Vorlande 
bedrohten, verpflichtete sich Schwäbisch-Österreich im Jahre 1656, statt persönli­
chen Zuzugs und der Stellung von Landmiliz 150 Mann für die Konstanzer Garni­
son auf die Dauer der Unruhen mit monatlich 1 361 fl zu besolden 55. Im Waldseer 
Rezeß von 1657 wurde die Verpflichtung auf 250 Mann erhöht 56, die erst nach Ab­
schluß des Pyrenäenfriedens zwischen Frankreich und Spanien im Jahre 1660 er­
losch 57. 1658 wurden zusätzlich das neugeworbene freiherrlich Blierische Regiment 
sowie die Rost- und Bissingerischen Freikompagnien in Schwäbisch-Österreich ein­
quartiert, für die die Stände 35 785 fl an Quartiers- und Besoldungskosten aufzu­
bringen hatten. Anläßlich dieser Bewilligung verwiesen die Stände darauf, daß sie 
seit 1649 187 ()()() fl an Beihilfen aufgebracht hatten, wobei erstmals das Argument 
auftauchte, daß sie damit im Verhältnis zu den beiden anderen vJ)rländischen Kor­
pora überbelegt wären 58. Ein Jahr später wurde wegen der andauernden Bedrohung 

54 Landtagsrezeß Ehingen, den 30. Juli 1664 (HSTA ST B 29 Bü 19). Von dieser Bewilli­
gung wurde möglicherweise wegen des Todes von Erzherzog Sigismund Franz nur die 1665 
fällige Rate von 5000 n bezahlt. 

55 Rezeß Weingarten, den 12. Febr. 1656 (HSTA ST B 29 Bü 19). Das Direktorium hatte am 
28. Jan. den Befehl erhalten, die Stände auf den 10. Febr. nach Weingarten zu beschreiben. 
Das Landtagsausschreiben wurde also nicht mehr von der Regierung den einzelnen Ständen 
zugestellt. Mit der Besoldung der Kompanie aus 150 Mann und dazugehörigen 20 Kapitänen 
und Offizieren sollte am I. April 1656 begonnen werden. Wegen des Geldma,ngels war es den 
Ständen freigestellt, die bewilligte Summe in Geld oder Frucht zu liefern, wobei I Konstanzer 
Viertel Frucht zu 40 kr Reichswährung gerechnet werden sollte. Der Transport des Getreides 
ging zu Lasten der Stände. 

56 Für die 250 Mann waren täglich 10 kr für Logis, Hausmannskost oder täglich 4 kr und 
Servisgeld zu reichen. Die Bewilligung wurde von dem Direktorium alleine gegeben. Rezeß 
Waldsee, den 27 . Juli 1657. (HSTA ST B 29 Bü 19) 

57 Landtagsrezeß Ehingen, den 8. Nov. 1660 (HSTA ST B 29 Bü 19) 
58 Landtagsrezeß Ehingen, den 13. Okt. 1658 (HSTA ST B 29 Bü 19); Austeilung der Ko­

sten für das Blierische Regiment vom 28. Aug. 1658 (SA Wa 395) 
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Schwäbisch-Österreichs das Fabrische Kürassierregiment in den Burgau einquartiert 
und allen Ständen der Unterhalt auferlegt 59. 

Mit dem Abschluß des Pyrenäenfriedens im Jahr 1660 endete der Zwang, Trup­
pen in Schwaben zu unterhalten, worauf sich der Landtag des gleichen Jahres zu der 
oben erwähnten zehnjährigen Kamrnerhilfe von 90 000 fl gegen die Zusicherung ver­

stand, daß in dieser Zeit keine weiteren Anforderungen an ihn gestellt würden. Nur 

drei Monate später wurden die Stände erneut zu einem Landtag nach Ehingen beru­
fen, wo wegen der in Siebenbürgen wiederauflebenden Türkenkriege zum ersten 
Mal seit 1609 wieder eine Türkenhilfe von ihnen gefordert wurde. Erst nach langen 
Verhandlungen bewilligte der Landtag wegen des Falls von Peterwardein propter 
communem necessitatem 30000 fl in drei Jahren 60. 1663 erklärte sich der Landtag 
bereit, 400 Mann, die in den Vorlanden für den Kampf gegen die Türken geworben 
werden sollten, drei Monate lang zu verpflegen und zu unterhalten, bis die gesamte 
Truppe komplettiert wäre 61. Nur ein halbes Jahr danach stellte Erzherzog Sigis­

mund Franz an den Landtag die Forderung, angesichts der Bedrohung der bei den 
Seeposten Konstanz und Radolfzell und der welschen Conjinen eine Geldhilfe zur 
Verproviantierung der beiden Garnisonen zu bewilligen. Die Landstände wollten 

sich aufgrund der früheren Erfahrungen nicht mehr an eine bestimmte Festung bin­
den lassen und verwilligten 26 000 fl auf drei Jahre zur freien Disposition des Erz­
herzogs 62 . Die Zahlungsvefpflichtung sollte wie gewöhnlich verfallen, falls es zu 

Einquartierungen käme. 

Neben den Beihil~n für die erzherzogliche Kammer und die Landesverteidigung 
waren die schwäbisch-österreichischen Stände unter Erzherzog Ferdinand Karl erst­

mals im Jahre 1656 aufgefordert worden, einen Beitrag zum Unterhalt der Universi­
tät Freiburg zu leisten, wobei ihr Charakter als Landesuniversität der Vorlande be­
tont wurde. Die Stände sollten der vom Krieg zugrundegerichteten Universität mit 
einer jährlichen Geldhilfe beistehen, bis ihr die früheren Unterhaltsmittel wieder zur 
Verfügung stünden, weylen die catholische religion und der algemaine hailsame po­
litische status hiran sonderlichen dependiere. Die Stände weigerten sich jedoch, eine 

direkte Zahlungsverpflichtung zu übernehmen, sondern bewilligten ebenfalls nur ei­
nen Geldbeitrag zur freien Disposition des Erzherzogs 63. 

59 Für jeden Soldalen waren täglich 15 kr zu zahlen; nach 14 Tagen Einquartierung wurde 
der Betrag auf 18 kr erhöht. (Landtagsrezeß Ehingen, den 9. Sept. 1659; HSTA ST B 29 
Bü 19) 

60 Landtagsrezeß Ehingen, den 11. März 1661 (SA W 395; HSTA ST B 29 Bü 19; B 30 
Bü 45*; die Kommissionsakten aus dem Archiv o. Ö. Regierung GLA 79/ 1923) 

61 Landtagsrezeß vom 28. Juni 1663 (HSTA ST B 29 Bü 19) 
62 Landtagsrezeß Ehingen, den 17. Dez. 1663 (HST A ST B 29 Bü 19) 
63 Landtagsrezeß Ehingen, den 25 . Okt. 1656 (HSTA ST B 29 Bü 19). Etwa 140 Jahre spä­

ter, als der Universität Freiburg durch die Französische Revolution ein großer Teil ihrer Ein­
künfte verloren ging, ergab sich nochmals die gleiche Situation. Die Unversität Freiburg be­
warb sich deswegen im Jahre 1791 um die Landstandschaft in Schwäbisch-Österreich , um von 
den schwäbisch-österreich ischen Ständen unterstützt zu werden. Die Stände lehnten das Ge-
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Mit dem Tode des Erzherzogs Sigismund Franz im Jahre 1665 endete die Periode 
der hundertjährigen Regierung Erols und der Vorlande durch eine eigene habsbur­
gische Nebenlinie. Die Anforderungen an die Leistungskraft der schwäbisch­
österreichischen Landstände in der letzten Phase von 1649 bis 1665 unter der Regie­
rung der Erzherzoge Ferdinand Karl und Sigismund Franz waren bedeutend und er­
reichten mit etwa 20 000 fl Geldbewilligungen - die Naturalleistungen für die ein­
quartierten Truppen von 1656 bis 1660 nicht eingerechnet - nominell fast die Höhe 
der Kontributionsbeiträge, die von 1627 bis 1631 von einem im wesentlichen wirt­
schaftlich unversehrten Land aufgebracht worden waren. Da Schwäbisch­
Österreich in dieser Zeit kaum über 10 000 Kontribuenten hatte, war die durch­
schnittliche Belastung mit 2 fl je Kontribuent durch die landschaftliche Steuer rela­
tiv hoch 64. Zwischen 1649 und 1664 hatten 15 Landtage stattgefunden, mehr als je 
zuvor in einer so kurzen Zeit in der Geschichte der schwäbisch-österreichischen 
Stände. Nur in wenig~n Fällen war das Auslaufen einer Be~illigung abgewartet wor­
den, bevor eine neue Forderung gestellt wurde; die Versicherung in zahlreichen Re­
zessen, daß die Stände während einer laufenden Bewilligung keine weiteren Leistun­
gen erbringen müßten, wurde regelmäßig nicht eingehalten. 

1m Gegensatz zu den Ständen in mehreren anderen süddeutschen Territorien hat­
ten die schwäbisch-österreich ischen Stände auch nach dem Dreißigjährigen Krieg ih­
re Rechte wahren können. Das Steuerbewilligungsrecht wurde ihnen nicht bestrit­
ten; anläßlich der Erbhuldigung für Erzherzog Ferdinand Karl wurde ihnen die Be­
stätigung ihrer Privilegien ausdrücklich zugesichert 65. Insgesamt hatten die Stände 
in dieser Periode 322 000 fl an Beihilfen bewilligt, die zusätzlichen Leistungen für 
Einquartierungen nicht gerechnet. An der Organisation der Landstände hatte sich 
nichts geändert. Das Steuerbewilligungsrecht wurde ausschließlich vom Landtags­
plenum ausgeübt, das weiterhin die wesentlichste Institution war. Der ständische 
Ausschuß, bestehend aus den vier Ausschußorten Ehingen, Rottenburg, RadolfzeLl 
und Munderkingen, hatte das Ausschreibeamt und die Kassenaufsicht über die stän­
dische Kasse inne. In seiner Bezeichnung trat jedoch eine Änderung ein. 1653 wur­
den die Ausschußorte erstmals Directorium genannt; 1665 bezeichnete sich der Aus­
schuß als der oesterreichischen schwiibischen landtstiinden verordnete directores, 

such damals mit dem Hinweis ab, daß die Universität nach dem von Joseph 11. erlassenen Stu­
dien plan nur dort Landstand werde könne, wo sie ihren Sitz habe. Zudem fUhrten die Stände 
verfassungsbedingte Schwierigkeiten an, da bei ihnen nur Städte und dörfliche Herrschaften, 
aber keine geistlichen Institutionen, die der Universität Freiburg vergleichbar wären, Land­
standschaft hätten. Außerdem würde die Universität nur mit dem Dominicale steuern, wofür 
auch Herrschaften in Schwäbisch-Österreich kein ius statuum erhielten. (Konventsprotokoll 
der Ordinarideputation vom 6.-29. Juli 1791 LP 25*) Ein Jahr später forderte der Präsident 
der v. ö. Regierung von Sumeraw, die Universität mit jährlich 4000 f1 zu unterstützen, da die 
Universität eine Einrichtung sei, woran auch dem dies/Undischen publicum wesentlich gelegen . 
Auch das lehnten die Stände wegen Geldmangel und des Kriegsausbruchs mit Frankreich ab. 
(Konventsprotokoll der Ordinarideputation vom 8.-31. Mai 1792 LP 25*) 
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64 Die Zahl der Kontribuenten Schwäbisch-Österreichs unmittelbar nach dem Dreißigjähri­
gen Krieg ist nicht Oberliefert. Ein Vergleich der Kontribuentenzahlen der Herrschaften, die 
1628/ 31 und 1680/ 82 beritten wurden , zeigt, daß 1680/ 82 die Zahl der Kontribuenten noch 
27"'0 niedriger lag als 1630: 

Herrschaft: 1630 1680/ 82 

Oberndorf 365 290 
Schram berg 456 401 
Gutenstein 151 107 
Bussen 347 175 
Kallenberg 198 126 
Langenenslingen, Billafmgen, Hitzkofen 128 81 
Heiligkreuztal 539 276 
Dorf Emerkingen 30 13 
Bierstetten 55 47 
Sipplingen 145 138 
Riedheim 57 62 
Hecheln 10 6 
Singen 105 111 

Zusammen: 2556 1883 (- 26,4%) 

(Nach HSTA ST B 29 Bü 24; B 30 Bü 277) 

In Hohenberg (außer Binsdorf und Schömberg) betrugen die Veränderungen 
seit 1615: 

Herrschaft : 1615 1680/ 82 

Niedere Herrschaft 838 868 
Rottenburg 632 846 
Stadt, Spital u. Amt Horb 617 562 
Obere Herrschaft 973 638 

Zusammen: 3060 2732 (- 11 %) 

(Nach K. O. MüLLER, Die Musterregister S. 163 und HSTA ST B 30 BO 277) 

Bei Rottenburgs Kontribuentenangaben ist allerdings zu beachten, daß die Stadt zwischen 
1644 und 1670 relativ viele Zuwanderer hatte (I80 Neuaufnahmen auswärtiger BOrger), die 
den Verlust des Dreißigjährigen Krieges deutlicher ausglichen als in anderen Städten (F. 
HAUG, Die Rottenburger BOrger S. 18-37). Da in den benachbarten Gebieten WOrttembergs 
um 1680 ein großer Teil des Bevölkerungsverlusts aus der Zeit des Dreißigjährigen Krieges be­
reits wieder ausgeglichen war, wird man annehmen mOssen, daß auch in Schwäbisch­
Österreich etwa 35"'0-45"'0 der Bevölkerung dem Krieg zum Opfer gefallen sind (vgl. W. 
TROELTSCH, Die Calwer Zeughandelskompagnie S. 394-480; WOruembergs Bevölkerung in 
frOheren Zeiten. - In: W Jbb 1847 S. 94-194) . 1682 hatte Schwäbisch-Österreich 13 640 Kon­
tribuenten; zwischen 1649 und 1664 dOrften es deswegen kaum mehr als 10000 gewesen sein . 
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ausschUß und truchenmaister 66. Laufende Geschäfte wurden wie bisher vom Stadt­
schreiber der Stadt Ehingen erledigt, der gleichzeitig Syndikus der Stände war. Zur 
Kassenführung hatten die Stände seit 1650 einen eigenen Kassenrechnung&S~hreiber 
angestellt. Die meisten Schreiben der Stände wurden von Bürgermeister und Rat der 
Stadt Ehingen ausgefertigt. 

Die Verteilung der Steuerlasten unter die einzelnen Stände war beim Tode von Si­
gismund--Franz bei allen vier landständischen Korpora Tirols und der Vorlande 
nicht den wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechend geregelt. In Tirol hatten die 
Versuche zu einer grundsätzlichen Neuregelung des Steuerwesens seit der Regierung 
Erzherzog Leopolds nicht mehr aufgehört, doch waren sie meist am Widerstand der 
Tiroler Landstände, namentlich des Tiroler Adels, gescheitert 67. In Vorarlberg soll­
te eine im Jahre 1653 durch eine Resolution der o. ö. Regierung eingeführte Eidsteu­
er eine gerechtere Verteilung der Steuerlasten garantieren 68. Die Berichtigung und 
Erneuerung der Matrikel nach dem Verlust des Elsaß beschäftigte auch die vorder­
österreichischen Stände nach 1648 immer wieder, wie auch die Revision der Matri­
kel der schwäbisch-österreichischen Stände nicht zu einem befriedigenden Abschluß 
hatte gebracht werden können 69 . Die Neuregelung des Steuerwesens blieb eine un­
gelöste Aufgabe bei der Übernahme Tirols unOQer Vorlande durch das Kais~us. 

6S Landtagsrezeß Ehingen, den 27. Nov. 1651 (SA Wa 395) 
66 Landtagsrezeß Ehingen, den 29. April 1653 (HSTA ST B 30 Bü 45-); Inst ruktion für die 

1nnsbrucker Gesandten 1665 (SA Wa 395); Die Bezeichnung der Ausschreibeorte in Vorarl­
berg lautete ebenfalls Direktorium (A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 51). Auch im 
Breisgau war für die Städte Waldshut, Freiburg, Kenzingen und Villingen die Bezeichnung Di­
rektorialstädte üblich (J. BADER, Breisgauische Stände S. XXVII) . In Tirol hatte der General­
einnehmer das Direktorium der Steuerverwaltung (T. v. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen 
S. 144). Auch im Schwäbischen Kreis wurde die Bezeichnung Kreisdirektorium erst im 17. 
Jahrhundert üblich. (E. LANGWERTH VON SIMMERN, Die Kreisverfassung Maximilians S. 104 
bis 106) 

67 T . v. SARTORI-MoNTECROCE, Steuerwesen S. 187f., 198-202, 219f., 235-239 
68 A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 121-123 
69 GLA 79/ 1871-1873, 1881, 184-1886, 1888, 1936-1937 
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Durch den Übergang Tirols und der Vorlande an Kaiser Leopold im Jahre 1665 
geriet Schwäbisch-Österreich deutlicher als vorher in die Rolle eines Nebenlandes, 
wobei die Interessen des Landes mehr als bisher der allgemeinen kaiserIichen Politik 
untergeordnet wurden, da ein landesfürstliches Eigeninteresse, das sich der 
kaiserlich-habsburgischen Politik bisher entgegengestellt hatte, nunmehr entfiel. An 
der Verwaltungsstruktur Tirols und der Vorlande wurden keine Veränderungen vor­
genommen, lediglich die Innsbrucker Behörden unterstanden jetzt der kaiserlichen 
Zentralregierung in Wien. Die Innsbrucker o. ö. Hofkanzlei wurde geteilt; eine 
Hiilfte verblieb unter der Leitung eines Oberästerreichischen HoJllizekanzlers als 
Organ des Geheimen Rates in Innsbruck, die andere wurde unter der Leitung des 
allgemeinen österreichischen Hofkanzlers nach Wien verlegt I. 

Nach der Regierungsübernahme durch Kaiser Leopold lief auch das Bestreben 
der schwäbisch-österreichischen Stände, dem allgemein konservativen Zug land­
ständischer Vertretungen folgend, darauf hinaus, am bestehenden Zustand nichts 
ändern zu lassen. Die Instruktion, die den zum Regierungsantritt nach Innsbruck 
geschickten Deputierten gegeben wurde, umschrieb deutlich den eng begrenzten In­
teressenhorizont des schwäbisch-österreichischen Landtags. Die Gesandten sollten 
darauf hinarbeiten, daß die Stände Schwäbisch-Österreichs auch in Zukunft als 
freie, dem Land Tirol inkorporierte Stände gelten würden. Es war darauf zu achten, 
daß sie bei ihren Freiheiten und Privilegien gehalten und diese ihnen bestätigt wür­
den. Nachdem sie von 1649 bis 1665 Bewilligungen in der Höhe von fast drei Ton­
nen Gold 2 übernommen hatten, verlangten sie, daß in Zukunft die Bestimmungen 
der Rezesse besser eingehalten, sie mit Extrabewilligungen verschont und die Lasten 
allgemein vermindert würden. Nach Möglichkeit sollte die Gesandtschaft versu­
chen, daß ihnen der Rest an den alten Bewilligungen erlassen würde. Ferner wollten 
sie von der Verpflichtung befreit werden, die Konstanzer Garnison zu finanzieren, 
was ihnen schon in früheren Rezessen zugesichert worden war. Schließlich wünsch-

10. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 65f. 
2 1 Tonne entsprach !OO ()()() Talern 
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ten sie die Erbhuldigung, die bei der RegierungsUbernahme von Erzherzog Sigis­
mund Franz mit außerordentlich hohen Kosten verbunden war, selbst vornehmen 
zu dUrfen 3. 

Im März 1666 fand in Ehingen der erste Landtag unter Kaiser Leopold statt, auf 
dem die Stände die Erbhuldigung leisteten. Kaiserliche Kommissare auf dem Land­
tag waren Paul Sixt Graf Trautson, Erblandhofmeister in Österreich unter der 
Enns, Erbmarschall in Tirol und n. ö . Regimentsrat, Franz Sigmund Freiherr von 
Kayserstein, Deputierter zum Innsbrucker Geheimen Rat, Hofkriegsrat und Gene­
ralwachtmeister, zugleich Direktor Uber die Waffen in den o. und v. ö . Landen, und 
Cyriak Troyer von Gießbach, kaiserlicher Rat und o. ö . Regimentskanzler. In der 
Entsendung dieser im Vergleich zu dem sozialen ~tand der bäuerlichen und bUrgerli­
ehen Deputierten der schwäbisch-österreichischen Stände bedeutenden Kommission 
lag eine ehrende Geste des Kaisers gegenUber der landständischen Repräsentation 
Schwäbisch-Österreichs. 

In der Landtagsproposit!..on versicherte der Kaiser die Stände seiner Gewogenheit, 
ermahnte sie, gute Polizei und Justiz zu halten und verlangte die Leistung des ge­
wöhnlichen Erbhuldigungseides. Die Hoffnung der Stände auf Erleichterung der 
materiellen Lasten und auf Freistellung vom Unterhalt der Garnisonen erfilllte sich 
jedoch nicht. Die mit dem Beginn des Devolutionskrieges Ludwigs XIV. gegen 
Flandern wieder möglichen Auseinandersetzungen mit Frankreich zwangen zu neu­
en ~Ustungen an der Westgrenze des Reiches und zur Verstärkung der österreichi­
schen Festungen Freiburg und Konstanz 4. Gegen eine Beihilfe zur Werbung von 
Soldaten und zum Unterhalt der Festungen in den v. ö. Landen wurde den Ständen 
die Bestätigung ihrer Privilegien zugesagt. In ihrer Replik bedankten sie sich filr die 
Huld des Kaisers und erklärten sich bereit, ihn zu schUtzen [!l, wozu sie nach länge­
ren Verhandlungen trotz ihrer 364 000 fl Schulden und noch ausstehender Raten 
von früheren Verwilligungen 78 000 fl in drei Jahren bewilligten 5. 

Schon im folgenden Jahr wurde angesichts des gespannten Verhältnisses zu 
Frankreich erneut ein Landtag einberufen. Um die in vorfanden und den österrei­
chischen orthen Iiegendt haltpare pläz in noch wöhrhafteren standt und bessere 
fortification zue bringen, dieselbe mit mehrerer munition und waffen, ergibigern 
magazinen und anderen kriegsrequisiten zue versehen, auch zur stärckhung der gar­
nisonen und recrutierung ain oder anderen regiments mehrere mannschaft zue wer­
ben und zue verpflegen sollten die Stände eine den großen außgaben proportionierte 

3 Instruktion, wie sich die Osterreichische landtsttind verOrdnete zue lnnsbruckh verhalten 
sollen. Anno 1665 (SA Wa 395) 

4 P. WENTZCKE, Freiburg und der hohe Schwarzwald S. 105-144 
5 Landtagsrezeß vom 4. März 1666 (HSTA ST B 29 Bü 19; GLA 79/1946) . Der Tiroler Erb­

huldigungslandtag hatte noch 1665 stattgefunden (19.-26. Okt. s. J . EGGER, Geschichte Tirols 
Bd. 2 S. 444-447), am 21. Jan. 1666 folgte der der Breisgauer Stände (GLA 79/ 1936-1937), im 
Februar der der Vorarlberger Stände. (A. BRUNNER, Die Landstände Vorarlbergs S. 156) 
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summam gelts bewilligen. Als Ausgleich für Beihilfe, Fron und Verpflegung ver­
pflichtete sich der Landtag, bis 167030 ()()() fl zu liefern 6. Noch vor Ablauf dieser 
Bewilligung wurde erneut eine Kontribution von den Ständen gefordert. Wiederum 
verwilligte der Landtag statt der Werbung und Unterhaltung mehrerer Kompanien 
und der Leistung von Naturalfronen 62 ()()() fl bis Georgi (23 . Apr.) 1673 7• 

Bis zum Ausbruch des Holländischen Krieges hatte der schwäbisch-öster­
reich ische Landtag innerhalb von sechs Jahren mehr als 170 ()()() fl bewilligt. Mit 
jährlich etwa 30 ()()() fl war damit fast die Hälfte mehr aufzubringen als in den letz­
ten Jahren unter den Tiroler Erzherzogen. Etwa im gleichen Maße stiegen auch die 
Anforderungen an die beiden anderen vorländischen Landtage 8. 

1672 schloß Kaiser Leopold ein Bündnis mit Brandenburg und Holland gegen die 
weitere Ausdehnungspolitik Ludwigs XIV. Mit der Absendung General Monteccuco­
lis an den Rhein wurden die an der Westgrenze des Reichs gelegenen Vorlande,un­
mittelbar in den Krieg einbezogen. Für 42 Jahre, bis zum Abschluß des Friedens von 
Rastatt, waren die Vorlande zusammen mit den anderen südwestdeutschen Territo­
rien nahezu ununterbrochen Schauplatz der Auseinandersetzungen zwischen Frank­
reich und dem Reich . Einquartierungen, Durchmärsche, Verpflegungsgelder und 
Kontributionen belasteten die Stände Schwäbisch-Österreichs stärker als je zuvor in 
ihrer Geschichte 9. 

Die Einquartierungen in Schwäbisch-Österreich begannen im Jahre 1672 mit der 
Verlegung des Kellerischen und des Russwurmischen Regiments nach Schwaben, die 
den Ständen zur Hälfte zur Verpflegung übertragen wurden 10. Der Landtag des fol­
genden Jahres bewilligte - trotz der erlittenen Quartierkosten durch die Soldaten 
Karls von Lothringen in Höhe von 100 ()()() fl - als Beihilfe für den Reichskrieg ge-

6 Landtagsrezeß Ehingen, den 20. Sept. 1667. Kommissare waren abermals der Freiherr von 
Kayserstein und Dr. Jakob Peyr, o. ö . Regimentsvizekanzler. (SA Wa 395, HSTA ST B 29 
Bü 19) 

7 Landtagsrezeß Ehingen, den 14. Mai 1670. Kommissar war der o . ö . Hofkammerpräsi· 
dent Johann Venerand von Wittenbach . Gefordert waren ursprünglich 105 ()()() 11 bis 1672 als 
Beihilfe für die Fortifikationswerke und wegen des in Ungarn erneut ausgebrochenen Türken­
krieges. (HSTA ST B 29 Bü 20; Akten des Landtags GLA 79/ 1955) 

8 Im Breisgau mußten die Stände 1664 jährlich noch 12 ()()() 11 aufbringen . In den folgenden 
Jahren waren es: 1665 15 ()()() 11; 166740 ()()() 11; 1672 42 ()()() 11 (L. DEIMLlNG, Die Organisa­
tion S. 43). In Vorar1berg stieg die Anforderung an die Stände etwa im gleichen Ausmaß wie 
in Schwäbisch-Österreich um mehr als die Hälfte. Zwischen 1651 und 1665 betrugen die jährli­
chen Kontributionsleistungen etwa 5800 11, zwischen 1666 und 1673 waren sie auf 9000 11 an­
gestiegen. (A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 155f.) 

9 Zum Kriegsverlauf s. P . WENTZCKE, Freiburg und der hohe Schwarzwald S. 105-144; -
CARL DU JARRYS DE LA RüCHE, Der deutsche Oberrhein; - CHR. RODER, Villingen in den fran­
zösischen Kriegen S. 70-212. 

10 Landtagsrezeß Ehingen, den 24. Okt. 1672. Kommissar war Dr. Franz Georg Schmidlin, 
Landvogteiverwalter in Schwaben. Über die Übernahme der Kompanien hinaus verwilligte 
der Landtag 6500 11 für die tirolische Kammer. (HSTA ST B 29 Bü 20, B 30 Bü 45·) 
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gen Frankreich 70 000 fl, zahlbar bis 1676 ll. In den Jahren 1674-1677 wurde ein Teil 
der gegen Frankreich kämpfenden Truppen regelmäßig nach Schwäbisch-Österreich 
ins Quartier gelegt. Die Belastung durch diese Kosten war teilweise überproporti0-
nal hoch und brachte einzelne Stände an den Rand des finanziellen Ruins 12. Beson­
ders beschwert waren im Jahre 1675 neben Seifriedsberg und dem Burgau die Ho­
henberger Stände, denen nicht nur die allgemeinen Quartierkosten zufielen, son­
dern die auch die Verpflegung und Besetzung der Festung Hohenzollern und bedeu­
tende Fuhrfronen bis Baden und Stnll}burg zu übernehmen hatten 13. Die Bemü­
hungen des Ehinger Pflegschaftsverwalters Eberhard von Speidei und des o. ö. Re­
gimentsrats, beim Schwäbischen Kreis auf dem Ulmer Kreiskonvent dieses Jahres 
eine Verminderung der in den Herrschaften Schwäbisch-Österreichs einquartierten 
Truppen zu erreichen, blieben erfolglo~. Die kaiserliche Armee war 1675 infolge des 
mangelnden Einvernehmens zwischen General Bourneville und Kurfürst Friedrich 
Wilhelm nur wenig erfolgreich. Umso beschwerlicher wurde die vielfältige Be­
drückung der Bevölkerung durch Ausschreitungen und Disziplinlosigkeit der ein­
quartierten Soldaten empfunden 14 . 

Im folgenden Winter forderte das Ehinger Direktorium, einen Teil der Regimen­
ter in Schwäbisch-Österreich in die vier arlbergischen Herrschaften zu ~r1e ~n, die 
gegen die Verpflichtung, Bregenz zu befestigen, ohne Einquartierung geblieben wa­
ren, doch der Geheime Rat in Innsbruck wies di ForderuJ}g ab IS . Angesichts der 
Schwere der Belastung durch die Einquartierungen lehnten die Stän.de im November 
1676 eine geforderte Beihilfe zum ersten und einzigen Mal in ihrer Geschichte öllig 
ab 16. Die Lage der Stände in dieser Zeit wurde zusätzlich dadurch erschwert, daß 

II Landtagsrezeß Ehingen, den 19. Okt. 1673. Ursprünglich forderte Joh . Venerand v. Wit· 
tenbach, Geh. Rat u. Regierungskanzler, 90 000 fJ in zwei Jahren, wovon 15 000 fJ in bar auf­
gebracht werden sollten. In der Bewilligung der Stände waren 8000 fJ Hochzeitsdonativ für die 
dritte Heirat Kaiser Leopolds enthalten. Kosten für weitere Einquartierungen durften von der 
Bewilligung abgezogen werden. 

12 Vgl. die Beschwerden und Bitten des Direktoriums und einzelner Stände in den Hofregi­
straturprotokollen der o. ö. Regierung. (LRAI Hofreg. Prot. 1675-1678) 

13 Nach einem Vertrag von 1667 zwischen Kaiser Leopold und Philipp von Hohenzollern 
hatte Österreich das seit dem Westfälischen Frieden angestrebte Öffnungsrecht für die Burg 
Hohenzollern gegen eine jährliche Zahlung von 5000 fJ und eines Quantums Tiroler Weins er­
halten. (F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 279) - Zu den Beschwer~en der 
betreffenden Stände s. LRAI Hofreg. Prot. 1675 Nr. I p. 58', 76f. (9. Juli, 5. u. 10. Sept. 
1675); 1675 Nr. 2 p. 247', 290f. (5. u. 14. Aug. 1675) 

14 Resolution über die Beschwerde Rottenburgs wegen der alda einquartierten soldadesca 
geltserpressung (LRAI Hofreg. Prot. 1675/76 Nr. 11 p. 151. 4. März 1675). Im Februar erging 
eine Resolution an die v. ö. Regierung, die Beamten in Nellenburg, Hohenberg, Burgau, Bre­
genz, Schwaben und das Direktorium in Ehingen wegen der von denen kayserlichen vtJlckhern 
denen armen underthonen zuejiJgenden vilfeltigen pressuren. (LRAI Hofreg. Prot. 1676 p. 43 
u. p. 77 . 4. Febr. u. 3. März 1676) 

IS LRAI Hofreg. Prot. 1676 Nr. 2 p. 58,76,96'. 18. Febr., 3. u. 17. März 1676 
16 Graf v. Königsegg, Landvogt in Schwaben, sollte von den Landständen eine Kriegs- und 

Defensionshilfe in Höhe von 12000 fJ - 15 000 f1 fordern . Im Dezember 1676 meldete er sei­
nen Mißerfolg nach Innsbruck. (LRAI Hofreg. Prot. 1676 Nr. 2 p. 287', 396, 420',453. 20. 
Okt., 6. u. 10. Nov., 8. Dez. 1676) 
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der Schwäbische Kreis in den seit langem strittigen Herrschaften Sigmaringen, Hei­
ligkreuztal und der unteren Grafschaft Veringen das Besteuerungs- und Quartier­
recht für sich beanspruchte und auch tatsächlich ausübte, so daß diese Herrschaften 
zeitweise doppelt belegt waren 17 , wofür die Stände in langen Verhandlungen einen 
Ausgleich suchten. Zu doppelten Einquartierungen kam es auch in der Herrschaft 
Stetten am kalten Markt, die zwischen Österreich und der Reichsritterschaft im He­
gau strittig war 18. 

Die Einquartierungen in Schwäbisch-Österreich gingen von 1677 bis 1680 über 
den Friedensschluß von Nimwegen hinaus weiter 19. Für die Winterquartiere des 
Jahres 1678 verwilligten die Stände nach Verhandlungen mit einer kaiserlichen 
Kommission in Ulm für sechs Monate 117 000 fl [!), 1679 weitere 70 000 fl 20. Die 
Bewilligungen wogen umso schwerer, da sie nur von einem Teil der Stände getragen 
wurden. Alle unmittelbar am Schwarzwald gelegenen Stände (NelIenburg, Schram­
berg, Oberndorf, Hohenberg) mußten Mannschaften zur Bedeckung des Hohlen 
Grabens, eines Liniensystems bei St. Märgen, das den Übergang über den Schwarz­
wald sperrte, stellen, und waren von den gemeinsamen Bewilligungen befreit 21. Die 

17 S. Anh. III 
18 Stetten am kalten Markt war ursprünglich ein Bestandteil der Grafschaft Hohenberg und 

wurde 1342 an die Herrn v. Jungingen verkauft, von denen es 1350 an die Herrn v. Magen­
buch, 1432 an die Herrn v. Hausen kam. Nach deren Aussterben fiel es 1626 an Österreich. 
(E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 64). Im Jahre 1648 hatten die Stein zu Klingen­
stein die Herrschaft inne. Sie wurde jedoch einige Jahre später von den Gläubigern dieser Fa­
milie unter Sequester gestellt und vom Hautgläubiger und Lehensherrn Österreich an sich ge­
zogen. Am 3. Juni 1669 nahmen die kaiserlichen Kommissare von Troyer und von Wittenbach 
die Erbhuldigung vor; sofort anschließend (nicht erst 1682) wurde die Herrschaft unter Vorbe­
halt der Landeshoheit an Albrecht Fugger verpfändet. Für ihn nahm Jakob Christoph Raßler, 
der Landvogteiverwalter im Burgau, den Untertanen den Treueid ab. (LRAI Pestarchiv XXV 
44). Aus diesem Vorbehalt leitete Österreich nun eine Steuerhoheit über die Herrschaft ab, die 
jedoch auch die Hegauer Ritterschaft weiter für sich beanspruchte. 1674 ließ sich die o. ö. Re­
gierung von den Beamten in Hohenberg einen Bericht über das von der Hegauer Ritterschaft 
prätendierte Kollektationsrecht liefern . (LRAI Hofreg. Prot. 1674 Nr. I p. 19', 23 . April 
1674). 1677 war die Herrschaft Stetten wie die anderen umstrittenen Stände doppelt belegt. 
(Hofreg. Prot. 1677 Nr. 2. p. 357, 374) Im Jahre 1681 entschied Leopold, daß die Kollektation 
zwischen Österreich und der Ritterschaft geteilt werden sollte, um die Untertanen nicht weiter 
doppelt zu beschweren . (LRAI Hofreg. Pro\. 1681 / 82. p. 230. 15 . Okt. 1681) In der Matrikel 
von 1683 war die Herrschaft als eigener Stand mit 3 Sölden aufgenommen, wobei sie jedoch 
nur 1 1/2 Sölden zu tragen haben sollte, so lange der Streit mit der Ritterschaft andauerte. 
(HSTA ST B 29 Bü20; Rezeß vom 8. Febr. 1683; B 30 B(277) 1694 verzichtete Österreich zu­
gunsten der Ritterschaft auf das Besteuerungsrecht in Stelten. In der Matrikel von 1733 war es 
nur noch als Extraordinaristand, der in Reichskriegen steuerpflichtig war,geführt. (HSTA ST 
B 29 Bü 21) 1735 veräußerten die Fugger die Herrschaft an die Grafen Schenk von CasteIl, die 
sie 1756 an das Kloster Salem mit dem Recht der Wiederlöse verpfändeten. Nach dem Reichs­
deputationshauptschluß nahm Österreich 1802 die Herrschaft wieder in Besitz und verwaltete 
sie bis 1806 als Kameralherrschaft. (E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 64; F. 
QUARTHAL u. G. WIELAND, Die Behördenorgarnsation S. 151,376) 

19 20. Okt., 2. Dez. 1677 (LRAI Hofreg. Pro!. 1677 Nr. I. p. 59, 110') 
20 HSTA ST B 30 Bü 254 
21 HSTA ST B 30 Bü 262 
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vielfältigen Bemühungen in dieser Zeit, wenigstens eine teilweise Entlastung der 
Stände zu erreichen, hatten keinen Erfolg, da jede Verminderung der Anforderun­
gen an österreich ische Herrschaften die ohnehin geringe Leistungsbereitschaft des 
Schwäbischen Kreises zur gemeinsamen Verteidigung gegen Frankreich weiter ver­
ringert hätte. Die jahrelange Überbelegung der schwäbisch-österreich ischen Land­
stände hatte die Wirtschaftskraft des Landes schwer geschädigt. Ein Schreiben der 
o. ö. Hofkammer aus dem Jahre 1679 an den Generalwachtmeister Graf von Star­
hemberg, der von den Ständen die Lieferung von 1000 Maltern Getreide verlangt 
hatte, gibt ein beredtes Zeugnis von der wirtschaftlichen Lage in Schwäbisch­
Österreich: Nun were zu wintschen, das selbe unterthonen also beschaffen weren, 
daß sye hierinfahls concurrieren khundten. Es ist aber genugsamb khundtbahr, daß 
selbe nunmehr in das 7tejahr mit bestendigen hin- und hermarch, auch einquartie­
rung der völckher also oneriert und betrangsalt worden, daß der mehrere theil deren 
nit auf ein halbes jahr die nothwendige frucht zu ihrer selbstaigenen erhaltung und 
subsistenz dermahlen haben, auch dem erhaltenen bericht bey lesten gemachten 
quartiersrepartition nit verschont oder subleviert, sondern mit dero contingent von 
dem SchwtJbischen Craiß noch herinliegenden 15 compagnien erst seithero noch 
weiters belegt worden. Welchem nach der schluß von selbsten sich ergibet, daß noch 
weithers wegen beytragung ermelter anzahl/fruchten in sye zu sezen und selbe genz­
lich zu ruinieren nit thuenlich 22. 

7.2. DIE DURCHFÜHRUNG DER STEUERBERAITUNG 

Infolge der Belastungen der Stände durch den Reichskrieg gegen Frankreich war 
der Anschlag pro Sold, der bei jedem der zwei oder drei Termine im Jahr zu entrich­
ten war und der zwischen 1650 und 1664 von 6 fI bis maximal 19 f1, im Durchschnitt 
aber 9 fI betragen hatte, auf 40 fI und 65 fI gestiegen 23. Ein den wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht entsprechender Söldenansatz in den ständischeq Matrikel wirkte 
sich jetzt wesentlich gravierender aus als bei der letzten Renovation von 1654. Ent­
sprechend zahlreich waren die Versuche einzelner Stände zur R~duzü;rung ihres 
Quantums. 

Veränderungen der Matrikel konnten auf zwei Wegen vorgenommen werden. 
Einmal wandten sich die betroffenen Stände unmittelbar an den Geheimen Rat in 
Innsbruck, der über die Pe!ition entschied und gegebenenfalls die Anzahl der Söl­
den herabsetzte. Die Entscheidung wurde dann durch eine Resol~ion dem Di~k.to-= 
rium mitgeteilt, ohne daß die Stände ein Einspruchsrecht dagegen hatten 24. So sup-

22 LRAI Hofkammer- und Hofkanzleibücher. Ausgegangene Schriften 1679. p. 9f., 3. Jan. 
1679. - 1m gleichen Tenor ist der Bericht an den Kaiser vom 2. Jan. 1679 gehalten. 
(Hofkammer- und Hofkanzleibücher. Ad Caesarem 1679 p. 5-6') 

23 SA Wa 395; HSTA ST B 30 Bü 262 
24 Z. B. die Verminderung des Anschlags der Herrschaft Mühlhausen von 5 auf 3 Söld bis 

auf khünfftige bereitung. 15. März 1678 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
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plizierte die Herrschaft ~9henberg mehrfach beim Geheimen Rat wegen einer Ver­
ringerung ihrer seit der Festlegung der ständischen Matrikel im 16. Jahrhundert un­
veränderten Söldenzahl 25 • 1677 bat die Stadt Waldsee den Geheimen Rat um einen 
Befehl an das Direktorium wegen einer geringeren Belegung der Stadt 26. Radolfzell 
verlangte 1679, als Garnisonsstadt gänzlich von aller Steuerleistung befreit zu wer­
den 27. Diese Veränderungen der ständischen Matrikel durch die Resolutionen des 
Geheimen Rats, die einen wesentlichen Eingriff in das Selbstbesteuerungsrecht und 
die Autonomie der Stände bedeuteten, wurden von ihnen ohne Widerspruch akzep­
tiert. 

Andererseits nahmen auch das Direktorium oder das Landtagsplenum dauernde 
oder zeitweilige Moderationen des Matrikularanschlags vor. Besonders nach Brand­
k~tastrophen und Ernteausfällen war es üblich, die Söldenquote des betreffenden 
Standes für eine gewisse Zeit zu vermindern. Solche Moderationen wurden zwischen 
1676 und 1679 siebenmal vorgenommen. Der Anschlag der Herrschaft Gutenstein 
wurde auf ihre Bitten hin wegen der geringen Fruchtbarkeit der Herrschaft von acht 
auf sechs Söld vermindert. Die Landvogtei Schwaben wurde nach dem Vergleich 
mit dem Kloster Weingarten von 1675, in dem dem Kloster mit der Niedergerichts­
barkeit das Kollektationsrecht über 179 Höfe, 8 Gütle, 37 SeIden und IO Mühlen 
eingeräumt wurde, von 90 auf 84 Sölden gesetzt 28. Der Herrschaft Stetten und Hau­
sen am kalten Markt wurden 1679 auf die Dauer der Einquartierung zwei Söld abge­
nommen, da sie von der Ritterschaft zusätzlich kontribuiert wurde, danach sollte sie 
wieder den vollen Anteil übernehmen. Als der Matrikularanschlag der Herrschaft 
Konzenberg vom Direktorium von einem auf drei Söld gesetzt wurde, bat sie, beim 
alten Anschlag gelassen zu werden . Darauf wurde der Anschlag geteilt: 1679 wurde 
der Herrschaft zugesagt, daß sie bei Geldbewilligungen mit einem, bei Einquartie­
rungen aber mit drei Sölden belegt werden sollte. Schließlich wurden der Herrschaft 
Oberndorf wegen eines Unwetters für einen Termin von 15 Sölden sechs abgezogen, 
wie auch Nusplingen wegen des Stadtbrandes im Jahre 1659 bis 1676 zwei Sölden 
nachgelassen wurden 29. 

Die Moderationen der einzelnen Stände wurden als Vorgriff auf eine all emeine 
Matrikelrenovation angesehen, die seit 1676 als unumgänglich notwendig erschien. 

2~ LRAI Hofreg. Prot. 1665 Nr. 1. p. 168' (17 . Juni); 1673/74 Nr. 2 (20. April 1673); 1675 
Nr. 1. p. 6, 16,54 (8 . u. 16. Jan., 10. Febr. 1675) 

26 LRAI Hofreg. Prot. 1677 Nr. I. p. 315' (6. Sept. 1677) 
27 LRAI Hofreg. Prot. 1679 Nr. I p. 406 (23 . Sept. 1679). Erst 1708 verwahrten sich die 

Stände dagegen, daß einem Ansuchen um Ermäßigung eines Matrikularanschlages, das ohne 
ihr Wissen gestellt worden wäre, stattgegeben würde, und weigerten sich, diesen Anteil dann 
auf die anderen Stände umzulegen. (Landtagsrezesse vom 22. Febr. u. 4. Dez. 1708; HSTA ST 
B 29 Bü 21, B 30 Bü 45-) 

28 E. GÖNNER UND M. MlllER, Die Landvogtei Schwaben S. 691. - Reduktion des Sölden­
anschlags HSTA ST B 30 Bü 262, 31. Okt. 1676. Der neue Anschlag sollte ebenfalls der etwan 
khün!!tigen beraitung gesambrer ständen unterworfen sein. 

29 HSTA ST B 30 Bü 262 
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Die Entscheidung für die Durchführung der Universalsteuerberaitung fiel nach ei­
nem einstimmigen Beschluß auf dem Landtag vom 7.18. Juli 1680 in Ehingen. Da 
der Rezeß des Landtags keinen Hinweis auf die Beraitung enthält, dürfte der Ent­
schluß dazu nicht auf eine kaiserliche Instruktion zurückgehen, sondern von den 
Landständen selbst und den beiden in vorländischen Fragen durch mehrjährige 
Kommissionen vertrauten Landtagskommissaren, dem tirolischen Regimentsvize­
kanzler Dr. Johann Peter Pader und dem o. ö. Hofkammerrat Franz Rudolf von 
der Halden, getroffen worden sein. Während der zahlreichen Verhandlungen in 
Ulm mit dem Schwäbischen Kreis und den Ehinger Ständen wegen der Winterquar­
tiere des kaiserlichen Militärs und der Kreistruppen war Pader immer wieder mit 
den Beschwerden der einzelnen Stände wegen zu hoher und ungleichmäßiger Bele­
gung konfrontiert worden, so daß auch wegen seiner späteren Teilnahme an der 
Universalsteuerberaitung die Anregung dazu von ihm ausgegangen sein dürfte 30. 

Sicher spielten auch die in Tirol seit 1675 unternommenen neuen Versuche zu einer 
Reformierung des ständischen Steuerwesens eine Rolle 31. Mit der Entscheidung zur 
Durchführung einer Steuerneuaufnahme im Jahre 1680 wurde praktisch die erste 
Möglichkeit nach den permanenten Kriegshandlungen seit 1672 genützt. Die Matri­
kularrenovation war nicht nur in Schwäbisch-Österreich eine dringende Notwendig­
keit. Der Ritterkanton Neckar-Schwarzwald renovierte nahezu zur gleichen Zeit sei­
ne Matrikel nach einem Vorbild des Kantons Kocher 32. Ebenfalls 1681182 ließ Kur­
fürst Karl Ludwig die Schatzung der Kurpfalz erneuern 33 . Von 1680 stammt auch 
eine neue Matrikel der breisgauischen Stände 34. 

Mit der Durchführung der Universalsteuerberaitung wurde wie schon 1628 eine 
Kommission von landständischen Deputierten und landesherrlichen Beamten be­
traut. Mit Mandat vom 6. September 1680 übertrugen Regierung und Kammer in 
Innsbruck die Aufgabe dem landständischen Syndikus Lic. Severin Hummel, dem 
Landschreiber in Nellenburg Dionysius Dreyer und dem Rottenburger Stadtschrei­
ber Johann Michael Sixt 3S. Eine Instruktion für die Kommission über die Art ihres 
Vorgehens bei der Steuerbelegung ist nicht erhalten, so daß die Prinzipien der Steu­
erneuaufnahme nur aus den observanda, den Fragepunkten, die von jeder Gemein­
de für die Steuerberaitung zu beantworten waren, erschlossen werden können 36. 

Das Prinzip einer Repartitionssteuer, die von den einzelnen Ständen bzw. Dörfern 
und Städten kollektiv aufzubringen war, wurde auch jetzt nicht aufgegeben. Ebenso 
wurde der Grundsatz einer einzigen durchgängigen direkten Steuer neben Maßpfen-

30 Zu den Verhandlungen Paders in Ulm s. LRAI Hofreg. Prot. 1677, 1678. 
31 LRAI Tiroler Landtagsakten, Fasz. 20 BO 7; T . v. SARTORI·MoNTECROCE, Steuerwesen 

S. 265-267 
32 D. HELLSTERN, Der Ritterkanton Neckar-Schwarzwald S. 135 
33 KB Mannheim-Heidelberg Bd. I S. 240 
34 GLA 79/ 1983 
35 HSTA ST B 17-18 SchwabenbOcher 30/ 1680 p. 649-651; B 30 BO 277 
36 UP 1680-82 
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nig und Bierheller als indirekten Steuern beibehalten. Die Aufgabe der Kommission 
bestand in der Aufstellung gleichförmiger und vergleichbarer Kriterien zur Sölden­
zuweisung. Der einfachste Weg einer Vermögensaufnahme der Untertanen wurde 
nicht beschritten, da eine solche Aufnahme, namentlich in den Pfand- und Lehen­
herrschaften, nur mit großem Aufwand möglich gewesen wäre. Statt dessen sollte 
auf Grund bestimmter Kriterien die Leistungsfähigkeit eines jeden Dorfes und einer 
jeden Stadt festgelegt werden. Diese Kriterien standen zu Beginn der Beraitung noch 
nicht vollständig fest. Erst nach Abschluß_der Aufnahme der burgauischen Stände 
wurde der Fragenkatalog, der jedem Stand vorgelegt wurde, in seine endgültige 
Form gebracht, wobei sich das Formular in vielem an die Beraitung von 1628/ 31 an­
lehnte. 

Im einzelnen waren der Kommission die folgenden Punkte anzugeben: 

I. Zahl der Bürger oder Kontribuenten sowie der Häuser und Wohnungen in jedem Ort 

2. Die Anzahl der Handwerker sowie der Wein- und Bierwirte 

3. Die Zahl der ganzen und halben Bauern und der Rechtsform ihres Grundbesitzes, ob 
eigen oder leibfällig, sowie die Zahl der Zweirössler oder Söldner mit Angabe ihres 
Vermögens 

4. Die Beinutzungen (Brückengeld, Wegzoll, Marktgelder u . a.) jeder Gemeinde 

5. Die Anzahl der Pflüge, die in jeder Gemeinde ins Feld geführt wurden 

6. Die Anzahl der eigenen, lehenbaren oder leibfälligen Höfe mit Angabe der zugehöri-
gen Zelgfelder 

7. Die Anzahl der leibfälligen, reutgütigen oder lehen baren Äcker in jeder Gemeinde 

8. Der Fruchtertrag eines 1 auchert Ackers 

9. Die Anzahl der Gärten und Wiesen und ob sie leibfällig oder eigen, ein- oder zweimä­
dig waren 

10. Der Ertrag des Zehnten 

11 . Die Belastungen, die auf den eigenen, reut- oder erbgütigen Höfen und Wiesen ruhten 

(Handlöhne, Gülten, Auf- und Abfahrten) 

12. Der Verkaufspreis eines eigenen oder lehenbaren Gutes 

13. Der gebräuchliche Steuerfuß in dem jeweiligen Ort und der Ertrag einer einfachen 

Steuer 

14. Die Anzahl der Pferde und des Viehs, die ein vermöglicher, mittlerer oder armer Bür­

ger, Bauer oder Seldner halten konnte 

15. Die Höhe des aktiven und passiven Vermögens in jeder Gemeinde 37 . 

37 Die Reihenfolge der Fragen entspricht der Reihenfolge der observanda (UP 1680-82) 
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Nachdem der Beschluß zur Vornahme der Universalsteuerberaitung gefallen war, 
baten die Stände die o. ö. Regierung, alle österreich ischen Beamten und Obrigkeiten 
zur Mitarbeit anzuhalten. Am 6. September 1680 erging das gewünschte Man'!at. 
Zunächst wurden die 'Befragungskriterien festgelegt; darauf nahm die Beraitungs­
kommission am 20. November 1680, etwa zwei Monate, nachdem durch ein Mandat 
Karls von Lothringen, dem Gubernator der Vorlande, die Beraitung der Stände of­
fiziell befohlen worden war, ihre Arbeit in Giinzburg auf und hatte bis Mitte De­
zember die Beraitung der burgauischen Stände abgeschlossen 38. Im Juli l68twurde 
sie mit der Beschreibung Rottenburgs, Horbs, Binsdorfs und Schömbergs sowie der 
Niederen und Oberen Herrschaft Hohenberg fortgesetzt. Bis Mitte August wurden 
Kallenberg, Oberndorf und Schramberg sowie die hegauischen Stände Tengen, Hit­
zingen, Singen, Mägdeberg und Miihlhausen sowie Aach beschrieben. Danach be­
ritt die Kommission Radolfzell, Stock ach und die Landgrafschaft Nellenburg. Nach 
mehrmonatiger Pause wurden im Mai 1682 die Städte und Herrschaften Riedlingen, 
Bussen, Langenenslingen, Billafingen, Veringen, Gutenstein, Stetten am kalten 
Markt, Werenwag und Sigmaringen aufgenommen. Wegen des Landtags in Ehin­
gen am 5.16. Juni 1682 trat eine kurze Unterbrechung ein 39, dann wurde die Berai­
tung am 10. Juni in Waldsee, Reute und Altdorf fortgefiihrt. In der Landvogtei 
Schwaben nahm die Kommission zunächst nur in einem Lokalaugenschein Dorf fiir 
Dorf und Hof fiir Hof vor, da die Landvogteibeamten die fiir .eine Beraitung nöti­
gen Unterlagen nicht zusammengestellt hatten, und setzte dann die eigentliche Steu­
eraufnahme bis Ende Juni in Saulgau, Bierstetten und Mengen fort. Im Juli be­
schrieb sie Heiligkreuztal und Hitzkofen. Bis zum 10. September ruhte die Berai­
tung, worauf sie mit der Beschreibung Ehingens und der ehingischen Spitalorte wie­
der aufgenommen wurde. Danach begab sich die Kommission nach Emerkingen, 
anschließend wieder in die Landvogtei Schwaben, wo sie die Beraitung in Zusam­
menarbeit mit den dortigen Beamten in Altdorf weiterfiihrte. Bis Ende September 
war die gesamte Beraitung mit der Aufnahme Schelklingens, Bergs und Ursprings 
abgeschlossen 40. 

Die eigentliche Giiter- und Besitzaufnahme aller schwäbisch-österreichischen 
Herrschaften, bei der die meisten Orte von der Kommission in Augenschein genom­
men wurden, um die Qualität des Feldbaus zu iiberpriifen, hatte kaum mehr als 

38 LRAI Hofreg. Prot. 1680 NT. 2, 4. Sept.; HSTA ST B 17 Schwabenbücher Endserie 1618 
p. 649-651'. Die Angaben zur Beraitung stammen aus dem Rottenburger Beraitungsprotokoll 
(SA Ro) . Ein ungebundenes Konzept des Beraitungsbandes mit umfangreicheren Zusammen­
rechnungen der Beraitungsergebnisse der einzelnen Stände hat sich im ständischen Archiv er-
halten. (HSTA ST B 30 Bü 277) . 

39 Landtagsrezeß Ehingen, den 6. luni 1682 (HSTA ST B 29 Bü 20) 
40 Die Herrschaft Erbach wurde aus unbekannten Gründen nicht beritten, möglicherweise 

weil sie weiter auf ihrem vertragsmäßigen niedrigeren Anschlag in der Matrikel bestand. Sie 
fehlt sowohl in dem Rottenburger wie dem Stuttgarter Exemplar des Beraitungsprotokolls, 
war aber in der abschließenden Matrikel von 1683 mit aufgenommen. (SA Ro UP 1680-82; 
HSTA ST B 30 BO 277; B 29 Bü 20) 
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sechs Monate in Anspruch genommen. Selbst zur Aufnahme und Überprüfung der 
Angaben größerer Städte wie Rottenburg oder Günzburg wurden nicht mehr als ein, 
höchstens zwei Tage verwandt. Der Kommission wurden dabei von den städtischen 
Bürgermeistern oder dem jeweiligen herrschaftlichen Vogt eine schriftliche Spezifi­
kation der Städte oder Herrschaften ausgehändigt, deren Angaben bei der Aufnah­
me durch zusätzliche mündliche Auskünfte ergänzt wurden. In den Dörfern zog die 
Kommission neben dem herrschaftlichen Vogt meist zwei bis vier Deputierte der 
Dorfgemeinden (Ausschüsse, Vierer, Angehörige des Gerichts) mit heran. Alle an 
der Beraitung Beteiligten mußten ihre Angaben eidlich bestätigen. Eine Vermessung 
der Güter fand in keinem Fall statt. Es wurden lediglich die den urbarialen Unterla­
gen entnommenen Angaben der Herrschafts- und Gemeindebeamten in den Kom­
missionsbericht übernommen. Vor Beginn der Steuerberaitung hatten die Stände 
sich nicht auf ein bestimmtes Normalmaß für die Aufnahme des Acker- und Wie­
senbesitzes geeinigt, so daß der Güterbesitz von der Kommission im jeweiligen örtLi.­
chen Meß erfaßt wurde. Eine der wesentlichen Schwierigkeiten bei der späteren Be­
legung der einzelnen Stände mit Sölden war die Tatsache, daß angesichts der geo­
graphischen Zersplitterung und der verschiedenartigen wirtschaftlichen Verflech­
tung der österreichischen Besitzungen die Maßverhältnisse völlig unterschiedlich 
und zum Teil nicht genau bestimmbar waren. Ein Versuch zu einer Vereinheitli­
chung der Maße war von der österreichischen Regierung nie unternommen worden. 
In den Herrschaften mit einigermaßen festen Maßen wurden die Jauchertgrößen auf 
19 unterschiedliche Arten bestimmt, während sie in weiten Teilen des Burgaus nur 
nach der Pflugleistung, in Oberschwaben nach der Einsaat festgelegt wurden 41. Die 
Einsaat wurde wiederum nach den 21 in Schwäbisch-Österreich gebräuchlichen ver­
schiedenen Hohlmaßgruppen berechnet 42. Offensichtlich hatte die Steuerberai­
tungskommission, deren Mitglieder alle aus Gegenden mit nach Ruten und Schuhen 
festgelegten Jauchertmaßen kamen, dieses Problem zunächst nicht gesehen, denn 
erst mit der zweiten Beraitungsphase im Juli 1681 begann sie, auch die Menge der 
Einsaat mit aufzunehmen. Nach Abschluß der Beraitung rechnete die Kommission 
alle Angaben auf das Ehinger Meß um, das damit bis zum Ende der österreichischen 
Herrschaft in Schwaben zum Normalmaß wurde. Die Festlegung eines solchen Nor­
malmaßes war angesichts der außerordentlichen Maßzersplitterung in Schwaben ei­
ne bedeutende Leistung, wobei hervorzuheben ist, daß sie von den Ständen, nicht 
von der Landesherrschaft vorgenommen wurde. 

Erst in der letzten Phase der Steuerberaitung beteiligte sich die Innsbrucker Re­
gierung stärker an dem Unternehmen, das bis dahin im wesentlichen in der Hand 

41 Die häufige, auf der Abhandlung Vanottis beruhende Angabe, in Schwäbisch-Österreich 
hätte bereits 1683 eine Landesvermessung stattgefunden, ist unrichtig (J . N. VANOTTI, Steuer­
wesen S. 400). - Zu dem Fragenkomplex der Festlegung der Ackermaße in Schwaben vgl. die 
ausfUhrliche Darstellung von H. JANICHEN, Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte S. 73-85. Zum 
einzelnen vgl. Anh. IV S. 477-479 

42 S. Anh. IV S. 479f. 
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des Direktoriums gelegen hatte. Das von den Ständen geäußerte Verlangen, der 
Steuerberaitungskommission ein weiteres ständisches, nicht dem Direktorium ange­
hörendes Mitglied beizugeben, war von dem Geheimen Rat abschlägig beschieden 
worden, doch entsprach man dem Wunsch, einen Angehörigen der lnnsbrucker Re­
gierung zu der Kommission abzuordnen 43. Im April 1682 wurden der Regimentsrat 
Franz Antoni Troyer und der Hofkammerrat von der Halden mit dieser Aufgabe 
betraut 44. 

7.3. STRITTIGE LANDSTANDSCHAFTEN BEI DER BERAITUNG 

Die rechtlichen Streitfragen, die die Steuerberaitung von 1628/ 31 noch außeror­
dentlich behindert hatten, waren bei der Universalsteuerberaitung von 1680-1682 
vergleichsweise gering. 

Im Burgau erhob lediglich der Pfandschaftsinhaber der Herrschaft Konzenberg, 
Baron von Ingram, Einspruch und behauptete, die Herrschaft mit Befreiung von 
Kollektation und Maßpfennig erworben zu haben. Die Kommission nahm den Pro­
test lediglich zu den Ak!~!l und konnte die Beraitung trotzdem durchführen 45 . 

Wegen der Grafschaften Sigmaringen und Veringen und des Klosters Heiligkreuz­
tal hatte Fürst Maximilian von Zollern den kaiserlichen Gubernator von Tirol Karl 
von Lothringen gebeten, angesichts der strittigen Rechtslage zwischen Österreich 
und dem Schwäbischen Kreis wegen des Steuer- und Bequartierungsrechts in den 
Herrschaften keine Beraitung vorzunehmen, was jedoch absolute abgeschlagen 
wurde 46. Sowohl an ihn wie an die Äbtissin von Heiligkreuztal erging der Befehl, 
die Beraitung vornehmen zu lassen. Während die Äbtissin von Heiligkreuztal der 
Aufnahme keinen Widerstand entgegensetzte, weigerten sich ihre Untertanen, an 
der Beraitung teilzunehmen. Die Ausschüsse der Dörfer des Klosteramtes hatten in 
einer Versammlung einstimmig beschlossen, an der Beraitung nicht mitzuwirken. 
Äbtissin und Oberamtmann des Klosters versicherten der Beraitungskommission, 
ihnen wäre der pauren rejractieren gantz ohnbeliebig und bestellten die Untertanen 
auf Verlangen der Kommission zu einer Versammlung, wo ihnen durch die Andro-

43 LRAI Hofreg. Prot. 1681 Nr. 2 (24. Mai, 8. Juli) ; 1681 Nr. I (10. Febr. , 14. Mai) 
44 Die beiden wurden abgeordnet, weilen durch vOllige liquidation der sOlden ein gleichheit 

unter denen stenden gemacht, hierdurch der jusliliae ein geniegen geIaislei, die belrangle sub­
levierl und viii dispulaliones under denen sl(Jnden bei denen landlschaffllichen zuesammen­
khunfflen verhielel werden. (LRAI Hofreg. Prot. 1682 Nr. 1. p . 110f.) 

45 Konzenberg war bis zu Beginn des 17. Jahrhunderts im Besitz der Familie Baumgartner. 
S. o. S.159. Nach 1620 wechselte es mehrfach den Besitzer und war meist in der Hand tiroli­
scher Geschlechter. 1684 kam es zusammen mit Glöttweng an das Hochstift Augsburg. (Klei­
ne Kreisbeschreibung GOnzburg S. 65; Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3 S. 951, 
953 . - UP 1680-82 p. 11 f.) 

46 UP 1680-82 p. 348'-351. S. a. Anh. III 
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hung von Prozessen und schwerer Bestrafung die Zustimmung zur Beraitung abge­
nommen werden konnte. Diese mußte jedoch um einige Zeit verschoben werden, 
um den Untertanen Zeit zu geben, die nötigen Unterlagen zur Beschreibung des Ver­
mögens ihrer Dörfer zusammenzustellen. In dieser Zeit wandten sich die Untertanen 
des Klosters an den Fürsten von Sigmaringen, um von ihm als ihrem Vogt Schutz ge­
gen die Vornahme der Beraitung zu erbitten. Fürst Maximilian bat auch in einem 
Schreiben die Kommission abermals um Einstellung der Beraitung. Da diese jedoch 
Heiligkreuztal als eigenen Stand ansah und Sigmaringen darmit sich absolute nichts 
zu beladen, ließ sie das Schreiben unbeachtet. Auf einer weiteren Versammlung ga­
ben die Untertanen nach anfänglicher Weigerung auf bewäglichen zuspruch ihren 
Widerstand auf und die Vermögensaufnahme konnte vorgenommen werden. 

Fürst Maximilian wiederholte nunmehr seinen Widerspruch wegen seiner Lehen­
herrschaften Sigmcu:ingen und Veringen, doch wollte er sich der Beraitung nicht wi­
dersetzen, falls seine Untertanen sie hinnehmen würden. Um der Untertanen willen 
ließ er seine Beamten dann auch an der Aufnahme der einzelnen Dörfer mitwirken. 
Bezeichnend fUr die Stellung der Untertanen der Grafschaft Veringen zwischen Zol­
lern und Habsburg ist die Tatsache, daß sie Bedingungen für die Teilnahme der zol­
lerischen Beamten stellten. Sie erklärten sich mit der Anwesenheit der Sigmaringer 
Beamten bei der Beraitung einverstanden, wenn es nur darum ginge, ihre Vorteile 
wahrzunehmen, doch sollte ihnen diese Teilnahme nicht an ihren Privilegien und 
Fr_eiheiten schaden 47. 

In der Herrschaft Emerkingen protestierte Baron Franz Wilhelm von Stain gegen 
eine Beraitung von Unterstadion, Bettighofen und Dieterskirch, derentwegen es 
schon 1629/ 30 Anstände gegeben hatte . Die Beraitungskommission ließ sich, ge­
stUtzt auf das Protokoll von 1628/ 31, nicht abweisen, gestand dem Pfandschaftsin­
haber jedoch eine Frist zu, um die Rechtslage auf Grund seiner eigenen Akten zu 
überprUfen, und beschrieb zunächst nur den Ort Emerkingen. Die für später vorge­
sehene nachträgliche Einbeziehung der restlichen Pfandschaftsorte ist jedoch unter­
blieben. 

Anläßlich der Universalsteuerberaitung von 1680/ 82 wurden erstmals auch die 
Spitalorte der Städte Horb, Ehingen, Mengen, Saulgau und Riedlingen aufgenom­
men. Die Stadt Horb protestierte schärfstens gegen das Vorgehen und verlangte, 
daß die Orte auch weiterhin von der ständischen Steuer frei gelassen werden oder 
wenigstens ihre Beiträge mit zur Bezahlung des Söldenquantums der Stadt dienen 
und von ihr eingezogen werden sollten. Die Kommission beritt die Orte jedoch !LOtZ­

des Protestes der Stadt. Riedlingen, das seine Spitaluntertanen vorher mit der Hälf­
te des städtischen Steueransatzes belegt hatte, ließ ebenso wie Mengen die Beraitung 
seiner Dörfer ohne Widerspruch geschehen 48. Die Stadt Ehingen forderte, daß ih-

47 UP 1680-82 p . 360' f. 
48 Mengen hatte bis 1682 seine SpitaIdörfer an einer einfachen städtischen Steuer von 453 n 

in Heudorf mit 20 f1 (4,4"70) und in Granheim mit 6 n (1,3%) beteiligt. 
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ren Rechten an den SpitaIorten, die durch der spital industria und wohlhausen er­
worben worden waren und weder österreichische Mediatorte noch immediate Ka­
meralorte wären, keinen Abbruch getan würde, ließ aber die Aufnahme der Orte 
hingehen. Saulgau wurde dagegen gestattet, seine Höfe in Schwarzach', Moosheim, 
Nonnenweiler und Engenweiler weiter für sich steuern zu lassen - Moosheim mit 
4 fl, alle anderen zusammen mit 9 fl- und rechnete die 13 fl der Steuer zu den Bei­
nutzungen der Stadt 49. In den anderen Städten wurde der Besitz des Spitals gar 
nicht eigens aufgeführt, sondern gleich zu den Beinutzungen gerechnet. Insgesamt 
gelang die Einbeziehung der SpitaJorte der schwäbisch-österreichischen Städte, so­
weit sie bis dahin noch steuerfrei gewesen waren, in das Kollektationswesen der 
Stände ohne größere Schwierigkeiten so. 

7.4. DIE BEMESSUNGSGRUNDLAGEN ZUR FESTSETZUNG DER SÖLDEN 

Die Ergebnisse der Beraitung von 1680/ 82 bieten für die Herrschaften der 
schwäbisch-österreichischen Landstände bei aller Kritik im einzelnen und unter Be­
rücksichtigung dessen, was bei einer Landesaufnahme im 17 . Jahrhundert über­
haupt an Genauigkeit zu erreichen war, einen hervorragenden Überblick über die 
sozialen und wirtschaftlichen Zustände in diesen Herrschaften, wie er für frühere 
Epochen und alle schwäbisch-österreichischen Stände so umfassend nicht existiert SI . 

Die Errechnung des Matrikularanschlages für die einzelnen Stände auf Grund der 
Beraitungsergebnisse stellte die Kommission jedoch vor außerordentliche S~hwierig­
keiten, da man sich bei der Aufstellung der Fragepunkte, die jedem Stand vorgelegt 
worden waren, offensichtlich nicht über deren mögliche fiskalische Verwendbarkeit 
im klaren war. In mehreren Fällen war die Fragestellung nicht präzise genug, in an­
dem die Antworten ungenau, und bei einem erheblichen Teil fehlte jedes Kriterium 

49 UP 1680·82 p. 458-461 
so Vgl. die Zusammenstellung der schwäbisch-österreichischen Städte mit Spital besitz, 

Gründung und rechtliche Stellung der Spitäler zu der Stadt bei R. SEIGEL, Spital und Stadt 
S. 14, 20f. 

SI Dazu allgemein M. SCHAAB, Die Anfänge einer Landesstatistik S. 89·94. Der Text des 
Universalsteuerberaitungsprotokolls wurde von dem verdienten Rottenburger Stadtarchivar 
Dr. Franz Haug zwischen 1934 und 1941 an verschiedenen, zum Teil nicht mehr zu verifizie­
renden Stellen veröffentlicht. (F. HAUG, Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte einiger hohenzo1-
lerischer Gemeinden. - In: HJH 4/ 1935 S. 27f., 33-35, 46f.; 5/ 1936 S. 5f., 1Of., 16f., 27f.; 
DERS., Zur Wirtschaftsgeschichte der niederhohenbergischen Dörfer. - In: Sülchgauer 
Scholle 11-13/ 1938 S. 42-49; DERS. , Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte der ehemaligen Herr­
schaft Kirchberg und Kloster Wiblingen. - In: Mitt. d. Ver. f. Kunst u. Altertum in Ulm u. 
Oberschwaben 31/1941 S. 149-157) Weitere, bibliographisch nicht mehr zu ermittelnde Veröf­
fentlichungen sind in der Würdigung F. Haugs zu seinem zehnjährigen Todestag angeführt. 
(A. PFEFFER, Dem Andenken an Dr. Franz Haug. Zum zehnjährigen Todestag des verdienten 
Heimatforschers. - In: Hohenberger Warte 2/1955 Nr. 9. September 1955) Eine Neuedition 
des gesamten Protokolls bereite ich vor. 
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für eine Vergleichbarkeit der Angaben. So waren die Angaben zu dem Punkt Bela­
stungen durch Gülten, Auf- und Abfahrt, Handlohn, Fronen und Landgarbe derar­
tig vielgestaltig, daß sie für eine Berücksichtigung bei der Steuerzuteilung von vorn­
herein ausschieden . Der Zehnt, der 1628/ 31 noch weitgehend als Hilfsmittel zur Be­
stimmung des Ertrags der Dorf- und Stadtmarkungen herangezogen werden konn­
te, war 1680/82 in den meisten Fällen unter zahlreichen Besitzern aufgeteilt, so daß 
die Untertanen seine Höhe oft nicht mehr anzugeben vermochten, da ihn die Besit­
zer häufig mit den Zehnten aus anderen Orten zusammen einzogen. Wegen der un­
terschiedlichen Maßverhältnisse und des insgesamt geringen Anteils an Eigenbesitz 
ließ die Kommission auch den Verkaufswert der Äcker und Wiesen bei der Steuer­
zumessung unberücksichtigt. Ebenso blieben die Angaben zu den durchschnittli­
chen Betriebsgrößen der einzelnen bäuerlichen Betriebe, die nicht individuell erfaßt 
worden waren, zu global, als daß sie für eine gleichmäßige Steuerbelegung hätten 
verwendet werden können. Der Pferde-, Vieh- und Gespannbesitz war zwar wie 
1628/ 31 mit aufgenommen worden, blieb aber bei der Söldenberechnung unberück­
sichtigt. Der Kapitalbesitz der Untertanen und Kommunen hatte der Kommission 
global angegeben werden müssen, für den Söldenansatz wurde er jedoch nur inso­
weit relevant, als das passive das aktive Vermögen überall bei weitem überstieg und 
als Besteuerungsgrundlage ausschied 52. 

52 Keine Angaben enthielt das Steuerberaitungsprotokoll für Bierstetten, Biberbach, Bur­
gau und Scheppach, Erbach, Großkötz, Holzheim und Bubesheim, Konzenberg, Landensberg 
und Röfingen. 
Ehingen gab an: Gemeindeschulden 160 548 n 

Privatschulden 500 728 n 
Zinsextanzen 4 332 n 

Die im Vergleich zu anderen Ständen außerordentliche Höhe der Verschuldung ist mir nicht 
erklärlich. Bereits 1728 gab Ehingen seine Verschuldung nur noch mit 21 ()()() n an, so daß die 
Stadt ihre Schulden offensichtlich auf einer anderen Basis als die anderen Stände berechnete. 
Die Angabe von 1728: LP 2·, 15 . Jan.-4. Febr. 1728 
Waldsee: In Waldsee war nur die kommunale Verschuldung aufgenommen worden. 
Landvoglei Schwaben: Von den 225 275 n Schulden waren allein 101 Oll n Schulden des Am­
tes Oberamt der Landvogtei (298 n je Kontribuent) . Der Rest von 124 264 n vertei lte sich auf 
die übrigen Ämter (87 n je Kontribuent). 
Von den gesamten Schulden entfielen I 403 977 n auf die Städte Schwäbisch-Österreichs (oh­
ne Burgau und Tengen), was 49010 entspricht. Ohne die außerordentlich hohe Verschuldung 
Ehingens waren es noch 738 369 n oder 33010 . In den schwäbisch-österreichischen Städten ein­
schließlich Burgaus, Ehingens und Tengens wohnten jedoch nur 3896 oder 28 ,5010 der Kontri­
buenten. 
Städtische Verschuldung pro Kontribuent (mit Ehingen): 
Städtische Verschuldung pro Kontribuent (ohne Ehingen): 
Landschaftliche Verschuldung pro Kontribuent: 

362 n 
190 n 
152 n 
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Verschuldung der einzelnen schwäbisch-österreichischen Stände um 1680 

Stadt oder Herrschaft Private und öffent- Verschuldung pro 
liche Verschuldung Kontribuent 

Ehingen 66560811 1800 11 
Saulgau 8000011 66511 
Mägdeberg u. Mühlhausen 2902011 58011 
Radolfzell 9500011 510 11 
Radolfzeller Dorfschaften 5807011 490 11 
Hitzkofen 8340 11 41511 
Tengen 46 70311 410 11 
Hilzingen 3914511 40311 
Stetten am kalten Markt 3640011 40011 
Stockach 1587611 37011 
Riedlingen 73300 11 360 11 
Veringenstadt 20 56611 33811 
Oberhohenberg 209 21411 32811 
Altdorf 3900011 30311 
Nellenburg 16191311 300 11 
Stadt Sigmaringen 21800 11 28311 
Horb 8720211 260 11 
Horber Spitalorte 1910411 25511 
Mengen 4304611 25411 
Binsdorf 1983011 25211 
Aach 1653611 25211 
Dörfer d. Gfsch. Veringen 24 71911 25011 
Gutenstein 2669611 25011 
Langenenslingen und Billafingen 1425711 23411 
Bussen 3836811 21911 
Dörfer d. Gfsch. Sigmaringen 4545711 21411 
Heiligkreuztal 5806011 21011 
Kallenberg 3623611 20711 
Schömberg 2634811 177 11 
Waldsee 30000 11 17611 
Dörfer d. Hersch. Oberndorf 41 010 11 171 11 
Herrsch. Weißenhorn 6177911 16911 
Berg 689211 16811 
Munderkingen 28213 11 15611 
Schelklingen 1051511 13711 
Landvogtei Schwaben 22527511 12811 
Rottenburg 10355811 12211 
Nordstetten 393011 11911 
Obernau 422611 11411 
Obenhausen 554511 113 11 



Stadt oder Herrschaft 

Kloster Wald 
Herrschaft Wald 
Horber Amtsorte 
Weißenhorn 
Niederhohenberg 
Günzburg 
Urspring 
Schramberg 
Kirchberg 
Warthausen 
Singen 
Mengener Dorfschaften 
Ehinger Dorfschaften 
Reute 

Gesamtverschuldung und durchschnittliche 
Verschuldung pro Kontribuent 

Ohne Ehingen 

Private und öffent-
liehe Verschuldung 

10 970 fl 
18000fl 
14787 fl 
II000fl 
76616 fl 
25000 fl 

7944 fl 
24 088 fl 
15700 fl 
11 120 fl 
4000 fl 

396 f1 
3791 fl 
1300 f1 

2882366 f1 

2206 758 fl 
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Verschuldung pro 
Kontribuent 

109 fl 
97 fl 
94 fl 
94fl 
88 fl 
86 fl 
71 fl 
60fl 
43 fl 
38 fl 
36 fl 
33 fl 
32 fl 
25 fl 

246f1 

198 fl 

Die Frage nach der Berufsgliederung in den einzelnen Herrschaften war von nahe­
zu allen Ständen beantwortet worden, doch hatte die für das Anerbengebiet Ober­
schwabens konzipierte Unterscheidung nach ganzen, halben Bauern, Seldnern und 
Einrösslern und ihrem jeweiligen Besitz in dem Realteilungsgebiet Hohenbergs kei­
ne Funktion SJ. Bei der Frage nach den Gewerbetreibenden war in fast allen Fällen 
nicht die Zahl der wirklich das Gewerbe Ausübenden, sondern die Zahl derer, die 
das jeweilige Gewerbe erlernt hatten, angegeben worden, weshalb auch von dieser 
Basis her keine Söldenzuteilung vorgenommen werden konnte. 

Die Steuerberaitungskommission einigte sich deswegen auf ihrer Abschlußsitzung 
unter dem Vorsitz des Regimentsrates Franz Anton Troyer und des Kammerrates 
Franz Rudolf von der Halden, die Söldenzuweisung für die einzelnen Stände auf 
Grund weniger, im Verhältnis zu den bei der Steuerberaitung erfragten Angaben au­
ßerordentlich reduzierten, dafür aber vergleichbaren Kriterien vorzunehmen. 

S3 Zu Anerben- und Realteilungsgebiet s. H. RÖHM, Die Vererbung des landwirtschaftli­
chen Grundeigentums S. 66-96 
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I. Ganz Schwäbisch-Österreich sollte zu 700 Sölden angelegt werden 54. 

2. Besteuerungsgrundlagen sollten Grundbesitz, Hausbesitz, Kontribuentenzahl 
und Gewerbe sein. 

3. Zum Grundmaß bei der Berechnung der Grundsteuer wurde das Ehinger 
Feldmeß bestimmt (I Jauchert = 180 Ruten; I Rute zu 12 Nürnberger Werk­
schuh gerechnet) 55, auf das alle bei der Steuerberaitung erfaßten Güter, 
Äcker, Wiesen und Weingärten umgerechnet wurden 56. 

4. Das wesentliche Kriterium für den Steueranschlag der in das Ehinger Meß 
umgerechneten Flächen war die Rechtsqualität des Bodens. Es galten bei den 
Äckern 
I eigener Jauchert 
I 1/2 erblehenbare Jauchert 
2 leibfällige Jauchert 
als ISteuerjauchert. 

Die Weingärten wurden wegen ihres größeren Wertes doppelt so hoch ange­
schlagen: 
I Jauchert Weingarten 
gleich 2 Steuerjauchert. 

Bei den Wiesen wurde unterschieden in ein- und zweimädige Wiesen. Die 
zweimädigen Wiesen wurden wie Äcker berechnet: 

I Tgw eigene zweimädige Wiese 
I 1/2 erblehenbare zweimädige Wiese 
2 Tgw leib fällige oder schupflehenbare zweimädige Wiese 
gleich ISteuerjauchert. 

Die einmädigen Wiesen oder Gärten wurden nur halb so hoch angeschlagen: 
2 Tgw eigene einmädige 
3 Tgw erblehen bare einmädige und 
4 Tgw leibfällige oder schupflehenbare einmädige Wiese 
gleich 1 Steuerjauchert. 

Ober den so errechneten Betrag hinaus wurden, um den unterschiedlichen 
Ertrag zu berücksichtigen, in fruchtbaren Gegenden zusätzliche Sölden auf­
erlegt, in weniger fruchtbaren Herrschaften einige abgezogen 57 . 

54 Maßgebend dafür war die letzte ständische Matrikel vor der Beraitung von 1679, bei der 
Schwäbisch-Österreich mit 709 5/ 6 Sölden angelegt worden war. (HST A ST B 30 Bü 261; 
27./28. Febr. 1679) 

55 Der Ehinger Schuh hatte nach einer Maßzeichnung in einem Schreiben von Bürgermei­
ster und Rat der Stadt Schömberg an das Ehinger Direktorium eine Länge von 30,S cm, der 
normale Nürnberger Werkschuh eine Länge von 30,38 cm. Der geringe Unterschied ist sicher 
durch eine Ungenauigkeit der Zeichnung zu erklären (Schreiben vom 26. Juni 1744, HSTA ST 
B 30 Bü 273; zu den verschiedenen Schuhen s. H. JANICHEN, Beiträge zur Wirtschaftsge­
schichte S. 81) 

56 Die Umrechnungen finden sich im Kleinen Steuerberaitungsprotokoll (HST A ST B 30 
Bü 262) 

57 HSTA ST B 30 Bü 262 
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Zusätzliche Sölden wegen überdurchschnittlicher Fruchtbarkeit erhielten: 

Altdorf 1/2 Söld Niederhohenberg 2 1/2 Söld 
Biberbach 1 Söld Riedlingen 2 Söld 
Burgau 1 Söld Rottenburg 5 Söld 
Bussen 3 Söld Saulgau Söld 
Ehingen 2 Söld Seifriedsberg 1 1/ 2 Söld 
Günzburg 2 Söld Schömberg 1/ 2 Söld 
Heiligkreuztal 1 Söld Landvogtei Schwaben 2 Söld 
Horb 2 Söld Singen 1 1/2 Söld 
Mengen 1 1/ 2 Söld Waldsee 2 Söld 
Mühlhausen 1/ 2 Söld Stadt Weißen horn 1 1/2 Söld 
Munderkingen 1 1/ 2 Söld Herrsch. Weißenhorn I Söld 

Vennindert wurde der Söldenanschlag bei folgenden Ständen: 
Gutenstein - 1/ 2 Söld Oberndorf - 1 Söld 
Kallenberg - 2 Söld Kloster Wald - 1 Söld 
Langenenslingen 
u. Billafingen - 1 Söld 

Ganz Schwäbisch-Österreich hatte nach dieser Berechnung 135 742 Steuer­
jauchert von Äckern, Wiesen und Weingärten ~8. 

Auf je 1000 Jauchert wurden 3 Sölden ausgeworfen, was 407 Sölden ergab . 
Dazu kamen 34 Sölden durch Auf- oder Abschlag wegen größerer oder gerin­

gerer Fruchtbarkeit der einzelnen Herrschaften, so daß der Anteil der Grund­
steuer an dem Söldenaufkommen von 1683441 Sölden betrug . 

5. Der zweite wesentliche Teil der Steuer von 1683 war eine Kopf- und Häuser­

steuer. Seide wurden nach dem gleichen Prinzip mit Sölden belegt : 

100 städtische Bürger gleich 
200 Untertanen auf dem Land gleich 

100 städtische Häuser gleich 

I Sold 
I Sold 
I Sold 

200 Hauser auf dem Land gleich I Sold 

Nach der Beraitung von 1680/ 82 hatte Schwäbisch Österreich 13 640 Kontri­

buenten einschließlich der Witwen und Waisenpflegschaften und 12840 Häu­
ser ~9. 

~8 Nach der Zusammenstellung im Kleinen Steuerberaitungsprotokoll (HST A ST B 30 
Bü 262 p. 43-50). Der Rezeß vom 8. FebL 1683 gibt die falsch addierte Zahl 137 815 Jauchert 
(HST AST B 29 Bü 20). In dieser Zahl sind die Güter von Sigmaringen, nicht aber von Erbach 
und Schramberg enthalten. Erbach wurde nicht beritten und in Schramberg war es nicht mög­
lich, den Umfang der Güter zu bestimmen, so daß die Herrschaft ein vertragsmäßiges Quan­
tum von 23 Sölden übernahm. 

~9 Beides korrigierte Zahlen nach dem Universalsteuerberaitungsprotokoll von 1680/ 82 (SA 
Ro) . Der Rezeß vom 8. FebL 1683 ging von den falsch addierten Zahlen 13 955 Kontribuenten 
und 12 801 Häuser aus. 
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6. Das Gewerbe wurde in den Städten und den beiden Märkten Altdorf und 
Krumbach je nach deI]! geschlitzten Gesamteinkommen miLkl Sölden be­
legt: 

Riedlingen 3 Sölden 
Rottenburg 3 Sölden 
Ehingen 2 Sölden 
GUnzburg 2 Sölden 
Horb 2 Sölden 
Mengen 2 Sölden 
Munderkingen 2 Sölden 
Radolfzell 2 Sölden 
Saulgau 2 Sölden 
Waldsee 2 Sölden 
Altdorf I Sold 
Krumbach I Sold (auf Markt und Gewerbe) 
Oberndorf I Sold (auf Beinutzungen und Gewerbe) 

Zusammen: 25 Sölden 

In den anderen Städten wurde das Gewerbe für einen Steueranschlag als zu 
unbedeutend angesehen. 

7. Schließlich wurde auf die städtischen Beinutzungen (Markt, Bürgergeld, Um­
geld, städtische Regalien, Brückenzoll, Markt, Dorfsteuern und Wald) je 
nach Höhe des erzielten Einkommens 1-4 Sölden zusätzlich gelegt: 

Radolfzell 
Riedlingen 
Ehingen 
Horb 
Mengen 
Munderkingen 
Rottenburg 
Saulgau 
GUnzburg 
Weißenhorn 

Zusammen: 

(Regalien und Markt) 
(Regalien und Markt) 
(Beinutzungen und Pfandschaft) 
(Umge1d, MUhle) 

(Wald, Weide, Dorfsteuern) 

4 Sölden 
4 Sölden 
3 1/2 Sölden 
3 Sölden 
3 Sölden 
3 Sölden 
3 Sölden 
3 Sölden 
2 Sölden 
I Sold 

29 Sölden 

Die Beinutzungen der zwölf anderen Städte wurden wegen ihrer Geringfügig­
keit steuerfrei gelassen 60. 

60 Die Angaben zu Punkt 6 und 7 nach dem Kleinen Steuerberaitungsprotokoll (HST A ST 
B 30 Bu 262). Die Bemessungsgrundlagen der Steuer nach dem Rezeß vom 8. Febr. 1683 
(HST A ST B 29 Bu 20) 
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Nach diesen Bemessungsgrundlagen sollte sich die Söldensteuer aus den folgenden 

Teilen zusammensetzen 61: 

Grundsteuer 
Kopf- und Häusersteuer 
Gewerbesteuer 
Steuer auf Beinutzungen 

447 Sölden 
1995ölden 
25 Sölden 
29 Sölden 

7.5. DIE MATRIKEL VON 1683 

64,0 "'0 
28,4 "'0 
3,5 "'0 
4,1 "'0 

Die von der Steuerberaitungskommission festgesetzten Besteuerungsprinzipien 

wurden dem eigens dafür einberufenen Landtag am 4. Februar 1683 vorgelegt, bera­

ten und einhellig gutgeheißen, worauf die Kommission die neuen Matrikularan­

schläge errechnete, die vom Plenum des Landtags am 8. Februar verabschiedet wur­
den. Im einzelnen erhielten die Stände folgende Anschläge 62: 

61 Ich gehe dabei von der falsch addierten, aber für die Berechnung der Steuer effektiv ver­
wendeten Zahl der Steuerjauchert im Rezeß vom 8. FebL 1683 aus. 

62 Die Matrikel von 1679: HSTA ST B 30 Bü 261 ; die Matrikel von 1683: Rezeß vom 8. 
FebL 1683 HSTA ST B 29 Bü 20. Die Anordnung der Stände in der Tabelle folgt der Malrikel 
von 1683, die ausdrücklich als Rangfolge bei Abstimmungen im Landtag galt. 
Anmerkungen zu einzelnen Anschlägen: 
Ehingen: Der Anschlag von 1679 enthielt noch die Anteile von Schelklingen und Berg, damals 
noch Pfandschaften der Stadt, so daß der Abzug von 6 Sölden keine wirkliche Verminderung 
des Quantums der Stadt darstellte, nur 5 Sölden wurden ihr wirklich abgenommen. 
Landvogtei Schwaben: Altdorf steuerte 1679 mit der Landvogtei Schwaben, so daß auch dort 
die reelle Verminderung nur 6 Sölden betrug. 
Kirchberg: Die Herrschaft war 1679 mit Wiblingen angeschlagen. Der Ansatz von bei den stieg 
von 19 auf 26 Sölden. 
Sigmaringen: Sigmaringen war 1679 mit Wald zusammen besteuert worden. Der Söldenanteil 
von bei den erhöhte sich von 8 auf 22 Sölden. 
Günzburg: Von 1683 ab wurden die österreichischen Untertanen in Balmertshofen, Denzin­
gen, Elchlishausen, Kissendorf und die drei Höfe der Pfarrei Günzburg zu Opferstetten 
[Oxenstetten) zusammen mit Günzburg kollektiert, weswegen der Stadt zwei Sölden mehr auf­
erlegt wurden. 
Obernau: Die Stadt hatte 1679 zusammen mit Hohenberg gesteuert. 
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Herrschaft Matrikularanschlag Ma trikularanschlag Zunahme/ 
1679 1683 Abnahme 
Sölden Prozent Sölden Prozent 

1. Ehingen 36 5,2% 25 3,6% - 30,8% 
2. Hohenberg 

Rottenburg (36 5,1%) 
Horb (16 2,3%) 
Horbische 
Spitalflecken ( 4 0,6%) 
Horbische 
Amtsflecken ( 7 1,0%) 
Schömberg ( 7 1,0%) 
Binsdorf ( 4 0,6%) 
Niederhohenberg (40 5,7%) 
Oberhohenberg (36 5,1%) 

Zusammen: 148 1/2 20,9% 150 21,4% + 2,4% 
3. Radolfzell 25 3,5% 12 1,8% 

Radolfzeller 
Dorfschaften 10 1,5% 8,6% 

4. Munderkingen mit 
Dorfschaften 17 2,4% 14 2,0% - 16,7% 

5. Landvogtei Schwaben 84 11,9% 72 10,4% - 12,7% 
6. NeUenburg 38 5,4% 26 3,7% - 31,5% 
7. Kirchberg 19 2,7% 17 1/2 2,5% 
8. Herrsch. Weißenhorn 19 2, 7% 15 2,1 % - 22,2% 
9. Wald see 18 2,5% 14 2,0% - 20,0% 

10. Riedlingen 20 2,8% 21 3,0% 7,1% 
11. Saulgau 18 2,5% 12 1,8% - 28,0% 
12. Mengen 17 2,4% 17 2,4% 
13. Seifriedsberg mit 

Ruhfelden 20 2,8% 18 2,6% 7,1 % 
14. Biberbach 9 1,3% 11 1/2 1,6% + 23,0% 
15. Sigmaringen 8 1,2% 16 2,3% + 91,0% 
16. Veringen 9 1,3% 8 1,1 % - 15,4% 
17. Wart hausen 13 1,8% 11 1,6% - 11,2% 
18. Herrschaft Wald 5 0,7% 5 0,7% 
19. Günzburg u. Hochwang 15 2,1 % 17 2,4% + 14,3% * 
20. Stadt Weißenhorn 15 2,1 % 11 1,6% - 23,8% 
21. Burgau mit Scheppach 10 1,4% 9 1,3% - 42,8% 
22. Stockach 5 0,7% 3 0,4% - 42,8% 
23. Aach 4 0,6% 4 0,6% 
24. Altdorf 6 0,9% * 
25. Schelklingen 3 0,4% 
26. Schram berg 12 1,7% 23 3,3% + 94,1 % 
27. Gutenstein 6 0,8% 5 0,7% - 12,5% 
28. Singen u. Niederhofen 6 0,8% 7 1;0% + 25,0% 
29. Tengen 6 0,8% 7 1,0% + 25,0% 
30. Werenwag 9 1,3% 8 1,1 % - 15,4% 
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Herrschaft Matrikularanschlag Ma trik ularanschlag Zunahme/ 
1679 1683 Abnahme 
Sölden Prozent Sölden Prozent 

31. Krumbach u. Hürben 6 0,8% 5 0,7% - 12,5% 
32. Heiligkreuztal 61 /2 0,9% 13 1,9% + 11l ,O% 
33. Hilzingen 8 1,2% 9 1,3% + 8,3% 
34. Erbach 5 0,7% 3 0,4% - 42,9% 
35. Berg 3 0,4% 
36. Mühlhausen 3 0,4% 3 0,4% 
37. 0berndorf 15 2,1% 16 2,3% + 9,5% 
38. Offingen 1 0,1 % 1/2 0,1 % 
39. Unlingen 7 1,0% 4 0,6% - 40,0% 
40. Altheim 6 0,8% 4 0,6% - 25,0% 
41. Hailtingen u. Dentingen 3 0,4% 2 0,3% - 25,0% 
42. Kallenberg 6 0,8% 7 1,0% + 25,0% 
43. Reute 4 0,6% 2 1/ 2 0,4% - 33 ,3% 
44. Bierstetten 4 0,6% 3 1/2 0,5 % - 16,7% 
45. Urspring 8 1,2% 8 1,1 % 8,3% 
46. Kloster Wald 6 0,9% 
47. Wiblingen 8 1/2 1,2% 
48. Langenenslingen und 

Bil1afmgen 4 0,6% 5 0,7% + 16,7% 
49. Hitzkofen 1/2 0,1% 1 1/2 0,2% + 50,0% 
50. Nordstetten 1 0,1 % 1 1/ 2 0,2% + 50,0% 
51. Emerkingen 0,1 % 1/2 0,1% 
52. Holzheim u. Bubesheim 4 0,6% 3 1/ 2 0,5% - 16,7% 
53. Großkötz 2 0,3% 3 1/ 2 0,5 % + 66 ,6% 
54. Röfingen 1 0,1% 1 0,1 % 
55. Landensberg 1/3 1 0,1 % 
56. Stetten a. k. M. 0,1 % 1 1/ 2 0,2% + 50,0% 
57. Konzenberg 0,1% 1 0,1 % 
58. 0bernau 1 1/2 0,2% 
59. Obenhausen 1 1/ 2 0,2% 

Zusammen: 7095/6 700 

Die prozentual teilweise erhebliche Veränderung der Matrikelansätze für einzelne 

Stände rechtfertigte den großen Aufwand für die Matrikelrenovation . Der Sölden­

anteil von 27 Ständen war verringert worden, der von 21 Ständen erhöht und der 
von sieben Ständen gleich geblieben. Bezeichnenderweise war jedoch der Ansatz 

von fast allen Städten - Riedlingen und Sigmaringen ausgenommen - gesenkt 
worden, wobei die Verminderung bei Saulgau, Waldsee, Munderkingen und Wei­
ßenhorn am deutlichsten ausfiel. Stark erhöht wurde der Anteil von Kirchberg und 

den kleinen burgauischen Herrschaften, während Heiligkreuztal und Sigmaringen 
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wieder mit dem vollen Ansatz, der 1675 wegen der doppelten Belegung durch den 
Schwäbischen Kreis halbiert worden war, in die Matrikel aufgenommen wurden. 
Durch den getrennten Ansatz von Kloster Wald vermehrte sich allerdings die Bela­
stung von Sigmaringen um sechs Sölden. Ein geringeres Quantum hatten die Land­
vogtei Schwaben und NeUenburg zu leisten, während der Anteil von Hohenberg na­
hezu unverändert blieb. 

Ein problematischer Teil bei der Steuerfestsetzung von 1683 war die Differenzie­
rung bei der Festsetzung der Grundsteuer, die einen wesentlichen Teil des gesamten 
Steueraufkommens erbrachte, nach der rechtlichen Qualität des Grundbesitzes. Die 
Steuerberaitungskommission ging dabei von der Annahme aus, daß ein besseres Be­
sitzrecht gleichzeitig wirtschaftliche Vorteile mit sich brachte, daß nämlich die Bela­
stungen für die bäuerlichen Betriebe bei Erblehenbesitz geringer als bei Fallehen und 
bei Eigenbesitz geringer als bei Erblehenbesitz waren. Im bäuerlichen Alltag hatten 
sich diese Unterschiede zu Ende des 17. Jahrhunderts jedoch schon weitgehend ver­
wischt. Besonders im Realteilungsgebiet war der Grundherr in vielen Fällen gar 
nicht mehr in der Lage, den Leibfall durchzusetzen. Als Württemberg in der Mitte 
des 18. Jahrhunderts im Klosteramt Adelberg nochmals die Fallehenbarkeit der Gü­
ter wirklich realisierte, wurde das von den Untertanen bereits als Verstoß gegen ihr 
gutes Recht angesehen 63. Die Feststellung Strobels, daß sich die bäuerlichen Besitz­
rechte im badischen Amt Hochberg bis zum Ende des 18. Jahrhunderts stufenweise 
dem zinsbelasteten Volleigentum näherten, traf in den meisten Herrschaften 
Schwäbisch-Österreichs schon für den Beginn des 18. Jahrhunderts zu 64. Eine deut­
liche Differenzierung war noch in den kleineren Herrschaften feststellbar, in denen 
der Grundherr durch die Verbindung mit der Niedergerichts- und zum Teil auch der 
Hochgerichtsherrschaft einen stärkeren Einfluß auf die Untertanen nehmen konnte. 
In diesen Herrschaften durfte der Fallehenbesitz nicht hypothekarisch belastet wer­
den, was im Gebiet der Landvogtei Schwaben durchaus üblich war 65. Bezeichnen­
derweise gaben die Untertanen von Oberhohenberg bei der Steuerberaitung von 
1681 einen beträchtlichen Teil ihrer Güter als eigen an, die in Wirklichkeit herr­
schaftseigen (= fallehenbar) waren, wie sie auch erbschätzbare Güter (= Schupfle­
hen) als Erblehen aufnehme ließen. Ebenso wurden die Fallehenhöfe des Klosters 
Alpirsbach in Wehingen als Erblehen deklariert 66. Durch die durchweg hohe hypo-

63 TH. KNAPP, Die GnadenJehen des Klosters Adelberg. - In : DERS., Beiträge zur Rechts­
und Wirtschaftsgeschichte S. 233-251 

64 A. STROBEL, Agrarverfassung S. 60-78 
65 Vgl. die Angaben im Universalsteuerberaitungsprotokolt zu Witzighausen, Pfandschaft 

Kirchberg p. 98f; Emerkingen p. 509'-513; Bussen p. 338'-350; Großkötz p. 6'-8; Holzheim 
p. 93-94; Reute p. 427'-433; Urspring p. 531-540. Dagegen die Landvogtei Schwaben p. 436'-
456 

66 Dem nur wenige lahre in Oberhohenberg amtierenden Obervogteiverwalter Georg Ulrich 
von Pllaumern (Pllummern) (1680-1683) war der Irrtum entgangen. Erst sein Nachfolger 10-
hann Meinrad von Arzt (1683-1704) bemerkte den Fehler. Zusätzlich war das Oberhohenber­
ger Feldmeß um 1/ 3 zu groß abgegeben worden, wie er durch eine Nachmessung durch einen 
geschworenen Feldmesser nachwies. (HST A ST B 30 BO 262) 
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thekarische Belastung des Eigenbesitzes war er mitZinsen fast ebenso beschwert wie 

Erblehen oder FaUehen, so daß das Besitzrecht als Faktor der Produktionsbedin-
gungen der bäuerlichen Wirtschaft kaum eine Rolle spielte. Umso ungerechtfertig-
ter war die doppelte bzw. anderthalbfache Besteuerung einer Gemeinde auf Grund 
ihres Eigenbesitzes im Verhältnis zu Gemeinden mit Erb- und FaUehen. Im wesentli-
chen wurden die Städte Schwäbisch-Österreichs von dieser unterschiedlichen Be-

steuerung getroffen, wo 63070 der Ackerfläche Eigengut waren gegenüber nur 15% 
in den Landschaften 67. 

Rechts/arm des Besitzes an Ackerland in den Städten Schwäbisch-Österreichs um 
1680 

Stadt Äcker: eigen % erblehen % fallehen % cornelier- % 
eigen 

Aach 735 735 100 
Binsdorf 581 206 35 375 65 
Burgau 1413 Nicht differenziert 
Ehingen 2434 1288 53 39 2 1107 45 
Fridingen Keine Angaben 
Günzburg 973 880 90 93 10 
Horb 968 176 18 792 82 
Mengen 2180 883 40 808 37 489 23 
Munderkingen 937 937 100 
Oberndorf Keine Angaben 
Obern au 435 435 100 
Radolfzell 10 10 100 
Riedlingen 2521 947 37 1547 63 
Rottenburg 2881 1701 59 1180 41 
Saulgau 1102 902 82 200 
Schelklingen 318 260 82 39 12 19 6 
Schömberg 1024 813 79 211 21 
Stockach 346 346 100 
Iengen Keine Angaben 
Veringenstadt Keine Angaben 
Wald see 590 590 100 
Weißenhorn 793 793 

Zusammen: 20241 11920 63,S 3537 18,7 3162 16,8 200 

(Ehinger Meß, volle Jauchert) 

67 Die Tabellen beruhen auf den Aufstellungen im Kleinen Steuerberaitungsprotokoll 
(HSTA SI B 30 Bü 262). Die Verhältniszahlen beziehen sich nur auf den Ackerbesitz, nicht 
auf Wiesen, Gärten und Wälder. 

18 

1,0 
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Herrschaft Äcker eigen % 
insgesamt 

Berg u. Altbierlingen 817 65 8,0 
- I 

Biberbach 4200 285 6,8 
Bierstetten 1507 67 4,5 
Bubesheim u. Holzheim 1011 237 23,2 
Burgauische n. Orte Nicht beritten 
Bussen 2489 725 29,1 
Ehingische Dorfsch. 2076 115 5,5 
Emerkingen 183 
Erbach 989 31 3,2 
Großkötz 1027 
Günzburger Dorfsch. 277 214 77,5 
Gutenstein 2089 28 1,3 
Heiligkreuztal 5239 931 17,6 
Hilzingen 2612 [2508] 813 32 ,2 
Horbische Amtsorte 3199 
Horbische Spitalorte 1780 
Kallenberg 2923 994 35 ,0 
Kirchberg 5656 678 11 ,9 
Konzenberg 288 
Landensberg 406 11 2,7 
Langenenslingen 1570 1490 95,0 
Billafingen 327 100 45,7 
Hitzkofen 565 31 5,5 
Mengener Dorfseh. Ohne Angabe 
Mühlhausen 930 ~908! 
Nellenburg 7551 717 
Niederhohenberg 12391 11921] 1157 10,0 
Nordstetten 623 
Obenhausen 381 18 4,7 
Oberhohenberg 10694 4492 41,6 
~Orrigiert 1684: ] 7130 1533 21 ,5 

berndorf 4858 1056 21,7 
Radolfzeller Dorfsch. 3657 [3542] 172 4,8 
Reute 1224 
Riedlinger Dorfseh. Ohne Angabe 
Röfmgen 296 19 6,4 
Ronsberg Ohne Angabe 
Ruhfelden Ohne Angabe 
Saulgauische Dorfsch. Ohne Angabe 
Scheppach 967 217 22,4 
Schramberg Ohne Angabe 
Landvogtei Schwaben 26227 [26041] 4017 16,0 
Seifriedsberg 4882 272 5,6 
Sigmaringen 6309 1288 20,2 
Singen 2133 [2063] 191 9,3 
Stetten u. Hausen 1234 
Tengen 3236 684 21 ,1 
Urspring 2655 2 
Veringen 2406 1775 73 ,9 
Herrsch. Wald 1770 
Kloster Wald 3074 
Waldseer Dorfsch. Ohne Angaben 
Warthausen 3722 551 14,8 
Weißenhorn 4034 1614 40,0 
Werenwag 3404 477 14,0 
Wiblingen 2736 98 3,7 

Zusammen: 149002 22319 15,0 

Märkte: 
Altdorf 701 26 3,6 
Krumbach m. Hürben 586 337 57,5 
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erblehen % fallehen % corneliereigen (e) % 
Dritteläeker (d) 
Reu täeker (r) 

752 92,0 
970 23,0 2945 70,2 

1135 75,5 305 20,0 
9 0,9 765 75,9 

70 2,3 1694 68,6 
1961 94,5 

183 100,0 
958 96,8 

27 2,5 1000 97,5 
63 22,5 

1766 84,5 295 14,2 
788 14,9 3520 67,5 

1047 41,7 648 26,1 
3199 100,0 
1780 100,0 
1929 65,0 
534 9,6 4444 78,5 

288 lOO,O 
286 70,4 109 26,9 

80 5,0 
227 54,3 

480 84,9 54 9,6 

841 92,5 67 (d) 7,5 
3161 44,1 4011 55,9 

10766 90,0 
623 lOO,O 
106 27,8 257 67,5 

6202 58,4 
3283 46,0 1078 15,1 1236 (r) 17,4 
3802 78,3 
3370 95,2 

1224 100,0 

276 (erbL u. fall.) 

750 77,6 

844 3,2 21180 80,8 
1821 37,1 2789 57,3 
2266 35,8 2761 44,0 
1264 61,3 608 29,4 
806 65,2 428 34,8 

2552 78,9 
97 3,4 2556 96,4 

631 26,1 
1770 100.0 

192 6,2 2882 93,8 

3171 85 ,2 
490 12,0 1930 48,0 

1414 41,5 1513 44,5 
260 9,5 2378 86,8 

51855 34,7 73220 49,2 1608 1,1 

675 96.3 
249 42,S 
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Da zudem die Städte in der Kopf- und Häusersteuer doppelt so hoch wie die 
Landschaften angesetzt und Gewerbe und Beinutzungen ebenfalls nur in den Städ­
ten zur Feststellung des Steuerfußes herangezogen wurden, waren sie nach den Be­
steuerungsprinzipien von 1683 wesentlich stärker belastet als die Landschaften. 
Selbst unter Einbeziehung der Kontribuenten von Orten, die nominell das Stadt­
recht besaßen, funktional aber schon wieder zu Dörfern geworden waren wie Bins­
dorf, Fridingen, Obernau, Oberndorf und Schömberg 68, wohnten in den Städten 
Schwäbisch-Österreichs nur 3896 oder 28070 der Kontribuenten. Sie hatten jedoch 
mit rund 240 Sölden rund 34070 des Steueraufkommens zu tragen, was ihrer wirt­
schaftlichen Stellung nicht mehr entsprach 69. Durch den Dreißigjährigen Krieg war 
die Wirtschaft der Städte in ihrem Kern getroffen worden und hatte sich bei dem ge­
ringen Hinterland, das die habsburgischen Besitzungen in Schwaben darstellten, im 
Zeitalter der fortschreitenden handelspolitischen Abschließung des Kameralismus 
nicht wieder erholen können. Mit der zunehmenden Angleichung der gewerblichen 
Warenproduktion im dörflichen Bereich an die der Ackerbürgerstädte Schwäbisch­
Österreich~ mußte die unterschiedliche Art der Besteuerung zu Spannungen unter 
den Ständen führen. Ein wesentlicher Teil der Differenzen zwischen den städtischen 
und landschaftlichen Deputierten sind aus dieser Tatsache heraus zu verstehen. Sie 
führten um 1730 schließlich dazu, daß die landschaftlichen Deputierten sich weiger­
ten, gemeinsam mit den städtischen Vertretern in einem Plenum zu verhandeln, und 
ein Zweikammernsystem für die Landtage forderten 70. 

7.6. DIE UMLAGE DER STEUERN INNERHALB DER EINZELNEN STÄNDE 

Die Matrikelrenovation von 1683 beschränkte sich darauf, die SQldenquoten für 
die einzelnen Stände insgesamt festzulegen. Nur in wenigen Fällen wurde zur Ver­
meidung von Streitigkeiten die Gesamtsöldenzahl eines Standes zusätzlich auf die 
einzelnen Dörfer der Herrschaft verteilt 71. Bei der Beraitung der neuen Stände von 

68 Nusplingen und Tengen wurden bei der Steueranlage von 1683 bereits als Dörfer veran­
schlagt. (Rezeß vom 8. Febr. 1683, HSTA ST B 29 Bil 20) 

69 Völlig exakt ist der Anteil der städtischen Sölden nicht festzulegen, da eine Reihe von 
Städten (Ehingen, Gilnzburg, Munderkingen, Burgau. Oberndorf und Sigmaringen) zusam­
men mit den zugehörigen Dorfschaften veranschlagt wurde. Der Anteil aller Städte einschließ­
lich ihrer zugehörigen Dorfschaften war 266 Sölden, von dem rund 26 Sölden als Anteil der 
Dörfer abzuziehen ist. 

70 S. S. 326f. Die Ergebnisse der Untersuchung von H. Kellenbenz ilber die Wirtschaft der 
schwäbischen Reichsstädte nach dem Dreißigjährigen Krieg treffen im wesentlichen auch filr 
Schwäbisch-Österreich zu. (H . KELLENBENZ, Die Wirtschaft der schwäbischen Reichsstädte 
S. 128-165). Ober den Ausgleich zwischen städtischer und ländlicher Gewerbeproduktion s. 
die Darstellung Schremmers filr Bayern auf Grund der bayrischen Hoffußstatistik (E. 
ScHREMMER. Standortausweitung S. 1-40) 

71 Z. B. filr Kallenberg. Krumbach und Hilrben (HST A ST B 30 Bil 262; UP 1680-82 
p. 485') 
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1628/31 war die Belegung der Dörfer fast durchgängig üblich gewesen; lediglich 
Schram berg und Gutenstein hatten damals auf eigenen Wunsch die Verteilung unter 
sich selbst vorgenommen 72. 

Die Austeilung der Sölden innerhalb der alten Stände Schwäbisch-Österreichs, 
soweit es keine Städte waren, fiel den Landschaften der jeweiligen Herrschaften 
zu 73. Die genaue Verteilung wurde mehrfach durch Vertrag geregelt. Im Jahre 1550 
verglichen sich Amman und Rat zu Altdorf mit dem kleinen Ausschuß der Land­
vogtei Schwaben über die Verteilung der Steuer 74. Zu einem ähnlichen Vertrag we­
gen Steuer und Raiß kam es 1591, weil sich Altdorf zu hoch belegt fühlte. Man ei­
nigte sich, daß es bei Bewilligungen von Kriegsknechten beim Verhältnis 8 zu 92 
bleiben sollte, bei Geldbewilligungen Altdorf allerdings nur II fl von 100 fl des ge­
meinsamen Quantums zu zahlen hätte. Die enge Beziehung von Herrschaft und 
Landschaft äußerte sich auch hier wieder darin, daß beide Verträge vom Landvogt 
gesiegelt waren 75. 

Auch in Hohenberg wurde eine Regelung innerhalb des Standes in Zusammenwir­
ken zwischen Herrschaft und Landschaft, aber ohne den Landtag getroffen . Als 
nach dem Dreißigjährigen Krieg die Söldenverteilung innerhalb Hohenbergs infolge 
der Kriegsereignisse als total ungerecht empfunden wurde, setzte Erzherzog Ferdi­
nand Karl Andreas Hildenbrandt, v. ö. Kammerrat, Kanzleiverwalter und Verwal­
ter der Grafschaft Achalm, und Dr. Johann Wagner, Landschreiber der Herrschaft 
Hohenberg, als Kommissare ein, um eine von den Untertanen gewünschte Neuver­
te!lung zu erreichen. Sie zitierten die hohenbergischen Stände nach Rottenburg, lie­
ßen sich die Differenzen schriftlich und mündlich vorlegen, ebenso die Steuer- und 
Schätzungsbücher. Man war sich einig, daß bei den damaligen Zeitumständen eine 
völlige Neuberaitung nicht möglich war, und einigte sich deswegen auf eine vertrag­
liche, auf zwei Jahre befristete Neuverteilung; es ist dies die erste bekannte Steuer­
verteilung innerhalb der Herrschaft Hohenberg 76. An 100 Sölden sollten überneh­
men: 

Herrschaft An 100 Sölden An 150 Sölden Hohenbergs 

Rottenburg 
Niedere Herrschaft 
Horb 
Obere Herrschaft 
Schömberg 
Binsdorf 

72 S. S. 189 
73 S. S. 338-342 
74 5. Mai 1550 (HSTA ST B 17 BO 18" p. 229) 

35 
20 
20 
16 

5 
4 

75 25. Okt. 1591 (HSTA ST H 14/ 15 Nr. 247 p. 43-53) 
76 31. März 1648 (HSTA ST B 41 Bd. 12 p. 446-45 1) 

52,5 
30,0 
30,0 
24,0 

7,5 
6,0 
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In den kleineren · Herrschaften und den meisten Dominien wurde die Repartition 
der Steuer auf die einzelnen Dörfer des jeweiligen Standes von den Dorfausschüssen 
in Zusammenwirken mit den herrschaftlichen Beamten vorgenommen. 

In den meisten Fällen wurde den Dörfern und Weilern ein bestimmter Anteil des 
Söldenquanturns des gesamten Standes zugewiesen, so etwa in Niederhohenberg, 
wo jedes Dorf für einige; Sölden der Herrschaft selbst aufkommen mußte. Oberho­
henberg und Kloster Wald hatten als Grundlage der Verteilung einen Anschlag von 
100 fl zugrunde gelegt, von dem jedes Dorf einen bestimmten Anteil zu übernehmen 
hatte; bei höheren Anlagen wurde dieser Anteil entsprechend vervielfacht 77. 

Dorf Kontri- Prozentualer Anschlag Prozentualer Anteil 
buenten Anteil a. d. an 100 fl a. d. herrsch. 

Kontr. d. Anschlag 
Herrsch. 

Bubsheim 26 4,1 % 41112kr 4,2% 
Dautmergen 36 5,7% 4 fl 20 kr 4,4% 
Deilingen/Delkhofen 41 6,4% 71148 kr 7,8% 
Denkingen 69 10,8% l311 8 kr l3,2'7'0 
Dürbheim 65 10,1 % 8fl 8,0% 
Egesheim 23 3,6% 4fl16kr 4,3% 
Fridingen 70 11,0% 11 11 24 kr 11,4% 
Gosheim 37 5,7% 3 11 32 kr 3,6% 
Hausen i. Tann l3 2,2% 21110kr 2,2% 
Ratshausen 31 4,9% 311 3,0% 
Reichenbach 23 3,6% 2 fl 20 kr 2,4% 
Schörzingen 52 8,1% 811 4kr 8,1% 
Spaichingen 98 15,3% 181118kr 18,4% 
Wehingen 40 6,3% 6 11 10 kr 6,2% 
Weilen u. R. 14 2,2% 2 fl48 kr 2,8% 

Zusammen: 638 100,0% 100 fl 100,0% 

Ein ähnlich festes Verhältnis in der Verteilung der Steuern auf die einzelnen Äm­
ter kannte auch die Landvogtei Schwaben 78. 

Die Umlage des städtischen oder dörflichen Steuerquantums auf den einzelnen 
Kontributenten lag in der Zuständigkeit der Städte und Dorfgemeinden und berühr­
te das Interesse der Landstände nicht. Die jeweiligen Steuergem.einden waren dabei 
in der Wahl des Umlagemodus durchaus autonom. Selbst innerhalb einer Herr­
schaft konnte er variieren, wenngleich die Dörfer der meisten Herrschaften sich aus 

77 UP 1680-82 p. 200-232 (SA Ro) 
78 GAK Fasz. 209 Bü 108 
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Gründen der Billigkeit einander anglichen 79. Erstmals bei der Steuerberaitung von 

1680/82 nahmen die Landstände den in den einzelnen Städten und Dörfern ge­
bräuchlichen Modus der Steuerurnlage auf. 

Umfang und Art der zur Besteuerung herangezogenen Güter waren dabei außer­
ordentlich verschieden. In einer Reihe von Dörfern kannte man überhaupt keinen 
festen Steuerfuß, sondern die Angehörigen der Dorfgemeinde schätzten einander 
bei jeder Anlage secundum aequm er bonum, was innerhalb des engen sozialen Rah­
mens einer Dorfgemeinde ohne Verletzung der Billigkeit durchaus möglich war so . 
In den Gemeinden mit festem Steuersatz zählten fast immer die Häuser, die Äcker, 
gelegentlich Wiesen, Wälder und das Vieh zu den steuerbaren Gegenständen. Die 
Häuser wurden meist mit einem Einheitssatz besteuert, selten wurde nach Qualität 
oder der Rechtsform des Besitzes unterschieden 81. Auch die Äcker zog man in den 
meisten Fällen mit einem einheitlichen Satz in die Steuer (zwischen 1 und 
4 Kreuzer), gelegentlich wurde auch hier nach der Rechtsstellung (Scheppach, Hür­
ben, Bubesheim), der Qualität (Horbische Amts- und Spitaldörfer) oder der ange­
bauten Frucht - Sommer- oder Winterfrucht - (Seifriedsberg, Obenhausen) diffe­
renziert,-wobei die Brachfelder häufig steuerfrei blieben (Scheppach, Seifriedsberg, 
Schwackenreute). Daneben wurde das Bürgerrecht (Kiebingen, Weiler), die All­
mendgerechtigkeit (Reichenbach, Oberhohenberg) alleine oder bei des zusammen 
mit dem Haus angelegt. Vielfach wurde auch auf jede Ehe eine Bürgersteuer zwi­
schen 2 und 10 kr erhoben, durch die auch unvermögende Einwohner in die Kontri­
bution einbezogen werden konnten. Das Handwerk wurde in den Dörfern nur selten 
angelegt, in Sigmaringendorf, Thalheim, Hundersingen und Hitzkofen nach dem 
folgenden Schlüssel: Bauern 1-5 fl, Taglöhner 10-30 kr, Handwerker 5 kr [!J. in An­
delfingen nach Proportion. 

Eine besondere Art der Besteuerung kannten mehrere Ämter der Landvogtei 
Schwaben 82. Sie legten die Steuer nach Roßbauen - einer Grundbesitzeinheit, die 
mit einem Pferd zu bewirtschaften war - an. Ihre Größe in der Landvogtei Schwa­
ben wurde nicht angegeben, in der Herrschaft Zeil waren es 9 Jauchert Äcker und 
3 Tagwerk Wiesen 83. Ein Roßbau war in der Landvogtei im al1gemeinen mit 30 kr 

79 Gleich war der Umlagemodus der Steuer in den Herrschaften Schramberg, Seifriedsberg, 
Urspring, Weißenhorn und Werenwag. Zur Steuerautonomie der Dorfgemeinde s. K. S. BA­
DER, Dorfgenossenschaft und Dorfgemeinde S. 243-246 

so So in Krumbach und Hilrben, Holzheim, Stetten a. k. M. und Hausen, Liptingen, Heu­
dorf und Raithaslach 

81 Nach der Qualität wurde in Seifriedsberg unterschieden: Bauernhaus mit Garten 20 kr, 
mittelmäßiges Haus 15 kr, schlechtes Haus 10 kr; nach der Rechtsform des Besitzers in der 
Herrschaft Weißenhorn : Steueranschlag filr ein eigenes Haus 80 fl, filr ein erblehenbares 
25 fl, filr ein leibfälliges 20 fl . 

82 Boscher Amt, Eschacher, Laubbrunner, Schindelbacher, Ringetsweiler und Wolketswei­
ler Amt, ebenso in Reute . 

83 TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 129 
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zu versteuern, im Eschacher Amt mit 1 fl, im Gericht Reute mit 15 kr bis 1 fl. Der 
Mindeststeuersatz für einen Taglöhner war ein Roß bau. 

Davon unterschieden war die Steuereinheit in dem Oberamt der Landvogtei. Dort 
wurden die Untertanen nach Winter/uhren angelegt. Jeder, der in dem Amt 2 Jau­
chert Feld in den drei Zeigen, 1/2 Mannsmad Wiesen und 1/ 2 Jauchert Wald besaß, 
durfte ein Stück Vieh auf der gemeinsamen Weide halten, was als eine Winterfuhre 
bezeichnet wurde. Eine solche Winterfuhre wurde je nach Verschuldung des Besit­
zers mit 6-8 kr angeschlagen. Seldner ohne Besitz hatten wenigstens 1 1/2 Winter­
fuhren, also 12 kr, beizusteuern. 

Der städtischen Art der Besteuerung entsprach die Taxierung des gesamten Ver­
mögens in Gulden, von dem ein bestimmter Anteil von 0,05070-0,33070 als Steuer zu 
erlegen war. Auch hierbei war die Auswahl der zur Bestimmung des Vermögens her­
angezogenen Gegenstände von Herrschaft zu Herrschaft verschieden. In Altdorf 
wurden die eigenen Häuser nach Verkaufswert, die leibfälligen mit der Hälfte des 
Verkaufswertes, ein Pferd mit 20 fl, eine Kuh mit 10 fl und ein Handwerk mit 50 bis 
100 fl taxiert. Die restliche Habe blieb steuerfrei. In Schram berg war neben dem Im­
mobilienvermögen und dem Gewerbe auch das Barvermögen"zu versteuern 84. 

Vermögenssteuer in den ländlichen Herrscha/ten in Schwäbisch-Österreich um 1680 

Herrschaft Kontri- Steuersatz Ertrag Steuer- Steuersatz Steuer-
buenten auf 100 fl vermögen pro Kontri- vermög 

Vermögen buent pro KOJ 
tribuen 

Altdorf 128 20 kr 143 fl 42900 fl 1 fl 335 fl 
Bubesheim 45 15 kr 25 fl 15000 fl 32 kr 333 fl 
Gutenstein 3kr 
Schramberg 401 3kr 100 fl 200000 fl 15 kr 490 fl 
Tengen 114 10 kr 53 fl 31 800 fl 28 kr 613 fl 
Weißenhorn 365 20 kr 259 fl 155400fl 1 fl 8kr 426 fl 

Ebenfalls dem Vermögen nach wurde die Steuer im Bodnegger, Dürrnaster, 
Fischbacher, Pfärricher und Schusser Amt der Landvogtei Schwaben umgelegt, da 
dort die Gütergrößen zu unterschiedlich waren, um sie nach Roßbauen taxieren zu 
können. 

84 Nach dem Universalsteuerberaitungsprotokoll (SA Ro) 
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In den Städten Schwäbisch-Österreichs war die Belegung des taxierten Vermögens 
fast die ausschließliche Art der Umlage der landständischen Steuer. Die Besteue­
rungsquote schwankte von 0,004-0,4%, die durchschnittliche Belastung je Kontri­
buent betrug zwischen 30 Kreuzer und etwas mehr als 4 Gulden. Die Art der Aus­
wahl der steuer baren Gegenstände war typisch für die kleinen Ackerbürgerstädte 
Schwabens. Den größten Teil des Steuerfundus bildete die liegende Habe. Günz­
burg beschränkte sich in seiner Besteuerung ganz auf den Acker- und Wiesenbesitz. 
Mobilien, fahrende Habe und Bargeld blieben häufig von der Besteuerung ausge­
nommen 85 . Die geringe wirtschaftliche Bedeutung des Handwerks wird dadurch 
unterstrichen, daß es in einigen Städten überhaupt nicht, in andern nicht sehr hoch 
angeschlagen wurde 86. Kapitalvermögen wurde in den wenigsten Städten erfaßt, le­
di&lich Aach, Ehingen, RadolfzeJl, Schelklingen, Stockach und Tengen bezogen die 
gesamte Habe in die Besteuerung ein, ein Zeichen, daß die schwäbisch-öster­
reichischen Städte im ausgehenden 17 . Jahrhundert kaum noch an größeren 
!:land els- und Finanzgeschäften beteiligt waren und lediglich die Funktion regiona­
ler, oft sogar nur lokaler HaI!delszentren hatten, wenn sie nicht überhaupt zu reinen 
~.:!'erstädte_~ (Aach, Binsdorf, Obernau, Schömberg, Tengen) geworden waren. 

85 So in Riedlingen, Mengen und Sigmaringen, Radolfzell, Saulgau und Munderkingen. 
86 Das Handwerk blieb von der landständischen Steuer frei in Oberndorf und Sigmaringen. 

In Rottenburg wurde ein Haus mit 5-20 Batzen (20 kr-I 020 Kr) versteuert, 1 Mm Garten mit 
6-12 Batzen, eine Wiese mit 6-8 Batzen, ein Handwerker jedoch nur mit 3-12 Batzen. In Wei­
ßenhorn wurde ein Handwerker mit einem Vermögen von 30 0-150 0 angesetzt. 

87 Nach dem Universaisteuerberaitungsprotokoll von 1680-82 (SA Ro). - Anmerkungen 
zu einzelnen Städten: 
Binsdorf' Zusätzlich zu den 3 kr auf je 100 0 Vermögen hatte jeder Bürger 5 kr für den All­
mendnutzen zu zahlen. 
Burgau: Die Stadt brachte die Kontribution aus einer Erbschaftssteuer auf. 
Munderkingen: Die Stadt taxierte das Vermögen ihrer Bürger in der Pfundwährung. Auf 100 
Pfd. war ein Heller Steuer zu erlegen. 7 Heiler gaiten I kr, 100 Pfd . waren ca. 57 O. 
Obernau legte die Steuern nach festen Sätzen um: Auf 1 Haus 3 kr, 1 J Acker 2 kr, 1 Mm Wie­
se 7 kr, 1 J Waid 2 kr, 1 J Weinberg 3 Kr. 
Radoljzel/: In der Stadt mußte jeder Bürger mindestens 600 0 versteuern, auch wenn er einen 
geringeren Besitz hatte, so daß das auf Grund des Steuersatzes und des Steuerertrags errechne­
te Steuervermögen überhöht ist. 
Rottenburg: Die Stadt gab an, daß sich ihre einfache Steuer zwar nominell auf 1300 0 beliefe, 
wegen der Armut der Bewohner aber kaum 400 0 eingebracht werden konnten, was das Ex­
tanzenregister der Stadt ohne weiteres beweise. Das effektive Steuervermögen war deshalb 
nicht 325 000 0, sondern nur 100 000 O. 
Tengen: Die Anlage des Vermögens wurde in Tengen alljährlich vom Gericht vorgenommen, 
ohne daß es dafür einen festen Satz gab. 
Das Steuerberaitungsprotokoll enthält die Angabe des Steuersatzes und des Steuerertrags, 
nach denen das Steuervermögen der Städte jeweils errechnet wurde. 
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Steuersätze in den Städten Schwäbisch-Österreichs 1680/ 82 87 

Stadt Kontri- Steuersatz Ertrag Steuer- Steuer- Steuer-
buenten auf 100 fl vermögen satz pro vermögen 

Vermögen Kontribuent pro Kon-
tribuent 

1. Aach 65 171/2kr 99fl31kr 39000 fl 1fl31kr 612 fl 
2. Binsdorf 78 3kr 24 fl 32 kr 20 kr 
3. Burgau 170 
4. Ehingen 370 25 kr 1000 fl 240000 fl 2 fl42 kr 650 fl 
5. Fridingen 70 8kr 60 tl 48000 fl 50 kr 690 fl 
6. Günzburg 291 400 fl 112700 fl 338 fl 
7. Horb 333 24 kr 400 fl 100 000 fl 1 fl 24 kr 300 fl 
8. Mengen 167 12 kr 453 fl44 kr 226 800 fl 2 fl42 kr 1350 fl 
9. Munderkingen 181 1 h 324 fl 51 kr 78000 fl 1 fl48 kr 431 fl 

10.0bernau 37 40 kr 
11. Oberndorf 136 24 kr ISO fl 33 300 fl 1fl12kr 245 tl 
12. Radolfzell 181 15 kr 800-900 fl 320000 fl 4 fl40 kr 1770 fl 
13. Riedlingen 205 15 kr 375 fl 150000fl 1 fl 50 kr 730 fl 
14. Rottenburg 846 24 kr l300 fl 325 000 fl 1 fl 32 kr 374 fl (1 : 

15. Saulgau 120 15 kr 400 fl 160000 fl 3 fl 24 kr 1333 fl 
16. Schelklingen 77 25 kr 120 fl 28 800 fl 1 fl 33 kr 352 fl 
17. Schömberg 149 5 kr 58 fl 69000 fl 24 kr 466 fl 
18. Sigrnaringen 77 10 kr 
19. Stockach 43 24 kr 138 fl 34500 fl 3 fl 24 kr 800 fl 
20. Tengen 13 1 fl 8kr 
21. Veringenstad t 61 10 kr 47 fl 28000 fl 46 kr 460 fl 
22. Waldsee 170 25 kr 200 fl 48000 fl 1 fl 20 kr 253 fl 
23 . Weißenhorn 177 640 fl 3 fl 36 kr 

Märkte 

Altdorf 128 20 kr 143 fl 42900 fl Ifl13kr 334 fl 
Krumbach 110 117 fl 1 fl 3kr 

Bei aller Verschiedenheit des Modus der Steuerurnlage bestand sowohl bei den Städ-
ten wie den Dörfern Schwäbisch-Österreichs die Tendenz, wirtschaftlich schwäche-
re Schichten gegenüber den vermögenderen Teilen der Bürgerschaft überproportio-
nal stark zu belasten . Ein deutliches Beispiel ist die Stadt Radolfzell, wo auch ein 

unvermögender Bürger mindestens 600 fl zu versteuern hatte. In mehreren Dörfern 
wurden die Handwerker und besitzlosen Bürger mit mindestens 100 fl Vermögen an-
gesetzt, auch wenn die Kontribuenten in Wirklichkeit ein geringeres Vermögen hat-
ten 88 . Der feste Satz, der auf eine unvermögende Ehe gelegt wurde, entsprach bei-

88 Z. B. in den Dörfern Hitzkofen, Veringendorf, in der Herrschaft Tengen, in den Dörfern 
Wiechs, Kornrningen und Kilchstetten. 
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spielsweise dem Steuerbetrag, der für einen bis sechs Jauchert oder für sechs Pferde 
zu erlegen war 89. In der Oberen Landvogtei hatte ein Seldner ohne Besitz den Be­
trag für zwei Winterfuhren zu bezahlen, in Andelfingen 6 kr, die Hälfte des An­
schlags für einen Hausbesitzer. Als Schutzmaßnahme muß die Besteuerung arbeits­
loser Handwerker in Hundersingen angesehen werden. Ein Handwerker, der sein 
Gewerbe nicht ausübte, wurde mit 6 kr besteuert, ein in seinem Gewerbe arbeitender 
nur mit 1-3 kr. 

Die Autonomie in der Umlage der Steuern blieb den Städten und Gemeinden in 
Schwäbisch-Österreich bis zur Reform Maria Theresias erhalten und konnte auch 
dann nur teilweise in die Aufsicht des Staates einbezogen werden. In ihrer Vielge­
staltigkeit ist die Regelung der Steuerumlage im Rahmen der Gemeinden ein Beispiel 
für die genossenschaftliche Ausfüllung eines staats freien Raumes im Territorium 
des 17. Jahrhunderts. 

7.7. LANDSTANDSCHAFf UND STRITTIGE LANDSTÄNDE NACH DEM 
REZESS VON 1683 

Durch den Landtagsabschied vom 8. Februar 1683 wurde gleichzeitig mit der 
Neuregelung des Matrikularanschlags der Rang der einzelnen Stände und ihre Rei­
henfolge bei Abstimmungen sowie die Landstandschaft einzelner Herrschaften fest­
gelegt. Die schwäbisch-österreichischen Landstände umfaßten danach 59 Stände, 
wobei die Städte 18, die Landschaften 41 Voten führten . 

Im Rahmen der Neuordnung der Landstandschaften wurde die Herrschaft Wald, 
die bis dahin von Seifriedsberg mitvertreten worden war, von ihr getrennt und er­
hielt als eigener Stand Sessionsrecht. Ebenso wurden die beiden früheren Pfand­
schaften der Stadt Ehingen - Schelklingen und Berg -, die Ehingen auf dem 
Landtag vertreten hatte, als zwei Stände zum Landtag zugelassen, nachdem Mar­
quart Schenk von Castell, Bischof von Eichstätt, am 16. Mai 1680 das Pfand an sich 
gelöst hatte 90. Dem vom Prämonstratenserkloster Roggenburg für 52 000 fl erwor­
benen Dorf Obenhausen, das vorher zur Grafschaft Marstetten gehört hatte und 
seit 1654 über die Herrschaft Weißenhorn seine Kontribution erlegte, wurde durch 
den Landtagsbeschluß von 1683 auf die Dauer seiner Trennung von Weißenhorn 
Landstandschaft zuerkannt. 

Der Ort war 1654 erstmals zum Unterhalt des Blierschen Regiments mit Steuern 
belegt und danach unter dem Vorgeben, es handele sich um eine befristete Anjage, 
weiter von den fuggerischen Beamten in Weißenhorn zur Steuer herangezogen wor-

89 In Winterspüren zahlte eine Ehe den Satz für 1 Jauchert, in Nenzingen, Hilzingen oder 
Singen den für 6 Jauchert oder 6 Pferde. 

90 Rezeß vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 Bü 20). - F. M. WEBER, Ehingen S. 72 
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den, die nach wenigen Jahren schon die Kontribution als eine schuldige Leistung 
forderten. Das Kloster Roggenburg bat deswegen anläßlich der Beraitung von 1680, 
wenn schon keine österreichisehe Pfandschaft mehr ohne Kollektation gelassen wer­
den solle, diesen Beitrag als eigener Landstand liefern zu dürfen. Der Pfleger von 
Weißenhorn protestierte dagegen, da 1652 in einem durch Baron Ingram als landes­
fürstlichem Kommissar geschlossenen Vertrag festgelegt worden war, daß der Herr­
schaft Weißenhorn zwei Sölden abgenommen und Obenhausen auferlegt werden 
sollten, die Steuer aber weiter über Weißenhorn an die Stände zu liefern wäre. Die 
Beraitungskomrnission nahm Oben hausen getrennt auf, verwies aber die Streitfrage 
der beiden Parteien an die o. Ö. Regierung. Landstandschaft hatte Obenhausen bis 
1702, als es von Kloster Roggenburg verkauft wurde. 1704 gelangte es an die Kar­
tause Buxheim und leistete seine Kontribution wieder über Weißenhorn an die Stän­
de. 1769 baten die Vertreter der Herrschaft wieder um ein eigenes Votum auf dem 
Landtag, wurden aber abgewiesen. 1794, als die Landstandschaft faktisch nur noch 
das Recht bedeutete, in schriftlichem Verfahren die ständischen Beamten und Mit­
glieder der Ordinarideputation wählen zu dürfen, wurde für Obenhausen nochmals 
eine eigene Stimme abgegeben 91. 

Das Städtchen Obernau, das bisher mit der Herrschaft Hohenberg gesteuert hat­
te, und Nordstetten, in dem Österreich seit 1644 das Besteuerungsrecht gegen den 
Ritterkanton Neckar-Schwarzwald beanspruchte, wurden als 58. bzw. 50. Stand in 
die ständische Matrike~ aufgenommen 92. 

Österreich hatte das an die Herrn von Ehingen verliehene StädtIein Obern au nach 
dem von Philipp von Ehingen an seinem Vater verübten Totschlag 1559 eingezogen. 
Erst 1680 erhielt es Albrecht Sigismund als Letzter seines Geschlechtes zurück, muß­
te dafür aber seinen allodialen Teil von Obernau Österreich zu Lehen auftragen. 
Nach seinem Tod im Jahre 1697 übertrug Kaiser Leopold 1698 das Lehen an Johann 
Baptist und Johann Josef Rupert Raßler von Gammerschwang, in deren Familie es 
bis zum Übergang an Wi!.rttemb_erg verblieb. Bis 1559 hatte dieser Ort zur Ritter­
schaft gesteuert, danach mit Hohenberg zu den schwäbisch-österreichischen Land­
ständen. Nach der Neuverleihung im Jahr 1680 erhielt Obernau 1683 selbst La..nd­
standschaft. Der Ritterkanton Neckar-Schwarzwald, der vergeblich die Einsetzung 
in seine früheren Rechte gefordert hatte, verzichtete in einem Vergleich 1704 auf sei­
ne Besteuerungsansprüche. 

Nordstetten war im zweiten Viertel des 17. Jahrhunderts nach Aussterben der Fa­
milie Wendler von Pregenrot mit Isenburg, einem Hof zu Buch und dem Speicher in 
Horb als eröffnetes Lehen an Österreich zurückgefallen. Erzherzogin Claudia ver-

91 UP 1680-82 p. 90-92' ; SA Wa 409; Landtagsrezeß vom 16. Sept. 1633 HSTA ST B 29 
BU 21, STA Sigmaringen Allgern. Teil Paket 121; LP 12· 20.-28. Aug. 1769. - TH . KNAPP, 
Neue Beiträge S. 43; - J . HOLL, Die Herrschaft Obenhausen S. 25-28 
92 KB TUbingen Bd. 2 S. 400; D. HELLSTERN, Der Ritterkanton Neckar-Schwarzwald S. 148 
u. 150 
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kaufte es unter Vorbehalt aller Hoheitsrechte an Adam Heinrich Keller von Schleit­
heim, Stadthauptmann in Konstanz. Die Reichsritterschaft Kanton Neckar­
Schwarzwald erhob Ansprüche auf das Besteuerungsrecht in Nordstetten und 
machte Einwendungen gegen den Kauf des dortigen Schlosses, das Adam Heinrich 
1687 von den Klöstern St. Blasien und Berau erwarb, konnte sich jedoch in einem 
langen Prozeß in Innsbruck nicht durchsetzen 93 . 

Das Kloster Urspring hatte in dem oben erwähnten Vertrag von 1654 gegen eine 
Zahlung von 3500 fl an die Kasse der Stände das Recht erhalten, nur Extraordinari­
steuern über den Pfleger der Herrschaft Ehingen, Schelklingen und Berg an die Land­
stände ieisten zu müssen, wofür es mit acht Sölden angeschlagen wurde. Wein- und 
Bierausschank im Kloster sollten unterbleiben oder dafür der Maßpfennig nach 
Ehingen geliefert werden. In Altheim, Dellmensingen, Einsingen, Pfraunstetten 
Ringingen und Rißtissen verzichtete Österreich auf die Besteuerung der Klosterun­
tertanen, über die ihm sonst Musterung und das ius armorum zustanden 94. Die Un­
terscheidung in Ordinari- und Extraordinaristeuern war bei den schwäbisch­
österreichischen Landständen bis in die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts nicht üb­
lich; als Vorbild hierfür hat zweifelsohne das Steuereinzugssystem des Schwäbi­
schen Kreises gedient. Dort umfaßte das Kreisordinarium Aufwendungen für die 
vorgeschriebenen Kontingentsmannschaften, für Primaplangelder , Kompanie- und 
Regimentsunkosten. Es bezog sich rein auf die Unterhaltung des Kreismilitärs und 
hatte mit der eigentlichen Kreiskasse nichts zu tun. Das später entstandene Extraor­
dinarium wurde für die Bedürfnisse des Kreises erhoben, wobei Zinszahlungen für 
die Kreisschulden den umfangreichsten Betrag ausmachten. Daneben diente das Ex­
traordinarium zum Ausgleich des Ordinaribeitrags bei zeitweiliger Moderierung ein­
zelner Stände, der Kanzleikosten sowie der Reise-und Pensionskosten der zivilen 
und militärischen Kreisbeamten 9S. 

Bei den schwäbisch-österreichischen Ständen galten als Extraordinaristeuern Hy­
bernalzahlungen (Militärprästanden, Winterquartiere, Lieferungen) und alle Lei­
stungen in Reichskriegen, als Ordinaristeuern Besoldungen, Boten- und Post gelder 
sowie Zinszahlungen. 

Auf Grund eines am 31. Januar 1683 durch Vermittlung von Franz Anton Troyer 
und Franz Rudolf von der Halden zwischen dem Pfleger der Herrschaften Ehingen, 
Schelklingen und Berg sowie Urspring geschlossenen Vergleichs erhielt das Kloster 
nunmehr volle Landstandschaft. In der Matrikel von 1683 erschien es als 
45. Stand 96 . Angeblich ratifizierte das Kloster diesen Vergleich nicht. Um weiter 

93 OAB Horb S. 228; E. STEMMLER. Die Grafschaft Hohenberg S. 6Of.; D . H ELLSTERN. Der 
Ritterkanton Neckar-Schwarzwald S. 148-150 

94 S. O. S. 185 UP 1680-82 p. 541 
9S F. KALLENBERG. Die Fürstentümer Hohenzollern S. 229f. 
96 UP 1680-82 p. 541; HSTA ST H 14/ 15 NT. 244 U 15; HSTA ST B 511 Bü 36; I. EBERL. 

Regesten zur Geschichte des Benediktinerinnenklosters Urspring NT. 848 
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nur Extraordinaribeiträge leisten zu müssen, übernahm Urspring zu den sechs Söl­
den, die es nach der Beraitung von 1680/82 hätte tragen müssen, freiwillig noch 
zwei weitere hinzu 97, doch als die Stände während der Kriege mit Frankreich zu En­
de des 17. Jahrhunderts erklärten, während eines Krieges seien alle Beiträge Extra­
ordinaria, wurden dem Kloster im Jahre 1687 wieder zwei Sölden unter der Bedin­
gung abgezogen, daß es sich in Zukunft an allen Anlagen beteiligen müsse. 

Im Jahre 1754 verlangte der neue Oberamtmann des Klosters Heggmann, der den 
Vertrag von 1654 wiederentdeckt hatte, daß Urspring nur zu Extraordinarianlagen 
herangezogen werden dürfte. Die Nachforschungen über den tatsächlichen Sachver­
halt gestalteten sich jedoch sowohl für die Stände wie für das Kloster schwierig, so 
daß sich beide Teile am 21. September 1754, um einen kostspieligen Prozeß zu ver­
meiden, auf den Kompromiß einigten, daß die Stände dem Kloster die 1654 gezahl­
ten 3500 fl und 1500 fl Zinsen zurückerstatten sollten und Urspnng dann endgültig 
als Ordinaristand anzusehen wäre 98. 

In der Matrikel von 1683 war auch Kloster Wald erstmals als eig!;ner Stand aufge­
nommen. Mit seiner Inkorporation in die ständische Matrikel als voller Landstand, 
wodurch es von der Kollektation der Grafschaft Sigmaringen gelöst wurde, verfolg­
ten die Stände die gleiche Tendenz wie bei der Trennung des Klosters Heiligkreuztal 
von Sigmaringen im Jahre 1611. Durch die Separation Heiligkreuztals von der we­
gen des Besteuerungsrechts mit dem Schwäbischen Kreis strittigen Grafschaft hatten 
dort die österreichischen Ansprüche im wesentlichen durchgesetzt werden können. 
Einen gleichen Erfolg erhoffte man sich für Wald angesichts der seit 1674 neu auf­
gebrochenen Auseinandersetzungen mit dem Kreis. 

Kloster Wiblingen wurde 1683 ebenfalls zum ersten Mal als immediater Land­
stand in der ständischen Matrikel geführt. Die Grafen Fugger als Pfandschaftsinha­
ber der Grafschaft Kirchberg, der die Vogtei über Wiblingen zustand, sahen da­
durch ihre Rechte als Klostervögte geschmälert. Auf Grund ihres Protestes erließ die 
o. ö. Regierung eine Resolution, daß Wiblingen wieder aus der Matrikel zu streichen 
sei und seine Steuern weiter über Kirchberg entrichten müsse. Erst nach der Ablö­
sung der kirchbergischen Schutzvogtei im Jahre 1701 konnte das Kloster seinen 
Wunsch durchsetzen, eigener schwäbisch-österreichischer Landstand zu werden 99. 

Auf eine Reihe von Orten und Herrschaften erhoben die Stände im Rezeß von 
1683 einen Besteuerungsanspruch, ohne ihn zunächst realisieren zu können. Bei den 
drei Waldseer Gerichten Haisterkirch, Winterstetten, Ober- und Unteressendorf so­
wie der waldburg-zeilschen Pfandschaften Hauerz und Ellwangen begehrte das Di­
rektorium die Assistenz des österreichischen Fiskus wegen der in diesen Herrschaf­
ten verweigerten Kollektation, doch handelte es sich dabei lediglich um eine nach 

91 HSTA ST B 30 Bü 262 
98 LP 5· Konventsprotokoll vom 29. Aug.-22. Sept. 1754 
99 A. ScHWENGER, Abtei Wiblingen S. 25-27 
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den früheren Beraitungsakten wieder aufgenom~ene Forderung, ohne daß man 
sich nachdrücklich um ihre Verwirklichung bemühte. Ebenfalls ohne Folgen blieb 
das erneute Verlangen, die Orte Bettighofen, Unterstadion und Dieterskirch, die zur 
österreichischen Pfandschaft Emerkingen gehörten, der ständischen Besteuerung zu 
unterwerfen. Auf die Niedergerichtsorte des Klosters St. Georgen in Villingen Din­
tenhofen, Herbertshofen und Ingoldingen hatten die Stände schon 1627 Ansprüche 
erhoben 100, die angesichts der Abhängigkeit des St. Georgener Abtes von der öster­
reichischen Regierung auch durchgesetzt werden konnten. 1704 entrichteten Dinten­
hofen und Herbertshofen ihre Steuern über Ehingen an die landständische Kasse, 
Ingoldingen erlegte seinen Anteil über die Landvogtei Schwaben 101. Ferner verlang­
te der Landtag von 1683, die österreichischen Lehen Untersulmetingen, das die 
Grafen Fugger-Kirchberg seit 1551 innehatten, und Alberweiler, das seit 1587 in der 
Hand der Familie von Stadion war, besteuern zu dürfen. In beiden übte jedoch der 
Ritterkanton Donau das Besteuerungsrecht aus, so daß der Vorstoß der Stände er­
folglos blieb 102. Auch über das halbe Dorf Salzstetten, das der Spital Horb 1663 zu 
der 1329 von Ita von Toggenburg gestifteten Hälfte dazuerworben hatte, konnte die 
Ritterschaft des Kantons Neckar-Schwarzwald gegenüber den Ständen ihre Steuer­
hoheit behaupten 103. 

Auf Grund eines 1683 erstmals ausdrücklich formulierten Anspruchs, daß alle 
Untertanen, die Österreich die Erbhuldigung leisteten, den Ständen steuerpflichtig 
wären, soweit sie nicht eine ausdrückliche Exemption nachweisen könnten, bean­
spruchten diese auch die Wiblinger Orte Stetten und Stein berg und von den Dörfern 
der Grafschaft Kirchberg Buch, Dorndorf, Freudenegg, Humlangen, Mussingen, 
Rot und Oberweiler, die bis 1683 keine Steuern geleistet hatten. Die meisten der 
Kirchberger Orte konnten 1695 beritten und mit Steuern belegt werden, während die 
wiblingischen Dörfer als Extraordinaristände nach Ehingen gezogen wurden 104. 

Mit dem gleichen Argument, daß in der seit 1555 an die Grafen von Zollern verlie­
henen Herrschaft Wehrstein Österreich die Erbhuldigung geleistet werde, forderte 
der Landtag, daß die Herrschaft nach Ehingen in die Kontribution gezogen werden 
müßte. Da Wehrstein vorhero bekhandtermassen in die Ehingische Cassam contri­
buiert hat, nun mehr aber einige jahr hero darvon abgezogen worden, sollten die 
entsprechenden Akten konsultiert und mit Hohenzollern durch eine Kommission 

100 S. S. 173f. 
101 SA Wa409 
102 M. RÖDER, Geographisch-statistisch-topographisches Lexikon Bd. 1 Sp. 28, Bd. 2 

Sp. 971; E. HÖLZLE, Der deutsche SOdwesten S. 60; OAB Biberach S. 198; OAB Ehingen I. 
Autl . S. 98 

103 Die ritterschaftlichen Untertanen von Salzstetten hatten anIäßlich der Beraitung von 
1681 angelegentlich gebeten, von der Ritterschaft ab- und zu den schwäbisch-österreichischen 
Ständen gezogen zu werden, da die österreichische Besteuerung niedriger war. (UP 1680-82 
p. 187') 

104 HSTA ST B 30 BO 274; SA Wa 409 
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giette oder rechtlich weitere gebür vorgekhert werden lOS. Wehrstein steuerte jedoch 
zum Schwäbischen Kreis, den schwäbisch-österreichischen Landständen hatte dort 
nie ein Besteuerungsrecht zugestanden. Offensichtlich war die Steuerberaitungs­
kommission der Ansicht, die Rechtslage wäre die gleiche wie in der mit dem Schwä­
bischen Kreis strittigen Herrschaft Sigmaringen, und hatte Wehrstein deswegen mit 

im Landtagsrezeß aufgeführt. Die Forderung von 1683 blieb ohne Folgen, doch ist 
sie ein Beispiel dafür, daß die Expansion österreicher Rechte in Schwaben nicht nur 
von seiten des Landesherrn, sondern auch von den Landständen betrieben wurde. 

Schließlich wurde in dem Rezeß von 1683 festgelegt, daß in dem Fall, daß der 
Schwäbische Kreis Sigmaringen, Kloster Wald und Kloster Heiligkreuztal weiter 
nach seinem halben Steuerfuß besteuern und mit Einquartierungen belegen würde, 
sie auch nur die Hälfte des ihnen 1683 zuerkannten Matrikularanschlags nach Ehin­
gen zu erlegen hätten, bis man sich mit dem Kreis gütlich geeinigt hätte. 

Die 1620 begonnene Ausweitung des Kreises der schwäbisch-österreichischen 
Landstände hatte mit dem Abschluß der Universalsteuerberaitung von 1683 in der 
Mehrzahl der Fälle erfolgreich zu Ende geführt werden können. Ein Teil der neuen 
Stände war durch Separation einzelner Orte und Herrschaften entstanden, was zu 
der paradoxen Situation führte, daß Berg, Schelklingen, Obernau und Wald auf 
dem Landtag ebenso eine Stimme hatten wie die Herrschaft Hohenberg, während 
die Herrschaft Bussen über vier Voten verfügte. Mit Ausnahme Obernaus waren al­
le neuen Stände Landschaften, was das Gewicht dieser Gruppe stärkte und die bis 
dahin unbestrittene Führung des landständischen Korpus durch städtische Depu­
tierte in Frage stellen mußte. 

lOS HSTA ST B 29 BU 20; Rezeß vom 8. Febr. 1683. - Die Herrschaft Wehrstein war 1381 
als Bestandteil der Grafschaft Hohenberg an Österreich verkauft worden. Pfandherren blie­
ben bis 1401 die Herren von Weitingen. Danach löste Burkhard von Mansberg das Pfand ein 
und wurde 1404 von Herzog Friedrich mit der Herrschaft belehnt. Schon 1419 verkaufte er sie 
an Konrad von Weitingen, dessen Familie sie 1516 ohne Erlaubnis des Landesherrn an die 
Grafen von Zollern veräußerte. Den Grafen von Zollern gelang es deswegen nur, sich ein Vor­
kaufsrecht zu sichern, während Christoph von Nellenburg 1529 mit Wehrstein belehnt wurde. 
1552 endlich konnte Graf Jos Niklas 11. von Zollern die Herrschaft erwerb\:n und 1555 wurde 
Kar! von Zollern mit ihr belehnt. (K . F. EISELE, Studien zur Geschichte der Grafschaft Zollern 
S. 3; E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 63) 
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8.1 . ANFORDERUNGEN AN DIE STÄNDE BIS ZUM ABSCHLUSS DER 
VORLÄNDISCHEN UNION 

Die kaiserliche Politik zwischen 1680 und 1720 war bestimmt von dem 
habsburgisch-französischen Gegensatz im Westen und dem Kampf gegen die Tür­
ken im Osten. Wie die meisten anderen kleinen Reichsstände im deutschen Südwe­
sten waren die schwäbisch-österreichischen Landstände diesen Auseinandersetzun­
gen wehrlos ausgeliefert. Während die Reichsstände über die Kreisorganisationen 
noch eine gewisse Möglichkeit hatten, Proteste zu Gehör zu bringen, waren die 
Landstände in Schwäbisch-Österreich völlig der kaiserlichen Politik untergeordnet. 
Ihre Aufgabe bestand darin, einen möglichst umfangreichen Beitrag zur Finanzie­
rung der gegen Frankreich kämpfenden Truppen zu leisten, der nach der Jahrhun­
dertwende eine fast ruinöse Höhe erreichte, ohne daß sie die geringste Möglichkeit 
hatten, auf die kaiserliche Politik Einfluß zu nehmen oder sicher zu sein, daß die be­
willigten Beträge auch wirklich dem Schutz des Landes Schwäbisch-Österreich zu­
gute kamen. Da der Landtag mit Nachdruck die Aufstellung einer eigenen Landes­
miliz ablehnte, hing der Schutz des Landes allein von der Anwesenheit kaiserlichen 
Militärs ab, das jedoch oft nach anderen Gesichtspunkten als denen der Sicherheit 
der Vorlande eingesetzt wurde '. 

, Die Innsbrucker Regierung wollte die Aufnahme der Kontribuenten bei der Steuerberai­
tung von 1680/ 82 als Grundlage für die Aufstellung einer Landesmiliz in Schwäbisch­
Österreich verwenden. Schwäbisch-Österreich wurde dazu in fünf Bezirke eingeteilt: die 
Landvogtei Schwaben, die Markgrafschaft Burgau, die Landgrafschaft Nellenburg, die Graf­
schaft Hohenberg und schließlich die Herrschaften Ehingen, Schelklingen und Berg, die fünf 
Dpnaustädte, Warthausen, Veringen, Bussen, Erbach, Urspring, Langenenslingen, Billafin­
gen und Hitzkofen . Diese Einteilung entsprach den 5 Kontributionsbezirken . Für je 1200 
Mann sollte I Offizier angestellt werden, in jedem Bezirk waren 200 junge Männer besonders 
auszubilden. Die Bewaffnung bestand aus einer Muskete und einem guten Degen. Die Stände 
verweigerten diesem teuren gravamen ihre Zustimmung und ließen sich 1687 bestätigen, daß 
die Landesmiliz bis zum Auslaufen der Landtagsbewilligung in Suspens bleiben sollte. Danach 
wurden keine weiteren Versuche mehr unternommen, eine solche Truppe aufzustellen . (HSTA 
ST B 30 Bü 262 p. 63'-65; Landtagsrezeß vom 30. Okt. 1687 HST A ST B 29 Bü 20; J. LAUB, 
Die fünf Donaustädte S. 195f.) 
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Die Einquartierungen in Schwäbisch-Österreich waren auch nach dem Frieden 
von Nimwegen weitergegangen. Nach französischem Vorbild hatte Kaiser Leopold 
das Heer nicht entlassen, sondern einen Teil weiterhin zur Deckung der Reichsgren­
ze nach Süd deutschland gelegt, womit gleichzeitig der Versuch unternommen wur­
de, auf dem Umweg über die Reichskriegsverfassung die süd- und westdeutschen 
Kleinstaaten der kaiserlichen Macht zu unterwerfen 2. Zwischen 1680 und 1683 hat­
ten die schwäbisch-österreich ischen Landstände für das zum Schutz der Grenze in 
den Breisgau gelegte Souchische und das in Schwäbisch-Österreich einquartierte 
Neuenburgische Regiment aufzukommen 3. Im Jahr darauf kam die ReiteLei des 
Taaffeeschen Regiments hinzu 4. 1684 warb Österreich Truppen für den württem­
bergischen Administrator Herzog Friedrich Karl, um ihn zum Eintritt in kaiserliche 
Dienste zu bewegen s. Die Kosten dieses Regiments, Quartier und Verpflegung so­
wie der Unterhalt für den starhembergischen Generalstab wurden den biß auf das 
marckh ausgesaugten getreu allergehorsambisten standen auferlegt 6. 

Die Waffenruhe nach dem Regensburger Stillstand vom 15. August 1683 an der 
Westgrenze des Reiches, mit der Ludwig XIV. die Anerkennung seiner Reunionspo­
litik durch Kaiser Leopold durchsetzte, brachte für die schwäbisch-österreichischen 
Stände keine finanzielle Erleichterung, da sie wie alle anderen habsburgischen Stän­
de Beiträge zur Abwehr der Türken vor Wien und für die nacl}folgenden Kriege in 
Ungarn leisten mußten. Am 13. November 1683, dem dritten Landtag in diesem 
Jahre, bewilligten sie eine Türkenhilfe von 50 000 fl in zwei Jahren, zwei Jahre spä­
ter nochmals die gleiche Summe 7 . 

2 B. WUNDER, Frankreich, Württemberg und der Schwäbische Kreis S. 5; H. ANGERMEIER, 
Die Reichskriegsverfassung S. 190-222 

3 Rezeß vom 8. Juli 1680: Zur Unterstützung der breisgauischen Stände sollten die 
schwäbisch-österreichischen Stände auf ein Jahr den 4. Servisgulden des dort einquartierten 
Regiments zahlen. Um sich jedoch nicht zu Zahlungen außer Lands zu verpflichten, bewillig­
ten die Stände 23 000 fI zur freien Disposition der Hofkammer. - Rezeß vom 21. Mai 1681 : 
Obwohl die Stände betonten, daß mehrere von ihnen durch die Einquartierungen nahe am 
Ruin wären, bewilligten sie für die erneut einquartierten Truppen, die zur Konservierung des 
Friedens und zur Sicherheit der Vorlande nach Schwäbisch-Österreich gelegt worden waren, 
auf ein Jahr den Servisgulden (22 338 f1), Dach und Fach und den Offizieren das rauhe Futter 
für die Pferde. - Rezeß vom 6. Juni 1682: Die Bewilligung von 1681 wurde um ein Jahr ver­
längert . (HSTA ST B 29 Bü 20, B 30 Bü 45·) 

4 Rezeß vom 7. Juli 1683: Die Kavallerie des taaffeeschen Regiments war auf dem Marsch 
nach Ungarn wieder nach Schwaben zurückkommandiert worden. Die Stände verpflichteten 
sich, auch weiterhin für den Unterhalt der anwesenden Reiter aufzukommen, während die Of­
fiziere zusagten, weitere Ausschreitungen der Soldaten zu verhindern. (HST A ST B 29 Bü 20) 

sB. WUNDER, Der Administrator Herzog Friedrich Karl S. 133f. 
6 Rezeß vom 2. Febr. 1684 (HSTA ST B 29 Bü 20) 
7 Rezeß vom 13. Nov. 1683 und vom 29. Okt. 1685. Zusätzlich bewilligte der Landtag von 

1685 ein Hochzeitsdonativ von 10 000 fI für die Hochzeit Maria Antonias mit dem Kurfürsten 
von Bayern. (HST A ST B 29 Bü 20) 
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Nachdem sich 1686 ein Sieg der kaiserlichen Armee in Ungarn abzeichnete, be­
gann Ludwig XIV. mit der Befestigung der rechtsrheinischen Brückenköpfe, um die 
Erfolge seiner Politik vor 1683 abzusichern. Darauf wurde wieder das kaiserliche 
Heer in Süddeutschland verstärkt, wofür von den schwäbisch-österreichischen 
Landständen eine Beihilfe von 70 000 fl gezahlt wurde 8. Mit dem Beginn des Pfälzi­
schen Krieges, durch den auch die Stände selbst von den Kriegshandlungen betrof­
fen wurden, steigerten sich Geld- und Quartierslasten in einem bisher nicht gekann­
ten Ausmaß. Noch 1688 wurde Ehingen von einem von Freiburg wegen des Besitzes 
der Freiburger Universität in der Stadt ausgesandten Streifkorps des französischen 
Generals du Fay nach kurzem Widerstand der Bevölkerung geplOndert und in 
Brand gesteckt. Andere Stände wurden durch die Truppen des Generals de Feuqui­
eres geschädigt 9. Von den planm(U3igen Zerstörungen der französischen Armee im 
Jahre 1689 wurden die habsburgischen Herrschaften in Schwaben nicht beruhrt, 
doch mußten die Landstände 1693, als Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden den 
Oberbefehl über die kaiserliche Armee am Rhein übernahm, umfangreiche Hilfs­
mannschaften zur Bedeckung der Schwarzwaldpässe stellen, auf die Ludwig Wil­
helm seine Verteidigung konzentrierte. Wie schon 1692 hatten die dort gelegenen 
Stände Hohenberg, Nellenburg, Oberndorf und Schramberg daran die Hauptlast zu 
tragen 10. Die Verhandlungen, die unter den Landständen mit den weniger belaste­
ten Herrschaften im Januar 1692 von dem hohenbergischen Marschall Sebastian 
Haug und im Dezember des gleichen Jahres von einer Kommission der o. ö. Regie­
rung geführt wurden , gestalteten sich beschämend mühsam und erbrachten lediglich 
einen Ausgleichsbetrag von 18 000 fl 11 . 

Sowohl 1696 wie 1697 wurde ein Teil der am Rhein und im Schwarzwald operie­
renden Truppen in Schwäbisch-Österreich in Winterquartiere gelegt. Obwohl sich 
die Quartierkosten 1696 auf über 400 000 fl und 1697 auf etwa 200 000 fl beliefen, 
durften die Landstände nur jeweils 100 000 fl mit der kaiserlichen Kriegskasse ver­
rechnen . 1m letzten Kriegsjahr brachten die Stände zur Unterstützung der kaiserli­
chen Truppen nochmals 70 000 fl auf 12 , doch weder die Operationen Markgraf 

8 Protokoll des Landtags vom 22. Mai 1687 . Die 70 000 fI wurden in 4 Terminen während 
zwei~r Jahre bewilligt. (HSTA ST B 30 Bu 262) Zur Politik Ludwigs XIV . s. B. WUNDER, 
Frankreich, WUrttemberg und der Schwäbische Kreis S. 77f. 

9 F. M. WEBER, Ehingen S. 74-80; A. SIEBEN, Der Kontributionszug S. 108-191 
10 A. SCHULTE, Markgraf Ludwig Wilhe1m von Baden und der Reichskrieg gegen Frank­

reich 1693-97. - Bd. 1-2 Heidelberg 1892-1902; B. WUNDER, Frankreich, WUrttemberg und 
der Schwäbische Kreis S. 155-174 

11 Rezeß vom 10. Jan. 1692 (HSTA ST B 29 Bu 20) . FUr das Jahr 1689 hatten sich die Stän­
de untereinander geeinigt, daß die ungravierten den anderen 22 000 fI fUr das Jahr 1689 zahlen 
sollten. (25 . Okt. 1689, HSTA ST B 30 Bu 262) Der Kommission vom Dezember 1692 gehör­
ten der o . ö. Geheime Rat Franz Christoph Raßler von Gammerschwang, der o. Ö. Regiments­
kanzler Franz Anton Troyer und der o. ö. Regimentsrat Johann Baptista von Gleisheim an. 
(Rezeß vom 13 . Dez. 1692, HSTA ST B 29 Bu 20) 

12 22. Mai 1697 (HSTA ST B 30 BU 262) 
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Ludwig Wilhelms, der mit einem Teil seines Heeres rheinabwärts gezogen war, um 
mit einer erfolgreichen Aktion auf dem niederländischen Kriegsschauplatz die Rijs­
wijker Friedensverhandlungen zu beeinflußen, noch der auf französischer Seite von 
General Choiseul geplante Durchbruch der Kinzigtalsperre hatten noch einen Ein­
fluß auf den Abschluß des Friedensvertrages 13. Darin wurde zwar der französische 
Besitz des Elsaß und Straßburgs endgültig anerkannt, doch erhielt Österreich gleich­
zeitig die festen Plätze im Breisgau, Freiburg und Breisach, zurück. An der Wieder­
armierung der bei den Festungen mußten sich die schwäbisch-österreich ischen Land­
stände mit 150000 fl beteiligen 14. Die Schulden der Landschaftskasse beliefen sich 
in diesem Jahr auf 370 000 fl, die Privatschulden der Stände auf 2 Millionen Gul­
den, so daß sie zu Recht forderten, daß diese und vorherige so starkhe lanndt­
schafftliche bewilligung in keine consequenz gezogen werden dürften 15. 

Das erste Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts war bestimmt von den welt politischen 
Auseinandersetzungen um das Erbe der spanischen Habsburger. Durch das Bündnis 
des bayerischen Kurfürsten Max Emanuel mit Frankreich, von dem er sich eine 
wirksame Unterstützung seiner Ansprüche auf einen Teil des spanischen Erbes, eine 
Erweiterung Bayerns und die Erhebung seines Kurfürstentums zum Königreich er­

hoffte, war Süddeutsch land von Anfang des spanischen Erbfolgekrieges an in die 
Kampfhandlungen einbezogen 16. Bis zum Sieg der vereinigten österreich i sehen und 
englischen Armee am 10. August 1704 unter Prinz Eugen und Marlborough über 

Max Emanuel und Tallard waren die habsburgischen Besitzungen in Schwaben stets 
von zwei Seiten her bedroht. 1703 wurden RiedLingen und die anderen Donaustädte 
von bayerischen und französischen Truppen angegriffen, Stock ach vom bayeri­
sehen Kurfürsten auf dem Rückzug nach seiner Niederlage 1704 total zerstört 17 . 

Wegen der Kriegsgefahr mußte der Landtag des Jahres 1703 nach Rottenburg ver­
legt werden 18. Der Haushalt der Landstände belief sich in diesen Jahren auf etwa 

120000 fl, wobei fast alle Posten der Unterstützung des kaiserlichen Militärs dien­
ten 19 . Formal wurden diese Gelder noch von den jeweiligen Landtagen bewilligt, 
doch verlangten die kaiserlichen Kommissare ihre Lieferung als regelmäßige Hyber-

13 B. WUNDER, Frankreich, Württemberg und der Schwäbische Kreis S. 193f. 
14 Landtagsrezeß vom 10. Nov. 1698. Die 200 000 11 waren in zwei Jahren zu zahlen, doch 

wollten sich die Landtagskommissare J. A. v. Spaur, o. ö. Geheimer Rat, und J. F. v. Coreth, 
o. ö . Hofkammerpräsident, für die notleidenden Landstände verwenden, daß die Zahlungs­
frist auf drei Jahre verlängert würde. (HSTA ST B 29 Bü 20) 

15 Ebd. 
16 A. KRAUS, Bayern im Zeitalter des Absolutismus (1641-1745). -In: Handbuch der baye­

rischen Geschichte Bd. 2 S. 435-444; Kurfürst Max Emanuel. Bayern und Europa um 1700. 
Bd. 1. Hrsg. v. H. GLASER. München 1976. S. 35-66 

11 J. BARTH, Geschichte der Stadt Stockach im Hegau bis zum Jahre 1810. - Stockach 
1894 S. 163-173 

18 Max Emanuel vereinigte sich am 11 . März mit Villars in Riedlingen. (A. KRAUS, Bayern 
im Zeitalter des Absolutismus S. 445) 

19 Landständisches Protokoll (LP) 23.-28. Febr., 3. März 1707 (HSTA ST B 30 Bü 1*) 
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nalzahlung für die Winterquartiere schon wie eine beständige Steuer. Als Reaktion 
auf die völlige Ohnmacht des Landtags gegenüber den harten Anforderungen des 
kaiserlichen Militärs blieben in diesen Jahren die meisten Stände den Landtagsver­
sammlungen fern, da die Bewilligungen geleistet werden mußten und an den kaiser­
lichen Forderungen kaum Abstriche gemacht werden konnten 20 . In der Landtags­
proposition vom Dezember 1706 erkannte Kaiser Josef 1. zwar die Verwüstungen 
des Landes durch Kriegszerstörungen, Plünderungen und Durchzüge an, forderte 
aber trotzdem. ein Hybernalprästationsquantum von 200 000 fl in vier Monaten [!], 
das die Landstände - von Freund und Feind bis aufs Mark ausgeplündert, wie sie 
resignierend feststellten - auch bewilligen mußten 21. 

Als ein Jahr später von ihnen 250000 fl für das Hybernale und Pferdportionen 
für die in Schwaben einquartierten Regimenter verlangt wurden, versuchten die 
Landstände erstmals seit 1676, sich der kaiserlichen Forderung zu widersetzen . Sie 
lehnten die Zahlung der 250 000 fl mit Rücksicht auf die Lieferungen für die im 
Schwarzwald und in Ulm liegenden Truppen und die in ihren Herrschaften noch an­
dauernden Einquartierungen als weit über ihre noch habende wenige cräffte gehend 
ab und bewilligten lediglich monatlich 16666 fl von November 1707 bis Januar 
1708, zusammen 50000 fl, für das Kriegskommissariat und die in Verpflegung lie­
gende Artillerie. Für die einquartierten Soldaten, die Dienstpferde der Offiziere und 
des Fuhrwesens übernahmen sie für einen Monat die Verpflegung. Dach und Fach 
wurde nur den wirklich anwesenden Soldaten gewährt; für die auf Kommando be­
findlichen Truppen sollte keine Geldablöse dieser Naturalleistungen möglich sein . 
Jede Mehrleistung wollten sie auf die 50 000 fl anrechnen. Nach Ablauf eines Mo­
nats mußten die Regimenter abgezogen werden oder die Stände sollten die 33 332 fl 
nicht mehr zu zahlen schuldig sein 22. Die Wirkung dieses einzigen Versuchs, die 
ständischen Leistungen genau einzugrenzen und wieder auf ein normales Maß zu­
rückzuführen, war entmutigend. Der Kaiser verweigerte die Ratifizierung des 
Landtagsabschieds und berief für Ende Februar 1708 einen neuen Landtag ein, der 
die noch fehlenden 200 000 fl bewilligen sollte, doch nur auf bewegliches zuspre­
chen konnten die Stände dazu gebracht werden, 160 000 fl davon auf sich zu neh­
men. Die Bewilligung konnte nicht mehr durch eigene Kontribution, sondern nur -
wie im JaIYr zuvor - durch Schuldaufnahmen aufgebracht werden. Zwar waren die 
160 000 fl wie schon in den früheren Jahren zum größten Teil nicht in Geld, sondern 
in Naturalien für die einquartierten Truppen zu liefern, doch wurde die wirtschaftli­
che Belastung der Stände dadurch nicht vermindert, sondern durch die anwesenden 
Truppen eher noch erhöht, so daß der Landtag von 1710 bereit war, über die bewil-

20 Rezesse vom 12. Dez. 1706, 10. Dez. 1707,22 . Febr. 1708 (HST AST B 29 BU 20, B 30 BU 
45· . TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 53) 

21 Rezeß vom 12. Dez. 1706 (HSTA ST B 29 8020) 
22 Rezeß vom 10. Dez 1707 (HSTA ST B 30 BU 45·). Zusätzlich sollten fUr jede in Natura­

lien gelieferte Pferdportion 3 fl abgezogen werden können, so daß praktisch jede Verpflich­
tung zu einer Geldlieferung entfallen wäre. 
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ligten 100 000 fl noch weitere 30 000 fl bei einer Freihaltung von Militär zu geben 23. 

1708 willigte der Landtag in eine Hybemalzahlung von 130 000 fl ein, jedoch mit 
der Verwahrung, daß aus dieser die Kraft des Landes weit übersteigenden Leistung 
kein Präjudiz gezogen werden dürfte. Aus der Bemerkung der Stände, je devoter sie 
sich zeigten, umso mehr Kontribution müßten sie zahlen, sprach deutliche Resigna­
tion 24. Die Bewilligungen von 1709 bis zum Ende des Spanischen Erbfolgekrieges 
hielten sich in gleicher Höhe 25. 

Nach 1709 wurde der Landtag für mehrere Jahre nicht mehr zusammengerufen. 
Der ständische Beitrag für das Jahr 1711 wurde erstmalig durch Deputierte in Wien 
ausgehandelt 26, die Hybernalzahlung des folgenden Jahres vereinbarten der ständi­
sche Syndikus Johann von MoUendorf und der Riedlinger Kanzleiverwalter Josef 
Engelhardt von Adlershofen mit Vertretern des kaiserlichen Heeres in Speyer 27. 

Erst 1716, als der Kampf gegen die Türken erneut aufgenommen wurde, berief der 
Kaiser wieder einen Landtag ein, der nach längeren Verhandlungen 64 000 fl Tür­
kenhilfe bewilligte 28. Es war dies die letzte selbständige Verwilligung der 
schwäbisch-österreichischen Landstände, bevor sie sich mit den bei den anderen vor­
ländischen Korpora zur Vorländischen Union zusammenschlossen, in deren Rah­
men sie die weiteren Kontributionen bezahlten. 

Die Heranziehung der schwäbisch-österreichischen Landstände zur Finanzierung 
des Krieges gegen Frankreich hatte ihre finanzielle Belastung in einem nie gekannten 
Ausmaß st~igen lassen. Beim Übergang Tirols und der Vorlande an das Kaiserhaus 
im Jahre 1665 hatte der ständische Haushalt noch eine Höhe von jährlich etwa 
30000 f1 . Im Jahre 1697/ 98 war er auf das Zehnfache, auf knapp 300 000 fI ange­
stiegen 29, in dem Friedensjahr 1701 sank er wieder auf 164 511 fl , fünf Jahre später 
umfaßte er erneut 355 214 fI 30. Die Steuern für den einzelnen Kontribuenten, so­
weit er sie nicht durch die immerhin noch beschwerliche Einquartierung eines Solda­
ten abgelten konnte, wurden zu einer nahezu unerträglichen Belastung. 1690/ 91 

23 HSTA ST B 30 Bu 254. - An den 1708 bewilligten 160 000 fl durften abgezogen werden : 
fUr jeden einquartierten Soldaten täglich 3 fl , fUr jeden Zugochsen 2 fl (vorher nur I fl 30 kr). 
Den Soldaten waren dafUr täglich zu reichen 2 Pfd. Brot (etwa 935 gr), I Pfd . Rindfleisch, 1/2 
Maß Wein (etwa 0,8 I) oder I Maß Bier. Beim Abzug der Truppen vor Ende April mußten die 
Stände für jeden Soldaten 15 kr, fUr jedes Pferd 15 kr und fUr jeden Ochsen 10 kr zahlen. 
Landtagsrezeß vom 22. Febr. 1708 (HSTA ST B 29 Bu 20) 

24 Landtagsrezeß vom 4. Dezember 1708 (HST A ST B 29 Bu 21, B 30 Bu 45·) 
25 Bewilligungen vom 9. Dez. 1709 (HSTA ST B 30 Bu 45·); 29. Nov. 1710 (HSTA ST B 30 

Bu 254); 28. Okt. 1711 (HSTA ST B 30 Bu 45·),7.-20. Okt. 1716 (LP I·) 
26 HSTA ST B 30 Bu 254 
27 28. Okt. 1711 (HST A ST B 30 Bu 45·) 
28 Protokoll des Landtags vom 1.-6. Juli 1716 (LP I·). - Rezeß vom 6. Juli 1716 (HSTA 

ST B 29 BU 21). Die bewilligten 64 000 fl sollten auf 3 Termine verteilt bis August 1717 gelie­
fert werden. S. a. GLA 83/ 131 

29 HSTA ST B 30 Bu 80· . Vgl. die Tabelle auf S. 271f. 
30 3. März 1707 LP I·; 22. Aug.-5 . Sept. 1710 LP I· 
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mußte die einfache Steuer insgesamt dreiundzwanzigmal eingehoben werden 31, zwi­
schen Oktober 1697 und 1698 mußten sechs Anlagen zusammen zu 339 fl je Söld 

ausgeschrieben und zusätzlich 34 660 fl aufgenommen werden, um die geforderte 
Kontribution aufbringen zu können 32. 1703 schrieb das Direktorium für das Hyber­
nale wiederum vier Termine zu 75 fl, 150 fl, 100 fl und 50 fl aus, wobei beispielswei­

se die Steuer für die 128 Kontribuenten des Marktes Altdorf durchschnittlich 14 fl 
35 kr betrug 33. 

Ständische Rechnung von Galli /697 bis Galli /698 

I. Einnahmen: 

1. Übertrag 
2. Zur Bestreitung der Verwilligung von 100000 f1 und der 

Einquartierungen ausgeschriebene Termine: 
1. Termin Galli 1697 auf 638 3/4 Sölden a 40 fl 
2. Termin Jan. 1698 auf 640 1/4 Sölden ä 40 11 
3. Termin Febr. 1698 
4. Termin März 1698 a 90 fl 
5. Termin Mai 1698 a 84 11 
6. Termin Joh. Bapt. (24. Juni) a 45 f1 
Summe der Terminausschreibungen 

3. Anleihen 
4. Maßpfennig und Bierheller 

auf Galli 1687 
auf Georgii 1698 

28 992 f1 31 kr 5 

25 550 f1 
25610 f1 
25610 f1 
57622 f1 30 kr 
53781 f1 
2881111 

21698411 30 kr 

34660 f1 

1 346 f1 21 kr 
12141141 kr 

31 S. Designation der Ausstände Christian Klöblins zu Hausen ob Urspring vom Mai 1690 
bis März 1691 (HSTA ST B 30 BU 315): 

15. Mai 1690 2 Anlagen ä 47 kr 5 h I 11 35 kr 2 h 
1. Juli 1690 1 " 47kr5h 

24. Sept. 1690 1 " 47kr5h 
20.0kt. 1690 2 " I f1 35 kr 2 h 
20. Dez. 1690 4 " 3fll0kr4h 

4. Febr. 1691 3 " 21122kr7h 
19. März 1691 3 " 2fl22kr7h 
31. März 1691 8 " 6fl21kr 

Zusammen: 19 11 3kr 

Urspring hatte 1682 in Hausen ob Urspring 29 Kontribuenten. 11 hatten unterschiedlich große 
Höfe, die Ubrigen waren Söldner und Taglöhner. Der beste Bauer hatte 25 J in einer Zelg, die 
anderen zwischen 10-15 J . Nach dem dort gebräuchlichen Steuer fuß mußte Klöblin etwa 50 J 
Acker, Wiesen und Wald besessen haben. (UP 1680-82 SA Ro) 

32 S. Anm. 29 
33 HSTA ST B 30 BU 315 
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5. Zahlung durch Verpflegung und Antizipation 

6. Verschiedenes 

Zusammen: 

IL Ausgaben: 

1. Anleihen mit Interesse 

2. Anrechnung von Antizipationen 

3. Zahlungen rur Verpflegung von Militär des Prinz Lothringen 
und Prinz Württembergischen Regiments 

4. An die Kriegskasse in bar 
5. An Dach und Fach 

6. fourage 

7. Diskretionen 

8. Vergütung rur militärbed ingte Unkosten der Stände (Munitions­
fuhren. Stellung von Auswahl und Durchmärsche) 

9. Gutmachung rur 1696 erlittene Nachtlager 

10. Gutmachung rur einige gravierte Stände 

11. Zinsen und abgelöste Kapitalien 

12. Besoldungen 
Mahlzeiten und Sporteln rur den Syndikus und die Ausschußorte 
9 fl am Tag; Besoldung rur den Syndikus 550 fl im Jahr 
Kanzleisubstitut jährlich 60 f1 
Skribent d. Syndikus jährlich 31 f1 30 kr. dazu Kostgeld 78 f1 
Sollicitator (Agent) in Innsbruck 137 f1 30 kr 

13. Zehrungen und Reisekosten 

14. Botenlöhne, gedingte Pferde. Staffetten und Postgelder 

15. Verschiedenes 

Zusa mmen: 

Abgang: 

Rest: 

4 238 fl 

2400 fl 

291081 fl19 kr 

18 670 f1 44 kr 

1 877 f1 

159736 f1 26 kr 

35 726 f1 
4 710 f1 

977 f1 50 kr 

9 133 fl 53 kr 

6436 f1 3 kr 

955 f1 22 kr 

352 f1 22 kr 

4 217 f1 24 kr 

3506 f1 49 kr 

8007 f1 8 kr 

579 f1 15 kr 

653 f1 34 kr 

258 380 f1 26 kr 

3 480 f1 26 kr 

32 700 f1 

Die schwäbisch-österreichischen Landstände waren weder organisatorisch noch 
personell für die gewachsenen Aufgaben, die der Zwang zu dauernden Verhandlun­
gen mit dem kaiserlichen Militär und die Verwaltung derartig hoher Steuergelder 
mit sich brachten, zureichend gerüstet. Den leitenden Ausschuß der Stände bildete 
immer noch das aus den Bürgermeistern der Direktorialstädte gebildete Direktori­
um. Diese gehörten zwar der jeweiligen städtischen Oberschicht an, konnten sich 
aber gegen die meist adligen Vertreter des Schwäbischen Kreises und des Militärs 
nur schwer behaupten. Ihre Funktion wurde in den meisten Fällen schon von den 
jurisfisch geschulten Stadtschreibern und Kanzleiverwaltern übernommen, doch 
dUrfte alleine der Rechnungsabhör die meist dem Handwerkerstand angehörenden 
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Bürgermeister überfordert haben. Die Verwaltung der Stände war noch immer au­
ßerordentlich bescheiden. Zwar war Lic. Severin Hummel seit 1668 offiziell Syndi­
kus der schwäbisch-österreichischen Landstände, doch war die im ganzen 17. Jahr­
hundert übliche Verbindung mit dem Ehinger Stadtschreiberamt beibehalten wor­
den. Der Syndikus hatte zusammen mit einem Skribenten und einem Kanzleisubsti­
tuten sämtliche Verwaltungsgeschäfte der Stände zu führen, während einer der 
Ehinger Bürgermeister die ständische Kasse zu verwalten hatte. Vor dem Hinter­
grund dieser im wesentlichen aus dem 16. Jahrhundert unverändert übernommenen 
Organisation sind die Konflikte innerhalb der Stände von 1686 bis 1706 zu sehen. 

8.2. DER KONFLIKT INNERHALB DES DIREKTORIUMS 

Das aus dem Rechnungsausschuß hervorgegangene Direktorium der schwäbisch­
österreichischen Landstände wurde ursprünglich von den vier Städten Ehingen, 
Rottenburg, Radolfzell und Munderkingen gleichberechtigt ausgeübt. Zwar genoß 
Ehingen einen Ehrenvorzug vor den anderen Städten und wurde immer an der Spit­
ze der Sessionszettel der Landtage geführt 34, doch erst 1631 nahm es diese Stelle 
auch in der ständischen Matrikel ein, an der bis dahin Hohenberg gestanden war 35. 

Seit dc:r Mitte des 17. Jahrhunderts versuchte die Stadt, für sich alleine das Direkto­
rium zu beanspruchen und Rottenburg, Radolfzell und Munderkingen nur die 
Funktion von Mitausschüssen zuzugestehen. Das Ausschußamt übte der Ehinger 
Bürgermeister nicht mehr als Deputierter Ehingens bei den Ständen, sondern in sei­
ner Funktion als Amtsinhaber der Stadt Ehingen aus 36. Erst 1681 begannen sich die 
drei anderen Direktorialstädte dem zu widersetzen und Landtagsabschiede ebenfalls 
nur noch als Amtsinhaber auszufertigen 37. 1685 brachten sie den Streit mit Ehingen 
vor das Landtagsplenum, wobei sie anführten, die Anmaßung der Stadt hätte nur 
wegen der langen Unterbrechung der Landtagssessionen von 1632-1654 [lI entstehen 
können, während der die Traditionen und Gewohnheiten der Stände in Vergessen­
heit geraten wären. Der Hauptvorwurf gegen Ehingen bezog sich auf die ungenaue 
Kassenführung und die Weigerung, 35 000 fI Ausstände eintreiben zu lassen, von 
denen 5000 fI Ehinger Rückstände waren. Die anderen Ausschußorte waren deswe­
gen nicht bereit, ihre Unterschriften unter die Rechnung zu setzen. Das Plenum 
zwang darauf die Stadt, den Inhalt der Truhe mit den Rechnungen zu kollationie-

34 SA Ried; SA Wa 394, 395 
35 GLA 79/ 1834 
36 In einem Schreiben vom 30. Sept. 1661 bezeichnete sich Ehingen als alhiesiges direclorio, 

die anderen Städte dagegen als Ausschüsse. (HSTA ST B 30 Bü 30) Seit dem 8. Nov. 1660 un­
terzeichnete der Ehinger Bürgermeister im Gegensatz zur bisherigen Übung und zu den ande· 
ren Direktorialstädten die Landtagsabschiede nicht mehr mit seinem Namen, sondern nur 
noch als Bürgermeister und Rat der Stadt Ehingen . (HSTA .ST B 29 Bü 19) 

37 Landtagsrezeß vom 21. Mai 1681 (HSTA ST B 29 Bü 20) 
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ren, was in keiner Weise gelang. Es kam dabei zu tumultuösen Auseinandersetzun­
gen zwischen dem ständischen Syndikus und dem kassenführenden Ehinger Bürger­
meister, in deren Verlauf jeder den anderen beschuldigte, mehrere tausend Gulden 
veruntreut zu haben 38 . Der Franzoseneinfall von 1688 und der Tod des ständischen 
Syndikus im gleichen Jahr ließen den Streit zu keinem endgültigen Austrag kom­
men. 1689 wurde wiederum eine Kassenprüfung vorgenommen, deren Ergebnis 
nicht besser als das von 1685 war, indem von der statt bald dißer, bald jener burger­
meister, bald der underburgermeister, bald ein anderer rathsfreund die hUnd in der 
stUnden geltt umkhert und endlich niemand ge wisst, bey weme es endlich wider zue 
suechen sein wird 39 . 

Der Landtag beschloß deswegen im Jahr 1689, einen eigenen, von der Stadt Ehin­
gen unabhängigen Syndikus und einen eigenen ständischen Kassier anzustellen, wo­
bei man sich auf den langjährigen Rottenburger Stadtschreiber Johann Michael Sixt 
als Syndikus und den Ehinger Bürgermeister Johann Jakob Keiblin als Kassier ei­
nigte, der jedoch schon im Jahr nach seiner Wahl starb 40. Die Wa1!1 der beiden Be­
amten mußte von den o. ö. Wesen in lnnsbruck bestätigt werden. Im Oktober 1689 
wurden sie den Ständen auf Befehl der lnnsbrucker Regierung von dem Landes­

hauptmann in Hohenberg Dionysos von Rost präsentiert, nachdem sie ihre Ämter 
schon mehr als ein halbes Jahr provisorisch versehen hatten 41. In der Instruktion 
für den Syndikus suchten die drei Direktorialstädte Rottenburg, Radolfzell und 
Munderkingen die Vorrechte, die Ehingen aus der weitgehend selbständigen Füh­
rung der ständischen Korrespondenz erwachsen waren, wieder einzudämmen. Der 
Syndikus hatte die einlaufenden Schreiben zu öffnen und sie dem Ehinger Bürger­
meister und dem Kassier auszuhändigen, doch durfte er nur antworten, wenn die 
Materie unbedeutend oder schon ein Beschluß dazu gefaßt worden war. In wichti­
gen, unaufschiebbaren Sachen hatte zunächst Ehingen ein Votum abzugeben, dann 
sollte er das Schreiben nach Rottenburg, Radolfzell und Munderkingen leiten und 
nach dem Mehrheitsvotum expedieren. Nur das Siegelrecht blieb der Stadt Ehingen, 
doch trat auch hier bald ein gemeinsames ständisches Siegel, das die Wappen der 

vier DirektoriaIstädte zeigte, an die Stelle des Ehinger Stadtsiegels 42. Um künftige 

38 Bericht der österr. schwäbischen AusschOsse und Direktoren, auch sämtlicher Stände an 
die o. ö. Regierung vom 9. Febr. 1700 (HSTA ST B 30 BO 372) 

39 S. Anm. 38. - Der Stadt Ehingen wurde deswegen die Rechnung mit der Bitte um weite­
re Erläuterung zurückgegeben. (10. Juni 1692, HSTA ST B 30 BO 262) 

40 BOrgermeister in Ehingen 1682 (HSTA ST B 30 BO 277), gestorben am 6. Okt. 1690. 
(HST A ST B 30 Bo 30) 

41 HSTA ST B 30 BO 262 
42 Den ersten Beleg für das ständische Siegel fand ich in einem Schreiben vom 20. April 

1698 (HSTA ST B 30 Bü 31). - Die weiteren Punkte der Instruktion des Syndikus vom 24. 
April 1689 waren: 
1. Er sollte auf sorgfältige Einziehung von Maßpfennig und Bierheller achten 
2. Über Ausstände und Schulden hatte er genau Buch zu fOhren 
3. Ausgaben und Einnahmen des Einnehmers waren vom Syndikus gegenzuzeichnen 
4. Mängel in der Kassenführung hatte er den Ausschußorten zu eröffnen 
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Mißbräuche in der Kassenverwaltung zu verhindern, sollte die ständische Truhe mit 
vier Schlössern verwahrt werden, wobei jeder Ausschußort einen Schlüssel erhielt, 
der Syndikus aber den zu dem Gewölbe, in dem die Truhe stand, haben sollte 43 . 

Nach dem Tod des Kassiers verwaltete der Syndikus Sixt die Kasse für ein Jahr a1-
leine, danach begann Ehingen sich wider in dißen zerrit- und confusen stand [ . .. ) 
einzumengen und bald da, bald dort ein anders commembrum auf ihre seiten zu 
bringen, bis der Stadt die Verwaltung der Kasse wieder übertragen wurde 44 . Die 
Mängel in der Kassenführung blieben nach der Denkschrift der Stände von 1700 je­
doch bestehen, so daß das Rapular der Stände 1695/96 nur 2500 fl Einnahmen auf­
wies, obwohl diese sich in Wirklichkeit auf über 300 330 fl erstreckten, und nie­
mand darüber Auskunft geben konnte. Der Syndikus brachte die Rechnung mit 
Mühe wieder in Ordnung; auch in den nächsten Jahren war sie nur mit Hilfe der an­
deren Ausschüsse zu bewältigen. Die Stände behaupteten im Jahre 1700, daß die 
Stadt Ehingen niemanden hätte, der fähig sei, eine Rechnung im Umfang von 
300 000-400 000 fl korrekt zu führen. Wenn es sich dabei auch um eine parteiische 
Streitschrift gegen Ehingen handelte und die erhobenen Vorwürfe objektiv sicher 
nicht alle zutrafen, führten sie doch dazu, daß Ehingen die prätendierte Stellung ei­
ner alleinigen Direktorialstadt nicht behaupten konnte 4S . Mit der erneuten Anstel­
lung eines eigenen ständischen Kassiers im Jahre 1706 wurde Ehingen wieder die 

5. Er sollte alle Rechte der Stände, auch bisher vergessene, nach Kräften verfechten 
6. Er hatte darauf zu achten, daß Söldenmoderationen in Zukunft nur noch im Beisein von 

zwei Dritteln aller Stände vorgenommen würden 
7. Er sollte den Sessionszettel führen und auf Ordnung bei den Sitzungen sehen 
8. Sein Gehalt betrug 550 11 jährlich, zusätzlich für die Georgiirechnung 12 11 , für die Galli­

rechnung 9 11, zu jedem Extratermin 18 11 , dazu für jede Mahlzeit I 11 und als Reisekosten 
4 11 30 kr. Diener und Pferde sollten gesondert verrechnet werden . 

Das Gehalt des Einnehmers wurde mit 150 11, zusätzlich 3 11 Zehrungskosten an jedem Sit­
zungstag, festgelegt. (HSTA ST B 30 Bü 388; Bü 262 p. 74f.) 

43 HSTA ST B 30 Bü 388 
44 Bis 1697 verwaltete der Ehinger Bürgermeister Mellinger die Kasse, nach ihm der Ehinger 

Stadtamman Höchst. (HST A ST B 30 Bü 262 p. 137, Bü 388) Als der kassenführende Ehinger 
Bürgermeister Mellinger 1697 einen Schlaganfall erlitt, beschloß der engere Konvent zwar er­
neut die Anstellung eines unabhängigen Kassiers, doch gelang es der Stadt Ehingen , weiterhin 
im Besitz der Kassenverwaltung zu bleiben. 

4S In einer Gegendarstellung bestritt die Stadt Ehingen die Vorwürfe und behauptete, der 
Stadtsyndikus Hummel ( t 1688) hätte mit Hilfe eines Bürgermeisters und eines Kanzleisub­
stituten immer zufriedenstellende Karneralrechnungen geführt. Um 1660 sei ein korrektes Re­
stantenbuch begonnen worden, das zwischen 1686 und 1688 allen Ständen zur Anerkennung 
vorgelegt wurde. Da auch die Angaben über den Zustand des ständischen Archivs nach dem 
Stadtbrand von 1688 in der Gegenschrift richtiger sind als die in der Denkschrift der Stände 
vom 9. Febr. 1700, dürfte die Ehinger Darstellung insgesamt glaubwürdig sein. Daß die Stän­
de jedoch bei ihrer kleinen Verwaltung Schwierigkeiten hatten, die hohen Ausgaben dieser 
Jahre korrekt zu verbuchen, steht außer Frage. Wenn der Fehler a1l eine bei Ehingen gelegen 
hätte, wäre es unverständlich, weshalb 1706 mit Andreas Eyselin wiederum ein Ehinger Bür· 
ger zum ständischen Kassier gewählt wurde. (HSTA ST B 30 Bü 372) 
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Verwaltung der Kasse entzogen, so daß ihr nur die rechtlich bedeutungslose Ehren­
stellung der ersten unter den vier Direktorialstädten blieb 46 . 

8.3. AUSEINANDERSETZUNG UM DAS SESSIONSRECHT DER KAMERAL­
BEAMTEN UND DAS STEUERVERWALTUNGSRECHT DER 

LANDSTÄNDE 

Um 1700 wurde das Selbstbesteuerungsrecht der schwäbisch-österreichischen 
Landstände, das sie seit 1573 unangefochten ausgeübt hatten, erstmals prinzipiell 
angegriffen. Der nellenburgische Landschreiber Roth bezichtigte das Direktorium 
insgesamt der Unfähigkeit und warf ihm Versagen in der Verwaltung der hohen 
Kontributionen, der Verteilung der Quartierslasten und der Rekrutenstellung vor. 
Obwohl der Denkschrift weitgehend perß~nliche Motive zugrunde lagen - Roth 
war wegen Beleidigung von jeder Landtagssitzung ausgeschlossen worden -, ge­
wann sie wegen der vorgetragenen Argumente allgerneine Bedeutung 47. 

Von den Landständen wurde mit dem Entzug des Sitzungsrechts für den nellen­
burgischen Landschreiber allen österreichischen Karneralbeamten, die im 16. Jahr­
hundert noch ein Rechnungsprüfungsrecht für die ständische Rechnung besaßen, 
bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts als Deputierte der Ausschußorte gelegentlich 
Landtagsabschiede mit unterschrieben und einzelne Stände auf dem Landtag vertra­
ten, endgültig das Sessionsrecht auf Landtags- und Ausschußsitzungen bestritten 48. 

Schon bei dem Vorgänger Roths wurde dessen Teilnahme 1692 auf Militärkontribu­
tionalpunkte beschränkt, da österreichischen Immediatbeamten nach Herkommen 
weder Session noch Votum zugestanden würde 49. Im 18. Jahrhundert machten nel­
lenburgische und hohenbergische Karneralbeamte mehrfach Versuche, zu den 
Landtagen zugelassen zu werden, wurden aber zurückgewiesen so . Das Landtagsple­
num nahm 1725 nochmals grundsätzlich zu der Frage Stellung und entschied, lm-

46 S . a . TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 47f. 
47 Franz Heinrich Roth war vor 1693 Landweibel und Kassier der nellenburgischen land­

schaft, die er deswegen auf dem Ehinger Landtag vertrat. Von 1693-1711 war er nellenburgi­
scher Landschreiber, 1701 kurzzeitig vom Dienst suspendiert. (HSTA ST B 30 BU 262, BU 315, 
LP 1-) 

48 Landtagsrezesse unterzeichneten Johann Philipp BuchrnUller, Pflegschaftsverwalter der 
Herrschaften Ehingen, Schelklingen und Berg (1641 HSTA ST B 29 Bu 19; 1642 SA Wa 395; 
1649 HSTA ST B 29 BU 19, 1650 HSTA ST B 30 Bu 44-, 1651 HSTA ST B 29 BU 19), Johann 
Hieronymus Bundis, Hofschreiber der Herrschaft Hohenberg (1649 HSTA ST B 29 Bu 19). 
1627 vertrat Kaspar Reiflin, Landrichter in Nellenburg, die Stadt Stockach auf dem Landtag 
(SA Wa 395), 1662 nahm der Landvogteiverwalter von Nellenburg an einer Ausschußsitzung 
der Stände teil. (3 . März 1662, HSTA ST B 30 BU 30) 

49 4. Juli 1692 (HSTA ST B 30 BU 262) 
so Es handelte sich um den nellenburgischen Landschreiber Mayer und den hohenbergi­

schen Hofschreiber Haslach (22.-26. Febr. 1725 LP 2-) 
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mediatbeamte nicht zuzulassen, sondern die Untertanen sollten sich durch einen 
Kassier oder Schultheiß alß den standt selbsten berührte vertreten lassen. Lediglich 
in der Zeit von 1725-1735, als Kirchberg und Weißenhorn nach dem Rückkauf von 
den Grafen Fugger von Österreich unmittelbar verwaltet wurden, ließ man die doni­
gen Beamten unter der Bedingung, daß die Erlaubnis jedesmal erneuert werden 
müßte, zu den Landtagen zu 51. 

Auch die vorderösterreichischen Stände hatten sich nach dem Dreißigjährigen 
Krieg entschieden gegen eine Vertretung der Kameralherrschaften durch Immediat­
beamte gewandt, nachdem sie bis dahin nicht beanstandet worden war. Die Ausein­
andersetzung zog sich über das ganze 17. Jahrhundert hin, ohne daß eine prinzipiel­
le Regelung gefunden wurde 52 . 

Neben der Forderung nach einem Sessionsrecht für Kameralbeamte auf Landta­
gen war der zweite wesentliche Punkt der Denkschrift Roths das Verlangen, die Ad­
ministration der ständischen Kasse dem Direktorium zu entziehen und den Oberäm­
tern zu übertragen, was auf eine Aufhebung des ständischen Selbstbesteuerungs­
rechts hinausgelaufen wäre. Von allen Vorwürfen, die er gegen das Direktorium er­
hob, traf im Grunde nur der einer ungenügenden Buchführung aus den oben ge­
schilderten Gründen z_u, der zudem noch auf die Zeit von 1690-1706 zu begrenzen 
ist, in der die Organisation der ständischen Verwaltung nicht den Anforderungen, 
die an sie gestellt wurden, gewachsen war. Der ungerechten Verteilung der Winter­
quartiere, die meist in Ulm oder Augsburg mit dem Schwäbischen Kreis ausgehan­
delt wurde und auf die die ständischen Deputierten nur wenig Einfluß nehmen 
konnten, stand das Direktorium wie die meisten kleinen Stände Süddeutschlands 
ziemlich wehrlos gegenüber 53. Von dem einzigen Gegenmittel, das ihm zur Verfü­
gung stand, dem Protest bei der Innsbrucker Regierung und beim Kaiser, machte es 
häufig Gebrauch und hatte gelegentlich Erfolg 54 . Der Vorwurf überlanger Tagun­
gen auf ständische Kosten, der Sporteljägerei und unnötiger Gastereien zu Lasten 
aller Stände war zu Ende des 17. Jahrhunderts auch gegenüber landesherrlichen Be­
amten üblich 55, doch zeigt das Kleine Steurbereitungsprofocollum der Landstände, 
desseq Einträge von 1676-1698 reichen, daß die einzelnen Sitzungen kaum eine Wo­
che dauerten 56. Auch die effektiven Kosten für die Verwaltung des ständischen 

II HSTA ST B 29 BU 21 , LP 2-
52 L. DEIMLlNG, Die Organisation der landständischen Verfassung des Breisgaus S. 30f. 
53 LRAI Hofreg. Pro!. der entsprechenden Jahre (ausgewertet wurden die Protokolle von 

1670-1685); HSTA ST B 30 BU 262; Landtagsrezesse von 1678-1708 (HSTA ST B 29 BU 20 u. 
21 , B 30 BU 45-). - Zu den Pressionen auf die kleinen Stände in SUddeUlschland s. G. A. 
soss, Geschichte des oberrheinischen Kreises und der Kreisassoziationen in der Zeit des spani­
schen Erbfolgekrieges 11. - In: ZGO 104/ 1956 S. 153 

54 Rezeß vom 6. Juni 1682,7 . Juli 1683, 10. Dez. 1707 ,22 . Febr. 1708 (HSTA ST B 29 
BU 20 u . 21) . 

55 So gegen die Beamten der Landvogtei Schwaben 1685 (GAK Landvogtei Schwaben Fasz. 
207 u. 208) 

56 HSTA ST B 30 Bu 262 
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Haushalts, die sich 1697/98 bei einem Volumen von knapp 300 000 fl auf 12 000 fl 
für Sporteln, Tagegelder, Besoldungen, Stafetten, Post- und Reisegelder beliefen 
und damit etwa 41170 der Haushaltssumme ausmachten, rechtfertigen nicht den Vor­
wurf der Verschwendung 57 . 

Die Denkschrift Roths blieb 1694 und auch 1704, als er sie durch den Landvogt in 
Schwaben Franz Maximilian Eusebius Graf von Königsegg erneut in Wien vortra­
gen ließ, ohne Folgen 58, doch wurde der Gedanke der Unterordnung der Stände un­
ter die Oberämter bei jedem Vorschlag zur Erneuerung der ständischen Verfassung 
wieder aufgegriffen - so 1725 und 1730 - und sollte zuletzt durch das Dekret Ma­
ria Theresias vom 14. November 1750, das auf einem Entwurf Graf Choteks beruh­
te, in der neuen Landeseinrichtung für drei Jahre, bis zur Einrichtung einer eigenen 
vorderösterreichischen Regierung, verwirklicht werden 59. 

8.4. DIE AUSEINANDERSETZUNGEN ZWISCHEN STÄNDEN UND 
DIREKTORIUM UM DIE FORM DES STÄNDISCHEN AUSSCHUSSES 

Parallel zu den Streitigkeiten innerhalb des Direktoriums und zu den Angriffen 
des nellenburgischen Landschreibers auf Leitung und Finanzwesen der Stände kam 
es zwischen 1690 und 1706 angesichts der während der Kriegszeiten gestiegenen Be­
deutung der Ausschußentscheidungen zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen 
den Ständen und den vier Direktorialorten um Form und Zusammensetzung dieses 
Ausschusses. 

Das Ausschußwesen der schwäbisch-österreich ischen Landstände vor dem 
18. Jahrhundert läßt sich aus den ständischen Akten nicht mehr ganz deutlich re­
konstruieren. Neben der 1573 geWählten vierköpfigen Rechnungsdeputation, die 
sich meist zweimal im Jahr, an Georgii (23. April) und Galli (16. Okt.) und sonst zu 
jedem Geldlieferungstermin versammelte, gab es bis 1631 einen weiteren, sieben- bis 
achtköpfigen Ausschuß, der in unregelmäßigem Wechsel mit den Ausschußorten 
die Landtagsabschiede besiegelte 60. Nach dem Dreißigjährigen Krieg konnten die 
vier Ausschußorte, jetzt Direktorium genannt, ihre bevorzugte Stellung unter den 
Ständen wesentlich festigen, doch fanden auch danach noch Sitzungen der vier zur 

57 S. Anm. 29 
58 Die Denkschrift Roths selbst hat sich nicht erhalten, doch gehen ihre Argumentationen 

aus der Gegendarstellung des ständischen Syndikus J. M. Sixt von 1694 hervor (HSTA ST 
B 30 Bu 372). S. die Darstellung bei TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 47f. 1705 ermächtig­
ten die Stände ihren Syndikus v. Mollendorf, in Wien gegen den Vorschlag Roths zu wirken. 
(Antwortschreiben Roths an die Stände v. 25. März 1705, HSTA ST B 30 BU 372) 

59 HSTA ST B 30 Bü 376,378 u. 1009. TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 54; J. PETZEK, 

Systematisch-chronologische Sammlung Bd. I S. 487-503 
60 S. S. 125f. 
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hiesigen cassa verordnenten ausschüß zusammen mit Deputierten anderer Stände 
statt, so 1662 mit NeUenburg, Seifriedsberg und Schwaben 61. 

1689, gleichzeitig mit der Anstellung eines Syndikus und eines Kassiers und der 
Einrichtung der Agentien in Wien und Innsbruck, beschlossen die Stände, neben 
dem Rechnungsausschuß (Direktorium) eine engere Deputation (Konvent) zu schaf­
fen, der neben den vier Direktorialstädten der Landschaftseinnehmer in Schwaben, 
der Hofmeister von Urspring, der Oberamtmann von Kirchberg, der Pfleger von 
Weißenhorn und von Seifriedsberg sowie die Vertreter von Günzburg, Horb, der 
Stadt Oberndorf, Mengen, Stockach, Schramberg und Kloster Wald angehören 
sollten 62 . Dieser Konvent tagte 1692 zweimal, 1693 viermal, 1694 dreimal, 1695 wie­
der viermal. Seine Hauptaufgaben waren die Verteilung der Militärlasten, Kontri­
butionen und Quartiere, zeitweilige Söldermäßigung einzelner Stände und die Be­
handlung von Matrikelfragen 63. 

Als wesentliches Recht hatten sich die Direktorialstädte den Rechnungsabhör 
vorbehalten, doch erklärten sie sich, als die Stände wegen der starken Belastung 
1693 eine sofortige Abrechnung verlangten, bereit, ihn trotz des befürchteten Präju­
dizes vor einer Kommission der Deputierten der Landvogtei Schwaben, Warthau­
sens, Riedlingens und Seifriedsbergs abzulegen, um damit ihren guten Willen zu be­
zeugen, und weil sie eine differenz der Stände gegen die Ausschüsse spürten 64. 

Im Jahre 1695 bildeten die vier Ausschußorte mit den Vertretern der Stände 
Landvogtei Schwaben, Warthausen, Riedlingen, einem zusätzlichen Abgeordneten 
Hohenbergs (dem Kameralbeamten [!I Meinrad von Arzt, Obervogt der Oberen 
Herrschaft Hohenberg), und den Deputierten der fuggerischen Herrschaften Kirch­
berg, Seifriedsberg oder Biberbach eine engere Deputation, die jedoch nur auf 
Kriegsdauer , danach nicht mehr bestehen sollte 6S . 1701 wurde die Zahl der Mitglie­
der des engeren Konvents wieder auf acht begrenzt; Warthausen verlor seinen Sitz 
und Schramberg trat an die Stelle von Oberhohenberg. Die vier zusätzlichen Depu­
tierten sollten jeweils aus einem der vier landschaftlichen Viertel kommen. Diese 
Viertel, Hohenberg, der Hegauer Distrikt, das untere Viertel (Burgau) und der mitt­
lere Distrikt, faßten die Stände nach geographischen Gesichtspunkten 
zusammen,und sie wurden jeweils in gemeinsamen Zirkularien von dem Direktori­
um angeschrieben 66. Ob der Beschluß in die Tat umgesetzt wurde, ist nicht festzu-

61 Landvogteiverwalter von Nellenburg, Obervogt von 5eifriedsberg, Landschaftseinneh· 
mer von Schwaben oder Fleckenammann von Weingarten. - 16. 4. 1662 (HSTA ST B 30 
Bü 30) 

62 6. März 1691 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
63 HSTA ST B 30 Bü 262 
64 2. Juli 1693 (HSTA ST B 30 Bü 262). - TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 48 
6S Plenarkonvent vom 27 .-30. Okt. 1695 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
66 HSTA ST B 30 Bü 30; LP 1* 8.- . 10 Nov . 1701. - Die Viertel waren keine festen Einhei­

ten und konnten in ihrer Zusammensetzung wechseln. So teilten Ausschüsse und Rechnungs­
deputierte die Stände zur Bezahlung der Kontribution in 5 Distrikte. (26.-28 . Mai 1721 LP 2*) 
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stellen, da das landständische P!9tokoRzwischen 1701 und 1706 nicht geführt wor­
den ist 67. Zwischen 1699 und 1706 wurde auch kein Rechnungsabhör vorgenom­
men. Offensichtlich versuchten die vier Direktorialstädte, in diesen Jahren wieder 
die alleinige Leitung der Geschäfte der Landstände zurückzugewinnen und die vier 
anderen Mitglieder der engeren Deputation zurückzudrängen, wobei es eine wesent­
liche Rolle spielte, daß diese Vertreter der fuggerischen Pfandschaften, der Land­
vogtei Schwaben und Warthausen zu den Wortführern der landschaftlichen Oppo­
sition gegen die Städte in dem nach 1695 unter den schwäbisch-österreichischen 
Ständen erwachsenen Matrikularstreit gehörten 68. 

Die Spannungen zwischen Ständen und Direktorium führten endlich zu einem of­
fenen Ausbruch 69. Etwa 25 meist landschaftliche Stände richteten am 17. März 
1706 eine Beschwerdeschrift an den Geheimen Rat in Innsbruck, schrieben den 
nächsten Landtag nicht nach Ehingen, sondern nach Riedlingen aus, wohin sie auch 
das Direktorium luden, und zwangen den ständischen Kassier Eyselin, dort zu er­
scheinen. Dem Direktorium wurde in der Beschwerde vorgeworfen, selbstherrlich 
gegen Beschlüsse des Plenums gehandelt, eigenmächtig Anlagen ausgeschrieben, 
ohne Wissen der anderen Stände hochverzinsliche Kapitalien aufgenommen und 
nach eigenem Gutdünken Söldenmoderationen vorgenommen zu haben. Es hatte 
nicht nur den Ständen keine Rechnung mehr gelegt, sondern auch an Hand heimlich 
zusammengetragener Akten ihnen das Recht auf Rechnungslegung abzusprechen 
getrachtet. Zudem wären den Ständen durch unnötig lange und häufige Sitzungen 
ungerechtfertigt hohe Kosten verursacht worden. Auch machten sie dem Direktori­
um die eigenmächtige Führung des DirektorialsiegeIs ohne kaiserliches Privileg zum 
Vorwurf. Schließlich wurde, wie schon in den Angriffen Roths, der Gesichtspunkt 
des persönlichen Standes der Deputierten der Direktorialstädte angesprochen: Als 
einfachen Bürgern und Handwerkern ginge ihnen die zur Führung eines landständi­
schen Korpus nötige Autorität ab . Da deswegen die schwäbisch-österreichischen 
Landstände gegenüber der Reichsritterschaft, dem Schwäbischen Kreis und der Ge­
neralität nicht genügend repräsentiert wären, würden sie unverhältnismäßig höher 
belastet. Gerade der letzte Vorwurf war sicher nicht gerechtfertigt, denn es waren 
nicht die Deputierten der Stände, sondern das geringe politische Gewicht des 
schwäbisch-österreichischen Landtags überhaupt, was die kaiserlichen Kommissare 
veranlaßte, bei Schwierigkeiten mit dem Schwäbischen Kreis und der Ritterschaft 

67 LP I. 
68 S. S. 300-305 
69 Von den ursprOnglich aus diesem Streit erwachsenen ständischen Akten blieb nur ein ge­

ringer Teil erhalten (Vgl. Summ. Manualrepertorium Nr. I S. 33 Fasz. 75 : Differenzen der 
Stände gegen das ständische Direktorat, deren 4 Direktorialstädte und die Landschaftskasse­
nadministration 1692.1693. 1697.1699.1700.1702.1704-1707.1712-1714. HSTA ST B 30 BO 3). 
Der Ablauf dieses Streits wurde von Th. Knapp nach den ständischen Akten bereits dargestellt 
(HSTA ST B 30 BO 372, 254. - TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 48·50) . Ich folge hier weit­
gehend seiner Darstellung. 
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den schwäbisch-österreich ischen Landständen die größte Last aufzubürden. Auch 
wurden die Einquartierungsquoten nicht von den ständischen Deputierten allein, 
sondern in Zusammenarbeit mit dem Syndikus und Mitgliedern der Innsbrucker Re­
gierung auf den Kreiskonventen in Ulm oder Augsburg ausgehandelt, wobei das Ar­
gument der Direktorialstädte, ihre Stadtschreiber und Kanzleiverwalter müßten an 
Conduit, der gesamten Standes Anliegenheiten zu beobachten, sicherlich keinem 
von Herrn SUinden, auch an Condition nit leicht weichen sicher zutreffend war 70. 

Die von den protestierenden Ständen eingesetzte Administration hatte im Januar 
1706 von dem Direktorium verlangt, bis zum 28. März 1706, dem Termin der dritten 
Hybernallieferung, die Rechnungen von 1701 bis 1706 zusammenzustellen und eine 
Rechtfertigung seines Verhaltens zu geben. Die Rechnung sollte dann vor allen 
Ständen laut abgelesen werden. Die Direktorialstädte hofftl~n jedoch, Prüfung und 
Rechnungsabhör auf die Deputierten der Landvogtei, Landschaftseinnehmer Gra­
nicher und Truhenmeister Schlichtin, Oberamtmann Renz von Kirchberg und Ober­
amtmann Stader von Warthausen sowie Bürgermeister Gaisser und Kanzleiverwal­
ter Engelhardt von Riedlingen, welche die skandalose irritation, mißtrauen und 
auffstand wider uns und den verschrayten modum hauptsächlich verursacht hatten, 
beschränken zu können . Kleinere mögliche Fehler in der Rechnung entschuldigten 
sie mit bisherigen langwürige armbseligkheiten und fataliteten diser zeiten, denen 
khein menschlicher gewalth oder vorsichtigkheit genuegsamb widerstehen khön­
nen 71. Die Vertreter der protestierenden Stände gaben sich damit nicht zufrieden, 
so daß es zu der oben erwähnten Appellation an den Geheimen Rat in Innsbruck 
kam. 

In den Verhandlungen der Bevollmächtigten beider Teile vor der Innsbrucker Re­
gierung und Hofkammer, denen die Behandlung der Beschwerden vom Geheimen 
Rat zugewiesen worden war, forderten die Stände, dem bisherigen Direktorium die 
Kassenaufsicht zu entziehen und ein neues Direktorium zu bilden, das nach freier 
Wahl der Stände zu gleichen Teilen aus städtischen und landschaftlichen Vertretern 

bestehen sollte" da die Städte kaum ein Drittel, die Landschaften aber zwei Drittel 
c;ler Steuerlast trügen. Auch sollte Ehingen in Zukunft nicht mehr unbedingt 
Konvents- und Legstadt sein, sondern diese sollte je nach Notwendigkeit frei be­
stimmt werden dürfen. Endlich wollten sie, daß wieder ein unabhängiger Kassier 
und ein Konsulent zur Regelung von Durchmärschen und Einquartierungen einge­
stellt würden. 

Der Entscheid der kaiserlichen Regierung, der auf Grund des Berichts von Regie­
rung und Kammer in Innsbruck erging, trug den Beschwerden der protestierenden 
Stände nur teilweise Rechnung . Die ständische Zusammenkunft in Riedlingen und 
die Überführung der Kasse nach dort wurden untersagt. Die Kasse mußte wieder 

70 Zit. nach TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 49 
71 HSTA ST B 30 Bü 372 
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nach Ehingen zurückverlegt werden. Die vier Direktorialstädte wurden in ihren 
Rechten bestätigt, eine freie Wahl wurde nicht zugestanden, doch sollte das Direk­
torium um vier landschaftliche Rechnungsdeputierte ergänzt werden, womit ein ent­
sprechender Einfluß der Landschaften auf die Führung der Landtagsgeschäfte gesi­
chert war. Nur diese vier Deputierten sollten vom Landtag jeweils gewählt werden. 
Faktisch wurde durch diesen Entscheid der Zustand des letzten Jahrzehnts des 
17 . Jahrhunderts wiederhergestellt. Mit der Wahl der Oberamtmänner von Kirch­
berg und Warthausen und des Bürgermeisters und des Kanzleiverwalters von Ried­
Iingen als landschaftliche Deputierte entsprachen die Stände zwar nicht ganz dem 
kaiserlichen Reskript , doch wurden dadurch die Wortführer der ständischen Oppo­
sition in den Führungskreis der Stände integriert und den protestierenden Ständen 
die Spitze genommen 12 . 

Die Vertreter der acht Stände nahmen als Ausschüsse und Rechnungsdeputierte 
oder Direktores und Ausschüsse in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts die SteI­
lung des bisherigen Direktoriums ein. Innerhalb dieses Ausschusses, für den sich 
nach der Bildung einer Matrikularinquisitionsdeputation im Jahre 1725 die Bezeich­
nung Ordinarideputation einbürgerte, hatten die alten Direktorialstädte einige Vor­
rechte 73. Bei den gewöhnlichen Ausschußtagungen waren sie durch ihre Kanzleiver­
walter vertreten 74 . Zum Rechnungsabhör schickten sie dagegen wie bisher zwei De­
putierte, Bürgermeister und Kanzleiverwalter. Darüber hinaus beanspruchte Ehin­
gen als erste Direktorialstadt bei allen Sitzungen das Recht auf doppelten Beisitz 75 . 

Davon abgesehen hatte die Auseinandersetzung um Form und Besetzung des ständi­
schen Ausschusses mit einem wesentlichen Erfolg der Landschaften geendet. 

12 Reskript der o. ö . Reg. u. Hofkammer vom 19. Juli 1706. Sitzungsprotokoll vom 
12. Febr.-3 . März 1707 (LP I·) . Auf diese Verordnung bezieht sich Hormayr mit seiner Be­
hauptung, 1706 seien die schwäbisch-österreichischen Stände unter Kaiser J osef I. förmlich 
konstituiert worden. (J . v. HORMAYR, Ständische Verfassungen S. 98) 

73 Schon am 17. Juli 1723 in praesenlia depulalionis ordinaria; ebenso für die Sitzungen 
vom 17.-22. Nov. 1729,9. Jan. 1735,9. Okt. 1735 (LP 2*,3*) . Nach 1736 war die Bezeich­
nung Ordinaridepulalion allein üblich geworden. 

74 Eine Ausnahme bildete Radolfzell, das aus innerstädtischen Gründen meist durch seinen 
Bürgermeister vertreten war. 

75 1736 protestierte der Rottenburger KanzJeiverwalter Aumayer gegen die doppelte Vertre­
tung Ehingens, da die anderen Direktorialstädte auch nur einen Deputierten entsenden wür­
den. Ehingen berief sich auf alte Observanz, da sie als alte Direktorialstadt immer doppelten 
Beisitz hatte und auf ihn ohne Plenumsbeschluß nicht verzichten wollte. So blieb es bei dieser 
Regelung. (15. Jan.-16. Febr. LP 3*) 
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Die Steuerbewilligungen der drei vorländischen Landtage hatten lange Zeit in ei­

nem bestimmten Verhältnis untereinander und zu denen der Tiroler Stände ges tan­

den I. Seit 1672, als die Verteidigung der Rheingrenze von den vorländischen Stän­

den mitgetragen werden mußte, ohne daß sich Tirol in nennenswertem Maße betei­
ligt hätte, hatte sich die Relation sehr zu Ungunsten der Vorlande geändert. Von 

1672 bis 1716 hatten die schwäbisch-österreich ischen Landstände, soweit es sich we­

gen der nicht gut geführten Rechnungen und des lückenhaften Aktenbestandes 

noch feststellen läßt, über 2 500 ()()() fl Geldbeihilfen bewilligt. Die breisgauischen 

Stände, d ie wie Schwäbisch-Österreich zu Begin n des 18. Jahrhunderts um 

13 ()()() Kontribuenten hatten, berechneten ihre Kriegskosten zwischen 1701 und 
1714 vielleicht etwas zu hoch auf über 8 Millionen Gulden, aber auch bei einigen 

Abstrichen bleibt die Summe bedeutend genug 2. Die vorarlbergischen Stände ver­

willigten von 1681 bis 1716 über I 600 ()()() fl, zwischen 1702 und 1716 aJleine 

I 400 ()()() fl 3, während die Bewilligungen der Tiroler Stände jährlich 100 ()()() fl (im 

Jahre 17(0) und 200 ()()() fl (im Jahre 1704) nicht überschritten 4. Angesichts dieser 

Oberbürdung der vorländischen Stände im Verhältnis zu Tirol such ten sie wieder zu 

einer angemessenen Relation ihrer Steuerleistung zu kommen . Erste Verhandlungen 
der drei vorländischen Korpora fand'en 1695 statt , doch führten sie noch zu keinem 

Ergebnis 5. 1698 führten die schwäbisch-österreichischen Landstände ihre Überbele­

gung im Verhältnis zu anderen österreich ischen Provinzen als wesentliches Land­

tagsgravamen an 6 , Angesichts der drückenden und übermäßigen Kriegsbeschwer­

den nach dem bayerischen Bündnis mit Frankreich und des französischen Durch­

bruchs durch die Schwarzwaldlinien 1703 sandt en die schwäbisch-österreichischen 

Stände zwei Deputierte zu dem Geheimen Ra t nach Wien, wo den mitleydenswirdi-

1 S, S. 113-115, 123, 146 
2 J . BADER, Breisgauische Stände S. 120-130,248 
3 A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 157-159 
4 T. V. SARTORI·MoNTECROCE, Steuerwesen S. 273f. 
5 GLA 7912024. Diese Steuerunion ist mit der von J . BADER erwähnten Vereinigung der 

drei Vorlande von 1698 gemeint. (Breisgauische Stände S. XXVIII) 
6 Landtagsrezeß vom 10 , Nov, 1698 (HSTA ST B 29 Bü 20; B 30 Bü 45·) 
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gen ständen unter anderem versprochen wurde, daß wegen der Disproportion der 
Belastungen zwischen den arlbergischen, breisgauischen und schwäbisch­
österreichischen Ständen eine genaue Untersuchung des Leistungsvermögens der 
drei Korpora angestellt werden sollte 7. 

1705 verhandelten Deputierte, Syndici unQ Agenten der d~...s ände rs~­
meinsam in Wien wegen einer von allen zu übernehmenden Bewilligung von 
800 ()()() fl in Geld und Naturallieferungen als Hybernalprästandum 8. Ein Jahr spä­
ter versuchte eine Kommission der Stände in den o. und v. ö . Landen mit zwei kai­
serlichen Kommissaren, Johann Jakob von Kriechpaum und Ignaz von Berati, sich 
über den von den drei Ländern an dem gemeinsamen Quantum zu zahlenden Anteil 
zu einigen, doch kam man auch hier noch zu keinem Ergebnis 9. Auf dem Landtag 
von 1707 in Ehingen verpflichteten sich die Landtagskommissare wiederum, sich für 
eine gleichmäßige Belastung der schwäbischen, breisgauischen und arlbergischen 
Stände einzusetzen 10. Für einige Jahre ruhte die Frage der Gleichstellung der vor­
ländischen Stände, bis sie sich durch die 1716 bewilligte Türkensteuer erneut als zu 
hoch belegt empfanden. Es hatten verwilligt 11 : 

Landtag Bewilligung Anteil an der Anteil an der 
Gesamtbewilligung vorländ. Bewilligung 

Tirol 170000 fl 61 ,6% 
Breisgau 22000 fl 8,0% 20,8% 
Schwäb. Österreich 64000 fl 23,2% 60 ,3% 
Vorarlberg 20000 fl 7,2% 18,9% 

Insgesamt 276000 fl 

Die vorarlbergischen Stände sandten darauf den Bludenzer Stadtschreiber zu ei­
ner Fühlungnahme mit den beiden anderen ständischen Korpora nach Ehingen. Für 
1717 , nach dem tirolischen Landtag, wurde eine gemeinsame Konferenz in Überlin­
gen oder Pfullendorf in Aussicht genommen 12. 

7 HSTA ST B 30 Bo 315 
8 Ebd. 
9 HSTA ST B 30 BO 316 
10 HSTA ST B 30 BO 45- . Die Forderung wurde von den Ständen auf dem folgenden Land­

tag am 22. Febr. 1708 wiederholt. (HSTA ST B 29 BO 21) 
11 Breisgau : J . BADER, Breisgauische Stände S. 249 (nach dem Rezeß von 1716). -

Schwäbisch-Österreich: Landtagsrezeß vom 6. Juli 1716 (HSTA ST B 30 Bo 45-) . - Vorarl· 
berg: A. BRUNNER, Vorarlberger Landstände S. 159. - Tirol: J . EGGER, Geschichte Tirols 
Bd . 2 S. 529 

12 L. WELTt, Vorarlberg S. 655-672; Summ. Man. rep. Nr. 6 S. 31. Fasz. 40 1/4 (HSTA ST 
B 30 Bo 8) 



285 

Im Dezember 1717 wurde das Projekt einer neuen Türkensteuer hekannt, die fol­
gendermaßen verteilt werden sollte 13: 

Landtag Bewilligung Anteil an der Anteil an der 
Gesamtbewilligung vorländ. Bewilligung 

Tirol 230000 f1 54,5% 
Breisgau 40000 f1 9,4% 20,8% 
Schwäb. Österreich 110000 f1 26,2% 57 ,4% 
Vorar/berg 42000 f1 9,9% 21 ,8% 

Insgesamt 422000 f1 

Die neuerlich geplante Erhöhung der Belastung der Vorlande im Verhältnis zu Ti­
rol veranlaßte die drei vorländischen Korpora, sich am 4. Juli 1718 erneut in Ehin­

gen zu treffen, wobei sich Vorarlberg bemühte, die Reise und ihren Grund vor den 
österreich ischen Stellen möglichst geheim zu halten 14. In einem ersten Projekt woll­
ten die Stände die jährliche Bewilligung für die drei Vorlande auf 159 000 f1 begren­

zen, die in zwei Terminen zu zahlen waren. Dabei hatte der Breisgau 20000 f1 
(25, I 070), Schwäbisch-Österreich 43 500 f1 (54,9%) und Vorarlberg 16000 f1 
(20,0%) an jedem Termin zu übernehmen. Schon 1720 konnten sich der ständische 

Agent von Rediff und P . Blasius mit den Vertretern des Wiener Ministeriums eini­
gen, daß angesichts der schweren Kriegsschäden in den Vorlanden zunächst nur ein 
Termin jährlich eingezogen werden sollte, doch lagen die Forderungen der kaiserli­

chen Hofräte mit 89 000 tl noch 20 000 tl über dem Angebot, das ihnen die Depu­

tierten der Stände unterbreitet hatten . Die kaiserlichen Räte stellten das Postulat 
dann auf 80 000 tl, doch wollten die Stände noch JO 000 tl abhandeln , da sonst ihr 
Steuerquantum im Verhältnis zu den 75 000 f1 Tirols überhöht gewesen wäre 15. Im 
April 1721 trafen sich die drei vorländischen Stände nochmals zu einer Konferenz in 
SI. Blasien, doch erst im Spätjahr zeichnete sich eine Einigung ab 16. Auf dieser Zu­

sammenkunft am 3. November in SI. Blasien kam man sich soweit näher, daß sich 
an der Bewilligung von 80 000 f1 Schwäbisch-Österreich mit 40 000 tl, der Breisgau 
mit 20000 tl und Vorarlberg mit 16000 tl beteiligen würden . Über die restlichen 

4000 f1 wollt~ man sich auf einer weiteren Konferenz in Ulm verständigen 17. Die ba-

13 Sitzung vom 1.-10. Dez. 1717 (LP 1°) . Die vorländischen Stände sollten noch zusätzlich 
aufbringen: Breisgau: 3000 Ztr. Mehl und 2000 Klafter Holz in Naturalien oder Geld; 
Schwäbisch-Österreich: 5000 Ztr. Mehl und 10000 f1 für Brennholz für die Garnison Frei­
burg; Arlberg: 2500 Klafter Holz nach Konstanz. 

14 HSTA ST B 30 Bü 8 S. 31 Fasz. 40; L. W ELTI, Vorarlberg S. 658 
15 Plenarkonventsprotokoll v. 6.-9. Dez. 1720. Ausschüsse und Rechnungsdeputierte 28 . 

bis 30. März 1721 (LP 2°) 
16 Ausschüsse und Rechnungsdeputierte 26.-28. Mai 1721 (LP 2°) 
17 Direktoren und Rechnungsdeputation 15 .-20. Nov. 1721. Die Ulmer Konferenz fand am 

29. Nov. 1721 statt. (LP 2°) 
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rocke Umständlichkeit, mit der man jetzt um Jahresbewilligungen feilschte, die we­
nige Jahre zuvor in einigen Tagen aufgebracht werden mußten, ist .kennmchnend 
für die Schwerfälligkeit ständischer Institutionen des alten Reiches, Vereinbarungen 
auf freiwilliger Basis zu erreichen. Obwohl eine Minderheit der schwäbischen Stän­
de einen Vertrag nur bis zu dem Zeitpunkt abschließen wollte, an dem der vorländi­
sche Bewilligungsanteil zu dem Anschlag Tirols in ein ric.~tiges Verhältnis gebracht 
worden wäre, bevollmächtigte die Mehrheit die Deputierten für die Überlinger Kon­
ferenz im Dezember 1721 zu einem Vertragsabschluß auf Da!!~r , wobei sie für 
Schwäbisch-Österreich bis zur Hälfte des vorländischen Quantums übernehmen 
durften 18. 

Während der dreitägigen Konferenz einigten sich die Deputierten in Überlingen 
zue beibehaltung fernerer gueter union, daß die Gesamtbewilligung von jährlich 
80000 fl für vier Jahre von 1720 bis 1723 folgendermaßen verteilt werden sollte 19: 

Breisgau 21400 fl (26,8I1Jo) 

Schwäb. Österreich 41400 fl (51,7I1Jo) 
Vorarlberg 17200 fl (21,5I1Jo) 

Etwa geringer ausfallende Postulate innerhalb der vier Jahre sollten proportional 
zu diesem Interimsfuß verteilt werden. Nach Ablauf der vier Jahre war kein Teil 
mehr an diese Interimsrepartition gebunden und für spätere Auf teilungen sollte sie 
nicht als Präjudiz gelten . 

Die finanziellen Erleichterungen, die . der in Überlingen geschlossene Unionsver­
trag für die schwäbisch-österreich ischen Stände wie auch für die vorländischen 
Stände insgesamt mit sich brachte, waren beträchtlich. Zwar war Schwäbisch­
Österreich jetzt der gewichtigste Steuerzahler unter den vorlälldischen Ständen, 
nachdem die Bedeutung Vorderösterreichs durch den Verlust des Elsaß 1648 erheb­
lich gesunken war, doch lag die jährliche Kontribution weit unter der, die während 
des Spanischen Erbfolgekrieges aufzubringen war. Schon 1719120 war das Volumen 
des ständischen Haushaltes von 381 770 fl während des Krieges (1709/ 10) auf ein 
knappes Drittel, auf 128649 fl, geschrumpft 20. Der von dem Agenten der Stände in 
Wien Johann Baptist von Rediff 1722 auf Grund des Unionsvertrags ausgehandelte 
Verwilligungsrezeß blieb sogar noch unter der vorgesehenen Höchstsumme. 

Trotz der Friedenszeit wurde die ständische Kontribution weiter für den .j,J~ 

halt des Heeres gefordert, das jetzt dauernd unter Waffen gehalten wurde. Obwohl 

18 Der Beschluß wurde von einem Plenarkonvent gefaßt, auf dem 13 Stände vertreten wa­
ren. Sie bestimmten den Syndikus v. Mollendorf, den Konsulenten Dr. Heller von Hellersberg 
und den ständischen Kassier Eyselin zu Deputierten . (Plenarkonvent vom 15.-18. Nov. 1721, 
LP 2°) 

19 Dieser Verwilligungsrezeß wurde auf der Sitzung vom 13 .- 16. Jan. 1722 den Ständen vor­
gelegt und erläutert und von Direktoren und Rechnungsdeputation ratifiziert. (LP 1°, 2°; L. 
WELTt, Vorarlberg S. 658; HSTA ST B 30 Bü 8 S. 31. Fasz. 42) 

20 Rechnungsabhör vom 17 .-20. Okt. 1716 und 27 ./28. Mai Inl (LP 1°) 
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der Unterhalt und die Verpflegung der Festungen Freiburg und Breisach große 
Summen erforderten, wie es in dem Rezeß hieß, gab sich der Kaiser für 1720 ange­
sichts der Erschöpfung der Stände im Spanischen Erbfolgekrieg mit 36 250 fI zufrie­
den, die zusammen mit den bis Ende 1719 aufgelaufenen 135 231 fI an die kaiserli­
che Bankalitätskriegskasse zu zahlen waren . Was 1720 und 1721 schon über 
36250 fI abgeführt und an Etappen-, Durchmarsch- und Vorspannkosten geleistet 

worden war, konnte an späteren Bewilligungen entsprechend dem Reichskriegsfuß 
abgezogen werden . Für einzelne morose und mit der Leistung im Rückstand liegen­
de Stände war das gesamte ständische Korpus nicht mehr zur Zahlung verpflichtet. 
Auch dieser in Wien von Rediff ausgehandelte Rezeß enthielt die üblichen Formeln, 
daß den Ständen die gewöhnlichen Reversalien ausgehändigt würden, die Verwilli­
gung ihren Freiheiten unpräjudizierlich sein und ihnen der gewöhnliche Schutz ge­
währt werden sollte. Am selben Tag wurde der gleichlautende Rezeß über 72 500 fI 
für 1721 und 1722 ausgestellt 21. 

9.2 . ENTWICKLUNG UND LEISTUNGEN DER STÄNDE IM RAHMEN 
DER VORLÄNDISCHEN UNION 

In den ersten Jahren nach Abschluß des Unionsvertrages bestand die Möglich­
keit, daß sich die Konferenz der drei vorländischen Korpora zu einer gemeinsamen 
Repräsentation der Vorlande entwickeln würde. 1723 wurde eine Konferenz nach 
Radolfzell einberufen, an der je fünf Deputierte aus Schwäbisch-Österreich , aus 
dem Breisgau und aus Vorarlberg teilnahmen. Der Prälat von St. Blasien, Vorsit­
zender des breisgauischen Prälatenstandes, fungierte als kaiserlicher Kommissar 22 . 

Die Forderung an die Konferenz wurde in der gleichen Form einer landesfürstlichen 
Proposition gestellt wie früher an die einzelnen vorländischen Stände. Gefordert 
wurde eine Beihilfe zum Rheinwehrbau, ein Aufschlag von einem halben Kreuzer 
auf den Maßpfennig und zwei Kreuzer zum Bierheller sowie ein Hochzeitsdonativ 
für die Prinzessin Maria Amalia. Die Konferenz bewilligte 42 000 fI für den Rhein-

21 Verwilligungen Wien, den 28 . Mai 1722 (HSTA ST B 29 Bü 21) . Neben dem ständischen 
Agenten siegelten die Hofmillel Deputierten Räte loh. Georg Edler v. Buol , der sich später 
mehrfach al~ kaiserlicher Kommissar in Schwäbisch-Österreich aufhielt, und Joh . Baptista 
Weeser [Weiser?l. 

22 Deputierte Schwäbisch-Osterreichs: Andreas Eyselin , Bürgermeister von Ehingen und 
ständischer Kassier, Dr. Franz Anton Heller, Konsulent der Stände, Franz Josef KaibI , Kanz­
leiverwalter von Ehingen, Johannes Schlichtin, Landschaftseinnehmer von Schwaben, Franz 
Josef v. Engelhardt, Oberamtmann von Kirchberg. 
Deputierte des Breisgaus: Dr. Schmidt, Oberamtmann von SI. Blasien, C. H. Hornuß, Bür­
germeister von Freiburg, Dr. Stapf, ritterschaftlicher Syndikus, Bannwarth, Syndikus, Ferdi­
nand Mayer, Stadtsyndikus von Freiburg. 
Deputierte Vorarlbergs: Z. v. Furtenbach , Bürgermeister von Feldkirch, Fritsch, Kanzleiver­
walter von Feldkirch, Rust, Stadtammann von Bregenz, Dr. Rudolphi , Kanzleiverwalter von 
Bregenz, 2 Ammänner als Landesausschuß. 
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wehrbau, 6000 fI als Hochzeitsdonativ, lehnte aber den Aufschlag auf Maßpfennig 
und BierheUer ab 23 . Die Konferenz von 1723 blieb jedoch die einzige in dieser 
Form. 

Noch vor Auslaufen des Unionsvertrages wurde die Union am 9. August 1723 in 
Radolfzell um 8 Jahre verlängert, wobei das kaiserliche Postulat an die Stände um 
10 000 fI verringert und im Repartitionsfuß eine leichte Verbesserung zugunsten von 
Schwäbisch-Österreich vorgenommen wurde. A~ d;;;' gemeinsam zu prästierenden 
70 000 fI sollten die einzelnen Stände folgende Anteile übernehmen 24: 

Breisgau 19241 fI 40 kr (27,5070) 

Schwäb. Österreich 35408 fI 20 kr (50,7%) 

Vorarlberg 15350 fI (21,8%) 

Der effektive Anteil der schwäbisch-österreich ischen Stände an den Verwilligungen 
sank von 36 250 fI auf 33 673 fI 30 kr. Als das kaiserliche Postulat 1727 weiter auf 
65 000 fI verringert wurde, verminderte sich der Anteil Schwäbisch-Österreichs auf 
32 879 fI 10 kr 25. 

Nach der Verlängerung der Union fanden sich die drei landständischen Korpora 
über die Regelung des Kontributionalwesens hinaus auch zu politischer Kooperation 
zusammen. 1726 plante die o. ö . Regierung in Innsbruck, die Städte Schwäbisch­
Österreichs den Oberämtern unterzuordnen. In Vorarlberg sollten die Stände zur 
gleichen Zeit einem neu errichteten Obervogteiamt in Bregenz unterstellt werden . 
Nach Vorkonferenzen in Gurtweil und Altravensburg im Jahre 1726 und in Ehingen 
1727 wurde beschlossen, zur Abwehr der Bedrohung ihrer Privilegien und zur Ab­

stellung anderer Gravamina eine Delegation nach Wien zu senden, die in diesem 
Hauptpunkt Erfolg hatte und die geplante Änderung verhinderte 26. 

Als die Union 1730 auslief, war es angesichts des Schutzes, den sie den drei Land­
ständen bot, für alle keine Frage, sie um weitere acht Jahre zu verlängern. Der Spre­
cher der Vorarlberger Stände, Stadtarnmann Zacharias 19natius von Furtenbach, 
erklärte, daß ihr Land erfahrener Exigenz und Importanz wegen bei der Vereini-

23 AusschUsse und Rechnungsdeputierte 17. Dez. 1722 (LP I·, 2·). Die Konferenz fand 
vom 1.-10. Okt. 1722 stall. Bezeichnend rur die enge Bindung des Ausschusses an das Plenum 
in Schwäbisch-Österreich ist die Tatsache. daß Direktorium und Rechnungsdeputation Beden­
ken hatten, ob nicht wegen einer Bevollmächtigung der Deputierten zu der Konferenz ein Ple­
narkonvent erforderlich wäre. - Die von der Konferenz abgelehnte Erhöhung von Maßpfen­
nig und Bierheller wurde vom Plenum der schwäbisch-österreich ischen Stände am 16. Juli 
1723 probeweise doch zugestanden. 

24 L. WELTI. Vorarlberg S. 659 
25 Rezeß v. 25. Nov. 1723 und 24. Juli 1727 (HSTA ST B 29 BU 21) 
26 GLA 79/2058. Relation Uber den Verlauf der Gesandtschaft durch den Stadtschreiber 

von Villingen Franz Joseph Kettenacker vom 12. Nov. 1727; HSTA ST B 30 BU 8 S. 31-33. 
Die schwäbisch-österreichischen Stände ordneten rur diese Delegation wiederum ihren Konsu­
lenten Dr. Heller ab. (Plenarkonvent vom 9.-11. Febr. 1726 LP 2·) 
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gung unabweichlich zu verharren mehr dann geneigt sei 27 . Ex amore unionis nah­
men die Breisgauer Stände zugunsten der sich überbelegt fühlende!) Vorarlberger ei­
ne geringe Mehrbelastung auf sich, doch blieb es im wesentlichen bei dem 1723 ver­
einbarten Schlüssel. Nach dem Konferenzprotokoll, in dem der Umfang der Uni­
onsvereinbarung bestimmt wurde, sollten landesfürstliche Postulate, Superpostula­
te und die drei Landschaften gemeinsam betreffende Angelegenheiten von der Uni­

on vertreten werden, jedoch nicht Naturalleistungen und Winterquartiere sowie 
Truppenverpflegung, was in den Kriegen von 1733 bis 1735 und 1740 bis 1748 von 
Bedeutung wurde 28 . Während sich die vorländischen Stände nach der Erneuerung 
der Union von der 1726 bewilligten Maßpjennigsauktion wieder befreien konnten, 
benützte der Wiener Hof die Gelegenheit, das bisherige Postulat wegen der gestiege­
nen Militärkosten einmalig um ein Extrapostulat von 45 000 fl zu erhöhen, die nach 
dem Unionsschlüssel umgelegt wurden 29. Gleichzeitig ließ der oberste kaiserliche 
Hofkanzler Zinzendorf die Stände wissen, daß er von ihnen eine Erhöhung seines 
Gehalts um 3000 f1 erwarte. Nachdem Tirol 1000 Dukaten (4000 fl) bewilligt hatte, 
beschlossen die Vorlande auf Vorschlag des Agenten Rediff, nach dem Unions­
schlüssel 3000 fl zu zahlen, um nicht gefährliche Ungnade auf sich zu ziehen. Falls 
es Tirol bei einer einmaligen Zahlung beließ, wollten sie ebenso handeln 30. Abgese­
hen von diesen einmaligen Erhöhungen blieben die Geldanforderungen an die drei 
Stände während der folgenden acht Jahre unverändert bei 65 000 fl 31. 

Am 17. Oktober 1737 wurde die Union in Radolfzell abermals um vier Jahre ver­
längert, wobei die gemeinsame Kontribution mit 65 000 fl und die Proportion des 
Verwilligungsanteils unter den Ständen keine Veränderung erfuhren. Auf Grund 
der während des Krieges mit Frankreich entstandenen Beschwerden wurde den 
Ständen jedoch gestattet, von den 65 000 fl über die Hälfte, 35 000 fl, zur Ersetzung 
der Kriegskosten in Händen zu behalten, so daß nur noch 30 000 fl an die kaiserli­
che Kriegskasse abgeführt werden mußten 32. Als 1739 als Ablöse für die Stellung 
von 1000 Rekruten 24 000 fl bewilligt und 1740 800 Mann, 1742 und 1743 je 

27 Akten dieser Tagung aus dem prälatenständischen Archiv (GLA 79/2024); Zitat nach L. 
WELT!, Vorarlberg S. 659 

28 L. WELTI, Vorarlberg S. 659f. 
29 6 . Dez. 1730, Erörterung der breisgauisehen Conclusa (LP 2·). - Zu der Erhöhung des 

Maßpfennigs s. S. 342-344 
30 Ebd. 
31 Rezesse von 1731, 1732, 1733, 1736 (HSTA ST B 29 Bü 21,22). Unter den drei vorländi­

sehen Ständen fanden im April 1732 in Pfullendorf und 1733 in Radolfzell interne Konferen· 
zen statt. (HSTA ST B 30 Bü 8 S. 33; 7.-25. Mai 1732; LP 2·) 

32 Rezesse von 1738, 1739, 1741, 1742, 1745 (HSTA ST B 29 Bü 22); Akten des Radolfzeller 
Kongresses GLA 79/2024 
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1500 Mann tatsächlich gestellt wurden, teilten die drei Landstände diese Bewilligun­
gen nach dem Unionsschlüssel von 1730 untereinander auf 33. 

Die vorländische Union bestand voll bis 1745 weiter. Im folgenden Jahr schieden 
die vorarlbergischen Stände aus, die 1745 auf fünf Jahre von der Landesbewilligung 
befreit worden waren. An der Kontribution der beiden anderen Stände änderte sich 
jedoch nichts, da der arlbergische Anteil, 14 084 fl20 kr, einfach von der gemeinsa­
men Bewilligung abgezogen wurde. 30 000 fl durften weiterhin jährlich für 
Löhnungsantizipationen, Sommerverpflegung und Mehltransporte von den Stän­
den einbehalten werden 34 . 

Auf der Suche nach einer Verbesserung der Staatsfinanzen forderte Maria There­
sia 1749 erstmals seit 1720 wieder das volle Quantum der ständischen Bewilligung 
von 120000 fl, nachdem seither wegen der zu Beginn des Jahrhunderts erlittenen 
Kriegszerstörungen immer nur ein Termin eingezogen worden war. Die entspre­
chend dem Unionsschlüssel nach Abzug des arlbergischen Anteils auf Schwäbisch­

Österreich entfallende Quote betrug 60 700 f) 35. Schon im Spätherbst wurde die Be­
willigungsanforderung erneut geändert. In Anbetracht seiner formidablen Nachbar­
schaft sollte Österreich in Zukunft ein stehendes Heer von 180000 Mann haben. 
Nach dem neuen, von Haugwitz entworfenen Militärsystem sollten dabei dem Bür­
ger die Etappenkosten erspart bleiben, doch mußte dafür die regelmäßige jährliche 
Bewilligung erheblich gesteigert werden . Nach diesem neuen Universalcontributio­
nalsystem sollte auf die Vorlande ein jährliches Quantum von 200 000 11, auf 
Schwäbisch-Österreich wie bisher etwas mehr als die Hälfte davon, entfallen. In 
Verhandlungen mit dem kaiserlichen Kommissar Graf Rudolf von Chotek gelang es 
den schwäbisch-österreich ischen Deputierten Philipp Ferdinand Aumayer, Kanzlei­
verwalter in Rottenburg, und Chr. Moritz von Kuen, Oberamtmann in Seifrieds­
berg, den Anteil der Stände auf 75 000 11 zu senken, von denen nach verschiedenen 
Abzügen 64 411 fl 30 kr in monatlichen Raten während neun Jahren zu entrichten 
waren 36. Die Kontribution des Breisgaus betrug 41 62511, von denen fast die Hälfte 
in der Hand der Stände bleiben sollte, womit aber die wirklichen Kriegskosten bei 
weitem nicht abgedeckt waren 37. Den Ständen wurde zugesichert, daß neben dieser 
Bewilligung während der neun Jahre nicht das mindeste Postulatum militaris oder 
cameralis gestellt und auch bei Kriegsausbruch keinerlei zusätzliche Steuern (Dona 

33 Von den 800 Rekruten hatte Schwäbisch-Österreich 404 2/3 zu stellen. Da den Ständen 
eine Austeilung der Rekruten nach dem Söldenfuß zu teuer erschien, übertrugen sie die Wer­
bung per Akkord dem Riedlinger Kanzleiverwalter Gaisser, der für jeden Mann 381130 kr er­
hielt. (Prot. v. 17. Nov.-1. Dez. 1732, 11.-15 . Okt. 1740; LP 3·) - Wegen der RekrutensteI­
lung von 1742 und 1743 verständigten sich die vorländischen Stände in eigenen Konferenzen in 
Radolfzell. (20. Febr. 1742,25 . Jan.-3 . Febr. 1743; LP 3·) 

34 Rezesse von 1746-1749 (HSTA ST S 29 So 22) 
35 Rezeß vom 29. J an. 1749 (HST A ST S 29 Sü 22) 
36 Rezeß vom 22. Sept. 1749 (HSTA ST S 29 Sü 22) 
37 E. GOTHEIN, Der Sreisgau S. 15 



291 

gratuita, Kopf- oder Vermögenssteuern, Itineraria, hochzeitliche Donative) gefor­
dert würden. Dagegen konnten die Stände in Kriegszeiten oder bei Katastrophen um 
einen Nachlaß ihres Quantums bitten. Das Rezeßquantum mußte trotz der gleich­
bleibenden Höhe alljährlich von den landschaftlichen Versammlungen genehmigt 
werden. Ausdrücklich wurde den Ständen zugesichert, daß sie mit Militärzahlun­
gen, Proviant- oder Munitionslieferungen sowie mit Fortifikationsarbeiten nichts 
mehr zu tun haben sollten. Alle bisherigen Schulden, sowohl die 1573 und später 
übernommenen wie auch die aus den letzten Kriegen stammenden Darlehen und Su­
perrogate, blieben den Ständen zur Verzinsung. Dafür behielten sie Maßpfennig 
und Bierheller sowie 5875 f1 an der jährlichen Bewilligung, doch sollten Repräsenta­
tion und Kammer der Vorlande Einblick in die monatlichen Abrechnungen erhal­
ten. Den Ständen wurden dafür ihre Rechte und Privilegien bestätigt, was sich 
schon ein Jahr später bei der Verordnung Maria Theresias zur neuen Landeseinrich­
tung in Schwäbisch-Österreich als wenig wirksam erwies, doch war dieser Rezeß der 
rechtliche Ansatzpunkt, mit dem die Stände ihren Widerstand gegen die Änderun­
gen der ständischen Verfassung nach 1750 begründeten . 

Im Jahre 1750 wurden die_arlbergischen Stände durch Verordnung Maria There­
sias von der Vereinigung mit den bei den anderen Korpora in bezug auf außerordent­
liche landesfürstliche Quartierslasten und Marschauslagen endgültig getrennt und 
scheinen sich an den Unionskonferenzen nicht mehr beteiligt zu haben 38. Die Kon­
ferenzen zwischen den breisgauischen und schwäbisch-österreich ischen Ständen 
standen seit 1753 ebenso unter der obrigkeitlichen Kontrolle der Konstanzer Reprä­
sentation wie die Versammlung der Stände selbst, so daß ihnen weitgehend die Mög­
lichkeit zu freier Entscheidung genommen war. Als die bei den Stände sich 1755 in 
Villingen über ein gemeinsames Vorgehen gegen die von der Konstanzer Repräsen­
tation beschlossene Beschränkung ihrer freien Syndikatswahl beraten wollten - es 
waren danach künftig drei Kandidaten zu benennen, von denen einer von der Re­
präsentation ernannt werden sollte -, verlangte der Konstanzer Präsident von Su­
meraw von der Ehinger Ordinarideputation eine Anzeige der Verhandlungspunkte 
für die geplante Konferenz, verbot sie aber anschließend 39 . 1759 fand nochmals ei­
ne Konferenz in Villingen statt, auf der wahrscheinlich eine Fortsetzung der Union 
und die Forderung nach der Übernahme einer fünfprozentigen Kriegsanleihe von 
150000 f1 durch die drei Vorlande erörtert wurden 40. Vier Jahre später sandten die 
schwäbisch-österreichischen Landstände eine Deputation nach Wien, um eine Än­
derung de!; Steuerverhältnisses zu den breisgauischen Ständen zu erreichen. Späte­
stens mit der Einführung der Steuerreform von 1764, der Peraequation, endete die 
vorländische Union, die nunmehr keine Funktion mehr hatte. Durch die Bildung 

38 L. WELTI, Vorarlberg S. 660 
39 Prot. Y. 6. Juni 1755, 14.-23. Sept. 1755 (LP 5·) 
40 Summ. Man. rep. Nr. 6 S. 33 BU 53 (HSTA ST B 30 BU 8) . - Prot. Y. 24.-29. Jan. 1759 

(LP 7·) 
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des landständischen Konsesses aus sechs Mitgliedern mit dem Präsidenten der vor­
derösterreichischen Regierung als Vorsitzenden 1764 war den breisgauischen Stän­
den weitgehend ihre Selbständigkeit genommen worden 41. 1769 wurden auch die 
schwäbisch-österreichischen Landstände durch die Ernennung des Freiburger Re­
gierungsrates von Majer zum Oberdirektor in das Verwaltungsgefüge des theresiani­
sehen Staates eingeordnet, in dem .für ständische, korporative Zusam-;;e-nschiUsse 
kein Raum mehr war. 

9.3. DIE AUSWIRKUNGEN DES UNIONSVERTRAGS AUF DAS STEUERBE­
WILLIGUNGSRECHT DER SCHW ÄBISCH-ÖSTERREICHISCHEN STÄNDE 

Mit dem Abschluß der vorländischen Union wurde der jahrzehntelangen, durch 
die Kriege mit Frankreich bedingten Oberbürdung der vorländischen Stände ein En­
de bereitet. Der Vertrag war die erste wirksame Reaktion der drei ständischen Kor­
pora auf die Eingliederung der Vorlande in die Gesamtmonarchie im Jahre 1665, 
mit der den einzelnen Landtagen in dem Breisgau, Schwäbisch-Österreich und Vor­
arlberg fast jedes politische Gewicht genommen wurde. Durch die Verbindung mit 
den durch die Mitgliedschaft von Adel- und Prälatenstand einflußreLcheren breis­
gauischen Ständen gelang es den schwäbisch-österreichischen Ständen, die völlige 
Wehrlosigkeit gegenüber kaiserlichen Anforderungen zu überwinden, die sie in den 
beiden ersten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts gekennzeichnet hatte. 

Trotzdem war der Überlinger Vertrag von 1721 der erste Schritt, mit dem sich die 
Stände um das Steuerbewilligungsrecht brachten. Zwar wurden in Wien noch jedes 
Jahr Verwilligungsrezesse auf Grund der Vereinbarungen der drei vorländischen 
Korpora zwischen dem ständischen Agenten und den Hofbeamten ausgehandelt, 
doch das durch mehrere Jahre gleichbleibende Formular des Rezesses und die un­
veränderte Höhe der Bewilligung waren ein deutliches Indiz;- daß aus der jeweils zu 
bewilligenden einmaligen Hilfe eine regelmäßig erhobene Steuer zu werden begann. 
So war es im Grunde nur ein logischer Schritt, daß an die Stelle der 
landesfürstlichen Contributional- Verwilligungsrezesse nach 1750 einfache Contribu­
tionalerlagsquittungen und Absolutoria über die abgejührte landesjürstliche postu­
late ordinaria und extraordinaria traten 42. Ein wirkliches Bewilligungsrecht hatte 
der Landtag nur noch bei Extraanforderungen wie einer Maßpfennigserhöhung 
oder kriegsbedingten Mehrleistungen nach 1740. Beim Vergleich des durch den Uni­
onsvertrag geschaffenen Zustandes, der es den durch die Kriege von 1672-1714 völ­
lig ruinierten Vorlanden ermöglichte, sich wirtschaftlich wieder zu erholen, mit den 
letzten Jahren eines voll unabhängig ausgeübten Steuerbewilligungsrechts, das in 

41 E . GoTHEIN, Der Breisgau S. 19; TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 57; J. BADER, Breis­
gauische Stände S. 253; F. QUARTHAl u. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 71-75 

42 Summ. Man. Rep. Nr. 3. S. 3. Fasz. 89-91,97-98 (HSTA ST B 30 Bo 5) 
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der Realität ein ohnmächtiges und fatalistisches Zurückweichen vor der Gewalt des 
Militärs und übermäßigen landesherrlichen Anforderungen bedeutete, wird man 
den Verlust nicht allzu hoch anschlagen. Schließlich ist auch nicht zu übersehen, 
daß der Verzicht auf das uneingeschränkte SteuerbewiUigungsrecht nicht auf Grund 
einseitiger obrigkeitlicher Akte, sondern auf der Basis freiwilliger vertraglicher Re­
gelungen mit den anderen ständischen Korpora und dem Landesherrn erfolgt ist. 

Für den schwäbisch-österreichischen Landtag hatte der Überlinger Vertrag noch 
besondere Konsequenzen. Auf dem Plenarlandtag vom 10. März 1722 wurde den 
Ständen von dem kaiserlichen Kommissar Baron von Ulm, Landvogt im Burgau, 
die Pragmatische Sanktion zur Zustimmung vorgelegt. Es mag immerhin für ein 
Kuriosum gelten, daß auf dem Höhepunkt des europäischen Absolutismus die bäu­
erlichen Schultheißen von Langenenslingen, Hitzkofen, Unlingen, Altheim und Of­
fingen mit ihrer Unterschrift die Gültigkeit des österreichischen Staatsgrundgesetzes 
verbürgten 43. Danach wurde bis 1747 kein kaiserlicher Kommissar mehr zu den Ta­
gungen der Landstände entsandt, die wegen der festliegenden Bewilligungen kein 
I!nmittelbares Interesse für den Landesherrn hatten. In dieser Zeit besaßen die 
Landstände unbestritten das Selbstversammlungsrecht, wählten ihre landständi­
schen Beamten und führten die vollständige Steuerrenovation von 1733 ohne obrig­
keitliche Beteiligung durch 44. Sie waren in dieser Zeit im wesentlichen ein korporati­
ves Selbstyerwaltungsorgan, das erst durch die theresianischen Reformen wieder 
stärker der Staatsaufsicht unterstellt wurde. 

43 Akten des Landtags und Annahmeerklärung der Pragmatischen Sanktion durch die 
Stände (HSTA ST B 30 Bü 275). Bereits ein Jahr zuvor hatten der Landvogt im Burgau den 
schwäbisch-österreichischen Ständen, Baron von Rost den breisgauischen und Baron von 
Pappus den arlbergischen Ständen die beabsichtigte Pragmatische Sanktion erläutert. (Prot. 
v. 28.-30. März 1721 LP 2"; TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 1 S. 50, Bd. 2 S. 45) 

44 Es ist dabei müßig zu streiten, ob man diese nicht vom Landesherrn einberufenen Ver­
sammlungen als Landtage oder als Konvente bezeichnen soll. In den Protokollen der Land­
stände werden beide Begriffe ohne Unterschied verwendet. (LP 2"-5") 
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10. Steuer- und Matrikelrenovationen in Schwäbisch­
Österreich bis zum Abschluß der ständischen 

Renovation von 1733/41 

10.1. VERÄNDERUNGEN DER MATRIKEL BIS 1704 

Mit der Universa1steuerberaitung von 1680/ 83 hatte sich sowohl von landesherrli­
cher wie von ständischer Seite die Hoffnung verbunden, durch die genaue, durchge­
hende Ausmessung des Steuerfundus die Ursache zahlloser Streitigkeiten auf den 
Landtagen auszuräumen und durch die Einführungen einer gottliebenden gleich­
und billigkheit unter den Ständen deren Lasten zu mindern sowie die Aufbringung 
der landes fürstlichen Postulate zu erleichtern. 

Trotz des großen Aufwandes bei der Beraitung erfüllten sich diese Hoffnungen in 
keiner Weise . Zunächst waren, wie bei jedem Unternehmen dieses Umfangs, zahl­
reiche Nachbesserungen nötig. Wegen Fehlern bei der Aufnahme des Ackerlandes 
und des örtlichen Messes mußte der Söldenansatz in mehreren Herrschaften geän­
dert werden: 

Scifriedsberg 

Biberbach 

Hilzingen 

Singen mit Niederhofen 

Aach 

(zu hoher Ansatz des Feldmaßes) 

(197 J Feld zu viel angesetzt) 

Abzug 

Abzug 

Abzug 

Abzug 

Abzug 

I Sold 

1/2 Sold 

I Sold 

I Sold 

I Sold 

Schramberg, das nicht vermessen worden war, sondern einen vertragsmäßigen An­
schlag übernommen hatte, da die Herrschaft wegen des zerstückelten Grundbesitzes 
die Markungsgrößen der einzelnen Stäbe (Gerichte) nicht angeben konnte, erkannte 
bei stichprobeweisem Nachmessen einzelner Grundstücke, daß sein Söldenansatz 
mit 23 Sölden wesentlich überhöht war. Der Herrschaft wurden jedoch nur 2 Sölden 
statt der gewünschten 9 1/4 abgenommen; für einen weiteren Abzug wurde ihr zur 
Auflage gemacht, den Grundbesitz auf eigene Kosten vermessen zu lassen. 

Der eklatanteste Fehler war in Hohenberg unterlaufen , wo der mit der Herrschaft 
nicht vertraute Obervogt statt des in der Herrschaft gebräuchlichen Messes das um 
ein Drittel größere Schömberger Meß als üblich angegeben hatte. Zudem waren von 

den Untertanen zahlreiche leibfällige Äcker, Allmenden oder Reutäcker als eigen 
oder erblehenbar angegeben worden, so daß der Herrschaft nach einem Lokalter-
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min, den der neue Obervogt Meinrad von Arzt gefordert hatte, von ihrem Quantum 
12 Sölden, ein ganzes Drittel, nachgelassen werden mußten I. 

Der Stadt Obern dorf wurde angesichts ihrer schlechten wirtschaftlichen Situation 
der halbe Sold, der ursprünglich für das städtische Gewerbe angesetzt worden war, 
wieder abgenommen. Auch der Stadt Riedlingen wurden zwei Sölden wegen des Ab­

gangs ihres Kornmarkts nachgelassen. Dazu verzichteten die Stände auf Anweisung 
der Innsbrucker Regierung in den Herrschaften Sigmaringen, Wald und Heilig­
kreuztal, die auch vom Schwäbischen Kreis besteuert wurden, auf die Hälfte des je­
weiligen Anschlags, so daß auf sie nur 8,6 1/2 und 3 Söld repartiert werden konn­
ten. Zusammen mit zeitweiligen Nachlässen wegen Unwetterschaden. Feuer oder 
Überschwemmung gingen an der ständischen Matrikel bereits ein knappes Jahr 
nach Abschluß der Steuerrenovation mehr als 40 Sölden (etwa 6070) ab 2. Bis 1698 
war dieser Fehlbestand auf mehr als 50 Sölden angewachsen 3. 

In der Auseinandersetzung unter den Ständen bildete es eine zusätzliche Schwie­
rigkeit , daß die neue Matrikel und der deswegen abgefaßte Rezeß trotz der mehr­
fach unter den Landesgravamina auf den Landtagen vorgebrachten Forderung vom 
Kaiser bis 1698 sicher nicht, wahrscheinlich aber überhaupt nie ratifiziert wurden. 
ohne daß Gründe dafür ersichtlich wären, so daß beide keine Rechtsgültigkeit er­
langten, obwohl sich alle Stände bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts bei Steuerstrei­
tigkeiten immer wieder auf sie beriefen 4 . 

Der Verlust an Sölden konnte nur teilweise durch die Inkorporierung neuer Herr­
schaften ausgeglichen werden. Nach der Aufgabe der Pfandschaft Ronsberg durch 
die Grafen Fugger-Wellenburg im Jahre 1687 wurde die Besteuerung den Ständen 
zugewiesen, die sie als rauhe, sandächtig, bühl- und bergige herrschaft mit 
1 1/2 Sölden belegten j . 1694 zogen die Landstände die Kollektation der Unterta­
nen des Klosters Wengen in Ulm, die bis dahin von den Grafen Fugger in Kirchberg 
bequartiert wurden, an sich 6 . Im gleichen Jahr wurde die Belegung einiger burgaui­
scher und Kirchberger Insassenorte durch den Oberhohenberger Obervogt Meinrad 

1 S. S. 248 
2 HSTA Sr B 30 Bü 262 
3 Landtagsrezeß vom 13. Nov. 1698 (HSTA ST B 29 Bü 20) 
4 Landtagsrezesse vom 13. Nov. 1683.30. Okt. 1685 (HSTA ST B 29 Bü 20), 22. Mai 1687 

(B 30 Bü 262), 13. Nov. 1698 (B 29 Bü 20) 
5 Die zur Markgrafschaft Burgau gehörende Herrschaft Ronsberg war zusammen mit dem 

Burgau von den Habsburgern erworben worden . 1599 wurde sie an die Fugger-Wellenburg 
verpfändet , die sie bis 1687 innehalten . 1691 erwarben die Herrn von Schönau die Pfand­
schaft. die sie 1746 mit der Herrschaft Stein an das St ift Kempten und das Kloster Beuren ab­
traten. 1757 wurde die Pfandschaft gegen Verzicht auf den Pfandschilling und eine Zahlung 
von 5000 Dukaten in ein Lehen umgewandelt, über das Österreich weiterhin die Landeshoheit 
zustand. (M. RÖDER. Geogr. IOp. stat. Lexikon Sp. 525 f.; O. STOLZ, Geschichtliche Beschrei­
bung S. 172f. ; Handbuch der bayerischen Geschichte Bd. 3 S. 996). Die Belegung durch die 
Stände wurde von Syndikus und Kassier vorgenommen. (HST A ST B 30 Bü 262) 

6 11. Nov. 1694 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
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von Arzt und den Radolfzeller Bürgermeister Frey vorgenommen und im Januar 
1695 von den Ständen ratifiziert 7. Es handelte sich dabei um Orte im Burgau, in der 
Herrschaft Kirchberg und der Herrschaft Weißenhorn, die den Grafen Fugger oder 
anderen Insassen der Markgrafschaft zustanden und bis dahin nicht kollektiert wor­
den waren 8. Diese Orte, die als neuberiltene burgauische Orle einen eigenen Stand 
bildeten und durch ihren Kassier, dem kleinsländischen Kassier, auf dem Landtag 
vertreten wurden, wurden mit 5 Sölden belegt 9. 

Nach dem Verkauf des Ortes Balghei.m durch die Stadt Rottweil an Junker Streut 
von Immendingen im Jahre 1689 wurde auch er von den Ständen mit in ihre 
Besteuerung gezogen 10. Ebenso konnten die Landstände einen Kollektationsan­
spruch auf die Untertanen Ulms und des Klosters Kaisheim in der Markgrafschaft 
Burgau durchsetzen. Sie galten mit den burgauischen Untertanen des Ulmer Wen­
genklosters als extraordinarikontribuierende Stände, die nur in Reichskriegen steu­
erpflichtig waren und auf den Landtagen kein Stimmrecht hatten. 

In Sigmaringen und im Amt des Klosters Wald, beide seit Jahrzehnten mit dem 
Schwäbischen Kreis strittig, war das Besteuerungsrecht 1698 zwar nicht durch eine 
feste Übereinkunft, sondern durch stillschweigende Anerkenntnis dem Schwäbi­
schen Kreis überlassen worden . Sigmaringen steuerte danach bis zum Ende des Hei­
ligen Römischen Reiches zum Schwäbischen Kreis, das Amt des Klosters Wald wur­
de 1768/ 69 wieder in die österreichische Besteuerung einbezogen 11. Stetten am kal­
ten Markt war 1704 völlig der Ritterschaft überlassen worden . Erst 1733 wurde die 

7 12. Jan. 1695 (HSTA ST B 30 Bü 262); TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 36, 43, 53, 61. 
Die Beraitung selbst fand früher als von ihm vermutet statt. Die Beraitungsprotokolle der Or­
te liegen in HSTA ST B 30 Bü 274. 

8 Dazu gehörten Untertanen in folgenden Orten: Buttenwiesen, Deffingen, Denzingen, 
Egenhofen, Ellzee, Emmenthai, Fischach, Großkissendorf, Happach, Kriegshaber, Lein­
heim, Opferstetten, Schneckenhofen , Schnuttenbach und Rommelsried in der Markgrafschaft 
Burgau, Attenhofen, Bubenhausen, Buch, Erbishofen, Ettlishofen, Dietershofen, Gannerts· 
hofen, Hegelhofen, Hirbishofen, Hetschwang, Kadeltshofen, Luippen, Niederhausen, Klein­
kissendorf, Ober- und Unterberg, Ober- und Untersilheim, Pfaffenhafen, Raunerzhafen und 
Roth in der Herrschaft Weißenhorn und Beuren, Derndorf, Gerlenhofen, Humlangen, Mus· 
singen, Oberhausen, Oberweiler, Rot, Staig, Steinberg, Stetten, Unterweiler, Wiblingen, Wo­
chenau in der Herrschaft Kirchberg. (HST A ST B 30 Bü 274) 

9 Matrikel vom 24. Nov. 1704 (SA Wa 409). - Der Ausdruck Kleine Sttinde wurde erstmals 
in einem Schreiben des Oberamts Burgau vom 5. Nov. 1696 an die Stände gebraucht, als es 
bat, die kleinen Sttinde, die ursprünglich mit Günzburg kontribuiert hatten, wieder von der 
Stadt zu trennen. (HSTA ST B 30 Bü 273 Nr. 4) 

10 Matrikel vom 24. Nov. 1704. (SA Wa 409) Balgheim war Bestandteil der Grafschaft Ho­
henberg. Anfang des 16. Jahrhunderts war der Ort mit Besitz der Remchingen, kurz darauf 
bis 1689 in dem der Stadt Rottweil. Von Junker Streut von Immendingen kam er über die Fa­
milie Rost an die Freiherrn von Herstein. 1789 waren die Truchsessen von Waldburg-Zeil­
Trauchburg im Besitz des Ortes mit Steuer und niederer Gerichtsbarkeit , während das Waf­
fenrecht vom Schwäbischen Kreis ausgeübt wurde. (OAB Spaichingen S. 253; E. STEMMLER, 
Die Grafschaft Hohenberg S. 38, 71) 

11 S. Anh. 111 
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Herrschaft wieder als Extraordinaristand in die Matrikel aufgenommen. 1684 war 
die Herrschaft Konzenberg einschließlich des Besteuerungsrechts an das Hochstift 
Augsburg verkauft worden, wodurch auch sie den Ständen entzogen wurde 12. Die­
sem Verlust von 4 Ständen mit zusammen 24 1/2 Sölden stand die Neuinkorpora­
tion von Balgheim, Ronsberg und den neu berittenen burgauischen Orte als Ordina­
ristände und den burgauischen Untertanen der Stadt Ulm, der Klöster Wengen und 
Kaisheim als Extraordinaristände mit zusammen 12 3/ 8 Sölden gegenüber. Durch 
die Verringerung der Gesamtsöldenzahl auf 637 war die Belastung der meisten Stän­
de, deren Anschlag zwischen 1683 und 1704 nicht verändert worden war, geringfü­
gig gestiegen. Lediglich Oberhohenberg nach der 1684 vorgenommenen Korrektur, 
Schramberg und Urspring hatten eine wesentliche Moderation erfahren. Als regel­
rechtes Kuriosum kann die Ermäßigung des Anschlags der Stadt Waldsee gelten. 
Die Stadt hätte nach den Steuerberechnungen von 1683 12 1/2 Sölden erhalten sol­
len. Da der Waldseer Bürgermeister Molitor aus kommunalem Ehrgeiz nicht den ge­
ringsten Söldenanteil unter den fünf Donaustädten haben wollte, übernahm die 
Stadt freiwillig 14 Sölden. Nach Molitors Tod wurde Waldsee auf Drängen des 
Ratsschreibers von dem Landtag des Jahres 1698 wieder auf 12 1/2 Sölden ge­
setzt 13. 

Kloster Wiblingen war es gelungen, die Vogtei der Grafschaft Kirchberg abzulö­
sen; am 16. April 1701 unterzeichnete Kaiser Leopold den entsprechenden Aus­
scheidungsvertrag. Der Aufnahme des Klosters als eigenem Landstand standen nun 
keine Hindernisse mehr im Wege, nachdem es noch 1683 nach einem Protest des 
Grafen Albrecht Fugger wieder aus der Matrikel hatte gestrichen werden müssen. Es 
wurde nunmehr hinter Erbach als 42 . Stand geführt. Durch den Ausscheidungsver­
trag von 1701 hatte Wiblingen die hohe Gerichtsbarkeit über Delimensingen, 00-
naustetten, Fischershausen, Gögglingen, Stelten und Unterweiler erhalten; diese 
Orte vertrat es nunmehr auf dem Landtag. Die bisherigen wiblingischen Güter in 
Ammerstetten, Staig und Unterkirchberg kamen an die Herrschaft Kirchberg und 
wurden dort besteuert 14. 

Insgesamt hatte sich die Matrikel bis 1704 folgendermaßen verändert 15; 

12 Kleine Kreisbeschreibung GOnzburg S. 65. - 1733 erhoben die schwäbisch­
österreichischen Stände nochmals Anspruch auf die Herrschaft (Rezeß vom 26. Sept. 1733; 
HSTA ST B 29 BO 21), doch hatten sie damit keinen Erfolg. 

13 Aus molilOrisehen ursachen und hochmut, weil er nil die wenigste sOld haben wollen (SA 
Wa 401) . - Georg Friedrich Molitor von Löwenburg war BOrgermeister in Waldsee von 1678-
1694 und hatte maßgebliche Verdienste bei der Auslösung der truchsessischen Pfandschaft 
Ober d ie Donaustädte. Nach dem Ende der Pfandschaft bis zu seinem Tode 1695 war er k. k. 
Inspektor Ober die fOnf Donaustädte (s . a. EGGMANN, Waldsee S. 97: so einsichts- als ver­
dienstvoll, dennoch durch Inlriguen verdrlingt). 

14 SA Wa 409; A . SCHWENGER, Abtei Wiblingen S. 26f. 
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Matriku laranschlag Matrikularanschlag Zunahme/ 
1683 1704 Abnahme 
Sölden Prozent Sölden Prozent 

I. Ehingcn 25 3,6% 25 3,9% + 8,3% 

Dintenhofcn u. 
Herbcrt sho fcn 1/ 2 0 ,1% 

2. Hohenberg 
Rottenburg 36 5,1 % 33 5,2% + 2,0% 

Horb u. Spitalorte 20 2,9% 19 3,0% + 3,470 
AmtsOccken 7 1,0% 7 1,1% + 10,4% 
Schö mberg 7 1,070 7 1,1% + 10,0% 

Binsdorf 4 0,670 4 0,6% 
Niederhohenberg 40 5,7% 39 6,1 0/0 + 7,0% 
Oberhohenberg 36 5, I '7r 24 3,8% - 25 ,5% 

Zusa mmen: ISO 21,4% 144 20,9% 2,3'70 

3. Rado lfzcll m. Dorfse haft cn 22 3,3% 16 2,5% - 24 ,4'7r 
4. Munderk ingcn m. Dorf 

schaften 14 2,0'70 14 2,2% + 10,0'70 

5. Landvogtei Schwaben m. 
Ingold ingen u. Degernau 73 1/2 11 ,6 + 11 ,5'10 

6. Nellcnburg 26 3,7% 24 1/4 3,8% + 2,7 '70 

7. Kirchbcrg 17 1/2 2,5% 17 1/ 2 2,7% + 8,0% 

8. H. WciL\c nhorn 15 2, 1% 18 1/ 2 2,9% + 38,0% 

9. Wald sec 14 2,0% 12 1/2 2,0% 

10. Riedlingcn 21 3,0% 19 1/ 2 3,1% + 3,3% 

II. Saulgau 12 1,8% 12 1,9'10 + 5,6% 

12. Mengen 17 2,4'70 13 1/ 2 2,1 % - 12,5% 

13. Seifriedsberg m. Ruhfeldc n 18 2,6'70 17 2,7% + 3,8% 

14. Biberbach 11 1/ 2 1,6% II 1,7% + 6,27r 

15. Sigmaringen 16 2,3% 

16. Vcringcn 8 1,1 '7r 8 1,3% + 18,2% 

17. Warthau sen II 1,6'if. II 1,7% + 6,270 

18. Herrsch. Wald 5 0,7'70 5 0,870 + 14,3'70 

19. Günzburg u. Hochwang 17 2,4 '70 14 2,2% 8,3% 

20. Stadt Wl' il~cnhorn 11 1,6'70 10 1/2 1,6'70 

2 l. Burgau u. Scheppac h 9 1,3'10 9 1,4'7e + 7,7'7r 

22. Stockach 3 O,4'lr 3 0,5% + 25 ,0% 

23. Aach 4 0,670 3 0,5% - 16,7'1r 

24. Altd orf 6 0,9'70 5 0 ,8% - 11 , 170 

25. Schl'iklingen 3 0 ,4'!e 2 1/ 2 0,3% - 25 ,0'70 

15 Matrikel vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 Bü 20), Matrikel vom 24. Nov. 1704 (SA Wa 
409). Die Reihenfolge der Stände in der Tabelle entspricht der Matrikel von 1683, lediglich 
Balgheim, das 1683 noch nicht in der Matrikel erschien, wurde an der Stelle von 1704 belas­

sen. 
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Matrikularanschlag Matrikularanschlag Zunahme/ 
1683 1704 Abnahme 
Sölden Prozent Sölden Prozent 

26. Schramberg 23 3,3% 18 2,9% - 12,1% 
27. Gutenstein 5 0,7% 5 0,8% + 14,3% 

28. Singen 7 1,0% 6 1,0% 
29. Tengen 7 1,070 7 1, 1% + 10,0% 
30. Wcrenwag 8 1, 1% 8 1,3% + 18,2% 
31. Krumbach u. Hürben 5 0,7% 5 0,8% + 14,3% 
32. Heiligkreuztal 13 1,9% 13 2,1% + 10,5% 
33. Hilzingen 9 1,3% 7 1,1% - 15,4% 
34. Erbach 3 0,4% 23/4 0,3% - 25 ,0% 

35 . Berg 3 0,4% 3 0,5% + 25,0% 
36. Mühlhausen 3 0,4% 3 0,5% + 25,O'lr 
37. Balgheim 1 0 ,2% 
38. Stadt u. Herrsch. Oberndorf 16 2,3'10 13 3/4 2,2% 4 ,3% 

39. Orringen 1/ 2 0,1 % 1/ 2 0,1% 
40. UnIingcn 4 0,6% 4 0 ,670 

41. Altheim 4 0,6% 4 0,6% 
42. Hailtingen u. Dentingen 2 O,3'7c 2 0,3% 
43. Kallenberg 7 1,0% 7 1,1 % + IO,O'7r 

44. Reute 2 1/ 2 0,4% 2 1/ 2 0,3% - 25,0% 

45. Bierstetten 3 1/ 2 0,5% 3 1/ 2 0,5% 
46. Urspring 8 1,190 53/4 0,9% - 18,2% 
47. Kloster Wald 6 0,9'70 
48. Wiblingcn 8 1/ 2 1,2% 81 /4 1,3% + 8,3% 

49. Langenenslingen u. 
Billafingen 5 0,7% 4 0,6% - 14,3'70 

50. Hitzkofen I 1/ 2 0,2% I 0,2% 

51. Nordstetten 1 1/ 2 0,2'70 1 1/ 2 0,2% 

52. Emerkingen 1/ 2 0, 1% 1/ 2 0, 1% 

53. Holzheim u. Bubesheim 3 1/ 2 0,570 3 1/ 2 0 ,5'70 

54. Großkötz u. Kkinkötz 3 1/ 2 0,5% 4 0 ,6'7<- + 20,O'fr. 

55. Röfingcn 1 0,1 % O,2'7r + 50.0'k 

56. Landensberg 0,1% 1/ 2 0,1 'Ir 

57. Stetten a. k. M. 1/ 2 0.2'7n 

58. Konzcnbcrg I 0,1 70 

59. Obcrnau 1 1/ 2 0,2% I 1/ 2 0,2% 

60. Obenhausen 1 1/ 2 0,2'70 

61. Burgauische neuberittene Orte 5 0 ,8% 

62. Ronsbcrg I 1/ 2 0,270 

Ex traordinariständc: 
Burg. Unt. d. KI. Wengen 5/8 0,2% 

Ulmische Untert . i. Burgau 4 0,6% 

Burg. Unt. d. Kl. Kaisheim 1/4 0,1% 

Zusammen: 700 637 5/8 
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10.2. AUSEINANDERSETZUNGEN ZWISCHEN STÄDTEN UND LAND­
SCHAFTEN UM EINE NEU FASSUNG DER MATRIKEL 

Neben den geschilderten, fast bei jeder Sitzung landständischer Organe wieder­
kehrenden Bitten einzelner Stände um zeitweiligen oder dauernden Nachlaß ihres 
Matrikularanschlags erhob sich schon bald nach 1683 die Forderung nach einer er­
neuten allgemeinen und durchgängigen Matrikularrenovation, da einerseits einzelne 
Stände die Universalität der Matrikel von 1683 wegen der unabsichtlichen und in 
den Pfandherrschaften teilweise mit herrschaftlichem Konsens bewußten Nichtan­
gabe von Gütern anzweifelten und andererseits die Städte, die sich durch den 1683 
vereinbarten Modus der Steuerbelegung zu hoch angesetzt glaubten, die gesamte 
Matrikel grundsätzlich in Frage stellten. 

Die allgemeine Krise der Stadtwirtschaft in den kleinen und mittleren Städten 
Schwabens nach dem Dreißigjährigen Krieg war in den Städten Schwäbisch­
Österreichs angesichts des gegenseitigen Marktausschlusses verschiedener Territo­
rien im Zeitalter des Kameralismus durch ihr geringes Hinterland noch verstärkt 
worden. Die wirtschaftliche Expansion in dieser Zeit hatte unstreitig ihren Schwer­
punkt auf dem Land . Selbst bei einigen Abstrichen, die wegen des Zwecks der Auf­
nahme von 1683 nötig sind, offenbaren die Angaben der schwäbisch-öster­
reich ischen Städte für ihre Märkte und Gewerbe eine gleichmäßig stagnierende oder 
rückläufige Tendenz, die lediglich in den oberschwäbischen Städten Ehingen, Ried­
lingen und Wald see und in Radolfzell durch den Kornhandel vor 1683 noch ausge­
glichen werden konnte 16 . Bei den burgauischen Städten wurde der allgemeine Rück­
gang durch den Verlust der Bedeutung von Tuch- und Lodenweberei verstärkt 17. 

Die Fruchtausfuhrverbote in die Schweiz während der Kriege mit Frankreich und 
die Kornverkäufe der Bauern an winckelkäujer unter Umgehung der städtischen 
Kornhäuser verstärkten die wirtschaftlichen Probleme der Städte 18. Dazu trat das 
totale Handelsverbot mit Frankreich während der Kriegszeit von 1672-1679 und 
1683-1714 19• Als syptomatisch für die zu hohe Steuerbelastung der Städte können 
die permanenten Verkäufe städtischen Eigentums und Schuldaufnahmen Waldsees 

16 Vgl. die Angaben zu Markt und Gewerbe im Universalsteuerberaitungsprotokoll von 
1683 (UP 1680-82 p. 8'-10 (Burgau), 61'-65 (Weißenhorn), 125-134' (Rollenburg), 175-181' 
(Horb), 193-196 (Binsdorf), 196'-199 (Schömberg), 246'-249 (Oberndorf), 284-288 (Radolf­
zell), 331'-334' (Riedlingen) , 424-427 (Waldsee), 468'-472 (Mengen), 488-491' (Ehingen), 506'-
509' (Munderkingen) 

17 UP 1680-82 p . 61'-65 
18 In einer Eingabe der 5 Donaustädte an das Direktorium von 1695 hieß es, der städtische 

Markt hälle durch aller orthen herumb vagierende und sich befindliche underkäuffer der 
früchten seinen Nutzen verloren. (HST A ST B 273 Nr. 6) Etwa gleichzeitig wurden der Stadt 
Riedlingen zwei Sölden wegen des Rückgangs ihres Kornmarktes abgenommen. (HSTA ST 
B 30 Bü 262) 

19 HSTA ST B 30 Bü 159 
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zur Begleichung der von den Ständen auferlegten Lasten gelten 20 . Die Behauptung 

der Städte im Jahre 1696, durch den Matrikularfuß von 1683 so bedrängt zu sein, 

daß sie ohne ihren bereits lIor augen schwebenden gdnzlichen ruin eine Renovation 

nicht weiter aufschieben könnten, war zumindest von Seiten der wirtschaftlich 
schwächeren Kommunen nicht übertrieben 21. Rechtliche Stellung, politischer An­

spruch und wirtschaftliche Leistungskraft der Städte klafften in dieser Zeit zuneh­

mend auseinander. Der Verlust ihrer wirtschaftlichen Dominanz war einer der 

Gründe, der die Landschaften veranlaßte, einen größeren Einfluß auf die Führung 

der Landtagsgeschäfte zu fordern, was in dem gleichzeitigen Vordringen der Vertre­

ter der Dorfgemeinden in den württembergischen Amtsversammlungen seine Ent­
sprechung hatte 22. 

Zu Anfang des Jahres 1696 erteilte die o. ö. Regierung auf Verlangen der 

schwäbisch-österreich ischen Städte ihre Zustimmung zu einer allgemeinen Matrikel­

renovation, worauf Munderkingen und Rottenburg sofort auf einen Landtag 

drängten, um Zeit, Ort und Modus der Beraitung festzulegen 23 . Die Direktoren be­

riefen ihn auf den 26. Juni 1696 nach Ehingen ein, wo es zu scharfen Auseinander­

setzungen zwischen Städten und Landschaften über die Richtigkeit der Besteue­

rungsgrundsätze von 1683 kam 24. 

Der Hauptangriff der Städte richtete sich gegen den doppelten Anschlag der städ­

tischen Bürger und Häuser und gegen die ausschließliche Besteuerung der städti­

schen Gewerbe und Beinutzungen 25 . Nach ihrer Argumentation sprach gegen die 

doppelte Kapitation, daß ein besitzloser Taglöhner auf dem Land sich wesentlich 

20 Vgl. WAl Bd. 10 S. 30f.; U 169: 1675 Dez: Verkauf von 7 Gütern und Höfen des Spitals, 
der SI. Sebastiansbruderschaft und der armen Sondersiechen zu Osterhofen, des Spitalszehn­
ten zu Hittelkofen und Osterhofen um 550 n an Kloster Rot wegen der Winterquartiere. 
Ähnlich: U 167: 1684 Mai 29, U 168: 1703 Mai 31, U 169: 1709 Dez. 24, U 182: 1700 Febr. 2, 
U 183: 1700 Juni 16, U 184: 1700-1705: Schuldbriefe der Stadt Waldsee gegen Kloster Schus­
senried über 100 n, 400 n, 500 n, 600 n, 800 n und 1500 n und Quittungen für die Stadt über 
Haferlieferungen. U 366: 1703 März 24 Schuldbrief der Stadt für den Prälaten zu Waldsee 
über 6000 n gegen Pfand des Dorfes Graben und eines Hofes zu Möllenbronn, U 367: 1703/ 04 
Quittungen über Abschlagszahlungen von dem beim Kloster gegen Verpfändung von 4 Höfen 
zu Atzenreute und Gaisbeuren aufgenommenen Kapital von 3000 n, U 484: 1693 Mai 9 Kaiser 
Leopold erteilte der Stadt Waldsee die Erlaubnis zur Fortsetzung der Verpfändung des Dorfes 
Graben fü r 8500 n wegen der schweren Winterquartiere für weitere 6 Jahre an den Landkom­
tur von Roggenbach. - Darüber hinaus mußten nichtbezahlte Winterquartiere der Stadt Wald­
see zwischen 1691 und 1694 durch militärische Exekution eingetrieben werden. (SA Wa 425) 

21 HSTA ST B 30 Bü 274 
22 W. GRUBE, Dorfgemeinde und Amtsversammlung S. 205 f. 
23 Schreiben an das Direktorium vom 25 . Jan. 1696 und 6. Juni 1696 (HSTA ST B 30 

Bü 274) 
24 Der Landtag war nach der ersten Einberufung auf den 24 . August 1696 verschoben wor­

den. (HSTA ST B 30 Bu 274) 
25 Rationes et motiva, warum ben die an sölden praegravierten sttinde so insttindiglich die 

revisionem matriculae und deroselben befund nach die höchstbil/igliche moderationem solido­
rum begehren und schmerzlich belangen . (HSTA ST B 30 Bü 273 Nr. 4) 
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besser ernähren konnte als ein städtischer Handwerker oder Weingärtner 26. Ein 
Bauer konnte sein Haus auf dem Lande wirtschaftlich besser nutzen als ein Bürger 
sein doppelt so hoch besteuertes Haus in der Stadt. Auch das Gewerbe war längst 
kein städtisches Monopol mehr, da doch fast alle gewerbe, so sich in stätten befin­
den, auch auf denen dorffschafften und thailß sovil alß in denen stätten getrieben 
werden, maßen da und dort in denen dorffern sich allerlay handtwerckhsleuth, auch 
andere burgerliche traffiquen befinden, an krämerey, würth und preyschafften, 
saltz-, eißen-, leinwath-, wein- und andere handlungen ahngestellt werden 27 . Ähn­

lich hieß es in einer Eingabe der fünf Donaustädte an den Präsidenten der Hofkam­
mer, daß die städtischen Handwerker keine Arbeit mehr fänden, in deme wie weldt­
und landtkhündig dermahlen keine dorf/' ja kaumb 3 höff beysammen, bey deme 
nicht einige handtwerckhsleuth in wohnen, so doch vormahlen nichts zu finden, son­
dern die landleuth auß abgang und mangel der handtierungen die statt zu besuchen 
verursach I gewesen. Zudem waren - so die weitere Argumentation der Städte -
die Gewinnmöglichkeiten eines Bauern durch Frucht- und Viehandel wesentlich 
größer als die eines städtischen Handwerkers durch die Ausübung seines Gewerbes. 

Die Vertreter der Landschaften hielten den Städten im wesentlichen ihre rechtli­
che Besserstellung durch Privilegien und Freiheiten entgegen. Eigene Jurisdiktion, 
der Einzug von Strafen , die Jahr- und Wochenmärkte, Zoll- und Weggeld boten ih­
nen große commoda, aus denen ein Stadt bürger seinen Vorteil zog. Ein Landmann 
mußte alles zu seinem Unterhalt Nötige, was ein Stadtbewohner vor seiner Tür 
fand, mit großen Kosten in der Stadt kaufen. Ländliche Handwerker und Krämer 
wurden nur im Notfall aufgesucht, so daß sie gezwungen waren, ihre Waren auf 
dem städtischen Markt anzubieten, wo Zehrung und Zoll ihren Gewinn schmäler­
ten. Märkte auf dem Land waren wiederum mit städtischen Handwerkern oder 
fremden Händlern übersetzt. Der Leibeigenschaft, dem Leibfall und der Fron stan­

den in der Stadt außer dem Zehnt kaum Beschwerden gegenüber. Zudem bot die 
Stadt Schutz vor Soldaten und herumschweifendem Gesindel und war von Nachtla­
ger und Vorspann befreit. Dem Stadtbewohner stand als weiterer Vorteil im Un­
glücksfall der Spital zu sozialer Hilfe zur Verfügung. Schließlich, schlossen die 

Landschaften ihre Argumentation, zogen Landbewohner wegen der Bequemlichkeit 
des dortigen Lebens gerne in die Stadt, während kein Stadt bewohner wieder auf das 
Land wollte. Aus diesen Gründen waren die Landschaften zu Einzelkorrekturen der 
Söldenanschläge bei besonderen Beschwerden, nicht aber zu einer kostspieligen Ge­
samt revision bereit 28 . 

Da es den Städten nicht gelang, die Deputierten der Landschaften von der Un­
richtigkeit ihres traditionell geprägten, der wirtschaftlichen Realität zu Ende des 

26 Handwerker und Weingärtner bildeten z. B. in Rottenburg, das offensichtlich die städti­
sche Beschwerde formuliert hatte, 65"70 der Stadtbevölkerung. (F. QUARTHAL, Ronenburg im 
18 . Jahrhundert) 

27 HSTA ST B 30 Bü 273 Nr. 6. - S. a. E. SCHREMMER, Standonausweitung S. 1-40 
28 HST A ST B 30 Bü 286, 274 



303 

17. Jahrhunderts aber nicht mehr entsprechenden Stadtbildes zu überzeugen - wä­

re doch ein Eingehen auf die städtischen Argumente mit höheren Belastungen der 

Landschaften verbunden gewesen -, scheiterte der Versuch einer Neuberaitung auf 

diesem Landtag. Das Direktorium nahm daraufhin im Jahre 1699, gestützt auf die 
Mandate der o. Ö. Regierung, ohne weitere Befragung der anderen Stände die Reno­

vation der Matrikel selbständig mit einer Neuaufnahme der östlich der IIler gelege­

nen Stände Hochwang, Landensberg, Scheppach, Seifriedsberg und Biberbach so­

wie der Städte Burgau und Günzburg nach dem Muster der Befragung von 1683 

auf 29. Da die fuggerischen Beamten, sobald sie von dem Unternehmen Kenntnis er­

hielten, Protest einlegten, dem sich später die Landvogtei Schwaben, Warthausen 
und Nel1enburg anschlossen, untersagte die Innsbrucker Regierung im Frühjahr 

1700 die Fortsetzung der Beraitung. Die protestierenden Stände erklärten die nur 

aus städtischen Deputierten bestehende Beraitungskommission für parteiisch, zu­

mal sich das Direktorium bei der begonnenen Steuerrenovation, die nicht in landes­

herrlichem, sondern lediglich im Partikularinteresse einiger - nämlich städtischer­

Stände lag, nicht auf einen einstimmigen Landtagsbeschluß stützen konnte 30. Um 

den Anschein der Parteilichkeit zu vermeiden, wählte das Direktorium daraufhin im 

April 1700 den Kirchberger Obervogt in die Matrikularrenovationskommission, was 

von den anderen Ständen als Beschwichtigungsmanöver abgelehnt wurde 31. Auf 

Verlangen der Landgrafschaft mußte das Direktorium die Beraitungsfrage dem 

Landtagsplenum im November 1700 vorlegen, auf dem sich 40 Stände, darunter 

18 Städte, für die Beraitung, 13 dagegen ausprachen 32 . Trotz dieses Beschlusses 
wandten sich im Mai 1701 abermals 13 landschaftliche Stände an den Geheimen 

Rat, forderten ein Verbot der Beraitung und gleichzeitig eine Änderung der ständi­

schen Verfassung, durch die die Landschaften am Direktorium zu beteiligen 

wären 33. Wegen dieser Forderung kam es zu einer Meinungsverschiedenheit inner­

halb der Innsbrucker Regierung, indem die Regierung die Beraitung untersagte, die 

29 Die Beraitung, die im Oktober 1699 staltfand , wurde von den Bürgermeistern von Rot­
tenburg, Radolfzell und Innsbruck und dem ständischen Syndikus Sixt als Kommi saren vor­
genommen. (HST A ST B 30 Bü 274) 

30 Schreiben des Landschaftseinnehmers von Schwaben und der Oberamtmänner von 
J(irchberg und Wart hausen vom 14. Mai 1700 an den o. Ö. Geheimen Rat. Ein Schreiben der 
Landgrafschaft Nellenburg wurde dem Direktorium vom o. Ö. Geheimen Rat am 8. Juni 
1700, ein gleiches von Kirchberg und Weißen horn am 5. Juli 1700 kommuniziert. (HSTA ST 
B 30 Bü 286) 

31 Wahl des Kirchberger Oberamtmanns (19. April 1700, HSTA ST B 30 Bü 274). Die Ko­
pie des Beschwerdeschreibens der anderen Stände wurde dem Direktorium vom o. Ö. Gehei­
men Rat am 22 . Juli 1700 zugestellt. (HSTA ST B 30 Bü 286) 

32 Gegner einer Neuberaitung waren Altdorf, Altheim (Herrschaft Bussen), Erbach, Heilig­
kreuztai, Kirchberg, Nellenburg, Offingen, Reute, die Landvogtei Schwaben, Urspring, Un­
lingen, die Herrschaft Weißen horn (später zusätzlich Tengen und Wart hausen) . Wortführer 
waren die Amtmänner von Kirch berg und Wart hausen sowie der Landschaftseinnehmer von 
Schwaben. (HST A ST B 30 Bü 286) 

33 S. O. S. 280-282 
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Hofkammer jedoch nach einer Anhörung des Landschaftseinnehmers von Schwa­
ben und des Pflegers von Weißenhorn auf ihrer Meinung der Notwenigkeit und 
Nützlichkeit einer Steuerrenovation beharrte 34 . Die Regierung reagierte darauf mit 
einer salomonischen Entscheidung, indem sie verlangte, die Stände sollten sich vor 
einer Aufnahme einer neuen Beraitung über die anzuwendenden Besteuerungs­
grundSätze einigen, wobei sie sogleich hinzufügte, falls es zu keinem Übereinkom­
men käme, sollten ihr die beiderseitigen Standpunkte zugesandt werden 35. Wie zu 

.erwarten, konnten siJil die Stände darüber nicht verständigen, und in den folgenden 
1 ahren ruhte die Streitfrage wegen des Spanischen Erbfolgekrieges . Nach 1706 war 
auch das Direktorium wegen der durch kaiserliches Dekret verfügten Erweiterung 
um vier landschaftliche ~eputierte nicht mehr in der Lage, einseitig städtische Inter­
essen zu vertreten. 

1709, als der unmittelbare militärische Druck auf Schwaben nachgelassen hatte, 
baten die Bürgermeister der schwäbisch-österreichischen Städte erneut den Gehei­
men Rat, eine Beraitung vornehmen zu dürfen, wenn anders Handel und Gewerbe 
nicht gänzlich ruiniert werden sollten 36 . Auf dem Landtag des lahres 1710 versuch­
ten Städte und Landschaften nochmals untereinander, die gegenseitigen Matriku­
larbeschwerden auszuräumen 37. Das Ergebnis war das gleiche wie in den lahren zu­
vor: Die städtischen Deputierten beschlossen einstimmig, eine neue Beraitung zu be­
antragen, die Landschaften wollten an sein höchsten orth dagegen protestieren 38. 

Um 1712 einigten sich beide Teile wenigstens auf die Bildung einer gemeinsamen 
Matrikularrenovationskommission, die trotz zahlreicher langer Sitzungen keine Lö­
sung für die Hauptstreitpunkte, Kaptitation und Häusersteuer, finden konnte 39. 

Auf dem Türkensteuerlandtag des lahres 1716, auf dem nach der Abreise der kai­
serlichen Kommission abermals die Beschwerdepunkte der Städte gegen die Land­
schaften verhandelt wurden, wurde erstmals ein Fortschritt erzielt 40. Zwar trugen 
die Landschaften zunächst ihre üblichen Argumente vor, verweigerten dann aber 
nicht mehr prinzipiell die Zustimmung zu einer Neuberaitung, sondern verlangten, 
die Steuerrenovation müßte genauer als 1683 auf Lage und Fruchtbarkeit der einzel­
nen Orte Rücksicht nehmen und die Belastungen der Güter mit einbeziehen. Als 
Grundlage der Revision sollten die Gemeindeurbare herangezogen werden. Um den 
Landschaften das endgültige Einverständnis zur Vornahme der Beraitung abzurin­
gen, rechneten die städtischen Deputierten den landschaftlichen auf den folgenden 
Sitzungen Matrikularrenovationskommission im lahre 1717 die Bedeutung der um-

34 Schreiben der o. ö. Hofkammer an die o. ö. Regierung vom 28. Juli 1701 (Kopie) (HSTA 
ST B 30 Bü 286) 

35 Schreiben vom 30. Juli 1701 (HSTA ST B 30 Bü 286) 
36 Kopie des Schreibens vom 30. Dez. 1710 (Ebd.) 
37 LP I" 
38 HSTA ST B 30 Bü 274 
39 Ebd . 
40 Rezeß: HSTA ST B 29 Bü 21; Protokoll des Landtags LP I"; Bericht über die Beratung 

der Matrikelfrage HSTA ST B 30 Bü 286 
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strittenen Kapitation auf. Nach dem Steuerberaitungsprotokoll von 1683 betrug die 
Zahl der Steuerpflichtigen in Schwäbisch-Österreich 41: 

8409 landschaftliche Kontribuenten (einschließlich Erbach) 
799 städtisch-landschaftliche Kontribuenten (Spitalsuntertanen) 

3919 städtische Kontribuenten 

13127 Kontribuenten insgesamt. 

Eine Gleichstellung von städtischen und landschaftlichen Kontribuenten ergab ei­
ne Minderung von 18-19 Sölden (etwa 3070), eine völlige Aufgabe der Kapitation ver­
ringerte den gesamten ständischen Söldenansatz um 84 Sölden (etwa 13%). Ange­
sichts der relativ geringen Bedeutung der doppelten städtischen Kapitation mußte 

das Problem als durchaus lösbar erscheinen, doch waren die Landschaften hier zu 

keinem Komprorniß bereit und machten ihre Zustimmung zu einer von allen Stän­

den vor einer Matrikelrevision als notwendig erkannten Gütervermessung von ei­
nem Verzicht der Städte auf eine Änderung des Steuerfußes für Häuser und Kapita­
tion abhängig, womit diese sich Ende 1717 widerwillig einverstanden erklärten, um 
die Renovation überhaupt in Gang zu bringen 42. 

10.3. DIE MATRIKEL RENOVATION VON 1719-1733/ 41 

Die Landesvermessung in Schwäbisch-Österreich 

Bald nach der Wiederaufnahme der Diskussion um eine Revision der ständischen 

Matrikel im Jahre 1709 waren sich alle Stände einig, daß eine sinnvolle Neuberech­

nung der Steuer, die zu wesentlichen Teilen eine Grundsteuer war, angesichts der 

völlig unterschiedlichen Maßverhältnisse in Schwaben ohne eine genaue Vermes­

sung des steuerbaren Grund und Bodens nicht möglich war, wobei die gleichzeitigen 
württembergischen Pläne zu einer Katastrierung Württembergs sicher nicht ohne 
Einfluß waren 43. 

41 HSTA ST B 30 Bü 274. Die Addition enthält kleine Fehler. Nach dem Rottenburger Uni­
'versalsteuerberaitungsprotokoll hatte Schwäbisch-Österreich einschließlich Erbachs, das 1683 
nicht beritten worden war, 9844 landschaftliche und 3896 städtische Kontribuenten. (SA Ro) 

42 Sitzung der Matrikularrenovationskommission vom 5. Dez. 1717 (HSTA ST B 30 
Bü 286). Der Kommission gehörten 1717 die Oberamtmänner von Kirchberg und Wart hau­
sen, der Landschaftseinnehmer von Schwaben und zwei Bürgermeister an. 

43 Gestützt auf VANOlTl setzte H. REIST den Beginn der Katastervermessung und die Bil­
dung einer Katasterkommission in Schwäbisch-Österreich auf das Jahr 1683. Nach seiner Dar­
stellung war durch den Spanischen Erbfolgekrieg eine Unterbrechung von 1707-1719 eingetre­
ten (VANOlTl: 1702-1719); 1735 war das Unternehmen nach 35 Jahren zum Abschluß gekom­
men.(H. REIST, Das württembergische Vermessungswesen S. 4f.; J. N. v. VANOlTI, Steuerwe­
sen S. 400) Der von VANOlTl angegebene Zeitpunkt für die Einsetzung der Katasterkommis­
sion (8. Febr. 1683) ist völlig ausgeschlossen, da an diesem Tag der Rezeß der gerade beende­
ten Steuerberaitung unterzeichnet wurde. Der Irrtum wurde möglicherweise verursacht durch 
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1711 legte der Lindauer Ingenieur und Geometer Johann Jakob Heber den Land­
ständen in einem Gutachten die Möglichkeiten und Schwierigkeiten einer General­
gütervermessung dar 44. Seine Hauptbedenken richteten sich gegen die lange Dauer 
einer genauen Vermessung, die er bei der Anstellung von vier Feldmessern auf 40 
oder mehr Jahre schätzte. Basis seiner Berechnung waren die Vermessungen, die 
Riedlingen, Radolfzell und Singen von ihren Jurisdiktionsbezirken hatten durch­
führen lassen, bei der auch die Größe einzelner Parzellen ausgemessen wurde. Selbst 
für eine einfache Abmessung von Ösch zu Ösch, wie sie Mengen und die Radolfzel­
ler Niedergerichtsorte hatten vornehmen lassen, würde man eine geraume Zeit be­
nötigen. Er schlug deswegen eine nur teilweise Vermessung einzelner Stücke in den 
jeweiligen Herrschaften vor, nach denen dann die gesamte angegebene Fläche auf 
das Ehinger Meß reduzieren wäre, wodurch die Arbeit in einem Jahr abgeschlossen 
werden könnte. Der Ehinger Feldschuh sollte als Grundlage der Vermessung beibe­
halten werden. Gestützt auf das Hebersche Gutachten verweigerten die Landschaf­
ten ihre Zustimmung zu einer Gütervermessung. Die Städte hatten im gleichen Jahr 
ein Gegengutachten in Auftrag gegeben, das bei einer Beschäftigung von acht Feld­
messern die Dauer der Aufnahme auf nur fünf Jahre schätzte 45. Den Landschaften 
blieb diese Möglichkeit unbekannt. Erst als die Städte sie ihnen 1717 vortrugen, wa­
ren auch sie nach einem vorherigen Verzicht der Städte auf eine Änderung des Steu­
erfußes für Häuser und Kapitation mit der Vornahme der Vermessung einverstan­
den 46. 

1719 wurde mit der Vermessung begonnen, nachdem das Landtagsplenum den 
Prinzipien der Kastastrierung zugestimmt hatte 47 . Nur Äcker und mindestens ein­
mädige Wiesen, seit 1722 auch Weiden und Allmenden, wenn sie einmal gemäht 
wurden, sollten vermessen werden. Wälder wurden nur geschätzt und später bei der 
Steuerberechnung zu den Beinutzungen gezogen. Lediglich die Landgrafschaft Nel­
lenburg bestand darauf, ihre Wälder genau aufnehmen zu lassen. Hügel und Bühle 
blieben ebenfalls unberücksichtigt, da sie steuerfrei waren 48. Bei den Äckern war 
die Größe, die Rechtsform des Besitzes - Eigen, Erblehen oder Fallehen - und die 

den bei der Neuordnung des ständischen Archivs 1799 angelegten Faszikel Akten, die Feld· 
messer Brixius und Steinhaußer und deren Feldmesserey in der Landvogtei Schwaben betref­
fend. De anno 1692. /72/. /725 (Heute: HSTA ST B 30 Bü 268), dessen frühe Stücke sich 
nicht auf die Landesvermessung beziehen. Die innere Situation der Landstände zwischen 1690 
und 1715 schließt die Durchführung einer Landesvermessung in dieser Zeit völlig aus. 

44 Project und gutachten, wie die generalgütervermessung in Schwäbisch-Österreich ZlI ver­
anstalten und was hierbey ZlI observieren seyn m6chte vom 10. Juli 1711 (HSTA ST B 30 
Bü 268, 2. Lage) 

45 Gutachten vom 18. Okt. 171 1 (HST A ST B 30 Bü 268) 
46 5. Dez. 1717 (HSTA ST B 30 Bü 286) 
47 15.-20. Jan . 1719(LP 1°) 
48 Akten der Feldvermessung : HSTA ST B 30 Bü 268 (1692-1728), Bü 269 (1714-1774) . 

S. a. Konventsprotokolle 13 .-16. Jan . 1722 (LP 1°),10. März 1722, 23. Nov.-23. Dez. 1728 
(LP 2°) 
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Güte aufzunehmen, wobei sie in drei Klassen gut, mittel und schlecht eingeteilt wur­
den. Von den Wiesen war ebenfalls Größe und Rechtsform des Besitzes sowie der 
allgemeine Ertrag - einmädig oder zweimädig - anzugeben. In zahlreichen Fällen 
wurden die steuerbaren Grundstücke dann doch nicht wirklich vermessen, sondern 
auf Grund einer Probemessung in das Ehinger Meß umgerechnet. 

Mit der Durchführung der Katastrierung wurden acht Feldmesser beauftragt, die 
pro Jauchert 4 kr erhielten 49. Legt man die Ackerfläche von 1683 zugrunde, so 
mußten alleine für deren Vermessung fast II 300 fl aufgewendet werden . 1724 be­
soldeten die Stände Feldmesser Veith mit täglich 3 fl, von denen Zehrung, Quartier, 
Licht und Lohn für einen Schreiber selbst zu zahlen waren 50. 1727 war die Vermes­
sung bis auf Altdorf, Horb und die Landgrafschaft Nellenburg, wo durch den Tod 
des Feldmessers Heber eine Verzögerung eingetreten war, abgeschlossen 51. 1738 

war sie auch in der Landgrafschaft Nellenburg beendet, so daß der Abschluß der 
Aufnahme ziemlich genau mit der Fertigstellung des württembergischen Landeska­
tasters zusammenfiel 52. 

Dieser schwäbisch-österreichische Kataster war wie der württembergische von 
vornherein nur als summarische Vermessung aller steuerbaren Kulturflächen ohne 
überörtlichen Zusammenhang geplant 53 . Er war weniger genau als der württember­
gisehe und enthielt namentlich in den von Brixius vermessenen Teilen der Landvog­
tei Schwaben eine Reihe von Fehlern . Schramberg war wegen der Güterzerstücke­

lung in der Herrschaft wiederum nicht vermessen worden 54. In Nellenburg hatten 
der Landschaftskassier und das Oberamt selbst einige Bedenken gegen den Kataster 
Veiths, nachdem schon die Zusammenrechnung der Endsummen Fehler aufwies 55 . 

Bei allen Mängeln im Detail war diese erste Landesvermessung in Schwäbisch­
Österreich die Grundlage für eine spätere gerechtere Steuerverteilung; ihre Bedeu-

49 Es waren die Feldmesse r Johann Georg Yeith, Joseph Yeith, Franz Joseph Tanner; in der 
Landvogtei Schwaben neben Ingenieur Johann Jakob Heber die Feldmesser Brixius, Stein­
hauser, Sigel und Hauser. Heber vermaß auch Nellenburg; nach seinem Tode 1724 wurde dort 
Ingenieur Maader angestellt (HSTA ST B 30 Bü 268, 269; Prot. v. 9.·10. Juni 1721 LP 1* , 
28. Nov. 1724 LP 2*). 

50 Prot. v. 21 .-24. März 1724. Yeith sollte die Arbeit des Feldmessers Brixius, mil der man 
wegen ihrer Fehlerhaftigkeit unzufrieden war, zu Ende führen. (LP 2*) 

51 Prot. v. 8. März, 2.-4. April, 6. Mai 1727 (LP 2'). 1727 wurde vereinbart, die Weingär­
ten in Altdorf nicht zu vermessen , sondern nach Konvenienz des Ertrags in die Kollektation 
einzubringen. 

52 11.-28. März 1738 (LP 3*). - H. R EIST, Das würtlembergische Yermessungswesen S. 5 
53 Ygl. Summarium undr respecrive raxarionsbeschreibung aller gemessener und der 

schwäbisch-ösrerreichischen landrcassa mir der landrsfürsr!ichen collecrarion beygerhanen 
guetrer und grundrslUckhen, welche mir allem fleiß auß denen urbariis und geführren rapula­
rien exrrahiert, calculiert und in gegenwertigen formb zuesammengerragen lind beschrieben 
worden durch Johann Georg Veirh, löbl. O. Ö. sranden in Schwaben premier feldmesser. anno 
1724 (HSTA ST Bü 270, 271) 

54 27 .-29. April 1729; 23.-27 . Sept. 1733 (LP 2*) 
55 17 . Febr.-4 . März 1739 (LP 3*) 



308 

tung wird man auch darin sehen müssen, daß sie kein obrigkeitliches, sondern im 
wesentlichen ein von den Landständen beschlossenes und getragenes Unternehmen 
war. 

Die Entwicklung der Besteuerungsgrundsätze von 1733 

Etwa fünf Jahre nach Aufnahme der Vermessung war sie in den meisten Herr­
schaften so weit abgeschlossen, daß Direktorium und Ausschüsse die Ergebnisse 
dem Landtagsplenum zur Beschlußfassung über die weiteren Schritte in der Reno­
vation vorlegen konnten 56 . 

Bei der Überlegung, welche Kriterien bei der Feststellung der steuerbaren Güter 
beachtet werden sollten, beabsichtigte der Landtag zunächst, auf die Beraitungsfra­
gen von 1680/ 82 zurückzugreifen, mußte aber dabei feststellen, daß vihlefragen in­
util, auch selbst nit observiert worden waren, weswegen die Stände beschlossen, 
neue Befragungspunkte festzulegen. Gleichzeitig wählten sie eine neunköpfige pari­
tätische Kommission aus drei städtischen und drei landschaftlichen Deputierten so­
wie den drei ständischen Beamten Syndikus, Konsulent und Kassier, die sich über 
den Steuerfuß verständigen sollte. Kapitation und Ansatz der Häuser blieben je­
doch wie bisher strittig, so daß die Städte zeitweise vorschlugen, die Beraitung vor­
läufig ohne Einigung über den Modus der Steuerbelegung vorzunehmen. Über fol­
gende Punkte konnte schließlich nach mehreren getrennten Sitzungen zwischen 
Städten und Landschaften ein Einvernehmen gefunden werden: 
I. Im Unterschied zu 1683 waren Gewerbe und Beinutzungen gleichmäßig in den Städten und 

Landschaften nach der Proportion des Ertrags anzuschlagen. 

2. Die Unterscheidung nach der Rechtsqualität des Bodens bei der Besteuerung sollte beibe­
halten werden. Es galten 
I eigener Jauchert Ackerfeld 
I 1/2 erblehenbare Jauchert Ackerfeld und 
2 fallehenbare Jauchert Ackerfeld 
als ISteuerjauchert. 

Ebenso wurde bei den Wiesen 
I Mannsmad zweimädig eigen 
I 1/2 Mannsmad zweimädig erblehenbar 
2 Mansmad zweimädig leibfällig 
2 Mannsmad einmädig eigen 
3 Mannsmad einmädig erblehen bar 
4 Mannsmad einmädig fallehenbar 
als I Mannsmad in die Steuer gezogen. 

3. Der Steuerfuß für die Weingärten blieb des Ertragsansatzes wegen noch offen. 

4. Zwei Häuser auf dem Land waren wie eines in der Stadt zu versteuern. 

56 Plenarkonvent vom 9.-11. Mai 1724 (LP 2") 
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5. Uneinigkeit herrschte weiter in Bezug auf die Kapitat ion, wobei die landschaftlichen De­
putierten den städtischen Vorschlag, 125 landschaftliche Kontribuenten wie 100 städ tische 
und als Kompromiß 150 landschaftliche wie 100 städtische zu versteuern, ad referendum 
übernahmen 57. Am 24. Februar 1725 konnte auch dieser Punkt zu aller Zufriedenheit ge­
löst werden, als nach langem Schriftwechsel, Replizieren und gemeinsamen Sitzungen das 
Plenum sich auf den Schlüssel von 125 städtischen zu 200 landschaftlichen Kontribuenten 
einigte 58. 

Das wichtigste neue Prinzip bei der Festsetzung des Besteuerungsmodus war die 
Tatsache, daß bei den liegenden Gütern nicht mehr die Fläche und bei den Einkom­
men aus Beinutzungen nicht die volle Höhe, sondern nur der reine Ertrag versteuert 
werden mußte. Es sollten die steuren und tributen nur von der nutzbarkeit und ein­
khomen eines jeden steurbaren gueths gegeben werden muessen [ . .. ) und niemanden 
denen collectis solvendis obstriet seyen, er habe dann nuzen und genuß von einem 
dinge 59. 

Nachdem endlich eine Einigung über den Steuerfuß erzielt war, sammelte eine 
ständische Matrikularinquisitionskommission in Ehingen die schriftlichen Angaben 
aller Stände zu den einzelnen Punkten und die nötigen E rläuterungen in acht Sit­
zungen von je zwei bis drei Wochen und beendete ihre Aufnahme im Dezember 
1726. Beim Vergleich der Angaben des Ertrags und der Klassifikation der Äcker und 
Wiesen der einzelnen Stände erhoben sich jedoch starke Bedenken, da mehrfach der 
Ertrag die Summe aus Einsaat und Gült kaum überstieg, so daß die betreffenden 
Stände um eine Berichtigung ihrer Angaben gebeten werden mußten, doch wurden , 
wie die Kommission 1727 feststellte, keine oder wenig überzeugende Verbesserun­
gen gemacht 60. Eine Korrektur durch eigenen Augenschein war kaum praktikabel, 
da die verdächtigen Stände bei ihren Angaben blieben, eine stillschweigende Besse­
rung der eidlichen Angaben war ebenso unmöglich, da dadurch die Betroffenen ei­
nes Meineids bezichtigt worden wären. 

Als beispielhaft für die Schwierigkeiten der Kommission können ihre Verhand­

lungen mit der Direktorialstadt Rottenburg gelten 61 . Rottenburg hatte die Erträge 

seiner Felder im Verhältnis zu seinen Nachbarorten so gering angegeben, daß die 
Kommission mehrfach weitere Erläuterungen von der Stadt forderte. Da sie nicht 

eintrafen, ordnete die Kommission den Riedlinger Kanzleiverwalter Gaysser zu ei­

nem Lokalaugenschein nach Rottenburg ab, den die Stadt unterwegs durch die Mit ­
teilung eines Boten, die Akten seien bereits zur Verschickung nach Ehingen ver-

57 28. Nov . 1724 (LP 2*) 
58 Völlig war die Einigung auch hier nicht. Waldsee und Rottenburg übernahmen den Be­

schluß nur ad referendum, 17 der anwesenden Stände stimmten nur rebus sie slanlibus zu, 18 
weitere für 40 Jahre . (22.-26. Februar 1725 ; LP 2" HSTA ST B 30 Bü 273 Nr. 4, Bü 274; J . N. 
v. VANOTT1, Steuerwesen S. 400f.) 

59 HSTA ST B 30 Bü 274 
60 HSTA ST B 30 Bü 267, 270, 271 , 275 
61 Conseriptiones aller und jeder aeten und aetilaten der löbl. sehwäbiseh-österreiehisehen 

eondireetorialsladt Ro((enburg ahm Negger also vihl sich nemb/ieh bey dero matrieularunder­
suehung gesamblel. Ehingen, den 4. aug. 1734 (SA Ro) 
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packt, zur Umkehr zu bewegen versuchte. Als Gaysser trotzdem nach Rottenburg 
kam, wurde er zunächst im Gasthof Engel auf Kosten der Stadt bewirtet. Bei seinen 
anschließenden Nachprüfungen stellte er zahlreiche Diskrepanzen zwischen den in 
gutem Wuchs stehenden Feldern und den Angaben der Stadt fest, worauf man den 
Rottenburger Kanzleiverwalter Aumayer mit der Bitte zu ihm sandte, man mächte 
mit dem inquirieren das garn nit auff den boden gehen lassen, sondern in etwas 
nachsehen, damit Rothenburg nit so hoch beschwerdt werde, nachdem die Stadt 
1683 derartig überhöht in der Steuer angesetzt worden war. Nach mehrtägigen Un­
tersuchungen konnte Gaysser trotzdem zahlreiche Angaben der Stadt, insbesondere 
zum Umfang des Rottenburger Stadtwaldes und dem Ertrag der Güter, berichtigen. 
Nach den Berechnungen der ständischen Inquisitionskommission war der Höchster­
trag eines Ehinger Jauchert Ackers in guten Jahren 21 1120 kr. Nach der Rottenbur­
ger Angabe betrugen dagegen die Unkosten für einen Jauchert schon in Friedenszei­
ten 21 fl 18 kr, so daß ein Rottenburger Bürger für einen Malter Vesen in Friedens­
zeiten 2 11 30 kr bis 3 11, in Kriegszeiten aber 4 11 bis 5 11 rechnen mußte, da dann die 
Jahrsteuer von 17 kr für einen Jauchert zwölf- bis vierzigmal eingezogen wurde. 
Gaysser erkannte von diesen Unkosten jedoch lediglich 8 fl 5 kr je Jauchert an. 

4 Arten im So mmer 62 

Dung und I' uhrlohn 
(I' uhrlohnl 

Samen zu AU'\3at 
Schnitterlohn mit Brot und Wein 
Fu hr- und Drcschlohn 
Steuern (4 Anlagen pro Jahr) 

Zusammen: 

Stadt Ro tt enhu rg Kommissar Gaysser 
(Sept. 1725 ) 

4 fl 40 kr 4 fl 
7 fl 40 kr 

40 kr 
4fl 1 fl 
I fl 30 kr I fl 
3 tl 45 kr 
1 tl 8 kr 

21 tl 18 kr 8 tl 5 kr 

Da die Selbsteinschätzungen des Ertrags durch die einzelnen Stände sich als viel 
zu unterschiedlich erwiesen, um darauf eine gleichmäßige Steuer begründen zu kön­
nen, arbeitete die Kommission drei Möglichkeiten einer Enragsberechnung aus, die 
sie im November 1727 dem Landtagsplenum zur Beschlußfassung vorlegte 63 . 

Das erste Projekt ging von einer Besteuerung des Höchstertrages eines Ehinger 
Jaucherts in guten Jahren aus, der mit 8 Scheffel Vesen, 5 Scheffel Hafer oder 24 
Zu. Heu angesetzt wurde. Die hauptsächlich bei Rottenburg angebaute Gerste wur-

62 Pflügen wurde allgemein eren, ären, ackern oder die Art genannt. (H. J ÄN tCHEN, Beiträ­
ge zur Wirtschaftsgeschichte S. 30) 

63 Plenum vom 6. -8. Nov. 1727 (LP 2') ; die Verhandlungen (HSTA ST B 30 Bü 274) 
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de mit ebenfalls 5 Scheffel dem Hafer gleichgestellt, doch durften bei der Umrech­
nung in Geldwert 3 f1 wegen des geringeren Gersteertrages abgezogen werden . Dabei 
sollten 150 eigene Jauchert I Sold geben, der dann folgenden Ertragswert repräsen­

tieren würde 64; 

Von ISO J die Hälfte mit Vesen angebau t erträgt 
75 x 8 Scheffel 

Von 150 J die Hälfte mit Hafer angebaut erträgt 
75 x 5 Scheffel 

I Scheffel Vesen galt 2 f1 30 kr 
600 x 2 f1 30 kr 

I Scheffel Hafer galt I n 40 kr 
375 x I n 40 kr 

Zusammen ; 

Davon waren die Anbaukosten in Höhe von 4 f1 
je Jauchert abzuziehen 

Reinertrag von ISO J (Zehnt und Wildschaden waren 
bereits durch niedrigere Ertragsangabe abgezogen): 

600 Scheffel 

375 Scheffel 

1500 n 

675 n 
2125 f1 

600 n 

1525 n 

Bei anderen Rechtsformen der Güter (Erblehen, Fallehen) war zunächst der tat­

sächliche Ertrag nach den 1724 festgelegten Prinzipien zu reduzieren, dann die so er­
mittelte Ertragsmenge wieder entsprechend in Ehinger Jauchert umzurechnen, auf 

die die Steuer gelegt werden sollte. 

Nach dem zweiten Projekt waren zunächst auf je 600 Jauchert ein Söld zu legen, 
danach sollten zusätzlich auf den Ertrag auf je 

1200 Scheffel Vesen I Sold und 

4800 Zentner Heu 

gerechnet werden. 

I Sold 

Auch bei dem dritten Projekt ging man von einer kombinierten -Besteuerung von 
Grundbesitz und Ertrag aus. Überall wurde ein Minimalertrag von 2 Scheffe l Vesen, 

1 Scheffel Hafer und 4 Zentner Heu je Jauchert angenommen und nur der Über­

schuß über diese n geringsten Ertrag war zu versteuern. Dabei sollte wieder I Sold 
gelegt werden auf je 

600 Jauchert Acker und 

600 Scheffel Vesen über Minimalertrag 
2400 Zentner Heu über Minimalertrag. 

Die Städte ent schieden sich auf dem Landtag für das ers te, die Landschaften für 

das zweite Projekt , da es ihnen die Baukosten am besten zu berücksichtigen schien, 
während die Matrikularinquisitionsdeputation dem dritten den Vorzug gab, da es 

am praktikabelsten und billigsten war. Nach längeren get rennten Verhandlungen 

unter den Städten und Landschaften wurde schließlich gemeinsam der erste Vor-

64 HSTA ST B 30 Bü 275 
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schlag akzeptiert, wobei der Kommission zur Auflage gemacht wurde, in besonde­
ren Fällen überhöhte Baukosten, Beschwerden und Fronen zu berücksichtigen 65. 

Zusätzlich regelte das Plenum eine Reihe noch unklarer Punkte: Stände, die fal­
scher Angaben verdächtigt wurden, erhielten nochmals Gelegenheit zu einer Kor­
rektur. Falls sie nicht befriedigend ausfiel, hatte ein Kommissionsmitglied unter Bei­
ziehung eines beeidigten benachbarten Standes einen Lokalaugenschein vorzuneh­
men und die Angabe selbst zu berichtigen. 

Gemeindefelder und -wiesen waren wie Privatfelder zu behandeln. Bei den Bei­
nutzungen durften Gehälter, Verzinsungen und Unterhaltskosten zur Erhaltung der 
Güter sowie die Kosten für Kauf- und Gräthäuser sowie Straßenpflaster, also alle 
Ausgaben, ohne welche die in die collectation eingelegte geföle und einkhünfften 
nicht administriert werden khönnen, abgezogen werden. Das beysizgelt mußte eben­
falls nicht in die Steuer eingebracht werden, weilen man von dergleichen leithen 
mehrer beschwerdte als nuzen habe 66 . Auf den Reinertrag der Beinutzungen sollte, 
wie bei den Äckern, auf je 1600 fl 1 Sold gelegt werden 67 . Entsprechend war mit 
dem Wald zu verfahren. 

Vieh wurde nur in Anschlag gebracht, wenn Handel damit getrieben wurde. Das 
zum Güterbau nötige Vieh sollte, wie auch entsprechend der Weidgang, frei blei­
ben. 

In den Weinbaugebieten waren 1683 wegen des größeren Wertes I Jauchert Re­
ben wie 2 Jauchert Acker gerechnet worden . Nachdem nun der Höchstertrag eines 
Ackers zum Steuerrnaß genommen worden war, wurde auch für einen Jauchert Re­
ben ein Ertrag von I 112-2 Fuder als Maß festgesetzt, was einem Ertragswert zwi­
schen 48 fl und 128 fl je Jauchert entsprach 68. Wegen der höheren Abnutzung und 
der Baukosten, die an manchen Orten bis zu 50 fl betrugen, nicht weniger, daß der 
in dem schwäb. österr. district erziglend wein von sehr schlechter qualitet, zumahlen 
auch in seinem geringgültigen preys nicht wohl verschliffen und ahngepracht, auch 
in die länge biß etwa zu vortheillhafftigem verkhauff nicht auffbehalten werden 
khan, beließ es der Landtag bei einem gleichmäßigen Steueransatz von Äckern und 
Weingärten 69 . Bei der Reduktion von schlechten Weingärten auf gute sollte zudem 
mit besonderer Billigkeit verfahren werden . 

65 Plenum 6. -8. November 1727 (LP 2") 
66 Als Beisitzgeld wurde die Steuer nicht verbürgter Einwohner bezeichnet. (TH. K NAPP, 

Neue Beiträge S. 97) 
67 1733, beim Abschluß der Steuerrenovation, wurde der Steuersatz für Beinulzungen er­

höht und auf je 1200 fl I Sold gelegt. Zu den Beinutzungen wurden gerechnet: Zoll, Umgeld, 
Bürgergeld, Salz-, Wege-, Gret- und Standgeld, Markt, Jahrzins, Fischenz, J agdbarkeit, 
Wald- und Feldbesitz. (HSTA ST B 30 Bu 21) 

68 Das als Grundmaß genommene Seefuder hatte 30 Seeimer, I Eimer 32 Maß (F. LUTZ, 
Altwürttembergische Hohlmaße S. 172) . Nach Rottenburger Angaben von 1734 konnte ein 
Maß für etwa 2-4 kr verkauft werden, was einen Preis zwischen 48 fl und 128 fl je Fuder er­
gab. (Conscriptiones aller und jeder aClen . . . Ehingen, den 4. aug. 1734; SA Ro) 

69 HSTA ST B 30 Bü 274 
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Die Handwerker wurden schließlich nach ihrem Umsatz ebenfalls in drei Klassen 
gut, mittel und schlecht eingeteilt, wobei vier schlechte und zwei mittlere wie ein gu­
ter zu besteuern waren. Gute Müller, Wirte und Krämer sollten dabei höher einge­
schätzt werden als gute Handwerker. Bei einem Müller mit eigener Mühle war jeder 
Mühlgang als ein guter Handwerker in der Steuer anzuschlagen. Je 200 gute Hand­
werker, angesehen dise in dem gesambt schwäb. ö. district von sehr schlechten ge­
winnen, wurden dann mit einem Söld belegt, was einem zu versteuernden Reinge­
winn je Handwerker von 8 fl entsprach [lI. 

Die Matrikularrenovationsdeputation stellte in einer langen Sitzung vom 6. No­
vember 1727 bis zum 23. Januar 1728 ihr weiteres Vorgehen auf die Beschlüsse des 
Plenums ein. Danach berief sie die einzelnen Stände nach Ehingen, ging mit ihnen 
ihre Angaben durch und belegte sie mit Sölden 70 . Immer wieder waren nachträgli­

che Untersuchungen nötig, um festzustellen, ob einzelne Jauchert in die Besteue­
rung gehörten, um Widersprüche mit älteren Angaben zu klären und in den meisten 
Fällen die Ertragsangaben zu korrigieren, so daß sich die Tätigkeit der Kommission 
bis 1731 hinzog 71. Insbesondere die ausführlichen Verhandlungen mit den Depu­
tierten der Landvogtei Schwaben sind ein Zeugnis dafür, wie sehr diese rein ständi­
sche Steuerberaitungskommission bemüht war, alle Ungerechtigkeiten, die sich aus 
fehlerhafter Messung, fälschlich angegebenen Belastungen und der geographischen 
Streulage der Siedlungen ergeben hatten, wieder auszugleichen 72. 

Vor dem Abschluß ihres Berichts beschloß die Kommission, über die bis dahin 
festgelegten Prinzipien hinaus noch folgendes bei der Fixierung der Sölden der ein­
zelnen Stände zu berücksichtigen: 

I. Die Schulden der Stände sollten bei der Zuteilung der Sölden mit in Betracht ge­
zogen werden, doch war diese Moderation schrittweise abzubauen. Es wurde ei­
ne jährliche Rückzahlung von 1000 fl erwartet. Die Rückzahlungsfrist war bei je­

dem Stand in den Kataster einzutragen und nach ihrem Ablauf mußte wieder der 
volle Ansatz übernommen werden, gleichgültig, ob die Schuld getilgt war oder 
nicht. Lediglich Krieg, Brand und Wetterschaden konnten als Verlängerungs­
gründe gelten. 

2. Da die Baukosten bei den Weingärten völlig, bei den Äckern aber nur teilweise 
berücksichtigt worden waren, hatte sich eine Ungleichheit ergeben, doch hielt 
die Kommission eine gerecht abWägende Bewertung für besonders sc hwierig. Ne­
ben Orten, die vier, fünf und mehr Stück Vieh, aber nur drei Arten benötigen, 
gab es andere, die nur zwei und drei Stück Vieh, dafür aber vier Arten brauchten, 
abgesehen davon, daß wieder ein Teil bessere und kürzere Wege, größeren Weid­
gang und besseres Futter und dadurch geringere Unkosten hatte. Die höchsten 
Kosten wurden den Ständen zugebilligt, die ihre Baufuhren entlehnen mußten. 

70 Sitzungen vom 15 . Jan. 1728 bis 18 . Sept. 1731 (LP 2·) 
71 HSTA ST B 30 Bü 283-285 
72 HSTA ST B 30 Bü 274 
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In der Regel wurden deswegen jetzt 4 f1 30 kr als Baukosten für einen Jauchert 
angesetzt. Bei Schömberg, Veringen und Landensberg wurden 5 f1 anerkannt 73 . 

3. Bei den früheren Berechnungen war ein Klafter Holz nur mit 20 kr in die Beinut­
zungen genommen worden, was sich mit Rücksicht auf die Stände, die alles Holz 
mit etwa 3-4 f1 je Klafter kaufen mußten, als zu niedrig erwies, weswegen dieser 
Ansatz in den Beinutzungen erhöht wurde. 

Ende April 1731 wurde allen Ständen ihr neuer Söldenfuß bekannt gemacht und 
ihnen Gelegenheit gegeben, Einwände gegen die neue Matrikel vorzubringen, was 
sich bis Septemb..er hinzog. Am 5. Oktober 1731 konnte die Kommission endlich 
dem Plenum ihre Hauptrelation vorlegen. Der Versuch der Städte, hier nochmals 
die Einigung über Kapitation und Häuseransatz in Frage zu stellen, führte zu einem 
offenen Eklat, der fast das Ende des gesamten Renovationswerks bedeutet hätte 74. 

Da jedoch Städte wie Landschaften an einem Abschluß der Renovation interessiert 
waren, trieben beide Teile den Konflikt nicht auf die Spitze. Die Städte nahmen ihre 
Forderungen zurück, auch die Landschaften verzichteten auf die Durchsetzung ih­
rer Vorstellung, die auf eine wesentliche Änderung der Organisations form der 
Landtage hinausgelaufen wäre. 

Zum Abschluß des Plenarlandtags erhielt jeder Stand einen Extrakt des Sölden­
entwurfs und seines Ansatzes, damit er seine Belegung kontrollieren konnte 75 . Da­
nach wurde die Matrikel publiziert und ad deliberandum et ratificationem gestellt. 
Um auch noch die letzten Einwände zu klären, stellte man diese Ratifikation bis 
zum nächsten Plenum zurück. Mit ihrem Schluß bericht legte die Matrikularrenova­
tionsdeputation dem Landtag vom 26. September 1733 die neue Matrikel vor, deren 
Annahme in dem Landtagsrezeß jeder einzelne Stand mit Unterschrift und Siegel 
bestätigte 76. 

73 Prot. v. 4.-28. April 1731 (LP 2*) 
74 S. S. 327f. 
75 Dieser Beschluß war lange umstritten, da man verhindern wollte, daß wie 1683 Ritter­

schaft und der Schwäbische Kreis in den Besitz der Matrikel kämen und die Ergebnisse gegen 
die Stände verwenden könnten . Schließlich überwog aber der Wunsch, jedem Stand die Ent­
scheidung für die Zuteilung der Sölden durchsichtig zu machen. (8. Okt. 1731 ; LP 2*) 

76 Landtagsrezeß vom 16. Sept. 1733 (HSTA ST B 29 Bü 21) 
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Abschluß und Ergebnis der Beraitung 

Veränderungen der ständischen Matrikel nach dem Rezeß von 1733 77: 

Stand Matrikular- Matrikularanschlag 1733 Zunahme/ 

anschlag Abnahme 

1704 Ganze Zehntel Sechzehn- an 
Sölden Sölden Sölden lei Zehn- Sölden 

lei Sölden 

1. Ehingen 25 24 9 7 
Dintenhofen u. 
Herbertshofen 1/ 2 5 
Heufelden 8 + 0,8 

2. Rottenburg 33 26 - 6,9 
3. Radolfzell m. 

Dorfschaften 16 11 1 10 - 4.8 
4. Munderkingen 14 8 7 4 - 5,3 
5. Landvogtei Schwaben 73 84 5 + 11 ,5 

Ingoldingen 1/ 2 5 
6. Nel1enburg 24 1/4 26 2 8 + 2,2 

25 9 7 + 1,7 
7. Kirchberg 17 1/ 2 15 6 12 - 1,8 
8. H. Weißenhorn m. 18 1/ 2 

Obenhausen 1 1/ 2 10 12 
Pfaffenhofen 9 

9. Waldsee m. Dorfseh. 12 1/ 2 8 - 4,5 
10. Riedlingen m. 

Appcrtinenzen 19 1/ 2 15 5 4 - 4,0 
11. Saulgau m. Apperlin. 12 13 9 + 1,9 
12. Mengen m. Appertin. 13 1/2 10 8 - 3,4 
13. Seifriedsberg m. 16 4 4 

Ruhfelden 17 2 2 12 + 1,7 
14. Biberbach 11 12 + 1,0 
15. Veringen 8 7 - 0,3 
16. Watthausen 11 10 8 4 - 0,2 
17. Herrscha ft Wald 5 6 7 8 + 1,7 
18. Günzburg m. 

Deffingen u. Leinheim 14 18 9 4 + 4,9 
Hochwang m. Günzburg 1 6 8 

19. Stadt Weißen horn 10 1/2 10 7 8 + 0,2 
20. Burgau u. 13 

Scheppach 9 3 + 7,2 
2l. Slockach 3 4 1 + 1,1 
22. Aach 3 3 2 8 + 0.2 
23. Altdorf 5 4 5 - 0,5 
24. Schelklingen 2 1/2 2 8 + 0,3 
25. Schram berg 18 16 - 2,0 
26. Gutenstein 5 5 11 + 0,6 
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Stand Matrikular- Ma trikularanschlag 1733 Zunahme/ 
anschlag Abnahme 

1704 Ganze Zehntel Sechzehn- an 
Sölden Sölden Söldcn tel Zehn- Sölden 

tcl Sölden 

27. Singen 6 5 2 8 - 0,8 
28. Tengen 7 5 7 - 1,3 
29. Werenwag 8 3 - 5,0 
30. Krumbach u. Hürben 5 5 5 + 0,5 
31. Heiligkreuztal 13 15 9 4 + 2,9 
32. Hilzingen 7 5 4 4 - 1,6 
33. Erbach 23/4 

m. Gütern d. Wenger 
u. Donaurieden 3 5 

34. Wiblingcn 
ohne Stelten, Steinberg 
u. Dorndorf 8 1/4 5 5 - 1,7 

35. Berg 3 4 I 8 + 1,1 
m. Grafenwald I 4 

36. Mühlhausen 2 6 8 - 0,4 
37. Stadt 3 9 4 - 1,4 

u. Herrsc h. Oberndorf 133/4 8 4 
38. Offingcn 1/ 2 6 + 0,1 
39. Unlingen 4 4 8 + 0.8 
40. Altheim 4 4 5 + 0,5 

41. Hailt ingcn 
u. Dentingen 2 2 I 8 + 0,1 

42. Kallenberg 7 7 3 8 + 0,3 

43. Reute 2 1/2 3 3 + 0,8 

44. Bicrstcttcn 3 1/ 2 3 - 0,4 
45. Urspring 5 3/ 4 6 10 + 1,0 

46. Langcncnslingcn u. 
Billafingcn 4 4 5 4 + 0.5 

47. Horb m. Amts- u. 
Spital fl ecken 26 15 - 11 .0 

48. Niederhohe nberg 39 31 6 8 - 7,4 

49. Oberhohenberg 24 30 + 6.0 
Gunningcn 5 

50. Schömbcrg 7 8 5 + 1.5 
51. Binsdorf 4 4 

52. Hitzkofen I 12 + 0,3 

53. Nordstctten I 1/ 2 - 0.5 

54. Emerki ngen 1/ 2 6 4 + 0.1 

55 . Holzheim u. Bubesheim 3 1/ 2 5 + 1,8 

- (GroLlkötz u. Kleinkötzl 4 
56. Röfingen I 9 + 0,9 

57. Landensberg 1/2 8 + 0,5 

58. Obernau 1/2 4 - 0.1 
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Stand Matrikular- Matrikularanschlag 1733 Zunahme/ 
anschlag Abnahme 
1704 Ganze Zehntel Sechzehn- an 
Sölden Sölden Sölden tel Zehn- Sölden 

tel Sölden 

59. Ronsberg I 1/2 2 5 + 1,0 
60. Neuberittene burgauische 

Orte 5 7 + 2,0 

Zusammen: 629 3/ 4 623 10 - 6,7 

Ex traordinaristände: 

1. Burgau ische U n tcrtancn 
des Wengenklosters in 
Ulm 5/8 5/8 

2. Ulmische Untertanen 
im Burgau 4 31 /4 - 0 ,2 

3. Dorndorf, Stetten 
u. Steinberg 2 1/ 2 

4. Burgauische Untertanen 
des Klosters Kaisheim 1/ 4 1/5 

5. Stetten a. k. M. 1/ 2 

Zusammen 47/8 83/4 

77 Grundlagen der Tabellen sind die Matrikeln von 1704 und 1733 (SA Wa 409 und HSTA 
ST B 29 Bil 21). Die Anordnung der Stände folgt der Matrikel von 1733, die wie 1683 als 
Rangfolge der Stände aufgestellt wurde und die Reihenfolge bei Abstimmungen bestimmte. 
Die Unterteilung der Sölden in Zehntel und sechzehntel Zehntel Sölden wurde erstmals 1727 
verwandt; die ständischen Akten geben keine Erklärung filr diese Art der Untergliederung. 
Ich vermute, daß sie auf den ursprilnglichen Ansatz eines Sölds mit 1600 n zurilckgeht. Da­
nach war 1/ 10 Söld 160 n zu versteuernder Ertrag und 1/ 16 Zehntel 10 n Steuerreinertrag. Als 
man dann den Wert eines Sölds zumindest in den Beinutzungen auf 1200 n setzte, wurde die 
Unterteilung von 1727 beibehalten. 
Anmerkungen zu einzelnen Ständen in der Matrikel : 
ROllenburg: Der Landtag von 1727 hatte der Herrschaft Hohenberg, die bis dahin alleine von 
Rottenburg vertreten wurde, nach langem Drängen des niederhohenbergischen Landschafts­
kassiers Reichel filr Niederhohenberg, Oberhohenberg, Horb, Schömberg und Binsdorf zu­
sätzliche Voten zugestanden, so daß Rottenburg seitdem nur noch sich selbst auf dem Landtag 
vertrat. (S. a. S. 326f.) 
Nellenburg: Nellenburg war 1733 noch nicht vollständig vermessen und sollte deswegen noch 
mit dem alten Ansatz (241 / 4 Söld) in der Matrikel gefilhrt werden. In Wirklichkeit erhielt es 
jedoch 26 1/ 4 Söld, die nach Beendigung der Vermessung auf 25,9 Söld ermäßigt wurden 
(1738). 
Gunningen: Gunrungen, seit 1452 im Besitz des Klosters SI. Georgen, wurde 1733 erstmals 
von den Ständen besteuert, nachdem Dintenhofen, Herbertshofen und Ingoldingen schon vor 
1683 ilber Ehingen und die Landvogtei Schwaben kollektiert wurde (S. a . OAB Tuttlingen S. 
321; E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohenberg S. 61; TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd . 2 S. 44) 
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Die Gesamtzahl der Sölden hatte sich bei den Ordinariständen gegenüber der Ma­
trikel von 1704 fast nicht verändert, so daß die Ansätze im wesentlichen vergleich­
bar sind. Bei vielen Ständen war auch nach dieser durch viele Jahre mit großem 
Aufwand betriebenen Renovation der Matrikelanschlag nur wenig vermindert oder 
vermehrt worden. Der Schwerpunkt der repartierten Anteile hatte sich allerdings 
von den im Westen Schwäbisch-Österreichs gelegenen Ständen weg auf die Stände 
des mittleren und unteren Distrikts - die oberschwäbischen und burgauischen 
Stände - verschoben, deren landschaftliche Ansätze durchweg erhöht wurden, zu­
mindest aber gleich blieben. Bei aller gebotenen Vorsicht muß daraus auf ein V r­
schiebung des wirtschaftlichen Schwergewichts innerhalb der schwäbisch­
österreichischen Herrschaften auf eben diese Stände geschlossen werden. Am deut­
lichsten war der Rückgang in der Herrschaft Hohenberg, die 1683 zusammen noch 

Altdorf: Nach den Angaben von 1733 war Altdorf 1683 nach städtischem Fuß angeschlagen 
worden, wurde 1733 jedoch wieder au f landschaftlichen Fuß gesetzt, wodurch sich die Ver­
minderung seines Söldenquantums erklärt. 
Binsdorj: Auf Grund der Ertragsangaben setzte die Matrikularinquisitionskommission die 
Stadt mit 263 Steuerjauchert an. Auf der Sitzung der Ordinarideputation vom 14. Sept. 1754 
wurde nach langen Beschwerden der Stadt auf Deputations- und Plenarkonventen, bei der 
landesfürstlichen Hofkommission und der Repräsentation in Konstanz endlich eine erneute 
Überprüfung des Ertrags der städtischen Markung vorgenommen, wobei sich zu den Angaben 
von 1724 ein fast unglaublicher Unterschied ergab, der aber von den Binsdorfer Deputierten 
glaubhaft belegt werden konnte. Eine Nachrechnung ergab, daß die Stadt nur mit etwas mehr 
als der Hälfte, mit 162 1/ 2 Steuerjauchert anzusetzen war, so daß ihre Sölden von 4 auf 3 er­
mäßigt werden mußten. Die Enragsberechnung von 1754 gibt einen guten Einblick in die da­
malige wirtschaftliche Situation der Stadt. (14. Sept. 1754, LP 5·) 
Nordstetten: Die Herrschaft erhielt 1733 ein mit den Inhabern venragsmäßig ohne Beraitung 
festgelegtes Söldenquantum. 
Großk6tz: Die Herrschaft, seit 1540 im Besitz der Ehinger gen. v. Mailand, war zusammen 
mit Kleinkötz offenbar im Zusammenhang mit der Erhebung der Ehinger in den Freiherrn­
stand 1714 aus der österreichischen Kollektation entlassen. 1733 erhoben die Landstände wie­
der Anspruch auf die bei den Herrschaften und forderten etie Unterstützung der o. ö. Stellen 
bei der Rückgewinnung, hatten aber keinen Erfolg. (Rezeß vom 26. Sept. 1733 HSTA ST B 29 
Bü 21; Kleine Kreisbeschreibung Günzburg S. 54 u. 64) 
Burgauische Untertanen des Wengenklosters in Ulm: Dazu gehörten zwei Untertanen in Er­
bach, einer in Humlangen, zwei in Kadeltshofen, einer in Rot und einer in Silheim. 
Burgau: Der Ansatz der Stadt Burgau war 1733 fast verdoppelt worden, weil die Stadt 1683 ih­
re Eigengüter als Erblehen angegeben hatte. Burgau wehrte sich erbittert gegen den neuen An­
satz (17. Nov.-l. Dez. 1742, LP 3·). Auf dem Ordinarideputationskonvent vom 22.-29. Aug. 
1754, als eine erneute Beschwerde der Stadt behandelt werden sollte, rechneten die Deputier­
ten ihr vor, daß auf zahlreichen Deputat ions- und Plenarkonventen der Ansatz der Stadt, der 
ursprünglich 15 1/ 4 Sölden, dann 13,3 und 12,8 Sölden betragen hatte, 1747 um 0,2, dann 0,5, 
endlich 1751 auf nochmalige Instanz der landesfürstlichen Stellen um 0,5 Sölden reduziert 
worden sei. Man stellte die Frage, worin eigentlich die Beschwerde Burgaus nach so zahlrei­
chen Moderationen noch bestünde. In der anschließenden Verhandlung erwies sich, daß von 
allen Punkten außer dem Willen Burgaus, weniger zu zahlen, nichts an Sachargumenten übrig 
blieb. Um der v. ö . Repräsentation keinen Bericht über die Angelegenheit geben zu müssen, 
war die Deputation bereit, den Ansatz der Stadt nochmals um I Sold auf II Sölden zu senken, 
womit es sein Bewenden hatte. (LP 5·) 
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ISO Sölden, 1704 noch 133 Sölden und nach der neuen Matrikel nur noch etwas 
mehr als 115 Sölden trug. Im Bereich der Niederen Herrschaft war der Rückgang 
noch eklatanter: Waren Rottenburg, Horb und die niederhohenbergischen Dörfer 
1683 noch mit 103 Sölden angeschlagen worden, so hatten sie in der Matrikel von 
1733 nur noch 72 Sölden, was die Berechtigung der permanenten Beschwerden der 
Stadt Rottenburg wegen der zu hohen Besteuerung unterstreicht. Der Stadt Horb, 

der jedermann eine bekhante armbseeligkheit attestierte, waren schon 1719 drei Söl­
den nachgelassen worden. Insgesamt läßt sich feststellen, daß dieser Raum zu Be­
ginn des 18 . Jahrhunderts einen Tiefpunkt seiner wirtschaftlichen Entwicklung er­
lebte 78. 

Relativ deutlich war auch der Rückgang des städtischen Anteils an dem gesamten 
Steueraufkommen, obwohl Burgau und Günzburg erheblich, Aach, Saulgau , 
Schömberg, Stock ach und Weißen horn geringfügig erhöhte Anschläge erhalten hat-
ten 79 . 

Kontr ibuenten / Sölden 1683 Prozent 1733 Prozent 

Städtische Kontribuenten 3896 28'10 4304 25 % 
Städtischer Söldenanteil 240 34% 177 28% 
LandschaftI. Kontribuenten 9844 72% 12760 75% 
LandschaftI. Söldenanteil 460 66% 446 72% 

Zusammen: 13740 17064 

Ganz vergleichbar sind die Kontribuentenangaben von 1683 und 1733 jedoch 
nicht, da einmal die Aufnahmegrundsätze für die Kontribuenten 1683 und 1733 ver­
schieden waren (s. u.), zum anderen sich die Anzahl der Stände verändert hatte und 
schließlich Tengen, Fridingen und Sigmaringen 1733 nicht mehr unter den städti­
schen Kontribuenten aufgeführt waren. Als Beispiel für die unterschiedliche Kontri­
buentenangabe kann Rottenburg herangezogen werden: 

78 29. März 1719 (LP I·) . - S. a. F. Q UARTHAL , Rottenburg im 18. Jahrhundert S. 21-28 
79 Die Angaben der Tabelle sind für 1683 dem Universalsteuerberaitungsprotokoll (SA Ro 

UP 1680-82) entnommen; 1733 : HSTA ST B 30 Bü 264 
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Rottenburger Kontribuenten 1683 
(identisch mit Bürgern) : 

Rottenburger Bürger 1723: 

Davon wurden abgezogen: 

Bettelhafte Wittfrauen 
Abgestorbene 
Leibnuss genüessende 
Bürger in Kriegsdiensten und teils Gestorbene 
Bettel hafte Bürger 
Leibnuss genüessende 
15 mittelmäß ig vermögende Wittfrauen 
mit der Hälfte ihres Ansatzes 
Waisen, die keine Häuser hatten 

Zusammen: 

In Ehingen angegebene Kontribuenten 

75 
23 
10 
41 
23 
13 

7 1/ 2 
98 

290 1/ 2 

846 

907 

616 1/ 2 

Trotz der Beibehaltung der Kapitation, wenn auch in leicht abgewandelter Form, 
und des doppelten städtischen Häuseranschlags war das Verhältnis zwischen Städ­
ten Wld Landschaften insbesondere in Nellenburg, Hohenberg und bei den Donau­
städten zugunsten der Städte korrigiert worden, so daß die Ursache des jahrzehnte­
langen Streits zwischen beiden Teilen weitgehend ausgeräumt war. 

Trotz der von den Städten immer wieder angeführten und nicht zu bestreitenden 
Tatsache, daß sich das Gewerbe in den Dörfern zu Beginn des 18. Jahrhunderts we­
sentlich stärker ausgebreitet hatte als je zuvor, iassen sich auf Grund der Söldenzu­
teilungen von 1727 deutliche Unterschiede in der wirtschaftlichen Bedeutung des 
städtischen und dörflichen Handwerks feststellen 80. Während die älteren Beraitun­
gen die Handwerker nach Zahl und Gewerbe anschlugen, erfolgte die Besteuerung 
von 1733 nach einem angenommenen, je nach Beschäftigungslage und Gewerbe dif­
ferenzierten Reingewinn, wobei der Steuerfuß für das städtische und dörfliche 
Handwerk gleich war 81. Der durchschnittliche Anteil des Handwerks am städti­
schen Steueraufkommen (4,1 % der städtischen Sölden) lag jedoch mehr als doppelt 
so hoch als am dörflichen (1,7070 der dörflichen Sölden) . Nichtsdestoweniger war 

80 Die folgenden Ausführungen beruhen auf der ersten Söldenzuteilung von 1727, da Mo­
derationen und Erhöhungen zu dem einzelnen Ansatz nicht mehr nach dem Besteuerungs­
grund aufgeschlüsselt, sondern global hinzugefügt wurden. Die endgültigen Söldenanteile der 
Stände von 1733 weichen deswegen leicht von den hier aufgefilhrten ab . 

81 S. d. Zusammenstellung der Handwerker in Schwäbisch-Österreich, die 1725 der Matri­
kularkommission eingesandt wurden (HSTA ST B 30 Bü 163); für Waldsee (SA Wa 409); für 
Rottenburg (Conscriptio [1734) SA Ro). Es wurde jeweils unterschieden, ob die Handwerker 
den Beruf nur erlernt hatten oder tatsächlich ausübten. Bei einer Reihe von Ständen war noch 
die Zunftzugehörigkeit angegeben. 
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auch in den Städten die Landwirtschaft der bedeutendste Wirtschafts faktor (51,0070 
der Sölden), auch wenn der überwiegende Teil der Bevölkerung einen Handwerks­
beruf erlernt hatte. 

Verteilung des Steueraufkommens in Schwäbisch-Österreich 1727 82 

Steuergegenstand Städte 
Sölden 

Sölden auf Kontri-
buenten 34,6 

Sölden auf Häuser 34,2 

Sölden auf Kontri-
buenten und Häuser (68,8 
Sölden auf Handwerk 7,3 

Sölden auf Beinut-
zungen 10,9 
Sölden auf Land-
wirtschaft 90,5 

Zusammen: 177,5 

% 

19,5 

19,3 

38,8) 

4,1 

6,1 

51,0 

28,9 

Dörfer 
Sölden % 

115,6 

7.5 

13,0 

296,8 

432,9 

26,7 

1,7 

3.0 

68,6 

71,1 

Insgesamt 
Sölden % 

184,4 30,0 

14,8 2,4 

23.9 3,8 

387,3 63,8 

610,4 100,0 

Zur allgemeinen Situation des Gewerbes im Gebiet der schwäbisch­
österreichischen Landstände zu Beginn des 18. Jahrhunderts hieß es in den Grava­
mina communia bei denen schwäb. österreichischen ständen von 1723, daß in ganz 
schwtJb. Österreich in keiner statt einig rechtes gewerb seie, sondern solches alles 
bey allenthalben im land inn- und ahngelegenen reichsstätten lige, als Vlm, Augs­
purg, Memmingen, Biberach, Ravenspurg, Cosslanz, Oberlingen, RottweiI, Reutt­
Iingen, Tübingen und thails württenbergischen grtJnzen 83. Als Haupthindernisse 
wurden die Übersetzung des Gewerbes im eigenen Land und die Handels- und Ar­

beitsverbote für österreich ische Gewerbsleute und Handwerker in Württemberg, 

dem Gebiet der Stadt Rottweil und den ritterschaftlichen Orten, die zum großen 
Teil eigene Zünfte hatten, angeführt, deren Untertanen es in den meisten Fällen 

auch durch ihre Obrigkeit verboten war, österreichische Märkte zu besuchen. Bei 

den Bauern waren die österreichischen Märkte zudem wegen des überhöhten Maß­
pfennigs und Bierhellers unbeliebt, während in den wilrttembergischen Orten das 

Maß größer und wohlfeiler war. Der Durchzugsverkehr, der dem einheimischen Ge­

werbe einigen Nutzen hätte verschaffen können, wurde durch die überhöhten öster-

82 HSTA ST B 30 Bü 264 . Für Fridingen. das zusammen mit Oberhohenberg angegeben 
war, und Tengen, dessen Ansatz in dem der Herrschaft Tengen enthalten war, sind ebenso wie 
filr Biberbach und Spaichingen keine Aufschlüsselungen des Steueraufkommens möglich . 

83 5. luni 1723 (HST A ST B 30 Bü 254) 
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Verteilung des Steueraufkommens der landständischen direkten Steuer in den schwäbisch-ästerreichischen Städten 1727 

Sölden Sölden auf % Sölden auf % Sölden % Sölden auf % Sölden auf 
Stadt landwirtscho insgesamt Kontribuenten Häuser auf Gewerbe Beinutzungen Ertrag 

Aach 3,6 0,6 16,5 0,55 15,1 0,1 2,8 0,2 5,6 2,15 
Binsdorf 4,325 0,85 19,3 0,17 16,3 0,125 2,9 [Mo Gewerbe] 2,65 
Burgau 12,575 2,5 19,0 2,3 17,0 0,55 4,0 0,175 1,0 7,5 
Ehingen 15,75 3,0 19,0 3,0 19,0 0,8 5,1 0,55 3,5 8,4 
Fridingen - - - - - - - - - -
Günzburg 17,25 3,55 20,6 3,475 20,0 0,825 4,8 0,725 4,5 8,675 
Horb 7,0 1,9 27,3 1,9 27,3 0,4 5,7 0,75 10,7 2,05 
Mengen 9,45 1,8 19,0 1,6 17,0 0,3 3,2 0,35 3,7 5,4 
Munderkingen 7,9 1,8 23,0 1,625 21,0 0,2 2,5 0,675 8,5 3,6 
Oberndorf 3,925 1,325 32,5 1,1 28,5 0,175 4,5 0,175 4,5 1,1 5 
Obern au 1,7 0,4 23,5 0,4 23,5 0,05 3,0 [Mo Gewerbe] - 0,845 
Radolfzell 6,0 1,2 20,0 1,725 29,0 0,15 2,5 1,1 18,1 1,825 
Riedlingen 12,325 1,9 75 16,0 2,0 16,0 0,5 4,0 1,125 9,0 6,75 
Rottenburg 61,1 5,0 19,2 4,8 18,4 1,0 3,8 1,1 4,2 14,2 
Saulgau 11 ,525 2,075 18,0 2,1 18,0 0,55 4,8 1,0 8,1 5,8 
Scheiklingen 3,5 0,85 24,0 0,8 23,0 0,15 4,2 - - 1,7 
Schömberg 8,6 1,3 15,2 1,2 14,0 0,15 1,8 0,3 3,5 5,65 
Stockach 4,25 0,6 14,0 0,65 15,3 0,15 3,5 0,25 5,9 2,6 
Tengen - - - - - - - - - -
Veringenstadt 2,9 0,65 22,6 0,75 25,8 0,1 3,4 [Mo Landwo] - 1,4 
Waldsee 7,475 1,7 23,0 1,75 23,0 - - 2,425 33,0 1,6 
Weißen horn 11 ,25 1,55 13,7 1,8 16,0 0,575 5,1 0,8 7,2 6,525 

Zusammen 117,525 34,625 19,5 34,225 19,3 7,3 4,1 10,900 6,1 90,4 75 

Märkte: 
Altdorf 4,5 1,3 28,5 1,25 27,5 0,4 9,0 0,85 18,0 0,775 
Biberbach - - - - - - - - - -
Krumbach 4,5 1,5 36,2 [Mo Kon.] - 0.3 7.3 0,65 15,5 1,7 
Spa ichingen - - - - - - - - - -

% 

60,0 
61,5 
59,0 
53,4 

-
50,1 
29,0 
57,1 
45 ,0 
30,0 
50,0 
30,4 
55,0 
54,4 
50,0 
48,8 
65,5 
61,3 

-
48,2 
21,0 
58,0 

51,0 

17,0 
-

41.0 
-
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reichischen Zölle abgehalten. Auch aus dem Weinhandel konnte kaum ein Profit 
gezogen werden, da der im Land gebaute Wein als minderwertig galt und nach au­
ßerhalb nicht zu verkaufen war. Endlich machte man ambulante Händler, Savoyar­
den und Juden, sowie - allerdings schon Jahre zurückliegende - Quartiere, 
Durchmärsche und feindliche Invasionen für den Tiefstand des Gewerbes verant­
wortlich. 1726 schrieb die Ordinarideputation in einer Eingabe an den Geheimen 
Rat in Innsbruck, daß bei so vihlen angewehßenen leuthen alle professionen so sehr 
überhliuffet, daß selbige sich dabei ohne anderwertige beihüljj, etwo eines veld­
gueths oder guethlins gar nicht oder armbseeliglich durchbringen khönnen 84. Die 
Wiederaufrichtung des gtintzlich darniederliegenden commercii war deswegen eine 
der immer wieder vorgebrachten Forderungen der Landstände 85. 

Trotz der allgemein geringen Bedeutung von Handel und Gewerbe in Schwäbisch­
Österreich gab es erhebliche regionale Unterschiede. Mit weitaus den höchsten Steu­
erreinerträgen waren die burgauischen Städte Burgau, Gilnzburg und Weißenhorn 
sowie die im Bereich der Donaustraße gelegenen Städte Ehingen, Riedlingen und 
Saulgau angesetzt. Als Marktorte und Umschlagplätze filr Getreide hatten Riedlin­
gen, Saulgau, Waldsee und Radolfzell eine überörtliche Funktion. In Mengen, 
Munderkingen und Veringenstadt hatte das Gewerbe nur lokale Bedeutung, und 
Obernau, Binsdorf, Schömberg und Aach waren fast reine Ackerbilrgerstädte. 

In den meisten Dörfern, in denen der Steuerreinertrag des Gewerbes höher einge­
schätzt wurde, arbeitete ein großer Teil der Handwerker in der Tuchproduktion 86: 

Scheppach : 161 Kont ribuen ten 64 Weber 

Schramberg: 518 Kontribuenten 70 Weber 
16 Schneider 

3 Strumpfstricker 

Oberndorf 225 Kontribuenten 28 Weber 

Weißenhorn 428 Kontribuenten 42 Weber 

Langenens1 ingen 
Billafingen, 
Hitzkofen 148 Kontribuenten 18 Weber 

Eine ilberdurchschnittlich geringe Bedeutung hatten die Gewerbe in Dörfern, die 
als Spitalorte unmittelbar unter städtischer Kontrolle standen. Hoch angeschlagen 
wurden dagegen Herrschaften mit eigenen Mühlen, von denen das Gericht Reute 
vier hatte 87. Den bedeutendsten Teil am Steueraufkommen machten jedoch ilberall 
die Anteile auf Grund landwirtschaftlicher Erträge aus, die nur in Herrschaften mit 

84 4. Febr. 1726 (HSTA ST B 30 Bü 163) 
85 Allgemeine Landesgravamina 1741-1 746 (HSTA ST B 30 Bü 376) . S. a. die Rezesse von 

1722-1749 (HSTA ST B 29 Bü 21, 22) 
86 HSTA ST B 30 Bil 163,264 
87 HSTA ST B 30 Bü 163 
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ungünstigen Böden (Gutenstein, Oberhohenberg, Schramberg, Werenwag, Verin­
gen, Herrschaft Wald) sowie dem Weberdorf Scheppach unter 65"70 der jeweiligen 
Sölden lagen. 

Prozentualer Anteil der Gewerbebesteuerung an den Söldenzuteilungen landschaft­
licher Stände 1727 83 

Scheppach 3,4% Kirchberg 1,2% 
Reute 2,7% NeUenburg 1,2% 
Hürben 2,6% Bubesheim u. Holzheim 1,1% 
Langenenslingen, Riedlinger Dorfsch. 1,1% 
BiUafingen, Wart hausen 1,1% 
Hitzkofen 2,3% Günzburger Dorfsch. 0,9% 
Oberndorf 2,3% Horbische Spitalorte 0 ,9% 
Schramberg 2,2% Kallenberg 0,9% 
Weißenhorn 2,2% Bierstetten 0,8% 
Mühlhausen 1,9% Niederhohenberg 0,8% 
Amt Horb 1,8% Tengen 0,8% 
Herrsch. Bussen 1,8% Urspring 0,7% 
Berg 1,7% Ehinger Dorfschaften 0,5% 
Heiligkreuztal 1,7% Ruhfelden 0,2% 
Wiblingen 1,7% Saulgauische Dorfseh. 0,2% 
Oberhohenberg 1,6% Mengener Dorfseh. 0,0% 
Seifriedsberg 1,6% Waldseer Dorfseh. 0,0% 
Singen 1,5% Werenwag 0,0% 
Hilzingen 1,4% 
Biberbach 1,4% Emerkingen ohne Angabe 
Burgauische n. Orte 1,4% Gutenstein 
Erbach 1,4% Röfingen 
Landensberg 1,4% Veringen 
Ronsbcrg 1,4% 
Landvogtei Schwaben 1,4% 
Herrschaft Wald 1,4% Durchschnit t 1,7% 

Mit der Belegung Nellenburgs, dem Abschluß der dortigen Vermessung 1738 und 
der lngrossierung und Mundierung des Katasters im Jahre 1741 war die Matrikular­
renovation endgültig beendet 89. Sie war die einzige von den schwäbisch­
österreichischen Ständen in eigener Verantwortung durchgeführte Steuerrenova­
tion. Weder bei der Festlegung der Besteuerungsprinzipien noch bei der Verabschie­
dung des abschließenden Landtagsrezesses waren landesfürstliche Kommissare be­
teiligt. Der Weg zur Einigung über den Steuerfu~, bei dem die einzelnen Schritte je­
weils vom Landtagsplenum gebilligt werden mußten, war umständlich, auch das 
Verfahren, zweimal einen kompletten Söldenanschlag auszuarbeiten und anschlie-

88 HSTA ST B 30 BO 264 
89 21. Juni-13. Juli 1741 (LP 3*) 
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ßend mit jedem Stand auf Unstimmigkeiten durchzugehen, war außerordentlich 
zeitraubend, doch muß die Einleitung der Hauptrelation der Matrikularrenova­
tionskommission, daß von gueter einrichtung des steur- und contributionsweesens 
nicht allein das wohlsein eines landtsherrn, sondern auch der underthanen auffneh­
men haubtstichlich dependiert, ahngesehen die quelle veri nervi rerum gerendarum 
hierinnen besteht, welche in ihrem wesentlichen gueten standt zu erhalten khein bes­
sere mittel ist, als wan die underthanen über ihr vermögen nit graviert werden, son­
dern ein jeder secundum vires et facultates oder nach vermögenheit undt krtifften 
neben den anderen gleiche ahnlag und steur abgeben wirdt, bei aller Formelhaftig­
keit als ernstgemeinte Richtschnur des ganzen Unternehmens verstanden werden 90 . 

Das gesetzte Ziel ist im wesentlichen erreicht worden. Bis auf die besonders gelager­
ten Fälle von Binsdorf und Burgau spielten Klagen tiber ungerechte Steuerbelegun­
gen auf den landständischen Tagungen keine RoHe mehr. 

90 HSTA ST B 30 Bü 274 
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11. Institutionen und Wirkungskreis der schwäbisch­
österreichischen Landstände bis zur Reform Maria 

Theresias 

11.1. DIE LANDSTÄNDISCHEN INSTITUTIONEN 

Das Landtagsplenum 

Im Gegensatz zu fast allen anderen landständischen Korpora war das Landtags­
plenum der schwäbisch-österreichischen Landstände auch im 18. Jahrhundert das 
wesentliche Entscheidungsgremium. Selbst als nach dem Abschluß der vorlä!ldi­
schen Union und der Annahme der Pragmatischen Sanktion 1722 vom Landesherrn 
keine Landtage mehr einberufen wurden, versammelten sich die Landstände, von 
einigen Pausen abgesehen, fast alljährlich, gelegentlich sogar mehrmals in einem 
Jahr zu Plenarkonventen oder Landtagen. Das Einberufungsrecht für die Konvente 
lag bei der Ordinarideputation. Alle wesentlichen Fragen wie der Beitritt zur vorlän­
dischen Union, die Beschlußfassung über die Katasteraufnahme, die Festlegung der 
Besteuerungsprinzipien, die Ratifizierung der Neufassung der ständischen Matrikel, 
die Bewilligung zusätzlicher Militärhilfen, das Ausgleichsprojekt für die von franzö­
sischen Truppen verursachten Kriegsschäden und die Anstellung der ständischen 
Beamten mußten dem Plenum vorgelegt und von ihm entschieden werden. 

Auf Grund des seit dem Ende des 17. Jahrhunderts andauernden Konflikts zwi­
schen Städten und Landschaften war zu Beginn des 18. Jahrhunderts zeitweise die 
Form des schwäbisch-österreich ischen Landtags als Einkurienvertretung in Frage 
gestellt. Spätestens 1717, möglicherweise schon einige Jahre früher, berieten die 
Landstände vor gemeinsamen Sitzungen die jeweiligen Vorlagen getrennt nach 
Städten und Landschaften I. Insbesondere in allen Matrikelfragen bestanden die 
landschaftlichen Deputierten auf getrennten Beratungen. Als der Herrschaft Ho­
henberg von dem Plenum des Jahres 1727 nach langem Drängen des niederhohen­
bergischen Kassiers neben dem Votum Rottenburgs fünf weitere Stimmen für Horb, 
Binsdorf, Schömberg, Nieder- und Oberhohenberg zugestanden wurden, war das 

1 HST A ST B 30 Bü 286; Landständisches Protokoll für 1727 (LP 2·). V gl. dagegen N. SAP· 
PER, Landstände S. 133 
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l:lru!.pihedenken der Landschaften, daß dadurch zu den bisherigen Ständen zwar 
drei städtische, aber nur zwei landschaftliche hinzutreten würden 2. Die Spannun­
gen zwischen den beiden Gruppen gingen so weit, daß der Deputierte der Landvog­
tei Schwaben 1727 verlangte, die Kosten der Reise des Konsulenten nach Wien we­
gen der geplanten Unterordnung der schwäbisch-österreichischen Städte unter die 
Oberämter müßte von den Städten alleine getragen werden , da sie nur in ihrem In­
teresse gelegen hätte 3. Allerdings widersprachen ihm zwei andere landschaftliche 
Vertreter mit der bezeichnenden Begründung, daß die Reise per maiora beschlossen 
worden wäre, die Bewahrung von Privilegien im allgemeinen ständischen Interesse 
läge und sie im Bedrängnisfall auf die gleiche Hilfe der Städte hofften 4. 

Als die Städte auf dem Landtag von 1731 nach der Verlesung der Hauptrelation 
der Matrikularkommission die Ejnigungsformel wegen der Kapitation und Häuser­
besteuerung wieder in Frage stellten, brach der Konflikt zwischen bei den Gruppen 
in voller Schärfe aus. Die Landschaften erklärten, in Zukunft keine städtischen Vo­
ten mehr übernehmen oder den Städten übertragen zu wollen . Die Sitzungen sollten 
getrennt stattfinden, wo nötig, sollte man sich durch schriftliche Voten einigen. Le­
diglich für den Abhör der Rechnungen, der nach ihrer Vorstellung nicht mehr vor 
dem Ausschuß stattfinden sollte, wollten sie sich mit den Städten zu einer Plenarsit­
zung treffen. In einer schriftlichen Gegendeklaration führten die Städte aus , daß sie 
in Fällen, in denen wegen der Materie das städtische und landschaftliche Interesse 
verschieden wäre, gerne gegenseitig schriftliche Voten abgegeben oder einen Depu­
tierten zu Verhandlungen bestimmen wollten; bei indifferenten Materien sahen sie 
jedoch keinen Grund, das städtische Votum nicht mit dem landschaftlichen zu ver­
binden. Einen Rechnungsabhör vor dem Plenum sahen sie als u!!Jllilktikabel an, 

2 Der niederhohenbergische Kassier Reichel hatte erstmals auf dem Plenum vom 6.-9. Dez. 
1720 angesichts der hohen Söldenzahl der Herrschaft Hohenberg ein eigenes Votum für Ober· 
und Niederhohenberg gefordert, doch hatte Rottenburg mit dem Hinweis, daß die Deputier­
ten hierzu keine Instruktion hätten, einen Beschluß verhindert. Ein Jahr später wurde Reichel 
abermals abgewiesen (21.-27. Mai 1721, ebenso am 10. März 1722). Auf dem Plenarkonvent 
vom 6.-8. Nov. 1727 gestanden die Landstände neben Ober- und Niederhohenberg auch Bins· 
dorf, Horb und Schömberg Landstandschaft zu; der Beschluß wurde in dem großen Ab­
schlußrezeß der Matrikelrevision vom 26. Sept. 1733 nochmals erneuert (LP 2*); HST A ST 
B 29 BO 21) . - HORMAYR (Ständische Verfassungen S. 100) zitierte die Matrikel von 1733 
richtig, alle anderen Angaben zu der Landstandschaft der drei Städte und Ober- und Nieder­
hohenbergs sind zu korrigieren. (E. STEMMlER , Die Grafschaft Hohenberg S. 37; N. SAPPER, 
Landstände S. 37 ; KB Balingen Bd. 1 S. 240, Bd . 2 S. 107 u. 739) 

3 Die Unterordnung der Städte unter die Oberämter, die im Grunde im Interesse einer gere­
gelten Verwaltung geboten war, wurde zwischen 1725 und 1737 erwogen und konnte von den 
schwäbisch-österreich ischen Ständen in Zusammenwirkung mit den beiden anderen vorländi­
sehen Korpora verhindert werden (s . Man. Rep. Nr. 1. S. 36. Fasz. 79 u . 80 Betr. Neueinrich­
/ung und Reformation der kk. landes fürs/lichen 4 ObertJmter in den 6. Vorlanden und die bei­
neben quoad Justitia, Politica et Oeconomia einzuführen projectierre Incorporation und Sub­
ordination dem schwtJb. 6. SttJllen . de annis 1725. 1726 und 1725-1728. 1730-/73 7; HSTA 
ST B 30 Bü 3). - S. a . HSTA ST B 30 Bü 254 

4 2.-4. April 1727 (LP 2*) 
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schlugen aber vor, die Rechnungsdeputierten mit Ausnahme der vier Ausschußorte, 
die durch landesfürstliche Resolution stabilisiert seien, alterniet:en.zu lassen, so daß 
jeder Stand einmal Mitglied der Rechnungsdeputation werden könnte. Die Land­
schaften stellten daraufhin die Privilegien des Direktoriums überhaupt in Frage und 
verlangten, daß es ihnen die kaiserliche oder landesfürstliche Resolution, crafft der­
selben das directorium oder ausschußorth in activitate perpetuierlich stabiliert seyn 
sollen, ad inspiciendum communicieren möchte, worauf sich die Direktorialstädte 
darauf zurückzogen, für diesen unerwarteten Nebenpunkt keine Instruktion zu ha­
ben. Beide Teile, die auf dem Landtag nur getrennt berieten und durch jeweils zwei 
Deputierte miteinander verkehrten, waren jedoch bereit, vorläufig auf die Durch­
setzung ihrer Forderungen zu verzichten, um das hauptwerk, die Matrikelrenova­
tion, nicht zu gefährden. 

Nachteilige Konsequenzen hatte die Auseinandersetzung vor allem für die sechs 
wirtschaftlich schwächsten Städte Schwäbisch-Österreichs, die zwar noch S.1adtpri­
vilegien hatten, der Funktion nach jedoch weitgehend Dörfer waren, weswegen die 
Matrikularrenovationskommission sie auch nach dem landschaftlichen Fuß belegen 
wollte. Es handelte sich um Aach, Binsdorf, Burgau, Obernau, Schömberg und 
Veringen 5. Da die Landschaften die landschaftliche Einschätzung der sechs Orte 
davon abhängig machten, daß sie dann auch mit ihnen votieren müßten, die ande­
ren Städte sie jedoch 'ChI aus ihrem Votum entlassen wollten, blieb es bei der wirt­
schaftlich unsillD.igen Steuerbelegung, die im Schlußrezeß vom 26. September 1733 

nochmals bestätigt wurde 6. 

Nach Abschluß der Steuerrenovation verminderten sich die Gegensätze zwischen 
den beiden Gruppen und lebten lediglich als Reminiszenz bei Wahlen jeweils wieder 
auf. Als 1733 der seitherige Konsulent Dr. Heller zum Syndikus gewählt wurde, be­
standen die Landschaften darauf, daß er seinen..EiQ.. vor vier städtischen und vier 
landschaftlichen Deputierten ablegen sollte, die auch seine Instruktion abfaßten 7 . 

Auch bei GesandtschafteJl an den kaiserlichen Hof achtete man auf eine Parität 
zwischen städtischen und landschaftlichen Deputierten 8. 

Von 1717 bis 1733 muß man deswegen bei den schwäbisch-österreichischen Land­
ständen von einem wenigstens in Ansätzen ausgebildeten Zweikuriensystem von 
Städten und Landschaften sprechen, das aus dem Interessengegensatz der beiden 
Gruppen nach der SteuerbeIJ!iJlIng von 1683 erwachsen war und sich nach 1706 oh-

5 Burgau hatte als offener Ort ohne Stadtmauern eine landschaftliche Einschätzung ver­
langt. Tengen war bereits entsprechend der Matrikel von 1683 als Dorf belegt worden. 

6 Protokoll des Plenums vom 5.-8. Okt. 173 I (LP 2-); Rezeß vom 26. Sept. 1733 (HSTA ST 
B 29 BU 21). 1742 wurde Aach, Binsdorf, Obernau und Schömberg wenigstens bei Marschbe­
schwerden zur Hälfte der landschaftliche Fuß zugestanden. (plenumsbeschluß vom 16. Okt. 
1742, LP 3-) 

7 Protokoll des Plenarkonvents vom 23.-27. Sept. 1733 (LP 2-) 
8 Z. B. Deputation zur Aushandlung des NovaJrezesses 1749 (Plenarkonvent vom 26.-29. 

April 1749, LP 4-) 
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ne landesherrliche Beeinflussung entwickelte. Nach Abschluß der Steuerrenovation 
von 1733 verlor die Trennung ihren zwingenden Grund, so daß die Landstände wie­
der zu gemeinsamen Sitzungen zurückkehrten. Die Zurückdrängung des..e.Lenums 
durch die theresianischen Reformen seit 1750 unterband jede Weiterentwicklung 
dieser Ansätze zu einem Zweikuriensystem. 

Die einzelnen Stände waren im 18. Jahrhundert auf den Landtagen verschieden 
vertreten. Die Städte entsandten als Deputierte in den meisten Fällen einen ihrer 
Bürgermeister und ihren Stadtschreiber bzw. Kanzleiverwalter, gelegentlich auch ei­
nen Ratsverwandten, die österreichischen Immediatherrschaften schickten ihre 
Landschaftskassiere. Die Pfandschaften waren während des ganzen 17. J ahrhun­
derts durch von den Untertanen bevollmächtigte Dorfausschüsse oder ebenfalls be­
vollmächtigte Herrschaftsbeamte vertreten 9. Als gegen Ende des 17. Jahrhunderts 
die Vertretung durch Herrschaftsbeamte häufiger wurde, stellten die Stände aus­
drücklich fest, daß sie in den Pfandschaften nur den Untertanen, nicht aber den 
Pfandschaftsinhabern die Landstandschaft zuerkennen würden. Obwohl diese der 
Realität entsprechende Auffassung des Landtags von dem kaiserlichen Landtags­
kommissar, dem Tiroler Regimentsvizekanzler Johann Peter Pader, sofort bestrit­
ten wurde, beharrten die Landstände auf ihrer Meinung 10. Den österreichischen 
Stellen waren die Auseinandersetzungen um die Landstandschaft von Prälaten und 
Adel, die im 15. und 16. Jahrhundert so lebhaft geführt worden waren, nicht mehr 
präsent, so daß der schwäbisch-österreichische Landtag in seiner gewachsenen 
Struktur den Beamten in der Phase des Absolutismus als ungewöhnlich und unver­
ständlich erscheinen mußte. Wie weit man von den prinzipiellen Streitfragen des 16. 
Jahrhunderts entfernt war, wurde deutlich, als in der Ladung zu dem Landtag von 
1722, auf dem den schwäbisch-österreich ischen Ständen die Pragmatische Sanktion 
zur Beratung und Annahme vorgelegt wurde, zum ersten Mal wieder Prälaten, Gra­

fen, Herrn, Ritterschaft und Adel aufgefordert wurden, in eigener Person auf dem 
Landtag zu erscheinen. Das Ausschreiben, das offensichtlich dem für andere Land­
stände verwendeten Formular entsprechend verfaßt war, erregte lediglich zeremo­
nielle Bedenken. Die Stände erklärten dem kaiserlichen Kommissar Adam Joseph 
19natius Freiherr von Ulm, die persönliche Anwesenheit von Herrschaften und 
Prinzipalen sei in Schwäbisch-Österreich nicht üblich; sie müßte zudem zu Streitig­
keiten um den Vortritt führen. Baron von Ulm ließ daraufhin diese Forderung fal­
len und schrieb an alle Stände, Deputatos auf den Landtag abzuordnen 11 . 

Zu Auseinandersetzungen um das Vertretungsrecht der Untertanen war es seit 
dem Ende des 17 . Jahrhunderts immer wieder gekommen. Auf dem Landtag im Ok­
tober 1685 sollte der königseggsche Sekretär Sauter die Herrschaft Kirchberg vertre-

9 Sessionszettel von 1604 (LRAI HS 789), 1606, 1627, 1642 (SA Wa 394,395), 1609, 1620 
(SA Ried Akten BU 2) 

10 29. Okt. 1685 (HSTA ST B 30 BO 262) 
11 HSTA ST B 30 Bo 210 
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ten. Da seine Legitimation jedoch nur von dem Grafen Fugger unterschrieben war, 
wollte man ihn nicht zur Sitzung zulassen, da die Stände nur die Untertanen, nicht 
aber den Grafen Fugger als Landstand anerkannten. Erst als ein Ausschuß der 
Herrschaft Kirchberg bestätigte, daß Sauter als künftiger Kirchberger Oberamt­
mann ihm von der ganzen Kirchberger Gemeinde beigeordnet worden sei, wurde 
ihm der Zutritt zum Landtag gestattet. Der gleiche Fall trat ein, als Baron Keller von 
Schleitheim 1719 eine Söldermäßigung für seine Herrschaft Nordstetten beantragen 
wollte. Die Landstände ließen ihn zu der Landtagssitzung nicht zu, beauftragten 
aber ihren Syndikus und den Radolfzeller Kanzleiverwalter , außerhalb der Sitzung 
mit ihm zu verhandeln, um ihn nicht zu verletzen 12. Auch als 1726 der Wiblinger 
Sekretär Doll und der Oberamtmann Landherr wegen der Matrikularrenovation vor 
der Inquisitionskommission erschienen, weigerte sich die Kommission, die Untersu­
chung aufzunehmen, da die beiden von keinem Gemeindeausschuß begleitet waren, 
obwohl das Unternehmen die Gemeindeangehörigen in der Hauptsache betraf 13. 

Während des ersten Drittels des 18. Jahrhunderts nahmen in den größeren Herr­
schaften die Pfandschafts- und Lehensinhaber in verstärktem Maße das Vertre­
tungsrecht der Herrschaft für sich in Anspruch und entsandten ihre Beamten auf 
den Landtag, während die kleineren Pfandschaften weiterhin meist ihre Bürgermei­
ster, Vögte oder Ausschüsse dorthin schickten 14. 

Einen außerordentlich guten Einblick in die Praxis der Auswahl und der Bevoll­
mächtigung der Deputierten gewähren die Akten des Landtags vom 11. März 1722, 
auf dem die Stände der Pragmatischen Sanktion zustimmten. Wegen der Wichtig­
keit, die man diesem Landtag zumaß, war er besonders gut vorbereitet worden. Der 
ständische Agent in Wien hatte den Syndikus über den Zweck des Unternehmens in­
formiert und die vorangegangenen Erklärungen der Stände Niederösterreichs, Ti­
rols, Vorderösterreichs und Vorarlbergs nach Ehingen geschickt, ferner waren auch 
die einzelnen Te tarnen te und Erbverträge den Ständen in Abschrift zugestellt wor­
den. Im Unterschied zu den sonstigen Gepflogenheiten ließ man nicht nur den Re­
zeß von den Deputierten aller Stände unterschreiben, sondern bewahrte auch alle 
Gewaltschreiben für diesen Landtag im ständischen Archiv auf. In den Städten stell­
ten Bürgermeister, Rat und Gemeinde den Gewaltbrief aus . In zwei Fällen setzte 
sich das Wahlgremium aus Vertretern der Stadt und der Herrschaftsdörfer zusam­
men, so in Oberndorf, wo es von Obervogteiverwalter, Schultheiß, Bürgermeister 
und Rat, auch Schultheiß und Vögten von Stadt und Herrschaft gebildet wurde. Sie 
bevollmächtigten für diesen Landtag den Obervogteiverwalter. Ein enges Zusam­
menwirken von Herrschaft und Untertanen läßt sich nicht nur bei einzelnen großen 

12 26. März 1719 (LP 1°) 
13 20. Dez. 1726 (LP 2°) 
14 Vgl. die SiegIer des Landtagsabschieds vom 26. Sept. 1733 (HSTA ST B 29 BO 21), den 

Sessionszettel von 1751 (HST AST B 30 BO 374) und die Liste der Deputierten S. 443-453; da­
gegen TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 45f. 
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Landschaften, sondern auch bei Tengen erkennen. Dort wählten Untervogt, Vogt, 
Bürgermeister und Rat der Stadt zwei Deputierte und ließen den Gewaltbrief durch 
den Obervogt der Herrschaft, Johann Michael Schorer von Hausen, besiegeln. Am­
mann oder Vogt, Gericht und ganze Gemeinde bevollmächtigten einen dörflichen 
Amtsträger (Ammann, Gemeindepfleger, Gerichtsangehörigen usw.) in UnJingen, 
Altheim, Kallenberg, Bierstetten, Langenenslingen und Bil1afingen, Hitzkofen, 
Ronsberg, Ruhfelden, Schramberg, Werenwag, Krumbach und Berg. Den llirr­
schaftsbeamten wählten die folgenden Landschaften als ihren Deputierten: Guten­
stein, Heiligkreuztal, Hilzingen, Oberndorf, Reute, Röfingen und Urspring. Auf 
Bitten der Untertanen wurde der Herrschaftsbeamte vom Herrschaftsinhaber abge­
ordnet in Erbach (auf Ansuchen seiner österreichischen Untertanen consuefudo mo­

re den Obervogt), Wiblingen und Mühlhausen. Offensichtlich ohne Befragung der 
Untertanen entsandten die Fugger in ihren Herrschaften ihre Beamten auf den 
Landtag (Anton Ruppert Fugger seinen Obervogt für Kirchberg, Adam Franz An­
ton Josef Fugger seinen Rat und Pfleger und den Kassier für Weißenhorn, Eustachi­
us Maria Fugger den Pfleger für die Herrschaft Wald) ebenso Johann Philipp von 
Stadion für Warthausen und Emerkingen seinen Oberamtmann und Landschafts­
kassier und Franz Ignaz Joseph Graf zu Öttingen-Wal1erstein seinen Obervogt und 
Landschaftskassier für Seifriedsberg. Die Herrschaft Singen bevollmächtigte durch 
Vogt, Bürgermeister und Vorgesetzte den Mitstand Radolfzel1 mit ihrer Vertretung. 
In Niederhohenberg bestimmte die Landschaft, die sich aus den Schultheißen der 
15 Dörfer zusammensetzte, auf einer Zusammenkunft am 28. Febr. 1722 den Kas­
sier der Landschaft, Christoph Balthasar Reichei, und die beiden damaligen Kassen­
schultheißen Johann Weiß von Seebronn und Me1chior Schneidter von Wurmlingen 
als Deputierte. Da Hohenberg damals nur ein Votum hatte, verhinderte Rottenburg 
die Teilnahme der drei an dem Landtag. Für Oberhohenberg bekannte die Ver­
sammlung der Amts- und Herrschaftsvögte, Pfleger und gesamte Gemeinden, daß 
sie den oberhohenbergischen Landmilizleutnant und Kassier Haag sowie den Bür­
germeister von Fridingen Anton Hamman nach Ehingen abgeordnet hätten; auch 
sie ließen den Gewaltbrief durch den Vogt von Oberhohenberg besiegeln. In der 
Landvogtei Schwaben bevollmächtigten Truhenmeister und Ausschüsse ihre Depu­
tierten. Nel1enburg dagegen machte eine Ausnahme unter den Kameralherrschaf­
ten : Dort ordnete das Oberamt den Landschreiber Franz Antoni Mayer, den Kassier 
der Landschaft, und den Vogt Julius Böckh von Nenzingen zum Landtag ab; die 
Teilnahme des Landschreibers ohne ausreichende Bevollmächtigung durch die Un­
tertanen hatte bei Nel1enburg immer wieder zu Anständen Anlaß gegeben 15. 

Das beim Landtag von 1722 geübte Verfahren für Auswahl und Bevol1mächti­
gung der Deputierten dürfte bis zum Ende der landständischen Plenarversammlun­
gen 1769 (1775) üblich gewesen sein. Es zeigt eine in der Periode des Absolutismus 
überraschend starke Beteiligung der Untertanen auch auf der unteren Ebene am 

15 HSTA ST B 30 Bo 211f. 
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Landtagsgeschehen. AuLkeinen Fall kann man eine Trennungslinie zwischen den 
Deputierten der österreichischen Immediatherrschaften und denen der Dominien 
ziehen, was die Fundiernng ihres Landtagsmandats anbetraf; die Untertanen in den 
Dominien sind nicht mit denen der württembergischen Klosterämter vergleichbar 16. 

Die Beteiligung an den Plenarsitzungen war zu Beginn des 18. Jahrhunderts, ins­
besondere während des Spanischen Erbfolgekrieges, nur sehr gering. Teilweise 
konnten keine förmlichen Konvente gehalten werden, weil nicht genügend Stände 
anwesend waren. Ein ausdrückliches Quorum zur Beschlußfähigkeit eines Plenar­
konvents wird nicht genannt, doch wurde die Anwesenheit von nur sieben Ständen 
als zu wenig, die von 19 Deputierten dagegen als ausreichend angesehen 17. Nach 
1712 waren in der Regel über 30 Stände auf den Landtagen vertreten 18. Die Sit­
zungskosten mußten von den einzelnen Ständen selbst getragen werden, weswegen 
kleinere Herrschaften bisweilen ihre Stimme benachbarten Ständen übertrugen 19. 

Die ständischen Ausschüsse 

1706 wurde der geschäftsführende ständische Ausschuß, das Direktoriumi durch 
ein kaiserliches Mandat um vier Mitglieder erweitert, um ein Gleichgewicht zwi­
schen städtischen und landschaftlichen Interessen in dem Ausschuß zu gewährlei­
sten. Die vier Rechnungsdeputierten sollten die Landschaften vertreten und im Ge­
gensatz zu den bisherigen Ausschußorten wählbar sein. Der Landtag von 1706 wähl­
te jedoch neben zwei landschaftlichen auch ~wei städtische Deputierte, Bürgermei-

16 So noch N. SAPPER, Landstände S. 129f.; W. GRUBE, Vogteien, Ämter , Landkreise S. 51 
17 1701 war beijungst abgehaltenem St. Johanni termin [ ... ] schier gar niemand erschienen 

(HSTA ST B 30 BO 274). Am 9. April 1709 waren sieben Stände in Ehingen, worauf man den 
angesetzten Konvent verschieben wollte, doch trafen später noch weitere Deputierte ein, so 
daß am Schluß mit 19 vertretenen Ständen der Konvent abgehalten wurde (LP 1*). Im folgen­
den Jahr , am 30./31. Jaß. 1710, wurde wiederum nur wenigen anwesenden Ständen eine Re­
solution des Gubernators verlesen. Auch im Juli 1710 kamen nur elf Stände zusammen. 1719 
waren es 18 Stände, worauf man beschloß, keine förmliche Session zu halten. (14.-20. Dez. 
1719, LP I·) 

18 1712: 
14.-17 . Sept. 1713: 
I. Juli 1716: 

34 Stände 
33 Stände 
42 Stände 

25. Nov.-4. Dez. 1716: 27 Stände 
15.-20. Jan. 1719: 27 Stände 
29. Febr. 1720: 29 Stände (LP I·) 
22.-26. Febr. 1725: 35 Stände 
5.-8 . Okt. 1731: 39 Stände 
26. Sept. 1733: 52 Stände (LP 2·) 
28 . Febr. 1751: 58 Stände (HSTA ST B 30 BO 374) 

19 Z. B. ließen sich 1733 vertreten: Ruhfelden durch Seifriedsberg, Veringen durch Riedlin­
gen, Mühlhausen durch Aach, Horb durch Rottenburg (LP 2·); 1751: Tengen durch Hilzin­
gen, Horb durch Rottenburg, Röfingen und Landensberg durch Burgau. (HSTA ST B 30 
BO 374) 
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ster und Kanzleiverwalter von Riedlingen, in den Ausschuß. Wie schon die vier 1573 
bestimmten Ausschußorte Ehingen, Rottenburg, RadolfzeU und Munderkingen ver­
suchten die Stände, deren Deputierte 1706 gewählt worden waren, diesen Ausschuß­
sitz dauernd für sich zu bewahren. So wurden freiwerdende Deputiertenstellen bis 
1732 ohne Neuwahl von den bisherigen Ständen wieder besetzt. Erst durch die Ent­
scheidung des Landtags von 1731 wurde die Wählbarkeit der Rechnungsdeputierten 
wieder durchgesetzt 20. Seit 1732 wurde eine der vier Deputiertenstellen regelmäßig 
von einem städtischen Vertreter, die drei anderen von landschaftlichen Abgeordne­
ten eingenommen. 

Im Gegensatz zu den Sitzungen der engereR Deputation im 17 . Jahrhundert , die 
gewöhnlich drei bis fünf, nie aber ilber zehn Tage gedauert hatten, tagte die Ordina­
rideou(a(ion in der Regel mehrmals im Jahr zwei bis drei Wochen. Die Beamten der 
landschaftlichen Pfandherrschaften hatten angesichts ihrer normalen Amtsgeschäf­
te bis 1730 Schwierigkeiten, an den häufigen und ausgedehnten Sitzungen teilzuneh­
men, so daß sie kaum während der vollen Dauer der jeweiligen Tagungen anwesend 
waren 21 . Erst mit dem Ausbau der Verwaltung auch in den Mediatherrschaften seit 
etwa 1730 konnten auch deren Beamte voll in der Ordinarideputation mitwirken . 
Als Entschädigung für ihre Tätigkeit erhielten die Ordinarideputierten für jeden Sit­
zungstag 4 fl 30 kr, was die Mitgliedschaft in der Deputation für die Bilrgermeister, 
Kanzleiverwalter und herrschaftlichen Beamten zu einer begehrten und einträgli­
«hen Pfrunde machte. Auf Grund der neuen Landeseinrichtung Maria Theresias 
von 1750 wurde den Bilrgermeistern der Direktorialstädte, die mit Ausnahme des 
immer anwesenden Ehinger Bilrgermeisters nur beim Rechnungsabhör mitwirkten, 
auch für diese Tätigkeit das Sessionsrecbt einschließlich des Diätenbezugs genom­
IDen . 1754 appellierten sie deswegen an die Ordinarideputation, die aber ohne Zu­
stimmung der Konstanzer Repräsentation keine Entscheidung fällen wollte. Nach­
dem jedoch die Repräsentation nichts gegen eine Teilnahme der Bilrgermeister an 
den Sitzungen hatte und auch die Stände keine Bedenken trugen, daß die Bilrger­
meister neben [1] den Kanzleiverwaltern an den Konventen teilnahmen, wurde ihnen 

20 5._8. Okt. 1731 (LP 2*) . Auch die Übernahme der DeputiertensteIle von Kirchberg durch 
Wiblingen bildet zu dem Gesagten keinen Widerspruch, denn da Kirchberg seit 1724 immediat 
von Österreich verwaltet wurde, konnten die dortigen Beamten keine Ausschußmitglieder 
mehr sein . 

21 Am 1. Aug. 1709 verließen die Oberamtmänner Rentz und Stader von Kirchberg und 
Wart hausen die Sitzung des Rechnungsausschusses mit dem Versprechen, zwei Tage später 
wieder zu erscheinen, was sie dann wegen größerer eigener Geschäfte nicht taten . (LP 1*) 
Ebenso brach Stad er 1710 drei Tage vor Ablauf der Sitzungsperiode wegen eigener Geschäfte 
nach Hause auf. (29. Aug. 1710) Als das Plenum in Ehingen 1724 einen Deputierten an die 
Stelle des ausgeschiedenen Kirchberger Oberamtmanns wählen mußte, bestimmte es dazu den 
Oberamtmann von Warthausen und den Verwalter von Werenwag, die je nach Gelegenheit an 
den Sitzungen der Deputation teilnehmen sollten. (22.-26. Febr. 1724) Der Pfleger von Biber­
bach Lic. Joh. Jos. Kuecher mußte noch 1727 seine Mitgliedschaft in der Matrikularinquisi­
tionsdeputation wegen Überlastung niederlegen. (8 . März-6. Mai 1727; LP 2·) 



334 

der Beisitz beim Rechnungsabhör , den sie bis zur Aufbebung der landständischen 
Verfassung ausübten, belassen 22. Die Sitzungskosten der Ordinarideputation betru­
gen zwischen 1732 und 1740 jährlich 3600 fl-7100 fl, machten aber kaum mehr als 
5070 des ständischen Haushalts aus 23. 

Zusammen mit dem Syndikus hatte die Ordinarideputation die laufenden....Ge­
schäfte der Stände zu führen, die Berichte des Syndikus entgegenzunehmen, die 
ständischen Rechnungen abzuhören, die Höhe der Steuerausschreibungen je Söld 
festzulegen und den Steuereinzug zu überwachen. Anträge auf Söldenmoderationen 
wurden von ihr entgegengenommen, doch entschied sie nur selten darüber, sondern 
leitete sie in den meisten Fällen an das Plenum weiter. Eine wesentliche Aufgabe war 
die Kreditbeschaffung für die ständische Kasse, wobei besonderes Augenmerk auf 
die Ausnützung günstiger Zinssituationen auf dem Kreditmarkt gelegt wurde 24. 

Gelder zu 5% nahm die Deputation nur in Kriegszeiten auf. Insgesamt hielten sich 
die landständischen Kreditaufnahmen bis 1750 mit Ausnahme der Kriegsjahre 
(1734/35: 68 000 fl, 1737/ 38: 27 071 fl, 1746/ 47: 13 510 fl) 2S in engen Grenzen; nur 
1737 mußten 60 fl je Sold ausgeschrieben werden, um die Zinsen für die Kriegskapi­
talien zu bezahlen. Der Vorwurf der Regierung von 1750, die Stände hätten ü.l:!.er­
flüssige und teuere. Kredite aufgenommen, diente mehr als Begründung, die eig~­
ständige Finanz.verwaltung der Stände abzuschaffen, als daß er den Tatsachen ent­
sprochen hätte. In die Zuständigkeit der Ordinarideputation fiel ferner die Vetlci­
lung der ei!lQ.llartierten. Soldaten auf die einzelnen Stände und der Abschluß von 
Kontrakten zur Ausrüstung der zu stellenden Rekruten. Schließlich hatte sie das 
Einberufungsrecht für das Plenum. 

22 Prot. v. J. Juni u. 22 .-29. Aug. 1754 (LP 5·) 
23 Haushaltsjahr Einnahmen/ Ausgaben Sitzungskosten 

1732/33 104 41611 / 70251 11 552911 
1736/ 37 874048 fl / 752 037 fl 7 135 fl 
1739/ 40 190 67511 / 123842 fl 3624 fl 
(HSTA ST B 30 Bil 83·, 87·, 89·) 

Anteil an' den Ausgaben 
7,7% 
1,4% 
2,9% 

24 1732 wurden alle Kapitalien, die mit 5OJo verzinst werden mußten, aufgekündigt und den 
Besitzern eine Weiterverzinsung zu 4% angeboten. In Fällen, wo nicht darauf eingegangen 
wurde, sollte das Kapital zu den entsprechenden Fristen ausgezahlt werden. (24. Okt. 1732, 
LP 2·) 1747 benachrichtigte Stadtschreiber Lic. Kaifel von Weißenhorn die Stände, daß ein 
Kapital von 30 000 11 zu 4 1/2% zu erhalten wäre, worauf ihn die Ordinarideputation beauf­
tragte, gegen Belohnung zu versuchen, das Kapital zu 4% zu erhalten. (I J. Nov.-IO. Dez. 
1747, LP 4·) Ein Jahr später erhielt der Landschaftseinnehmer Nenning 50 fl filr die Beschaf­
fung von 15000 fl zu 4,5% und die Versicherung von 9000 fl zu 4%. (8. Okt. 1748, LP 4·) 
1750 kilndigte die Ordinarideputation bei den Nonnen zu Oggelsbeuren 5000 11 zu 5% und 
nahm bei zwei Geistlichen im gleichen Ort 1200 11 zu 4% auf. (5. Juli-29. Juli 1750, LP 4·) 

2S Da 1735 sechs Regimenter im Schwarzwald unterhalten werden mußten, hatte die ständi­
sche Kasse filr weitere Aufgaben kein Geld mehr, weshalb bei der Familie Stein von Rechten­
stein 18 500 fl zu 5% aufgenommen wurden (23. Sept.-27. Okt. 1735), 1736 ebenso 8000 fl zu 
5% (13.-28. Juli 1736, LP 3·). S. a. Landständische Rechnungen 1734/ 35-1746/ 47 (HSTA ST 
B 30 Bil 85·-90·) 
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Daneben bestanden zwei weitere Ausschüsse für bestimmte, begrenzte Aufgaben, 
die Matrikular-renovationsdeputauon und die Marschkommission. 

Die Matrikularrenovationsdeputation wurde von den Ständen 1724 mit der 
Durchführung der Erneuerung der ständischen Matrikel beauftragt. Ihr gehörten 
neben den drei ständischen Beamten Syndikus, Konsulent und Kassier je drei..städti­
sc he und drei landschaftliche Deputierte an. Zwischen 1724 und 1733 tagte sie mehr­
mals im Jahr in vielwöchigen Sitzungsperioden. Ihre Tätigkeit wurde bereits oben 
dargestellt; wegen ihrer dauernden Präsenz übernahm sie während dieser Zeit mehr­
fach über das reine Matrikulargeschäft hinaus Kompetenzen der Ordinarideputa­
tion, ohne daß das von den anderen Ständen beanstandet worden wäre 26. 1741 ver­
sammelte sich die Kommission letztmalig zur Revision des Matrikularkatasters vor 
seiner lngrossierung und Mundierung. Danach löste sie sich auf; weitere Revisionen 
wurden von der Ordinarideputation vorgenommen 27. 

Sofort nach dem Kriegsausbruch zwischen Frankreich und Österreich im Jahre 
1733 bildeten die Landstände eine verordnete löbl. Repartitionsdeputotion, später 
auch Marschdeputation genannt, die die Marschrichtung der durchziehenden Trup­
pen zu erkunden hatte, die auf ihrem voraussichtlichen Weg gelegenen Stände von 
dem Durchmarsch in Kenntnis setzen und die nötigen Material- und Geldlieferun­
gen bereitstellen lassen sollte 28. Während dieser Periode nahm sie auch die Vertei­
lung der Truppen in die Winterquartiere vor. Die Kosten dieser Kommission waren 
wegen der häufig unternommenen Reisen verhältnismäßig.hoch, weshalb sie bei der 
Untersuchung der landständischen Aktivitäten durch den burgauischen Landvogt 
Baron von Ramschwag im Jahr 1747 heit.igerJ(ritik ausgesetzt war 29 . Er bemängel­
te, daß auf die Nachricht, Truppen seien im Anmarsch, viele, zum Teil vom Direk­
torium nicht angestellte Kommissare zu den Ständen zögen und dort überflüssige 

26 Angebot rur eine Erhöhung der Maßpfennigablieferungen an die kaiserliche Kasse (19 . 
Febr. 1726, LP 2·); Beschluß, auf einen Sold 40 f1 auszuschreiben (28 . Febr. 1726, LP 2·); Be­
schluß, den Registrator Tobias fest anzusteHen (2.-4. April 1727, LP 2·); 50 f1 Steuernachlaß 
filr Wurmlingen wegen seines zweimaligen, ungemein großen Wetterschadens (25.-27. Nov. 
1729, LP 2·) 

27 21. Juni-18. Juli 1741 (LP 3·) 
28 10.- 15. Dez. 1733 (LP 3·); sie wurde auch Subrepartitionsdeputation genannt (29. Okt. 

1734, LP 3·). 
29 Kosten der Deputation nach der landständischen Rechnung: 

1732/ 33 : I 534 f1 
1733/ 34: 9114 f1 
1734/ 35: 
1736/ 37: 
1737/ 38: 
1739/ 40: 

15622 f1 
2782 f1 
4 108 f1 
6234 f1 

1746147: 5 602 f1 
1756/ 57: 93 f1 
(HSTA ST B 30 Bil84·-91·) 
Zu der Kritik Ramschwags s. HSTA ST B 30 Bil 378 
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Kosten verursachten. Auf sein Drängen hin stellten die Stände einen Obermorsch­
kommissar an, der weitgehend die Funktion der bisherigen Deputation über­
nahm 30. 

Die landsltindische Verwaltung 

Die Zahl der landständischen Beamten blieb auch in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts trotz des umfangreicher gewordenen Aufgabenkreises der Land­
stände gering. Erst zu Ende des 17. Jahrhunderts hatte der Landtag beschlossen, 
statt der bis dahin mit der Stadt Ehingen gemeinsamen Beamten, Syndikus und Kas­
sier, zwei eigene, nur den Ständen verpflichtete Offizianten einzustellen, die zusam­
men mit einem Skribenten bis 1720 die gesamte ständische Verwaltung bildeten. 
1720 verpflichteten die Landstände neben dem Syndikus einen Konsulenten. Beiden 
wurde zur Aufgabe gemacht, baldigst eine eigene ständische Kanzlei zur Registratur 
und Expedition der Akten einzurichten, was bis dahin von der Stadt Ehingen be­
sorgt worden war. Syndikus und Konsulent hatten auf die nötige Ordnung bei den 
Konventen zu sehen, insbesondere darauf, daß den Landständen durch das un­
pünktliche Eintreffen einzelner Stände keine zusätzlichen Kosten erwuchsen und 
daß niemand ohne triftigen Grund den Konvent vorzeitig verließ. Der Syndi~s 
trug, nachdem kein kaiserlicher Kommissar mehr zu den landständischen Zusam­
menkünften entsandt wurde, die Proposition bei den allgemeinen und engeren Kon­
venten vor, der Konsulent mußte die Beschlüsse aufzeichnen und den Ständen vorle­
sen. Bei Söldenmoderationen mußten die beiden darauf achten, daß diese nur mit 
Vorwissen aller Stände und dann auch nur, wenn die Hälfte von ihnen anwesend 
war, genehmigt wurden. In allen Materien, die Bewilligungen und Finanzsachen an­
gingen, waren dem Kassier gesonderte Protokolle zuzustellen. Alle Geschäfte der 
Stände sollten von Syndikus und Konsulent gemeinsam geführt werden, die Korre­
spondenzen und Reskripte waren von den beiden zusammen mit dem Kassier zu öff­
nen. Als eigentlicher Aufgabenbereich des Konsulenten sollten die Militärgeschäfte 
gelten 31. 

Von 1705 bis 1746 verpflichteten die schwäbisch-österreichischen Stände mit Jo­
hann von Mollendorf und Dr. Franz Anton Heller von Hellersberg zwei adlige Syn­
dici, da es für sie in der ständisch geprägten Gesellschaft des 18. Jahrhunderts trotz 
gegenteiliger Behauptungen des Direktoriums als einem fast ausschließlich bürgerli­
chem und bäuerlichem Korpus schwer wurde, in Verhandlungen mit kaiserlichen 
Kommissionen, dem Schwäbischen Kreis und der Ritterschaft als gleichwertiger 
Partner akzeptiert zu werden. Allerdings nahm der Syndikus dadurch eine außeror-

30 S. u. S. 337 u . 416 
31 Instruktionen für Syndikus und Konsulent, Konzept s. d. (HSTA ST B 30 Bü 388). Die 

Instruktionen wurden von den Ausschuß- und Rechnungsdeputierten verfaßt (28 .-30. März 
1721) und vom Plenum ratifiziert. (21.-27. Mai 1721, LP 2*) 
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dentlich sdbständige und selbstbewußte Stellung den Ständen gegenüber ein, wes­
halb 1733 in der Instruktion für Dr. Heller ausdrücklich festgelegt wurde, daß der 
herr syndicus ohnangesehen seines ranges als ständischer officiant gegen denen her­
ren ständen die gezimmende consideration zu tragen sich belieben lassen wolle 32. 

Bei der Neuwahl des Syndikus 1754 ging das Plenum noch einen Schritt. weiter und 
verlangte, daß der Syndikus in Zukunft nach den Ausschüssen und der Ordinaride­
putation gehen oder sitzen solle, nachdem der gegenteilige Brauch anderen Ständen 
aufgefallen war. Durch die Verwaltungsreorganisierung von 1769 durch den ständi­
schen Oberdirektor Mayer wurde die bisherige Selbständigkeit des Syndikus l,Q.t.al 
beschnitten, indem seine Tätigkeit rein auf die Leitung der Direktorialkanzlei be­
schränkt wurde. 

Die Stelle des Konsulenten blieb nach 1733, als Konsulent Heller zum Syndikus 
gewählt wurde, unbesetzt 33. Die Militärgeschäfte übernahm der Riedlinger Kanzlei­
verwalter Geysser, der 1747 zum Obermarschkommissar bestellt wurde 34. 

Trotz eines HausIla1tsllOlumens von 100 000-800 000 f1 jährlich wurde die ständi­
sche Kasse einschließlich der Abrechnung über Maßpfennig und Bierheller von nur 
einem Kassier, dem ehemaligen Ehinger Bürgermeister Andreae Eyselin, besorgt, 

der schon 1696, dann 1706 bis 1744, zum Schluß im Alter von über 90 Jahren, die 
Buchhaltung der Stände zu führen hatte 35 . Erst 1744 gestatteten die Stände in An­
betracht des hohen Alters Eyselins die Anstellung eines Adjunkten, der jedoch nach 
dem Ausscheiden Eyselins wiederum alleine für die Kasse verantwortlich war. 

Darüberhinaus stellten die Landstände 1724 den Ehinger Kanzleisubstituten 
Franz Josef Tobias nebenamtlich zur Ordnung der Registratur an 36. 1726 wurde be­
schlossen, ihn voll als ständischen Registrator zu beschäftigen, was 1727 verwirk­
licht werden konnte 37. Zusammen mit ein oder zwei Skribenten und vier Boten war 
dies der gesamte Kreis der ständischen Verwaltung bis zu den Reformen Maria The­
resias. 

Zusätzlich unterhielten die Stände zunächst je eine Agentie in Wien und in Inns­
bruck, deren Einrichtung 1691 beschlossen worden war, um nach dem Anfall der 
Vorlande an das Gesamthaus Habsburg besseren Kontakt mit den dortigen Regie­
rungsbehörden halten zu können 38 . Nach dem Abschluß der vOl'ländischen UniQ.n 
1721 besorgte der Wiener Agent die Geschäfte der drei vorländischen Stände ge-

32 HSTA ST B 30 Bü 388 
33 23.-27 . Sept. 1733 (LP 2·) 
34 HSTA ST B 30 Bü 378 
35 HSTA ST B 30 Bü 388; 24. Okt. 1742,22. Aug. 1744 (LP 3·) 
36 23. März, 6. Dez. 1724 (LP 2·) 
37 2. April 1726,2.-4. April 1727 (LP 2·) 
38 6. März 1691 (HSTA ST B 30 Bü 262 p. 88'). S. a. HSTA ST B 30 Bu 1-2. Die breisgaui­

schen Stände unterhielten seit 1669 einen Agenten in Wien. (L. DEIMLlNG, Die Organisation 
der landständischen Verfassung S. 34) 
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meinsam, weshalb dort noch eine Sekondoagemie eingerichtet wurde, um dem er­
höhten Geschäftsanfall gerecht zu werden. Nach der Neuordnung der vorländischen 
Verwaltung im Jahre 1750 verpflichteten die schwäbisch-österreich ischen Stände ei­
nen weiteren Agenten bei der v. ö. Repräsentation in Konstanz, während in Frei­
burg bei der Regierung nur ein Advokat ohne Fixum für den Bedarfsfall beauftragt 
wurde 39. Als 1759 beide Stellen zur v. Ö. Regierung und Kammer zusammengefaßt 
wurden, verlegten auch die Stände ihre Agentie an den neuen Sitz nach Freiburg 40. 

Die Agentur in Innsbruck wurde auch nach der Einrichtung einer eigenständigen 
vorländischen Verwaltung wegen der notwendigen Verhandlungen über die Abnah­
me des tirolischen Salzes in Schwäbisch-Österreich beibehalten 41. 

Die Bes91dungskosten für die ständischen Beamten und Diener, die zu Ende des 
17. Jahrhunderts noch etwa 800 fl betragen hatten, waren bis 1740 auf über das 
Doppelte, auf 1720 fl, angestiegen. Zu diesen kamen noch Naturalleistungen in Hö­
he von etwa 500 fl. Insgesamt waren sie jedoch außerordentlich niedrig und spiegeln 
die bescheidene Rolle der schwäbisch-österreichischen Landstände wieder. 

Die Landschaften 

Der schwäbisch-österreichische Landtag war im 16. Jahrhundert durch eine Zusal!!­
menfassung der steu~(bewilligellden Unte~nenverbände in den österreichischen 
Herrschaften in Schwaben zu einer einzig.en Institution entstanden. Die älteren Kor­
porationen bestanden daneben weiter 42. Von ihnen wurden die Deputierten für den 
Landtag gewählt, die auf den jeweiligen Stand entfallenden Steuern umgelegt und 
Forderungen für den Landtag formuliert. Teilweise hatten diese Landschaften eine 
lange Tradition, die, wie etwa in Hohenberg, bis ins 14. Jahrhundert zurückreichte, 
teilweise waren sie erst mit dem Aufkommen der landesherrlichen Steuerforderun­
gen im 16. Jahrhundert entstanden. Namentlich in den kleineren Herrschaften be­
deutet Landschaft kaum mehr als die Kasse, in die die Steuern zu zahlen waren und 
die von einem herrschaftlichen Beamten im Zusammenwirken mit Vertretern der 
Untertanen verwaltet wurde. Vereinheitlichungen in ihrer Organisationsform sind 
weder vom Landesherrn noch von den Landständen versucht worden, so daß sie in 
ihrem Aufbau keineswegs so einheitlich waren wie etwa die Amtsversammlungen im 
benachbarten Württemherg. Die ausgeprägtesten Formen für diese Landschaften 
haben sich in der Landvogtei Schwaben und in der Herrschaft Hohenberg ent­
wickelt. 

39 29. Mai 1754 (LP 5") 
40 Summ. Man . Rep. Nr. I. S. 121 (HSTA ST B 30 Bil 3) 
41 Summ. Man. Rep. Nr. I. S. 120, 142 (HSTA ST B 30 Bil 3). Verhandlungen wegen der 

Salzabnahme und der Einrichtung von Legstätten filr Schwäbisch-Österreich (Reute, Bregenz, 
Kempten, Memmingen, Waldsee, Radolfzell, Zollhäusle) 25 . Okt. 1763 (LP 7"), 14. Juni 
1775,20. Juli 1775 (LP 19"),5. Nov. 1781 (LP 24·). - E. STEMMLER, Die Grafschaft Hohen­
berg S. 41 L; F. QUARTHAL U. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 104 u. 228L 

42 S. O. S. 70f. 
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In der Landvogtei Schwaben bildeten die Ausschüsse, Vertreter der 15 Ämter der 
Landvogtei, den großen Aussch.wJ; daneben bestand im 16. Jahrhundert ein kleiner 
Ausschuß, der bei Streitigkeiten und Verträgen der Landvogtei handelnd auftrat 43. 

Feste Bezeichnungen für die Offizianten der Landschaft finden sich erst seit dem 
Ende des 16. Jahrhunderts, obwohl die Funktionen durch die Ausschüsse, d. h. die 
gewählten Deputierten der Ämter der Landvogtei schon früher ausgeübt wurden. 
An der Spitze der Landschaft stand der Land~cllaftseinnehmer, der die Land­
schaftsrechnungen führte, kontrolliert von den beiden Truhenrneistern und den 
Ausschüssen 44. Auch hier war die Bindung zwischen Untertanenvertretung und 
Herrschaft wieder sehr eng. Moritz Spiess, der 1590-1599 verordneter Steuereinneh­
mer der Landschaft war, übte zugleich die Funktion eines Landweibels in Schwaben 
aus 45. Weitere Einnehmer waren: Christoph Wazin (1615. 1620), ebenfalls Land­

weibel (1614. 1620, tot 1628), Wilhelm Watzin (1622. 1625), Georg Heblitzel (1626. 
1639), Michael Kraft (1641. 1642) (zugleich Landweibel), Albrecht Rothenheißler 
(1647. 1658), Friedrich Knaus (1659. 1677), Georg Hele (1685. 1687), Johann Georg 
Zwickle (1690. 1701), Georg Jakob Granicher (1699, tot 1721), Johann Schlichtin 
von Schlichtinsfeld (1709-1728), Antoni Romberger (1728. 1744), als Verwalter des 
Amtes Joler (1746. 1747), Einnehmer Johann Baptist Nenning (1747-1766), Franz 
Joseph Lanz (1767-1784), Franz Anton Rhomberg (1785-1805) . Truhenmeister wer­
den im ersten Drittel des 17. Jahrhunderts genannt; 1615 waren es Mathäus Egin 
zum Khernen und Jakob Negelin . Der Unterschied in der Bedeutung der Ämter 
spiegelt sich in der Bezahlung wider: der Einnehmer erhielt 1615 einen Sold von 
142 fl, die Truhenmeister je 8 fl46. Im Laufe des 17. und im 18. Jahrhundert wurde 
die Besoldung der Offizianten angehoben, die Relation blieb jedoch gleich. Erst als 
im 18. Jahrhundert an die Stelle der Truhenmeister ein Gegenbuchhalter trat, wurde 
seine Besoldung der des Einnehmers.angeglichen 47 . Als Indiz für die feste Organisa­
tion der Landschaft der Landvogtei Schwaben kann auch die Tatsache gelten, daß 
ihr ein Wappen verliehen wurde; Erzherzog Ferdinand Karl bestätigte die Verlei­
hung im Jahre 1650 48

• 

Bei der Wahl der Ausschüsse waren die Untertanen frei; es waren zumeist Bauern 
aus den einzelnen Ämtern und nicht die herrschaftlichen Amtsknechte 49. Das wich­
tige Geschäft der Rechnungsabhörung dagegen stand wieder unter herrschaftlicher 

43 5. Mai 1550 (HSTA ST B 17 Bü 18' p. 229); Steuerbuch der Landvogtei Schwaben 1549 
(SA Ravensburg, Depositum Landvogtei Fach 214 NT. 123); vgl. S. 50 

44 Zur Verfassung der Landschaft der Landvogtei vgl. auch P . BUCKLE, Landschaften 
S. 463-466. Auf Grund der Landschaftsrechnungen (SA Ravensburg, Depositum Landvogtei 
Fach 208-213, Rechnungen von 1590-1760) sind einige Angaben BUCKLES zu korrigieren . 

45 Landvogteirechnung 1589/ 90 (SA Ravensburg, Depositum Landvogtei Fach 208 NT. 1) 
46 Landvogteirechnung 1615 (ebd., Fach 208 NT. 4) 
47 P . BUCKLE, Landschaften S. 464-466 
48 26. Dez. 1650; bestätigt wurden die Privilegien vom 27. Okt. 1548 (HSTA ST B 59 Bü 11 

NT. 301) 
49 P . B U CKLE, Landschaften S. 466 
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Aufsicht. Sie wurde vom kleinen Ausschuß vorgenommen, der sich zu Ende des 
17. Jahrhunderts aus dem Landvogt, den bei den Truhenmeistern, einem Deputier­
ten des Oberamts in der Landvogtei und vier Deputierten aus den Ämtern der Land­
vogtei zusammensetzte 50. Nach der theresianischen Staatsreform wurden die Beam­
ten der Landschaft der Landvogtei ebenso der Staatsaufsicht unterworfen wie alle 
anderen Amtsträger . 

Die Organisation der Hohenberger Landschaft ist wegen des Verlustes eines 
Großteils der Akten des Oberamts der Herrschaft Hohenberg nur schwer zu rekon­
struieren 51. Bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts trat die Landschaft der Herrschaft 
geschlossen auf, ihre Repräsentanten waren die Vertreter der Städte Rottenburg, 
Horb, Haigerloch, Schömberg und Binsdorf. Zu Ende dieses Jahrhunderts ist die 
Landschaft bereits getrennt in eine solche der Oberen und eine der Niederen Herr­
schaft 52. Beide übernahmen aber noch gemeinsame Verpflichtungen wie die Schul­
denübernahme in Höhe von 40 000 fl für Maximilian im Jahre 1509. Im Laufe des 
17. Jahrhunderts wurde jedoch die Trennung deutlicher: Die Städte zogen sich aus 
der Landschaft zurück; die Landschaft der Herrschaft Niederhohenberg setzte sich 
nur noch aus den Schultheißen der niederhohenbergischen Dörfer zusammen, die 
von Oberhohenberg aus den Amtleuten und Vögten der Dörfer sowie dem Bürger­
meister des Ackerstädtchens Fridingen. Ihre Repräsentanten waren in Niederhohen­
berg der Landschreiber, in Oberhohenberg der Obervogt. Seit dem Ende des 
17. Jahrhunderts hatten die Landschaften von Ober- und Niederhohenberg eigene 
Landschaftseinnehmer, die sie seit 1727, als sie Sitz und Stimme auf dem Ehinger 
Landtag erhielten, dort vertraten. Der Landschaftseinnehmer in Niederhohenberg 
hatte zwei Adjunkten, von denen einer Dorfschultheiß war 53 . In Oberhohenberg 
bestand im 18 . Jahrhundert ein Aussc@ß an der Spitze der Landschaft aus einem 
Landschaftsvogt, einem Landschaftskassier und vier Landschaftspflegern, die von 
einer Versammlung sämtlicher Schultheißen gewählt wurden und von der v. ö. Re­
gierung und Kammer in Freiburg bestätigt werden mußten 54. Landschaftskassiere 
in Niederhohenberg waren: Sautermeister (1710. 1716), Christoph Balthasar Reichel 
(1721. 1727), Johann Balthaser Reichel (1727 . 1730), Judas Thaddeus Reichel (1751 -
1770), Johann Baptist Sartori, J . u . D. (1770-1779), Johann Baptist Engel (1782-

so Landschaftseinnehmereinrechnungen 1680-1683, 1689, 1690 (LRAI Cod . T697-1702); 
weitere Rechnungen von 1549, 1590-1760 (SA Ravensburg, Depositum Landvogtei Fach 214 
Nr. 123 , Fach 208-213), Hauptbücher der Landvogtei 1798-1807 (Fach 224); Anlage 1650 
(GAK Kasten 6 Fach b 3 Fasz. 2.205 Bü 27), Stuckrechnung 1684 (ebd. , Bü 39), Landschafts­
einnehmereirechnung 1694 (ebd . , Fasz. 209 Bü 108) 

51 E. STEMMLER, Zur Geschichte der Behördenorganisation S. 206; zur hohenbergischen 
Landschaft vgl. auch P. BUCKLE, Landschaften 455f., 466f., 554-557 

52 S. o. S. 59-61 
53 HSTA ST B 30 Bü 374 
54 19. 0kt. 1672 u. 10. Dez. 1672 (HSTA ST B 17 Schwabenbücher 1672 p . 281 und 355) . 

Instruktionen und Aufgaben der Kassiere (HSTA ST B 38 Bü 190, 192, 194f. und E. STEMM· 
LER, Die Grafschaft Hohenberg S. 42f.) 
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18(0), Wenzel Georg Carl (1805). Als Kassiere in Oberhohenberg fungierten Ma­
thias Hagg (1730. 1736), Theopont Senesius Zanger (1745-1751 ), (N.) Hauser (1756), 
Anton Merk (1770-1774), Joseph Braun (1794-1797), Sylvester Markt (1800-1805). 

Die Stände der Landgrafschaft Nellenburg bildeten ebenfalls eine Landschaft. 
Dieser Ausschuß der Nellenburger Landschaft setzte sich aus den Vögten der einzel­
nen Ämter und Dörfer zusammen. Im Jahre 1700 unterschrieben die Vögte von 
Heudorf, Tengen, Hilzingen und Mahlspüren als Deputierte der Landschaft Nellen­
burg SS. Die Dorfvögte vertraten schon zu Begi nn des 17. Jahrhunderts die Land­
grafschaft Nellenburg auf den Landtagen S6. Spätestens zu Ende des 17. Jahrhun­
derts hatte auch diese Landschaft einen Kassier. Auch hier läßt sich wieder die enge 
Verbindung von Landschaft und Herrschaft konstatieren : Der Landschreiber Franz 
Heinrich Roth (1693-1715) war zuvor Landschaftskassier. Seine Nachfolger waren 
Sebastian Hester (Huster) (1700. 1704), Meßmer (1709), Claß (1714), Dr. Franz An­
toni Mayer (1722) (zugleich Landschreiber), Johann Michael Bischo ff (I 729. 
1737,1722 Oberamtskanzlist), Dr. Franz Jakob Ignaz Riedmüller (1751. 1756), Jo­
seph Anton Hemppel (1763-1778), Joseph von Riedmüller (1778-1782), Christoph 
Kaspar von Germersheim (784-1786), J oseph Fidel von Baader (1787 -1797) , Aug­
steiner (provisorischer Kassier 1797), Paul Gottlieb Tscheppe (1797-1805). 

Die Insassenorte der Markgrafschaft Burgau, die 1695 zu einem eigenen Stand als 
neuber·ttene burgauische Orte zusammengefaßt wurden, waren auf dem Landtag 
ebenfalls du rch ihren Kassier, den sogenannten k/einständiscflgn Kassier vertre­
ten S7. 

Es kann als charakteristisch für den schwäbisch-österreich ischen Landtag des 
späten 17 . und des 18 . Jahrhunderts gelten, daß er sich weitgehend nur noch aus 
ein städtischen und rein ländlichen Ständen zusammensetzte. Bezeichnend dafür ist 

die Auflösung des Standes Hohenberg, der alten hohenbergischen Landschaft, in 
die Stände der Stadt Rottenburg, Horb, Schömberg, Binsdorf und der Landschaf­
ten der niederhohenbergischen und der oberhohenbergischen Dörfer . Eine Ausnah­
me bildeten lediglich die Spitaldörfer Ehingens, Horbs, Radolfzells und der Donau­
städte, die auf Grund ihrer Abhängigkeit von den jeweiligen Städten auf den Land­
tagen mitvertreten wurden und die auch keine Gremien hatten , in denen sie eine 
Mitbestimmung hätten artikulieren können. Die schwäbisch-österreich ischen Land­
schaften des 18. Jahrhunderts waren also im Gegensatz zu den württembergischen 
Amtsversammlungen, denen sie in ihrer korporativen AufgabensteIlung vergleich­
bar sind, von den Vertretern der Dorfschaften bestimmt. Der Gegensatz zwischen 
Stadt und Amt, der die württembergischen Amtsversammlungen lange Zeit charak ­
terisierte, konnte hier nicht aufbrechen und mußte sich deswegen auf den Landta-

SS Schreiben der Deputierten Nellenburgs an den Geheimen Rat in Innsbruck vom 8. Juni 
1700 (HST A ST B 30 Bü 286) 

S6 Vgl. die Liste der Deputierten S. 430f., 442f. 
S7 Th . K NAPP , Neue Beiträge Bd . 2 S. 61 
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gen selbst artikulieren. Der Grad an relativer Selbständigkeit, den sich die Land­
schaften von ihrer Herrschaft erwerben konnten, war unterschiedlich. Es gab Land­
schaften, die sich auf den Landtagen selbständig vertraten, andere hatten - trotz 
der Notwendigkeit von Gewaltbriefen der Untertanen - neben den Herrschaftsbe­
amten kaum einen Spielraum. Einen guten Überblick über den Zustand im ersten 
Drittel des 18. Jahrhunderts gibt die Art der Ausstellung der Gewaltbriefe für den 
Landtag von 1722 zu erkennen S8. Unter Maria Theresia bis zum Ende Vorderöster­
reichs waren die Landschaften ebenso der Staatsaufsicht unterworfen wie die ande­
ren ständischen Institutionen auch . 

11.2. STEUERN UND LEISTUNGEN AUSSERHALB DES RAHMENS DER 
VORLÄNDISCHEN UNION 

Die Steuerleistungen der schwäbisch-österreichischen Stände für die kaiserliche 
Kasse waren seit 1721 durch den vorländischen Unionsvertrag geregelt und fIXiert. 
Die dazu nötigen Beträge wurden, wie bereits dargestellt, durch eine einheitliche Re­
partitionssteuer, die jedem. Stand einen festen Anteil an der gesamten Bewilligung 
auferlegte, aufgebracht. Die zusätzlich erhobenen indirekten Steuern, der Maßpfen­
nig und der Bierheller sowie das Musik- und Tanzimposto, waren demgegenüber 
von geringerer Bedeutung. 

Maßpjennig und Bierheller 

Der den Ständen 1573 zur Abzahlung der übernommenen landesfürstlichen 
Schulden übertragene Maßpfennig, der von dem Landtag des Jahres 1595 wegen des 
gesunkenen Ertrags um den Bierheller vermehrt wurde, war zunächst eine der direk­
ten, über die Sölden umgelegten Raissteuer fast gleichwertige Einnahme. Um 1600 
trugen die auf den Getränkekonsum erhobenen Abgaben etwa 7000 fl ein, die direk­
te Landsteuer etwa 10 500 fl S9. In dem gleichen Maße, in dem die Höhe der direkten 
Steuer stieg, sank die Bedeutung von Maßpfennig und Bierheller, zumal die Kon­
trolle des Einzugs mit großen Schwierigkeiten verbunden war 60 . Während des Drei­
ßigjährigen Krieges stellten die meisten Stände die Zahlung des Maßpfennigs an die 
Ehinger Kasse ganz ein und konnten nur allmählich durch zahlreiche Mandate der 
o. ö. Regierung dazu gebracht werden, ihn wieder an die ständische Kasse abzulie­
fern. Noch 1728 behaupteten Bürgermeister und Rat der Stadt Burgau, daß der dor­
tige Maßpfennig auf Grund einer für Erzherzog Ferdinand im Jahre 1560 übernom-

S8 S. o. S. 330f. 
S9 HSTA ST B 30 BU 42". - TH. K NAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 11 
60 S. O. S. 130-132 
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menen Schuld der Stadt zustünde 61 . Entsprechend schwankend waren die Einnah­
men der Ehinger Kasse 62: 
1697198: 2560 f1 
1700/ 01 (für 6 Monate): 
1719/ 20: 

4003 f1 
II 302 f1 

Zwischen 1717 und 1728 ertrug die Steuer durchschnittlich 15 500 11. Namentlich 
in Kriegszeiten wurde für diese Einnahmen keine getrennte Kasse geführt. Sie wur­
den mit den anderen Steuergeldern zur Aufbringung der geforderten Kontributio­
nen verwandt, so daß dann jeweils die Zinszahlungen für die ständischen Schulden 
ins Stocken gerieten 63. 

Seit 1722 wurde von kaiserlicher Seite aus versucht, den Ständen diese Steuer we­
nigstens teilweise wieder zu entziehen, da man argumentierte, daß die landesfürstli­
chen Schulden, für die ihnen der Maßpfennig überlassen worden war,längst abbe­
zahlt sein müßten. Der Kaiser forderte, den Maßpfennig um 1/2 kr und den BierheI­
ler um 2 kr zu erhöhen, womit eine neue Beihilfe von jährlich 12000 11 aufgebracht 
werden sollte. Der Landtag gestand 1726 die Erhöhung der Steuer probeweise auf 
sechs Jahre zu, hielt aber eine Beihilfe von 12 000 11 für unmöglich, sondern wollte 
lediglich die Ablieferung des jährlichen Überschusses nach Abzug aller Zinszahlun­
gen zugestehen 64. Um jedoch eine drohende Untersuchung des ständischen Schul­
denwesens abzuwenden, war er schließlich bereit, für 5 Jahre eine jährliche Beihilfe 
von 10 000 11 zu bewilligen 65. Dafür sollte der Einzug wie bisher ohne fremde Kon­
trolle geschehen. 

Trotzdem beauftragte die Regierung Baron von Landsee mit einer Aufnahme der 
landständischen Schulden, insbesondere aller herrschaftlichen Kapitalschulden, die 
noch über den Maßpfennig und Bierheller abzuzahlen waren. Nach seiner Aufstel­
lung waren von den bis 1613 übernommenen 396000 11 noch etwa zwei Drittel, 
232 065 11, nicht zurückgezahlt . Die Zinsbriefe, die zum Teil noch vom Anfang des 
16. Jahrhunderts stammten und unter zahlreiche Gläubiger verteilt waren, befanden 
sich zum größten Teil in der Hand der schwäbisch-österreichischen Städte und ihrer 
geistlichen Stiftungen sowie der Universität Freiburg 66. Die Zinszahlungen für diese 
Kapitalien beliefen sich, da seit 1654 nur der halbe Zins (2,5070) gezahlt wurde, auf 
5800 11, die Einnahmen aus der erhöhten Getränkesteuer betrugen von 1729 bis 1731 
12877 11. In der gleichen Zeit mußten 29 666 11 an die kaiserliche Kasse für den er­
höhten Maßpfennig und das Tanzimposto abgeliefert werden, so daß die Stände 
den Fehlbestand aus der allgemeinen Steuerkasse ersetzen mußten 67. Auf Grund 

61 29. Juni-28. Juli 1728 (HSTA ST B 30 Bü 2') 
62LPI',2' 
63 LP I', 7. Juni-20. Juli 1747 (LP 3') 
64 12.-14. Sept. 1722, 16. Juli 1723 , 9.-11. Febr. 1726 (LP 2') 
65 26. März-2. April 1726 (LP 2') 
66 HSTA ST B 30 Bü 232; s. a. Bü 219-222, 233-240, 243, 244 
67 HSTA ST B 30 Bü 82' 
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der vereinten Bemühungen der drei Vorlande wurde die Erllöhung des Maßpfennigs 
und die Verpflichtung zur Zahlung der zusätzlichen Beihilfe 1731 .z.ur:ijdgenom­
men 68. 

Musik- oder Tanzimposto 

Neben dem Maßpfennig und Bierheller wurden in Schwäbisch-Österreich zwei wei­
tere indirekte Steuern erhoben. Die eine war eine Taxe für das für alle öffentlichen 
Geschäfte notwendige Stempelpapier, die andere das Musik- und Tanzimposto. Das 
Stempel papier, das wenig vor 1687 nach dem Vorbild der anderen österreichischen 
Erblande eingeführt worden war und dessen Abschaffung die Stände vergeblich ge­
fordert hatten, wurde jedoch bis 1769 von den Oberämtern verwaltet und zählte erst 
danach zu den landständischen Steuern 69. 

Die Erhebung eines Musik- und Tanzimpostos als zusätzliche indirekte Steuer 
wurde von den Ständen seit 1719 gefordert 70 . Ihr Ertrag schwankte jährlich zwi­
schen 2500 fl und 5000 fl 71. Seit 1726 bemühten sich die Landstände, als Gegenlei­
stung für andere Bewilligungen wieder von dieser Steuer befreit zu werden, doch 
erst 1735, als Ausgleich für die während der kriegerischen Auseinandersetzungen 
zwischen Habsburg und Frankreich im Verlaufe des Polnischen Erbfolgekrieges er­
littenen Schäden, wurde ihnen die Lieferung erlassen. Der 1736 unternommene Ver­
such einer Wiedereinführung der Steuer konnte im Einklang mit den breisgauischen 
und arlbergischen Ständen abgewehrt werden 72. 

11.3 . LANDSTÄNDISCHE HILFE IN KATASTROPHENFÄLLEN 

Das Fehlen einer zentralen Verwaltung für die habsburgischen Besitzungen in 
Schwaben bis 1750 brachte es mit sich, daß die schwäbisch-österreichischen Land­
stände in korporativem Rahmen einige der Funktionen übernahmen, die in anderen 
Territorien der landesfürstLichen Obrigkeit zustanden . 

Steuerhoheit und relative Finanzautonomie gaben den Landständen die Möglich­
keit, einzelne Glieder in Katastrophenfällen durch Steuernachlaß oder direkte G@­
zahlungen zu unterstützen. Das älteste Zeugnis einer derartigen landständischen 

68 5.-8 . Okt. 1731. Die Landstände hatten dem ständischen Agenten Rediff im Dezember 
1731 6000 f1 angewiesen, die er bei seinen Bemühungen um die Abschaffung der Maßpfennigs­
erhöhung als Honoranzien an den entsprechenden Stellen verteilen sollte. (6. Dez. 1730, 
LP 2*) 

69 HSTA ST B 30 Bü 262 p. 63'. Vgl. dagegen TH . KNAPP, Neue Beiträge Bd . 2 S. 9; J. N. V. 

VANOITI, Steuerwesen S. 405 f. 
70 24. Okt.-4. Nov. 1719 (LP 1*) 
71 9.-11. Febr. 1726 (LP 2*); HSTA ST B 30 Bii 83*-86* 
72 9. Okt .-9. Nov. 1735, 15. Jan.- 16. Febr. 1737 (LP 3*) 
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Hilfe für einen einzelnen Stand ist die Beihilfe von 6000 fl, die der Landtag von 1586 
der durch eine Überschwemmung schwer geschädigten Stadt Horb bewilligte 73. Zu 
Ende des 17. Jahrhunderts wurden diese Beihilfen meist in der Form von Söldmode­
rationen oder Steuerschuldnachlässen gewährt. So erhielt Hirschau 1690 wegen ei­
ner Neckarüberschwemmung einen Nachlaß von einem Sold auf zwei Jahre, Thal­
heim wurden wegen Unwetterschadens in drei aufeinanderfolgenden Jahren 108 fl 
nachgesehen, ebenso wurden Hailtingen und Dentingen die Hälfte ihrer Schulden 
bei der ständischen Kasse im Jahre 1697 nachgelassen 74 . Nach 1720 sind derartige 
Moderationen in den ausführlicheren landständischen Protokollen wesentlich häu­
figer als früher festgehalten 75. Lagen die Söldmoderationen und Schuldnachlässe 
zunächst fast ausschließlich in der Zuständigkeit des Plenums, so wurden sie nach 
1720 immer häufiger auch von der Ordinarideputation gewährt. Etwa zur gleichen 
Zeit begannen die Landstände, über Schuldnachlässe hinaus Geldbeträge an Feuer­
geschädigte auszuzahlen. 1724 wurden dem Dorf Abetsweiler im Amt Bergatreute 
200 fl wegen seines Brandschadens gutgeschrieben, zwei Jahre danach erhielt ein 
Stockacher Bürger 30 fl für sein durch Blitzschlag abgebranntes Haus samt Hausge­
rät und Apotheke 76 . Horb und Schramberg wurden 1725 nach größeren Bränden ei­
ne Beisteuer von 10 fl für jedes abgebrannte Haus zugebilligt 77 . Den Städten Rot­
tenburg und Günzburg bewilligten die Stände nach den Stadtbränden von 1735 ne­
ben einer Söldmoderation die gleiche Beisteuer 78. Seit 1754 wurde in der landständi­
schen Rechnung schon im Voranschlag eine feste Summe für Brand- und Unglücks­
fälle, ViehfaU und Steuernachlaß angesetzt 79. 

Diese freiwillig gewährten, aber gewohnheitsrechtlieh verfestigten Hilfszahlungen 
der Stände wurde im Rahmen der allgemeinen Staatsreformen Maria Theresias und 
insbesondere nach der Zusammenfassung der Vorlande zur Provinz Vorderöster­
reich unter einer einheitlichen Verwaltung zu einer allgemeinen, verbindlichen 
Zwangsversicherung umgewandelt , deren Aufsicht und Kassenführung - freilich 
unter staatlicher Kontrolle - den Landständen zufiel. Als Grundlage und Modell 
für die Einführung einer Feuersozietät diente die Ordnung, die 1742 für das Herzog­
tum Schlesien und die Grafschaft Glatz eingeführt worden war, ferner die 1754 für 
das Herzogtum Württemberg geschaffene Feuer-Cassa und die markgräflich baden-

73 HSTA ST B 30 Bü 40" p. 59-62; N. SAPPER, Landstände S. 124 
74 11. Nov. 1690, GaUi (16. Okt) 1694,19. Mai 1797 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
75 LP I", 2" 
76 Konrad Schwägerle, Barbier und Schankwirt zu Stockach (26. Nov . 1726, LP 2") 
77 26. Febr. 1725 . Auf der gleichen Sitzung erhielten auch andere geschädigte Stände Beihil­

fen. (LP 2") 
78 Prot. d. Plenums v. 15 .-18. Juli 1735 (LP 3"). Rottenburg hatte wegen des Brandes 16 

Jahre lang I 3/ 10 Sölden weniger zu tragen. - Zu dem Stadtbrand s. OAB Rottenburg Bd . 2 
S. 120f. Die gleichen Beihilfen erhielt Ehingen nach dem Stadtbrand von 1749. (17. Okt. -8 . 
Nov. 1749, LP 4") 

79 22 . Sept. 1754 (LP 5"), ebenso in der Rechnung für 1756/ 57 (HSTA ST B 30 Bü 91") 



346 

durlachische Brandversicherungsefdnung von 1758 so. Nach längeren Beratungen 
innerhalb der drei ständischen Korpora der Vorlande erließ die vorderösterreichi­
sche Provinzialregierung in Freiburg am 31 . Juli 1764 nach der Zustimmung der drei 
Landstände eine Ordnung für eine Brand-Assekurations-Sozietlit 81. 

In ihr waren alle Hliuser, Scheuren, oder Stlidel, Back-, Wasch-, Farb-Hliuser, 
Schmid-, Schlosser, Rothgiessere und andere dergleichen Werck-Stlidte, wie auch 
Blaich-Stlidte, Fabrique-Hliusere begriffen, gleichgültig, ob sie Gemeinden, Priva­
ten oder landsässigen Lehensleuten gehörten . Als sozialer Schutz war vorgesehen, 
daß Einzelhöfe in den Bergen - was besonders für Vorarlberg zutraf - nur mit 
dem halben Wert belegt wurden, aber den vollen Versicherungsschutz genossen. Bei 
Mietshäusern mußte der Mieter die Versicherung bezahlen, konnte aber die Prämie 
von der Miete abziehen. Als Sicherheit wurde dem Beitrag zu der Sozietät, der als 
anus reale auf dem Haus lastete, auch bei Konkurs des Besitzers Vorzug einge­
räumt. Ausgeschlossen von der Versicherung waren landesherrliche Schlösser und 
Gebäude, solche auswärtiger Herrschaften, Kommenden, ritterschaftlicher Kantone 
oder Klöster sowie von Auswärtigen zu unterhaltende Kirchen, Pfarr- und Schul­
häuser, die jedoch alle bis auf den Landesherrn freiwillig der Sozietät beitreten 
konnten. Besondere Risiken wie Pulvermühlen, Gebäude auf Eisenwerken, 
Schmelz-, Steiger- und Abtriebshütten bei Bergwerken, Ziegelhütten, Fayence­
Fabriken und Hafneröfen waren von der Versicherung ausgeschlossen. Für beson­
ders gefährdete Gebäude wurde ein Zuschlag von 150 fl auf den errechneten Häu­
serwert gelegt. Diese Versicherung war 1764 auf den reinen Brandschaden ohne die 
fahrende Habe beschränkt; eine Ausweitung auf alle anderen Elementarschäden 
war später vorgesehen. Eine Reihe von Bestimmungen sollte die Versicherung vor 
Mißbrauch schützen. So war der Versicherungsschutz bei eigener. Brandstiftung aus­
geschlossen; war der Brandstifter ohne eigene Kinder oder direkte Erben, so sollte 
die Brandstätte der Feuersozietät zufallen . Bei Fahrlässigkeit trat die Versicherung 
ein, doch wurde eine strafrechtliche Verfolgung ausdrücklich befohlen. Kriegsschä­
den waren in der Versicherung begriffen, doch sollte die Ersatzleistung in Anbe­
tracht der Größe des Schadens auf mehrere Jahre gestreckt werden dürfen. Die Ta­
xierung des Schadens hatte durch benachbarte Mitstände zu geschehen. In jeder Ge­
meinde war ein von ihr zu führendes Taxationsbuch anzulegen, in dem alle Gebäude 
und Nebengebäude mit ihrem Wert eingetragen werden mußten; die Evidenzhaltung 
dieses Buches oblag den Stadtgerichten bzw. den Ortsherrschaften 82. Der Beitrag 
zur Sozietät, der von je 100 fl Häuserwert zu zahlen war, richtete sich je nach der 
Höhe der Schadensfälle im Vorjahr; er lag von 1771 bis 1786 zwischen 2 kr und 
22 kr. Für den Einzug der Beiträge waren die gleichen Kassiere zuständig, die auch 

so HSTA ST B 30 Bü 73 
81 Den schwäbisch-österreich ischen Ständen lag das Projekt 1766 vor. (10.-22. Juni 1766, 

LP 9·) 
82 HSTA ST B 30 Bü 73 
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die sonstigen landständischen _Steuern einzogen 83 . Obwohl sich die Taxation der 
Häuser bis 1775 hinzog 84, nahm die Sozietät bereits 1769170 ihre Zahlungen auf. 
Als 1786 in Rottenburg 125 Häuser abbrannten, konnten sie dank der starken Bei­
träge der Feuersozietät bald und in besserem Zustand wieder hergestellt werden 85. 

Der Haushalt der Sozietät hatte ein sehr unterschiedliches Volumen und wuchs 
von 3161 fl (1772/73) auf bis zu 36 204 fl (1780) . Im letzten Haushaltsjahr 1804/ 05 
wurden 23 338 fl Beiträge gezahlt 86 , in der Regel lag die Summe der Beiträge jedoch 
unter 10 ()()() f1 . Die Sozietät erzielte jährlich einen Überschuß - 1784/ 85 z. B. von 
72,4070 -, der regelmäßig an die ständische Kasse abgeführt und dort als normale 
Einnahme verbucht wurde 87. Wasser und Wetterschaden waren entgegen den ur­
sprünglichen Plänen nicht in der Versicherung inbegriffen, doch zahlte die ständi­
sche Kasse hierfür in gravierenden Fällen Beihilfen, die jährlich zwischen 300 fl und 
2500 fl lagen 88 . 

11.4. STÄNDISCHE LEISTUNGEN ZUR AUFRECHTERHALTUNG DER 
ÖFFENTLICHEN ORDNUNG UND SICHERHEIT 

Klagen über herumstreifendes, besitzloses Gesindel, Zigeuner und Vaganten ge­
hörten zu den permanenten Landesgravamina der schwäbisch-österreichischen 
Stände im 18. Jahrhundert. Als der Schwäbische Kreis zur Abwehr der Vaganten 
nach 1720 Zuch thäuser errichtete, wollten sich die schwäbisch-österreichischen 
Stände an dem Zuchthaus des Kreises in Ravensburg beteiligen . Ein entsprechender 
Vertrag wurde am 5. Juli 1725 zwischen den Fürsten und Ständen des oberen Vier­
tels im Schwäbischen Kreis, der Reichsritterschaft des Kantons Donau und 
Schwäbisch-Österreich geschlossen 89. Wegen des schleppenden Geldeingangs von 
den 37 Kostenträgern des Zucht- und Arbeitshauses zog sich dessen Bau in die Län­
ge, so daß Kaiser Karl VI. 1730 den Ständen eine weitere Beteiligung an dem Projekt 

83 HSTA ST B 30 Bü 74 
84 Vgl. dazu Beschreibungs- und Taxationstabellen der Häuser in Schwäbi sch-Österreich 

von 1768 und später, zum Teil mit der Angabe der Zahl der in den einzelnen Häusern wohnen­
den Familien. (HSTA ST B 30 Bü 17) Vgl. auch die Angaben im Sumo Man. Rep. Nr. 3 p. 38': 
Fasz. 77: Wetterschädensozietät 1753 . 1769. 1770. 1772; Fasz. 78 Feuersozietät 1754. 1762. 
1763-1774 (HSTA ST B 30 Bü 3). Eine Auswertung der Tabellen bereite ich vor. Vgl. auch den 
Rottenburger Feuersozietätskataster 1775-1801 (SA Ro) und die Feuersozietätstabelle fUr 
Ehingen . (HST A ST B 30 Bu 450) 

8S HSTA ST B 30 BU 74; OAB Rottenburg Bd . 2 S. 121 
86 J. N. V. VANOTII, Steuerwesen S. 406; HSTA ST B 30 BU 114° 
87 HSTA ST B 30 Bu 74 
88 Landständische Rechnungen 1778-1786 (HSTA ST B 30 BU 106°-115°) 
89 K. BRAUNS, Das Zucht- und Arbeitshaus in Ravensburg S. 159f. 
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verbot und die Einrichtung eines eigenen Zuchthauses forderte 90. Parallel zu den 
Verhandlungen des Schwäbischen Kreises über eine Erneuerung seiner Anstalten 
wiederholte die o. ö. Regierung 1747 die Forderung Kaiser Karls, doch hielten die 
schwäbisch-österreichischen Stände die Unterhaltung eines Zuchthauses für sich al­
leine für zu kostspielig. Statt dessen traten sie 1750 mit dem Kreis wegen einer Betei­
ligung an dem Zuchthaus des Augsburgischen Kreisviertes in Buchloe in Unterhand­
lungen, die 1755 erfolgreich abgeschlossen werden konnten. Das Direktorium über 
die Anstalt, der 1785 ein Arbeitshaus angeschlossen wurde, führten Österreich und 
der Bischof von Augsburg wechselweise. Als österreichischer Kondirektor fungierte 
der Landvogt im Burgau 9\ . Das Person~ des Hauses bestand aus einem Kriminal­
kommissar, der zugleich Oberaufseher war, einem Kaplan, einem Zuchthausverwal­
ter, zwei Aktuaren, einem Zuchtmeister, einem Arzt, zwei Wundärzten, einem Un­
teroffizier und 17 Mann Infanterie zur Bewachung. Alle zwei Jahre wurde das Haus 
von einer Untersuchungskommission, bestehend aus den Direktoren, einem Depu­
tierten von jedem Kreiskollegium und dem schwäbisch-österreichischen landständi­
schen Syndikus, visitiert 92. Nach anfänglich niederen Summen betrug der Beitrag 
der Landstände für das Zuchthaus seit 1767 jährlich zwischen 3200 tl und 5400 tl 93. 

Ebenfalls der Abwehr von Bettlern und Vaganten sollte die Einrichtung einer 
Landespatrouille dienen. 1746 wurden zunächst zwei Regimenter, dann 82 Husaren 
als Patrouille nach Schwaben gelegt, in deren Kosten sich die Ständ~ und die Reichs­
ritterschaft teilen sollten. Die Ritterschaft verweigerte jedoch den Beitrag, und die 
Stände versuchten trotz der vorherigen Klagen über das Vagantenunwesen sofort, 
die Husaren, deren Kantonierung, Quartier und Verpflegung jährlich etwa 14 000 tl 
erforderten, wieder loszuwerden 94 . 

Nach der Einrichtung einer ei,g~nen Landesstelle für die Vorlande erneuerten die 
Stände ihre Versuche, die Husaren, die ihrer Meinung nach große Kosten verursach­
ten, aber wenig Effizienz zeigten, wieder aus dem Lande wegverlegen zu lassen. Prä­
sident von Sumeraw war jedoch nur dann dazu bereit, wenn die Stände gleichzeitig 
eine eigene Landespatrouille einrichten würden 95. Sie entwickelten daraufhin ein 
ohnvergreifliches Projekt über die in schwlib. österreich au/stellende aigene Landts 
Patrouille 96, nach dem man 120 Mann anstellen wollte, in jedem der vier Distrikte 

90 Mandat vom 11. Juli 1730 (HSTA ST B 29 Bü 21). H. STEKL, Österreichs Zucht- und Ar­
beitshäuser S. 63 f. erwähnt die Bemühungen der schwäbisch-österreich ischen Stände um ein 
Zuchthaus nicht. 

9\ HSTA ST B 30 Bü 198 
92 M. RÖDER, Geogr. stat. top. Lexikon von Schwaben Bd. 2 Sp. 382-384 
93 HSTA ST B 30 Bü 93·-115· ; Bü 197 u. 198 
94 21 .-24. Juli 1746. Reskript vom 22. Juli 1746; 7. Juni-20. Juli 1747 (LP 3·). - Rechnung 

1746/ 47 (HST A ST B 30 Bü 90·). 1m Haushaltsentwurf für 1754/ 55 waren dafür 36 000 fl 
vorgesehen (22 . Sept. 1754, LP 5·), die Rechnung von 1756/ 57 weist 33 171 fl aus. (Bü 91·) 

95 20. Juni-13. Juli 1752, 23 . Mai 1754 (LP 5·) 
96 SA Wei Akten 4 B I Nr. 18 
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(Oberamtsbezirke) 30 Mann. Sechs von ihnen sollten je 14 Tage lang Streife reiten, 
die anderen an festen Punkten verteilt werden. Die Kosten schätzte man auf 
11315 fl im Jahr. Wegen dieser hohen Belastung versuchte man sich der Hilfe des 
burgauischen Landvogtes zu versichern, um die Realisierung des Projektes zu ver­
hindern 97; in der Tat ist es auch an den für Schwäbisch-Österreich alleine zu hohen 
Kosten gescheitert. Nach Ausbruch des Siebenjährigen Krieges wurden auch die 

Husaren abgezogen und später nicht mehr zurückverlegt. 

11.S. STÄNDISCHE BEMÜHUNGEN ZUR HEBUNG VON HANDEL, 
WIRTSCHAFT UND GEWERBE 

Neben den Bemühungen um eine gerechte Steuerverteilung beschränkte sich die 
Tätigkeit der schwäbisch-österreichischen Landstände im Bereich des Commerci­
ums auf die Zusammenstellung der Landesgravamina und die Bitte um ihre Abstel­
lung. Daneben gab es Ansätze zu einer Zusammenarbeit mit dem Schwäbischen 
Kreis in Wirtschafts belangen. 

Bei jeder Bewilligung im 18. Jahrhundert ließen sich die Landstände die Zusiche­

rung geben, daß das commercium in einen mehreren flor und gang gebracht werden 
sollte 98, jedoch nur in einzelnen Fällen hatten sie mit ihren vorgebrachten Be­

schwerden Erfolg. So führte die Einführung eines überhöhten Zolls in Stockach 
trotz der günstigen Lage der Stadt zu einem empfindlichen Rückgang des Durch­
gangsverkehrs und veranlaßte die Kaufleute, einen einstündigen Umweg durch für­
stenbergisches und württembergisches Gebiet zu machen 99. 1730 versprach Kaiser 
Karl VI. die Rücknahme der Zollerhöhung, durch die auch der Radolfzeller Markt 
empfindlich geschädigt wurde 100. Die Erhaltung der Marktprivilegien war einer der 

wesentlichen Punkte unter den vorgebrachten ständischen Beschwerden, insbeson­
dere, weil die privilegierten Märkte Buchhorn, Überlingen, Konstanz und Radolf­
zell zu Beginn des 18. Jahrhunderts stark an Bedeutung einbüßten, als die Bauern 

im württembergischen und fürstenbergischen Gebiet dazu übergingen, ihr Korn 
selbst in die Schweiz zu transportieren, und es auf den neuen Märkten Uhldingen, 
Bodman und Sernatingen abzusetzen 101. Die Möglichkeit zu kai~erlichem Eingrei­

fen war jedoch gering. Einen größeren Erfolg hatten die Stände bei ihrem Bemühen, 
die Konzessionierung weiterer Märkte in den schwäbisch-österreich ischen Städten 
zu verhindern, bzw. die Verlegung einzelner Markttermine zur Vermeidung gegen-

97 I. Sepl. 1754,3 . Juni 1755, 14.-23. Sepl. 1755 (LP 5·) 
98 HSTA ST B 29 Ba 21 
99 1732 (HST A ST B 30 Ba 646) 
100 Rezeß vom 11. Juli 1730 (HSTA ST B 29 Ba 21) 
101 HSTA ST B 30 Ba 376 
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sei tiger Konkurrenz zu erreichen 102. Wie bereits erwähnt, beklagten sich die Land­
stände ebenfalls, daß ihnen der reichskonstitutionsmäßig freie_Handel von den an­
grenzenden Ständen des Schwäbischen Kreises, insbesondere von Württemberg, 
Rottweil und teilweise auch von der Reichsritterschaft beschnitten wurde und ihren 
Handwerkern in den dortigen Territorien die Arbeit verboten war 103. Als Gegen­
maßnahme erließ der Kaiser Mandate, die es den österreichischen Untertanen unter­
sagten, ausländische Märkte zu besuchen 104. Wirkungslos blieb ihr Protest gegen 
die zum Schaden der Privilegien von Bregenz, Radolfzell und Konstanz auf dem Bo­
densee betriebene Wincklschiffahrt 105. Um 1740, als sich der Schwäbische Kreis 
verstärkt um die Herrichtung und Ausbesserung der St!aßen bemühte, forderten 
auch die schwäbisch-österreich ischen Stände von der Regierung eine Verbesserung 
der österreichischen Straßen mit der Begründung, daß es nicht anginge, daß die 
österreichischen Oberämter zwar die Wegzölle einzögen, die Reparaturen aber den 
nächstgelegenen Ständen überlassen wollten. Insgesamt wurde jedoch das österrei­
chische Straßennetz in Schwaben später und weniger gut ausgebaut als das des Krei­
ses 106. 

Auf das Ganze gesehen waren die Vorstellungen der schwäbisch-österreichischen 
Stände zur Behebung der Wirtschaftsstagnation und der Massenarmut angesichts 
des zunehmenden Bevölkerungsdrucks im 18. Jahrhundert hilflos und im wesentli­
chen unwirksam; restaurative Tendenzen überwogen in ihren Vorschlägen, wobei 
die Hoffnung auf eine Besserung der Zustände durch die Bekämpfung von Vagan­
ten, Zigeunern und Juden zeittypisch war. Alle neuartigen Ansätze - wie etwa die 
Versuche zur Einführung der Seidenraupenzucht, zum Anbau von Kartoffeln und 
Klee auf den Brachfeldern und die Einrichtung einer Münzstätte in Günzburg -
gingen von Seiten der landesherrlichen Obrigkeit aus 107 . 

102 11 . Sept. 1754 (LP 5*). S. a . Die Pfarr- und Gemeinderegistraturen des Oberamts Wald-
see. - Hrsg. v. G. MERK . Stuttgart 1913 S. 143 = WAl 10 

103 HSTA ST B 29 Bü 22, B 30 Bü 276 
104 Summ. Man . Rep. Nr. 1. p. 87 (HSTA ST B 30 Bü 3) 
105 Kaiserliches Mandat v. 11. Juli 1730, Verwilligungsrezeß v. 23. Okt. 1731 (HSTA ST 

B 29 Bü 21) 
106 HST A ST B 30 Bü 159, 160, 376, B 29 Bü 21. - F. KALLENBERG, Spätzeit und Ende des 

Schwäbischen Kreises S. 70f. 
107 29. Aug.-22 . Sept. 1754 (LP 5*). - Anmerkungen zu der Beschreibungstabelle für Ho­

henberg für 1772 (HSTA ST B 19-22, Bü 38). - Josef Anton GART, Die Grafschaft Hohen­
berg Tl. 1. (LB Stuttgart Cod. hist. F. 638a. p. 78). - Kleine Kreisbeschreibung Günzburg 
S. 19; F. QUARTHAL und G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 68 
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12. Neuordnung von Verfassung, Verwaltung und 
Steuerwesen der schwäbisch-österreichischen Land­

stände nach der neuen Landeseinrichtung 
Maria Theresias von 1750 

12.1. DIE ÄNDERUNG DER STÄNDISCHEN VERFASSUNG UND 
VERWALTUNG 

Die Folgen der neuen Landeseinrichtung von 1750-1753 

Die Regierung von Kaiserin Maria Theresia bedeutete für Verfassung und Ver­
waltung der habsburgischen Erblande eineE tiefen Einschnitt. Unter dem Eindruck 
der Niederlagen in den Schlesischen Kr~en gewann Maria Theresia die Überzeu­
gung, daß nur eine tiefgreifende Änderung der in vielem noch mittelalterlich be­
stimmten Struktur der Erblande Österreich die Möglichkeit bieten würde, als Groß­
macht neben seiner formidablen Nachbarschaft zu bestehen. Dies bedeutete vor al­
lem, daß der Staat genügend finanzielle Mittel zur Verfügung haben mußte, um eine 
der Größe und Bedeutung der Erblande entsprechende Armee unterhalten zu kön­
nen. Da sich die Stände in den einzelnen habsburgischen Ländern bis zu diesem 
Zeitpunkt jeder erheblichen Steigerung des Steueraufkommens widersetzt hatten, 
verfolgte Maria Theresia bei ihrer Staatsreform im wesentlichen drei Ziele: erstens 
die Schaffung einer einheitlichen zentralen Staatsverwaltung, zweitens die Entmach­
tung der Stände in den einzelnen Ländern, wo zugleich durch eine Reform der Mit­
telbehörden der Einfluß des Landesherrn entscheidend gestärkt und dabei auch die 
Verwaltung der einzelnen Erbländer einander angeglichen werden soHte, und end­
lich eine erhebliche Steigerung des Steueraufkommens durch die Einbeziehung der 
bis dahin steuerfreien Klassen von Geistlichkeit und Adel I. 

Ein wesentliches Element dieser Umgestaltung Österreichs zu einem modernen 
neuzeitlichen Staatswesen war eine Beseitigung der bisherigen quasi staatsfreien 
Räume in den einzelnen Ländern, die bis dahin von den Ständen ausgefüllt worden 
waren. Wegen der unifizierenden Tendenz dieser von Graf Haugwitz getragenen 
Reformen wurden davon die relativeinflußlosen, im wesentlichen auf korporative 

I F. QUARTHAL U. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 45-50 
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Selbstverwaltung beschränkten Stände in Schwäbisch-Österreich ebenso betroffen 
wie etwa die Landstände Böhmens, Tirols oder Vorderösterreichs, die ein wirkliches 
Gegengewicht zu Macht und Einfluß des Landesherrn bilden konnten. Die 
schwäbisch-österreichischen Stände hatten in der Periode vor der Staatsreform Ma­
ria Theresias, etwa zwischen 1720 und 1750, sowohl als landständisches Korpus wie 
auch als Einzelstände, insbesondere die fünf Donaustädte Riedlingen, Munderkin­
gen, Mengen, Saulgau und Waldsee, eine beträchtliches Maß an Freiheit zur Rege­
lung ihrer eigenen Angelegenheiten genossen. Die Landstände übten unangefochten 
das Selbstbesteuerungsrecht aus, besaßen im Gegensatz zu den anderen landständi­
schen Vertretungen Süddeutschlands das Selbstversammlungsrecht und konnten 
ohne landesherrliche Mitsprache ihre Beamten wählen und anstellen . In den Donau­
städten hatte die o. ö. Regierung nach dem Ende der truchsessischen Pfandschaft 
1680 einen Inspektor eingesetzt, doch wurde das von den fünf Städten heftig be­
kämpfte Amt 1713 wieder abgeschafft 2. Nachdem auch das Projekt ihrer Unterord­
nung unter die Oberämter wieder fallengelassen worden war, standen sie praktisch 
selbständig unter der o. ö. Regierung in Innsbruck 3. Auch Ehingen wurde 1713 
durch die Abschaffung des Amtes des Pflegschaftsverwalters von jeder unmittelba­
ren landesfürstlichen Einflußnahme auf innerstädtische Angelegenheiten befreit 4 . 

Seit 1747 liefen im Rahmen der Pläne für eine Neugliederung der Verwaltung in 
Vorderösterreich Bestrebungen, die Städte und die Landstände Schwäbisch­
Österreichs wieder stärker der landesfürstlichen Aufsicht zu unterstellen. In diesem 
Jahr wurde der burgauische Landvogt Franz Christoph Joseph Freiherr von Ram­
schwag als kaiserlicher Kommissar mit einer Untersuchung der Zustände in den 
Vorlanden, unter anderem auch mit einer Überprüfung der Verfassung und der Ak­
tivitäten der schwäbisch-österreichischen Landstände beauftragt. Zwei Jahre später 
nahm der Ministerialbankodeputationspräsident von Chotek eine Prüfung des stän­
dischen Finanzwesens vor. Es war zu erwarten, daß das Geschäftsgebaren und die 
Finanzverwaltung der Stände nicht den Vorstellungen einer modernen, am Kaiser­
hof in Wien entwickelten Konzeption der Staatsadministration entsprachen. Dabei 
muß aber berücksichtigt werden, daß das negative Bild der Landstände, das Ram­
schwag und Chotek zeichneten, sicher auf jede andere staatliche Institution im deut­
schen Südwesten zugetroffen hätte. Die Schärfe der Kritik entsprach eher der Höhe 
des neuen Ideals von Aufgaben und Pflichten der Staatsverwaltung als einem Versa­
gen des ständischen Geschäftsgebarens. Bezeichnenderweise wurden fast die gl ei-

2 Die beiden Inspektoren der Donaustädte waren Georg Ferdinand Molitor von Lewen­
burg, kaiserlicher Rat, Bürgermeister von Waldsee und k. k. Inspektor der Donaustädte 1680 
bis 1695, und Baron Christoph Sigmund Franz Wilhelm von Stotzingen 1695-1713. Er war o . 
ö . Regimentsrat, resignierte 1713 als Inspektor, behielt aber den Titel. (HSTA ST B 30 Bü 
388) 

3 Lediglich Waldsee wurde wegen der Verschuldung der Stadt in bestimmten Fragen dem 
Landweibel in Schwaben untergeordnet. (EGGMANN, Waldsee S. 94) 

4 F. M. WEBER, Ehingen S. 73 
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chen Vorwürfe gegen nahezu alle Stadt magistrate und Oberämter in den Vorlanden 
erhoben, die ebenso ihre neuen Ordnungen erhielten und restabiliert wurden 5. We­
gen der undiffeJ"enzierten Übernahme der Kritik der kaiserlichen Kommissare an 
den schwäbisch-österreichischen Ständen in die Darstellungen von Th. Knapp, F. 
M. Weber, P. Rothmund und N. Sapper entstand der weitgehend unbegründete 
Eindruck eines permanenten Schlendrians und einer dauernden Mißwirtschaft, die 
beide erst durch die Reformen Maria Theresias beseitigt worden wären 6. 

Die erste Konzeption der Neuordnung der staatlichen Verwaltung in den Vorlan­
den sah noch keine so weitgehende Umstrukturierung vor, wie sie dann später tat­
sächlich verwirklicht worden ist. Die Jahrhunderte alte Bindung zwischen Tirol und 
den Vorlanden sollte noch nicht gelöst werden. Am 30. April 1749 wurden die bishe­
rigen Wesen, die als Mittelbehörden fungierenden Geheimen Räte, Hofkanzleien, 
Regierungen und Kammern für Ober- und Vorderösterreich in Innsbruck, aufgeho­
ben. An ihre Stelle trat, wie auch in den anderen Ländern der Monarchie, die alleine 
dem Landesherrn verantwortliche ReprtJsentation und Kammer. Wenige Monate 
später, am 14. November 1750, wurde mit der kaiserlichen Restabilierungsresolu­
tion ein Fazit aus den vorangegangenen Kommissionsuntersuchungen in den Vor­
landen gezogen. An Stelle der bisherigen Verwaltungsvielfalt in Schwäbisch-Öster­
reich wurden die vier Oberämter in Stockach, Altdorf, Rottenburg und Günzburg 
eingerichtet, deren Amtsbezirk sich nunmehr über ihre historischen Grenzen hinaus 
lückenlos über ganz Schwäbisch-Österreich erstreckte 7. Am gleichen Tag trat ein 
Restabilierungsedikt in Kraft, mit dem Mafia Theresia wegen der in den Kommis­
sionberichten zu Tage getretenen schlec.hten und confusen Administration der land­
schäftl. Cassae zu Ehingen aus landesmüllerlicher Vorsorge eine tiefgreifende Neu­
ordnung der landständischen Verfassung in Schwäbisch-Österreich befahl 8. In sei­
nen einzelnen Bestimmungen entsprach das Edikt ziemlich genau den Vorschlägen 
des burgauischen Landvogts von Ramschwag 9. Nach dem Vorbild der neuen Zu­
ständigkeit der vier Oberämter in Schwäbisch-Österreich wurden die Landstände in 
vier Viertel unterteilt; für das Fortleben ge~visser ständischer Vorstellungen spricht 
die Tatsache, daß bei der Festsetzung der Zuständigkeitsbezirke für die Oberämter 
dafür Sorge getragen worden war, daß jedem Oberamtsbezirk eine der vier Direkto­
rialstädte der Landstände zugeteilt wurde 10. 

5 F. QUARTHAL u. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 50-52 
6 TH. KNAPP, Neue Beiträge Bd. I S. 51; F. M. WEBER, Ehingen S. 126f.; P . ROTHMUND, 

Die fünf Donaustädte S. 12; N. SAPPER, Landstände S. 138 
7 F. QUARTHAL u. G. WIELAND, Die Behördenorganisation, Kartenbeilage Vorder6sterreich 

1753-1805 
8 HSTA ST B 17 Bü 1009; J. PETZEK, Sammlung Bd. I S. 487-505; TH . KNAPP, Neue Bei­

träge Bd. 2 S. 54-56 
9 HSTA ST B 17 Bü 1009, B 30 Bü 378 
10 Liste bei J. PETZEK, Sammlung Bd. I S. 473-476. Die verdruckten Ortsnamen (Obernag 

statt Obernau, Weinheim für Leinheim, Stöfflingen für Röfingen) wurden berichtigt. 
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Nellenburger Distrikt: 

Radolfzell m. Dorfschaften 
Stockach 
Aach 
Tengen 
Hilzingen 
Singen 
Mühlhausen 
Gutenstein 
Mengen m. Dorfschaften 
Vcringen 
Langenenslingen u. 
Billafingen 
Hitzkofen 
Saulgau m. Dorfschaften 
Bierstetten 
Hciligkreuztal 
Bussen 

Landvogteilicher Distrikt: 

Landvogtei Schwaben 
Altdorf 
Waldsee 
Reute 
Ingoltingen u. Degernau 
[keine Landstände I 
Warthausen 
Berg 
Emerkingen 
Grafenwald 
[kein Landstand ) 
Munderkingen m. Dorfschaften 
Schelklingen 
Urspring 
Riedlingen m. Dorfschaften 

Rottenburger Distrikt : 

Rottenburg 
Schramberg 
Stadt und Herrschaft Oberndorf 
Kallenberg 
Horb m. Spital- und Amtsflecken 
Werenwag 
Niederhohenberg 
Oberhohenberg m. Gunningen 
Schömberg 
Binsdorf 
Obemau 
Nordstetten 

Burgauischer Distrikt: 

Kirchberg 
Weißen horn m. Obenhausen 
Pfaffenhofen [k ein Landstand I 
Seifriedsberg 
Ruhfelden 
Markt Biberbach 
Wald 
Günzburg m. Deffmgen, Leinheim u. 
Heufelden 
Stadt Burgau 
Hürben [kein Landstand I 
Scheppach [kein }..andstand I 
Krumbach . 
Erbach u. Donaurieden 
Wiblingen 
Holzheim u. Bubesheim 
Röfingen 
Landensberg 
Ronsberg 
Neuberittene burgauische Orte 

Die Viertel bildeten eigene Viertelsversammlungen, die in den ohne das fast leer­
stehenden Rathshäusern der Oberamtsstädte unter dem Vorsitz des Kanzleiverwal­
ters der jeweiligen Direktorialstädte Ehingen, Rottenburg, Radolfzell und Munder­
kingen tagen sollten. In den Rathäusern war auch das Archiv der einzelnen Viertels­
versammlungen unterzubringen. Beschlüsse waren durch das votum decisivum se­
cundum maiora des Kanzleiverwalters zu schließen, falls sie dem landesherrlichen 
Interesse entsprachen [l). Andernfalls war mit dem Oberamt zu beraten, wie etwa 
die widriggesinnte Sttinde zur Erkenntnuß ihres Irrtums gebracht werden konn-
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ten 11. Die allgemeine Kasse in Ehingen wurde a~fgelöst und jedem Viertel unter der 
Aufsicht der ohnehin besoldeten Kassiere der vier Landschaften Hohenberg, Nel­
lenburg, Schwaben und der Kleinen Stände der neu berittenen burgauischen Orte 
übertragen, wohin auch in Zukunft Maßpfennig und Bierheller zu entrichten waren. 
Lediglich zur Abzahlung der ständischen Schulden sollte eine vom Syndikus zu füh­
rende Schuldenkasse in Ehingen verbleiben, in die die Viertelskassiere die Zinsen 
und einen bestimmten Tilgungsbeitrag einzulegen hatten . Der Syndikus war ver­
pflichtet, jeweils innerhalb von drei Monaten seine Rechnungen dem geschäftsfüh­
renden Oberamt einzusenden; in der Gesc\1äftsführung wechselten die vier Oberäm­
ter Günzburg, Rottenburg, Altdorf und Stockach einander in jährlichem Turnus 
ab. Die Erledigung der meisten Geschäfte der Landstände fiel in die Zuständigkeit 
der neuen Viertelsversammlungen; verbleibende gemeinsame Angelegenheiten hatte 
der Syndikus nach schriftlicher Abstimmung entsprechend dem Mehrheitsbeschluß 
auszuführen. Die Viertelsversammlungen durften wie die auf in causis arduis et mai­
oris momenti beschränkten Plenarversammlungen nur mit Erlaubnis der Oberämter 
einberufen werden . In der Regel sollten nur die Deputierten der Direktorialstädte, 
allenfalls durch ein oder zwei andere Deputierte verstärkt, in Ehingen zusammentre­
ten. Das gesamte Kassenwesen der Stände wurde der Aufsicht der Oberämter unter­
stellt, ohne deren Bewilligung keine Ausgaben getätigt werden durften. Söldmode­
rationen standen ebenfalls alleine im Ermessen der Oberämter, die auf eventuellen 
Plenarlandtagen in jährlichem Wechsel die Funktion eines kaiserlichen Kommissars 
wahrzunehmen hatten. 

Zur allgemeinen Leitung der ständischen Angelegenheiten sollte die ständische 
Kanzlei in Ehingen bestehen bleiben, wobei ein von allen Ständen zu wählender 
Syndikus, zwei Amtsoffizianten, von denen einer die Registratur zu versehen hatte, 
und ein Amtsdiener als Personal vorgesehen waren . Der Obermarschkommissar 
und die vier Landschaftsboten waren zu entlassen. 

Die Verordnung in der von Petzek veröffentlichten Form war nur wenige Monate 
in Kraft. Schon vor ihrem Erlaß wurde in einer anonymen Denkschrift hervorgeho­
ben, daß die Oberämter für die neue Aufgabe nicht genügend Personal besäßen. 
Zudem würde der jährliche Wechsel in der Direktion keine Kontinuität in der Füh­
rung der Geschäfte entstehen lassen und eine permanente Aktenverschickung nötig 
machen . Der Verfasser der Denkschrift schlug deswegen vor, einen eigenen Oberd,i­
rektor für die Landstände zu ernennen 12. Dieser Vorschlag hatte zunächst noch kei­
n~ Konsequenz, er wurde erst 17_69 wieder aufgegriffen. Die Stände sind jedoch nur 
einmal, im Frühjahr 1751, entsprechend den in der Restabilierungsresolution vorge­
sehenen Viertelsversammlungen zusammengetreten Il. Schon wenige Tage später er­
hob die Ordinarideputation Vorstellungen gegen diese neue Ordnung 14. Auch das 

11 J. PETZEK, Sammlung Bd. 1 S. 479 
12 HSTA ST B 30 Bü 388 
Il 3. Febr. 175 1 (LP 4·) 
14 27 ./28. Febr. 1751 (LP 4·) 
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anschließende Landtagsplenum, das vom 1.-9. März tagte, beschloß, sich nach­
drücklich für die Rücknahme der neuen Landesordnung einzusetzen, da durch sie 
die alte ständische Verfassung faktisch aufgehoben wurde. Der Landtagskommissar 
Anton Thaddäus von Sumeraw, seit 1750 kaiserlicher Hofkommissar für die Vor­
lande, weigerte sich, diese ständischen Gegenvorstellungen, die den Wiener Vorstel­
lungen einer Neuordnung der Vorlande zuwiderliefen, überhaupt nach Wien zu re­
ferieren. Deshalb beauftragten die Stände ihre Kanzlei mit der Ausarbeitung einer 
eigenen Remonstrationsschrift IS . In der Zwischenzeit war jedoch auch die Konzep­
tion für die Verwaltung der Vorlande geändert worden. Danach sollten sie von Tirol 
getrennt und unter der Bezeichnung Vorderästerreich zu einer eigenen Provinz zu­
sammengefaßt werden. Als Sitz der Regierung dieser Provinz, der Repräsentation 
und Kammer, wurde in der Resolution vom 19. Juli 1752 die Stadt Konstanz be­
stimmt, während die Justizbehörde, die Regierung, in Freiburg etabliert wurde 16. 

Mit dem I. Januar 1753 sollte diese neue Provinzialbehörde ihre Tätigkeit aufneh­
men. 

Aus diesem Grunde konnte auf eine weitere Verwirklichung der in der Restabilie­
rungsresolution von 1750 festgelegten Vorstellungen verzichtet werden . Eine enge 
Staatsaufsicht über die Stände war nunmehr durch die Konstanzer Repräsentation 
und Kammer, die 1759 nach Freiburg verlegt wurde, garantiert. Am 7. September 
1752 teilte Sumeraw den Ständen die neue Entschließung der Kaiserin mit, durch die 
sie als gesamtes Korpus der Subordination unter die entsprechenden Oberämter ent­
hoben und der neuen Behörde unterstellt wurden 17. Die einzelnen Stände dagegen 
waren auch weiterhin der Aufsicht der Oberämter unterwonen. 

Damit war die äußere Organisationsform der schwäbisch-österreichischen Land­
stände formal wiederhergestellt. Ordinarideputation und Landtagsplenum blieben 
auch weiterhin ihre Entscheidungsgremien, wenn auch Sumeraw nunmehr in viel 
stärkerem Maße als es bis dahin üblich gewesen war, mit der Vorlage von Bera­
tungsgegenständen, Kontrolle der Tagesordnung der ständischen Versammlungen 
und Verboten, bestimmte Materien zu behandeln, in die Angelegenheiten der Stän­
de eingriff. 

Zudem war eine Änderung der äußeren Verfassung der schwäbisch­
österreichischen Stände mit dem Ziel, den landesfürstlichen Behörden einen größe­
ren Einfluß zu verschaffen, durch die Verfassungsreformen in den Städten 
Schwäbisch-Österreichs seit 1750 weitgehend überflüssig geworden 18. Die neuen 
Magistratsverfassungen räumten den Kanzleiverwaltern, die die Städte auf den 
Landtagen vertraten, eine beherrschende Stellung innerhalb der städtischen Ge-

IS 1.-9. und 10.- 15 . März 1751 (LP 4-) 
16 F. QUARTHAL U. G. WIELAN D. Die Behördenorganisation S. 52-54 
17 7. Sept. 1752 (HSTA ST B 30 BO 384) 
18 E. SEIDLER. Die vorderösterreichischen Landstädte S. 95-123 
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meinwesen ein 19. Auf die Besetzung der Kanzleiverwalterposten hatten die Ober­
ämter durch ihr Ernennungsrecht auf Grund eines städtischen Dreiervorschlags ei­
nen -entscheidenden Einfluß 20. Mit der Verpflichtung landesfürstlicher Beamter 
oder städtischer Kanzleiverwalter zu Landschaftskassieren wurde auch innerhalb 
der Landschaften der ebrigkeitliche Einfluß gesichert 21. Schließlich forderte die Re­
präsentation in Konstanz ab 1754, daß ihr auch bei der Wahl des ständischen Syndi­
kus ein Dreiervorschlag einzureichen sei 22. Durch diese Reformen unterhalb der 
ständischen Organisation änderte sich der Charakter der landständischen Versamm­
lungen und ihre personelle Zusammensetzung weitgehend in einem von der Obrig­
keit gewünschten Sinn, ohne daß der Widerstand hervorgerufen wurde, den die Ver­
fassungsmodifikation von 1750 verursacht hatte. 

Die Zahl der ständischen Versammlungen nahm allerdings - falls die Protokolle 
vollständig geführt sind - bis zum Ausbruch des Siebenjährigen Krieges stark ab. 
Die Ordinarideputation trat in dieser Zeit 1752 nur zweimal, 1753 einmal, 1754-1756 
je zweimal und 1757 wiederum nur einmal - gegenüber fünf und mehr jährlichen 
Sitzungen in der vorangegangenen Periode - zusammen 23. Plenarkonvente wur­
den 1751 und 1754 einberufen 24. Während der Kriegszeit, als zu Ende des Jahres 
1756 die Anforderungen an die Landstände wieder stiegen, tagte die Ordinaridepu­
tat ion jährlich vier- bis fünfmal in ein- bis dreiwöchigen Sitzungsperioden, während 
das Landtagsplenum etwa alle zwei Jahre versammelt wurde 2~. 

Einige Änderungen nahmen die Stände in ihrer Organisation selbst vor. Als der 
Präsident der Repräsentation und Kammer Freiherr von Sumeraw im Jahre 1757 
von der Ordinarideputation wegen des Ausbruchs des Siebenjährigen Krieges die 
Stellung von Truppen oder eine Geldablöse forderte, beschloß diese, nicht selbstän­
dig zu handeln, sondern sich wegen der Bedeutung des Falles um je zwei Deputierte 
aus jedem Distrikt (Oberamt) zu verstärken, da die Zeitumstände die Einberufung 
eines Plenarkonvents nicht erlaubten 26. 

19 Ebd. 
20 Ein Protestschreiben der Ordinarideputation gegen die Verpflichtung der Städte, fUr die 

Besetzung der KanzleiverwaltersteIlen einen Dreiervorschlag beim Oberamt einzureichen, 
blieb naturgemäß wirkungslos. (29. Aug.-22. Sept. 1754, LP 5·) 

21 Der kleinständische Kassier im Burgau Franz Ignaz Vogl war zugleich Judenkassier, Ge­
richtsvogt und Beizoller zu Hochwang. (F. QUARTHAl u. G. WIELAND, Die Behördenorgani­
sation Nr. 2470, 2619, 4344) In Nellenburg war der Einnehmer Franz Ignaz RiedmUller (1738-
1756) zugleich Oberamtsrat und Rentmeister (1755-1782). In Rottenburg sollte der städtische 
Kanzleiverwalter zugleich niederhohenbergischer Landschaftsoffiziant sein, doch wurde diese 
Regelung erst 1763 wirklich durchgefUhrt . (Ebd., Nr. 2733 ; E. STEMMlER, Die Grafschaft Ho­
henberg S. 42) 

22 Plenarkonvent vom 28 .-31. Mai 1754 (LP 5·) 
23 LP 3·-6. 
24 1.-9. März 1751; 28.-31. Mai 1754; 16. -20. Aug. 1756 (LP 4·-6·) 
2~ 24./25. Okt. 1759; 28 . April-I. Mai 1762; 24.-26. Okt. 1763 (LP 7·) 
26 15. Okt. 1756 (LP 6·) 
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Nach 1763 bildeten sie neben der Ordinarideputation einen ll~neren Ausschuß, 
die Extraordinarideputation oder Conjerentia, aus dem Syndikus, den Kanzleiver­
waltern von Ehingen und Munderkingen und dem Oberamtmann von Urspring als 
den ntichstgelegenen Deputierten zur Behandlung eili~Geschäfte. Der Ausschuß, 
der bis 1802 bestand, wurde ohne Mitwirkung landesTOrstlicher Stellen eingesetzt. 

Die Umwandlung der Landsttinde in eine Steuereinzugsbehörde 

Wesentlich tiefgreifendere Auswirkungen als alle seit 1750 getroffenen Maßnah­
men hatten die Entscheidungen, von denen die Verfassung der schwäbisch­
österreichischen Landstände nach dem Abschluß der theresianischen Steuerreform, 
der Peraequation, im Jahre 1769 betroffen wurde; sie veränderten das Wesen der 
Landstände überhaupt. Der Verwaltungsneugliederung in den Vorlanden folgte -
wie in den anderen Provinzen - eine Steuerreform, mit der die finanziellen Resour­
cen des Staates verbreitert werden sollten. Der Steuereinzug blieb formal weiterhin 
in den Händen der Stände; durch die Änderung der ständischen Verfassung sicherte 
sich der Staat in allen wesentlichen Punkten das Entscheidungsrecht. Mit diesem 
Prozeß hatte Maria Theresia in Böhmen begonnen; in Vorderösterreich wurde mit 
den breisgauischen Ständen der Anfang gemacht, die Reform in Schwäbisch­
Österreich fortgesetzt und schließlich in Vorarlberg beendet 27. 

Im Breisgau war noch während des Siebenjährigen Krieges mit der Peraequation 
begonnen worden; zunächst hatte es jedoch Schwierigkeiten gegeben, da der in sei­
ner Amtsführung umstrittene Kreishauptmann Christoph Anton von Schauen burg 
zum Hof-Peraequations-Kommissar eingesetzt worden war 28. Erst nach seiner Ab­
lösung im Jahre 1759 kam das Renovationswerk unter seinem Nachfolger von 
Schreiner trotz des Widerstandes von Prälaten und Adel voran und konnte bis 1764 
im wesentlichen abgeschlossen werden 29. Mit einer Resolution vom 4. Juli des glei­
chen Jahres verfügte Maria Theresia daraufhin die Abänderung der ständischen 
Verfassung 30. Bis zu diesem Zeitpunkt besaßen die drei Stände des Breisgaus - die 
Prälaten, der Adel und der dritte Stand - je einen eigenen Präsidenten oder ein Di­
rektorium, je eine unabhängige Verwaltung und Registratur, hatten häufig getrennt 
getagt und ihr Steuerquantum jeweils eigenständig unter sich verteilt. Nunmehr 
wurde als gemeinsames Organ der sttindische Konsess gebildet, dem je zwei Abge­
ordnete des Prälatenstandes, des Adels und des dritten Standes angehörten . Jeweils 

27 F. QUA RTHA L u. G . WIELAND, Die Behördenorganisation S. 71-75 
28 Ebd. S. 56, 59f.; H . KOPF, Christoph Anton Graf von Schauenburg. - Freiburg 1978 

S. 56-77 
29 Die Steuerreform Maria Theresias und Josephs 11. im Breisgau sind ausführlich darge­

stellt bei F. ECKART, Die Steuerreform und L. RÖTHENMEIER. Die Finanzreform. Beide Arbei­
ten sind bis auf ein Schlußkapitel von wenigen Seiten bei F. ECKART wörtlich identisch. Zur 
Durchführung der Reform vgl. F. ECKART. Die Steuerreform S. 35-90 

30 J . PETZEK. Sammlung Bd. I Nr. 89 S . 505-522 
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die Hälfte der Abgeordneten hatte nach drei Jahren auszuscheiden; für sie rückten 
neugewählte Vertreter nach. Den Vorsitz des Konsesses, dem in allen die Landstän­
de betreffenden Fragen die alleinige Entscheidungskompetenz zukam, führte der 
Präsident der vorderösterreichischen Regierung und Kammer. Die Regelung, daß 
der Präsident der Provinzialbehörde zugleich auch als Präsident der Landstände 
fungierte, war in allen Erblanden gleichmäßig durchgeführt; mit dieser Maßnahme 

wurden die Landstände weitgehend in die übrige Staatsverwaltung integriert. So 
konnte Joseph Ir. 1786 formulieren, die ständischen Beamten seien allen übrigen 
Staatsbeamten vollkommen gleich zu achten 31. Völlig eindeutig in diesem Sinn wa­
ren die Aufgaben des Konsesses definiert. Ihm waren zugeteilt 
I. Die Erhebung der Rustikal- und Dominikalsteuern und sämtlicher Gefälle und Abgaben 
2. Die Betreibung der Rückstände von den Dominien, Obrigkeiten und Gemeinden unter An­

wendung der gewöhnlichen Exekutionsmittel 

3. Die Vornahme unvermuteter Revisionen der landständischen Einnehmereien 
4. Die Prüfung und Berichtigung der Steuerfassionen nach den von Schreinerschen­

Peraequationsgrundsätzen 
5. Die Mitwirkung an der Verwaltung des Landes 
6. Die rechtzeitige Abführung der monatlichen Raten der Kontribution an das v. Ö. Kriegs­

zahlamt in Freiburg 

7. Die Amortisation und Zinszahlung für die ständischen Passivkapitalien J2 . 

Die Stände hatten sich dem allgemel!!.C:!l Staatszweck, der von dem Landesfürsten 
bestimmt wurde, unterzuordnen und den ihnen zugewiesenen Bereich einer Steuer­
einzugsbehörde effizient auszufüllen. 

Als Maria Theresia die Entsendung einer ständischen Abordnung nach Wien we­
gen der Steuerreform zuließ, ging es nicht um eine grundSätzliche Erörterung des 

ohne Zweifel ständische Privilegien verletzenden Unternehmens, sondern nur um 
die Klärung von technischen Detailfragen; die Deputation hatte aus einem paar 
friedfertigen, von allem Irrwahn und Eigennutz befreiten Subjekten zu bestehen 33. 

Damit die Stände die ihnen zugewiesene Aufgabe des Steuereinzugs korrekt erle­
digen konnten, wurden sie mit einer wesentlich erweiterten, in ihrem Aufbau den 

übrigen Staatsbehörden angeglichenen, nunmehr gemein~aIDen Verwaltung mit den 
Abteilungen landschaftliche Kanzlei, Buchhalterei und Einnehmerei ausgestattet. 
Den Ständen wurde eine Wahl ihrer Beamten zugestanden, die Bestätigung behiel­
ten sich jedoch die Wiener Zentralbehörden vor 34. 

Die Reform in Schwäbisch-Österreich lief in den einzelnen Phasen der Entwick­
lung im Breisgau völlig ähnlich ab, nur war sie von sehr viel weniger Widerstand be-

31 26. Mai 1786 (ebd., Nr. 50 S. 354) 
32 GLA 79/ 311; F. ECKART, Die Steuerreform S. 18 
33 Ebd., S. 37 
34 Zum Personal der breisgauischen Stände zwischen 1764 und 1805 s. F. QUARTHAL U. G . 

WIELAND. Die Behördenorganisation S. 333-345 
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gleitet. Nach einigen Vorbereitungen wurde im Oktober 1765 hier die P.eraequation 
aufgenommen. Der Leiter der Kommission war zunächst wie im Breisgau der Hof­
kommissar von Schreiner; ihm folgte im August 1765 der v. ö. Regierungs- und 
Kammerrat von Majer. Er wurde nach dem Abschluß der Peraequation 1769 von 
Maria Theresia zum Oberdirektor der SchwtJbisch-Osterreichischen SttJnde ernannt, 
ein Amt, das es bis dahin nicht gegeben hatte. Seine Besoldung in Höhe von 600 fl 
hatten die Stände zu übernehmen. Dieses in den anderen habsburgischen Erblanden 
nicht übliche Amt war notwendig, da Vorderösterreich als einzige Provinz über drei 
ständische Korpora verfügte und der Chef der landesfürstlichen Verwaltung bereits 
Präsident der breisgauischen Stände war. Eine eigene neue ständische Institution 
wie der Konseß im Breisgau mußte in Schwäbisch-Österreich nicht geschaffen wer­
den; seine Funktionen wurden der schon bestehenden Ordinarideputation übertra­
gen. Sie durfte in Zukunft nur noch unter dem Vorsitz des Oberdirektors tagen und 
Beschlüsse fassen. 

Für Majers Verständnis landständischer Traditionen ist es charakteristisch, daß 
er von der Ordinarideputation verlangte, als sie während der Steuerreform wegen 
offensichtlicher Unklarheiten das Landtagsplenum einberufen wollte, auf solche 
Zusammenrottungen zu verzichten 3S. Dabei muß betont werden, daß Majer einer 
der tüchtigsten Beamten der Freiburger Regierung und Kammer war, der in den fol­
genden Jahrzehnten ausgezeichnet mit der Ordinarideputation zusammenarbeitete. 
Er war jedoch ein ausgesprochener Vertreter des absolutistischen Staatsgedankens; 
zu ständischen Institutionen alten Stils hatte er kein Verhältnis. In entsprechender 
Form behandelte er den Plenarlandtag von 1769, der nach Abschluß der Peraequa­
tion nach Ehingen einberufen worden war, und den er als kaiserlicher Kommissar zu 
leiten hatte. Dort stellte er sich den Ständen als ihr Oberdirektor vor. Eine Diskus­
sion über diese völlige Neuerung gab es nicht. 

In seiner Proposition erklärte von Majer, seine Ernennung sei von der Kaiserin, 
die in allen Handlungen den Wohlstand des Landes im Auge hätte, ausgesprochen 
worden; die Stände hätten ihn bei der Verwirklichung dieses Ziels zu unterstützen. 
Zur Hebung des Wohlstandes der Stände sei es zunächst nötig gewesen, ein neues 
Steuersystem zu entwerfen, dessen Verwirklichung jetzt abgeschlossen war. Nun 
müßte die ständische Verwaltung erweitert werden und schließlich sollten sich die 
Stände ein eigenes Landhaus kaufen, in dem sie die Kanzlei mit Akten und dem nö­
tigen Personal unterbringen konnten, nachdem der bisherige Raum im Ehinger Rat­
haus nicht einmal für die Akten zureichend war. Auch das decorum der sttJnde er­
fordere, ein solches haus zu haben, das neben ausreichendem Platz für die Verwal­
tung auch die Möglichkeit zu Tagungen der Ordinari- und Plenarkonvente bieten 
sollte. Gleichzeitig fügte er hinzu, daß die Stände sich über die von ihm vorgetrage­
ne Proposition rasch zu entscheiden hätten, damit die Kosten der Versammlung nie-

3S 8. Juli-12 . Aug. 1767 (LP 10°) 
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drig gehalten würden. Bezeichnend für den Zustand der schwäbisch-öster­
reichischen Landstände zu dieser Zeit ist es, daß sie alle Forderungen Majers ohne 
Widerspruch und Einrede akzeptierten. 

Noch während des Landtags kauften die Stände das Haus der Ehinger Familie 
Menne am Marktplatz der Stadt für IO 700 fl als Landtagsgebäude. In den feuersi­
cheren Gewölben wurde das Archiv eingerichtet, im Erdgeschoß und im ersten 
Stock, wo auch die Ordinarideputation tagen sollte, plante man Räume für das 
ständische Personal. Im noch nicht ausgebauten zweiten Stock wurde ein Raum für 
Plenarkonvente geschaffen. Zu dem Haus gehörte ein Schuppen, eine große Hofrei­
te und eine Schankgerechtigkeit, die auf die Stände übergingen. Der Ausbau des 
Hauses kostete nochmals 7840 fl. Der im Jahre 1770 dekorierte Ständesaal gilt als 
der gelungenste Raum, den das Rokoko im Ehinger Bezirk geschaffen hat. Das 
Ständehaus ist jedoch nicht als Ausdruck ständischen Selbstbewußtseins zu j ter­
pretieren, sondern es ist in erster Linie das Verwaltungsgebäude einer Steuereinzugs­
behörde, das die Stände auf landesfürstliche Anweisung gekauft haben 36. 

Dieser Plenarkonvent von 1769 war zugleich der letzte Landtag - abgesehen von 
einer Zusammenkunft im Jahre 1775 wegen der Übernahme des Salzverschleißes -
bis zur Aufhebung der schwäbisch-österreichischen Landstände im Jahre 1805 37 . 

Landstandschaft bedeutete danach nur noch das Recht, in schriftlichem Verfahren 
die ständischen Beamten und die Mitglieder der Ordinarideputation zu wählen bzw. 
einen Deputierten zur Wahl zu stellen. Die Wahlen mußten allerdings von der Lan­
desstelle in Freiburg bestätigt werden. Nach 1790 war sogar die Ausschreibung der 
Wahl für die Stelle eines Mitglieds der Ordinarideputation von der Erlaubnis des 
Oberdirektors abhängig 38. 

Die bisherigen Funktionen des Plenums nahm nun ganz der ständische Ausschuß, 
die Ordinarideputation, wahr. Sie trat nach 1769 in der Regel einmal, selten zweimal 
jährlich zusarnrnen. Beschlilsse konnten nur in Anwesenheit des Oberdirektors ge­
faßt werden 39. Lediglich den Rechnungsabhör durfte die Ordinarideputation alIei­
ne vornehmen. Er war jedoch durch die Tatsache, daß die Rechnungen durch den 
Buchhalter und den Kassier in Ordnung gebracht und in Freiburg von der Rech-

36 Konventsprotokoll vom 20.·28. Aug. 1769 (LP 12"); Landständische Rechnungen 
1769170, 1770171 (HSTA ST B 30 Bü 97", 98") . VANOITI setzte den Kauf des Landhauses in 
dem Jahr des Ehinger Stadtbrandes von 1749 an, worin ihm alle späteren Darstellungen mit ir· 
rigen Interpretationen gefolgt sind. (OAB Ehingen S. 78) 

37 Der Jude Offenheimer hatte bis 1775 das Monopol auf den Verschleiß des tirolischen Sal· 
zes in Schwäbisch·Österreich. Da sich die Stände durch die Salzpreise übermäßig beschwert 
fühlten, übernahmen sie nach Auslaufen des Kontraktes den Verschleiß des Salzes in eigene 
Regie. (5.-8. Juli 1775, LP 19") 

38 31. Juli 1792 (LP 25") 
39 Neue Instruktion für das Direktorium und die Deputation vom 7. Okt. 1768 (HSTA ST 

B 30 Bü 390); Verschiebung von Beschlüssen wegen der Abwesenheit Majers: 14. Juni 1775 
(LP 19"),2. Okt. 1778 (LP 23"), 23. Okt.·IO. Nov. 1781 (LP 24') 
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nungmrüfungsstelle überprüft werden mußten, praktisch bedeutung-Slos gewor­
den 40 . In die Zuständigkeit der Deputation fielen weiterhin die Fest-setzung der 
Steuertermine, die Beschlußfassung über Steuerbeschwerden, Regelung von Rekru­
tensteIlungen, Aufnahme von Kapitalien, Festsetzung der Entschädigungen bei 
Feuer- und Katastrophenschäden und die Formulierung allgemeiner Landesbe­
schwerden. Auch die statistische Erfassung des Landes lag in ihrer Verantwor­
tung 41. 

Durch die Reform von 1769 wurde die ständische Verwaltung wesentlich vergrö­
ßert. Sie war in drei Abteilungen aufgegliedert: 
1. Ständische Ordinarikanzlei 
2. Ständische Einnehmerei 
3. Ständische Buchhaltung. 
In der Kanzlei waren neben dem Syndikus ein Registrator, ein Protokollist und zwei 
Kanzlisten angestellt. Die Einnehmerei bestand aus drei Beamten, dem Einnehmer, 
dem Kontrollor und dem Ingrossisten. In der Buchhaltung arbeiteten neben dem 
Buchhalter ein Kalkulator und ein Ingrossist. Dazu kamen ein Kanzleidiener und 
vier ständische Boten. Das Personal war damit gegenüber der bisherigen ständi­
schen Verwaltung verdreifacht worden 42. Die Kosten der Verwaltung beliefen sich 
ohne Tagegelder auf 6550 fl 43. Die Bedeutung der Verwaltung war durch diese Er­
weiterung gegenüber der Ordinarideputation wesentlich gestärkt worden, so daß seit 
1773 ein größerer Teil landständischer Angelegenheiten ohne Beiziehung eines De­
putierten von den ständischen Beamten entschieden wurde 44. 1781 verlangte der 
ständische Oberdirektor, daß Buchhalter und Einnehmer zu den Sitzungen der Ex­
traordinarideputation oder Engeren Konferenz zugezogen würden, wogegen sich 
die Ordinarideputation zunächst wegen der befürchteten weiteren Beschneidung ih­
rer Befugnisse sträubte, doch mußte sie schon wenig später den Buchhalter wegen 
seiner Sachkompetenz zu den Sitzungen zulassen 4S . Der Syndikus, der lange Zeit in­
nerhalb des ständischen Korpus die wichtigste Position eingenommen und im Rah­
men der Möglichkeiten der schwäbisch-österreichischen Stände eine politische 
Funktion ausgeübt hatte, wurde nach der Reform von 1769 wegen der beherrschen­
den Stellung des von der Regierung eingesetzten Oberdirektors weitgehend zurück­
gedrängt und auf die Rolle des Leiters der Direktorialkanzlei beschränkt. 

40 Zur Buchhaltung vgl. F. Q UARTHAL u. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. lDOf. 
41 HSTA ST B 30 Bu 17f. 
42 Vgl. die Zusammenstellung der ständischen Beamten in Anh. 11. Die Dienstinstruktionen 

gleichen denen der entsprechenden landesherrlichen Beamten. (HST A ST B 30 BO 390) 
43 Rechnung 1769/70 (HSTA ST B 30 BU 97·). 1772 wurden die Gehälter der ständischen 

Beamten entsprechend dem Breisgauer Vorbild wesentlich angehoben. 21 . Sept.-17 . Okt. 1772 
(LP 14·; HSTA ST B 30 BU 390) 

44 Landschaftliche Verhandlungen in forma protocolli (LP 15·) 
4S 16./ 17. Febr. 1781 (LP 24·); 10. Dez. 1781 (LP 24·) 
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Bei ihrem Regierungsantritt im Jahre 1740 hatte Maria Theresia das Steuersystem 

der schwäbisch-österreich ischen Stände zunächst unverändert belassen und die ver­

hältnismäßigJtiederen Steuern weiter nach dem in der vorländischen Union verein­
barten Schlüssel eingefordert, wobei das schon unter Kaiser Karl VI. gebräuchliche 

Verwilligungsformular weiter verwendet wurde 46. Der erhöhte Finanzbedarf nach 

1742 für die gegen Frankreich kämpfenden Truppen wurde durch Belöhnungsanti­
zipationen, die die vorländischen Stände aufzubringen hatten, gedeckt. Erstmals 

mußten Kriegskosten also nicht durch zusätzliche außerordentliche Steuern finan­

ziert werden, sondern die Stände konnten sie durch Kredite aufbringen, die sie 
selbst gaben und die vom Landesherrn verzinst wurden; ein Indiz, wie sehr Steuern 

bereits als fester, regelmäßiger Beitrag zur Deckung der Staatsbedürfnisse betrach­
tet wurden, die nicht mehr in aktuellen Situationen erhöht werden sollten. Für die 
Verzinsung dieser Kredite sowie für die Sommerverpflegung des Militärs und Trans­

portkosten durften die Stände einen Teil der Unionsverwilligungen für sich behal­
ten; in Schwäbisch-Österreich waren es seit 1746 30 000 fl jährlich. Allerdings hat­
ten die Landstände seit 1742 wieder erhebliche Kosten für Winterquartiere, Vor­

spanndienste, Marschverpflegung und RekrutensteIlungen für das kaiserliche Heer 
zu übernehmen, die die Höhe der Geldverwilligungen um ein Mehrfaches überstie­
gen 47. 

Zu einer ersten Änderung karn es im Jahre 1749. In Verhandlungen mit dem Mi­

nisterialbankodeputationspräsidenten von Chotek willigte eine Delegation der breis­
gauischen und schwäbisch-österreich ischen Stände in den Novalrezeß ein, der gegen 

eine Abnahme aller realen Militärlasten eine durch neun Jahre gleichbleibende Steu­
erleistung der Vorlande von 200 000 fl vorsah, von denen 75 875 fl auf die 
schwäbisch-österreich ischen Stände entfielen . Davon waren nach Abzug aller Zin­

sen für Superrogate und Löhnungsantizipationen während der Kriegszeit effektiv 
64 411 fl 30 kr an die kaiserliche Militärkasse zu zahlen 48. 

Gleichzeitig wurde vereinbart, daß die Stände alle in Schwäbisch-Österreich ange­

fallenen Schulden, sowohl die alten landesfürstlichen Schulden von 1573 und 1589 
als auch die während der letzten Kriegshandlungen aufgenommenen Darlehen und 

Superrogate weiter verzinsen sollten; dafür wurde ihnen auch in Zukunft der Einzug 
von Maßpfennig und Bierheller belassen . In diesem Novalrezeß wurde auch erst-

46 HSTA ST B 29 Bü 22 
47 LP 3*, 4*; HSTA ST B 30 Bü 90* 
48 Verwilligung vom 22. Sept. 1749 (HSTA ST B 29 Bü 22) 
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mals festgesetzt, daß der Tiroler Repräsentation und Kammer jährlich . sicht in 
die ständische Rechnung zu geben sei. 

Mit Erlaß vom 3. September 1751 wurde der der o. ö. Repräsentation und Hof­
kammerkommission beigegebene Raitrat Franz Xaver Winckhler beauftragt, die 
Rechnungen der schwäbisch-österreichischen Landstände aufzunehmen, deren Ab­
schrift zu überwachen, das ständische Schuldenwesen zu untersuchen, die Besol­
dungen der ständischen Beamten festzulegen und für eine sichere Verwaltung und 
Einnahme des Maßpfennigs zu sorgen 49. Der Erlaß bedeutete im wesentlichen eine 
Aufhebung der Finanzautonomie der Stände, zeigte aber gleichzeitig, daß bereits zu 
diesem Zeitpunkt der Beschluß von 1750, die Stände der Finanzaufsicht der Ober­
ämter unterzuordnen, wieder aufgehoben worden war. Mit der Einrichtung von Re­
präsentation und Regierung für die Vorlande in Konstanz und Freiburg ging das 
Aufsichtsrecht auf diese Behörde über so. 

Nach den Voranschlägen des Haushaltsplanes der schwäbisch-österreichischen 
Landstände, der seit 1753 jährlich bei der Repräsentation und Kammer in Konstanz 
eingereicht werden mußte, betrug die Höhe der Steuer in diesen Jahren 17Q f\ je 
Sold, was im Vergleich zu früheren Perioden in Anbetracht der Geldentwertung und 
der gestiegenen Kontribuentenzahl der einzelnen Stände relativ niedrig war. Die 
Steuer wurde jährlich an zwei Terminen, an Lukas (18. Okt.) oder Martini (11. 
Nov.) und Lichtmeß (2. Febr.) eingezogen. Bis zum Abzug der als Landespatrouille 
nach Schwäbisch-Österreich gelegten Husarenregimenter im Jahre 1756 kam ein 
weiterer Husarentermin von 40 fl hinzu, der an Weihnachten zu erlegen war. 

Bis 1763 änderte die Regierung nichts an dem Steuersystem der Landstände. Die 
jährliche Militärverwilligung blieb auch über die im Novalrezeß vereinbarte Zeit 
hinaus mit 64 411 fl gleich SI. Die erhöhten Militärkosten während des Siebenjähri­
gen Krieges wurden wiederum nicht durch Steuererhöhungen finanziert, sondern 
konnten von den Ständen abermals durch Kreditaufnahmen gedeckt werden. Diese 
erreichten während des Siebenjährigen Krieges eine gewisse Höhe, ohne allerdings 
exorbital}t zu werden. Im Haushaltsjahr 1762/ 63 verzinsten die schwäbisch­
österreichischen Stände an neu aufgenommenen Kapitalien: 

49 LP 4· 
so An den Kosten der neu eingerichteten Stellen hatten sich die Stände bis zu deren Vereini­

gung als Regierung und Kammer in Freiburg im Jahre 1759 mit einem Dikasterialbeitrag von 
jährlich 5400-6000 fl zu beteiligen. (LP S· ; HSTA ST B 30 BU 91·) 

SI EntwUrfe fUr den ständischen Haushaltsplan 1755: 29. Sept. 1754 (LP 5·), 1760: 2.-4. 
Mai 1759 (LP 7*). Landständische Rechnung 1756/ 57 (HSTA ST B 3 BU 91*). - 1757 schlos­
sen die Breisgauer Stände einen neuen Verwilligungsrezeß, in dem Schwäbisch-Österreich ver­
mutlich einbegriffen war. Belege konnte ich jedoch im ständischen Archiv nicht finden. (E. 
GOTHEIN , Der Breisgau S. 14f.) 



1757 aufgenommene Kapitalien 
1759 aufgenommene Kapitalien 
1761.) aufgenommene Kapitalien 
1761 aufgenommene Kapitalien 
Antizipationskapitalien 

Ältere Kapitalien 

Zusammen: 
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109 080 f1 
195300 f1 
43440 f1 
66040 f1 
44 500 f1 

191 820 f1 

650 180 f1 

Diese Kapitalien mußten jährlich mit 32 509 tl verzinst werden. Dazu kam noch 

eine weitere, 1763 kontraktierte Schuld zur Bezahlung des Proviantfuhrwesens. Der 

Haushalt der Stände erreichte in diesem Jahr wieder - wegen des gesunkenen Geld­

wertes zumindest nominell - die Höhe, die er zu Beginn des Jahrhunderts während 
des Spanischen Erbfolgekrieges hatte 52. 

LandsTändischer Haushalt 1762/ 63 

Einnahmen: 

Übertrag von 1761 /62: 
Ordinaristeuer 160 f1 je Sold 
Extraordinaristände 
Extraordinaristeuer 80 f1 je Sold 
Extraordinaristände 
Proviantfuhrabgabe 32 fl je Sold 
Extraordinaristände 
Stellung von 374 Rekruten 
Extraordinaristände 
Geld fUr Rekrutenablöse 
Einnahmen aus Vorspännen 
Erbschaftssteuer 
Aufgenommene Kapita lien 
Zins von antizipierten Kapitalien 
Verschiedene Posten 

Zusammen: 

60868 f1 
98 986 f1 

49 483 11 
1 268 11 

1979311 
507 fl 

25 36011 
649 f1 

37245 f1 
637 f1 

6 380 f1 
7600 f1 

20060 fl 
1617f1 

330455 11 

52 Landständische Rechnung 1762/ 63 (HST A ST B 30 BU 92*) . In die Aufstellung wurden 
nur volle Guldenbeträge, nicht aber die in der Rechnung mit aufgefUhrten Kreuzer und Heller 
aufgenommen, so daß die angegebenen Summen leicht von denen der landständischen Rech­
nung differieren. 



Ausgaben: 

1. Schuldendienst: 
Abgelöste Kapitalien 7 800 fl 
Abbezahlte Subsidienkapitalien 5 125 fl 
Zins fUr ältere Kapitalien 9 591 fl 
Zins ftir 1757 aufgenommene Kapitalien 5 454 fl 
Zins ftir 1759 aufgenommene Kapitalien 9 765 fl 
Zins ftir 1760 aufgenommene Kapitalien 2172fl 
Zins ftir 1761 aufgenommene Kapitalien 3 302 fl 
Zins flir Antizipationskapitalien 2 225 fl 
Zins fUr Provian tf uhrwesen 1 762 
Zinsen in Wiener Valuta von 6 MilHonen 4 123 fl 

2. Angelegte Kapitalien: 19483fl 

3. Militär· und Kontributionszahlungen: 
Militärverwilligung 64411 fl 
Extrapostulat 30 350 fl 
NaturalHeferung 
Kantonierung und Quartier 
Schlafkreuzer, Vorspann 119 fl 
Unterschiedliche Erlittenheiten 27486 fl 
Rekruten 52 555 fl 
Rekrutengleichstellung 200 fl 

(Zusa mmen: 175121 fl) 

4. Ständische Verwaltung und Ausschüsse: 
Besoldung und Wartgelder 2910fl 
Hauszins ftir Beamte 150 fl 
Agenten und Advokaten 1 647 fl 

(zusammen: 4 707 11) 

Marsc hdepu ta t ionskosten 387 fl 
Konvents- und Deputationskosten 5711fl 
Reisekosten 437 fl 

(Zusammen: 6535 fl) 

Schreibkosten 78 fl 
Kanzlei ; Schreibmaterialien 427 fl 
Post- und Botengelder 660 fl 

(Zusammen: I 165 fl) 

Geldverlust 8420 fl 
Verehrungen 3011 
Almosen 126 fl 

5. Öffentliche Wohlfahrt : 
Abgebrannte Häuser, Unglücksfalle 21011 
Zuchthauskonkurrenz 31 fl 

(Zusammen: 241 11) 

6. Verschiedenes: 340011 

Zusammen: 269017 fl 

Übertrag für 1763/64: 61438 fl 

Summe der Ausgaben: 330455 fl 
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Die Einnahmen der Stände in diesem letzten Haushaltsjahr vor Beginn der Steu­
erreform stammten fast ausschließlich von auf Sölden ausgeschriebenen Steuerum­
lagen (71070). Zinsen von ausgeliehenen Kapitalien (6%) und Kapitalaufnahmen 
(2%) spielten ebenso wie die Erbschaftssteuer (2%) nur eine geringe Rolle; 18 Pro­
zent der Einnahmen waren der Vortrag vom letzten Haushaltsjahr. Unter den Aus­
gaben waren die Militärverwilligungen der bedeutendste Posten . Sie mußten in die­
sem Jahr, in dem kaum Quartierkosten anfielen, weitgehend bar bezahlt werden . 
Für die Schuldentilgung war ein Sechstel aller Ausgaben aufzuwenden, für die stän­
dische Verwaltung und Konvents- und Deputationskosten nur etwas mehr als ein 
Zwanzigstel. Der Anteil an frei verfügbarem Kapital, den der Staat aus dem Steuer­
aufkommen der Stände ziehen konnte, war denkbar gering. Eine Erhöhung ohne 
weitere fühlbare Belastung der Untertanen war effektiv nur durch eine Verbreite­
rung der Besteuerungsbasis, eben durch die geplante Peraequation , möglich . 

Die Peraequation in Schwäbisch-Österreich 

Die Durchführung der von den Wiener Zentralbehörden angeordneten Steuerre­
novation in Vorderösterreich war die Hauptaufgabe der 1753 neu geschaffenen Pro­
vinzialregierung in Konstanz - seit 1759 in Freiburg - während der ersten beiden 
Jahrzehnte ihres Bestehens. Wie in allen anderen Handlungen war sie dabei eng an 
Weisungen des Wien er Hofes gebunden, der eine für alle Erblande gleiche oder 
doch annähernd ähnliche Besteuerung anstrebte. Wenn auch dabei auf eine völlig 
einheitliche und schematische Vorgehensweise in den einzelnen Provinzen verzichtet 
und auf bestehende Verhältnisse teilweise Rücksicht genommen wurde, muß doch 
stärker als bisher betont werden, daß es sich bei den Maßnahmen seit 1756 nicht um 
eine vorderösterreichische oder gar schwäbisch-österreichische Steuerreform han­
delte, sondern daß sie Bestandteil der allgemeinen theresianischen Steuerrektifika­
tion waren 53. Im Breisgau versuchten die Landstände noch durch Proteste, Verwei­
gerung der Mitarbeit und Gesandtschaften an den kaiserlichen Hof die Reform zu 
hintertreiben oder Änderungen der Prinzipien zu erreichen 54, in Schwäbisch­
Österreich beschränkte sich jedoch ihre Rolle auf eine technische Mitwirkung bei 
der Ausfüllung des vorgegebenen Rahmens, so daß es sicher verfehlt wäre, von einer 
ständischen Steuerreform zu sprechen . 

Es ist hier nicht möglich, das gesamte theresianische Steuerwerk in Schwäbisch­
Österreich, das eine eigene Monographie verdienen würde, darzustellen; hier sollen 
nur die Elemente hervorgehoben werden, die eine enge Beziehung zum bisherigen 
Besteuerungssystem der Stände haben 55 . 

53 J . M. CHLUPP, Systematisches Handbuch S. 31 f. 
54 F. ECKART. Die Steuerreform S. 37-39 
55 Vgl. dazu J. v. HORMAYR. Ständische Verfassungen S. 98-120; J. N. V. VANOTTI. Steuer­

wesen S. 398-407; W. V. HIPPEL. Die Bauernbefreiung Bd. I S. 244-248. Als Materialsamm­
lung sind die Arbeiten von RÖTHE NMEIER/Ec KART trotz ihrer Unsystematik und Fehler nütz-
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Die Reform von 1764/69 enthielt zwei wesentliche Hauptpunkte. Zum einen wur­
den die bestehenden Steuerprivilegien weitgehend abgebaut. Die bisher steuer.f.r.cien 
Güter und Einkünfte des Adels, der Geistlichkeit und der Kommunen wurden in die 
Besteuerung einbezogen. Da es sich bei der territorialen Zersplitterung Schwäbisch­
Österreichs zumeist um Besitzungen reichsfreier Stände unter österreichischer Lan­
deshoheit bzw. unter fremder Landeshoheit stehender geistlicher Institutionen han­
delte, waren dabei Konflikte unvermeidlich. Mit der Besteuerung auch der Reve­
nuen, der Gülten und Gefälle neben dem Grundertrag war die österreichische Steu­
erverfassung denen der meisten anderen Territorien voraus 56. Zum anderen sollte 
die Grundsteuer durch verfeinerte Methoden als reine Ertragssteuer erhoben wer­
den. Nur was nach Abzug aller Unkosten als reiner Ertrag übrigblieb, sollte in den 
Steuerfundus gezogen werden. Das Ziel war eine möglichst gleichmäßige Belastung 
aller Untertanen, wobei keiner vor dem anderen praegraviert werden und die seit 
Jahrhunderten bei allen Steuerrenovationen angesprochene gottliebende Gleichheit 
in Steuersachen erreicht werden sollte. 

Die Grundlage für die gesamte theresianische Steuerreform waren die Prinzipien, 
die während der Arbeit an dem Mailänder Grundsteuer-System, dem sogenannten 
Censimento milanese, entwickelt worden waren. Der erste Schritt dazu geschah 
noch unter Kaiser Karl VI., der mit Patent vom 7. September 1718 die Einsetzung 
einer Kommission für die Errichtung eines neuen Katasters befahl, die bis 1730 die 
kulturfähigen Grundstücke aufnahm, sie durch geprüfte Geometer vermessen ließ 
und dann den reinen Ertrag der Grundstücke und Gebäude errechnete. Der 1733 
ausgebrochene Krieg ließ diese Arbeiten bis 1749 zum Erliegen kommen; ein Jahr 
später wurden die Schätzungen der Kommission endgültig angenommen und zehn 
Jahre später trat das Besteuerungssystem definitiv in Kraft 57 . 

Diese modernste Besteuerungsart des 18. Jahrhunderts wurde zunächst in Böh­
men und dann im Breisgau übernommen. Die breisgauischen Stände erreichten in 
langen Auseinandersetzungen mit dem Hof-Peraequationskommissar von Schreiner 
und dem Wiener Hof selbst, daß einige der Bestimmungen stärker der von Böhmen 
wesentlich unterschiedenen Natur ihres Landes angepaßt wurden; sie argwöhnten 
sogar, daß die vom Hof dem Kommissar von Schreiner übermittelten Normativ­
prinzipien unrichtig seien und wollten den Ritterschaftskonsulenten nach Böhmen 
senden, um selbst Informationen über die dortige Steuerrektifikation und die Ver­
fassung der Fassionen sowie der Veranlagung einzuholen 58. 

lieh. E. SCHREMMER . Die Steuerverfassung S. 377-393 referiert die im wesentlichen schon von 
HORMAYR publizierten Regulae directivae der Steuerrenovation. die auch im Anhang zu Bd . 3 
des KommissionsproLOkolls von 1764/ 66 zusammengestellt sind. (HSTA ST B 30 BU 300) Zur 
gleichzeitigen Reform in Tirol s. Chronologisch-systematisches Compilationswerk. 

56 S. dazu die bei E. SCHREMMER. Die Steuerverfassung S. 386f. angefUhrte Literatur 
57 J . M. CHLUPP. Systematisches Handbuch S. 32-34 
58 F. EcKART. Die Steuerreform S. 38 
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Die Regulae directivae der breisgauischen Reform galten auch für Schwäbisch­
Österreich und später für Vorarlberg. Ihre gleichmäßige Anwendung sollte eine per­
sonelle Kontinuität der Peraequationskommissionen garantieren. Wie im Breisgau 
so stand ihr auch in Schwäbisch-Österreich der Hofkommissar von Schreiner vor, 
als sie am 13. Oktober 1764 ihre Arbeit aufnahm. Die weiteren Mitglieder waren der 
Landschaftssyndikus von Cotto, die Kanzleiverwalter Blau von Ehingen, Sartori 
von Rottenburg und Widmann von Munderkingen, der Landschaftseinnehmer 
Nenning von der Landvogtei Schwaben, Bürgermeister Spieß von Waldsee und 
Oberamtmann Heggmann von Urspring. Nach rund einjähriger Einarbeitungszeit 
wurde die Leitung der Kommission am 15. August 1765 dem Regierungs- und Kam­
merrat und späteren Oberdirektor der Stände von Majer übertragen; ihm waren der 
v. ö. Sekretär Breyer und der k. k. Peraequationskommissar Jannauer beigege­
ben 59. Von Majer wiederum leitete die Peraequation in Vorarlberg nach Abschluß 
der Arbeiten in Schwäbisch-Österreich 60. 

Zur Ermittlung des Steuerfundus wurden die Steuerpflichtigen in zwei Klassen ge­
schieden. 

Die bisher steuerfrei gelassenen Personen und Institutionen, Adel, Beamte, Geist­
liche, Pfarreien, Kaplaneien, Benefizien, geistliche und weltliche Stiftungen, Schu­
len und Mesnereien wurden zur Gruppe der Dominikalisten, die schon früher be­
steuerten Untertanen zur Gruppe der Rustikalisten gerechnet. Bei den Dominikali­
sten war jede einzelne Person und Institution Steuersubjekt, bei den Rustikalisten 
wie bisher der gesamte Landstand bzw. die einzelne Gemeinde. Landstandschaft 
kam auch weiter nur den Rustikalisten zu 61 . Die Dominikaisteuer lief zwar über die 
ständische Kasse, begründete aber keine Landstandschaft; dies wäre gegenüber den 
vielfach reichsfreien Inhabern dieser Güter auch in keinem Fall durchzusetzen gewe­
sen. 

Um die beiden Kataster voneinander abzugrenzen, bestimmte man das Jahr 1650 
zum Stichjahr , zum annus decrelorius. Die bis dahin mit der landständischen Steuer 
belegten Güter waren nunmehr der Rustikalsteuer unterworfen, die anderen der Do­
minikalsteuer. Diese Vorschrift war offensichtlich von anderen Erbländern über­
nommen, denn in der Besteuerungspraxis Schwäbisch-Österreichs bildete das Jahr 
1650 k~inen Einschnitt; in der Realität zog man zur Abgrenzung auch die landstän­
dischen Steuerkataster von 1683 und 1733 heran 62. 

Von dem bis dahin in Schwäbisch-Österreich üblichen Söldenschlüssel rückte 
man nunmehr ab. Statt dessen wurde, soweit es mit den damaligen Mitteln möglich 

59 HSTA ST B 30 Bü 300 
60 GLA 7912421 
61 6.-29. Juli 1971 (LP 25') 
62 8. Juli-12 . Aug. 1767 (LP 10') . Der heute verIorengegangene Landtagsmatrikelrezeß von 

1654 war zwar 1767/ 68 noch vorhanden, doch wurde er offensichtlich nicht verwendet. 
(HST A ST B 30 Bü 6 Summ. Man. Rep. Nr. 4) 
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war, das Einkommen eines jeden Untertanen in Geld.w.eLt umgerechnet und der 

nach Abzug aller Unkosten verbleibende Reinertrag als Steuersubstratkapital ange­
setzt, von dem die Dominikalisten 16 Prozent, die Rusükaiisten.,25..Erozent als Steu­

er entrichten mußten. Nach der Rechtsform des Grundbesitzes wurde nu t 
mehr gefragt, da die unterschiedlichen Belastungen bereits bei der Ermittlung des 

Einkommens berücksichtigt wurden. Ebenso entfiel die bei der letzten Steuerberai­

tung bereits heftig umstrittene Kapitation. Da bei den Rustikalisten in den meisten 

Fällen nicht das Einkommen des einzelnen, sondern der ganzen Gemeinde ermittelt 
wurde, und die Gemeinde dann den auf sie entfallenden Steuerbetrag auf die Ge­

meindeangehörigen umlegte, hatte sich hier lediglich der Name, nicht aber das Prin­
zip der bisher üblichen Repartitionssteuer geändert. 

(1) Die Ermittlung des steuerbaren Einkommens der Dominikalisten 

Bei der Besteuerung des Grundbesitzes der Dominikalisten wurde unterschieden, 

ob das jeweilige Gut in Eigenwirtschaft betrieben oder zur Leihe an Bauern ausgege­
ben war 63 . Im zweiten Fall wurde ein Drittel der grundherrlichen Rente als reines 

Einkommen versteuert, zwei Drittel blieben frei. Zusätzlich wurde der Pächter zum 

Rustikale herangezogen. 

Bei einer Eigenbewirtschaftung des Gutes war wie 1733 nicht der Umfang, son­

dern der Ertrag für die Besteuerung maßgebend. Das örtliche Feldmeß wurde in 
Ehinger Jauchert umgerechnet, davon ein Drittel als Brache abgezogen und der Rest 
nach den ebenfalls schon 1733 gebräuchlichen Güteklassen gut, mittel und schlecht 
unterteilt. Von jeder Gruppe war der Ertrag an Sommer- und Winterfrucht anzuge­

ben. Davon durfte ein bestimmter Prozentsatz für Saatgut und Eigenverbrauch ab­
gezogen werden, der Rest war als Naturalreinertrag ohne Berücksichtigung der An­

baukosten zu versteuern. 

Die Früchte wurden dabei nach folgendem Satz in Geld angeschlagen : 
Normalfelder 
I Miltelen 64 Kernen 34 kr 4 h 
I Miltelen Roggen 26 kr 2 h 
I Miltelen Dinkel 11 kr 2 h 
I Mittelen Gerste 19 kr 4 h 
I Miltelen Hafer, Wicken, Bohnen 13 kr 0 h 
I Mittelen Erbsen und Linsen 43 kr 4 h 
I Miltelen Lein und Hanf 26 kr 2 h 
I Miltelen Einkorn 5 kr 7 h 
I Miltelen gemischte Frucht 18 kr 0 h 

63 Die folgenden Angaben stiltzen sich auf die Regulae directivae (HSTA ST B 30 Bil 300 
Bd. 3) und auf J. v. HORMAYR, Ständische Verfassung sowie E. SCHREMMER, Die Steuerver­
fassung. 

64 8 Miltelen ergaben I Scheffel (227,74 I) . (F. LUTZ, A1twilrttembergische Hohlmaße 
S. 133) 
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Die in Oberhohenberg, Gutenstein, Werenwag und Veringen häufigen Wec.hs.elfel­

der sowie Allmenden und Vieh weiden wurden ebenfalls in 3 Klassen eingeteilt, wo­

bei jeweils nur ein Teil des Rohertrages in die Steuer eingebracht werden mußte: 

Wechseljelder: 
1. Klasse (Anbau a11e 3-5 Jahre) 
2. Klasse (Anbau a11e 3-8 Jahre) 
3. Klasse (Anbau alle 9-12 Jahre) 

Seltener bebaute Wechselfelder wurden nicht als Äcker versteuert. 

A llmenden und Vieh weiden: 
1. Klasse 
2. Klasse 
3. Klasse 

1/ 2 Rohertrag 
1/ 3 Rohertrag 
1/ 6 Rohertrag 

1/ 3 Rohertrag 
1/ 6 Rohertrag 
1/ 9 Rohert rag 

Jeweils ein Mittele durfte für die Aussaat abgezogen werden. Landwirtschaftlich genutzte 
Gärten wurden wie Roggenfelder besteuert; Zier- und Lustgärten blieben frei . 

Bei den Weingärten konnten vom Rohertrag 50 Prozent für Anbaukosten und Eigenbedarf 
abgezogen werden. Der Rest wurde je nach Anbaugebiet mit 5 n, 4 n, 3 n, 21/2 n und 1 1/ 2 n 
je Eimer in Geld angeschlagen 6S . 

Auf Grund eines Reskripts vom 15 . Juli 1766 nahm die Ordinarideputation folgende 
Klassifizierung der Anbaugebiete vor: 

Seedistrikt: 
1. Klasse: Hilzingen und Riedheim 
2. Klasse: Radolfze11, Singen, Arien, Mühlhausen und Fischbach 
3. Klasse: Radolfze11er Dorfschaften (Böhringen, Überlingen, Friedingen, Hausen, Höfe zu 

Reute), Orte des Amtes Fischbach, Sipplingen, Stock ach, Nenzingen, HindeIwan­
gen 

Rotlenburger Distrikt: 
1. Klasse: Hirschau 
2. Klasse: Rottenburg 
3. Klasse: Wendelsheim , Kiebingen, Weiler , Niedernau, Obernau, Frommenhausen, Dettin­

gen, Bühl 66 . 

Bei den Wiesen war jeder Zentner 67 Heu und Öhmd mit 10 kr Einkommen, bei 

den Wäldern jeder Klafter gefällten Holzes, von dem der Eigenbedarf abgezogen 

werden durfte, mit 27 kr Einkommen angesetzt. Ausgeschlagene Wälder, die keinen 

Ertrag brachten, wurden mit 27 kr , dem Mindesteinkommen für einen Klafter Holz, 

für jeden Jauchert angesetzt. 

Fischteiche rechnete man nach der Zahl der Fische: 60 StOck Satz fische zu 1 fl 
30 kr und 60 StOck Brut oder Forellen zu 30 kr. 

6S Bei der Berechnung wurde das altwü rttembergische Eimermaß mit 2,939 hl zugrunde ge­
legt. 

66 Sitzung der Ordinarideputation v. 19. Aug-8. Sept. 1766 (LP 9*) 
67 1 Zentner = 48,6 kg 
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Die Dominikalhäuser wurden nach ihrem Schätzwert in 7 Klassen eingeteilt 
(4000 tl, 3000 tl, 2000 tl, }OOO tl, 700 tl, 400 tl, 200 tl), von dem 2 Prozent als reiner 
Ertrag in den Steueranschlag genommen wurden. 

Bei der Besteuerung der Gefälle (Revenuen), dem fortschrittlichsten Teil der Steu­
errenovation, wurden ebenfalls drei Steuerkategorien unterschieden: 
I. Gefälle, bei denen kein Abzug gestattet war 
2. Gefälle, bei denen ein Drittel und 
3. Gefälle, bei denen die Hälfte abgezogen werden durfte. 

Zu der ersten Gruppe gehörten Zehnten, Fronsurrogate, nicht landesherrliche so­
genannte Steuern, Bestandszinse von Fischwassern, Zoll, Mautgebühren, Weggeld, 
Einkünfte aus Vogteirechten, Manumissionsgelder, Laudemien, Auf- und Ab­
fahrtsgelder, Abzugs- und Nachsteuer, Konsens-, Rekognitions-, Tavernen-, 
Bürger- und Beisitzgelder, Metzig-, Back- und Hauszinse (außer von Grundholden), 
Schutzgeld, Taxen, Waag- und Fruchtmeßgeld. Beim Zehnt konnte die Kompetenz 
für den Ortspfarrer, das Stroh, abgezogen werden. Der Weinzehnt wurde doppelt in 
Anschlag gebracht, weil die Großfechsungskosten entfielen. 

Zur zweiten Gruppe zählten weitgehend I1kh ariable Gefälle wie Grund- und 
Bodenzinse, Weidgelder, Rechnungsgelder, Maien- und Herbststeuer, Wiesenzinse, 
Heu- und Grasgelder, Hauszinse von Grundholden, Hütten- und Landgarben, Öl, 
Wachs- und Küchengelder. 

Die dritte Gruppe umfaßte Umgeld, Zinsen von verpachteten Häusern, Gebäu­
den, Mühlen sowie Einnahmen von Salzkastenrechten. 

Das Einkommen aus Fronen wurde je nach dem nötigen Aufwand in drei Klassen 
angesetzt: 
1. 

2 . 

3. 

Fronen erster Klasse: 
Fuhrfronen mit Atzung für Mann und Pferd 
Handfronen mit Handgeld und Kost 
Fronen zweiter Klasse: 
Fuhrfronen mit Frongeld oder Brot für den Fronpflichtigen 
Handfron mit Kost 
Fronen dritter Klasse: 
Unentgeltliche Fuhrfronen 
Unentgeltliche Handfronen 

für jeden Tag, an dem gefront wurde. 

12 kr 
3 1/2 kr 

18 kr 
6 kr 

24 kr 
8 kr 

Mehl-, ÖI-, Säge- und Hanfmühlen mußten nach den eingenommenen Natural­
und Geldzinsen angeschlagen werden, wobei ein Drittel Abzug gestattet war. 

Die herrschaftlichen Brauereien wurden nach der Menge.. des gebrauten Biers in 
Ansatz gebracht. Jeder württembergische Eimer war als 34 kr 4 h Einkommen zu 
rechnen. 

Ausnahmen waren für landesherrliche Beamte und Städte vorgesehen. Die lan­
desherrlichen Beamten brauchten Naturalbesoldungen nicht zu versteuern. Den 
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Städten wurde wegen ihrer besonderen Aufgaben ein pauschaler Abzug von zwei 
Drittel des errechneten Jahresreinertrags der städtischen Einkünfte gestattet, womit 
sie nach fast 90 Jahren endlich die immer wieder verlangte steuerliche BessersteLlung 
in Anbetracht ihrer schlechten wirtschaftlichen Lage erreicht hatten . 

Der so errechnete Reinertrag der Dominikaleinkommen war mit 16 Prozent zu 
versteuern. Im Jahre 1769170 ertrug das Dominikaie 59 708 fl, was einem Dornini­

kalreinertrag von 371 500 fl entsprach 68 . 

(2) Die Ermittlung des steuerbaren Einkommens der Rustikalisten 

Im Unterschied zu den DominikaJisten, die - wie oben erwähnt - jeweils einzeln 
in der Steuer angeschlagen wurden, war beim Rustikale die Gemeinde, oft auch der 

ganze Landstand, Steuersubjekt. Die Subrepartition war wie früher Angelegenheit 
der Dorfgemeinde, die auch für die Festsetzung der Ertragsangaben verantwortlich 
war 69. 

Äcker, Gärten, Wechselfelder, Wiesen, Viehweiden und Weingärten wurden 
ebenso besteuert wie in der Dominikalklasse, nur durften die Belastungen in der 
gleichen Höhe, wie sie in der Dominikalklasse als Gefälle versteuert wurden, vom 

Reinertrag abgezogen werden. Die umstrittene Besteuerung nach der Rechtsqualität 
des Bodens war damit aufgegeben worden. 

Falls bei den Rustikalisten nach Abzug von Saatgut, Eigenverbrauch und Be­
schwerden kein steuerbarer Reinertrag übrigblieb, was bei den im allgemeinen nie­
drig angegebenen Roherträgen häufig vorkam, griff man bei der Besteuerung zu 

Aushüljsmitteln. Von den Belastungen wurde ganz abgesehen und nach Angabe der 
Dorfausschüsse ein Bruchteil des Ertrags als steuerbares Einkommen festgesetzt 70. 

Er schwankte zwischen einem Sechstel und einem Zwanzigstel des Rohertrags. 

Die Häuser der Rustikalisten wurden nach sechs Klassen, entsprechend den Di­
strikten, die die Ordinarideputation festgesetzt hatte, angeschlagen 71 : 

1. Klasse 
2. Klasse 
3. Klasse 
4. Klasse 
5. Klasse 
6. Klasse 

911 
7 11 
611 
411 30 kr 
411 
211 

68 HSTA ST B 30 Bo 97' 
69 S. O. S. 252-259 

(Günzburg) 
(Ehingen, Waldsce, Stockach, Riedlingen) 
(Radolfzell, Weißenhorn) 
(Rottenburg, Saulgau, Krumbach , Altdor!) 
(Munderkingen, Mengen, Burgau, Horb) 
(Dorfschaften) 

70 Zur Bestimmung dieses Bruchteils im einzelnen s. J. V. HORMAYR , Ständische Verfassun­
gen S. 1l9f. 

7 1 Klassifizierung in der Sitzung der Ordinarideputation vom 5. Sept. 1766 (LP 9') 
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Von den Tavernen und Wirtschaften durfte vom jährlichen Reingewinn ein Drit­

tel abgezogen werden, der Rest wurde in das Steuersubstrat einbezogen. Brauereien 
wurden wie bei der DominikaIsteuer behandelt. Mühlen wurden entsprechend ihrer 

Ertragsmöglichkeiten besteuert. Nach st(Jtem, mittlerem und kleinem Wasser wur­

den drei Klassen gebildet. Dabei wurde als steuerbares Einkommen angenommen: 

1. Kla sse 2. Klasse 3. Klasse 

Mahlmühle je Mahlgang 2011 12 fl 711 
Säg-, Walk- und Öigang 5 fl 3 fl 1 11 45 kr 
Lohmühlen 2 11 30 kr 1 11 30 kr 52 1/2 kr 
flau smühlen 1 11 

Bei den Gewerben wurde die seit 1733 gebrauchte Unterscheidung in drei Klassen 

aufgegeben. Man setzte sie nach ihrer Anzahl, ohne Rücksicht auf das Gewerbe, in 

der Steuer an, doch wurde die Zeit, in der sie Arbeit hatten, und die Anzahl der Ge­

sellen bei ihrem Anschlag berücksichtigt. Ihre Einteilung richtete sich dann schema­
tisch nach der für die Häuser getroffenen Klassifizierung. Als Reineinkommen wur­
de jeweils gerechnet: 

I. Klasse 
2. Klasse 
3. Klasse 
4. Klasse 
5. Klasse 
6. Klasse 

911 
711 
611 
511 
3 f1 30 kr 
3f1 

(Günzburg) 
(Ehingen, Waldsee, Stockach, Riedlingen) 
(Radolfzell, Weißenhorn) 
(Rottenburg, Saulgau, Krumbach , AltdorD 
(Munderkingen, Mengen, Burgau, Horb) 
(Dorfschaften) 

Der 1767 angenommene Reinertrag eines Handwerkers unterschied sich damit 
nicht wesentlich von dem Ansatz von 1733 mit 6 11. Bei einer geringeren Arbeitszeit 

als einem Jahr verringerte sich der Anschlag der Handwerker entsprechend 72. 

Von dem auf diese Weise ermittelten Steuersubstrat waren von den Rustikalisten 

jeweils 25 Prozent zu versteuern. 

Die gesamte Steuerrenovation, die sich mit der Berichtigung von Einzelstreit­

punkten noch bis 1770 hinzog, war mit einer im Verhältnis zum Umfang der gestell­
ten Aufgabe ungemeinen Schnelligkeit durchgeführt worden. Dies war nur möglich, 

weil man aus Kostengründen auf ein wesentliches Element des Censimento milanese 
verzichtete, nämlich auf die genaue Vermessung des Landes 73 . In den meisten Fäl­

len wurden die Angaben des Katasters von 1733 zu Grunde gelegt. Die Berechnung 

des Steuersubstratkapitals erfolgte auf der Basis der Fatierung durch die Steuer­
pflichtigen, die in sogenannten Bekenntnistabellen ihr Einkommen offenlegen muß-

72 Die in den Bekenntnistabellen angegebene Zeit mußte zur Berechnung des Steuersub­
strats jeweils um die Hälfte erhöht werden, also von 1/3 Jahr auf 1/2 Jahr, von 1/2 Jahr auf 
3/ 4 Jahr und von 3/ 4 auf ein ganzes Jahr. (J . v. HORMAYR, Ständische Verfassungen S. 118) 

73 S. O. S. 368 
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ten, bei den..Dominikalisten waren diese Tabellen von jedem Steuerpflichtigen, bei 
den Rustikalisten von den Gemeinden auszufüllen 74. Bei falschen Angaben wurden 
dem Schuldigen clie doppelten Kosten für eine dann vorzunehmende Nachprüfung 
durch eine Lokaluntersuchungskomrnission auferlegt. Ein wesentlicher Streitpunkt 
waren die ErtragsangabeI), die von der Kommission in vielen Fällen als zu niedrig 
angesehen wurden 75. Zur Bereinigung offensichtlicher Mißstände wollte die Ordi­
narideputation einen Plenarkonvent einberufen, was ihr jedoch verboten wurde. Sie 

versuchte deswegen, die gröbsten Unstimmigkeiten durch einen Vergleich der neuen 
Angaben mit denen der letzten Aufnahme für den Kataster von 1733 zu berichtigen , 
doch blieb dies ein problematisches Unterfangen, da damals nach dem Höchstertrag 
in guten Jahren , nunmehr aber nach einem Durchschnittsertrag gefragt wurde. 

Wirtschaftsgeschichtlich von besonderem Interesse sind die Klassifikationen des 
Wertes der Häuser und der Ertragseinschätzung der Gewerbe. Die Grundlage für 
die Einschätzung der Gebäude war ihr Anschlag im Feuersozietätskataster, während 
für die Gewerbetreibenden , 2227 in den Städten und 3363 in den Dörfern 
Schwäbisch-Österreichs, eigene Aufnahmen gemacht wurden . Dieses außerordent­
lich umfangreiche statistische Material, das nach der Neuordnung des ständischen 
Archivs nach 1805 zum Teil zertrennt wurde, ist bislang noch nicht ausgewertet wor­
den 76. 

Gleichzeitig mit der Schaffung eines Dominikal- und Rustikalsteuerkatasters wur­
de auch das Einkommen der geistlichen Institutionen unter der Bezeichnung 
Erbschajtssteuer-Aequivalent, das der Geistlichen als Schuldensteuer und das der 
Staatsbeamten als Arrah der Steuerpflicht unterworfen. Mit dem Erbschaftssteuer­
aequivalent wurden alle geistlichen Einkünfte als Ausgleich rur die bei kirchlichen 
Pfründen und Stiftungen nicht realisierbare Erbsteuer belegt. Es wurde als Kriegs­
steuer in Höhe von zwei Prozent der jährlichen Einkünfte aller österreichischen 
Kommenden, Prälaturen, Klöster, Bruderschaften und Benefizien erhoben. Gegen 
diese Steuer leisteten die Bischöfe der betroffenen Diözesen erbitterten, wenn auch 
vergeblichen Widerstand. Die Tatsache, daß der Konstanzer Kardinal von Rodt als 
Wortführer der Gegner dieser Steuer galt, verschJ~hterte seine Beziehungen zum 
Erzhaus erheblich. Namentlich die Fassionen, die als Einbruch in die geistliche Im­
munität angesehen wurden, empfand man als schwerwiegenden Eingriff 77. Soweit 
die geistlichen Institutionen der österreichischen Landeshoheit unterworfen waren, 
gab Maria Theresia diesem Protest nicht nach. Die Peraequationskommission wur­
de angewiesen, das Vermögen der geistlichen Institutionen ebenfalls aufzunehmen; 
sie konnte diese Aufgabe zum gleichen Zeitpunkt wie die übrige Steuerrenovation 
abschließen 78. 

74 HSTA ST B 30 Bü 304 
75 HST A ST B 30 B 306, 307 
76 3. Dez. 1766 (HST A ST B 30 Bü 265) 
77 R. REINHARDT, Die Beziehungen S. 180f. 
78 HSTA ST B 30 Bü 308-310 
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Die Schulden steuer war eine einprozentige.Einkommensabgabe der Geistlichkeit, 
die von Maria Theresia in Anknüpfung an die früheren subsidia charitativa zur Be­
zahlung der Kriegsschulden erhoben wurde. Der österreichische Klerus hatte die 
neue Aufgabe ohne Widerspruch akzeptiert, während neben dem salzburgischen 
auch der Konstanzer Bischof Kardinal Rodt unter Berufung auf das Konkordat von 
1629, in dem zugesichert worden war, daß die Tür.kensteuer keine fortlaufende 
Steuer sein sollte, heftigst protestierte und die Geistlichkeit zu passivem Widerstand 
gegen die Abgabe aufrief. Der Widerstand Rodts blieb vergeblich, da sich die Regie­
rung in Wien auf den Standpunkt stellte, daß das Konkordat nur für außerordentli­
che Steuern, nicht aber für die jedermann obliegende ordentlichen Abgaben gegol­
ten hätte 79 . 

Gegen ihre Besteuerung im österreichischen Dominikale erhoben die reichsfreien 
Stände, namentlich über den Schwäbischen Kreis, lebhaften und nachdrücklichen 
Widerspruch, der über Druckschriften auch publizistisch ausgetragen wurde so. Der 
Streit währte mehrere Jahre, bis der Schwäbische Kreis und Österreich sich 1774 in 
einem Vertrag einigten, daß das Erzhaus gegen eine einmalige Zahlung der Kreis­
stände in Höhe von einer halben Million Gulden auf eine weitere Besteuerung ihrer 
Güter und Einkünfte in Schwäbisch-Österreich verzichten würde 81. Betroffen wa­
ren davon rund ein Viertel der dem Dominikale unterworfenen Güter; entsprechend 
verminderte sich der jährliche Ertrag des Dominikaie von rund 60 000 fl auf etwa 
45 000 fl. Schon 1770 hatten auch Baden und Österreich wechselseitig auf die Be­
steuerung verzichtet 82. 

Die eigentliche Aufnahme und Berechnung des Steueranteils der RustikaliH.en 
wurde 1766 begonnen und war ein Jahr später abgeschlossen . Zwei Jahre wurden 
die Ergebnisse rektifiziert und 1769 legte von Majer den Ständen gleichzeitig mit der 

79 E. GOTHEIN, Der Breisgau S. 63; 1. N . V. VANOTTI, Steuerwesen S. 406; R. REINHARDT, 
Die Beziehungen S. 177-180 

SO Anmerkungen über eine in Vorschein gekommene Schrift, betitelt kurze Beleuchtung auf 
was Art von der kaiserlich-königlichen Majestät an zerschiedene, so geist- als weltliche, 
höchst-, hoch- und löbl. Reichsstände, welche in allerhöchst Dero Schwäbischen Erb- und 
Reichspfandschaftlichen Landen Güter zu liegen haben, oder daraus Zehenden, Zinsen, Gül­
ten, und anderen Erträglichkeiten was bezihen, die Aushändigung der sogenannten 
Erbschaftssteuer-Aequivalent, Schuldensteuer und Dominical-Fassionen, anmit aber die hier­
aus sich äußernde Abgabe verlangt worden; nebst denen Beweggründen, warum sothane For­
derung nicht statt haben möge. - Wien 1768; Beantwortung einer bey der letzten schwäbi­
schen Kreisversammlung gegen die dermaligen Vorderösterreichischen Steuereinrichtungen 
neuerlich in Vorschein gekommene Schrift, betitelt , Gründe, warum das Allerdurchleuchtig­
ste Erzhaus Österreich des hochlöbl. schwäbischen Kreises Stände und Angehörigen, über de­
ren aus den vorderösterreichischen Landen ziehenden Einkünften, oder das sogenannte Domi­
nikale, steuerfrey anzusehen haben möge. - Wien 1768 (HSTA ST B 30 Bü 266) 

81 GLA 79/ 1266; HSTA ST A 8 Bü 171; F. ECKART, Die Steuerreform S. 51 ; F. KALLEN· 
BERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 225f.; R. REINHARDT, Die Beziehungen S. 180 

82 F. ECKART, Die Steuerreform S. 54 
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Bekanntgabe seiner Ernennung zum Oberdirektor die reformierte Matrikel zur Rati­
fizierung vor. Ab 1770 wurde die Steuer nach ihr eingezogen 83. 

Die Einschätzung der einzelnen Stände in dem SteuersubstratkapitaI läßt sich -
in prozentualer Umrechnung - trotz der Ausgabe des bis dahin gültigen Sölden­
schlüssels mit der bisherigen Steuerbelastung vergleichen, da bei den RustikaIisten 
nicht der einzelne Steuerzahler, sondern die Gemeinden bzw. der jeweilige Stand für 
die gesamte Steuersumme hafteten . Dabei hatten sich gegenüber den bisherigen 
Quoten beachtliche Verschiebungen ergeben. 

Steuersubstratkapital der Rustrikalisten 1769 84 

Landstand 
od. Herrschaft 

1. Oberamt Altdor! 

Munderkingen rn. Deppen-
hausen u. AIgershofen 

Waldsee rn. Graben u. 
Dinnenried 

Riedlingen m. Erisdorf, 
MÖhringen, Aderzhofen 

Schelklingen 
Altdorf 
Landvogtei Schwaben 
Warthausen 
Berg 
Urspring 
KJ. Wald see f. Gericht Reute 
Emerkingen 
Kloster Löwental 85 

Kloster SI. Georgen rur 
Ingoldingen, Degernau, 
Voggenreute 
Baien furt 

Substratkapital 
f1 kr 

3124233/4 

3 15221 1/4 

662427 1/4 

1 06845 
238553 1/4 

50145 5 
5400151 /2 
1494133/4 
2 594 31 3/4 
1 883 54 3/4 

230 1 
631 21/4 

566 23 1/2 
377 27 

Summe des Oberamts Altdorf: 7967844 

Anteil am 
Subst.kap. 
(Promille) 

10,8 

10,8 

22,7 

3,7 
8,2 

171,0 
18,6 
5,1 
8,9 
6,5 
0,5 
2,0 

1,9 
1,3 

272,0 

Anteil an Zunahme/ 
den Sölden Abnahme 
von 1733 
(Promille) 

13,8 - 21,8 

12,9 - 16,3 

24,6 7,8 

4,4 - 15,9 
7,1 - 15,5 

137,0 + 24,8 
17,2 + 8,1 
6,8 - 25,0 

10,9 - 18,4 
5,3 + 27,7 
0,9 - 44,5 

0,8 + 137,5 

241,7 + 12 ,1 

83 20.-28. Aug. 1769 (LP 12·); Landständische Rechnung 1769170 (HSTA ST B 30 Bo 97*) 
84 Rustikal-Haupt-Summarium des k.Oesterreichischen Vorlands Schwaben nach der 1766-

1767 geschehenen General-Landes-Visitation und der darauf A.1768 erfolgten Calkulation 
(STA Sigrnaringen, Grafschaft Sigmaringen, Allgern. Teil, Paket 121) 
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Landstand Substratkapital Anteil am Anteil an Zunahme/ 
od. Herrschaft 11 kr Subst.kap. den Sölden Abnahme 

(Promille) von 1733 (Prozent) 
(Promille) 

Il. Oberamt Burgau 

Ehingen m. Herrschaft 
Eh ingen u. Spita lorte 10901 161 / 2 37.6 39,5 4,8 

Günzburg m. Deffingen u. 
Leinheim 10929203/4 37,6 31,0 + 21,1 

Stad t Weißenhorn 605 8 36 3/4 20,9 17,0 + 23,0 
Stadt Burga u 86 546054 18,8 20,6 8,8 
Appcrtinenz Knöringen 35 
Kir.chbcrg 4643513/4 16,0 

25 ,8 33,9 Wulcnstctten 5 370453/4 18,5 + 

Wcißenhorn m. Pfaffcnhofcn 14711373/4 50,5 
(1733 m. Obcnhauscn) 31,2 + 61,8 

Scifricdsbcrg 10727 37,0 26,1 + 41,4 
Ruhfclde n 2833 22 1/4 9,7 3,6 + 169,6 
Herrschaft Wald 3261 11 3/4 11 ,2 10,7 + 4 ,7 
Ronsbcrg 967 14 3,3 4,0 - 17 ,5 
Erbach 1 72050 5,9 5,6 + 5,4 
Wiblingcn 452 3341 /4 15 ,5 8,7 + 78,2 

Ex traord i nar ikollek tu ble 
Orte Stetten, Stcinberg, 
Dornd orf, Unterweilcr, 
Wiblingcn 2 10 524 1/4 7,3 

Landensberg, Glö tt \\'c ng u. 
Mchrcnstctten 1 046 24 3/4 3,6 1,7 + 111 ,7 

Hochwang 763 5 1/ 2 2,6 2,6 
Röfingen 997 3,4 3,2 + 6,2 
Schcppach 1 944 35 1/4 6,7 5,1 + 31.4 
Holzheim u. Bubesheim I 880 11 6,5 8,4 - 22,6 
Obenhausen (Kartau se Bux· 
heim) 461 49 3/4 1,6 
Heufeldcn 187 7 1/ 2 0,6 1,3 - 53.8 

85 Das Dominikanerkloster Löwental steuerte 1712 12 11 zu jeder einfachen Anlage zur 
Landvogtei Schwaben. Für den Fundationsbesitz gab es seit 1711 jährlich 80 11, um von weite­
ren Leistungen frei zu sein; Neuerwerbungen sollten dagegen der Kollektation unterworfen 
werden. Die Aufführung in der Matrikel von 1769 bedeutet jedoch nicht, daß Löwental Land­
standschaft erhalten hätte . Es steuerte weiter über die Landvogtei Schwaben. (S. a . OAB Tett­
nang, 2. Aul1 . S. 758-764) 

86 1754 betrug der Anteil Burgaus nur noch 17,4070 an der gemeinsamen Bewilligung; der 
neue Anschlag rechtfertigte die Bedenken der Ordinarideputation gegen weitere Ermäßigun­
gen. (29. Aug.-22. Sept. 1754, LP 5·) 
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Landstand Substratkapital Anteil am Anteil an Zunahme/ 
od. Herrschaft f1 kr Subst.kap. den Sölden Abnahme 

(Promille) von 1733 (Prozent) 
(Promille) 

Neu berittene burgauische 
Orte 4557 24 15,7 11 ,1 + 41 ,7 

Weiler, Dintenhofen, Her-
bertshofen (Kl. St. Georgen) 22035 0 ,8 0,8 

Großkötz (KL Wettenhausen) 2 171 11 1/4 7,5 

Ortschaften, welche ad Cassam 
Austriacam neuerlich beige-
zogen werden: 

Hetschwang: Ulmisches 
Hüttenamt 
Mussingen: Herrn v. Schad 

Luipen: Herrn v. Besserer 
u. vier andere Patrizier 
Herbishofen: Spital Ulm 
Balmertshofen: KL Elchingen 
Oberhausen, Niederhausen: 
KL Kaisheim 
Beuren: Kartause Buxheim 
Freibauern in Dellmensingen; 
Weiler bei Hetschwang: 
Herrn v. Kraft 
Hof v. Delmensingen : 
Baron v. Wertenstein I 840403/4 6,4 

Summe des Oberamts Burgau: 10881957 
[recte: 106679 43/4 368,1 283 ,0 + 30,0] 

JII. Oberamt Nellenburg 

Radolfzell m. Überlingen, 
Friedingen, BÖhringen, Hau-
sen a. d. A., Schwacken-
reute, Reuthöfe, Rickels-
hausen, Haldenstetten 3389 3 1/4 I 1,5 17,7 - 35,0 

Saulgau m. Engenweiler, 
Nonnenweiler, Schwanach, 
Moosheim, Wolfartsweiler 5005 81 /4 17,1 22,0 - 23,2 

Mengen m. Heudorf u. 
Granheim 3710581 /4 12,7 16,1 21,1 

Stockach 2217281 /4 7,6 6,7 + 16,4 

Aach 651123/4 2,2 5,2 - 57 ,7 
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Landstand Subsuatkapital Anteil am Anteil an Zunahme/ 
od. Herrschaft 11 kr Subst.kap. den Sölden Abnahme 

(Promille) von 1733 (Prozent) 
(Promille) 

Landgrafschaft Nellcnburg 703245 24,2 41,5 - 41,7 
Veringcn 3244474/4 11,1 12,2 9,0 
Gutenstein 2518553/4 8,7 8,8 1,4 
Singen I 72943 1/2 5,9 8,3 - 28,9 
Tengen 1 257 26 1/4 4,3 9,0 - 52 ,2 
Hilzingcn 1 65834 5,7 8,6 - 33,7 
Mühlhausen 109029 3,7 4,2 - 11 ,9 
Offingen 14450 0,5 1,0 - 50,0 
Altheim 1 196463/4 4,1 7,1 - 4Ü 
Unlingen 1428 63/4 4,9 7,6 - 35,5 
Hailtingen u. Dentingen 520 35 3/4 1,8 3,4 - 47,0 
Bierstetten 726 55 3/4 2,5 4,9 - 48,9 
Amt Heiligkreuztal 402739 1/2 13,7 26,3 - 47 ,9 
Langenenslingen, Billafingen 
u. Hitzkofen 1 44426 1/4 5,0 9,2 - 45,7 
Hoppentenzell: Landkomturei 
Altshausen 18922 0,6 

Neuerlich ad Cassam Austri-
acam gezoge ne Ortschaften : 

Amt Kloster Wald 2 794 36 3/4 9,6 
Güter der Stadt Stein in 
Ramsen, Wiesholz. Höfe in 
Ober- und Unterwald 87 I 341 4 4,6 

Büsingen: Junker im Thurn 
Reute: KI. Allerheiligen 
Hcmmenhofcn: KL Fcldbach 
Schlatt am Randen : 
Fürstenberg 
Hemishofen: Stein am Rhein I 85640 3/4 6,4 

Summe des Oheramts Ne/lenburg: 49 177 41 1/4 178.9 219,8 18,6 

87 S. B AUMANN, Territorien des Seekreises S. 24 
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Landstand Substratkapital Anteil am Anteil an Zunahme/ 
od. Herrschaft f1 kr Subst.kap. den Sölden Abnahme 

(Promille) von 1733 (Prozent) 
(Promille ) 

IV. Oberamt Rottenburg 

Rottenburg 853613 1/4 29 ,4 41 ,5 29 ,2 
Stadt Oberndorf I 35049 4,6 
Herrschaft Oberndorf 2502561 /2 8,6 14,3 7,7 

Horb 2323 9 8,0 
24 ,8 39,1 Horber Spitalorte 1015541 /2 3,4 -

Horber Obervogteiappcrti-
nenzen I 04923 3,6 

Schömbcrg 2137571 / 2 7,4 14,5 - 49,0 
Binsdorf 831501 / 2 2,9 6,4 - 57,7 
Obernau 250571 /4 0,9 2,2 - 59 ,1 
Schram berg 5733123/4 19 ,7 26,4 - 25,3 
Werenwag 2380161 /4 8,2 4,8 + 70 ,8 
Kallenberg 2703 53 3/4 9,3 11 ,1 - 20 ,7 
Niederhohenberg 11735121 /4 40,3 51,5 - 19,8 
Oberhohenberg 8995 5 30,9 48,5 - 36,3 
Nordstetten 63339 1/ 2 2,2 1,6 + 37,5 
Gunningen 465 32 3/4 1,6 0,8 + 100,0 

Summe des Oberamts Rottenburg:52 645563/4 181 ,0 248 ,9 - 27 ,3 

Dieses Rustikalsummarium macht deutlich, daß die theresianische Steuerrektifi-

kation stärker als jede frühere Matrikelrenovation d ie Proportionen zwischen den 
Anteilen der einzelnen Stände am Steueraufkommen verschoben hatte . 

Am bedeutsamsten war wohl die Tatsache, daß eIer Verzicht auf die Kapitation 

und die Nichtberücksichtigung der Rechtsqualität der Grundbesitzverhältnisse bei 
der Berechnung des Steuerfundus zu einer weiteren und nicht unwesentlichen 
Steuerentlastung der Städte gegenüber den Landschaften geführt hatt e. Sie brach­

ten nunmehr nur noch ein knappes Viertel des Steuerertrages innerhalb des Rustika­
le auf, gegenüber 34 Prozent im Jahre 1683 und 29 Prozent im Jahre 1733 . 

Gleichzeitig hatte sich das wirtschaftliche und damit auch das steuerliche Schwer­

gewicht innerhalb der schwäbisch-österreichischen Stände weiter auf die im Burgau 

gelegenen Herrschaften verschoben. Günzburg und Ehingen müssen zur Zeit der 

Vornahme der Peraequation als die bedeutendsten Städte Schwäbisch-Österreichs 

angesehen werden. Die wirtschaftliche Stagnation Rottenburgs, die nach dem Drei­
ßigjährigen Krieg begann, hatte sich durch das ganze 18. Jahrhundert hindurch 

fortgesetzt. Außerordentlich auffallend ist der Rückgang der Bedeutung aller ho-
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henbergischen Herrschaften, die - bedingt durch ihre isolierte Lage - ihre hervor­
ragende Stellung unter den Ständen Schwäbisch-Österreichs weitgehend eingebüßt 
hatten. Nicht nur absolut, sondern auch relativ waren die im Westen gelegenen 
Stände der ärmere Teil unter den schwäbisch-österreichischen Landständen 88: 

Oberamt Einwoh- Prozent Fläche Prozent Steuersub- Prozent Steuersub-
ner (Quadrat- strat strat je 

meilen) 11 Einwohner 

Burgau 34655 30,5 15,1 25,7 106679 36,0 3,4 
Hohenberg 29696 26,2 13,1 22,3 52646 18,1 1,77 
Nellenburg 23666 20,9 14,3 24,8 49 177 17,9 2,8 
Schwaben 25266 22,4 16,2 27,2 79678 27,2 3,15 

Zusammen: 113 283 100,0 58,7 100,0 288 180 100,0 2,52 

Während im Burgau auf einen Einwohner fast 3 1/2 fI Steuersubstrat entfielen, 
auch in der Landvogtei Schwaben noch etwa 3 fI 10 kr je Einwohner angesetzt wur­
den, blieben Nellenburg und Hohenberg mit 2 fI 50 kr und I f145 kr deutlich hinter 
den beiden anderen Oberämtern zurück . Ungünstigere natürliche Voraussetzungen, 
schlechte StraßenverbinduJJgen und politische Randlage waren die Ursache für den 
wirtschaftlichen Tiefstand der nellenburgisch~n und hohenbergischen Stände zu Be­
ginn der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Erst die Eingliederung in die größeren 
politischen Einheiten Badens und Württembergs führte hier im Laufe des 19. Jahr­
hunderts zu einer Wende. 

Außerordentlich stark hatte sich auch das Verhältnis zwischen den drei Vorlan­
den verändert. Das Steuersubstratkapital der Rustikalisten war folgendermaßen 
verteilt 89: 

Breisgau 
Schwäbisch-Österreich 
Vorarlberg 

Zusammen 

7071811 
28818011 
4343711 

402 335 11 

17,6% 
71,6% 
10,8% 

100,0% 

88 Bevölkerungszahlen nach der Zählung von 1771 (HSTA ST B 28 B(5). Die Flächenanga­
be nach HST A ST B 30 Bü 566. Sie kann nach ihrer Berechnungsmethode nur als ein sehr ap­
proximativer Anhaltspunkt verstanden werden. Bei der Berechnung ging man von dem Steu­
erkataster, der in Ehinger Jauchert die wirtschaftlich genutzten Flächen angab, aus, rechnete 
1/ 3 für Wohnflächen, Straßen, Flüsse und Wälder hinzu und wandelte die so gefundene Sum­
me in deutsche geographische Meilen um. 

89 F. ECKART, Die Steuerreform An!. I S. 1-8, allerdings mit völlig falschen Zwischenüber­
schriften für die einzelnen Herrschaften im Breisgau; An!. VII für Vorarlberg. Nach J. BA­
DER, Breisgauische Stände S. 170 war das Rustikale mit 74 469 fl unwesentlich höher. 



383 

Entweder hatte der Breisgau durch die vergangenen Kriege wirklich stark gelitten 

oder die Steuer fassionen waren weitaus niedriger gehalten als in Schwäbisch­
Österreich, denn mit seinem Steueranteil übertraf es nunmehr die beiden anderen 
Vorlande erheblich. Selbst der Dominikalistenanteil der im Breisgau zahlreich ver­
tretenen Prälaten und Adligen konnte diesen Unterschied nicht ausgleichen; deren 
Substratkapital lag im Breisgau bei 365 333 11, in Schwäbisch-Österreich bei 
371 500 11 90 . 

(3) Die finanziellen Auswirkungen der Steuerreform von 1767169 

Die Einnahmen der schwäbisch-österreichischen Landstände betrugen in den elf 
Jahren zwischen 1769170 und 1785186, für die sich Rechnungsbände erhalten ha­
ben, insgesamt 2 104 324 11 oder jährlich 192 000 11 91. Sie lagen damit noch unter 

den kriegsbedingt hohen Einnahmen der Jahre vor der Steuerreform, in denen sie 
sich auf jährlich etwa 223000 11 beliefen 92. Die Rustikalsteuern machten an dieser 
Summe etwa die Hälfte (jährlich 96 700 11) aus, die Dominikalsteuern mit jährlich 
48 500 11 etwas mehr als ein Viertel. Bis 1774 hatten die Dominikalsteuern eine Höhe 
von fast 60 000 11 . In diesem Jahr kauften sich die Stände des Schwäbischen Kreises , 
die in Schwäbisch-Österreich Besitzungen und Einkünfte hatten, mit dem erwähn­

ten Vertrag durch die einmalige Zahlung einer halben Million Gulden von der Steu­
erpflicht frei. Die Einnahmen aus dem DominikaIe verminderten sich dadurch um 
jährlich etwa 16000 11. Die Adminikulargefälle, nämlich Maßpfennig, Bierheller, 

Schuldensteuer und Stempelpapieraversum, ertrugen jährlich 17 000 11 oder ein 
Zehntel der Einnahmen 93. An Krediten nahmen die Stände in den elf Jahren 
237910 11 auf, doch lag der Schwerpunkt der Geldaufnahmen in den Jahren 1769 

bis 1777, in denen sich die Stände jährlich mit 26 000 11 bis 80 000 11 neu verschulde­
ten . Zwischen 1777 und 1784 blieb die Neuverschuldung unter 3200 11, danach wur­
den bis 1787 keine Kredite mehr aufgenommen. Die Guthaben der Stände aus den 
wäh rend der Kriegszeiten erhobenen Antizipationen und Superrogaten wurden ge­
strichen. Als Ausgleich dafür überließ ihnen Maria Theresia die von dem Klerus 

aufgebrachte Schuldensteuer. Bis 1783 bezahlten die Stände ihre Kosten für das ge­
meinsame Zuchthaus in Buchloe aus den allgemeinen Einkünften . Danach wurde ei­
ne eigene Anlage dafür erhoben, die jährlich 5000 11 einbrachte. 

90 F. ECKART, Die Steuerreform An!. 11 S. I f.; das Steuerkapital von 22 833 fl wurde zum 
Vergleich mit dem Faktor 16 multipliziert. BADER setzt das Dominikaie mit 31 917 fl (oder 
510672 fl Submatkapital) wesentlich höher an. (Breisgauische Stände S. 170) 

91 Erhalten sind die Rechnungen fUr 1769/70, 1770/7 1, 1773/74 , 1774/75, 1776/77 , 
1777/78, 1778/79, 1782/83, 1783/ 84, 1784/ 85, 1785/ 86 (HSTA ST B 30 BU 97°-115°) 

92 So nach Ausweis der Rechnungen von 1746/ 47,1756/ 57,1762/63,1767/ 68 (HSTA ST 
B 30 Bu 90°-94°) 

93 Nach der Rechnung von 1804/ 05 hallen die Adminikulargefälle etwa die gleiche Höhe 
wie um 1780 (16 40311), davon machten Maßpfennig und Bierheller mit 10500 11 etwa zwei 
Drittel, die Schuldensteuer mit 5000 11 und das Stempelaversum mit 903 11 ein Drillei aus. 
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Ein wesentliches Ergebnis des Steuerreformwerkes war die Tatsache, daß die 
Steuerbasis der schwäbisch-österreichischen Landstände auf eine so breite Grundla.: 
ge gestellt werden konnte, daß wieder ein Ausgleich zwischen den Staatsanforderun­
gen und dem ständischen Steueraufkommen hergestellt wurde. Zwischen 1769 und 
1786 zahlten die Stände über eine halbe Million Gulden an Schulden ab. Gleichzeitig 
konnten die an das Aerarium abgeführten Gelder von 31 239 fl zu Beginn der Regie­
rung Maria Theresias auf 80 000 fl gesteigert werden, obwohl die Belastung der bis 
dahin aIleine besteuerten Rustikalisten wesentlich vermindert wurde. Relativ und 
teilweise auch absolut gesehen, lag trotz der Steigerung des Steuerertrags für das Ae­
rarium der Anteil der einzelnen Stände niedriger als etwa zu Beginn des 17. oder des 
18. Jahrhunderts. In Anbetracht des Geldwertverfalls und der Vergrößerung der 
Kontribuentenzahlen forderte der absolutistische Staat Maria Theresias von dem 
einzelnen Kontribuenten zwar eine regelmäßge Steuer, über deren Höhe die Land­
stände nicht mehr zu befinden, sondern die sie nur noch einzuziehen und pünktlich 
zu verwalten hatte, doch traf sie den Untertanen wesentlich weniger schwer als dies 
etwa die auf den Landtagen um 1600 bewilligten Türkensteuern getan hatten. 

Die landständische Verfassung spielte zwar bei der Gliederung der Provinz Vor­
derösterreich insofern noch eine Rolle, daß die der Landesstelle untergebenen Herr­
schaften in zwei Gruppen eingeteilt wurden, nämlich solche, die zu Landständen ge­
hörten und andere k . k. Graf- und Herrschaften, welche den v. Ö. Landesstellen un­
tergeben, unter sich aber in keine Stände eingeteilt sind. Für die Praxis der Besteue­
rung spielte dies jedoch keine Rolle mehr. So war auch im Jahre 1788, nachdem 
Vorarlberg bereits wieder von Innsbruck aus verwaltet wurde, die Gesamtkontribu­
tion Vorderösterreichs einheitlich unter die einzelnen Herrschaften aufgeteilt, unab­
hängig davon, ob sie Landstände besaßen oder nicht. Ihre geringe Bedeutung äußer­
te sich auch in der Tatsache, daß die Reichsgrafschaft Tettnang nach ihrem Erwerb 
durch Österreich zwar als fünftes Oberamt Schwäbisch-Österreichs geführt, aber 
nicht einmal der Versuch unternommen wurde, die Untertanen in irgendeiner Weise 
in die ständische Verfassung dieses Landes zu integrieren 94. 

Kontribution 1788 f1 Prozent 

Breisgau 105 016 41,8% 
Schwäbisch-Österreich 118319 47,2% 
Ortenau 12000 4,8% 
Montfort 11554 4,6% 
Wasserburg 1971 0,8% 
Falkenstein 2032 0,8% 

Zusammen 250 892 100,0% 

94 GLA 79/ 373 
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Der theresianische Kataster blieb die Grundlage der Besteuerung in Vorderöster­
reich bis zum Verlust dieser Provinz nach der Niederlage bei Preßburg im Jahre 
1805. Kaiser Joseph 11. plante, ausgehend von physiokratischen Theorien, das ge­
samte Steuersystem der Erblande zu ändern und alle bestehenden Steuern abzu­
schaffen. An ihre Stelle sollte eine reine Grundsteuer treten. In dem Handschreiben 
des Kaisers, in dem er dem Grafen Hatzfeld seinen Entschluß mitteilte, hieß es, der 
Grund und Boden ist die einzige Quelle, aus welcher alles kommt und alles zurück­
fließt, was zum Unterhalte des Menschen dient. Der Wechsel der Zeiten tindert hie­
ran nichts. Deshalb muß aber auch die Kultur/ltiche die ganze Last der Besteuerung 
tragen, deren der Staat bedarf, und kann unter den Besitzern ihrem persönlichen 
Stand nach kein Unterschied gemacht werden 95. Trotz des Widerspruchs des Staats­
rates, der auf die Schwächen der physiokratischen Theorien verwies, beharrte Jo­
seph 11. auf seinem Plan. Am 20. April 1785 erging der Befehl, die Steuerregulie­
nmg in den einzelnen Provinzen aufzunehmen, wobei Vorderösterreich allerdings 
wegen der komplizierten Rechtslage durch die Vermischung seines Territoriums mit 
anderen Reichsständen zunächst ausgespart blieb. Bis 1788 war die Steuerregulie­
rung abgeschlossen; für das Militärjahr 1790 sollte zum ersten Mal die Steuer nach 
dem neuen Kataster eingezogen werden. Er blieb jedoch nur ein halbes Jahr in 
Kraft, denn nach dem Tode des Kaisers erhoben sich derartige Proteste dagegen, 
daß das Grundsteuersystem von Josephs Nachfolger Leopold II. schon am 9. Mai 
1790 wieder aufgehoben und die Besteuerung nach dem zuvor üblichen System be­
fohlen wurde 96. 

95 F. ECKART, Die Steuerreform S. 92f.; J. M. CHLUPP, Systematisches Handbuch S. 38-41 
96 Ebd. 
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13. Das Ende Schwäbisch-Österreichs und seiner 
landständischen Verfassung 

Bis 1790 erledigten Engere Konferenz, Ordinarideputation und die Verwaltung 
der schwäbisch-österreich ischen Landstände in der 1769 festgesetzten Form die ih­
nen zugewiesenen Geschäfte unter der Leitung des Oberdirektors von Majer. Für 
die Abwicklung der Geschäfte galten die allgemeinen Vorschriften für österreichi­
sche Behörden. Die Entscheidungen der ständischen Verwaltung (Cone/usa) wurden 
in der Regel wöchentlich in einem Protokollbuch festgehalten, ebenso die der mo­
natlich einmal tagenden Engeren Konferenz und der Ordinarideputation. Letztere 
trat vierteljährlich und, durch die Bürgermeister der Direktorialstädte verstärkt, 
einmal im Jahr zum Rechnungsabhör zusammen I. Alle Beschlüsse wie Beamtenan­
stellungen, Besoldungserhöhungen, Pensionierungen, Geldausgaben, Anschaffun­
gen usw. mußten wie die der anderen Unterbehörden von der v. Ö. Regierung und 
Kammer bzw. den Wiener Zentralbehörden genehmigt werden 2. Für das Landhaus 
der Stände war das Oberamt in Günzburg als unmittelbare Aufsichtsbehörde zu­
ständig J. Freiwerdende Stellen der Ordinarideputation konnten die Stände in eige­
ner, schriftlicher Wahl besetzen; ein Ternvorschlag mußte nicht gemacht werden 4 . 

Vakante BeamtensteIJen wurden ausgeschrieben und die eingegangenen Kandidatu­
ren den Ständen durch Patente bekanntgemacht. Bei der Wahl von 1779 beteiligten 
sich 54 der 64 Stände; 27 Stimmen entfielen auf den Oberamtmann von Warthau­
sen, 12 auf den von Seifriedsberg, 10 auf den Obervogt von Gutenstein und 5 auf 
den Landschaftseinnehmer der Landvogtei Schwaben; für die herrschaftlichen Be­
amten war die Zugehörigkeit zu der Deputation wegen der damit verbundenen Diä­
ten durchaus attraktiv 5. 

Der Oberdirektor leitete die Sitzungen der Ordinarideputation, die ohne ihn keine 
Beschlüsse fassen durfte; er konnte auch den ständischen Beamten Weisungen ertei­
len 6. Aufgaben der Deputation waren die Festlegung der Höhe des Ordinariums 

1 Protokollbände der Landstände (LP 12*-2S*) 
2 F. QUARTHAL U . G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 76-83 
J Wegen eines leichtsinnig verursachten Brandes im Landhaus sollte das Oberamt nur einen 

Tadel, keine Bestrafung aussprechen. 14. Juni 177S (LP 19*) 
4 Z. B. 2S . Mai 1774 Dr. Sauter Oberamtmann von Werenwag (LP IS*) 
5 HSTA ST B 30 BU 392; Bewerbungen in der Sitzung vom 19. Okt.-S. Nov . 1779 (LP 23*) 
6 2. Okt.-S . Nov. 1778 (LP 23*); 9. Okt. 1777 (LP 22*) 
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und Extraordinariums zur ausreichenden Deckung des Steuerpostulats, Verhän­
gJ,I1lg von Exekutionen gegen säumige Steuerzahler, Korrektur von Peraequations­
ansätzen, Festsetzung der Beiträge für das Zuchthaus in Buchloe, Festsetzung der 
Beiträge und der Entschädigung der Feuersozietät; in diesem Zusammenhang be­
stimmte sie Inspektoren für Wetterschäden, Regelung der RekrutensteIlung, weiter 
die Beratung von Reskripten der einzelnen Oberämter. Sie konnte Haushaltsansätze 
der ständischen Verwaltung ändern und Beschlüsse über Kreditaufnahmen und 
Rückzahlungen fassen, die jedoch, wie alles andere, von der Landesstelle in Frei­
burg genehmigt werden mußten. 

Nach dem Tode Kaiser Josephs 11. erhob sich in allen Erbländern die bis dahin 
niedergehaltene ständische Opposition, um ihren während der letzten Jahrzehnte 
verlorengegangenen Einfluß wiederzugewinnen. In einer auf Ausgleich bedachten 
Haltung gab Josephs Nachfolger Kaiser Leopold 11. in vielen Punkten nach, wo er 
nicht das unmittelbare Staatsinteresse gefährdet sah. Auch die schwäbisch­
österreichischen Stände wurden zusammen mit denen des Breisgaus aufgefordert, 
ihre Beschwerden zu formulieren; die ersteren im wesentlichen wohl aus Gleichheits­
gründen, denn von ständischer Opposition war hier nichts zu merken. 

So zeigt denn auch das auf diese Aufforderung hin von der Ordinarideputation 
entworfene Projekt einer künftigen ständischen Verfassung, wie weit die ehemali­
gen ständischen Formen bereits vergessen waren 7. In diesem Verfassungsentwurf 
hieß es: 

I. Die Landstände von Schwäbisch-Österreich hatten die Steuer-, Militär-, Landespolizei­
und Landesökonomieangelegenheiten zu besorgen. 

2. Für den Steuereinzug des Rustikale und Dominikaie, der Adminikulargefälle und deren 

Verwendung galten die landesherrlichen Vorschriften . 
3. Besonders war darauf zu sehen, daß jeder Kontribuent die ganze Kontribution entrichtet. 
4. Den Ständen war zusammen mit dem Breisgau und Konstanz die RekrutensteIlu ng und der 

Unterhalt für das Bendersche Regiment und im Kriegsfall die Stellung von 200 Kavalleri­

sten befohlen. Da ihnen die Modalität der Verteilung überlassen war, hatten sie diesen Fall 
gut vorzubereiten. 

5. Sie hatten dafür zu sorgen, daß die Seelenbeschreibungen (Bevölkerungsstatistik) richtig 

abgeliefert würden. 

6. Auf Gleichheit der Belastung mit dem Breisgau und Konstanz war zu achten .. 
7. Sollten Unstimmigkeiten im Verhältnis der Stände untereinander wie zum Breisgau auftre­

ten, war zusammen mit der Landesstelle Abhilfe zu schaffen. 
8. Die Besorgung der Landesökonomie, die die Stände an sich ziehen wollten, um dadurch 

die Städte und Dominien von den Oberämtern zu lösen, erforderte ihre ständige Aufmerk­

samkeit. 
9. Diesbezügliche Verordnungen, die das Direktorium erreichten, waren von Zeit zu Zeit den 

Ständen zu kommunizieren; auf Abstellung bei Nichtbefolgung war zu achten. 

7 GLA 79/ 2095 
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10. Die Viertel-, Halb- , und Jahrestabellen über Invalide, über Befolgung von Verordnungen, 
Beurlaubungen, der zur Kultur gebrachten öden Flächen, Immigration und Emigration, 
des Viehs, der Viehseuchen waren in Generaltabellen zusammenzufassen und der Landes­
stelle zu übersenden. 

I I. Die Besorgung all dieser Gegenstände oblag dem Präsident.!;.n, den vier Deputierten der Di­
rektorialstädte und den vier Landschaftsdeputierten. 

12. Der Präsident sollte jedesmal von allen 64 [!] Ständen gewählt werden; die vier Syndici der 
Direktorialstädte waren automatisch Deputierte, die vier Landschaftsdeputierten waren 
durch alle Landstände zu wählen und mußten ehrbare, geschickte und landeskundige Be­
amten [!] der Mitsttinde sein. 

13. Die vier Direktorialstädte durften zusätzlich ihre Bürgermeister zum Rechnungsabhör 
schicken. Schuldverschreibungen konnten die Städte alleine unterschreiben. 

14. Die ständische Beamtenschaft sollte wie bisher erhalten oder vermehrt werden. Der Syndi­
kus, der Einnehmer und der Buchhalter waren von den Ständen zu wählen, die übrigen 
von der Ordinarideputation. 

15 . Der Präsident leitete die ständischen Versammlungen, hatte aber alleine keine Entschei­
dungsbefugnis. 

16. Die Engere Konferenz, bestehend aus Präsident , den Deputierten von Ehingen, Munder­
kingen und den beiden nächstgelegenen Landschaftsdeputierten und dem Syndikus, tagte 
monatlich, die Ordinarideputation, die sich aus den acht Deputierten und dem Syndikus 
zusammensetzte, vierteljährlich und der Rechnungskonvent jährlich. 

17. Diese Organe regelten alle Landesangelegenheiten. 
18. Bei eiligen unverhofften Geschäften entschieden der Präsident, der Ehinger Deputierte 

und der Syndikus; sie mußten aber ihre Entscheidungen der Vierteljahresdeputation r~~­
rieren. 

19. Außerordentlich wichtige Landesangelegenheiten erforderten außerordentliche Mittel; 
hierfür war das Plenum einzuberufen. Die Entscheidung darüber lag bei der Ordinaride­
putation. 

20. Für Fälle, in denen das Direktorium nicht mit der Landesstelle einer Meinung war, oder 
für eine sonstige unmittelbare Vertretung bei Hof war ein Agent in Wien zu unterhalten. 

Im Grunde beschrieb dieser Verfassungsentwurf nur den bestehenden Zustand, 
mit der Einschränkung, daß an die Stelle des Oberdirektors ein wählbarer Präsident 
treten sollte, eine Konzession, die Leopold den breisgauischen Ständen gemacht 
hatte und die die schwäbisch-österreichischen Stände nun irrtümlich auch auf sich 
übertrugen . Mit dem Zustand einer Quasi-Behörde aber hatte man sich schon so 
sehr abgefunden, daß andersartige Vorstellungen, die der älteren landständischen 
Verfassung entsprochen hätten, gar nicht mehr entwickelt wurden 8. Immerhin war 
die ständische PräsidentensteIle attraktiv genug, daß sich Baron Keller von Schleit­
heim, Baron von Raßler und Baron von Freiberg um sie bewarben, bevor sie über­
haupt ausgeschrieben war 9. Im Januar 1792 trugen die nach Freiburg zur v. Ö. Re­
gierung gesandten Deputierten die ständischen Beschwerden vor 10. Eine Resolution 

8 Ebd. 
9 Entwurf einer Instruktion für den Präsidenten von 1790 (Ebd.); Bewerbungen 6.-29. Juli 

1791 (LP 25·); 8.-31. Mai 1792 (LP 25·) 
10 3. Jan. u. 21. Jan. 1792 (LP 25·) 
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darauf erfolgte jedoch nicht; die Organisation der Stände blieb so, wie sie vor 1790 
war 11. Als von Majer 1797 zum Präsidenten der v. Ö. Landrechte ernannt wurde, 
legte er sein Amt als Oberdirektor der schwäbisch-österreich ischen Stände nieder. 
Zu seinem Nachfolger ernannte Kaiser Franz 11. den Regiments- und Kammerrat 
Hermann von Greifenegg; von einer Wahl war keine Rede. Die v. Ö. Regierung teilte 
die Entscheidung zur Abgebung der Außerung dem sUindischen Direktorium mit, 
welches S. M. fUr die allergnädigste landesfUrstlich- und landes väterliche Huld aller­
unterthänigst gedanket, daß allerhöchstselbe dem Lande den so sehr verdienstvol­
len, von S. M. selbst in den schönsten und fUr das Land ersprieslichsten Eigenschaf­
ten erkennten Herrn Regierungsrath von Greifenegg zum Oberdirektor gnädigst 
auserwählt haben 12. 

Mit dem Beginn des Krieges gegen Frankreich wuchsen den Ständen Schwäbisch­
Österreichs wie denen des Breisgaus noch einmal erhebliche Aufgaben zu 13. Zu­
nächst wurden militärische Leistungen in erheblichem Umfang notwendig, die Re­
gelung der Durchmärsche, Verpflegung, Etappenorganisation; seit 1794 berieten die 
Stände auch Ober die Organisation eines Landsturms gegen Frankreich 14. Ange­
sichts der bedrohlichen Kriegslage wurde am 25. März 1796 zum ersten Mal sei t 
zwanzig Jahren wieder ein ständischer Konvent einberufen, der sich aus 12 Depu­
tierten zusammensetzte: den Syndici von Ehingen, Rottenburg, Munderkingen, Ra­
dolfzell und Mengen, dem kleinständischen Kassier GlOck aus Burgau, den Kassie­
ren von Nieder- und Oberhohenberg, dem Landschaftseinnehmer von Schwaben, 
den Oberamtmännern von Urspring und Werenwag und dem Kanzleidirektor von 
Kirchberg; es handelte sich also nicht um ein landständisches Plenum im alten Sinn, 
sondern um die durch die Landschaftskassiere und Einnehmer verstärkte Ordinari­
deputation . Von Majer legte ihnen die Forderung nach Übernahme eines Kredits in 
Höhe von 1 Million Gulden vor, doch glaubten die Stände, höchstens 500 000 fl zu 
einem Zinssatz bis zu 4,5070 aufbringen zu können 15. 

Der militärische Zusammenbruch Österreichs am Oberrhein schon wenige Wo­
chen später ließ es dazu nicht mehr kommen . Am 24. Juni 1796 Oberschritten fran­
zösische Truppen den Rhein, kurz danach erhielten die österreichischen Verwal­
tungsbehörden den Auftrag, die Kassen, Archive und Registraturen zu flOchten 16. 

Am 6. Juli beriet die Engere Konferenz Ober das Verhalten bei Feindesgefahr und 
organisierte den Fluchtweg ftir Archiv und Kasse; am 15 . Juli wurde der Beschluß 
gefaßt, wegen der gefährlichen Lage zweimal in der Woche zusammenzutreten . Am 
18. des gleichen Monats wurden die Archivalien nach Linz geschickt. Gleichzeitig 

11 12. Aug. 1792 (LP 25-) 
12 23. Mai 1798 (HSTA ST B 30 Bü 92); 5.-9. Dez. 1797 (LP 29-) 
13 F. Q UARTH AL U. G. WIELAND, Die Behördenorganisalion S. 130-144 
14 Januar bis März 1793, Jan. 1794 (LP 26- , 27-) 
15 15. April 1796 (LP 28-) 
16 F. Q UARTHAL U. G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. 134-136 
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bezahlte man wie Regierung und Kammer und die Oberämter für ihre Beamten dem 
ständischen Personal den Lohn für ein Vierteljahr im voraus; auf eine Flüchtung 
der Kasse verzichtete man angesichts der geringen Barbestände 17. Am gleichen Tag 
versuchte die Engere..Konferenz vom Präsidenten der v. Ö. Regierung die Erlaubnis 
zu erlangen, daß Schwäbisch-Österreich in einen möglichen Separat frieden des 
Schwäbischen Kreises und der Reichsritterschaft mit Frankreich eingeschlossen wer­
den dürfte. Der v. Ö. Regierungsrat Steinherr erhielt darauf von Sumeraw den Auf­
trag, sich um eine solche Einbeziehung zu bemühen. Am 19. schloß Württemberg 
mit den Franzosen einen Waffenstillstand, dem auch das übrige Schwaben beitreten 
konnte; am 30. erhielten deswegen zwei ständische Deputierte den dringenden Auf­
trag, nach Ulm zu kommen, wo sich der v. ö . Regierungsrat Vicari um die Einbezie­
hung Schwäbisch-Österreichs in den Waffenstillstand bemühte. 

Wie im Breisgau waren es auch in Schwäbisch-Österreich während der nächsten 
beiden Monate die Stände, die es in dem geschlagenen und von den Zivil behörden 
verlassenen Land unternahmen, für die nötige Administration, namentlich für die 
Aufbringung der von den Franzosen geforderten Kontribution, zu sorgen. Als zwei 
Agenten der französischen Republik vom Oberamt Nellenburg eine Kontribution 
von 400 000 Livres innerhalb von acht Tagen verlangten, sandte die Engere Konfe­
renz eine Deputation nach Nellenburg und Freiburg zum französischen Generaldi­
rektor für die besetzten Lande, um ihm mitzuteilen, daß eine Kontributionsforde­
rung an das Oberamt gegen die Verfassung Schwäbisch-Österreichs verstoße, Steu­
erzahlungen seien eine Angelegenheit des ständischen Direktoriums. In der Tat wies 
Parcus, dem es auf eine möglichst reibungslose Eintreibung der Kontributionen an­
kam, seine Agenten in Zirkularien darauf hin, daß die in Schwäbisch-Österreich ge­
bräuchliche Ordnung einzuhalten sei, soweit es das Interesse der Republik Frank­
reich zuließe. Das Direktorium informierte daraufhin die Stände, daß es eine Kon­
tribution in Höhe des sechs- bis sieben fachen Ordinariums erwarte und bat die Kas­
siere der einzelnen Stände, eine hinlängliche Summe bereitzuhalten; effektiv wurde 
dann nur ein Dreifaches des normalen Rustikale und DominikaIe ausgeschrieben IB. 

Seit dem Spätjahr 1798 war die Haupttätigkeit der Ordinarideputation und der 
Engeren Konferenz wiederum die Organisation des Nachschubs, RekrutensteIlung 
und Finanzierung der gegen Frankreich kämpfenden kaiserlichen Truppen 19. Im 
April 1800 beriet sie zudem mit dem Landesverteidigungsanstalten-Organisations­
kommissar Ferdinand Freiherr von Ulm über die Aufstellung einer Landesmiliz 20. 

Als nach dem Friedensschluß von Luneville vom 9. Februar 1801 die unmittelbare 
Kriegsgefahr gebannt war, beunruhigten Gerüchte die Stände, daß Land solle wie 
der Breisgau abgetreten werden. Sie sandten deswegen den Oberdirektor von Grei-

17 1796 (LP 28·) 
18 Juli bis Sept. 1796 (LP 28·) 
19 31. Juli 1798-Sept. 1800 (LP 30·-32·) 
20 1.-15. April 1800 (LP 32·) 
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fenegg und den ständischen Syndikus Probst nach Wien, um einer solchen Absicht 
entgegenzuwirken. Die Hauptbitte des Landes, selbes noch fortan in der Beherr­
schung allergniidigst beizubehalten, wurde, da sie mit der eigenen Politik überein­
stimmte, in Wien gnädig aufgenommen 21. 

Nachdem im Februar 1803 zwischen Österreich, Frankreich und Rußland sowie 
dem Herzog von Modena alle Einzelheiten der geplanten Abtretung von Breisgau 
und Ortenau an letzteren geklärt waren, entschloß sich Franz 11., für den Rest der 
Provinz Vorderösterreich eine eigene Landesstelle einzurichten; sie war für 
Schwäbisch-Österreich, die Grafschaft Tettnang und Konstanz zuständig. In einem 
Schreiben vom 26. März eröffnete Surneraw den Ständen diese Entscheidung des 
Kaisers zugleich mit der Tatsache, daß der künftige Regierungs- und Landrechten­
präsident der Präsident der schwäbisch-österreich ischen Stände sein würde und 
Ehingen deswegen die Hauptstadt der künftigen Provin.z werden sollte 22 . Den frü­
heren Dikasterialbeitrag aller drei Landstände Vorderösterreichs in Höhe von 
3000 fI zur Besoldung des Präsidenten hatte Schwäbisch-Österreich künftig alleine 
aufzubringen. Die Stände sollten zudem mit dem Ehinger Magistrat und dem v. ö . 
Regierungsrat von Steinherr für die Unterkunft der Behörden und für billige Woh­
nungen für die Beamtenschaft sorgen. 

Am I I. April wurde wegen dieser Forderungen die Engere Deputation einberu­
fen, die sich jedoch wegen der Bedeutung des Falles für unzuständig erklärte und 
verlangte, die gesamte Ordinarideputation müsse zusammenkommen - an ein Ple­
num dachte niemand mehr. Da man aus der vorgeschlagenen Regelung Hoffnung 
schöpfen konnte, daß Schwäbisch-Österreich weiter ein Bestandteil der Erblande 
bleiben würde, erklärten sich die Stände gerne zur -Bezahlung der 3000 fI bereit. Mit 
Ausnahme dieses Punktes ließ sich der Plan jedoch nicht realisieren. Die Stadt 
Ehingen bot von den baulichen Gegebenheiten her nicht die Möglichkeit, eine Be­
hörde von der vorgesehenen Größe sowie deren Beamte und Familienangehörige 
samt dem zugehörigen Personal aufzunehmen. Deswegen wurde in dem kaiserlichen 
Organisationsreskript vom 18. Mai 1803 die Stadt Günzburg zur neuen Landes­
hauptstadt bestimmt 23. Auch der zum zukünftigen Präsidenten der schwäbisch­
österreichischen Landesstelle designierte Graf Ernst von Königsegg starb unvermu­
tet bereits vor seiner Ernennung am 10. März 1803; die Hoffnung der Stände, man 
würde diese Stelle dem bisherigen Landvogt im Burgau, Freiherrn Ferdinand von 
Ulm, übertragen, erfüllte sich nicht. Formal blieb Freiherr von Sumeraw, der seit 
1802 als Präsident der niederösterreichischen Regierung und Kammer in Wien resi­
dierte, auch Präsident der schwäbisch-österreich ischen Landesstelle; seine Aufga­
ben wurden hier von dem leitenden Regierungsrat in Günzburg wahrgenommen 24. 

21 Schreiben vom 8. Jan. 1802 (HSTA ST B 30 Bü 57) 
2226 . März 1803 (HSTA ST B 30 Bü 385) 
23 H . BAI ER, Die Registratur S. 57 
24 F. QUARTHAL u. G . WI ELAND, Die Behördenorganisation S. 144, 148-150 
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An der Verfassung der Stände wurde auch jetzt nichts mehr geändert. Im Jahre 
1804 wurde der oberösterreichische Gubernialrat Eiberg von der böhmisch­
österreichischen Hofkanzlei zum tirolischen und schwäbisch-österreich ischen Län­
derreferenten ernannt; als er im gleichen Jahr anläßlich der Feier zur Annahme der 
österreich ischen Kaiserwürde nach Ehingen kam, ließ er sich einen ausführlichen 
Bericht über Verfassung und Ordmmg der schwäbisch-österreichischen Stände ge­
ben. Schon die Art der gestellten Fragen zeigte, wie sehr dieses landständische Kor­
pus aus dem üblichen Rahmen der erbländischen Stände herausfiel; die meisten tra­
fen überhaupt nicht die besondere Situation der schwäbisch-österreichischen Stän­
de. Gegenüber dem Verfassungsentwurf von 1792 lassen sich in der Auskunft der 
Stände über die bei ihnen gültige Ordnung nur geringe Unterschiede erkennen. Der 
Geschäftsgang war jetzt noch stärker formalisiert und bürokratisiert. Alle an das 
Direktorium gerichteten Eingaben gelangten zunächst an den Syndikus, der sie je 
nach der betreffenden Materie dem Buchhalter oder dem Einnehmer zur Berichter­
stattung oder zur Erledigung übergab. Alle Fälle, die durch landesfilrstliche Verord­
nungen oder Deputationsbeschltisse bereits geregelt waren, erledigten die Beamten 
im Geschäftsgang. Wicjltige unverschiebbare ~ngelegenheiten wurden auf Bericht 
des Syndikus an den Präsidenten entweder in der Engeren Konferenz oder in einer 
außerordentlichen Zusammenkunft der Ordinarideputation entschieden. Gelegent­
lich wurden wichtige Sachen auch durch schriftliche Umfrage bei allen Ständen ge­
regelt. Sonst tagte die Ordinarideputation im Juni und November; im Juni zum 
Rechnungsabhör, im November zur Festlegung der Steuerhöhe. Bei diesen Sitzun­
gen, die vierzehn Tage bis vier .wochen dauerten, wurden auch alle anderen Ge­
schäfte miterledigt. Den Deputierten wurde vorher die Tagesordnung zugeschickt. 
In der Sitzung trug der Syndikus die Materien vor; bei speziellen Sachfragen der 
Buchhalter oder der Einnehmer. Entschieden wurde mit einfacher Mehrheit; der Be­
schluß mußte schriftlich festgehalten werden. Plenarkonvente konnten damals nur 
mit Einverständnis des Hofes stattfinden; in der Praxis ist das Plenum nicht zusam­
mengetreten. Seit 1795 war mehrfach eine verstärkte Deputation bei hohen Steuer­
forderungen zusammengetreten. Sie setzte sich aus der Ordinarideputation und den 
Ständen mit dem höchsten Steuerquantum zusammen; ihre Einberufung geschah im 
Einvernehmen mit dem Oberdirektor. 

Durch Kauf, Tausch und Heimfall waren seit 1803 zahlreiche Herrschaften in 
Schwaben an Österreich gekommen, die jedoch außerhalb des ständischen Verban­
des blieben. Nach Meinung der Stände konnte es für die Wohlfahrt des Landes nur 
zuträglich sein, wenn zwischen den zerstückelten Besitzungen des Hauses Habsburg 
in Schwaben ein gleicher Verband herrschen würde. Ihre gegenwärtige Verfassung 
enthielte soviele Grundideen einer wohltätigen Harmonie und einer unendigsten 
Landeswohlfahrt, daß gerne weitere Stände aufgenommen werden könnten 25. 

25 HSTA ST B 30 Bü 392 
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Dazu kam es jedoch nicht mehr. Zwar feierten die Stände am 30. September 1804 
in Ehingen die Erhebung von Franz I. zum österreichischen Kaiser mit großem Ge­
pränge. Auf ein feierliches Hochamt folgte eine große Militär- und Zivilparade. Am 
Abend wurde Ifflands Lustspiel Der Hausfrieden im Theater des Lyzeums aufge­
führt; daran schlossen sich ein Ball und eine IIl\lmination an. Den Abschluß bildete 
ein dreitägiges Schützenfest 26. Schon ein Jahr später brach im Dritten Koalitions­
krieg die Stellung Österreichs in Schwaben zusammen. Im Frieden von Preßburg 
vom 26. Dezember 1805 mußte Habsburg seine gesamten Vorlande abtreten. Die 
erzherzoglich-breisgauischen Herrschaften fielen zum großen Teil mit der Stadt 
Konstanz an Baden, die Oberämter Nellenburg, Hohenberg und Schwaben - außer 
dem Amt Gebrazhofen - sowie Ehingen, den größten Teil der Herrschaft Triberg, 
dazu Villingen und Bräunlingen nahm Württemberg in Besitz, Bayern erhielt das 
Amt Gebrazhofen, das Oberamt Burgau mit Ausnahme von Ehingen, die Herr­
schaften Tettnang und Wasserburg sowie Rothenfels, Lindau und Vorarlberg 27 . 

Die Stadt Ehingen als Sitz der schwäbisch-österreichischen Stände und der größte 
Teil der in ihnen zusammengefaßten Herrschaften war damit unter württembergi­
sche Landeshoheit gekommen. Schon einen Tag nach dem Friedensschluß ließ Kur­
fürst Friedrich von Württemberg durch den ehemaligen Oberamtsrat der Landvog­
tei Schwaben und nunmehrigen Kreishauptmann von Zwiefalten, Johann Martin 
Arand, von den ständischen Beamten und dem Magistrat der Stadt Ehingen die 
Httidigung fordern . Die landständische Verfassung Schwäbisch-Österreichs wurde 
für aufgehoben erklärt, die ständischen Beamten jedoch vorläufig mit dem Weiter­
einzug der Steuern beauftragt 28 . Zum Ende des Jahres übernahmen auch diese Tä­
tigkeit württembergische Behörden. Kasse und Archiv wurden beschlagnahmt, das 
Archiv vorläufig im Haus des ehemaligen Ritterkantons Donau untergebracht. Das 
Ständehaus wurde zum Sitz der württembergischen Landvogtei bestimmt. 

Eine eigene Bewegung zur Erhaltung der landständischen Verfassung 
Schwäbisch-Österreichs wie im benachbarten Breisgau gab es nicht. Bezeichnend 
für die Struktur dieser Stände während der letzten Jahrzehnte ihrer Zugehörigkeit 
zu Österreich ist es, daß der einzige Protest gegen das Vorgehen Österreichs und die 
Aufgabe seiner Vorlande nicht von einer ständischen Gruppe, sondern von dem 
Syndikus der Stände in Ehingen, Dr. Probst, formuliert wurde, der in einem Schrei­
ben an den Kaiser gleichermaßen die Anhänglichkeit der Stände an das Erzhaus wie 
auch ihre Enttäuschung über die Entwicklung nach dem Preßburger Frieden aus­
drückte: Wie vom Donner getroffen staunen und erstummen selbe über die sonder­
bare Nachricht, daß die besten, getreuesten und anhänglichsten Unterthanen (wie 
sich seine Majestät selbst allergnädigst auszudrücken geruhten) von der Hand ge-

26 HSTA ST B 30 Bü 29 
27 Zu den Gebietsveränderungen im einzelnen vgl. E. H OLZLE und W. K LUGE, Der deutsche 

Südwesten S. 82-113 
28 HSTA ST B 30 Bü 29 
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wiesen und in dem Maaß abgetreten werden, daß sie nicht nur einem, sondern meh­
reren ganz fremden Landesherrn zugeteilt, hiemit die Provinz verstuckelt, die vorige 
Verfassung und die wohlhergebrachten Rechte vernichtet und besonders die sI/indi­
schen Beamten mit ihren Familien dem traurigen Schicksale ausgesetzt werden, sich 
den künftigen Landesherrn auf pure discretion überlassen zu sehen 29 . 

Der Protest verhallte wirkungslos. Die Integration der neuerworbenen Herrschaft 
in den durch die Umwälzungen von 1803/ 05 entstandenen süddeutschen Mittelstaa­
ten Baden, Württemberg und Bayern erfolgte ohne ständische Beteiligung und nur 
mit obrigkeitsstaatlichen Mitteln. Der Einschnitt war so stark, daß die schwäbisch­
österreichischen Stände 1805 nicht nur als Institution, sondern für nahezu ein Jahr­
hundert auch aus der historischen Erinnerung verschwanden. 

29 Schreiben vom 8. März 1806 (HSTA ST B 30 BU 29) 
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Zusammenfassung 

Steuern sind nach dem Verständnis der Reichsjuristen bis 1806 außergewöhnliche 
und nur durch besondere Landesnot zu begründende Abgaben der Untertanen, 
über deren Notwendigkeit Landesherr und Landstände Einvernehmen erzielen und 
die von den Ständen bewilligt werden müssen. Diese Rechtsnorm, die an Verhältnis­
sen des 15. und 16. Jahrhunderts abgeleitet war, entsprach der Rechtswirklichkeit 
teilweise schon im 17., erst recht aber im 18. Jahrhundert nicht mehr. Längst hatten 
die Steuern ihren subsidiären Charakter verloren und waren zum konstitutiven Ele­
ment der Staatseinnahmen geworden. 

Seit dem letzten Drittel des 15 . Jahrhunderts wurde die Steuer zu einellUYesentli­
ehen Instrument der Finanzpolitik in Reich und Territorien. Die zunehmende Ver­
breitung der Geldwirtschaft, Änderungen der Militärtechnik, Verschuldung der 
Territorien, zugleich die Förderung des Steuergedankens in der Reichsreform Maxi­
rnilians durch das Projekt des Gemeinen Pfennigs und der immense Geldbedarf des 
Reiches zur Finanzierung des Türkenkrieges haben die Steuer binnen weniger Jahr­
zehnte zu einem bestimmenden Element im Kalkül der staatlichen Haushaltspolitik 
werden lassen. 

Der Aufschwung des Steuergedankens fiel in eine Periode, in der die einzelnen 
habsburgischen Herrschaften in Schwaben weitgehend desintegriert waren und in 
keinem Fall ein Land im herkömmlichen Sinn bildeten. Selbst in den Einzelherr­
schaften waren wesentliche Rechte, deren Besitz in ihrer Summe später die unbe­
strittene Ausübung der Territorialherrschaft ermöglichte, nicht in habsburgischer 
Hand. Vielfach war sogar der territoriale Umfang der österreichischen Besitzungen 
umstritten. Die Bemühungen Habsburgs, seine Herrschaften in Schwaben zu einem 
Territorium zusammenzuschließen und in ihnen eine dem Zeitverständnis nach un­
abdingbare landständische Organisation aufzubauen, sowie Funktion und Funk­
tionswandel dieser Stände bis zum 18. Jahrhundert bilden einen wichtigen, bislang 
wenig untersuchten Aspekt der österreich ischen Politik im deutschen Südwesten. 

Das Haus Habsburg war ursprünglich in dem Raum, der im Süden von Fernpaß, 
Arlberg, Bodensee und Hochrhein, im Westen vom Schwarzwald, im Norden vom 
oberen Neckar und der oberen Donau und im Osten vom Lech begrenzt wird, nicht 
begütert. Seit König Rudolf von Habsburg hatte es in mehreren Phasen, teilweise 
begleitet von erheblichen Rückschlägen, bedeutende Rechte und Besitzungen erwor­
ben, ohne sie jedoch zu einem geschlossenen Territorium zusammenfügen zu kön-
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nen. Als Herzog Friedrich IV. im Jahre 1415 gebannt war und die benachbarten 
Reichsstände seine Länder im Namen des Reiches einnahmen, war dies nicht nur ein 
temporärer Rückschlag, sondern es bedeutete einen entscheidenden Bruch in der 
österreichischen Territorialbildung in Schwaben. Nicht nur, daß Habsburg nahezu 
vollständig aus seinen Stammgebieten südlich des Hochrheins und des Bodensees 
verdrängt wurde, auch nördlich davon schied es für die nächsten Jahrzehnte als mit­
bestimmender Faktor der Territorialentwicklung fast ganz aus. Gerade während der 
Jahrzehnte, in denen in den anderen Erbländern die Anfänge einer la.!!5lständischen 
Entwicklung lagen, war Habsburg in Schwaben so gut wie nicht präs!!nt. Aber nicht 
nur die territoriale Basis ging verloren, auch die administrativen Strll_kturen wurden 
zerstört. Bis 1415 war ein vorländischer Beamter, entweder der Landvogt in Baden 
oder der in Ensisheim bzw. der gemeinsame Hauptmann für alle Vorlande auch für 
die Herrschaften in Schwaben zuständig. Danach hatten die schwäbischen Besitzun­
gen der Habsburger keine administrative Verbindung mehr untereinander, sondern 
sie waren jede für sich unmittelbar der Tiroler Regierung in Innsbruck untergeord­
net. 

Erst Herzog Albrecht VI. und Herzog Sigismund nahmen in der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts die expansive Politik Habsburgs in Schwaben wieder auf. Die 
Grafschaft Hohenberg konnte 1454 aus der Pfandschaft der Reichsstädte ausgelöst, 
die Landgrafschaft Nellenburg 1465 und die Landvogtei Schwaben nach mehreren 
Zwischenstufen 1486 erworben werden. Im Burgau sollte die Gesamtverpfändung 
an den Bischof von Augsburg einer weiteren Aufsplitterung der landesherrlichen 
Rechte Einhalt gebieten. Zunächst Sigismund, dann weit umfassender und stringen­
ter König Maximilian versuchten, die habsburgische Herrschaft mit den Mitteln des 
modernen Landesfürstentums zu intensivieren. Ein wesentlicher Aspekt dieser Poli­
tik war darauf abgerichtet, die reichsfreien Stände, die innerhalb österreichischer 
Herrschaften Besitz hatten, zu mediatisieren. Zur Unterstützung dieser politischen 
Konzeption versuchte Sigismund, sich von Kaiser Friedrich III. den Titel eines H~r­

zogs von Schwaben übertragen zu lassen . Friedrich stellte hier jedoch sein kaiserli­
ches Interesse über das einer habsburgischen Hausmachtpolitik; für ihn war Schwa­
ben das Land, das ihm als Kaiser ohne Mittel zugetan war und er verhinderte jeden 
Versuch, eine Zwischengewalt zwischen dem Kaiser und den Reichsständen zu eta­
blieren. So konnte der territoriale Rahmen, in dem Sigismund und Maximilian den 
Reichsständen das Landsassiat aufzuzwingen suchten, nicht ganz Schwaben oder 
die Gesamtheit aller habsburgischen Besitzungen in dem Herzogtum sein, sondern 
der Bezugspunkt war jede einzelne Herrschaft für sich, nämlich die Markgrafschaft 
Burgau, die Landvogtei Schwaben, die Herrschaften in Vorarlberg, die Landgraf­
schaft Nellenburg und die Grafschaft Hohenberg. Da aber viele der österreichischen 
Besitzungen in Schwaben nicht festumrissene Territorien mit verdichteten Herr­
schaftsrechten, sondern Rechtsbezirke waren, in denen sich außer Hochgericht, Ge­
leit und Forst - auch diese teilweise umstritten - nur wenige Rechte in der Hand 
Habsburgs befanden, hätte ein Erfolg Österreichs eine wesentliche Vergrößerung 
seines Einflusses bedeutet. Die Instrumente der habsburgischen Politik waren Hul­
digung und Landtagspflicht. 
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Sigismund und Maximilian setzten mit ihrer Politik jedoch erst ein, als Reichsfrei­
heit als eigener Wert erkannt worden war und Adel und Prälaten sich allenthalben 
den Mediatisierungsversuchen der Landesherrn entzogen. Ihre Ausgangsbasis war 
dadurch wesentlich schwieriger als etwa ein halbes Jahrhundert zuvor in Vorder­
österreich, wo beide Stände ohne größere Komplikationen die österreichische Land­
standschaft akzeptiert hatten. 

Über ein halbes Jahrhundert, von etwa 1470 bis 1545, dauerten die Bemühungen 
Habsburgs, Prälaten und Adel in den genannten Herrschaften zu österreichischen 
Landständen zu machen und auf Landtage zu beschreiben. Frühere offene Struktu­
ren hatten sich jedoch bereits zu stark verfestigt. Der Schwäbische Bund und später 
der Schwäbische Kreis boten den betroffenen Ständen genügend Rückhalt gegen die 
auf Expansion gerichtete Politik Maximilians und seines Nachfolgers in den deut­
schen Erblanden, König Ferdinand. Mitte der dreißiger Jahre des 16. Jahrhundert s 
hatte sich die politische Situation für das Haus Habsburg im deutschen Südwesten 
v(illig verändert. Das Herzogtum Württemberg war 1534 wieder verlorengegangen. 
Der Schwäbische Bund, ein wichtiges Element der habsburgischen Politik in Schwa­
ben, hatte sich wegen konfessioneller Spannungen aufgelöst. Gleichzeitig bemühte 
sich Ferdinand, vom gesamten Adel in diesem Raum Steuern für den TÜIkenkrieg 
zu erhalten. So wurden die Mediatisierungsversuche der im unmittelbaren österrei­
chischen Einflußgebiet gelegenen Reichsstände 1545 und endgtiltig 1553 llufgege­
ben. Durch diese besondere historische Entwicklung konnte sich der österreichische 
Landtag in Schwaben nicht zu dem üblichen Typus der Dreikurienvertretung ent­
wickeln, sondern er blieb auf den dritten Stand, die Untertanen der österreichischen 
Herrschaften beschränkt. 

Die unmittelbaren Untertanen in den schwäbischen Herrschaften - in der Regel 
diejenigen, bei denen Österreich auch die niedergerichtliche Obrigkeit zustand -
hatte Habsburg schon vor Prälaten und Adel, dann parallel mit ihnen in Zeiten be­
sonderer Landesnot auf Landtage in den einzelnen Herrschaften beschrieben, um 
ihre Zustimmung zu besonderen militärischen und finanziellen Leistungen zu erhal­
ten. Für diese Versammlungen gab es zunächst keinen bestimmten Rahmen oder 
feststehende Institutionen. Nicht zufällig sind sie am frühesten in der Herrschaft 
l:Iohenberg nachweisbar, sie dürften dort auch die längste Tradition haben. Meist 
anläßlich des Kaufes der Herrschaft, bei Pfandschaftsauslösungen und bei der Erb­
huldigung forderte Habsburg eine Steuer als finanzielle Beihilfe, die in der Regel 
auch gewäh(t wurde. Im Jahre 1381 brachten die hohenbergischen Untertanen in ei­
ner Steuer einen Teil des Kaufpreises der Herrschaft auf, 1465 taten dies auch die 
nellenburgischen Untertanen. In der 1486 erworbenen Landvogtei Schwaben konn­
te Österreich eine eigene Landschaft nur auf Kosten der Untertanenverbände der 
unter dem Schirm der Landvogtei stehenden Reichsklöster schaffen. Im Burgau 
kam es zu keiner Ausbildung einer solchen Landschaft für die gesamte Markgraf­
schaft. Steuerpflichtig waren dort nur die Untertanen in Günzburg, Burgau, Schep­
pach und Hochwang. 
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Von wesentlicher Bedeutung für die weitere Entwicklung war der Eintritt Erzher­
zog Sigismunds in den Schwäbischen Bund im Jahre 1488, eine mit kaiserlicher Au­
torität ins Leben gerufene Organisation zur Sicherung der Landfrieden in Schwa­
ben. Als Folge dieses Beitritts mußten sich die Untertanenverbände in den einzelnen 
habsburgischen Herrschaften dem Bund gegenüber zur Hilfe verpflichten und im­
mer öfter militärische Leitungen übernehmen, für deren Verteilung untereinander 
Ordnungen und Richtlinien notwendig waren. Deswegen mußte Habsburg au~h in 
den verpfändeten Herrschaften, in denen es Steuer und Raise beanspruchte und de­
ren Inhaber für sich die österreichische Landstandschaft bestritten und so als Ver­
handlungspartner ausfielen, Bewilligungskörperschaften der Untertanen ins Leben 
rufen. Die gleichen Verbände traten zusammen, um für die seit Kaiser Maximilian 
üblichen gesamtösterreichischen oder tirolischen Ausschußlandtage Deputierte zu 
wählen . Um 1520 bestanden in den österreichischen Herrschaften zwischen Arlberg 
und Schwarzwald neun solcher Untertanenversammlungen: in Bregenz, in Feld­
kirch, in der Landvogtei Schwaben, im Burgau, in den an die Fugger verpfändeten 
Herrschaften Kirchberg und Weißenhorn, in den Pfandschaften der Truchsessen 
von Waldburg, in den Herrschaften Ehingen, Schelklingen und Berg sowie in der 
Grafschaft Hohenberg. 

Seit 1530 gewann die Kreisorganisation des deutschen Reiches eine zunehmende 
Bedeutung. Von den Kreisen sollten die zur Abwehr der immer bedrohlicher wer­
denden Türkengefahr benötigten Reichshilfen für den Türkenkrieg aufgebracht 
werden. Vom Schwäbischen Kreis, der Organisation der Reichsstände in Schwaben, 
blieben die österreichischen Besitzungen jedoch ausgeschlossen, da sie - unabhän­
gig von ihrer geographischen Lage - im österreichischen Kreis zusammengefaßt 
waren. So war es nur eine folgerichtige Entwicklung, daß Österreich die bisherigen 
Untertanenverbände westlich des Arlbergs und östlich des Schwarzwaldes 1532 zu­
nächst zu einem, dann seit 1536 auf Grund des Widerstandes der arlbergischen Un­
tertanen, die nicht zusammen mit den außer Landes gelegenen schwäbischen Herr­
schaften zusammen tagen wollten, zu zwei landständischen Korpora zusammenfaß­
te. Diese beiden Institutionen waren nunmehr der institutionelle Zusammenschluß 
der im österreichischen Kreis steuerpflichtigen Untertanen in Schwaben. Habsburg 
setzte seine Versuche Prälaten und Adel als Landsassen auch in diese beiden Land­
tage zu ziehen, fort; erst 1545 bzw. 1553 wurde, wie erwähnt, die bisherige Politik 
aufgegeben, wodurch diese Landtage ihre spezielle und charakteristische Form einer 
Vertretung alleine der bürgerlichen und bäuerlichen Untertanen erhielten. 

Dem nunmehrigen schwäbisch-österreichischen Landtag kam auch deswegen eine 
besondere Bedeutung zu, weil er die einzige gemeinsame Institution dieses Landes 
war; neben ihn trat keine einheitliche parallele Behördenorganisation, auch gab es 
keinen Hof, der einen zusätzlichen Kristallisationspunkt für das Land hätte werden 
können. Erst und alleine die gemeinsam tagenden Landstände machten aus den ein­
zelnen österreichischen Herrschaften in Schwaben das Land Schwäbisch­
Österreich; diese in den deutschen Territorien wohl einmalige Funktion haben sie 
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bis 1805 behalten. Was sie von den zahlreichen anderen Untertanenvertretungen in 

Oberdeutschland, den Landschaften, unterschied, war die Tatsache, daß sie vom 
Landesherrn in formaler und zeremonieller Hinsicht gleichrangig wie die anderen 
Stände der Grafschaft Tirols und der Vorlande, in denen Prälaten und Adel vertre­
ten waren, behandelt wurden. Die schwäbisch-österreich ischen Landstände waren 
nicht im Kampf mit dem Landesherren, nicht als Konkretisation eines ständisch­
landesherrlichen DualisJ11uS entstanden, sondern sie waren eine Schöpfung der Lan­

desherrschaft, die diese Institution benötigte, um mit den Untertanen in zeitgemä­
ßen Formen den wachsenden Finanzbedarf des modernen Territoriums decken zu 
können. 

Den Anstoß zu einer Weiterentwicklung bot die totale Zerrüttung der Tiroler 
Staatsfinanzen. Schon Kaiser Maxirnilian hatte Tirol und die Vorlande in überpro­

portionalem Maße zur Finanzierung von gesamtösterreichischen oder Reichsaufga­
ben herangezogen; dies hatte sich unter Ferdinand fortgesetzt. Die zusätzlichen An­
forderungen für die mit dem Luxus italienischer Renaissancefürsten rivalisierende 
Hofhaltung Erzherzog Ferdinands seit 1564 führte das Land an den Rand eines 
Staatsbankrotts. Wie in anderen Territorien der gleichen Zeit griff auch Ferdinand 
in dieser Situation in seinen Ländern auf den Kredit der dortigen Stände zurück. 
Gegen Verzinsung und Tilgung jeweils eines Teils der Landesschulden bot er den 
vier landständischen Korpora Tirols und der Vorlande das Recht zur Selbstbesteue­
rung an. Die Stände stimmten zu und dies erst gab den Impuls zu einem institutio­
nellen Ausbau der schwäbisch-österreichischen Landstände. Sie mußten nunmehr 
eine eigene Steuerverwaltung aufbauen, eine Kasse, eine dem Landtag verantwortli­
che Verwaltung und ständische Ausschüsse schaffen . Wenn auch alles in bescheide­

nem Rahmen blieb, so gewannen die Stände doch erst durch die Vereinbarungen 
von 1573 ein Eigenleben, das sie zu mehr machte als nur einer auf herrschaftliches 
Geheiß zusammengetretenen Steuerbewilligungsversammlung und sie vor der Lan­
desherrschaft emanzipierte. 

Einen größeren politischen Einfluß strebten die Landstände auf Grund dieses 

Selbstbesteuerungsrechtes nicht an. Der schwäbisch-österreich ische Landtag ver­
stand sich als korporatives Regulativ zum Ausgleich von Problemen, die zwischen 
der Landesherrschaft und den Untertanen auftraten. Die Abwehr zu hoher Geldfor­
derungen, die gerechte Verteilung der übernommenen finanziellen und militärischen 
Leistungen und die Forderung nach landesherrlichem Schutz gegen wirkliche oder 
vermeintliche Übergriffe der Inhaber von Pfands- und Lehensherrschaften waren 

wesentliche Beratungsgegenstände auf den landständischen Zusammenkünften. 
Fragen der Hofhaltung, der landesfürstlichen Politik oder die allgemeinen politi­
schen und konfessionellen Streitfragen des 16. und 17. Jahrhunderts lagen außer­
halb der Interessenssphäre des schwäbisch-österreich ischen Landtags; aus diesem 
Grunde blieben hier die für fast alle anderen landständischen Vertretungen dieser 
Zeit typischen Konflikte zwischen Landesherr und Landständen aus. 
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Ein durchgängiges Ziel der schwäbisch-österreichischen Landstände war es, alle 
österreich ischen Herrschaften in Schwaben landtagspflichtig zu machen, um die 
übernommenen Bewilligungen auf möglichst viele Stände verteilen zu können. Dies 
führte, namentlich in den als Pfand oder Lehen ausgegebenen Herrschaften zu 
schwerwiegenden und langandauernden Konflikten, weil deren Inhaber in der Regel 
des finanziellen Nutzens wegen die Kollektation für sich beanspruchten. Da sie im 
Konfliktfall das österreichische Vorgehen als Bedrohung des Besteuerungsrechts des 
Schwäbischen Kreises oder der Reichsritterschaft interpretierten, führte jede öster­
reichische Aktion auch zu einer Auseinandersetzung mit diesen beiden Institutio­
nen. Das nachhaltige Drängen der schwäbisch-österreichischen Landstände zwang 
jedoch die Innsbrucker Regierung, die Frage der umstrittenen Inkorporationen im­
mer wieder aufzunehmen; oft ging sie dabei mit den Ständen konform gegen eine, 
namentlich zur Zeit der Tiroler Gubernatoren, andere Ziele verfolgende kaiserliche 
Politik. Da das Besteuerungsrecht in der Periode der noch nicht endgültig formier­
ten Territorialstaaten als wesentliches Indiz der Landeshoheit galt, kommt den 
schwäbisch-österreichischen Ständen eine nicht zu unterschätzende Rolle bei der Be­
wahrung der österreich ischen Landeshoheit in den umstrittenen Herrschaften in 
Schwaben zu; man kann dies mit Recht als ihre wesentlichste politische Funktion 
bezeichnen. Ihr hartnäckiges Insistieren auf einer Weiterbehandlung der Inkorpora­
tionsfrage führte dazu, daß die Zahl der Stände auf den Landtagen zwischen 1573 
und 1628 von 23 auf 36 anwuchs. 

Die leitenden Funktionen in dem ständischen Ausschuß - zunächst Rechnungs­
ausschuß, seit 1660 Direktorium genannt -, nahmen auf Grund ihrer wirtschaftli­
chen Überlegenheit in der ersten Phase der schwäbisch-österreich ischen Landstände 
die Vertreter der Städte ein. Ehingen, Rottenburg, Radolfzell, Munderkingen, bis 
zum Dreißigjährigen Krieg zeitweise auch Horb, stellten die Mitglieder in diesem 
Gremium. Nach dem wirtschaftlichen Niedergang der Städte, der durch den Drei­
ßigjährigen Krieg ausgelöst wurde, entstanden starke Spannungen zwischen den 
Städten und den Landschaften, den Ständen ohne Städte, die seit 1690 eine Beteili­
gung an der Führung der bis dahin wesentlichen in der Hand der Städte liegenden 
Landtagsgeschäfte verlangten . Nach dem Höhepunkt des Konflikts wurde ihnen im 
Jahre 1706 durch kaiserlichen Entscheid eine im wesentlichen gleichberechtigte Teil­
nahme am leitenden ständischen Ausschuß, der auf acht Mitglieder erweitert wurde, 
zugestanden. Der Konflikt zwischen beiden Gruppen dauerte jedoch an und führte 
dazu, daß nach 1716 Städte und Landschaften zeitweilig auf den Landtagen nicht 
mehr gemeinsam berieten und Beschlüsse faßten, so daß für diese Zeit von einem 
zumindest in Ansätzen ausgebildeten Zwei~.uriensystem von Städten und Land­
schaften gesprochen werden muß. Erst durch die den wirtschaftlichen Verhältnissen 
gerecht werdende Matrikelrenovation von 1733 wurden die Auseinandersetzungen 
zwischen Städten und Landschaften entschärft. 

Nach der Übernahme Tirols und der Vorland~ durch Kaiser Leopold 1. im Jahre 
1665 wurden die schwäbisch-österreich ischen Landstände in einem weit über ihre 
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wirtschaftliche Leistungskraft hinausgehenden Maße zur Finanzierung der Reichs­
kriege gegen Frankreich herangezogen, besonders, da sie nicht mehr durch ein lan­
desfürstliches Eigeninteresse der Tiroler Linie der Habsburger gegen zu weit gehen­
de kaiserliche Forderungen geschützt wurden. Erst in der langen Friedensperiode 
seit 1714 wurde die Steuerquote wieder auf ein erträgliches Maß gesenkt, so daß sich 
das wirtschaftlich ausgeblutete Land erholen konnte. Um die Disproportionalität 
ihres Steueranschlages im Verhältnis zu dem der Tiroler Stände abzubauen, schlos­
sen sich die drei vorländischen Stände 1722 nach längeren Verhandlungen zur Vor­
ländischen Union zusammen. Dabei bedeutete es ein gutes Stück landständischer 
Entmachtung, wenn seit 1721 die Steuerbewilligungen nicht mehr mit den drei vor­
ländischen Ständen ausgehandelt, sondern von einem gemeinsamen Agenten in 
Wien für sie mit der kaiserlichen Regierung vereinbart wurden. Untereinander leg­
ten die drei Stände die Bewilligung nach dem 1722 vereinbarten Unionsschlüssel um. 
Damit war der wesentliche Schritt zu einer regelmäßigen Steuer getan. Die Höhe der 
an das kaiserliche Aerarium abzuliefernden Steuer änderte sich nicht mehr und die 
Umlage nach dem Unionsschlüssel blieb im wesentlichen gleich. Seitdem waren die 
Stände aber als Korporation von landesherrlicher Aussicht frei. Sie besaßen das 
Selbstversammlungsrecht, tagten ohne landesherrliche Kommissare und konnten 
Fragen der Landstandschaft, der Steuerumlage und der Matrikelrenovation weitge­
hend selbständig regeln. 

Die allgemeine Staatsreform Maria Theresias seit 1747, die auf eine Stärkung der 
Leistungskraft des österreichischen Staates ausgerichtet war und als wesentliches 
Mittel dazu die Stärkung des landesherrlichen Einflusses und die Beschneidung 
ständischer Rechte auf allen Ebenen der Staatsverwaltung ansah, machte auch mit 
dieser relativ umfassenden Autonomie der schwäbisch-österreichischen Landstände 
ein Ende. Sie wurden 1750 zunächst der Aufsicht der Oberämter, zwei Jahre später 
der Mittelinstanz für die neugeschaffene Provinz Vorderösterreich unterstellt. Ganz 
im Sinne absolutistischer Staatsauffassung unterlagen nunmehr die ständischen 
Versammlungen, ihre Verhandlungsgegenstände, ihr Kassenwesen und die Wahl ih­
rer Beamten der staatlichen Kontrolle und Genehmigung. Ausgaben durften nur 
noch im Rahmen vorher genehmigter Haushaltsanschläge getätigt werden. 

Noch tiefgreifender waren die Änderungen der ständischen Verfassung, die Maria 
Theresia nach einem einheitlichen Konzept für die ganzen Vorlande nach Abschluß 
der theresianischen Steuerreform, der Peraequation, im Jahre 1769 in Schwäbisch­
Österreich vorzunehmen befahl. An die Spitze der Landstände der österreichischen 
Erblande sollte nach der Reformkonzeption der Kaiserin jeweils ein staatlicher Be­
amter, der Chef der Provinzialverwaltung treten; da es sie für Schwäbisch­
Österreich nicht gab, trat an dessen Stelle ein staatlich ernannter Oberdirektor, ein 
Mitglied der Provinzialverwaltung von Vorderösterreich. Er übernahm nunmehr die 
Leitung der Ordinarideputation, des leitenden ständischen Ausschusses. Das Land­
tagsplenum wurde - ohne förmlich abgeschafft zu sein - nis;bt mehr einberufen. 
Gleichzeitig wurde die ständische Verwaltung nach dem üblichen österreichischen 
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dreisäuligen Behördenschema mit leitender Kanzlei, Buchhaltung und Einnehmerei 
wesentlic_h erweitert. Faktisch waren die Stände damit in den Verwaltungsapparat 
des Staates einge,gliedert. Von 1769 bis 1805 waren sie nicht mehr als eine staatlic)1e 
Steuereinzugsbehörde, für deren Au fsichtsgLemium , das seinerseits wieder unter 
engster staatlicher Kontrolle stand, und für deren Beamte die Stände das Wahlrecht 
hatten. 

Die Steuerverfassung der schwäbisch-österreichischen Stände war relativ einfach. 
Neben einer 1563 erstmalig bewilligten_indirek en Verbrauchssteuer auf Wein, dem 
Maßpfennig, und dem seit 1595 erhobenen .ru.erheller gab es nur eine einheitliche-di­
rekte ständische Steuer. Es handelte sich um eine Repartitionssteuer, bei der die 
vom Landtag bewilligten Summen nach einem festen SchlUsseI, dem sogenannten 
S61denjuß, auf die einzelnen Stände umgelegt wurden. Der Divisor, ein Sold, ent­
sprach ursprünglich einem Landknechtssold. Damit war in Schwäbisch-Österreich 
wie in Tirol mit dem Landeslibell von 1511 eine militärische Zuzugsordnung für die 
Verteilung der Steuer zugrundegelegt worden. Die erste Verteilung der Quoten unter 
den Ständen wurde 1536, bei dem ersten gemeinsamen Landtag der schwäbisch­
österreichischen Stände, vorgenommen; als Bemessungsgrundlage soll dabei die 
Zahl der Herdstätten der einzelnen Stände gedient haben. Offensichtlich hatte je­
doch keine durchgängige Zählung stattgefunden, vielmehr wurden Quoten beibe­
halten, die auch schon für die Leistungen der einzelnen Herrschaften im Rahmen 
des 1534 aufgelösten Schwäbischen Bundes Gilltigkeit hatten. Die Quoten für neu 
inkorporierte Stände wurden unterschiedlich festgelegt; teils entsprechend dem Ge­
samtvermögen des Standes, teils als kombinierte Grund- und Kopfsteuer. Daß das 
gesamte System der Zuweisung uneinheitlich war, spiegelt sich auch in der Subre­
partition der Steuer innerhalb der Stände wieder, die den Einzelständen überlassen 
war und fast von jedem Stand unterschiedlich vorgenommen wurde. Das System ei­
ner Repartitionssteuer war einfach, wirtschaftlichen Veränderungen gegenüber je­
doch schwerfällig und unflexibel. So rissen nach dem tiefgreifenden wirtschaftli­
chen und sozialen Umbruch, der durch den Dreißigjährigen Krieg ausgelöst worden 
war, die Bemühungen nicht ab, den Verteilerschlüssel den veränderten Verhältnis­
sen anzupassen. Das Prinzip einer Repartitionssteuer wurde dabei jedoch von den 
Ständen gegenüber landesherrlichen Vorstellungen, die auf eine gänzliche Reform 
des bisherigen Systems und seine Ablösung durch eine Vermögensbesteuerung ab­
zielten, verteidigt. 

Bei der ersten umfassenden Reform der ständischen Matrikel von 1680 bis 1682 
ließen Landesherr und Stände wirtschaftliche Erhebungen in größerem Umfang 
vornehmen, um Grundlagen für eine gerechtere Verteilung der Steuerquoten zu er­
halten. Die aufgenommenen wirtschaftlichen Daten konnten jedoch nur zum ge­
ringsten Teil mit den zur Verfügung stehenden wirtschafts- und steuertheoretischen 
Methoden zur Steuerzumessung verwendet werden. In ihren w~entlichen Elemen­
ten war die 1683 neu festgesetzte Steuer eine Kopf-, Haus- und Grundstückssteuer, 
die den bodenabhängigen Ertrag, den Gewerbe- und den HancleJsumsatz der Städte 
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mit berücksichtigte. Die wesentliche Schwäche dieser Steuer festsetzung lag in der als 
Annäherung an die Reinertragsermittlung konzipierten Berücksichtigung der 
Rechtsform der Eigentumsverhältnisse an Grund und Boden sowie in dem unter­
schiedlichen Ansatz von Kapitation und Häusersteuer in,.Stadt und Land. Die vor­
genommene unterschiedliche Ertragseinschätzung bei Eigenbesitz, Erb· und Falle­
hen entsprach nicht mehr den wirtschaftlichen Realitäten zu Ende des 17. J ahrhun­
derts und ftihrte zusammen mit dem doppelten Ansatz in der Häuser- und Kopf­
steuer zu einer erheblichen, teilweise ruinösen Überbesteuerung der 23 Städte 
Schwäbisch-Österreichs. Zudem waren die in die Grundsteuer einbezogenen land­
wirtschaftlichen Flächen nicht vermessen worden, sondern ihr Ansatz beruhte wie 
der des Ertrages auf einer Fatierung durch die Steuerpflichtigen, was bei den unter­
schiedlichen Maßverhältnissen in Schwaben einen erheblichen Fehlerfaktor bedeu­
tete. 

Von den Städten ging auch - nach einer Fülle von Einzeländerungen - der An­
stoß zu einer zweiten umfassenden Matrikelrenovation aus, die 17 I7 begonnen und 
1733 abgeschlossen wurde. Das Ziel dieser Renovation war es, die Grundsteuer auf­
zugeben und an ihre Stelle eine Ertragsbesteuerung zu setzen. An den Prinzipien der 
bisherigen Bemessungsgrundlagen wurde nur._wenig geändert; sie sollten in der Er­
fassung genauer und in der Steuerbemessung realitätskonformer sein. Die Grundla­
ge der Matrikelrenovation bildete eine - wenn auch nur grobe - Vermessung der 
steuerbaren Markungstlächen und eine Umrechnung dieser Steuergründe auf ein 
einheitliches Maß, soweit dies mit den damaligen Methoden möglich war. Der große 
Unterschied im Ansatz der Kopf- und Gebäudesteuer zwischen Städten und Dörfern 
wurde vermindert, die Gewerbe genauer in ihrem Ertragswert erfaßt und in Stadt 
und Land berücksichtigt. Der städtische Markt blieb nunmehr für den Steueransatz 
außer Betracht. Ertragsangaben wurden wiederum nach Fatierung durch die Steuer­
pflichtigen aufgenommen, jedoch in zweifelhaften Fällen einer Nachprüfung unter­
zogen. Das Ergebnis der Matrikelrenovation trug den wirtschaftlichen Realitäten 
wesentlich besser als die Renovation von 1683 Rechnung, war aber im Endeffekt 
wiederum statisch, konnte also auf neue Veränderungen nur durch Einzelkorrektur, 
nicht aber im System reagieren. 

Die letzte Steuerreform in Schwäbisch-Österreich, die theresianische Steuerre­
form von 1764 bis 1769, war ein Element der gesamten Staatsreform in den habs­
burgischen Erblanden und kein ständisches Steuerwerk; an ihrem Ende stand die 
Umwandlung der landständischen Verfassung und die Eingliederung der Stände als 
einer unter staatlichen Aufsicht stehender Steuereinzugsbehörde in die Staatsadmi­
nistration. 

Die Steuerreform von 1764/ 69, die auf Grundsätzen beruhte, die im ersten Drittel 
des Jahrhunderts ftir den Censimento Milanese unter Kaiser Karl VI. entwickelt, in 
Böhmen und im Breisgau angewandt und vom Breisgau unmittelbar auf 
Schwäbisch-Österreich_übertragen worden waren, enthielt zwei wesentlifhe.Elemen­
te: Einmal wurden die bisherigen Steuerprivilegien weitgehend eingess l:!ränkt und 
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auch die von den Mediatherrschaften bewirtschafteten Güter und deren Revenuen 
in die Besteuerung einbezogen; deren Steuerfundus wurde als der der Dominikali­
sten erfaßt, während die bisher zur Landschaftskasse Steuerpflichtigen als Rustika­
listen besteuert wurden; als Landstände galten weiterhin nur die Rustikalisten. 

Genauer als bisher sollte nur der reine Ertrag in den Steuerfundus einbezogen 
werden, der durch umfangreiche Erhebungen und Ber~chnungen ermittelt wurde. 
Mit der Besteuerung der Revenuen zählte das österreichische Steuersystem zu den 
fortschrittlichsten in Europa. Auf ein wesentliches Element des Censimento Milane­
se, die Neuvermessung aller steuerbaren Güter, war allerdings aus Kostengründen 
verzichtet worden. Durch die Tatsache, daß unter den Rustikalen nicht der einzelne 
Steuerzahler, sondern wiederum jeder Stand Steuersubjekt war, blieb das für die 
Landstände bis dahin gültige Prinzip einer Repartitionssteuer bis 1805 erhalten . Der 
theresianische Kataster von 1769 blieb für Schwäbisch-Österreich trotz aller politi­
schen Veränderungen bis 1805 die Grundlage der Besteuerung; die von Joseph 11. 
geplante Einführung einer Grundsteuer als einziger Besteuerung hat sich auch hier 

nicht durchsetzen können. 

Die Peraequation von 1769 hatte zwei positive Auswirkungen. Der Steuerertrag, 
der an den Staat abgeführt wurde, war gestiegen, zugleich hatte sich die Steuerlast 
für den bisherigen landständischen Untertan durch die Einbeziehung früher privile­
gierter Schichten in den Kreis der Steuerpflichtigen_vermindert. Die landständische 
Verfassung Schwäbisch-Österreichs wurde jedoch durch die 1769 erlassenen Bestim­
mungen in ihrem Kern getroffen. Das Landtagsplenum, das einzige institutionelle 
Band in diesem territorial zersplitterten und administrativ auch durch die Reformen 
von 1753 nicht geeinten Land, war faktisch aufgehoben worden; anders als im 
Breisgau oder in Vorarlberg konnte keine landschaftlich, ständisch oder geogra­
phisch begründete Verbundenheit diesen Mangel ausgleichen. Bei der staatlichen 
Auflösung Vorderösterreichs nach 1805 machte sich dies deutlich bemerkbar. Im 
Breisgau und in Vorarlberg gab es einen ständisch getragenen Widerstand oder zu­
mindest den Versuch, die ständische Verfassung des Landes auch unter den neuen 
Landesherrn zu bewahren. In Schwäbisch-Österreich wurde der einzige Protest ge­
gen die Preisgabe des Landes und die Aufhebung seiner ständischen Verfassung 
nach dem Preßburger Frieden von 1805 nicht von den Ständen, sondern von einem 
Angehörigen der ständischen Verwaltung formuliert. Den lebendigen Bezug zur B~­

völkerung, der sich eben auch in sichtbar-konkreten Institutionen wie einem Land­
tag hätte realisieren müssen, hatten die schwäbisch-österreich ischen Stände schon 
früher verloren. Ursprünglich aus landesherrlichem Willen entstanden, hatten die 
schwäbisch-österreich ischen Landstände während des 16., 17. und 18. Jahrhunderts 
in jeweils zeitgebundenen Formen das Land Schwäbisch-Österreich dargestellt und 
die Interessen seiner Untertanen artikuliert . Durch die Entwicklung in den letzten 
Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts gingen sie ebenso rasch und ohne lebendige Nach­
wirkungen zu hinterlassen zugrunde, wie die anderen administrativen Einrichtungen 
Habsburgs in Schwaben. Die Wiederbelebung der Erinnerung an ihre Geschichte im 



405 

19. Jahrhundert ist nicht zuletzt ein Stück der historisierenden Selbstbehauptung 
Oberschwabens gegen seine völlige Integration in dem nach 1806 neugeschaffenen 
Königreich Württemberg. 
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Anhang I: Zur Geschichte des Archivs der 
schwäbisch österreichischen Landstände 

Umfang und Einrichtung des Archivs der schwäbisch-österreichischen Landstän­
de im 16. und in der ersten Hälfte des 17 . Jahrhunderts sind nicht bekannt . Ein Re­
pertorium hat sich nicht erhalten, auch läßt sich aus den Akten selbst keine Archiv­
ordnung rekonstruieren. Angesichts der wenig ausgebauten ständischen Verwaltung 
dürfte das Archiv nicht sehr umfangreich gewesen sein. Nach einem Bericht der 
Stadt Ehingen von 1700 soll es durch Brände während der Plünderung der Stadt 
durch schwedische Truppen in den Jahren 1632 und 1648 Verluste erlitten haben 1. 

Zu Ende des 17. Jahrhunderts war es in der südlich vom Ehinger Rathaus gelegenen 
städtischen Kanzlei untergebracht 2; für seine Einrichtung war der ständische Syndi­
kus verantwortlich. 

Nach allgemeiner Ansicht wurde das Archiv während der Plünderung Ehingens 
durch die Truppen des französischen Generals du Fay im Jahre 1688 vollständig 
oder fast vollständig vernichtet 3 . Diese Meinung wurde von den schwäbisch­
österreichischen Ständen im 18. Jahrhundert mehrfach selbst vertreten und stützte 
sich im wesentlichen auf eine Denkschrift der österreichisch-schwäbischen Aus­
schüsse und Direktoren vom 9. Februar 1700, in der der Stadt Ehingen vorgeworfen 
wurde, das Archiv und die ständische Truhe nicht wie die privaten Wertgegenstände 
der Bürger an einen sicheren Ort geflüchtet zu haben und so für den Verlust verant­
wortlich zu sein 4. 

Gegen einen größeren Verlust von Archivbeständen im Jahre 1688 sprechen je­
doch die zahlreichen heute noch vorhandenen Archivalien aus der Zeit vor 1688, die 
bei der Anlage des Summarischen Manualrepertoriums im Jahre 1779 in noch erheb­
lichem Umfang vorhanden waren. Zudem wurde der ständische Syndikus zwei Jahre 
nach dem Stadtbrand beauftragt, eine Anzahl von Registraturkästen zur Neuein­
richtung des Archivs anfertigen zu lassen, was bei einer Vernichtung des Aktenbe­
standes nicht nötig gewesen wäre 5. In einer bisher nicht beachteten Gegenschrift 
auf die ständischen Anklagen von 1700 führte die Stadt Ehingen aus, daß zwar das 
städtische Archiv 1688 verbrannt wurde, an seyten der sttindischen acten das wenig­
ste beschehen sei 6. Danach waren um 1700 noch folgende Bestände vorhanden: alle 

1 Rechtfertigungsschrift der Stadt Ehingen s. d . (um 17(0) (HSTA ST B 30 Bü 372) . - Zu 
den Stadtbränden s. F. M. WEBER, Ehingen S. 59, 66 

2 F. M. WEBER hielt eine Unterbringung sowohl im städtischen Rathaus wie in der ständi­
schen Kanzlei für möglich. Angesichts der völligen Zerstörung des Rathauses ist es wahr­
scheinlicher, daß das Archiv in der Kanzlei aufbewahrt wurde (F. M . W EBER, Ehingen S. 125). 

3 OAB Ehingen 2. Aufl . S. 28; - F. M. WEBER, Ehingen S. 125; - TH . KNAPP, Neue Bei-
träge Bd . 2 S. 35; - N. SAPPER , Landstände S. 78f. 

4 HSTA ST B 30 Bü 372 
523. Mai 1690 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
6 HSTA ST B 30 Bü 372 



409 

Terminausteilungen und Einzugsregister, alle Maßpfennigs- und Bierhellerregister 
mit den zugehörigen Hauptrechnungen. Von den letzteren waren einige wenige ver­
brannt, doch besaßen die Ausschußorte Abschriften davon. Weiterhin existierten 
noch alle Landtagsrezesse und Reversalien, die Kameralrechnungen ab 1650, zwei 
Zinsrödel von 1628 sowie ein weiterer schwäbischer, elsässischer, sund- und breis­
gauischer von 1630 und 1631. Verbrannt waren die Ausgabenbeilagen zu den 
Hauptrechnungen. Allerdings war das Archiv durch die Folgen des Brandes stark in 
Unordnung geraten, weswegen dem neuen Syndikus Sixt in seiner Instruktion 1689 
aufgetragen wurde, für eine Neueinrichtung Sorge zu tragen 7. Anläßlich der An­
stellung des Konsulenten Heller im Jahre 1720 verpflichteten die Stände Syndikus 
und Konsulent, eine eigene Kanzlei zur Expedition und Registratur der Akten einzu­
richten. 1724 wurde der Ehinger Kanzleisubstitut Franz Josef Tobias nebenamtlich 
mit der Ordnung der Registratur beauftragt und drei Jahre später als Registrator 
voll angestellt 8. Beim Ehinger Stadtbrand von 1749 blieb das Archiv unbeschädigt, 
lediglich die Akten der im April des Jahres zur Aushandlung des Novalrezesses nach 
Wien gesandten Kommission wurden vernichtet 9 . 

Zu einer durchgreifenden Änderung des gesamten Registraturwesens der Stände 
kam es erst nach der Neuorganisation der ständischen Verwaltung und dem Erwerb 
des Landhauses im Jahre 1769. Das Archiv wurde in den beiden feuersicheren Ge­
wölben des Landhauses untergebracht. 1779 beschloß die Ordinarideputation, ein 
neu es Repertorium anlegen zu lassen, das der Registrator Veit Anton Müller verfaß­
te 10. Dieses Summarische Manualrepertorium in sechs Bänden mit einem Register­
band zu den Bänden 3-6 war außerordentlich sorgfältig gearbeitet und übersichtlich 
gegliedert 11. Zugleich mit seiner Anlage wurden sämtliche Akten neu geordnet und 
verpackt. Sachlich wurden sie in sechs Rubriken aufgeteilt: 

I. Landesfilrstliche Normalien und Landesnachrichten mit angehörigen Akten in Publicis, 
Politicis, Oeconomicis, Cameralibus, Regalibus, Forestalibus, Jurisdictionalibus und Cri­
minalibus 
1688-1775. (Manualrep. Nr. I) 

243 Faszikel. Ältere Stilcke waren die Landesgravamina (seit 1692) und Milnzverordnun­
gen (seit 1691). Die Masse des Bestandes stammte aus der Zeit nach 1730. Aufbewahrt im 
I. Gewölbe 

2. Acten in Militaribus 
1740-1775. (Manualrep. Nr. 2) 

135 Faszikel. Ältestes Stilck entgegen dem Titel des Repertoriums von 1683 . Aufbewahr! 
im I . und 2. Gewölbe. 

7 11. Aug. 1689 (HSTA ST B 30 Bil 388) 
8 23. März, 6. Dez. 1724, 2. April 1727 (LP 2·) 
9 26.-29. April 1749, 17. Okt. 1749 (LP 4·) 
10 2. Nov. 1779 (LP 23· p. 91) 
11 Heute: HST A ST B 30 BU 3-9 
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3. Acten in Contributionalibus ordinariis et extraordinariis 
1650-1775 (Manualrep . Nr. 3) 

108 Faszikel. Die tI/testen Akten von 1500 waren Schuldverschreibungen, die die Hohen­
berger Landschaft auf sich genommen hatte und die 1573 auf die Sttlnde insgesamt überge­
gangen wtlren /2. Die Masse des Bestandes geh6rte ebenfalls der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts an. Aufbewahrt im 1. Gew6lbe. 

4. Acta Contributionalia 
1500-1775 (Manualrep. Nr. 4) 

133 Faszikel. Der größte Teil der Akten war nach 1720 erwachsen. Aufbewahrt im I. Ge­
wölbe. 

5. Acta in rubricis mixtis 
1500-1775 (Manualrep. Nr. 5) 

305 Faszikel. Es handelte sich um Akten zu Kassenschulden, Antizipationskapitalien, stän­
dische Protokolle, Kommissionen, Prozesse, Kompetenzen und Dienstverleihungen . Auf­
bewahrt im I. und 2. Gewölbe 

6. Akten Registraturae specialis seu localis 
1650-1772 (Manualrep. Nr. 6) 

864 Faszikel. Diese Abteilung enthielt Akten betreffend höchste und hohe Dikasterien, 
Gubernium und Hofkammer in lnnsbruck, Vorderösterreichische Landesstelle in Frei­
burg, landesfUrstliche Oberämter; Provincialia: Schwäbischer Kreis, Reichsritterschaft, 
vorderösterreichische Lande in genere, schwäbisch-österreichische Stände in specie. Auf­
bewahrt im 2. Gewölbe 

Insgesamt umfaßte das Archiv bis 1775 1788 Faszikel. 

Die neu geschaffene Ordnung hatte jedoch keinen langen Bestand. Angesichts der 
Bedrohung Schwäbisch-Österreichs durch französische Truppen im Jahre 1796 ent­
schloß sich die Ordinarideputation, die Akten zunächst nach Kirchberg, dann nach 
Linz zu flüchten. Die Registraturakten wurden in 35 Kisten, die neu erwachsenen 
Buchhaltungsakten in 9 und die Einnehmereiakten in 3 Kisten verpackt 13. Bis 
Kirchberg wurden die Akten in Pferdefuhrwerken transportiert, dann verlud man 
sie, um Kosten zu sparen, auf Flöße und verschiffte sie nach Linz, wo sie durchnäßt 
ankamen und von dem mitreisenden Buchhaltungskalkulator über einen Monat 
lang getrocknet werden mußten 14. Für den Rücktransport Anfang Dezember 1796 
mietete Mayer für die gesamte Strecke Pferdefuhrwerke 

12 Zu der Schuldübernahme der Hohenberger Landschaft s. W. GRUBE, Vogteien, Ämter, 
Landkreise S. 59 

13 Es muß sich also um etwa 6000 zusätzliche Faszikel gehandelt haben. (LP 28* Nr. 912. 
18. Juli 1796). 

14 Buchhaltungskalkulator Mayer erhielt während der Reise täglich 3 11, in Linz seine nor­
male Besoldung. Nach Abschluß der Reise wurden ihm 5 11 für jeden Tag zugebilligt. Die Ak­
ten kamen am 3. Aug. 1796 in Linz an, am 29 . Nov. 1796 trat Mayer die Rückreise an . Die 
zahlreichen Wasserschäden der ständischen Akten dürften von dieser Flüchtung stammen. 
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Bis zur Aufhebung der schwäbisch-österreichischen Landstände im Jahre 1805 
blieb das Archiv in Ehingen und wurde mit der Besitznahme der Stadt von Würt­
temberg übernommen, wobei es im ehemaligen Ritterhaus des Ritterkantons Donau 
untergebracht wurde, in dem das württembergische Oberamt seine~ Sitz nahm 15. 

Ein geringer Teil meist burgauischer Akten sollte an Bayern ausgefolgt werden, 
während die Hauptmasse des Bestandes an Württernberg fiel 16. Diese Akten blieben 
bis 1847 in Ehingen, doch wurden jüngere Steuerakten zwischen 1821 und 1824 an 
die Steuerkommissare der entsprechenden Oberämter in den neuwürttembergischen 
Gebieten und an die sigmaringische Regierung abgetreten 17 . Auf Grund eines De­
krets vom 22. Dezember 1846 wurde das gesamte ständische Archiv am 3. Februar 
1847 zum Zwecke der Ausscheidung nach Stuttgart gebracht. 1847 legte Valentin 
Schloßstein ein Repertorium für die Akten nach dem damals in württembergischen 
Archiven üblichen alphabetischen Gliederungsprinzip an, wobei die alte ständische 
Registraturordnung weitgehend zerstört wurde 18. Die in 32 Kisten verpackten Ak­
ten wurden zunächst im Nebenarchiv in Stuttgart aufbewahrt, dann relativ willkür­
lich in einen Bestand Vorder6sterreichische Landstände I (Landesfürstliche Rever­
se, Landtagsabschiede und Rezesse (Originale) 1518-1759) und Vorder6sterreichi­
sehe Landstände 11 (Neuerer Bestand [fälschlich) 18. Jahrhundert) aufgeteilt und in 
das Staatsarchiv Stuttgart bzw. Filialarchiv Ludwigsburg überführt . Seit 1969 sind 
beide Bestände wieder im Hauptstaatsarchiv Stuttgart zusammengefaßt. 

15 Einzelheiten der Übernahme der Stadt werden in der Stadtgeschichte F. M. WEBE RS 
dargestellt. (Ehingen S. 106-108) Zur Unterbringung des Archivs s. HSTA ST B 30 Repertori­
um . 

16 Verzeichnis der projektierten Verteilung von 1806 (HSTA ST B 30 Bü I) 
17 Die Akten gingen an die Steuerkommissare der Oberämter Biberach , Blaubeuren, Ehin­

gen, Horb, Leutkirch, Ravensburg, Rottenburg, Saulgau, Spaichingen , Waldsee. Wiblingen . 
(HSTA ST B 30 Bü 12, I) 

18 Da bei der Neuverpackung der Akten in vielen Fällen die alten ständischen Aktenum­
schläge, die die Rubriken- und Faszikelnummern der Ordnung von 1779 tragen. aufgehoben 
wurden, läßt sich für zahlreiche Akten vor 1775 eine Konkordanz zwischen der heutigen Ar­
chivsignatur und dem ständischen Repertorium herstellen . 



412 

Anhang 11: Die Beamten der schwäbisch-öster­
reichischen Landstände, die Deputierten des leiten­
den ständischen Ausschusses (Rechnungsausschuß, 
Direktorium, ürdinarideputation) und die Landtags-

deputierten von 1588 bis 1751 

I. STÄNDISCHE VERWALTUNG BIS ZUR NEUORGANISATION VON 1769 

I. Leiter der ständischen Verwaltung 

Ständischer Schreiber und Truhenverwalter: 
Seit 1573 war der Ehinger Stadtschreiber der Löblichen Schwebischen Stende Truchen Ver­
walter und Schreiber I. Schon vorher fUhne er die Geschäfte der Stände. 

DR . JOHANN H YLTBRAND 1566-1574 
M. JOHANNES RAu 1579-1605 
Stadtschreiber und Pflegschafts verwalter fUr Ehingen, Schelklingen und Berg. 1605 wegen 
Mißständen in der Stadtverwaltung abgesetzt. 

DR . J AKOB R EINHARDT (RENHARDT) 1605-1630 2 

Stadtschreiber von Ehingen, Syndikus, Pflegschaftsverwalter der Herrschaften Ehingen, 
Schelklingen und Berg, erzfUrstlicher Rat. 1621: Syndikus, Direktor und Truchenschreiber zu 
Ehingen. 

DR . JOHANN B UCHMILLER . 1640-1663 
Syndikus in Ehingen 

Ständischer Syndikus: 
Llc. SEVERIN H UMMEL (HUMBL) . 1668-1688 
Stadtschreiber von Ehingen, Syndikus der gesambten österreichisch-schwlibischen Landstlin­
de, Mitglied der Steuerberaitungskommission von 1680-1683. t 1688. 

J OHANN MICHAEL SIXT, J . U. C. 1689-1704. 
Stadtschreiber in Rottenburg 1676-1689. 1689 wurde er als Syndikus der Stände fest ange­
stellt. Er erhielt 550 fl Sold, zusätzlich zu den Steuereinzugsterminen Georgii 12 fl, Galli 9 fl, 
zu den Extraterminen 18 fl neben I fl fUr jede Mahlzeit. An Reisespesen standen ihm persön­
lich 4 fl 30 kr zu, Pferd und Diener wurden gesondert bezahlt 3. 1690 erwarb er fUr sich und 
seine ledigen Kinder das BUrgerrecht in Rottenburg 4. 

I HST A ST B 36 Bu 139 I 
2 Ein Punkt (.) vor und hinter der jeweiligen Jahreszahl bedeutet erste und letzte Nennung, 

wenn nicht die gesamte Amtsperiode ermittelt werden konnte. 
3 Instruktion vom 24. April 1689 (HSTA ST B 30 BU 388) 
4 F. HAUG, Die Rottenburger BUrger nach der BUrgeraufnahmeliste von 1644-1691 . - In: 

SUlchgauer Scholle 10/ 1943 S. 33 
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JOHANN VON MOLLENDORF (MULLENDORFF) . 1705-1732 
° 1646 t 23. Okt. 1732. Gräflich fuggerischer Pfleger in Weißenhorn .1695-1704 5. Er bewarb 
sich am 11. Okt. 1704 um das Amt des Syndikus, das ihm fUr 650 fl Ubenragen wurde . 1720 
wurde sein Gehalt auf 1000 fl erhöht, von dem er seinen Skribenten bezahlen mußte 6. Nach 
seinem Tode stifteten die Stände fUr seine in die 28 jahre lang praestierl gueth und ersprießli­
chen diensten 24 Messen 7 

DR. FRANZ ANTON HEL LER VON H ELLERSBERG 1733-1747 
Kaiserlicher Rat. Kanzleiverwalter in Radolfzell 1701-1719. Konsulent der schwäbisch­
österreichischen Stände, zugleich Kanzleiverwalter in Ehingen 1720-1733. Syndikatsverwaller 
1732-1733, arn 23 . Sept. 1733 zum Syndikus der schwäbisch-österreichischen Stände gewählt. 
Er erhielt 1000 fl Gehalt, freie Wohnung und 50 fl rur Holz; die bisherigen 70 fl fUr den Skri­
benten wurden von der ständischen Kasse Ubernommen, daneben erhielt er bei Sitzungen die 
gewöhnlichen Direktionssporteln und auf Reisen 4 fl 30 kr 8. 1737 billigten ihm die Stände 500 
11 fUr seine guten Extraordinaridienste während der Kriegszeit zu, 1739200 fl Rekogni tion we­
gen der Abwendung der Winterquartiere, 1742 abermals 200 fl fUr seine BemUhungen wäh­
rend der französischen Invasion 9. Heller war der selbständigste Syndikus der schwäbisch­
österreichischen Stände. Er fUhrte bei allen ständischen Versammlungen den Vorsitz, nach­
dem nach 1722 keine kaiserlichen Kommissare mehr zu diesen Tagungen entsandt wurden , so 
daß er mehr als Oberhaupt der Stände denn als ständischer Offiziant auftrat, weshalb sich 
zum Schluß seiner Amtszeit eine Opposition unter den Ständen gegen ihn bildete. Er starb im 
September 1747, nachdem er schon seit 1745 wegen eines Schlaganfalls sein Amt nicht mehr 
ausuben konnte. Aus Unmut Uber seine AmtsfUhrung verweigerten die Stände seinen bei den 
Söhnen das Ubliche Sterbequartal. Sein jUngerer Sohn Lic. Franz Ignatius Heller von HeIlers­
berg war 1750 bayerischer Hofkammerrat und Obervogt von Wiesensteig. 

Von 1747-1754 war das ständische Syndikat wegen der laufenden Hofkommissionen 
zur Neuorganisation der ständischen Verfassung nicht ordentlich besetzt. 

Syndikatsverwalter: 
Llc . FRANZ ]OSEPH TIBUR IUS SALLWÜRCKH 1747-1754 
Kanzleiverwalter in Ehingen .1735-1756. Adjunkt des erkrankten Syndikus Heller 1745-1747. 
1749 erhielt er fUr seine Syndikatsverwallung als Abschlag 1000 fl, da sich die Stände eine 
wirkliche Besetzung des Syndikats angesichts der allgemeinen Situation nicht getrauten 10. FUr 
seine Verwaltung erhielt er jährlich 400 11, bat aber 1754, als er wegen offensichtlicher Gegen­
sätze zu dem Präsidenten der Konstanzer Repräsentation Sumeraw nicht zum Syndikus ge­
wähll werden konnte, um die nachträgliche Bewilligung von jährlich 700 fl, da er sich mit dem 
niedrigeren Satz nur in der Hoffnung auf das Syndikat zufrieden gegeben hatte, was die Stän­
de bewilligten 11 . 

Syndikus: 
Llc. ALBAN RI ESC HER 1754-1756 
Kanzleiverwalter in Radolfzell .1732-1754. Er wurde am 31 . Mai 1754 an Stelle des Syndikats­
verwalters SallwUrckh von dem Plenarkonvent gewähll, da der Präsident der Konstanzer Re­
präsentation Sumeraw bereit war, auf den seit 1752 fUr alle öffentlichen Ämter in Vorder­
österreich geforderten Dreivorschlag, aus dem die Repräsentation einen Kandidaten bestimm-

5 HSTA ST B 30 BU 274 u. 286 
6 29. Febr. 1720 (LP 1°) 
724. Okt. 1732 (LP 2°) 
8 HSTA ST B 30 BU 388 
9 30. Okt. 1742 (LP 3°) 
10 26 . April, 29. April 1749 (HSTA ST B 30 BU 4°) 
11 28.-31. Mai 1754 (LP 5°) 
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te, zu verzichten, wenn die Stände ein rechtschaffenes subjectum (z. B. den radolfzeller kanz­
leiverwalter Riescher) zum Syndikus machen würden. Um wenigstens äußerlich ihr Wahl recht 
zu bewahren, einigten sich die Stände auf Rieseher. Der Radolfzeller Kanzleiverwalter war be­
reits bei seiner Wahl krank und resignierte nach kurzer Amtszeit 12. Seine Besoldung war die 
gleiche wie die Dr. Hellers. 

Llc. FRANZ JOSEPH SALLWORCKH VON WENZELSTEIN 1756-1763 
Syndikatsverwalter 1747- 1754 (s.o.). Er wurde zum Syndikus am 22. Aug. 1756 nach der Re­
signation Rieschers gewählt. Am 17. Mai 1759 beschwor er die Syndikatsinstruktion. Das 
Adelsprädikat wurde ihm am 2. März 1759 verliehen. t 1763 J3. 

Syndikatsverwalter: 
Llc. FERDINAND BLAU 1763 
Kanzleiverwalter in Ehingen .1763-1770. Er leitete vom Tode Sallwürckhs Anfang 1763 bis zur 
Neuwahl des Syndikus im August 1763 die Syndikatsgeschäfte 14. 

Syndikus: 
Llc. PETER ANTON VON COTTO 1763-1767 
Oberamtmann des Klosters Irsee (vor 1763) . Vom 28. Nov. 1763 - Mai 1764 leitete er die stän­
dische Delegation in Wien, die anläßlich einer neuen Geldverwilligung eine weitere Einschrän­
kung der oberamtlichen Aufsicht über die Stände erreichen sollte. Gegen ein Geldgeschenk 
wurde die Delegation am 26. Febr. und nochmals am 25. Mai 1764 bei Maria Theresia vorge­
lassen und hatte mit ihrem Anliegen Erfolg 15. Von der Ordinarideputation wurde ihm wie 
schon den Syndici Mollendorf und Heller der Vorsitz in und außerhalb der Sitzungen einge­
räumt. 1769, nach seinem Ausscheiden aus den Diensten der Stände, wurden ihm 400 n ver­
willigt, da er sich um das Land verdient gemacht. 1780 war er Geschäftsträger der burgau­
ischen Insassen 16. 

Syndikatsverwalter: 
Llc. FERDINAND BLAU 1767-1769170 
Nach dem Ausscheiden Cottos bis zur Neuorganisation der ständischen Verwaltung 1769170, 
durch die die Stellung des Syndikus vom Vorsitzenden der Stände auf die des Leiters der Di­
rektorialkanzlei reduziert wurde, führte Blau erneut als Syndikatsverwalter die Geschäfte der 
Stände. 

2. Kassier 

Seit 1573 führte der Ehinger Stadtschreiber als truchen verwalter die ständische Kas­

se. Nach 1650 wurde sie von einem der Ehinger Bürgermeister zusammen mit dem 
Syndikus besorgt. Ein eigener Kassier wurde erst 1689 angestellt. 

JOHANN JAKOB KEIBLIN 1689-1690 
Bürgermeister in Ehingen .1682-1690. Die schwäbisch-österreich ischen Stände stell ten ihn zu­
sammen mit dem Syndikus Sixt als von Ehingen unabhängigen Kassier an. Sein Gehalt betrug 
150 n, dazu 3 n Zehrung an Sitzungstagen. Er starb bereits am 6. Okt. 1690 17. 

12 Am 26. Aug. 1756 gewesener syndicus (LP 5· , HSTA ST B 30 Bü 388) 
13 LP 5·-7·; HSTA ST B 30 Bü 372, 388; HSTA ST B 17 Bd . 141·, 1162 
14 26. Juni 1763 (LP 8·) 
15 LP 8·-9·; HSTA ST B 30 Bü 388; Th . KNAPP, Neue Beiträge Bd. 2 S. 56 
16 28. Aug. 1769 (LP 9·); F. A . v. CHRtSMAR, Nothwendige Beleuchtung S. 10 
17 HSTA ST B 30 Bü 262, 388 
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Nach seinem Tod wurde das Amt des Kassiers zunächst nicht neu besetzt. Die Kasse 
besorgten abwechselnd die Ehinger Bürgermeister Mellinger 18, Eyselin, der Ehinger 
Stadtammann (1697) 19 und der ständische Syndikus. 

ANDRAE EVSELIN .1706-1746 
• um 1655. Bürgermeister in Ehingen 1696. Er erhielt 1706 150 fl, 1730650 fl Besoldung. Bis 
1744 führte er die ständische Kasse allein. Danach gestatteten die Stände in Ansehung des ho­
hen Alters Eyselins die Anstellung des Ehinger Spitalamtsschreibers Schönkindt als Adjunk­
ten. 1746 wurde Eyselin pensioniert, wobei ihm Titel und Besoldung ungeschmälert erhalten 
blieben . Als einziger Kassenbeamter der Stände war Eyselin während der Kriege 1733-35 und 
1742 weit überfordert. Noch 1747 mußte der ständische Registrator beschäftigt werden, die 
Rechnungen Eyselins abzuschließen 20. Wegen des doppelten Ansatzes der antizipierten 
Kriegsgelder kam es zu einem langwierigen Streit zwischen ihm und der Rechnungsdeputa­
tion 21. 1754 erteilten die Stände dem Kassier endgültig die Entlastung, obwohl zunächst für 
5000 fl keine Belege vorhanden waren, doch zweifelte niemand an der Ehrlichkeit des langjäh­
rigen Kassiers und auch der Landtag erkannte an, daß die Kassengeschäfte während des 
Franzoseneinfalls zu umfangreich gewesen waren 22. 

JOHA NN FRANz BER NHARD SCHONKINDT 1746-1771 
Spitalamlsschreiber in Ehingen 1742-1754. 1744 wurde er als Adjunkt Eyselins sub spe succe­
dendi mit 150 fl angestellt. Nach der Pensionierung Eyselins 1746 wurde er zum Kassier er­
nannt. Für die Jahre 1746-1752 erhielt er wegen sei nes großen Fleißes eine Zulage von 400 fl. 
Nach der Reform der ständischen Verwaltung durch OberdireklOr Maier bat er 177 1 um seine 
Entlassung und wurde mit 633 fl 20 kr jährlich pensioniert. 

Kassenadjunk( 
A TONI HOCH NADEL 1760-1771 
Registrator des Wengenklosters in Ulm (bis 1760). Er wurde auf Billen Schönkindts dem Kas­
sier adjungiert. Sein Gehalt betrug 300 fl, wovon 250 fl von den Ständen, 50 fl von Schön­
kindt bezahlt wurden 23 . 

3. Konsulent 

Die Anstellung eines Konsulenten , der Durchmarsch und Einquartierung in 
Schwäbisch-Österreich regeln sollte, war von den protestierenden Ständen bereit 

1706 gefordert, doch von dem Direktorium als zu kostspielig abgelehnt worden. 

DR. FRANZ ANTON HEL LER 1720-1733 
Kanzleiverwalter in RadolfzellI701- 1719. Am 29. Februar 1720 wurde er als Konsulent ange­
stellt . Nach seiner Instruktion sollten alle negOlia publica, privata et militaria von Syndikus 
und Konsulent gemeinsam geführt werden, wobei die militaria die eigentliche Aufgabe des 
Konsulenten waren. Eine genaue Aufgabentrennung war jedoch nicht durchgeführt. so daß 
Heller immer mehr zum Stellvertreter des Syndikus wurde. Zu den meisten Versammlungen 
und Konferenzen der vorländischen Union wurde er und nicht der Syndikus abgeordnet, auch 
die Deputation der Stände nach Wien im Jahre 1726/27 wurde von ihm geleitet. Seine Besol-

18 HSTA ST B 30 Bü 262 p . 137 
t9 HSTA ST B 30 Bü 388 
20 11. Nov.-20. Dez. 1747 (LP 4·) 
21 22.-24. Okt. 1742,23. Aug.-7. Sept. 1743 (LP 3·) 
2228.-31. Mai 1754 (LP 5·) 
23 LP 7· 
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dung betrug 650 fl, nach 1722700 fl . Nach seiner Wahl zum Syndikus im Jahre 1733 wurde die 
Stelle nicht wieder besetzt 24. 

Auf Verlangen des burgauischen Landvogts Baron von Ramschwag schufen die 
Stände zur besseren Regelung der Leistungen der Bevölkerung bei Einquartierungen 
und Truppendurchmarsch - was ursprünglich die Aufgabe des Konsulenten war­
die Stelle eines Obermarschkommissars. 

Obermarschkommissar: 
Llc. FRANZ CHRISTOPH GA YSSER 1747. 
Kanzleiverwalter in Riedlingen .1724-1747. Bereits vor seiner Anstellung zum Obermarsch­
kommissar 1747 war er mehrfach ftir die Stände in Militärangelegenheiten tätig und ftihrte 
Verhandlungen mit dem Schwäbischen Kreis und der kaiserlichen Generalität. 1740 hatten 
ihm die Stände die Werbung der 404 Rekruten , die sie ftir Freiburg zu stellen hatten, per Ak­
kord tiberlassen 25 . Nach der Vorstellung Ramschwags hatte er den durchziehenden Truppen 
entgegenzugehen, ihre Marschrichtung zu erkunden, sich dann mit den Distriktkommissaren 
in Verbindung zu setzen, die ihrerseits die Vertreter der Lokalbehörden verständigen sollten. 
Er erhielt ftir seine Tätigkeit 600 fl Sold, 50 fl ftir Hauszins und 50 fl ftir Holz, dazu auf Rei­
sen die gewöhnlichen Diäten. Das Amt wurde von den Ständen auf seine Lebenszeit begrenzt. 

4. Registrator 

Die Einrichtung der Registratur war im 17 . Jahrhundert die Aufgabe des Syndikus. 
1689 wurde dem Syndikus aufgetragen, für eine bessere Ordnung der Registratur 
Sorge zu tragen, was in der Instruktion für Syndikus und Konsulent 1720 wiederholt 
wurde. Erst 1724 stellten die Stände dazu einen eigenen Beamten ein . 

FRANZ JOSEF TOBlAS 1724-1769 
Kanzleisubstitut der Stadt Ehingen 1724-1726. 1724 wurde er mit 120 fl jährlich als nebenamt­
licher Regist rator angestellt. Seit 1726 arbeitete er hauptamtlich als Registrator, woftir er 
300 fI erhielt (230 fl von den Ständen, 70 fl vom Syndikus). Bei Reisen in ständischen Angele­
genheiten erhielt er I fl 30 kr Tagegeld. 1736 bewilligten ihm die Stände 40 fl wegen eXfragro­
ßen bemühungen bey disenjürgewesenen laboriosen kriegszeifen 26. Nach dem Ehinger Stadt­
brand von 1749 erhielt er 100 fl Brandhilfe. Ftir die Abschrift der großen Matrikel von 1733 
wurden ihm 1755 zusätzlich 62 fl gezahlt 27.1769 erhielt sein Sohn seine Stelle; er selbst wurde 
mit 400 fI pensioniert. 

5. Kanzleipersonal 

Bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts bedienten sich die Stände des Ehinger Kanzlei­
personals, dem für diese Tätigkeit jeweils eine Entschädigung gezahlt wurde 28 . 

JAKOB KRAFFT 1650-1698 
Von 1650-1690 war er mit 30 fI Sold als Kassenrechnungsschreiber angestellt. Danach erhielt 
er ftir seine vierzigjährigen Dienste eine Soldaddition von 30 fl, woftir er die Kassiersrechnun-

24 HSTA ST B 30 Bti 288 
25 11.-15. Okt. 1740 (LP 3·) 
26 9. Nov. 1736 (LP 3·) 
27 24 . Mai 1755 (LP 5·); die Matrikel HST A ST B 30 Bti 264 
28 SA Wa 395; SA Radolfzell XIII 1-3 
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gen abschreiben und dem Syndikus zur Hand gehen sollte 29. 1697/ 98 war er bei gleichem Ge­
halt als Kanzleisubstitut beschäftigt 30. 

Seit dem Ende des 17. Jahrhunderts beschäftigten die Stände einen eigenen Skriben­
ten, der jährlich mit 31 t1 30 kr Sold und 78 t1 Kostgeld bezahlt wurde 31. Nach der 
Besoldungserhöhung des Syndikus im Jahre 1720 mußte dieser die Bezahlung des 
Skribenten übernehmen. Bei der Anstellung Dr. Hellers als Syndikus wurde die Ver­
pflichtung wieder aufgehoben. 

Skribenten: 
ANDREAS SCHWARZWÄLDER .1718-1727 
Er erhielt jährlich 70 fl, seit 172490 fl 32. 1727 beschlossen die Stände, ihn wegen Unfähigkeit 
nach Ablauf eines Jahres zu entlassen 33. 

BASTLIN M ÜLLER .1722-1729. 
Müller schrieb die noch erhaltenen Verwilligungsrezesse der Stände ab und erhielt dafür 8 kr 
pro Bogen 34. 

LAURENTIO M ÜLLER 1732-1754 
Müller wurde mit 70 fl eingestellt. 1733 wurde sein Sold auf 120 fl erhöht 35 . Von ihm stammt 
die Reinschrift des großen landständischen Protokolls, für die er 173940 fl erhielt 36. 1747 
ordnete er die ständische Registratur, da Registrator Tobias wegen der Zusammenstellung der 
Schlußrechnung des Kassiers Eyselin keine Zeit dazu hatte 37 . Auch ihm wurden nach dem 
Ehinger Stadt brand von 1749 100 fl Brandhilfe bewilligt 38. 1754 übernahm er die neu geschaf­
fene Stelle eines ständischen Kanzlisten. 

Nach 1754 wurde die SkribentensteIle geteilt . 
IHLMÜLLER .1756-1759. 
Er wurde für 100 fl auf der geteilten SkribentensteIle angestellt. 1759 sollte er wegen Ehe­
bruchs entlassen werden 39. 

VEIT M ÜLLER . 1758. 
Er wurde auf der geteilten SkribentensteIle für 150 fl beschäftigt (Sohn des Skribenten Lau­
rentio Müller) 40. 

Kanzlisten: 
Die Stelle wurde 1754 eingerichtet. 
LAURENTIO M ÜLLER 1754-1756. 
Ständischer Skribent 1732-1754. Sein Gehalt betrug 250 fl41. 

29 HSTA ST B 30 Bü 262 p. 76 
30 HSTA ST B 30 Bü 30* 
31 HSTA ST B 30 Bü 30* 
32 30. März 1721,14. Juni 1722,24. März 1724 (LP 2*,3*) 
33 2. April 1727 (LP 2*) 
34 13. Jan. 1722,21. Aug. 1729, 19. Okt. 1731 (LP 1*, 2*); die Verwilligungsrezesse HSTA 

ST B 30 Bd. 40*-45* 
35 Rechnung 1732/33 (HST A ST B 30 Bü 84*) 
36 I. Dez. 1739 (LP 2*); das Protokoll HSTA ST B 30 Bd. 2* 
37 19. Dez. 1747 (LP 2*) 
38 9. Nov. 1749 (LP 3*) 
39 19.-26. Febr. 1756,20. Okt. 1759 (LP 6*,7*) 
40 19.-26. Febr. 1758 (LP 6*) 
41 25 ./26. Aug. 1756 (LP 6*) 
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VEIT MÜLLER .1763-1769 
Ständischer Skribent .17S8. Nach der Reform der ständischen Verwaltung Protokoll ist (1770-
1777) und Registrator (1777-1792) in der Direktorialkanzlei. t 28 . Aug. 1792. 

11. STÄNDISCHE VERWALTUNG NACH DER REFORM VON 1769170 

Nach 1769 wurde die ständische Verwaltung entsprechend den übrigen restabiJisier­
ten Behörden in Vorderösterreich auf Anweisung des neuernannten ständischen 
Oberdirektors von Majer, v. ö. Regierungsrat in Freiburg, neu organisiert. Sie be­
stand danach aus drei Zweigen, der landständischen Direktorialkanzlei mit dem 
Syndikus an der Spitze, der ständischen Buchhaltung und der ständischen Einneh­
merei. Für alle drei Abteilungen wurde das Personal wesentlich vermehrt 42. 

A. Landständische Direktorialkanzlei 

1. Syndikus: 
Llc. FERDINAND LEOPOLD BLAU 1770-1792 
Kanzleiverwalter in Ehingen .1763-1770. Syndikatsverwalter 1763 und 1767-1770. Gehalt 
1772: ISoo fl. 

DR . JOHANN GEORG PROBST 1792-180S 
* 1744 in Ühlingen in Südbaden. Stadtsyndikus von Ehingen 1774-1792. Nach dem Tode 
Blaus wurde er von der engeren Konferenz zum provisorischen Syndikus ernannt, 1793 defini­
tiv von den Ständen gewählt. Gehalt 180S: IS1S fl . 00 mit Ursula Mantz aus Ehingen. 

2. Registrator: 
JOHANN MARTIN TOBlAS 1770-1777 
Sohn des Registrators Franz Josef Tobias. Seit 1773 machten sich bei ihm Anzeichen einer 
Geisteskrankheit bemerkbar, wegen der er nach mehreren Untersuchungen und Kuren auf 
ständische Kosten 1777 entlassen wurde. Um ihn als landständischen Offizianten nicht der 
Not preiszugeben, setzten ihm die Stände eine Pension von 400 fl aus 43. Gehalt 1772: SOO fl . 

VEIT ANTON MÜLLER 1777-1792 
Ständischer Skribent .17S8 . Kanzlist . 1763-1769. Protokollist 1770-1777. t 28. Aug. 1792 44. 

LEOPOLD BLAU 1792-1797 

JOSEF PETER BIESENBERGER 1804-180S 
Ka nzlist 1770-1777. Protokollist 1781- 1797. Gehalt 180S: SOO fl. 

42 Die Angaben zur ständischen Verwaltung nach 1769170 beruhen auf fo lgenden Quellen: 
Landständische Protokolle von 1769-1802 (HSTA ST B 30 Bü 11*-33*); Officialen und Diener 
bei der Ritterschaft, den Landständen und der Stadt in Ehingen (HSTA ST B S73 Bü 3); Kai­
ser!. König!. Vorder-Oesterreichischer Schematismus [ ... ) . - Freiburg i. Br. 1767-1782, 
1784-1787; Kaiser!. König!. Hof-, dann Vorderösterreichischer Landesstellen Schematismus. 
- Freiburg i. Br. 1788-1792; Kaiser!. König!. Hof- , dann Vorderoesterreichischer LandessteI­
len Schematismus. - Konstanz 1793-1797; zur Verwaltungsreform allgemein F. QUARTHAL u . 
G. WIELAND, Die Behördenorganisation S. SO-I09 

43 20. Febr. 1773, I. Nov. 1777 (LP 16*,22*) 
44 LP 2S* 
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3. Protokollist: 
V EIT A NTON M ÜLLER 1770-1777 
Ständischer Skribent .1758 . Kanzlist .1 763-1769. Regist ralOr 1777-1 792. Gehalt 1772: 500 11 . 

J OSEF P ETER B IESENBERGER 1777-1797 
Kanzlist 1770-1777. RegistralOr . 1805 . 

4. Kanzlisten: 
J OSEF P ETER B IESENBERGER 1770-1777 
Protokoll ist 1777-1797. RegistralOr .1805 . Gehalt 1772: 400 11 . 

J OSEF MARTI N F Ä H NLE (FEHNLE) 1777- 1782 

JOHANN EVA 'GELI STA K NAus 1785-1793 

NIKOLAUS D AMBACHER 1793-1797 
A ngestellter beim Militärverpl1egungsamt Günzburg (bis 1793). Sekretär 1805. 

B LASIUS MANZ 1793 [!J 1804-1805 
Einnehmereiskribent 1777 [?J. Ingrossist 1784-1793. Gehalt 1805: 490 11 . 

5. Ingrossisten: 
J OHANN B APTI ST K RAUSS 178 1-1782. 

B LASIUS MANZ 1784-1 793 
Einnehmereiskribent [?J. Kanzli st 1793.1805. 

1805 waren statt des P rotokoll isten zwei landständische Sekretäre anges tellt. 

Landständische Sekretäre: 
ATHA ASI US N EuFER 1804-1 805 
Gehalt 1805: 592 11 . 

NIKOLAUS D AMBACHER 1804-1 805 
Gehalt 1805: 650 11 . Angestellter beim Militä rverp l1egungsamt Günzburg (bis 1793). Kanzli st 
1793-1797. 

B. Ständische Buchhaltung 

1. Buchhalter: 

FRANZ B ORGlA S ABSOLON 1770- 1785 
Einnehmer 1785- 1805. Geha lt 1772: 1000 11 . 

J OHANN B APTIST EHI NGER 1785-1797 . 
Einnehmer 1770- 1785. 

L UDWIG K OCH 1799-1805 
Salzoberamtmann sei t 1800 für Schwäbisch-Österreich . 1793- 1799 Syndikus in Ehingen. Ge­
halt 1805 : 139311. Nach 1805 Oberamtmann in Altdorf. 

2. Kalkulator: 
GEORG FKANZ SPI NDLER 1770- 1785 
Kontrollor 1786-1 797. Gehalt 1772: 550 n. 
J OHA N ADAM SCHWERDT 1785-1792 
Kontrollor 1770-1785. Auf Grund eines Hofdekrets vom 21. Sept. 1792 durfte er in diesem 
Jahr mit 550 n Pension nach siebenund vierzigjährigem Dienst jubiliert werden 45 

45 LP 25· p . 531 
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[ GNAZ M ENEAS FIDEL SAUER 1787-1790 
[ngrossist 1770-1786. Nach 1787 zweiter Kalkulator. 

FRANZ X A VER VON MA YER 1792-1797 
Ingrossist 1787-1792. Kontrollor .1805. 

l OHANN MICHAEL AOENSAM 1793-1797. 
Akzessist 1782-1786. Akzessist (der Buchhaltung) 1787-1792. [ngross ist (der Buchhaltung) 
1792-1793. 

3. lngrossist: 
I GNAZ M ENEAS FIDEL SAUER 1770-1786 
Zweiter Kalkulator 1787-1790. Gehalt 1772: 400 11 . 

F RANZ X AVER VON MAYER 1787-1792 
Kalkulator 1787-1792. Kontrolor .1805. 

l OH ANN MICHAEL A OENSAM 1792-1793 
Akzessist (der Einnehmerei) 1782-1786. Akzessist (der Buchhaltung) 1787-1792. Kalkulator 
1793-1797. 

F EROI NANO BIESENBERGER 1793-1797 
Sohn des Registrators l oser Peter Biesenberger. Raitoffizier .1805. 

KARL B LAW 1800. 
1805 wegen eines Schlaganfalls völlig dienstunfähig. 

J OHANN N EPoMucK GLÜK 1804-1805 
Buchhalter in Stullgart (nach 1805). Gehalt 1805: 283 11 . 

4. Akzessist: 
l OHANN M ICHAEL AOENSAM 1787-1792 
Akzessist (der Einnehmerei) 1782-1786. Kalkulator 1793-1797. 

F EROINANO BtESENBERGER 1792 
Sohn des Registrators loser Peter Biesenberger. Ingrossist 1793-1797. Raitoffizier . 1805. 

K ARl W EITZM ANN (WEISSMANN) 1793-1797. 
Ingrossist (der Einnehmerei) .1805 . 

e A RL BLAU 1804-1805 
I. Akzessist 

K ONRA O M ANZ 1801-1805 
2. Akzessist. Gehalt 1805 : 420 11 30 kr. 

1805 waren statt des Kalkulators zwei Raitoffiziere angestellt. 

Raitojjiziere: 
F ERDI NANO BI ESENBERGER 1804-1805 
Sohn des Registrators losef Peter Biesenberger. Ingross ist 1793-1797. Akzessist 1792. Gehalt 
1805 : 95011 . 

Wl l HElM H OHENADEL (HOCHNAOl ) 1804-1805 
Waldmeister in Ehingen (bis 1793). [ngrossist (der Einnehmerei) 1793-1797. Gehalt 1805 : 
801 11 . 

C. Ständische Einnehmerei 

I. Einnehmer: 
J OHANN B APTIST EHI NGER 1770-1785 
Buchhalter 1785-1797. Gehalt 1772: 1200 11 . 



FRANZ BORG lAS ABSOLON 1786- 1805 
Buchhalter 1770-1785 . Gehalt 1805: 2231 fl . 

2. Kontrollor: 
JOHANN ADAM SCHWERDT 1770-1785 
Kalkulator 1785-1792. Gehalt 1772: 700 fl . t 28 . 3. 1796. 

GEORG FRANZ SPI NDLER 1786-1797 
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Kalkulator 1770-1785 . 1797 mit vollem Gehalt pensioniert , da er 40 Jahre in ständischen Dien­
sten war. t 25 . Nov. 1799, 79 Jahre. 

FRANZ XAVER VON MAYER 1804-1805 
Ingrossist (der Buchhaltung) 1787- 1792. Kalkulator 1792-1797 . Gehalt 1805: 1388 fl. 

3. lngrossist (seit /788 auch: Kanzlist): 
JOHANN GEORG FAULER 1770-1793 
Gehalt des Ingrossisten 1772: 350 fl . 

WI LHELM HOHENA DEL (HOCHNADL) 1793-1797. 
Waldmeister in Ehingen (bis 1793) . Raitoffizier .1 805: 

KARL WEITZMANN (WEISSMANN) 1804-1 805 
Akzessist (der Buchhaltung) 1793-1797 . 

4. Akzessisten: 
JOHAN N KNAus 1777 . 
Supernumerariusschreiber (bis 1777) . 

JOHANN MICHAEL ADENSAM 1782-1786 
Akzessist (der Buchhaltung) 1786-1792. Ingrossist (der Buchhaltung) 1792-1793 . Kalkulator 
1793-1797. 

5. Einnehmereiskribenten: 
BRAISCH .1776. 

JOHANN KNAus .1776- 1777 
Su pe rn umerari usschrei ber. 

MA Nz [Blasius Manz ?] .1777 . 
Supernumerariusschreiber. Ingrossist (der Buchhaltung) [?] 1784-1793. Kanzlist [?] 
1793.1805. 

D. Niedere Diener 

/. Kanzleidiener: 
ANTON BUCK 1770-1 797 . 
Gehalt 1772: 300 fl . 

JOSEPH LAIBLE 1804-1 805 
Gehalt 1805 : 573 fl . 

2. Vier ständische Boten: 
LUDWIG BARTHOLOME .1770 .1773 

JOSEPH HEIMBACH 1770-1797 

MATHÄUS GOLTER 1770-1775 

MICHAEL EGGSTEIN .1773-1805 
Gehalt 1805: 128 fl . 

MICHAEL SCHAUPP .1775-1797 
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FI DEL B ARTHOLOME 1792- 1797. 

XAVER G OLTER 1797-1805 
Sohn des Boten Mathäus Golter. Provisorischer Stadt- und Amtsbote in Stuttgart (nach 
1805). Gehalt 1805: 110 fl. 

MICHEL FISCHBACH 1804- 1805 
Gehalt 1805 : 158 fl. 

B ARTHOLOME M ÜLLER 1804-1805 
Gehalt 1805: 134 fl. 

III . Ständische Agenten 

1691 beschlossen die schwäbisch-österreichischen Landstände im Zuge der Neuor­
ganisation der ständischen Verwaltung nach 1689 die Bestellung eines intranten ad­
vocaten in Wien und eines jleißigen sollicitators in Innsbruck, um ihre Interessen 
am Kaiserhof und bei der Regierung in Innsbruck wirksamer vertreten zu können 46. 

Hojagenten in Wien: 
JAKOB STEPHA D ANNER 1691. 

HOFAGENT BAUMEtSTER . 1697-1713 . 

H OFAGENT GAMPP . 1721 -1722 

Von 1722, nach dem Abschluß der vorländischen Union, bis 1769, dem Jahr der Er­
nennung des Oberdirektors Maier, wurden die Stände in Wien von zwei Hofagen­
ten, die die Interessen der drei vorländischen Stände wahrnahmen, gleichzeitig ver­
treten. Sie waren nach Aufgaben und Vergütung in die Primar- und Sekundar­
Hofagentie unterschieden . Die Verwilligu ngsrezesse wurden von dem Primaragen­
ten ausgehandelt. 

JOHANN B APT IST VON R EDIFF 1722-1736 
Primaragent 

H OFAGENT DR. JOHAN JAKOB M ÜLLER zu M ÜLEGG 1723-1 752 
Sek undaragent bis 1736, danach Primaragent mit jährlich 400 fl Besoldung. 

DR. J OHANN G EORG B ARTHOLOME SEEGER zu SAGBURG 1736-1769 
Geheimer Hofkanzleiagent. Sekundaragent mit jährli ch 300 n Besoldung bis 1754, danach 
Primaragent. 

H OFAGENT JOHANN CHRISTIAN FERDI NAND M ÜLLER ZU M ULEGG 1752-1783 
Sekundaragent bis 1769 mit nur 150 fl Besoldung, da man sich durch die Neueinrichtung der 
Regierung in Freiburg ei ne wesentliche Verminderung der Arbeit in Wien versprach . Nach 
1769 war er der einzige Agent der Stände in Wien . 

H OFAGENT FERDINAND FREIHERR VON M ÜLLER 1783- 1797. 
t Anfang 1797 

46 Quellen zur Geschichte der Agenturen: HSTA ST B 30 Bü 1-2, landständische Protokolle 
1700-1802 (HSTA ST B 30 Bü 1*-33*) , landständische Rechnungen (Bü 80*-115*). Die außer­
ordentlich umfangreiche Korrespondenz der Stände mit den Agenturen ist je nach Sachbetreff 
in zahlreichen Büscheln der Abteilung B 30 verteilt. Der Beschluß zur Bestellung der Agenten 
wurde in der Konventss itzung vom 6. März 1691 gefaßt. (HSTA ST B 30 Bü 262 p. 88') 



Agentie in Innsbruck: 
SOLLICITATOR YNBACHER .1698/ 99. 

AGENT DR. JOSEF LOBE WEIN .173 1-1739 

A GENT DR. MATHIAS MARTI B UD! A 1739-1772 

AGENT DR. INNAMA .1781. 
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Die Agentie in Innsbruck wurde auch nach der Einrichtung einer eigenen Repräsen­
tation und Regierung für die Vorlande in Konstanz und Freiburg bzw. von Regie­
rung und Kammer in Freiburg wegen der andauernden Verpflichtung, Tiroler Salz 
abzunehmen, beibehalten. 

Agentie bei der Repräsentation in Konstanz: 
A GENT FRANZ I GNAZ GOMB (GOMPP) 1754-1758 
Gehalt : 35 fl. 

Agent bei der Regierung, später Regierung und Kammer in Freiburg: 
Llc. HILLER .1754-1767 

AGENT LEONHARD L EHRI, J. U. Llc. 1765.1800. 

DR. H EINR ICH BONAVENTURA LEINER 1800. 

Universität ssyndikus (1776-1805) und Regimen tsadvokat (1784-1800). Die Ordinarideputa­
tion beschloß , die ihm zustehenden 50 fl Wart geld nicht auszuzahlen, bis man wisse, was mit 
Schwäbisch-Österrei ch geschähe. 

IV. Die Deputierten des leitenden ständischen Ausschusses 

Auf dem Landtag des Jahres 1573 wählten die schwäbisch-österreich ischen Stände 

die Deputierten von Ehingen, Rottenburg, Radolfzell und Munderkingen zu verord­
neten beve/ch- und gewalthaber über die landstä ndische Truhe . Dieser Ausschuß, in 
dem Horb von 1593-1613 die Stelle von Munderkingen einnahm, war das geschäfts­

führende Organ der Landstände zwischen den Landtagen . Nach dem Dreißigjähri­

gen Krieg bezeichneten sich die vier Städte, unter denen Ehingen zeitweise die allei­

nige Führung zu übernehmen suchte, als verordnete directores, ausschuß und tru­
chenmaister der schwäbisch-österreichischen Landstände. Die Landtagsabschiede 

wurden fast ausnahmslos von den Bürgermeistern dieser Städte unterschrieben und 

gesiegelt, den Rechnungsabhör nahmen Bürgermeister und Stadtschreiber gemein­

sam vor, während auf den sonstigen Sitzungen fas t immer die Stadtschreiber alleine 

die Direktorialstädte vertraten . Nach den Auseinandersetzungen innerhalb der 

Stände um eine landschaftl iche Beteiligung an dem Direktorium zwischen 1690 und 

1706 wurde der Ausschuß durch ein Dekret Kaise r Josephs /. um vier landschaftli­
che Deputierte erweitert. Diese vier neuen DeputiertensteIlen wurden nicht, wie bei 

den Direktorialstädten, durch Gewohnheitsrecht an vier Stände gebunden, sondern 

die Deputierten wurden nach jedem Ausscheiden eines Mitglieds neu gewählt. Nach 

1725 bürgerte sich für den neuen Ausschuß die Bezeichnung Ordinaridepulalion 
ein . Die ehemaligen Direktorialstädte waren in der Ordinarideputation durch einen 

Deputierten, in der Regel durch ihren Kanzleiverwalter, vertreten, beim Rechnungs-
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abhör durch Kanzleiverwalter und einen Bürgermeister. Ehingen hatte das Recht, 
als erste Direktorialstadt immer mit zwei Deputierten an den Sitzungen teilzuneh­
men . Weiter behielten die Direktorialstädte den Vorzug, alleine die Landtagsab­
schiede zu unterschreiben und zu besiegeln. Durch die neue Landeseinrichtung von 
1750 wurde den Bürgermeistern das Recht abgesprochen, an Sitzungen der Ordina­
rideputation teilzunehmen, was jedoch 1754 von dem Präsidenten der v. ö. Reprä­
sentation bei vollem Diätenbezug wieder toleriert wurde. Als nach der Ernennung 
von Majers zum ständischen Oberdirektor im Jahre 1769 das Landtagsplenum -
bis auf eine Ausnahme 1775 - nicht mehr einberufen wurde, gingen alle Kompeten­
zen des Plenums bis auf die Wahl zur Deputation und der ständischen Beamten, die 
weiter in schriftlichem Umlaufverfahren von allen Ständen bestimmt wurden, auf 
die Ordinarideputation über. Dennoch war sie in dieser Zeit kaum mehr als ein Voll­
zugsorgan der Anordnungen des ständischen Oberdirektors. 

In der folgenden Liste sind die Vertreter der Direktorialstädte und Ausschußorte zu­
sammengestellt. Die Jahreszahlen bedeuten nicht die Amtszeiten der jeweiligen Bür­
germeister, Stadtschreiber und Amtleute, sondern geben an, für welche Jahre eine 
Teilnahme an landständischen Sitzungen bezeugt ist 47. 

I. Verordnete bevelch- und gewalthaber über die landständische Truhe (seit 1573), verordnete 

directores (seit etwa 1650) , ausschüsse und rechnungsdeputation (mit 4 landschaftlichen 

Deputierten seit 1706), ordinarideputation (mit vier landschaftlichen Deputierten seit etwa 

1725): 

a. Ehingen: 

Bürgermeister: 
Wolfgang Parter (Bartter) 
Michel Puckh 
Matthäus Rieger 
Ulrich Schuler 
Konrad Gier 
Jakob Rauch (Raw) 
J onas Schmitteller 
Wendelin Sennin 
Bechtold Barter (Part er) 
Johann Schimmlin 
Melchior Hueber 
Ulrich Plaw (Blaw) 
Johann Hueber 

1518.1525.1529 
1541 
1553 
1553 
1580.1588 
1593 .1601.1604 
1588.1594 
1604 
1606.1613 .1620 
1606. 1609 
1620 
1627.1629. 1631 . 
1642.1658.1670 

47 Die Deputierten wurden nach Angaben in den ständischen Akten (HST A ST B 29 und B 
30), der Kopien ständischer Akten in Riedlingen, Waldsee und Rottenburg und der in der Ab­
teilung Breisgau Generalia (GLA 79) zusammengestellt, so daß ein Einzelverweis für jeden 
Deputierten zu umfangreich würde. Die hauptsächlich benützten Quellen sind HST A ST B 29 
Bü 19-21; B 30 Bü )·-33·, Bü 262 und der Kaiser!. König!. Vorder-Österreichische Schematis­
mus (s . Anm . 43) . Die Belege sind im einzelnen in meiner Kartei österreichischer Diener in den 
Vorlanden zusammengestellt. 



Johann Konrad SaJlwUrckh 
David Blius (Blau) 
Christian Mellinger 
Kaiblin (Kai bl) 
Johann Georg Hoher 
Andreas Eyßel 
Ferdinand Blau 
Zacharias SallenwUrckh 
Volz 
Lic. Blaw 
Franz Xaver Menne 
AnIOn Hochenadl 
Fidel Belli de Pi no 
Franz Ignaz Jenko von Jenkesheim 
Joseph Million 

1651-1653 .1654.1656? 1659 
1663. 1666.1667 
1697 
1709-1 716 
1722 
1722 
1732-1747 
1749-1755 
1751-1755 
1756 
1764-1770 
1770.1771 
1776-1779 
1781-1786 
1786-1802. 

Stadtschreiber, Kanzleiverwalter und Stadtsyndikus: 
Hans Randegg 1553.1561 
M. Johann Raw, Stdtschr. 1579.1604 
Dr. Jakob Reinhardt, Syn. 1605-1630 
Dr. Johann BUchmUlIer, Syn. 1640-1663 
Lic. Severin Hummel (Humbl), Syn. 1668-1688 
Antoni Franz Buchmüller, Stdtschr. 1690.1691 
Bainer, Kv. 1707 
Franz Josef Kaibi , Kv. 1722-1724 
Dr. Franz Anton Heller von Hellersberg, Kv. 1724-1733 
Franz Joseph Tiburius Sallwürckh, Kv. 1735-1755 
Lic. Ferdinand Blau, Kv . 1763-1770 
Lic. Franz Xaver Menne, Kv. 1770-1774 
Dr. Johann Georg Propst, Kv. 1774-1792 
Ludwig Koch (Coch), Syn. 1793-1799 
Leopold Blau, Syn . 1800-1805 
(danach neuer wUrtt. Stdtschr.) 

b. Rottenburg: 

Bürgermeister: 
Georg Andreas Kirchperger 
Hans Heller (Haller) 
J erg Schertlin 
Georg DUrre 
Georg Theurer 
Georg Hail finger 
Franz Schorer 
M. Sigmund Weindistein (Wendelstein) 
Martin Fehl 
Andreas Ziegler 
Johann Michael Neupp 
Christoph Zweig 
Dietrich Hasenfelder 
Andreas Laux 
Wild 
Johann Andreas Zeber1e 
Remer 

151 8 
1541.1553 
1580 
1593 
1588.1594 
1588 
1601.1604.1606 
1609.1620.1631 
1609.1613 .1 620 .1627 
1613 
1641.1651 . 1657.1659. 1661 .1 663 .1667 
1642 
1654.1656.1658. 1660. 1663 .1666.1670 
1673.1680 
1692 
1697 
1715 
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Mathias Würth 
Franziskus Benediktus Braun 
Johannes Wild 
Johann Jakob Kappier 
Edlmann 
Sebastian Daub 
Jakob Keller 
Thadäus Reichel (a . Hohenbg. Landsch.k.) 
J osef Schneider 
Halder 

1718-1729 
1722.1725- 1739 
1729 
1730.1732 
1735 
174l.l751 
1755 
1765-1799 
1776-1792 
1800-1802 

Sradrschreiber, Kanzleiverwalrer, Sradrsyndikus: 
Heinrich Schweicker, Stdtschr. 
Elias Helmer , Stdtschr. 
Jakob Rueff, Stdtschr. 
Lic. Molitor , Stdtschr. 
Andreas Marpurger , Stdtschr. 
Johann Michael Sixt , Stdtschr. 
Johann Michael Ehrenreich , Stdtschr. 
Rudolf Aumayer , Kv. 
Lic. Ferdinand Aumayer , Kv. 
Dr. Joh. Baptist Sartori, Kv., Stadtschult­
heiß u. provisorischer Landschr. 
Josef Fidel von Stab, J . u. c., Kv. 
Dr. Ignaz Gleichauf, Syn . 
Franz Xaver Gerber, Syn . 

c. Rado lfzell : 

Bürgermeisrer: 
Hans Plarer 
Hans Vorster 
Hans Frey 
Matheis Mussler 
Johann Jakob Köllin 
Wolfgang Emhardt 
Balthasar Bellerin 
Hans Ehinger 
J ohann Harscher 
Lorenz Werner 
Klemens Sieber (Seuberer) 
Johann Jakob Frey 
Johann Müller 
Frey 
Georg Schwarz 
Fra nk Anton Dobler 
Maximilian Willibald Bosch 
Johann Martin Arrand 48 

Leibes 

1588 
1596.1604.1606 
1609. 1613 .1628 . 1631 
1642 
1651.1656 
1676-1688 
1689-1709 
1709-1725 
1722.1733-1763 

1763-1779 
1780-1789 
1792-1795 
1795-1805 

1518 
1553 
1580.1584 
1588.1593 
1594 
1601 
1604 
1606 
1606.1613 
1609. 1613 . 1620. 1627.1628 
1650.1651 .1653.1654.1656 
1670.1672 
1680.1681 
1716 
vor 1725 
1740.1749.1750. 1751 
1722.1754-1779 
1781-1787 
1794-1802. 

48 Der Radolfzeller Bürgermeister J. M. Arrand war das dauernde Mitglied der Ordinaride­
putation, im Gegensatz zu den andern Direktorialstädten, bei denen der Kanzleivertreter der 
permanente Vertreter war. 



Stadtschreiber, Kanzleiverwalter, Syndikus, Konsul, Stadtammann: 
Kaspar Bollstetter, Stdtschr. 1588 
Matheiß MustIer, Konsul 1593 
Johann Ehinger, Stadtammann 1604 
Johann Ludwig Gumpost, Stdtschr. 1606.1609.1613 .1620 
Dr. Diethelm Yeni, Stdtschr. 1627 
Johann Harder, Stadtammann 
J ohann Christoph Frey, Stdtschr. 
Dr. Franz Anton Heller, Kv. 
Alban Riescher, Kv. 
Lic. Hiller, Kv. 
Lic. Menrad Landherr, Kv. 
Johann Nepomuk Schertlin, Syn . 
Johann Nepomuk Müller , Rat u . provi­
sorischer Syn. 
Dr. Alois Bosch, Syn . 

d. Munderkingen (1573-1593; 1613-1805): 

Bürgermeister: 
Martin Kürcher 
Klaus Seitz 
Andreas Spriß1er 
Hans U1rich Schaffhauser 
A. Weis 
Georg Sprenger 
Hans Laupp 
Hans Sprenger 
Konrad Hage 
Johann Sprenger 
Johann Michel Mayer 
Konrad Johan 
Johannes Wagner 
Johann Revellio 
Dr. Weizmann 
Doll 

Stadtschreiber, Kanzleiverwalter, Syndikus: 
M. Andreas Schwertlin 
Hans U1rich Kürcher 
Bartho1ome Eschey, Stdtschr. 
M. Nikolaus Weckhenmann , Stdtschr. 
Johann Franz Buetz, Stdtschr. 
Antoni Mayer, Kv. 
Ulrich Johann Widmann , Kv. 
Anton Dämpfle, Kv ., Syn . 
Anton v. Arand 

Horb (statt Munderkingen 1593-1609/ 13): 

Bürgermeister: 
Michael Erhardt 
Hans Leonhard Hettinger 
Hans U1rich Hohenschild 
Johann Glück 

1651.1656. 1660-1666 
1681.1694.1697/ 98 
1701 -1719 
1722-1754 
1754 
1764-1786 
1789-1792 

1793 .1794 
1795-1802 

1580.1594.1604. 1606 
1588 
1609 
1613.1620.1627.1630 
1631 
1642 
1651 
1654- 1657 
1656.1672 
1673 
1680 
1722 
1732 
1749-1779 
178 1-1792 
1794-1802. 

1588.1604.1606 
1609 
161 3. 1620. 1627 
1642. 1649.1651 .1653 .1656 
1699 
1722-1746 
1747-1776 
1778- 1802. 
1804-1805 

1604. 1606 
1604.1606.1609 
1609 
1613 
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Stadtschreiber: 
M . Hans Adam Herzog 
J ohann Hauggarttner 

1604.1606 
1609.1613 

2. Die vier landschaftlichen Deputierten in ausschuß und rechnungsdeputation 
(seit 1706), ordinarideputation (seit 1725) 

I . Stelle 

Riedlingen: 
Bürgermeister J ohann Christoph Gaysser (Gaisser) 

Landvogte; Schwaben: 
Landschaftseinnehmer Anton Romberger t 29.12. 1745 
Landschaftseinnehmereiverwalter Johann Michael Joler (Johler) 
Landschaftseinnehmer Johann Baptist Nenning 
(1767 ehemaliger Landschaftseinnehmer) 

Werenwag: 
Oberamtmann Judas Thaddäus Sauter 

Schramberg: 
Oberamtmann Dominik v. Kuon, gräflich bissingischer erster Rat 

2. Stelle 

Riedlingen: 
Kanzleiverwalter Josef Engelhard von Adlershofen 
Kanzleiverwalter Franz Christoph Geysser 

Waldsee: 
Johann Manin Spieß (Kanzlei verwalter bis 1755, danach Bürgermeister) 
unbesetzt 

Günzburg: 
Kanzleiverwalter Johann Hegele 
unbesetzt 

Mengen: 
Syndikus Kar! von Hauben 

3. Stelle 

Kirchberg: 
Oberamtmann Rentz 
Oberamtmann Franz Josef von Engelhardt 

Wiblingen: 
Oberamtmann Dr. Rudolf Mauch 
Oberamtmann Franz Xaver Landherr 

Urspring: 
Oberamtmann Kaspar Heggmann 

Warthausen: 

1706-1732 

1732-1745 
1746-1747 

1748-1772 

1773-1797 

1797-1805 

1706-1725 
1725-1747 

1747-1778 
1778-1782 

1782-1790 
1790-1796 

1796-1805 

1706-1719 
1719-1724 

1724-1725 
1726-1762 

1764-1797 

Oberamtmann Franz Anton Schönhammer von Freywerth . gräflich stadionscher erster Rat 
1797-1805 



4 . Stelle 

Warthausen: 
Oberamtmann Johann Jakob Stader 
Oberamtmann Johann Georg Rehm 

Seijriedsberg: 
Oberamtmann Franz Christoph Moriz von Kuen 

Weißenhorn: 
Kanzleidirektor und reichsgräfl. v. fuggerischer Premierrat Joseph 
Benedikt Müller 

Warthausen: 
Oberamtmann Schöppl (zugleich Amtsbürgermeister von Waldsee bis 1784) 
unbesetzt 

Kirchberg: 
Kanzleidirektor von Oberkirchberg Franz AnIOn Merklin, 
fürstlich Fugger-Kirchbergischer Hofrat 

V. Oberdirektoren der Stände und der Ordinarideputation 
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1706-1719 
1720-1746 

1747-1768 

1770-1778 

1779-1790 
1790-1796 

1796-1805 

Die Stelle wurde 1769 geschaffen. Durch die Ernennung ei nes Freiburger Regie­
rungsrats zum Oberdirektor und der gleichzeitigen Ausschaltung des Plenums wur­
den die schwäbisch-österreichischen Stände ebenso der Kontrolle der Regierung un­
terworfen wie die breisgauischen Stände durch die Einrichtung des landständischen 
Konsesses mit dem Präsidenten der Freiburger Regierung an der Spitze. 

FREIHERR FRANZ XAVER VON MAlER 1769-1797 
V. ö. Regierungs- und Kammerrat, Assessor der Commercien-Commission in den Vorlanden. 
Präsident der v. Ö. Landrechte (1797-1802). Besoldung: 600 fl . 

H ERMANN VON GREIFENEGG 1797-1803 
V. ö. Regimentsrat. Leiter der Regierung des Breisgaus im Auftrage Erzherzog Ferdinands 
(1803-1805). 

L ANDSTÄNDISCHER PRÄS IDENT 

Nach der Einrichtung der schwäbisch-österreichi schen LandsteIle in Günzburg sollte der Re­
gierungspräsident Joseph Thaddäus Johann Nepomuk Freiherr von Sumeraw auf Altensume­
raw, Rappenstein und zum Thurn zugleich landständischer Präsident sein. Da er abwesend 
war, wurde seine Stelle von dem jeweiligen ersten schwäbisch-österreich ischen Regierungs­
und Kammerrat in Günzburg versehen . Es waren di es lnnozenz von Steinherr (1803-1804) und 
Venerand Freiherr von Willenbach (1804-1805). 
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DEPUTIERTE AUF DEN SCHWÄBISCH-ÖSTERREICHISCHEN LANDTAGEN 

Stand 

1. Ehingen 
(1604: mit 
Schelklingen 
und Berg) 

2. Hohenberg 
(meist "Rotten-
burg" bezeichnet) 
seit 1733 aufge-
teilt 

3. Radolfzell 

4. Munderkingen 
(4. Platz erst 
nach 1656, 
zuvor 17. Platz 
nach Mengen) 

5. Landvogtei 
Schwaben 

6. Landgrafschaft 
Nellenburg 

1588 

lonas Schmitteller, 
Bgm 
Konrad Girr, Bgm 
Dieter Georg Mannz, 
im Namen des 
Stadtschreibers 

Georg Deurer, Bgm 
Georg Hailfinger, 
Bgm 
Heinrich Schweicker, 
Stschr. 
lakob Schaffner, 
Bgm Horb 
Hans Herolt, 
Bgm Horb 
Hansheinrich Haller, 
Stschr. 
(Horb wird 1588 
als eigener Stand 
bezeichnet) 

Mathias Muscher 
(Mussler) Bgm 
Kaspar Bollstetter, 
Stschr. 

Klaus Seitz, Bgm 
Matthias Dormern 
Andreas Schwertlin, 
Stschr. 

Georg Lechenmayer, 
Geheimb. Ausschuß 
Hans Haller 

Bernhard Hellman, 
Undervogt 
Hans Neurer gen. 
Frickh zu Liptingen 

1604 

lakob Rauch, Bgm 
Wendelin Senfflin, 
Bgm 
Magister lohann 
Rauch, alter Stschr. 

Franz Schor er, Bgm 
Hans Georg Walch, 
des Rats 
Elias Helmbher, 
Stschr. 
lohann Leonhard 
Höttinger, Bgm Horb 
Michael Erhard, 
Bgm Horb 
Magister Hans Adam 
Herzog, Stschr. Horb 

Balthasar Bellerin, 
alter Bgm 
lohann Ehinger, 
StamanTL 

Martin Kircher, Bgm 
Magister Andreas 
Schwertlin, Stschr. 

Mathias Egin zum 
Kernen, Ausschuß 
im Schusser Amt 
lakob Haller zu 
Sulpach 

Hans Sech von 
Sipplingen 
Hans Stumpp, 
Vogt zu Schwandor[ 

1606 

Berchtoldt Bartter, 
Bgm 
lohann Schimmlin, 
Bgm 
lakob Renhardt, 
Dr. und Syndikus 

Franz Schorer, Bgm 
Elias Helmer, Stschr. 
Michael Erhard, 
Bgm Horb 
Magister Hans 
Adam Herzog, 
Stschr. 

Hans Ehinger, Bgm 
Hans Harscher, 
Bgm 
Magister Hans 
Ludwig Khum, 
Stschr. 

Martin Kircher, 
Bgm 
Magister Andreas 
Schwertlin, Stschr. 

Mathias Eckh zum 
Kern, Ausschuß 
im Schusser Amt 
1 ako b Haller 

Hans Sech, Vogt 
zu Sipplingen 
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1609 1613 1620 1627 

Johann Schimmlin, Berchtold Barther, Melchior Hueber, Bgm. Ulrich Plaw, Bgm. 
Bgm. Bgm. Dr. Jakob Reinhart , Dr. Jakob Reinhardt, 
Jakob Reinhart, Herr- Dr. Jakob Reinhardt , Sy ndikus Syndikus 
schaftsverw. u. Sy ndikus und Stschr. Georg Goser, des Heinrich Finckhel, 
Sy ndikus Gerichts des Rats 
Hans Fredenreich, 
des Gerichts u. Rats 

Martin Fehl, Bgm. Andreas Ziegler, Martin Fehl, Bgm. Martin Fehl, Bgm. 
Sigmund Wendel- Bgm. Sigmund Wendelstein, Franz Schorer, 
stain , Bgm. Martin Fehl, Bgm. Bgm. des Rats 
Georg Jakob Rueff, Georg Jakob Rueff, Magister Georg J a- Magister Georg J a-
Stschr. Stschr. kob Rueff, Stschr. kob Ruof, Stschr. 
Hans Leonhard Johann Glieg, Johann Glieg, Bgm. Johann Glieg, 
Hettinger, Bgm. Bgm. Horb Horb Bgm. Horb 
Horb Johann Haug- Michael Hohenschilt, Michael Hohen-
Hans lfuich Hohen- garthner, Bgm. Horb schülth, Bgm. Horb 
schildt, Bgm. Horb Stschr. Horb J ohann Haugartner, Johann Hauggarth-
lohann Hauggart- Jakob Schreiber, Stschr. Horb ner, Stschr. Horb 
ner, Stschr. Horb Bgm. Fridingen Jakob Schreiber, Jakob Schreiber, 

Bgm. d. Herrschaft Bgm. Fridingen 
Fridingen Burkhard Kreich , 

Herrschaftsschr. 
d. ob. Herrschaft 
Hohenberg 

Lorenz Wehrner, Bgm. Johann Harscher, Lorenz Werner, Bgm. Horch, Bgm. 
Johann Ehinger, Bgm. Magister J ohann Lorenz Werner, Bgm. 
Stamann. Lorenz Werner, Bgm. Ludwig Gamppoß Dr. Diethelm Ylni, 
Hans Ludwig Mag. Johann Ludwig Stschr_ 
Gumbisch Gumppost, Stschr. 

Andreas Sprißler, Ulrich Schaffhauser, Hans Ulrich Schaff- Hans Ulrich Sprißler, 
Bgm. Bgm. hauser, Bgm. Bgm. 
Hans Ulrich Kürcher, Bartholome Eschay, Bartholome Eschay , Hans Ulrich Schaff-
Stschr. Stschr. Stschr. hauser, Bgm. 

Bartholome Eschay, 
Stschr. 

Matheus Egen Christoph Wazin, Georg Heblitzel, 
Jakob Vegelin Einnehmer Einnehmer 

Georg Lähr Jakob Vegele, Aus-
Jakob Vegele schuß im Schusser 
(Negele? ), Amt 
A usschuß im Georg Gebhard zu 
Schusser Amt Ringgenweiler, 

Ausschuß 

Hans Sech, Vogt zu Hans Sech Hans Sehr Hans Jakob Hardel-
Liptingen Georg Gasserer Melchior Schendtle, berger vo n S ippl in-
lfuich Schmidt, Vogt zu Hilz ingen gen 
Vogt zu Schwan- Melchior Schmidlin , 
dorf Vogt zu Hilz ingen 

Hans Awer, Vogt 
zu Winterspüren 
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Stand 1588 1604 1606 

7. Grafschaft Georg Astman, Ludwig Maurer, Ludwig Maurer, 
Kirchberg Kastner Kastner Kastner 

Georg Arnman Geo~ Selzlin, 
Georg Selzlin des erichts 

Paul Mehrer, 
des Gerichts 

8. Herrschaft * • 
Weißenhorn 

9. Stadt Waldsee Andreas Hartmann, Andreas Hartmann, Jakob Beckelhaub 
Bgm. Bgm. (Beckelhaus), Bgm. 
Maister Sebastian Michael Ott, des Jakob Füeger, Dr. 
Emert, Stschr. äußeren Rats u.Kv. 

10. Stadt Riedlingen Max Mezger, Bgm. Georg Schuemacher, Hans Leonhard 
Ulrich Giel, Bgm. Bgm. Bueb, Bgm. 
Sarnuel Knoll Georg Keller, Matthäus Vischer, 
Hans Liennhart Stschr. Bgm. 

Georg Keller , 
Stschr. 
Abraham Kern 
Hans Maier 

11. Saulgau Mathias Kreckh, Georg Senpflelin, Georg Sennpflin, 
Bgm. Bgm. Bgm. 
Simon Guller Nikolaus Herbst, Sebastian Stadler, 
Niclaus Hiersst, Stschr. Bgm. 
Stschr. 

12. Mengen Sebastian Göz, Bgm. Jos Jung, Bgm. Konrad Schmidt, 
JodochusJung Johann Maurus, Bgm. 
Hans Wilhelrn Stschr. Christoph Engel, 
Kaufman, Stschr. Bgm. 

Johann Maurer, 
Stschr. 

13. Herrschaft Meichior Wagner, Ulrich Mayer, Ulrich Mayer, 
Seifriedsberg Obervogt des Gerichts des Gerichts 

Ulrich Wagner Johann Seiz, Johann Seyz, 
Gerichtsschr. Gerichtsschr. 

14. Amt Ruhfelden * (Teil Seifriedsbergs) * 
15. Herrschaft Georg Maystetter Andreas Mayenstet- Hans Closterpaur, 

Biberbach ter, Pfleger Vogt 
Kaspar Leypart, Andreas Eßer 
des Gerichts 
Sebastian Dennert, 
des Gerichts 
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1609 1613 1620 1627 

Ludwig Maurer, Ludwig Maurer, Georg Murer Raimund Murer, 
Kastner KIlstner Konrad Bichler Kastner 
Georg WeIßer, Bgm. Ulrich Maurer Hans Selzlin Ulrich Diele 
Paul Mayer, Bgm. Hans Sältzlin zu Hans Selzle 

Wulenstetten 
Georg Fischer zu 
Kirchberg 

• • 

Jakob Beckelhaub, Lorenz Fieger, Bgm Michael Otth, Bgm Laurentius Aegier, 
Bgm Hieronimus Michael, Johann Mayer, Bgm 
Jakob Fieger, J.U.D., Stschr. Stschr. Jakob Beckelhaub , 
Syndikus u. Stschr. Baumeister 

Johann Mayer, 
Stschr. 

Georg Schuche- Martin Glantz, Bgm Martin Gleitz Georg Bleyfuß, 
macher, Bgm. Georg Keller, SUchr. Friedrich Schmid t, Bgm 
Martin Dieppolt, Bgm Stschr. Friedrich Schrnidt, 
Georg Keller, Stschr. Stschr. 
Abraham Kern, 
Steuerhe" 
Georg Stehlin, 
Steuerhe" 

Georg Sempflin, Georg Walt, Bgm Melchior Weiß, Bgm Georg Blauckh, 
Bgm J ulius Herbst, Stschr. J ulius Herbst, Stschr. Bgm. 
Sebastian Stadler, Friedrich Schrnidt , 
Bgm Stschr. 
Melchior Weiß aus 
der Gemeind 

Konrad Schrnidt,Bgm Konrad Schmidt,Bgm Konrad Schmidt,Bgm Konrad Schmidt, 
Johann Morus, Stschr. Georg Eggart, Stschr. Georg Eggart,Stschr. Bgm 
Stoffel Raißer aus Hild~rant Wildt, 
der Gemeind Stsc r. 

Ulrich Mayer, Bgm Hans Friederich Georg Murer (Kirch· Hans Georg Kefferle, 
Johann Seitz, Kumpter,Obervogt berg) Obervogt 
Gerichtsschr. Hans Arnman, des Gewalthaber Martin Mayer, 

Gerichts des Gerichts 

• • 
Johann Holscher, Hans Jakob Buech- Matheiß Hüldt, Vogt 
Pfleger heimer Jakob Zeheter, 
Kaspar Neff an Stelle des Pflegers Adjunkt 
Leonhard Eppele Christoph Spaz, 

Gewalthaber 
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16. Grafschaft Wegen sterbender Jakob Friz, Bgm Komad Hoch, Bgm 
Veringen lüfhatte Sigma- Muelich Moz von Peter Haug, des 

ringen Gewalt Harthausen Rats 
Joseph Aichler von 
Harthausen 
Hans Sauerer von 
Benzingen 
Simon Greiner von 
Veringendorf 

17. Herrschaft Simon Mayer Jakob Eisenschmid, Jakob Eisenschmid, 
Warthausen Sebastian Straub Vogt Vogt 

Georg Bueck, des Georg Buck, des 
Gerichts Gerichts 

18. Herrschaft Wald • • 
19. Stadt Günzburg Zacharias Schilling Zacharias Schilling, Ulrich Schmid, Bgm 

Hans Winckheler alter Bgm Hans Widrnann,Bgm 
Wilhelm Perchtold, Michel Feil, SUchr. 
Bgm 

20. Stadt Weißen- Anthoni Dietsch Martin Pächer, Bgm Anthoni Dietsch, 
horn Kaspar Dolerwiner, Anthoni Tietsch, Bgm 

Stschr. Bgm Hans Jakob Brigel, 
Bgm 
Christoph Adam 
Rittler, Stschr. 

21 . Stadt BUIgau Christian Porer Christoph Müller, Michel Maisch, 
u. Scheppach Adam Schaifprass Bgm Bgm 

(Scheppach als Jakob Müller, Jakob Müller, 
eigener Stand:) Stschr. Stschr. 
Jakob Müller 
Thomas Hedel-
haiser 

22. Stadt Stockach Gangwolf Weytwiler, Hannibal Dornsperger, Hannibal Dornsper-
Stamann Stamann ger, Stamann 
Johann Mayer, Kaspar Reifflin, Kaspar Reiflin, 
Stschr. alter Stamann alter Stamann 

23. Stadt Aach Kaspar Herzog Abraham Keller, Hans Hildenprand, 
Johann Degenn, Obervogt Bgm 
Stschr. Hans Hildtbrandt, 

des Rats 

24. Flecken Altdorf Balthus Guldin , Georg Kernaß, Georg Kemaß, 
Amann Amann Amann 
Martin Wuocherer, Hans Georg Sausen- Hans Georg Sausen-
Gerichtsschr. barth, Gerichtsschr. barth, Gerichtsschr. 

25 . Stadt (mit Ehingen) (mit Ehingen) 
Schelklingen 

26. Herrschaft • 
Schramberg 



1609 

Hans Vnger, Bgm. 
Konrad Herr, Bgm. 

Jakob Eißenschmidt, 
Vogt 
Georg Buckh 
Jakob Mielich 

* 
Hans Rott, Bgm. 
Michel Fell , Stschr. 

Anthoni Dietsch, 
Bgm. 
Bernhard RoH, des 
Rats 
Christoph Rittler 
(Britler), Stschr. 

Michel Masch, Bgm 
Bartholome Heich-
linger, Stschr. 

Kaspar Reiflin, 
Landrichter 
Georg Witweiler, 
Stschr. 

Hans Hiltbrandt, 
Bgm. 

N. , Amann 
N., Gerichtsschr. 

* Ha t sich Ehingen 
rur Vollmacht an-
gezeigt 

1613 

Jakob Friz, Bgm. 
Konrad Herr (Hör), 
alter Bgm. 
Hans Sauerer von 
Benzingen 

Jakob Eisenschmid t, 
Vogt 
Georg Buck, Amman 
zu Hochdor[ 
Jakob Bopp 

Wilhelm Lutzenberger 
(Luxenburger), Bgm. 
Michael Veihcl (Feil), 
Stschr. 

Anthoni Dietsch, Bgm. 
Hans Jakob Briegel , 
Bgm. 
Christoph Adam 
Rittler 

Christoph Müller, 
Bgm 
Bartholome Heuchlin-
ger, Stschr. 
Für Scheppach hatte 
Günzburg Gewalt 

Kaspar Raifflin 
Georg Wittweiler , 
Stschr. 

Georg HilJenbrandt 
Michael Heer 
Hans Oschwaldt , 
Stschr. 

Blasius Feucher, 
Rechner 
Georg Mayer, 
Gerichtsschr. 

Dr. J. Reinhart 
hatte GewaJt 

1620 

Konrad Hocher, Bgm. 
Jakob Saupp, Stschr. 
Hans Schludi 
Matthäus Fauler 
Simon Zimmermann 

Georg Buckh, A malln 
Marte Hepp 
Balthasar Rü stinger, 
Vogt 

* 
Wilhelm Luxenburger, 
Bgm. 
Michel Weyhl, Stschr. 

Hans Jakob Prigel, 
Bgm 
Bemhard Roth 
Christo ph Adam 
Rittler, Stschr. 

Georg Heichlinger, 
Bgm 
Bartholome Heichlin-
ger, Stschr. 

Kaspar Reifle 
Christian Prauner, 
Stschr. 

Hans Ebinger, Bgm 
Hans Oschwaldt , 
Stschr. 

J ohann Vegele, 
Amann 
Georg Witweyler, 
Gerichtssehr. 

Vlrich Rheinhardt , 
Bgm 
Jakob Schleiffer 

Christoph Guetter 
mit 10 Deputierten 
im Namen der 5 Ge-
richte 
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1627 

Kaspar Spickhler, 
Bgm. 
Jakob Herzog, 
Stschr. 

Andreas Wärz 

Christoph Friz, Bgm. 
Johann Widemann, 
Stschr. 

Bernhard Roth, Bgm. 
Johann Roth , des 
Rats 
Chr istoph Adam 
Rittler, Stschr. 

Konrad Schwarz, 
Bgm. 
Bartholome Heuch-
linger, Stschr. 

Kaspar Reiflin, 
Landrichter 
Moriz Braun, 
Stschr. 

Johann Eginger, 
Bgm. 
Hans Oschwaldt , 
Stschr. 

Johann Aberlin, 
A mann 
Adam Streckh, 
Gerichtssehr. 

Dr. Jakob Rhein-
hard t, Sy ndikus 

Oswald Haaß 
Mathias Zehm 
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27. Herrschaft * * * 
Gutenstein 

28. Herrschaft Singen * * * 

29. Herrschaft Tengen Koruad Beurer, Konrad Bayrer, Wolfgang Mauß 
Untervogt Untervogt 

Wolf Mauß aus 
Kommingen 

30. Herrschaft * * * 
Werenwag 

31. Markt Krumbach Balthus Bader Jakob Federrnann Martin Eschlar, Bgm 
und Hürben Georg Hemmann Georg Balder, der 

Gemeinde 

32. Kloster Heilig- * • • 
kreuztal 

33. Herrschaft * 
Hilzingen 

34. Herrschaft Erbach Ist ausblieben und durch Ehingen durch Ehingen 
nit erschienen 

35. Kloster Wiblingen • 
36. Herrschaft Berg (mit Ehingen) (mit Ehingen) * 
37. Herrschaft • • 

Mühlhausen 

38. Stadt Oberndorf • • 
39. Herrschaft Obern- • • • 

dorf 

40. Offingen • Martin Straub 
Georg Kisenfeger 

41. Unlingen Hans Edelein, 
Kaspar Plankh, 
Thoma Goll, Gregori 
Edelein, Hans Errna-
nuz, Hans Haupter, 
Konrad Sixt, Diony-
sius Baur 

42. Altheim Georg Hagerlein, 
Jakob Koler, Hans 
Rhain, Blasin Buckh, 
Georg Bruner 
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* Veit Suptle mit 8 Johann Jakob 
Deputierten im Na- Kiercher, Vogt 
men der 4 Flecken 

* • durch Nellenburg 
vertreten 

Gangwolf Mauß, Wolfgang Mauß Gangwolf Mauß Melchior Yunckh, 
Vogt Peter Kaiser Untervogt 
Hans Weber, Vogt Wolfgang Mauß aus 

Kommingen 

* * 

Martin Eschlar, Bgm Niemand erschienen Sebastian Roth Sebastian Roth, 
Sixt Beckh, Gerichts· Georg Bader Bgm zu Krumbaeh 
sehr. Georg Bader, Bgm 

zu Krumbaeh 
Ulrich Hemerlin 
Jakob Baumeister 
von Hürben 

* Bernhard Schmidt, Dr. Wilhelm Hager 
Sehr. 

* 

durch Ehingen Dr. J. Reinhart Peter Buchscheit Georg Müller, Sehr. 
Gewalt < .. . ) Krackhor 

* 

• 
• 

• • • 
• * M. Johann Schuler, Georg Müller, 

Stsehr. Stsehr. 

Hans Bauer, A mann Kaspar Herz 
Lorenz Winterfuoß Hans Paw 

Hans Winckler ,Amann Dionysius Pawr Hans Rehm, Amann 
Dionysius Bauer Hans Laub Martin Kohler 

Hans Winzler 
Hans Laub 
Michael Mauch 
Martin Merckh 
Jakob Schay 

Hans Haim,Amann Hans Heim,Amann 
BJasius Buck 
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Stand 

43. Hailtingen 
u. Dentingen 

44. Herrschaft 
Kallenberg 

45. Gericht Reute 

46. Amt Bierstetten 

47. Kloster Urspring 

48. Langenenslingen 
u. Billafingen 

49. Stadt Horb 

50. Niederhohenberg 

51. Oberhohenberg 

52. Stadt Schömberg 

53. Stadt Binsdorf 

54. Hitzkofen 

55. Nordstetten 

56. Emerkingen 

1588 

* 

* 

* 

Eigener Stand, 
s. Hohenberg 

durch Hohenberg 

durch Hohenberg 

durch Hohenberg 

durch Hohenberg 

* 

* 

1604 

Michel Merkh, Hans 
Mayer, 1akob Meuchl 
(aus Hailtingen) 
Martin Zimbelin, 
Hans Laub (von 
Dentingen) 

1606 

Georg Pluemb, Chri­
stoph K1ainer, KaspaI 
Bergerer, KaSPaI Mauch, 
Michel Rauh (alle Nus~ 
lingen), Gallin K1ainer, 
Georg Fiederer, Seba­
stian Schneider, Frie­
drich Moser Gernig 
(alle Obernheim), Laux 
Schmidt, 1akob Bischoff, 
MaIX Erlaw (alle Dorme­
tingen), 1akob Walter, 
Andreas Straub, 1akob 
Steger (Erlaheim) 

* 

* 
Friedrich Brunner, 
1akob Truchsäs 
Veit Sauter (aus 
Langenenslingen) 
Simon Ehrlinn, 
Melchior HaIscher 
(aus Billafingen) 

durch Hohenberg 

* 

Hans Kien1in 
Andreas Kienlin 
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Michael Maiehel, Michel Madehel, Ja-
Jakob Maichel (aus kob Madehel (Hail-
Hailtingen) tingen) 
Mathias Sinzelin Hans Herz, Amann 
(aus Dentingen) zu Altheim 

(rur Dentingen) 

Hans Kleiner, Bgm Hans Praun, Bgm , Jakob Mehrle 
Kaspar Klainer (aus Kaspar Khleiber Hans Schneider 
Nusplingen) Hans Blum, Hans Martin Bernhard 
Gallin Kleiner, Hans Rapp (Nusplingen) Adam Steiger 
Frey (aus Obernheim) Hans Göhring, Hans 
Laux Schmidt, Marx Schneider, Hans Wolff 
Fischer (aus Dorme- Hug (Obernheim) 
lingen) Martin Fischer, Jakob 
Andreas Straub, Edlmann (Dormettin-
Simon Siber (aus gen) 
ErJaheim) Adam Steiger, ( ... ) 

Hauser (Eriaheim) 

Hans Humbler , von 
Heurenbach 

Marx Hepp,Amann, Marx Hepp Marx Hepp 
Jakob Musterlin , Jakob Vusser 
Amann (aus All-
mannsweiler), 
Jakob Stützlin, 
Amann (aus Bondorf) 

* * 

Hilarius Hornstein Friedrich Brunner, Friedrich Jakob Khienlin 
(Langenenslingen) Schultheiß, Jakob Prunner (Langen- Melchior Horscher 
(hat sich bei den Truchsäs (aus Lan- Veit enslingen) 
Kommissaren ange- genenslingen), Sauter 
meldet, ist nicht er- Jakob Bürethlin, Melchior Harscher 
schienen), Marx Harscher (Billafingen) 
Christoph Harscher, (aus Billafingen) 
Jakob Truckhseß 
- (Billafingen) 

* 

* 

* * 

* 

Andreas Kienin Hans Müller Balthasar Khunlin Hans Kienle 
aus dem Ausschuß Galle Mayer 

• Niemand 
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Stand 

57. Holzheim u. 
Bubesheim 

58. Röfmgen 

59. Landensberg 

60. Scheppach 

61. Obernau 

62. Herrschaft 
Ronsberg 

63. Burgauische 
neuberittene Orte 

Stände, die 1751 nicht 
in der Matrikel waren 

1. Herrschaft Waldsee 
a. Haisterkirch u. 

Essendorf 
b. EUwangen u. 

Hau erz 
c. Winterstetten-

stadt 

2. Grafschaft 
Sigmaringen 

3. Neuerkaufte nel­
lenburgische 
Flecken 

1588 

* 

* 

* 
Eigener Stand, 
s. Burgau 

mit Hohenberg 

* 

* 

* 

Johann Schmidt, 
Schultheiß 
Hans Wolf Kapff, 
Stschr. 

1604 

* 

* 

* 
mit Burgau 

* 

* 

2 Abgeordnete 

Niemand ; die Herr-
schaft 
hatte Abfertigung 
und Besuch 
verhindert 

Hans Kaudermann, 
Schh. 
Martin Pfleger, Stschr. 
Karl Ray, Gastgeb. 
Jakob Spech 
Hans Gerthart 

1606 

* 

* 

* 

* 

* 

* 

Hans Kauttermann, 
Schh. 
Martin Pfleger, 
Stschr. 

* 



1609 1613 

* * 

* 

* * 
* Burgau hatte Gewalt * 

* 

Hans Gabel, Bgm. 
Martin Pfleger, Stschr. 
Bastian Dem aus 
Laiz 
Jakob Poch aus Sig­
maringendorf 
Anthoni Veßer aus 
Rultingen 
Georg Bemer aus 
Hau sen 

* 

Georg Oth, Georg 
Zernbroth (aus Hai­
sterkirch) Michael 
Zembroth, Hans 
Hairn (aus Essen­
dorf) 
Hans Mang, Hans 
Schneider, Seba­
stian Stadler (aus 
Ellwangen) 
Matthäus Schellhom, 
Matthäus Dom, Mi­
chel Weber (aus 
Hauerz) 
Matthäus Hummel, 
Bgm., Michael 
Lemblin, Bgm. 
(aus Winterstetten­
stadt) 

Bartholome Bann­
warth 
Johann Spranger, 
Stschr. 
Matthäus Sigelin , 
Schultheiß 
Hans Locher, des Rats 
Nikolaus Sarweg 

1620 

* 

* 

* 

* 

Jörg Ott, Amann 
Hans See, Marte Paur 
N_ Schellhom , 
N. Halda 
Kaspar Matheis 
Humel 
Georg Lemblin 

Christoph Wurm 
Nikolaus Schraweg 
Johann Spranger, 
Stschr. 
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1627 

* 

* 

Balthasar Brothbeck, 
J. u. 0., Obervogt d. 
Herrsch Waldsee 
Georg Ott, Amann 
zu Haisterkirch 
Hans Görung aus Es­
sendorf 
Matheis SCheithom, 
Meichior Mauer 
Sebastian Stad ter 
N. , Bgm. zu Win­
terstetten 

Georg Steffen, Schh 
Christoph Wurmb, 
Bgm. 

Nellenburg hatte 
Vollmacht 



442 

Stand 1642 1651 1656 

1. Ehingen Johann Hueber,Bgm Hans Konrad SalWÜJkh, Johann Konrad Sa-
(1604: mit Dr. Johann Buechmul- Abgm lenwirkh, Abgm 
Schelklingen ler, Syndikus Johann Buchmüller, Johann Buchmüller, 
und Berg) Johann Philipp Buech- Syndikus Syndikus 

muller, Pflegschofts· Johann Philipp Johann Philipp 
verwalter Buchmüller, BuchmüLler, Pfleg· 

Pflegschoftsver,"-'illter schaftsverwalter 
Hans Hueber,Bgm 

2. Hohenberg Christoph Zweig,Bgm Dr. Johann Leonhard Dietrich Hasenfel-
(meist "Rotten· Lic. Molitor, Stschr. Neusässer, f. d. ob. der, Bgm 
burg" bezeich· Michael Hohen- Herrschaft Andreas Marberger, 
net) schült, Bgm Horb Johann Michael Stschr. 
seit 1733 auf- N.,Bgm Neupp,Bgm Nikolaus Pfleger, 
geteilt Von Fridingen nie- Andreas Marberger, Bgm Horb 

mand wegen Stschr. Johann Kaspar 
Kriegsgefahr Mathias Traupp, Sanneus, Stschr. 

Bgm Horb Horb 
Sirnon Engelhart, 
Stschr. Horb 
Christoph Kalt, 
Obervogt in Ober· 
hohenberg 

3. Radolfzell Niemand wegen Clemens Seuberer, Clemens Seuberer, 
Kriegsgefahr Bgm Bgm 

Johann Harder, Kv. Johann Harder,Kv. 

4. Munderkingen Georg Sprenger, Bgm Hans Laupp, Bgm Johann Sprenger, 
(4. Platz erst Nikolaus Weckhen- Hans Sprenger, Bgm Bgm 
nach 1656, zuvor mann, Stschr. Nikolaus Wecken- Nikolaus Wecken· 
17. Platz nach mann, Stschr. mann , Stschr. 
Mengen) 

5. Landvogtei Michael Kraft, Albrecht Rottenheus- Albrecht Rotten-
Schwaben Einnehmer ler, Landschaftsein· hausler, Landschafts· 

nehmer einnehmer 
Christian Spän, Tru· 
henmeister 
Johann Joachim 
Knöpfler, Ausschuß 
in Grünkraut 

6. Landgrafschaft Niemand wegen Johann Jakob Frey, Johann Jakob Frey, 
NeLlenburg Kriegsgefahr Landschr. Amtsverweser u. 

Rairnund Gassner, Landschr. 
Forstmeister Hilari Mayer 

7. Grafschaft Raimund Maurer, Hans J örg Kircher, Joh. Phil. Buchmil-
Kirchberg Kastner Sekretär ler, Pflegschaftsv. 

Ulrich Mayr Ehingen 
Matthias Rettenberger Joh. Konr. SallwÜfk, 
Abraham Bekh, Vogt Bgm 
zu Buch Peter Buckh 

Balthasar Gauggel, 
Schh. v. Hintzingen 



1722 

Johann Georg Hoher, 
Abgm. 
Andreas Eyßel, Bgm. 
u. Spitalpj1eger 
Franz Joseph Kaiblin 
von und zu Schlößlins­
wecht, J. U. D. u. Kv. 

1733 

Ferdinand Blaw, 
Abgm. 
Andreas Eyßel, Bgm. 

1751 

Zacharias SallenWÜIkh, 
Abgm. 
Franz Joseph Tib. 
SallenWÜIkh, Kv. 

Franz Benedikt Braun, Franz Benedikt Braun, Sebastian Daub, A bgm. 
Abgm. Abgm. Lic. Philipp Ferdinand 
Lic. Philipp Ferdinand Lic. Philipp Ferdinand Aumayer, Kv. 
Aumayr, Stschr. Aumayer, Stschr. 

Maximilian Willibald Maximilian Willibald Franz Anton DObler, 
Bosch, Stamann. Bosch, Abgm. Abgm. 
Alban Riescher, Kv. Johann Alban Rie- Alban Riescher Kv. 

scher, Kv. 

Konrad Johan, Abgm. Johannes Wagner, Johann Revellio, 
Anton Mayer, Kv. Abgm. Abgm. 

Anton Mayer, Kv. Johann Ulrich Wid-
mann, Kv. 

Johann Schlichtin Anthoni Rhomberg, Johann Baptist Nenning 
von Schlichtinsfeld, Landscho[tseinnehmer Landscha[tseinnehmer 
Landscho[tseinneh- J oseph Locher, 
mer Truhenmeister 
Anthoni Rhomberg, 
Truhenmeister 

In absentia des Land- Franz Jakob 19natius 
schreibers Riedmüller, Kassier 
Dr. Franz Antoni 
Mayers Johann 
Michael Bischoff, 
Oberamrskanzlist 

Franz Joseph Engel- Hermann Georg Johann Benedikt 
hardt von Adlers- Ludovici, k. v. Ö. Müller, Rar u. Kv. 
hofen, Rat und Kv. zu Kirchberg 
OAM 
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Stand 

8. Herrschaft 
Weißen horn 

9. Stadt Waldsee 

10. Stadt Riedlingen 

11. Saulgau 

12. Mengen 

13. Herrschaft 
Seifriedsberg 

14. Amt Ruhfelden 

15. Herrschaft 
Biberbach 

16. Grafschaft 
Veringen 

17. Herrschaft 
Warthausen 

18. Herrschaft Wald 

1642 

• 

Johann Güeteler, 
Bgm. 
Georg Maucher, 
Baumeister 
Bartholome Näf, 
Stamann 
Adam Störckh, Stschr. 

1651 

• 

Wolfgang Frobenius 
Prakhenhover, Bgm. 
Adam Störck, Stschr. 

1656 

Frobenius Prackhen­
hover, Bgm. 
Peter Wertz 

Georg Bleyfueß, Bgm. Stephan Feugele, Bgm. Johann Krämer, Bgm. 
Johann Crämer, Bgm. Moses Stein, Bgm. Georg Ferdinand 
Georg Beitz, Gastgeb. Georg Ferdinand Seeger, Stschr. 
d. Rats Seeger, Stschr. 

Kaspar Blaicher, Bgm. Jakob Fog, Bgm. 
Erasmus Vester, Stschr. Michael Ströhlin, 

Stschr. 
Melchior Dengel, 
des Rats 

Haug Dietrich Keßler, Martin Henkhe, Bgm. 
Bgm. Johann Behn, Unter-
Hans Behn, des Rats bgm. 

Martin Fischer, Stschr. 

Georg Wahl, Bgm. 
Martin Fischer, 
Stschr. 

Martin Henkhe, Bgm. 
Johann Georg Uhl 

Hans Georg Kefferle, 
Obervogt 

Johann Georg Kefferle, Johann Kieferlin, 
Obervogt Obervogt 
Melchior Fünd, des 
Gerichts 

• • 

Ulrich Pihlstein Hans Jakob Aiblin-
Michael Gschorer, ger, Gerichtsvogt 
des Gerichts Michael Gschorer 

A. Andreas, Bgm. 
Jakob Gamer, 
Gerichtsverwalter 

Johann Konrad Hans Georg Ponberg, Hans Konrad Salen-
Salenwürkh, Vogt Amtsschr. würkh, Bgm. zu 

Ehingen u. Obervogt 
zu Warthausen 

Hans Thomas Klein- lohann Georg Kie-
mayr ferHn , Anwalt 
Hans Schmidt, Unter· 
vogt 
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Franz Joseph Precht 
von Hohenwart, 
Rat u. Pfleger 

Johann Franz Musch­
gay,Abgm. 
Johann Georg 
Sontag, Kv. 

Johann Christoph 
Gaysser, Abgm. 
Georg Christoph 
Gayser, Ju. Lic. Kv. 

Thomas Jung, A bgm. 
Thomas de la 
Besterie, Kv. 

Johann Martin Köss­
ler,Abgm. 
Johann Jakob Zel­
ler, Stschr. 

Franz Hueber von 
Ploesberg, Obervogt 

1733 

Anton Ferdinand de 
Benedictis zu Lover­
berg, k. ö. Kv. 

Lic. Johann Franz 
Muschgay, Bgm. 
Johann Martin 
Spieß, Kv. 

Johann Joseph Wer­
ner, Bgm. 
Georg Christoph 
Gayst, Kv. 

Johann Jakob Bauer 
(von Ehrenfeld) 
Dr. Jur. k. Kv. 

Johann Martin Kess­
ler,Abgm. 
Benedikt Froben 
Müller, Stschr. 

Joseph Christoph 
Moritz von Kuen, 
Rat und OAM 

Hans Melchior Haußer , durch Seifriedsberg 
Deputierter 

Sylvester Straubin­
ger, (Pfleger der 
Herrschaft Wald) 
Gewalthaber 

Johann Michael 
Killinger, (Rat u. 
Pfleger der Herrschaft 
Wald) Gewalthaber 

Johann Eggstein, Johann Joseph Wer-
Abgm. ner, (Bgm. Riedlin-
Joseph Rauch, Stschr. gen) Gewalthaber 

1751 

Dominikus Joseph 
Anton Ulrich von 
Strick, Rat u. Kanz­
leidirektor 

Johann Martin 
Spieß, Kv. 

Joseph 19natius 
Weegschaider, A bgm. 
Johann Baptist Be­
gehr, Kv. 

Johann Jakob Bauer 
von Ehrenfeld, 
Stadt vogt 

Johann M. Kessler , 
Abgm. 
Johann Franz Xaveri 
Castner, Kv. 

J ohann Christoph 
Moritz von Kuen, 
Öttingen, Hofrat 
u. OAM 
Joseph WOhlgemuth, 
des Gerichts 
Joseph Ostermayer , 
des Gerichts 

Leonhard Gasser, 
Bgm. 

Johann Michael 
Lemdle, Bgm. 
Johann Georg 
Grüner, Bgm. 

Johann Georg 
Rehm,OAM 

Johann Georg Rehm, Franz AnIon Rom-

Sylvester Straubin­
ger, Pfleger 

Rat u. OAM berg, OAM 

Johann Michael Killin- Anton Vetter , des 
ger, Rat u. Pfleger Gerichts 
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Stand 1642 1651 1656 

19. Stadt Günzburg Paul Günzer, Bgm Georg Genser Johann Georg Mayer, 
N. , Stschr. Johann Baumaister Bgm 

Marx Rothen, Stschr. Johann Konrad 
Schraubauf, Stschr. 

20. Stadt Weißenhorn N. , Bgm Andreas Vogel, Bgm Andreas Vogel, Bgm 
N., Stschr. Hans Christoph Wan- Johann Christoph 

ner, Stschr. Wanner, Stschr. 

21. Stadt Burgau N. , Bgm Georg Meckhlen, Bgm Veit Müller, Bgm 
u. Scheppach Bartholome Heuch- Hans Nusser, Ge- Johann Keller 

linger, Stschr. meindsbgm 
Johann Keller, Stschr. 
Michael Gasel von 
Scheppach 
Jörg Bawmeister 

22. Stadt Stockach Niemand wegen Krieg Wolfgang BUeder, Hilarius Mayer, 
Stamann Anwalt 
Martin Jach, Stamann 

23. Stad t Aach Niemand wegen Krieg Jakob Seyz, Bgm Johann Feeß, Rats-
Jakob Boll, Stabhalter verwandter 

24. Flecken Altdorf Niemand Johann Edel, Flecken- Johann Edel, 
amann Fleckenamann 
Michel Franckh, des Christoph Graff, 
Rats u. Postmeister des Rats 

25. Stadt Schelklingen Dr. Johann Buech- (mit Ehingen) 
muller, Sy ndikus 

26. Herrschaft Niemand Hans Jakob Khuen, Sebastian Mayer, 
Schramberg Amtssehr. Talvogt 

Sebastian Maurer, Matthäus Haaß 
Talvogt 

27. Herrschaft Niemand Kas~ar Ruester, Hans Bailen 
Gutenstein Sta halter Georg Waibel, Schh 

Hans Beilen, Schh 

28. Herrschaft Singen Niemand 

29. Herrschaft Tengen Niemand wegen Johann Jakob Frey, Christian Bäckh, 
Kriegsgefahr Anwalt Bgm 

30. Herrschaft Wiltielm Florian Wolfgang Reinard, 
Werenwag Jäger,Obervogt Amtssehr. 

31. Markt Krumbach Georg Bader, Bgm Michael Miller, Bgm Hans Abbt, Bgm 
u. Hürben Johann Jakob Beckh, 

Gerichtsschr. 
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Johann UlIich Keller, 
Bgm. 
Johann Kaspar Gei­
ger, J. U. L. Stschr. 

Johann WÜfth, Abgm. 
Johann Jakob Miller, 
J. U. L. Stschr. 

Georg Walter, Abgm. 
Johann Franz Zö­
schinger, Stschr. 

Joseph Claß, 
Stam/mn 

Franz Sauter, Bgm. 

Joseph Romberg, 
k. Fe/ckenamann 

1733 

Lic. Johann Melchior 
Keuffel, Stschr. 
Anthoni Roth, 
des Rats 

1751 

Franz Seiz, Abgm. 
Johann Jakob Motz, 
Stschr. 

Johann Georg Kast­
berger, Bgm. 
Johann Melchior 
Keuffel, Stschr. 

Andreas Walter, Abgm. 
J ohann Franz Zö­
schinger, Stschr. 

Joseph Claß, Stamann Franz Joseph Winter, 
Stschr. 

Johann Vetter, Stschr. Anthoni Schrof, Bgm. 

Anthoni Rhomberg Nikolaus Welz, 
(Landschaftseinneh- Fleckenamann 
mer Schwaben) 
Gewalthaber 

Johannes Buib, Abgm. Johann Michael Bich- Franz Joseph Eberle, 
Bgm. Johann Michael ler, Stschr. 

Michler, Stschr. 

WilhelIn Figg1in, 
Amtsverw. 

Martin Haaß, Tal· u. 
Stabsvogt 
Andreas Warbrecht, 
Dorfrichter 

Joseph Leopold Haine, 
Stschr. 

Anthoni Haaß, Talvogt 
Christoph Hermann, 
Stabsvogt 
Joseph Duffner, 
Deputierter 

Veit Dreher, Obervogt Veit Dreher, Obervogt Karl Kolb, Obervogt 

Alban Riescher (Kv. 
Radolfzell) 
Gewalthaber 

Johann Konrad Mes- Peter Mayer, Vogt 
mer, Verwalter 

Joseph Herz, Untervogt Johannes StamJin, 
Bgm. 

Georg Eckhmann, 
Verwalter 

Georg Eckhmann, 
Verwalter 

dUICh Gewalt Hilzingen 

Johann Konrad Ziegler, 
Amtmann 

Johann Georg Rassler, Johann Georg Rassler, Joseph Gassner, Bgm. 
Bgm. Bgm. lohann Grünenwald 
Christian Krötz, Andreas HYgle, 
Gerichtsschr. Gerichtsschr. 
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Stand 1642 1651 1656 

32. Kloster Niemand Melchior Veeser, OAM Melchior Veeser,OAM 
Heiligkreuztal Kaspar Gerster, Kaspar Graf,Amt· 

Amann zu Ertingen mann zu Ertingen 
Georg Beckh, Schh. 
zu Amte/fingen 

33. Herrschaft 
Hilzingen 

34. Herrschaft Erbach N., Vogt zu Erbach Johann Wilhelm Her- Anthoni Fendt, 
derer,Obervogt Obervogt 

Jakob Mischler, 
Gemeindspfleger 

35. Kloster Wiblingen • 

36. Herrschaft Berg • • 

37. Herrschaft Hans Jakob Frey, Hans Reichlin, 
Mühlhausen Anwalt Gerichtsamann 

38. Stadt Oberndorf • • mit der Herrschaft 

39. Herrschaft Niemand Hans Werstlin, Schh. Hans Porst, Bgm 
Oberndorf Adam Schekhlin, Michel Ruef, Schh. 

des Rats 

40. Offingen Hans Kustenfehll, Jakob Schuemacher, 
Amann des Gerichts 

41. Unlingen Hans Stuckhlen, Hans Stükhlen, 
Amann Amann 

"Ain schuldtheiß 
Hans Munding, 
Dor[pj1eger 

oder amman, ao 
42. Altheim vor deme ain Martin Buckh, Jakob Buckh, 

veldtscherer Unteramann Gemeindep[1eger 
gewesen." Jakob Buckh, Adam Muschgay, 

Dor[pj1eger Gerichtsamann 

43. Hailtingen Hans Roggauer, Ma tthäus S tarer, 
und Dentingen Amann Schh. 

44. Herrschaft Melchior Steuer Stephan Bender 
Kallenberg Galli Kleiner 

45. Gericht Reute Johann Friedrich Friedrich Steigenber- Jakob Mayer, 
Steigberger, Sekretär ger Lic., Sekretär Amann 
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1722 1733 1751 

Johann Baptist von Franz Hermann J <>- Adam Boos, OAM 
SetteJin, OAM seph Müncher, 

Rotu.OAM 

J ohann Baptist Def- Johann Georg Roder, Joseph Graf, Vogt 
fmger, Obervogt Rat u. Obervogt 

Michael Hertrich, Vogt 

Johann Jakob Ranz, Bernhard Kaspar Gill-
Obervogt mann, Obervogt 

Jakob Grab, Schh. 

Johann Rudolf Mauch, Franz Xaver Joseph Franz Xaver Landherr, 
J. U. D. Rat u. OAM Michael Landherr, Ratu.OAM 

Rat u. OAM 

Adam Breig, Amann Johann Denkinger, Johann Denkinger, 
Amtmann Amtmann 

Johannes Eberle, Schh. 

Johann Vetter, Joharm Vetter Joseph Riedl, Bgm 
Verwalter (Stschr. Aach) 

Gewalthaber 

Lorenz Roller, Abgm Lorenz Roller, Bgm Franz Jakob Benz, 
Franz Jakob Benz, Johann Franz Jakob Stschr. 
Stschr. Benz, Stschr. 

Franz Joseph Beckh, mit der Stadt Friedrich J oseph Keller, 
Obervogteiamtsvers. Obervogteiverw. 

J oseph Blanch, 
Unteramtmann 

Christoph Christian Kraus, Christoph Schwarz, 
Schwarz, Unteramann u. Amann 
Amann Gewalthaber Georg Rieber, 

Gemeindspfleger 

J ohann Clösser, Johannes Buck, Amann 
Amann Johannes Hermanuz, 

Bgm 

Georg Heiterle, Georg Heyterle, Amann 
Amann Bernhard Widmann, 

Bgm 

Joseph Bender, Kas6ar Kleiner, Schh. Kaspar Kleiner, Schh. 
Untervogt als evollmächtigter 
Jakob Mauch, Bgm 

Joseph Sigismund Franz Anton von Markus Anton Massler, 
Augustin de Moeherr, Schlichtinsfeld, OAM 
Rot u. Kv. 1. U. L. Rat u. Kv. 
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Stand 1642 1651 1656 

46. Amt Bierstetten Erasmus Vester Jakob Steuslen, Amann Hans Ekhardt, 
(Stschr. Saulgau) Hans Eggert, Amann Amann 

zu Allmansweiler 

47. Kloster Ur spring ab sens 

48. Langenenslingen Georg Faberbosch, Georg Haberposeh, 
und Billafingen Schh. Amann 

(Langenenslingen) 
Hans Sauter, Ge· 
meindsmann 
(Billafingen) 

49. Stadt Horb .. .. .. 

50. Niederhohenberg .. .. .. 

51. Oberhohenberg * 

52. Stadt Schömberg .. 

53. Stadt Binsdorf * .. 

54. Hitzkofen Hans Miller, Schh. Hans Miller, Schh. 

55 . Nordstetten .. Keller von Schlait-
heim, Obrist u. 
He"schaftsinhaber 

56. Emerkingen Niemand Joseph Ernst, Ober . Martin Newprandt, 
vogt Schh. 

57. Holzheim Johann Philipp Buech- Johann Philipp 
und Bubesheim miller, Pfleger Buochmiller, (Pfleg-

schaftsverwalter 
Ehingen) 

58. Röfmgen .. Peter Peyselin, Wirt absens 
allda 
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Johann Michael 
Weiss, OAM 

Franz Xaver SchaIch, 
Hofmeister 

Johann Dostenber­
ger, Schh. 

* 

* 

Johann Georg Buckh, 
Schh. 

Johannes Georg 
Messenreu ter, 
Verwalter 

Johann Georg Rehm, 
OAM (wohl in Wart-
hausen) 

Franz Günzer, Pfleger 

Johann Georg Mayr, 
Obervogt 

1733 

Anthoni Rhomberg 
(Einnehmer der Land­
vogtei) Gewalthaber 

Franz Albrecht J eh­
!in, Rat u. Hofmei· 
ster, Bevollmäch­
tigter 

1751 

Michael Weiß, OAM 

Franz Albrecht Jehlin, 
Hofmeister u. Kassier 
Magnus Schenz, Schh. 

Zacharias Ott, Schh. 
Johann Mayer, Schh. 

Lic. Philipp Ferdinand durch Vollmacht 
Aumayer (Kv. Rotten- Rottenburg 
burg) Gewalthaber 

Christoph Balthasar 
Reicheie, Kassier 
Johannes Weiß, Schh. 
zu Seebronn 

Joseph Thadä Reichei, 
Kassier 
Ruppert Baur, Schh. , 
Adjunkt 
Adam Schach, 
Kassiereradjunkt 

Johann Mathias Hagen, Theopont Senetius 
Kassier Zanger, Kassier 
Georg WinkhIer, Joseph Bene, Vogt 
He"schaftsvogt in Johann Konrad Rackh 
Hohenberg 

Raimund Bemhard, Raimund Bernhard, 
Stschr. Stschr. 

Franz Joseph Faber, Franz Hepp, Abgm. 
Stschr. Franz Xaver Eyth, 

Unterbgm 

Franz Joseph Buckh, 
Schh. 

Johannes Ruggeler , absens 
Gewalthaber 

Franz Anton Eisen- Joseph Erath, Bgm 
reich, Obervogt Franz Missei, Depurier· 

ter 

Johannes Eckhle, Johann Griinenwald, 
Gemeindsfijhrer Bgm 
Antoni Farenschong, Ulrich Held, Bgm 
Gemeindsfijhrer 

durch Vollmacht Burgau 
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Stand 1642 1651 1656 

59. Landensberg * Blasius Kekh absens 

60. Scheppach * * * 
61. Obemau * * * 

62. Herrschaft * * 
Ronsberg 

63. Burgauische * * 
neu berittene Orte 

Stände, die 1751 nicht 
in der Matrikel waren 

1. Herrschaft Wald see 
a. Haisterkirch u. Nicht beschrieben 

Essendorf worden absent 
b. Ellwangen Ausgeblieben und Hauen 
c. Winterstetten- Nicht beschrieben 

stadt worden 

2. Grafschaft Niemand Michael elaus, Sehh. Michael Clauß, Sehh. 
Sigmaringen Andreas Kling, des Hans Würt, Sehh. zu 

Rats Laiz 

3. Neuerkaufte nel· Niemand ab 1651 mit Nellen-
lenburgische burg 
Flecken 

(* zu dieser Zeit kein Landstand; - nicht erschienen) 

In den Jahren 1651 und 1656 nahm je ein Vertreter der Herrschaft Mühlhausen (Hans Jakob 
Frey, Anwalt, und Hans Reichlin, Gerichtsamann) an den Landtagen teil. Nur 1651 vertreten 
waren Reisenburg (Peter Peyselin, Wirt allda), Landensberg (Hans Leibmann, Bgm.), Groß­
kötz (Blasius Merkh), Kleinkötz (Matheis Jehlin, Vogt), Ellzee (Martin Hochrainer, Landvogt 
Knecht), Kriegshaber (Hans Kekl\), Schnuttenbach (Georg Fischer). Die Abwesenheit von Rei­
sensburg, Landensberg und Großkötz wurde 1656 festgehalten, die anderen, die zum Teil spä­
ter als neuberittene burgauische Orte geführt wurden, tauchten in den Sessionszetteln nicht 
mehr auf. Ausdrücklich als abwesend erscheinen 1656 noch die beiden Orte in der Landvogtei 
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1722 1733 1751 

Anthoni Günzer, Johann Petrus Baldt- durch Vollmacht Burgau 
Kassier stern, Herrsch. Vogt 

mit Burgau mit Burgau durch Vollmacht Burgau 

Johannes Höbe, Bgm. Michel Hertkom, Sebastian Reiser, Schh. 
Heiligenpfleger 

Johannes Hummel, Hans Hummel, Hans Georg Weiß, Kassier 
GerichtshauptTTlllnn Gerichtshauptmann 

Johann Sigmund Johann Sigmund Vogel, 
Vogel, Kassier Kassier 

• • 

• • 

• • • 

Schwaben Dintenhofen und Herbertshofen sowie die Herrschaft Konzenberg. Während der 
österreichischen Herrschaft Uber Teile WUrttembergs im Dreißigjährigen Krieg nahmen auf 
dem Landtag von 1642 von Stadt und Amt Blaubeuren ein BUrgermeister, von Stadt und Amt 
Göppingen und von der Grafschaft Achalm je ein Schultheiß teil. 

Zu den Listen: 1588 (GLA 219/ 154), 1604 (LRA1 HS 789 p. 46-52), 1606 (SA Wa 394), 1609 
und 1620 (SA Riedlingen Akten Bu 2), 1613 (GLA 219/ 32), 1627 und 1642 (SA Wa 395), 1651 
und 1656 (SA Wei A 19) , 1722 (HSTA ST B 30 BU 211),1733 (HSTA ST B 29 BU 21),175 1 
(HSTA ST B 30 BU 374). Die Listen von 1722 und 1733 sind keine eigentlichen Sessionszettel, 
sondern Verzeichnisse der Besiegler der beiden Landtagsabschiede. Gerade bei kleineren Herr­
schaften ist es möglich, daß deswegen nur derjenige der Deputierten erscheint, der ein Siegel 
besaß. 



454 

Anhang III: Die Landstandschaft der zollerischen 
Lehen und der Pfandschaften der Truchsessen von 

Waldburg 

Die Auseinandersetzungen um die Landstandschaft der zollerischen Lehen und 
der Pfandschaften der Truchsessen von Waldburg, engstens verknüpft mit der Fra­
ge der Landeshoheit und dem Rechtscharakter dieser Herrschaften, bilden das um­
strittenste Kapitel in der Geschichte der schwäbisch-österreichischen Landstände. 
Der Austrag dieses Konflikts unterstreicht, wie die Landstände, ohne zu einer eigen­
ständigen Politik fähig zu sein, die österreichischen Bestrebungen nach Konsolidie­
rung und Expansion seiner Landeshoheit förderten. Er illustriert zugleich, daß häu­
fig Reichsinteresse, konfessionelle Rücksichten und dem Hause Österreich geleistete 
Dienste in der österreichischen Politik in Schwaben den Vorrang hatten vor der 
Durchsetzung vermeintlicher oder wirklicher Rechtsansprüche. 

DIE LANDSTANDSCHAFT DER ZOLLERISCHEN LEHEN 

König Rudolf von Habsburg erwarb im Jahre 1290 die Grafschaft Sigmaringen. 
Ein Jahr später war auch die Grafschaft Veringen an Österreich gekommen. Wie 
andere schwäbische Besitzungen Habsburgs waren auch diese beiden Herrschaften 
fast dauernd verpfändet. 1359 kam Veringen als Pfand an die Grafen von Württem­
berg, die es 1399 den Grafen von Werdenberg als Afterpfand überließen. 1459 trat 
ihnen Württemberg alle Rechte ab, so daß sie nun Veringen als unmittelbares Pfand 
von Österreich besaßen. Auch die Herrschaft Sigmaringen befand sich zu Anfang 
des 14. Jahrhunderts im Pfandbesitz Württembergs, das sie 1399 - ausdrücklich als 
Eigen bezeichnet - an Werden berg weiterverpfändeten. Durch eine Heiratsverbin­
dung zwischen Werdenberg und Württemberg fiel Sigmaringen 1459 als Eigen an 
die ersteren. Die österreichischen Rechte auf Rücklöse waren offensichtlich in der 
Zwischenzeit erloschen. 

1460 trug Gräfin Elisabeth von Werdenberg die im Jahr zuvor als Eigen an das 
Haus Werdenberg gefallene Grafschaft Sigmaringen Kaiser Friedrich III. zu Lehen 
auf, der am 26. April 1460 Graf Johann von Werdenberg mit der Grafschaft belehn­
te. Um eine Einlösung der Grafschaft Veringen, die die Werdenberger als Pfand von 
Österreich besaßen, zu verhindern, schlossen die Grafen von Werden berg 1482 ei­
nen Vertrag mit dem Kaiser, durch den Österreich auf eine Auslösung der Pfand­
schaft Veiingen verzichtete, solange die Werdenberger im Mannesstamme blühten. 
Bei ihrem Aussterben sollten die Pfandschaften Veringen und die Grafschaft Sigma­
ringen an Österreich heimfallen, was 1534 eintrat, als Graf Christoph von Werden­
berg ohne männliche Erben starb. König Ferdinand belehnte darauf am 24. Dezem­
ber 1535 Karl von Hohenzollern und seine Brüder mit den Grafschaften Sigmarin-
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gen und Veringen, nachdem er ihnen schon 1532 eine Anwartschaft auf die Beleh­
nung erteilt hatte. Der werdenbergische Allodialbesitz fiel an Graf Friedrich von 
Fürstenberg, der mit Anna von Werdenberg verheiratet war. 

Für ihren gesamten Besitz waren die Grafen von Werdenberg in der Reichsmatri­
kel von 1521 mit 8 Mann zu Roß und 45 zu Fuß veranschlagt worden. Dieser An­
schlag wurde auf Antrag Graf Friedrichs von Fürstenberg einfach auf die beiden Be­
sitznachfolger aufgeteilt, obwohl es sich 1534 nicht um eine Teilung gehandelt hatte, 
sondern Friedrich von Fürstenberg die wesentlich umfangreicheren werdenbergi­
sehen Allodialgüter geerbt hatte, an Kar! von Hohenzollern aber nur die Lehen 
übergegangen waren I. Während Friedrich von Fürstenberg den halben Reichsan­
schlag erlegte, leistete Karl als österreichischer Vasall für seine Grafschaften und die 
unter seiner Vogtei stehenden Klöster Heiligkreuztal und Wald 1542 die Türkensteu­
ern an Österreich 2. Ein Jahr später wurde die Grafschaft Sigmaringen erstmals zu 
einem Landtag beschrieben, während Veringen schon 1518 auf dem Ausschußtag in 
Innsbruck vertreten war 3. 

Als Karl von Hohenzollern 1548 durch ein kaiserliches Mandat als Inhaber wer­
denbergischer Güter aufgefordert wurde, 6 Römermonate zu erlegen, sandte er das 
Mandat an die o. ö. Regierung und bat, seine dem Haus Österreich inkorporierten 
Lehensherrschaften vor dem kaiserlichen Fiskal zu vertreten, was die Regierung zu­
sagte. Nachdem der Anschlag nicht bezahlt wurde, erhob der Fiskal Klage vor dem 
Reichskammergericht. In dem nun folgenden Prozeß , der sich bis 1588 hinzog, ging 
es nur um die Frage, ob der Reichsfiskus ein Recht auf die Besteuerung der Graf­
schaften hatte, nicht um die weit wesentlichere, ob Sigmaringen und Veringen 1535 
als Reichslehen oder als österreichisches Lehen an die Grafen von Zollern gekom­
men waren. Während für Veringen das österreichische Eigentum und das Besteue­
rungsrecht nicht bestritten wurden, waren die für Sigmaringen dem Reichskammer­
gericht von Österreich vorgelegten Dokumente keineswegs eindeutig 4. Entspre­
chend entschied das Reichskammergericht am 3. September 1588, für die Graf­
schaft Sigmaringen seien die Reichssteuern zu erlegen, die Grafschaft Veringen je­
doch hätte dem Reich nichts zu leisten . Offen blieb die Frage, ob durch das Urteil 
die Grafschaft Sigmaringen dem Haus Österreich als Lehen abgesprochen und dem 
Reich zuerkannt worden war. Graf Karl 11. von Zollern versuchte die Möglichkeit, 
die das Urteil bei entsprechender Auslegung in sich barg, für seine Stellung zu nut­
zen, indem er sich um die Anerkennung Sigmaringens als Reichslehen bemühte. Er 
stellte sogleich für alle seine Herrschaften die Zahlungen an die Kasse der 
schwäbisch-österreich ischen Landstände ein 5 . 

I F. H ERBERHOLD, Reichslehen S. 26f.; DERs ., Die österreichischen Grafschaften S. 603 bis 
612.; F. KALLENBERG, die Fürstentümer Hohenzollern S. 290-295. 

2 Schreiben der Äbtissin Katharina von Roggwil vom 16. Sept. 1630 (HST AST B 29 Bü 24); 
s. o. S. 149 

3 N. SAPPER, Landstände S. 76, 107, 127 . - LRAI Pestarchiv XXV 3 
4 F. H ERBERHOLD, Reichslehen S. 31 f. 
5 Landtagsprot. v. 22.-24. Okt. 1589 und folgende (HSTA ST B 30 Bü 40' p . 74-77) 
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Die Uneinigkeit der Linien des Hauses Habsburg nach dem Tode Erzherzog Fer­
dinands schien Graf Karl von Zollern nochmals eine günstige Möglichkeit zur 
Durchsetzung seiner Absichten zu eröffnen. Als Erzherzog Mathias im Namen Kai­
ser Rudolfs 11. im September 1596 die schwäbisch-österreichischen Stände zu einem 
Erbhuldigungslandtag nach Konstanz berief, verbot er seinen Untertanen in Sigma­
ringen den Besuch des Konstanzer Landtags und die Leistung des Eides. Er konnte 
sich darauf berufen, daß ihn der letzte Regensburger Reichstag von der Leistung der 
Lehenspflicht befreit hatte. Der tirolische Kammerprokurator, der hier die Interes­
sen der Landesherrschaft gegen den Kaiser und das Reich vertrat, verklagte den 
Grafen auf Verlust des Lehens vor der Innsbrucker Regierung. Graf Karl von Zol­
lern, der den Konflikt in seinem Sinn wieder auf die Reichsebene verlegte, erwirkte 
in Prag, daß der Streit vor den kaiserlichen Reichshofrat kam, allerdings mit dem 
für ihn ungünstigen Zusatz, daß lite pendente die Rechte Österreichs gewahrt blei­
ben sollten. Die tirolische Regierung bat dagegen Erzherzog Mathias um Verwen­
dung, daß der Prozeß an die Innsbrucker Regierung zurUckverwiesen würde, er also 
von einer Reichssache zu einer Auseinandersetzung auf der Ebene der Landesherr­
schaft gemacht werden sollte 6. 

Wie im Falle der truchsessischen Pfandschaften vertrat dann der im Namen des 
Gesamthauses eingesetzte Gubernator Erzherzog und Deutschmeister Maximilian 
den landes fürstlichen Standpunkt mit Festigkeit und Energie, doch auch hier 
schwächte die ihm feindliche Haltung Kaiser Rudolfs 11. seit 1604 seine Position. 

Als sich jedoch Karl von Zollern einige Jahre später vom Reichshofrat mit der 
Grafschaft Sigmaringen belehnen ließ, brachte ihn Österreich, das das Urteil von 
1588 nicht anerkannte, in einem Felonieprozeß um fast alle Lehen. Auf jedem 
Landtag nach 1589 forderten die schwäbisch-österreichischen Landstände, daß ih­
nen die zollerischen Herrschaften restituiert würden . In der Tat erreichte Erzherzog 
Maximilian als Gubernator von Tirol, indem er die Untertanen gegen den Lehens­
herrn ausspielte, daß seit 1604 wieder Deputierte aus allen zollerischen Herrschaften 
an den Landtagen teilnahmen, wenn auch die Grafen von Zollern verhindern konn­
ten, daß ihre Untertanen die landständischen Steuern erlegten 7 . Auf dem Landtag 
von 1604 verpflichtete Maximilian das Kloster Heiligkreuztal, seine Steuern nicht 
mehr über Sigmaringen, sondern direkt an Österreich zu bezahlen. 16] 1 mußte 
Ernst Georg von Zollern die neue Stellung Heiligkreuztals als eigener schwäbisch­
österreichischer Landstand anerkennen, wodurch es aus der Sigmaringer Besteue­
rung gelöst und für Österreich gesichert wurde. Aus dem gleichen Grund wurden 

6 J. HIRN, Tirols Erbteilung S. 300 
7 Sessionszettel von 1604 LRAI HS 789; 1606 SA Wa 394; 1609 SA Ried. Bei diesem Land­

tag waren Hans Gabler, Bürgermeister, und Martin Pfleger, Stadtschreiber von Sigmaringen, 
zwar in Riedlingen, nahmen aber nicht an den Verhandlungen teil, ließen sich jedoch ans~hlie­
ßend vom Landschreiber die BeschlUsse des Landtags mitteilen. Von Laiz, Sigmaringendorf, 
Rulfingen, Hausen und Langenenslingen waren eigene Deputiert e auf dem Landtag. 
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1620 Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen von Sigmaringen getrennt und als 
eigene Stände in die ständische Matrikel aufgenommen. Durch eine persönliche 
Verpflichtung der Deputierten Sigmaringens zur Kontributionsleistung auf dem 
Landtag von 1620 versuchte der neue Gubernator Tirols, Erzherzog Leopold, 
schließlich die ganze Grafschaft Sigma ringen wieder in die österreichische Besteue­
rung einzubeziehen. Die Landstände ließen sich in dem Landtagsrezeß erneut die 
Zusage geben, daß ihnen die Grafschaft wieder inkorporiert würde 8. Bis 1630 erleg­
te Sigmaringen trotzdem weiter seine Steuern an das Reich 9. Konfessionelle Rück­
sichtnahme auf die im katholischen Lager stehenden 1623 gefürsteten Grafen von 
Zollern hinderten Leopold an einem entschiedenen Vorgehen in der Besteuerungs­
frage. 1630 konnte endlich der Widerstand der Fürsten gegen eine Beraitung Sigma­
ringens überwunden und die Herrschaft den Ständen inkorporiert werden. Danach 
leistete sie bis zum Ende des Dreißigjährigen Krieges Beiträge an die ständische Kas­
se 10. Nach 1648 lebte der Streit um das Besteuerungsrecht in den Grafschaften Sig­
maringen und Veringen sowie in dem im Sigmaringer Grafschaftsbezirk gelegenen 
Kloster Heiligkreuztal wieder auf, wobei das Reichsinteresse jetzt nachdrücklich 
vom Schwäbischen Kreis vertreten wurde. 1653 erlegten Sigmaringen und Heilig­
kreuztal erstmals wieder keine Beiträge zur ständischen Kasse, worauf sich die 
Landstände in dem Landtagsrezeß die Unterstützung der o. ö . Regierung zur 
Durchsetzung ihrer Besteuerungsforderungen ausdrücklich zusagen ließen " . 1661 
begann der Schwäbische Kreis seine Steuerforderungen gegenüber den beiden Herr­
schaften mit größerem Nachdruck zu vertreten und drohte ihnen mit militärischer 
Exekution, obwohl Sigmaringen in dieser Zeit faktisch die österreichische Land­
standschaft akzeptiert hatte 12. 

Auf dem Landtag vom 11. März 1661 in Ehingen verlangten die Landstände, da­
hin zu cooperieren, daß die lehnbare underthanen bei der grafschaft Sigmaringen 
und dan dem gottshauß Hayligcreuzthal vor des SchwtJbischen Crayses widerrecht­
lich angetrauter execution in puncto collectationis gnedigist geschutzt würden. 

Wegen der drohenden doppelten Belegung seiner Grafschaft wandte sich FOrst 
Menrad von Zollern 1667 an den geheimen Hofrat in Innsbruck, der von den beiden 
o. ö. Wesen, Regierung und Kammer, Gutachten über mögliche Maßnahmen gegen 

8 GLA 79/ 1812 
9 HST A ST B 29 Bü 24 
JO GLA 79/ 1834; 21. Okt. 1641 (HSTA ST B 29 Bü 19); 20. Okt. 1641 (SA Wa 395) 
11 Landtagsrezeß vom 29. April 1653 (SA Wa 395) 
12 SA Wa 395. Die Darstellung KALLENBERGS zur Frage der Landstandschaft der Grafschaft 

Sigmaringen ist hier zu korrigieren. KALLENBERG behauptete, daß Österreich erst nach 1665 
Heiligkreuztal, das Klosteramt Wald und die Sigmaringer Mediatorte zu Kollektation heran­
gezogen hätte . Er unterschätzt auch die Rolle der Fürsten der Tiroler Nebenlinie des Hauses 
Habsburg, die während des 17. Jahrhunderts bis 1665 die eigentlich treibende Kraft bei der 
Durchsetzung der österreichischen RechtsansprUche gegenüber der mehr nachgiebigen Hal­
tung der Kaiser waren. (F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 295f.) 
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die von den ausschreibenden Kreisfürsten angedrohte Exekution verlangte 13. 

Gleichzeitig wies Menrad von Zollern seine Untertanen an, die Zahlungen zur Ehin­
ger Kasse wiederum einzustellen. Andererseits befahl der o. Ö. Geheime Rat dem 
Syndikus und dem Direktorium in Ehingen, die Kontribution in den Grafschaften 
Veringen und Sigmaringen weiter einzuziehen 14. Eine geplante Konferenz der bei­
den Parteien zum Austrag ihrer Streitigkeiten kam nicht zustande. Die umfangrei­
chen Truppeneinquartierungen in Schwaben im Zusammenhang mit dem Reichs­
krieg gegen Frankreich von 1673-1679 ließen die seit lahren befürchtete Doppelbela­
stung der Untertanen in Sigmaringen, Veringen und Heiligkreuztal Wirklichkeit 
werden. Sowohl der Schwäbische Kreis als auch Österreich legten Truppen in den 

Herrschaften ins Quartier, um ihr Besteuerungs- und Quartierrecht durchzuset­
zen I~. Wegen der daraus entstehenden unerträglichen Belastung war Menrad von 
Zollern gezwungen, für seine Untertanen Geld aufzunehmen, damit die Winter­
quartiere überhaupt durchgestanden werden konnten 16 . 

Der o. Ö. Geheime Rat entfaltete wegen dieser doppelten Belegung eine große Ak­
tivität, ohne jedoch in der Sache sehr voranzukommen. Er wandte sich zunächst an 

den Kaiser, dann an den Befehlshaber der kaiserlichen Truppen Karl von Lothrin­
gen und bat, die lothringischen Truppen und die Gallassischen Reiter wieder aus 
Sigmaringen abzuziehen 17 . Gleichzeitig entsandten die schwäbisch-österreichischen 
Stände Eberhard von Speidei, Pfleger der Herrschaft Ehingen, und den ständischen 
Syndikus Severin Hummel zu der Sitzung des Kreistages des Schwäbischen Kreises, 
um gegen die Belcgung des Landstandes Sigmaringen durch den Kreis zu protestie­

ren 18 . Fürst Menrad von Zollern erhielt zwar ein kaiserliches Handschreiben, daß 
die lothringischen Truppen abgezogen werden sollten, doch blieb sein Erfolg aus 19. 

Als Menrad endlich drohte, sich selbst an den Kreis zu wenden, forderte der Gehei­
me Rat wiederum ein Gutachten wegen der Besteuerung der Sigmaringer Unterta­
nen von den beiden o. ö. Wesen an und verlangte zugleich einen Vorschlag, wie sel­
be mit einer ergözlichkeit de praeterito consoliert werden mechten 20 . Auf Grund 

der Vorschläge der o. ö . Wesen wurden die schwäbisch-österreichischen Stände an­
gewiesen, den Sigmaringer und Veringer Untertanen das wegen der doppelten Bele­

gung aufgenommene Geld zu ersetzen. Eine Rückforderung beim Schwäbischen 

13 LRAI Hofreg. Pro!. 1667 Nr. 2. p. 72'. 5. April 1667 
14 LRAI Geschäft von Hof 1670 p. 192f. 5. Mai 1670 
15 LRAI Hofreg. Pro!. 1675 Nr. 2. p. 403 ' . Beschwerde des hohenzollerischen Kanzlers 

Mauch, daß der Schwäb. Craiß selbige grafschaft Sigmaringen wider recht und gepir mit ein­
logierunge eines lothringischen regiments und steinischer compagnie belegt habe. - (LRAI 
Hofreg. Pro!. 1676. Nr. 1. p. 72, 301 f.) 

16 LRAI Hofreg. Prot. 1675/76 Nr. 11 p. 194 
17 LRAI Hofreg. Pro!. 1676 Nr. 2. p. 1' .28. Dez. 1675 
18 LRAI Hofreg. Pro!. 1676 Nr. I. p. 2. 7. Jan. 1676 
19 LRAI Hofreg. Pro!. 1676 Nr. I. Kopie des Handschreibens vom 21 . Febr. 1676; 9. März 

1676 p. 22' . Auch die zweite kaiserliche Resolution blieb erfolglos. (7. Sept. 1676 p. 70') 
20 LRAI Hofreg. Pro!. 1675/76 Nr. 11 p. 164. 28. Apr. 1676 
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Kreis wurde ausdrücklich vorbehalten 21. Den Beamten in Feldkirch wurden deswe­
gen im Februar 1676 befohlen, von ainichen particularen in Grau Pindten ein stuckh 
gelt aufzubringen, mit dem die zollerischen Untertanen entschädigt werden soll­
ten 22 . Am 10. März 1676 erhielt das Direktorium den Befehl, den Sigmaringer Un­
tertanen das halbe Kaysersteinische Regiment abzunehmen und ihnen für seine Ver­
pt1egung Ersatz zu leisten 23. In dem rechtlichen Anspruch auf die Steuerhoheit in 
den zollerischen Lehensherrschaften gab auch in den folgenden Jahren weder Öster­
reich noch der Schwäbische Kreis nach , wenn auch die österreichische Regierung 
immer wieder bemüht war, daraus entstehende Doppelbelastungen der Untertanen 
zu vermeiden oder sie dafür zu entschädigen 24 . Die Untertanen sowohl Sigmarin­
gens als auch Veringens neigten in der Auseinandersetzung zu Österreich, da der 
Sigmaringer Matrikularanschlag in der Reichsmatrikel aus historischen Gründen 
weit überhöht war 25 . Im Juli und im August 1678 wandten sie sich an den Geheimen 
Rat in Innsbruck und baten, vom Schwäbischen Kreis separiert zu werden 26. 

Der Geheime Rat war sich zu dieser Zeit über die Rechtslage in den beiden Graf­
schaften durchaus nicht im klaren . Im August 1677 verlangte er von der Hofkanzlei, 
die bei ihr befindlichen Priora und dienlichen Akten herauszusuchen 27. Mehrfach 
wurden auch vom Ehinger Direktorium Berichte über die rechtlichen Verhältnisse 
im Kollektationsstreit mit dem Schwäbischen Kreis angefordert 28. 

Trotz aller Maßnahmen des Schwäbischen Kreises leisteten Sigmaringen, Verin­
gen und die drei Dörfer Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen auch 1679 ihre 

21 LRAI Hofreg . Prot. 1675/76 Nr. 11. p. 191'f. , 194; Hofreg. Pro!. 1676 Nr. I. p. 9' . 31. 
Jan. 1676 

22 LRAI Hofreg. Prot. 1676 Nr. 2. p. 63 u. 75. 19 . Febr. 1676 
23 LRAI Hofreg. Prot. 1676 Nr. 2. p. 88' 
24 LRAI Hofreg. Prot. 1676 Nr. 2. p. 171 , 218', 237f., 267' , 454, 468 ; 16. Mai , 17. Juni, 

und 26. Juli, 8. u. 22. Dez. 1676; Hofreg . Prot. 1677 Nr. 2.17,30,31', 54'f., 292'; 13 . Jan. , 
26. Jan ., 7. Sept. 1677; Hofreg. Prot. 1677 Nr. I. p. 11 , 12', 13 , 23',33' , 68; 3., 8., 9.,15 . 
Febr., 10. Apri l, 3. Aug. 1677; Hofreg. Pro!. 1677 Nr. I. p. 97,126',137,151,166; 15 . März, 
5. April, 10. April, 27. April, 12 . Mai 1677 

25 Sigmaringen hatte die Hälfte des ehemaligen werdenbergischen Matrikularanschlags zu 
tragen, obwohl die Grafschaft bei weitem nicht die Hälfte des werdenbergischen Besitzes aus­
machte. (F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 296) 

26 LRAI Hofreg. Pro!. 1678 Nr. 2 p. 233 '. 15. Juli 1678; Hofreg. Pro!. 1677/78 Nr. 11. p. 
232. 2. Aug. 1678 

27 LRA1 Hofreg. Pro!. 1677 Nr. I. p. 63 . 3. Aug. 1677 
28 LRAI Hofreg. Prot. 1677 Nr. I. p. 15127. April 1677. - In dem Archiv der schwäbisch­

österreichischen Stände befanden sich bei der Neuordnung im Jahre 1779 Akten über den Kol­
lektationsstreit und die Quartierdifferenzen mit dem Schwäbischen Kreis wegen der Graf­
schaft Sigmaringen, der Herrschaft Wehrstein, den Klöstern Heiligkreuztal und Wald und der 
Orte Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen. Die Akten waren nicht aufzufinden. Aus 
ih rer Laufzeit (1615. 1675 mit Unterbrechungen bis 1742) geht hervor, daß das Besteuerungs­
recht von Österreich im wesentlichen unangefochten bis in das letzte Drittel des 17 . Jahrhun­
derts ausgeübt werden konnte. (Summ. Man . Rep. Nr. 6. Fasz. 16; HSTA ST B 30 Bü 8) 
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Beiträge an die Kasse der schwäbisch-österreich ischen Landstände 29. Auch die Neu­
beraitung aller seiner Lehen anläßlich der Universalsteuerberaitung von 1680-82 
nahm FOrst Maxirnilian ohne wesentlichen Widerspruch hin 30. Bei dieser Beraitung 
suchte die Beraitungskommission sogar den Besteuerungsanspruch der schwäbisch­

österreichischen Landstände auszudehnen. 1630 war bei der Belegung der Graf­
schaft Sigmaringen der Lehenbrief von 1535 zu Grunde gelegt worden 31. Entspre­
chend waren die Stadt Sigmaringen, Sigmaringendorf, das Amt Wald, Rulfingen, 
Ziel fingen, Hausen am Andelsbach, Mottschieß, Ettisweiler, Thalheim, Laiz, Ren­
getsweiler und Kalkreute als Österreich steuerpflichtig angesehen worden. 1680 be­
anspruchte die Kommission zusätzlich das Besteuerungsrecht in den Orten Gaiswei­
ler, Reischach und Kappei, in denen dem Kloster Wald das Niedergericht zustand 32. 

Das Kloster Wald äußerte bei dieser Gelegenheit erstmals den Wunsch, von Sig­
maringen separiert und als eigener Landstand in die Matrikel der schwäbisch­
österreichischen Stände aufgenommen zu werden 33. Die Landstände, die hier eine 
Möglichkeit sahen, ähnlich wie 1611 durch die Separation des Klosters Heiligkreuz­
tai, sich jetzt auch in Wald das Besteuerungsrecht zu sichern, trugen dem Rechnung 
und fOhrten Wald in dem Abschlußrezeß der Steuerberaitung von 1683 als eigenen 
Landstand auf 34. In dem gleichen Rezeß betonten die Stände, daß die im Lehen­

brief von 1535 enthaltenen Dörfer keinesfalls als PrivatgOter zur fOrstlichen Kam­
mer gezogen werden dOrften, sondern in der Steueranlage, Maßpfennig und Bier­
hel\er wie alle anderen Stände zu halten wären, damit nicht deme hochloblichen erz­

haus OSlerreich dessen jura und collectationisgerechtsambe geschmellert und ge-

29 Steuerauszug der Austeilung vom 27./28. Febr. 1679.2. Termin (HSTA ST B 30 Bü 261) . 
30 Als die Grafschaft Sigmaringen und Veringen beritten werden sollten, überbrachte der 

Forstmeister der Grafschaft Sigmaringen der Beraitungskommission ein Schreiben Fürst Ma­
ximilians, in dem ausgeführt wurde, daß [seine fürstliche Durchlaucht] von ihrigen beampten 
diesem aktiv um der undertanen anligenhait halber beiwohnend walten haben, ob Sie zwar 
vermaind, daß wir [die Beraitungskommission] von sothaner bereutung, bis der zwischen de­
roselben und dem gottshaus Hailig Creutzthal, auch der grafschaft Veringen sowohl in puncto 
duplicis collectationis und einquartierungen von seiten Österreich und dem Schwäbischen 
Crayß als anderen underschidlichen differentien noch in rechten hangendten und auf dem sen­
tenz stehenden streittigkaiten abgeholfen sein wurde, gar desistieren solten. Nichts destoweni­
ger, weilen wir nit desistieren walten, so wolten Sie, wann die underthanen solches sponte et 
recte geschehen walten lassen, Sie es ihres thails auch nicht verhindern wolten [sie! ]. (UP 
1680-82 p. 360-361') 

31 S. F. HERBERHOLD, Reichslehen S. 27 
32 Geisweiler war Rittergut und als donatio propter animam zwischen 1257 und 1258 an 

Wald gekommen; das Rittergut Reischach war ebenfalls eine geistliche Donation der Witwe v. 
Reischach, zwischen 1246 und 1266 dem Kloster Wald geschenkt worden; Kappel war als Wi­
dum steuerfrei. (UP 1680-82 p. 411'-412') Da die drei Orte in dem erzfürstlichen Lehensurbar 
von 1579 erschienen, beharrte die Kommission auf deren Aufnahme in den sigmaringischen 
Steuerfundus. (S. a. M. REHFUS, Das Zisterzienserinnenkloster Wald S. 69 u. 74) 

33 UP 1680-82 p . 412f. 
34 Rezeß vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 Bü 20). Wald war als 43. von 56 Ständen aufge­

führt. 
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sambten stenden praeiudiciert werden. Darüberhinaus forderte der Landtag vom 
Februar 1683 , daß auch die Herrschaft Wehrstein, in der Österreich die Erbhuldi­
gung geleistet wUrde, zu den Ständen gezogen werden sollte 35. Für den Fall, daß der 
Schwäbische Kreis Sigmaringen, Wald und Heiligkreuztal weiter nach seinem hal­
ben Steuerfuß besteuern und mit Einquartierungen belegen wUrde, waren die 
schwäbisch-österreich ischen Stände einverstanden, daß diese Herrschaft auch nur 
die Hälfte des ihnen 1683 zuerkannten Matrikularanschlags nach Ehingen erlegen 
müßten, bis mit dem Kreis eine gütliche Einigung getroffen worden wäre. 

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die allgemeine politische Situation in Süd­
deutschland so sehr geändert, daß die partikularen Interessen der schwäbisch­
österreichischen Stände und das österreichische Hausinteresse hinter den Zielen der 
allgemeinen kaiserlichen Politik zurückstehen mußten . Hatte Kaiser Leopold I. 
noch bis 1680 versucht, die süd- und westdeutschen Kleinstaaten wieder der kaiserli­
chen Macht zu unterwerfen, so mußte er spätestens im August 1683 mit der Ein­
schließung Wiens durch die Türken und der gleichzeitigen Bedrohung durch Frank­
reich im Westen diese Pläne aufgeben, um sich der Hilfe des Schwäbischen Kreises 
zu versichern 36. 

Schon im Februar 1683 , kurz nach dem Landtag der schwäbisch-österreichischen 
Stände, wurden die Landtagskommissare Anton von Troyer und Franz von der 
Halden mit der Wiederaufnahme der hohenzollerischen tractaten beauftragt 37. Die 
im Juli 1683 vom Schwäbischen Kreis geforderte Türkenhilfe ließ eine Lösung der 
Steuerstreitigkeiten um Sigmaringen noch dringender erscheinen. So schlugen die 
beiden kreisausschreibenden Fürsten dem Kaiser im November 1683 eine gütliche 
Konferenz in Ulm vor, auf der die strittige Frage geklärt werden sollte 38. 

1685 kam es in Weingarten zu einer weiteren Konferenz zwischen einer kaiserli­
chen Kommission und dem Schwäbischen Kreis , an der der Sigmaringer Fürst und 
seine Regierung nicht beteiligt waren 39. Es ging dabei nicht mehr um die Frage, ob 
die zollerischen Lehensherrschaften außer Veringen Österreich oder dem Schwäbi­
schen Kreis steuerpflichtig sein sollten, sondern nur noch um eine Ermäßigung ihres 
Kreisanschlags. Der Schwäbische Kreis bestand zunächst auf einem Matrikularan­
schlag von 72 tl für die Grafschaft Sigmaringen und die Herrschaft Wehrstein, ging 
dann mit seiner Forderung auf 64 tl herunter und ermäßigte sie schließlich nach zwei 

35 S. a. S. 263f. 
36 B. WUNDER, Frankreich, Württemberg und der Schwäbische Krei s S. 5 
37 LRAI Hofreg. Prot. 1683 Nr. I. 20. Febr. 1683 
38 LRAI Hofreg. Prot. 1683 Nr. I. p. 14027. Nov . 1683. Sigmaringen leistete in diesem 

Jahre kei ne Zahlungen an die ständische Kasse in Ehingen. Kloster Wald, das in den Zahlli­
sten entsprechend dem Landtagsbeschluß von 1683 als eigener Stand aufgeführt war, über­
nahm für den Steuertermin Galli (16. April) 1683 seinen Anteil, in der Liste vom Juli 1683 war 
es jedoch nicht enthalten. (HSTA ST B 30 Bü 261) 

39 Die folgende Darstellung stUtzt sich auf F. KALLENBERG, Die Fürstentümer S. 297-370 
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weiteren Unterhandlungen 1690 und 1693 ad interim auf 54 fI je Kreisrömermonat. 
Auch hierbei handelte es sich noch um einen überhöhten Anschlag, wie eine 1692 
vorgenommene Untersuchung der zur Kreiskollektation gezogenen Orte zeigte, bei 
der sich ein Anschlag von 38 fI ergab. Österreich substituierte deswegen die drei Or­
te der unteren Grafschaft Veringen, Langenenslingen, Billafingen und Hitzkofen 
(6 1/2 Sölden) zur Kreis- bzw. zur Reichsbesteuerung, um die Klöster Heiligkreuz­
tal und Wald und die Stadt Sigmaringen, Sigmaringendorf, Laiz (zusammen 35 Söl­
den nach dem Anschlag von 1683) als Landstände bei der Ehinger Kasse behalten zu 
können. Weder der Fürst von Sigmaringen noch seine Untertanen, die beim Kaiser, 
bei der Innsbrucker Regierung und beim Schwäbischen Kreis gegen die Absichten 
Vorstellungen erhoben, noch die schwäbisch-österreichischen Landstände waren 
mit dieser Lösung einverstanden. Bis 1695 erhoben die schwäbisch-österreich ischen 
Landstände in den Sigmaringer Orten die Steuern und bezahlten die Kontribution 
für sie an den Schwäbischen Kreis, wobei sie den Teil, um den die Kreiskontribution 
die österreichische Anlage überstieg, aus der ständischen Kasse hinzufügten. 1695 
kündigten sie den Vergleich, da sie keine Mittel mehr dafür aufbringen konnten . 
Dem kaiserlichen Vergleichsvorschlag dieses Jahres, der vorsah, daß neben Sigma­
ringen, Sigmaringendorf, Laiz und Thalheim auch die Orte Langenenslingen, Billa­
fingen und Hitzkofen zum Kreis kommen, das Kloster Wald, das erst seit 12 Jahren 
Landstand war, aber bei den Ständen verbleiben sollte, stimmten sie nicht zu, da die 
drei veringischen Dörfer sich auf eigene Kosten in einem Prozeß von dem Kammer­
gerichtsurteil von 1588 freigestritten hatten, um österreichischer Landstand bleiben 
zu können 40 . Sie zogen die drei Orte wieder an sich und verzichteten dafür auf die 
Durchsetzung des Besteuerungsanspruchs in den Orten der Grafschaft Sigmaringen 
und im Amt des Klosters Wald, die seitdem zum Schwäbischen Kreis gezogen wur­
den 41. Obwohl sich der erreichte Zustand auf keine feste Übereinkunft stützte, setz­
te er den Steuerstreitigkeiten für volle 70 Jahre ein Ende . Mit der Belehnung des Sig­
maringer Fürsten durch Kaiser Leopold am 23. April 1698, die wegen der versuch­
ten Lehensnahme der Grafschaft Sigmaringen vom Reich und anderer Lehensdiffe­
renzen mit der Innsbrucker Linie seit fast einem Jahrhundert nicht mehr erfolgt 
war, wurde ein vorläufiger Schlußstrich unter die Auseinandersetzungen um das Be­
steuerungsrecht gezogen. 

Den Rechtsanspruch auf die Kollektation hatte Österreich damit nicht aufgege­
ben. Die Reservationsformel in den Lehensbriefen von 1535, 1568, 1576 und 1607 
doch uns und unserm Hauß Österreich an unserer Fürstl. Oberkheith als gewohnli­
chen Land Reyßen unvergriffen und unschädlich war 1698 ausdrücklich durch den 
Zusatzjure collectandi erweitert worden 42. Um diesen Rechtstitel noch besser abzu-

40 5.-9. Juli 1695 (HSTA ST B 30 Bü 262) 
41 In der ständischen Matrikel von 1695 wurden noch Sigmaringen und Kloster Wald. in der 

von 1698 Sigmaringen mit Kloster Wald als Landstand geführt. (SA Wa 401) In der Matrikel 
von 1704 waren beide nicht mehr enthalten . (SA Wa 409) 

42 F. KALLENBERG. Die Fürstentümer Hohenzollern S. 229 
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sichern, erwirkte das o. ö. Fiskalamt bei der o. ö. Regierung 1714 ein Urteil, das 
Österreich in den Grafschaften Sigmaringen und Veringen die volle Landeshoheit 
zusprach und nur die Rechte ausnahm, die den Fürsten von Sigmaringen bei der Be­
lehnung ausdrückHch zugestanden worden waren 43 . Sofort nach diesem Urteil ver­
suchten Sigmaringen, die Mediatorte und Wald, die Entscheidung für eine größere 
Unabhängigkeit von ihrem Lehensherrn auszunützen, und beschwerten sich bei den 
schwäbisch-österreichischen Ständen, daß sie von dem Fürsten zu hoch belegt wür­
den. Die Stände gingen jedoch nicht mehr auf das Gesuch ein, sondern verwiesen 
die Orte an den Tiroler Gubernator 44. 1721 wurden die alten Tauschpläne wieder 
aufgenommen. Der frühere Konstanzer Stadthauptmann Baron von Landsee wurde 
mit Verhandlungen mit dem Schwäbischen Kreis beauftragt. Sigmaringen und Klo­
ster Wald sollten wieder nach Ehingen gezogen werden. Dem Schwäbischen Kreis 
würden als Ausgleich für die 54 Matrikulargulden dieser beiden Herrschaften Wehr­
stein mit 5 1/2 Sölden, die Sigmaringer Immediatorte mit 8, Werenwag mit 8 und 
Langenenslingen, BilJafingen und Hitzkofen mit 5 Sölden überlassen werden, wobei 
allerdings Wehrstein und die Sigmaringer Immediatorte ohnehin vom Schwäbischen 
Kreis besteuert wurden. Die drei veringischen Dörfer und Werenwag supplizierten 
an den ehingischen Landtag, ihre Überlassung an den Kreis zu verhindern. Auf dem 
Landtagsplenum vom 21./22. Mai 1721 erklärte Veringenstadt, nach seinen Privile­
gien dürften die drei Dörfer der unteren Grafschaft nicht an den Kreis gegeben wer­
den. Die Landstände verwandten sich darauf wie schon 1695 bei der o. ö. Regierung 
für die drei Dörfer 45. Landsees Mission blieb erfolglos, doch wurde nach weiteren 
Verhandlungen zwischen der Innsbrucker Regierung und dem Sigmaringer Fürsten 
am 20. März 1723 der lnnsbrucker Interimsrezeß geschlossen, in dem sich der Fürst 
nochmals zur Anerkennung der österreichischen Lehenshoheit verpflichtete . Nach 
dem Rezeß sollte Wald wieder nach Ehingen steuern und das Kollektationsrecht in 
den Mediatorten nur im Namen des Erzhauses ausgeübt werden. Die Mediatland­
schaft sollte einen eigenen Kassier erhalten und bei Beschwerden unmittelbar nach 
lnnsbruck rekurrieren dürfen. Maßpfennig und Bierheller waren nach Ehingen zu 
liefe rn und das österreichische Salz sollte in den Mediatorten monopolisiert werden. 
Endlich vereinbarte man, eine Steuerberaitung aller Mediat- und Immediatorte 
durchzuführen, deren Ergebnis in einem Hauptrezeß festzuhalten wäre 46 . 

Da sich der Schwäbische Kreis weigerte, der projektierten Ermäßigung des Sigma­
ringer Matrikularanschlags auf 50 fl zuzustimmen und weder die Sigmaringer noch 
die Innsbrucker Regierung sich bemühten, die Bestimmungen des Vorrezesses 
durchzusetzen, blieb alles beim alten. Lediglich die parallel zur Matrikularrenova­
tion der schwäbisch-österreich ischen Stände geplante Steuerberaitung der Sigmarin-

43 Ebd. 
44 15 . Juli 1714(LP I·) 
45 28 .-30. März 172 1 (LP 2·); J6. Mai 1721 (LP J.) 
46 F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 300 
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ger Mediat- und Immediatorte wurde durch den Munderkinger Kanzleiverwalter 
Antoni Mayer durchgeführt. Seine Erhebungen ergaben, daß der Steuerfundus der 
Orte mit 439893 fl kaum ein Drittel des im Vorrezeß von 1723 vermuteten Substrats 
ausmachte, was deutlich zeigte, wie berechtigt die Klagen der Sigmaringer Regie­
rung und der Untertanen waren. Konsequenzen hatte diese Beraitung nicht, obwohl 
der Schwäbische Kreis schon 1721 und 1729 eine gemeinschaftliche Feststellung des 
fundus eolleetabilis verlangt hatte. 1739 wies er die ohne seine Mitwirkung vorge­
nommene Erhebung zurück, so daß es bei der alten ungleichen Belegung blieb. 

Bis 1760 hatten die in dem Formular der Lehenbriefe vorgenommenen Verände­
rungen kaum eine Bedeutung. Erst als Maria Theresia nach dem Abschluß des Sie­
benjährigen 'lCfieges Gelegenheit hatte, die mit der Verwaltungsreform von 1750 be­
gonnene stärkere Einbeziehung der Vorlande in den Gesamtverband der Monarchie 
fortzusetzen, verstärkte sich auch der Druck auf den Sigmaringer Fürsten Joseph 
Friedrich 47. 1766 wurde er von der Freiburger Regierung genötigt, nochmals die 
österreichische Landeshoheit anzuerkennen 48. Als von 1764-69 während der Perae­
quation eine Neuaufnahme des österreichischen Steuerfundus erfolgte, zog man 
auch das Kloster Wald wieder in die österreichische Besteuerung ein, ohne daß ein 
Widerstand des Fürsten spürbar wurde 49. Ihm selbst wurde durch eine kaiserliche 
Entschließung vom 13. Dezember 1766 gestattet , unter der Voraussetzung, daß er 
die österreichische Landeshoheit anerkannte, die Grafschaft Sigmaringen und die 
Herrschaft Wehrstein beim Kreis selbst zu vertreten und die Steuern in seinem Na­
men abzuführen . Das Besteuerungsrecht wurde ihm jetzt auch in den Mediatorten 
eingeräumt, wo er es, entgegen den Bestimmungen des Vorrezesses von 1723, immer 
schon ausgeübt hatte. Auf die zunächst vorgesehene Lokalüberprüfung der Steuer­
beraitung des Munderkinger Kanzleiverwalters Mayer - des sogenannten Mayeri­
sehen Operatums - wurde durch ein Hofdekret vom 13. Juni 1772 aus Kostengrün­
den verzichtet 50. 1774 schlossen Vertreter der vorderösterreichischen Regierung und 
des Fürsten von Sigmaringen einen Vertrag, nach dem das Mayerisehe Operatum 
der Besteuerung zugrunde gelegt werden sollte, doch waren berechtigte Beschwer­
den einzelner Orte zu berücksichtigen. Die Mediat- und Immediatorte waren gleich 
zu behandeln; das Erzhaus behielt sich die Oberaufsicht über die Mediatkasse und 
Einsicht in die Rechnungen der Immediatorte vor. Den Untertanen beider Land­
schaften waren Zweck und Umfang der Steuerleistung jeweils zu eröffnen. In Anbe­
tracht der völligen Verschuldung der Landschaftskassen sollten - wie schon 1695 
vorgesehen - für das den Sigmaringer Ständen entzogene Kloster Wald Langenens­
Iingen, Billafingen und Hitzkofen substituiert werden. Der Vertrag wurde weder 

47 Zur Verwaltungsreform vgl. F. QUARTHAL U. G. WI ELAND, Die Behördenorganisation 
S. 50-83 

48 F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 305 
49 ST A Sigmaringen, Grafschaft Sigmaringen, Allgem. Teil Pak. 121; F. KALLENBERG, Die 

Fürstentümer HohenzoIIern S. 308; M. REH FUS, Das Zisterzienserinnenkloster Wald S. I 19 
50 F. KALLENBERG, Die Fürstentümer Hohenzollern S. 309 
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von Maria Theresia noch von Joseph 11. ratifiziert. Auch steuerten die veringischen 
Grafschaftsorte weiter zu den Ehinger Ständen SI . 

Die Auseinandersetzung um die Landstandschaft der Grafschaft Sigmaringen 
war damit jedoch beendet; sie steuerte endgültig zum Schwäbischen Kreis. Im Streit 
um die Landeshoheit in Sigmaringen, der unter Joseph II. verstärkt fortgeführt 
wurde, spielte diese Frage angesichts der völligen Bedeutungslosigkeit der 
schwäbisch-österreichischen Landstände zu Ende des 18. Jahrhunderts keine Rolle 
mehr. Ihre Funktion als verbindende Institution der habsburgischen Besitzungen in 
Schwaben war völlig an die vorderösterreichische Regierung in Freiburg übergegan­
gen. 

DIE LANDSTANDSCHAFT DER PFANDSCHAFTEN DER TRUCHSESSEN 
VON WALDBURG 52 

Die Truchsessen von Waldburg, ursprünglich ein oberschwäbisches Ministeria­
lengeschlecht, hatten im Laufe des 14. und 15. Jahrhunderts ihren Haus- und Le­
hensbesitz Trauchburg, ZeH und Isny durch den Erwerb schwäbischer Besitzungen 
des Hauses Habsburg als Pfandschaften beträchtlich vermehren können. Zu Habs­
burg standen sie als Dienstleute in enger Beziehung. 1384 erwarben sie die Städte 
Mengen, Munderkingen und Riedlingen, 1386 Saulgau und Waldsee mit den zum 
Gericht Waldsee gehörigen Ämtern Haisterkirch, Ober- und Unteressendorf, Bier­
stetten, Hauerz und Ellwangen 53 . Etwa 1386 wurde ihnen die Feste Bussen mit allen 
Zubehörungen (Offingen, Altheim, Dentingen, Hailtingen und Unlingen) verpfän­
det 54 . 1401 löste Truchseß Hans von Waldburg die Herrschaft Kallenberg an sich 55. 

1438 fiel die Pfandschaft Winterstetten ebenfalls an die Truchsessen 56. 1433 und 

SI Ebd., S. 342 
52 Das folgende Kapitel beruht nicht auf eigenen Forschungen. Es ist eine Zusammenfas­

sung der Ergebnisse VOCHEZERS in seiner großen Darstellung der Geschichte des Hauses 
Waldburg. Da bei ihm die Frage der Landstandschaft der einzelnen waldburgischen Pfand­
schaften nur eine untergeordnete Rolle spielt und durch die Art seiner Darbietung, die den 
Stoff nach Biographien der einzelnen Angehörigen des waldburgischen Hauses ordnet, kaum 
zu verfolgen ist, erschien es sinnvoll, diesen Komplex hier zusammenhängend darzustellen . (J . 
VOCHEZER, Wald burg Bd . 1-3) 

53 Habsburg hatte Mengen um 1282, Riedlingen um 1291 , Munderkingen vor 1297, Saulgau 
1299 und Waldsee 133 1 in seinen Besitz gebracht. (F. H ERBERHoLD, Die österreichi schen Do­
naustädte S. 712) 

54 Der Bussen war um 1300, vielleicht schon vor 1281 habsburgisch. 1314 wurde er mit 
Riedlingen an Graf Rudol f von Hohenberg verpfändet, danach (vor 1352) an die Herrn von 
Ellerbach. (OAB Riedlingen S. 303 , 860f.) 

55 Die Herrschaft war 1381 mit Hohenberg von Habsburg gekauft und 1388 an Graf Rudolf 
von Sulz verpfändet worden . (KB Balingen Bd . 2 S. 551) 

56 Die Herrschaft wurde 1331 von den Herrn von Winterstetten Österreich überlassen. (J . 

VOCHEZER , Waldburg Bd . 2 S. 361) 
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endgültig 1452 erwarben sie die Grafschaft Friedberg als Pfand. Nach 1452 wurde 
die Verpfändung in einen Kauf umgewandelt 57. Da sie 1415 auch noch die Land­
vogtei Schwaben als Reichspfand erwerben konnten, waren sie im 15. Jahrhundert 
die bedeutendsten Territorialherren in Oberschwaben 58. 

Mit großem politischem Geschick versuchten die Truchsessen, die Pfandschaften 
auf Dauer für ihr Haus zu sichern. Ein erster Schritt dazu war der Abschluß des 
Vertrags vom 20. März 1406 mit den Herzögen Friedrich und Leopold, in dem 
die Herzöge gegen ein schon gegeben Darlehen von 2000 fI und ein weiteres von 
4000 fI zusagten, daß die Pfandschaften Riedlingen, Mengen, Munderkingen, Saul­
gau, Waldsee und Kallenberg nur noch zusammen für die Summe von 30445 fI aus­
gelöst werden dürften, frühestens jedoch nach dem Tod des Truchsessen Johannes 
und seiner Söhne 59. Ein Versuch, sich mit den gesamten Pfandschaften einschließ­
lich Winterstettens während der Reichsacht Herzog Friedrichs als Reichslehen be­
lehnen zu lassen, scheiterte an der Aussöhnung Friedrichs mit Kaiser Sigismund im 
Jahre 1418 60. In dem umstrittenen Vertrag vom 26. Januar 1454 mit Herzog Sigis­
mund gelang ihnen die wichtigste Ausweitung ihrer Recht.: . Nach der Darstellung 
der Truchsessen von Waldburg wurden durch den Vertrag ihre Pfandschaften ein­
schließlich Winterstetten und Ellwangen in eine mannserbliche Inhabung verwan­
delt, wodurch die Pfandschaften nicht mehr ausgelöst werden konnten , solange ihre 
Familie im Mannesstamm fortbestand. Danach soHten sie ohne Kosten an Öster­
reich heimfallen. Das Öffnungsrecht, Steuern und Raisen blieben auf Erzherzog Si­
gismund und seine Nachkommen beschränkt, so daß diese Verpflichtung nach 
Waldburgischer Auffassung mit dem Tod Sigismunds erlosch und ihnen die volle 
Landeshoheit in ihren Pfandschaften zufiel 61 . Dieser Vertrag, dessen rechtsgültiges 
Zustandekommen schon Sigismund bestritt und den Österreich niemals anerkannte, 
war die Ursache für die schweren Auseinandersetzungen zwischen Waldburg und 
Habsburg bis 1680 62 • 

Sofort nach der Übernahme Tirols und der Vorlande weigerte sich König Maximi­
lian, die von den Truchsessen behauptete mannserbliche Inhabung ihrer Pfand-

57 J . VOCHEZER, Waldburg Bd . I S. 513 f., 535 f. 
58 E. GÖNNER U. M. MILLER, Die Landvogtei Schwaben S. 684 
59 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. I S. 445f. 
60 Ebd., S. 46Of. 
61 A. a. O. S. 536f. Ein ähnliches Versprechen hatte Sigismund bereits 1450 gemacht. 

(S. 532) 
62 Nach der Ansicht VOCHEZERS stellte Sigismund neben der Verschreibung von 1454 eine 

zweite aus, nach der die Pfandschaften zum Eigentum der Truchsessen erklärt wurden, das 
nicht mehr heimfallen sollte. Diese Verschreibung wurde der Familie der Gradner übergeben, 
die später wegen betrügerischer Machenschaften in Tirol angeklagt wurde, und sollte den 
Truchsessen erst nach dem Tode des Erzherzogs ausgehändigt werden. Diese gradnerische 
Verschreibung hätten die Truchsessen jedoch nie erhalten. Erzherzog Sigismund hätte später 
die bei den Verschreibungen verwechselt und auch die Gültigkeit der rechtskräftigen, 1469 von 
Kaiser Friedrich bestätigten Urkunde bestritten. (J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 671 f. ) 
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schaften zu akzeptieren, und behielt sich Lehen, Landrechte und Landsteuern aus­

drücklich vor. Seine Versuche, die Pfandschaften auszulösen, scheiterten jedoch 
1501 am Widerspruch des Reichsregiments 63. Anlaß für den Ausbruch des Kon­
flikts wurde die österreichische Mitgliedschaft im Schwäbischen Bund, dem Sigis­
mund 1488 für seine vorländischen Besitzungen beigetreten war. An dem österrei­

chischen Anteil von 3000 Mann für das Aufgebot des Schwäbischen Bundes hatten 
die truchsessischen Pfandschaften für das erste Aufgebot 200 Mann und für das 
zweite Aufgebot 100 Mann und für je 100 Mann 3 Wagen zu stellen 6-1 . Nach der Re­

gierungsübernahme Maximilians in Tirol betrachteten die Truchsessen entsprechend 
dem Vertrag von 1454 diese Verpflichtung für erloschen und beanspruchten die 

Raispflicht für sich. Trotzdem konnte Maximilian, der 1501 den Anschlag der Do­

naustädte auf 100 Knechte verminderte, die Raispflicht in den Pfandschaften zu­
nächst für sich in Anspruch nehmen 6S. 

Der Konflikt erneuerte sich, als die tirolische Regierung Vertreter der Donaustädte 
auf Lätare (18. März) 1515 zu einem Ausschußtag lud, worin die Truchsessen eine 
nie dagewesene Neuerung sahen, die nicht angängig wäre, da ihnen in ihren manns­

erblichen Inhabungen alle obrigkeitlichen Rechte zustünden und ihre Untertanen ih­

re Reichslasten mittragen müßten. Da sie die Ladung nicht publizierten, ließ Maxi­
milian im Frühjahr 1516 durch seinen Rat Hans Schad die Vertreter aller Pfand­

schaften versammeln. Diese Deputierten bewilligten die gewünschte Hilfsmann­

schaft für den Venedigerkrieg, doch verhinderten die Truchsessen ihren Auszug und 
appellierten wegen des Vorgehens Maximilians an den Schwäbischen Bund. Im fol­

genden Jahr verbot Maxirnilian seinerseits den Truchsessen, wegen des Schwäbi­

schen Bundes von den Pfandschaftsuntertanen Steuern einzuziehen. Auf dem Inns­
brucker Generallandtag von 1518 waren die Donaustädte mit zwei Deputierten ver­

treten, was deutlich macht, daß es Maximilian weitgehend gelang, seinen Rechts­

standpunkt durchzusetzen 66 . 

Die enge Verbindung des Hauses Waldburg mit König Ferdinand ließ die Streit­

frage um das Besteuerungsrecht in den Pfandschaften in den Hintergrund treten . 

Truchseß Wilhelm von Waldburg war österreichischer Statthalter in Württemberg 

63 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 1 S. 705 
64 Ebd., S. 658; Bd. 2 S. 155; s. a. E. BOCK, Der Schwäbische Bund S. 35 
6S 1504 verhandelte Maximilian mit Vertretern der truchsessischen Pfandschaften wegen 

der Stellung von Kriegsknechten. 1511 zahlten die Donaustädte 800 n als Hilfe für den Vene­
digerkrieg stall der Stellung von 100 Mann (N . SAPPER, Landstände S. 73). - FÜr alle truch­
sessischen Pfandschaften verlangte Maximilian 130 Mann, deren Stellung die Truchsessen ver­
weigerten, doch schickten sie freiwillig 50 Mann, was Maximilian akzeptierte (J. VOCHEZER, 
Waldburg Bd. 2 S. 158f.; LRAI Cod. 76 p. 2001,1994- 1999) 

66 N. SAPPER, Landstände S. 76; J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 158-160. 
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von 1522-1525; ihm folgte sein Vetter von 1525-1530, der zudem durch die Nieder­
schlagung des Bauernaufstandes das Vertrauen Ferdinands gewann. 1526 einigten 
sich beide Teile in Memmingen in einem Vertrag über die Rechte, die beiden in den 
Pfandschaften zustehen sollten. Der Vertrag wurde 1532 auf Vermittlung der kai­
serlichen Räte Schweickhard von Gundelfingen und Dr. Hans Schad weiter erläu­
tert, da ihn die Donaustädte in der Form von 1526 nicht annehmen wollten; er regel­
te die gegenseitige Zuzugspflicht, den Umfang der Raispflicht der Donaustädte ge­
genüber den Truchsessen und Österreich und die Zuständigkeit der österreichischen 
Regierung bei Streitfällen zwischen den Städten und den Truchsessen 67. Ungeklärt 
blieb die Frage der Landsässigkeit der Pfandschaften, die jedoch Ferdinand sogar 
zur Zeit des Vertragsabschlusses für sich in Anspruch nahm 68. 

In der folgenden Zeit beharrten sowohl Österreich wie Waldburg auf ihren 
Rechtsstandpunkten. In den Donaustädten, die immer zu Österreich hinneigten und 
durch ihren eigenen Magistrat eine von den Truchsessen relativ unabhängige Stel­
lung hatten, konnte sich während des 16. Jahrhunderts die Tiroler Regierung durch­
setzen, während die Pfandsuntertanen der ländlichen Herrschaften Bussen, Kallen­
berg und der Waldseer Gerichte zwar zu den Landtagen der schwäbisch­
österreichischen Stände beschrieben, wegen ihrer Abhängigkeit aber von den truch­
sessischen Beamten am Erscheinen gehindert wurden. Daß es sich dabei um ein fak­
tisches Einverständnis handelte, geht aus der Tatsache hervor, daß Truchseß Wil­
helm von Waldburg 1541 zum kaiserlichen Kommissar auf den Landtagen von 1541 
in Riedlingen und Mengen bestellt wurde, an denen die Donaustädte teilnahmen, 
während die Herrschaften Bussen und Kallenberg von ihm in seinem Bericht an die 
o. ö. Regierung als fehlend aufgeführt wurden 69. Am 27. Oktober 1546 bat Wil­
helm die o. Ö. Regierung ausdrücklich, seine vier Inhabungsstädte wegen der Bedro­
hung durch schmalkaldische Truppen vom Besuch des Landtags zu dispensieren 70. 

1549 berief die o. Ö. Regierung wiederum die Herrschaften Bussen und Kallenberg 
zu einem Landtag, ohne daß sie erschienen wären 71. 1597 berichtete die von Erzher­
zog Ferdinand eingesetzte Kommission zur Feststellung der österreichischen Rechte 
in den Pfandschaften, die Untertanen in den Donaustädten hätten Österreich immer 
gehuldigt und gesteuert. Die Untertanen auf dem Lande dagegen hätten sich den 
Truchsessen unterwerfen müssen, da sie schwächer waren, weswegen sie keine Erb­
huldigung mehr geleistet hätten und nicht mehr auf den Landtagen erschienen wä­
ren; zum Teil wußten sie nicht mehr, daß sie österreichische Untertanen waren 72. 

67 J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 2 S. 161 f. 
68 Sowohl zu dem Landtag am 8. Mai 1530 als auch zu dem am 17. Juni 1532 in Weingarten 

wurden die Pfandschaften der Waldburger beschrieben (Ebd., S. 162; S. o. S. 75; N. SAPPER , 
Landstände S. 87). Sapper erwähnt den Landtag von 1530 nicht. 

69 N . SAPPER, Landstände S. 107 f., 118 f. 
70 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 227 
7 1 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 2 S. 237 
72 Ebd ., Bd . 3 S. 164. Die Instruktion für die Untersuchungskommission GLA 791750 
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Als nach der Regierungsübernahme durch Erzherzog Ferdinand die Vormünder 
der Truchsessen bei der 1569 verlangten Erbhuldigung Einspruch erhoben, forderte 
Ferdinand drei Jahre später die Rückgabe aller Pfandschaften bis zum März 1573, 
die jedoch mit dem Hinweis auf den Vertrag von 1454 verweigert wurde 73 . Neue 
Anstände gab es, als die o . ö. Regierung das Mandat zur Einberufung auf den 
Landtag am 26. Mai 1573 nicht nur an die Truchsessen, sondern auch unmittelbar 
an die Pfandschaftsuntertanen schickte 74. 1574 wiederholte Ferdinand seine Forde­
rung nach Einlösung der Pfandschaften, doch das Reichskammergericht, auf dessen 
Anrufung sich beide Parteien geeinigt hatten, entschied schon am 21 . Januar 1578 
zugunsten der Truchsessen, daß die Pfandschaften, solange der Mannesstamm des 
Hauses Waldburg bestehe, nicht ablösbar wären 75. 

Nach 1578 nahmen die Auseinandersetzungen zwischen Österreich und den 
Truchsessen, namentlich mit der jakobischen Linie des Hauses Waldburg, außeror­
dentlich an Schärfe zu, da die Truchsessen Christoph und Karl auf Grund des 
Reichskammergerichtsurteils eine Erbhuldigung der Donaustädte mit militärischer 
Exekution erzwangen, was für Erzherzog Ferdinand, der die Landeshoheit über die 
Städte beanspruchte, Landfriedensbruch war 76. In Innsbruck leitete der Kammer­
prokurator darauf einen Prozeß gegen Karl und Christoph ein, der in der Folge im­
mer wieder als Druckmittel gegen sie verwendet wurde. Der Übertritt des Truchses­
sen Gebhard als Erzbischof von Köln zur Reformation, die daran anschließenden 
Kölner Wirren, in die sich auch Kar! hineinziehen ließ, die Erbstreitigkeiten nach 
dem Tode Karls zwischen Christoph und Gebhard und die unmäßig gesteigerten 
Anforderungen Christophs an seine Untertanen, die immer wieder, namentlich in 
der Herrschaft KaUenberg zu Unruhen führten, schwächten die Position der Truch­
sessen gegenüber der Tiroler Regierung, die auch nach Ferdinands Tod mit Härte 
gegen Truchseß Christoph vorging 77 . Die für 1597 geplante Erbhuldigung in den 
landschaftlichen Pfandherrschaften konnte wegen der den Untertanen von den 

73 Ebd., S. 9 
74 Ebd., S. 11 
75 Ebd., S. 18 
76 Von den drei Brüdern der jakobisehen Linie (Trauchburg-Scheer) erhielten bei der Tei­

lung von 1580 Karl die Herrschaften Dürmentingen, Trauchburg und die Pfandschaften Ried· 
lingen, Munderkingen und Bussen, Christoph die Herrschaft Friedberg-Scheer und die Pfand· 
schaften Saulgau, Mengen und Kallenberg. Gebhard wurde Erzbischof von Köln. (J . VOCHE· 
ZER, Waldburg Bd. 3 S. 25) 

77 J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 130-140,63·74, 222f.; KB Balingen Bd . 2 S. 551 f. Geb· 
hard halle, solange er Erzbischof von Köln war, die Verwaltung der ihm zustehenden Herr­
schaft Kallenberg seinen Brüdern überlassen . Als er nach seinem Übertritt zum Protestantis· 
mus aus Köln vertrieben wurde, forderte er sie vergeblich zurück. Aus Ärger vermachte er sie 
testamentarisch dem Herzog von Württemberg. Christoph focht das Testament an und for· 
derte die Einsetzung einer kaiserlichen Kommission, die jedoch 1607 in Ulm zu keinem Urteil 
kam . Waldburg blieb zwar im Besitz der Herrschaft, doch gab Württemberg seine Ansprüche 
nicht auf. 
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Truchsessen angedrohten Pressionen bis 1600 nicht vorgenommen werden 78. Einem 
Austrag der Streitigkeiten vor einer Regierungskommission, in dem man eine Aner­
kennung der österreichischen Landeshoheit hätte sehen können, wichen die Truch­
sessen durch Nichterscheinen immer wieder aus und forderten die Einsetzung einer 
neutralen kaiserlichen Kommission 79 . 

Erzherzog Maximilian, der 1602 zum Gubernator Tirols eingesetzt wurde, be­
mühte sich mit noch mehr Nachdruck um die Durchsetzung des österreich ischen 
Rechtsanspruchs . Er verweigerte die Belehnung Christophs mit den österreichischen 
Lehen, solange man sich nicht wegen der strittigen Punkte verglichen hätte; 1603 
ließ er eine Musterung in den Pfandschaften durchführen, und 1604 beschrieb er 
sämtliche truchsessischen Pfandschaften zu dem Landtag der schwäbisch-öster­
reich ischen Stände nach Konstanz. Die Inkorporation der truchsessischen Pfand­
schaften bildete eines der Hauptthemen des Landtags und wurde von da an von den 
Landständen auf allen Landtagen bis 1627 immer wieder vorgebracht 80 . 1605 be­
fahl er, die den Truchsessen verpfändeten Herrschaften mit Steuern zu belegen. Die 
Beamten der Landvogtei machten darauf einen Zahlungsanschlag für die Herr­
schaften Waldsee, Kallenberg und Bussen entsprechend der Landtagsbewilligung 
von 1604, auch erklärten sich die Untertanen der Pfandschaften zur Zahlung bereit, 
wenn Erzherzog Maximilian sie gegenüber den Truchsessen verträte, doch scheiterte 
auch dieser Versuch an deren Widerstand wie auch ein weiterer, der 1610 unternom­
men wurde 81. In dieser Zeit wurden die Landstände mit zu einem wichtigen Instru­
ment der Politik Maximilians, da über diese Institution den Untertanen der land­
schaftlichen Herrschaften der Waldburger dauernd und konkret vor Augen geführt 
werden konnte, daß sie österreichische Untertanen waren. 

Im Verlaufe der Auseinandersetzungen nahm die o . ö . Regierung alle Gefälle 
Christophs in den Donaustädten und in der Landvogtei in Arrest, um dessen Aufhe­
bung sich Christoph und sein Sohn Wilhelm Heinrich bis 1620 vergeblich bemüh­
ten 82. Unterstützung fand Christoph besonders bei Kurfürst Maximilian von Bay­
ern, der ihn 1598 in seinen Schirm genommen hatte 83. Ebenso leistete ihm Kaiser 

78 J. V OCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 166; S. o. S. 152 
79 Truchseß Christoph berief sich dabei auf die 1598 vom Kaiser bestätigte Exemtion vom 

Landvogteigericht, der das österreichische Privileg entgegenstand, daß Appellationen von 
Streitigkeiten in der Landvogtei nicht an ein kaiserliches Gericht , sondern an die Regierung in 
Innsbruck gehen sollten (J. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3. S. 158,211 ,248 u. 251). 

80 J . V OCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 222f.; LRAI HS 789 
81 1630 gab ein Ausschuß der Herrschaft Kallenberg auf Grund der Maßnahmen Maximi­

lians bei einer Befragung an, die Herrschaft Kallenberg sei vor 1600 nie Landstand gewesen 
und erst anläßlich des Landtags von 1604 den landtstenden eingehendige! und! incorporirt 
worden. (HSTA ST B 29 BU 24, Schreiben Nr. 31. v. 6. März 1630). J . VOCHEZER, Waldburg 
Bd. 3 S. 243, 263) 

82 J . V OCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 249, 255 , 328f., 332f. 
83 Ebd. , S. 174 
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Rudolf Beistand, der ihn mehrfach gegenüber Erzherzog Maximilian vertrat, die 
Aufhebung der Arreste, Einstellung der Steuerberaitung und die Aufnahme eines 
gütlichen Schlichtungsverfahrens befahl 84 . Die Verteidigung der österreichischen 
Ansprüche wurde in diesem Fall ebenso alleine von Maximilian und später von Leo­
pold - im Grunde gegen den kaiserlichen Willen - getragen wie im Falle Sigmarin­
gens und der zollerischen Lehen. Kurz vor dem Tode Kaiser Rudolfs suchte Chri­
stophs Sohn Wilhelm Heinrich sich das Besteuerungsrecht in seinen Pfandschaften 
durch eine Interzession der Kurfürsten zu sichern. 1612 ging er noch einen Schritt 
weiter und wollte seine Ansprüche in die Wahlkapitulation für Kaiser Mathias auf­
nehmen lassen, ohne jedoch damit Erfolg zu haben 85. Zusätzlich verweigerten die 
Truchsessen während der Dauer des Prozesses mit Österreich die Reichssteuern 86 . 

Schwerwiegende Folgen hatte der Entschluß Truchseß Christophs, mit Hilfe 
durchziehender protestantischer Truppen Markgraf Joachims von Brandenburg 
1610 die Huldigung in Riedlingen, Unlingen, Heudorf und Altheim zu erzwingen. 
Der Landvogt in Schwaben erhielt darauf den Befehl, einen Prozeß gegen Christoph 
wegen Verwirkung des Pfandschillings zu eröffnen und die erzwungene Huldigung 
zu annullieren 87 . Seinem Sohn Heinrich Wilhelm wurde deswegen die Immission in 
die Herrschaft Bussen bis 1620 verweigert 88 . Erzherzog Maximilian, der nach dem 
Tode Kaiser Rudolfs als Gubernator der ober- und vorderösterreichischen Lande er­
heblich an Bewegungsfreiheit gewonnen hatte, nahm auf dem Konstanzer Landtag 
der schwäbisch-österreich ischen Stände auf deren Drängen die Besteuerungsfrage 
der truchsessischen Pfandschaften wieder auf und versprach erneut, die Herrschaf­
ten Bussen, Kallenberg und die Gerichte Waldsee und Bierstetten den Landständen 
zu inkorporieren 89 . Mit der Steuereinschätzung der betreffenden Herrschaften wur­
de unmittelbar nach dem Landtag eine Kommission aus einem ständischen und ei­
nem landesherrlichen Deputierten beauftragt 90 . Sie konnte die Beraitung der truch­
sessischen Pfandschaften bereits im Februar 1614 beenden 91. Bei der anschließen-

84 Ebd ., S. 203, 211, 246f. , 251 , 259, 267f. ; s. o. S. 152· 156 
85 Ebd. , S. 280 
86 Daß es dabei mehr um die Erhaltung einer Finanzquelle als um wirkliche Zahlungsunfä· 

higkeit ging, wie die Truchsessen behaupteten, zeigen die Ergebnisse ihres Steuereinzugs von 
1594 und 1598. Für ihre gesamten Herrschaften hauen die Truchsessen Christoph und Hein­
rich 28 ()()() n Türkenhilfe zu zahlen. Aus den österreichischen Pfandschaflen Bussen , Kallen­
berg, Waldsee, Ellwangen und Hauerz zogen sie alleine 41 636 n ein. An den Reichspfennig­
meister wurden insgesamt 14728 fl abgefühn. (J. V OCHEZER, Wald burg Bd. 3 S. 202) 

87 J. V OC HEZER, Waldburg Bd. 3 S. 276-278 
88 J. V OCHEZER , Waldburg Bd. 3 S. 333, 338 
89 Landtagsrezeß vom 29. Aug. 1613 (HSTA ST B 30 Bü 42' p. 56-59' ) 
90 BerchlOld Paner (Barter), Bürgermeister von Ehingen, und ChrislOph Wazin, Landwei­

bel in Schwaben 
91 ProlOcoll, wie hohenzollerischen afterlehens undt erbtruchsäßisch pfandtsunderthanen 

vermCJgen nach bestimmung ihrer in Costanz bewilligten contribution schuldiger quota und 
sCJlden belegt worden (Kopie von 1620. GLA 79/ 1812). S. a. J . V OCHEZER, Waldburg Bd . 3 
S. 313f. 



472 

den Belegung des Gerichts Bierstetten im April 1614 in Saulgau berief sie eine Reihe 
von Dörfern, die eindeutig den Truchsessen zustanden und in denen Österreich 
noch nie eine Kontribution verlangt hatte 92. Dem Protest der Truchsessen hielt 
Österreich entgegen, daß es landesherrliche Gerechtsame nur dort ausüben wollte, 
wo sie ihm wirklich zustünden. Eine Trennung in österreichisches und truchsessi­
sches Eigentum sei jedoch wegen der jahrelangen Weigerung Waldburgs, zu Ver­
gleichsverhandlungen zu kommen, sehr schwer geworden. 

Der wirkliche Einzug der in Konstanz verwilligten Gelder in den landschaftlichen 
Herrschaften der Waldburger durch die Beamten in Schwaben scheiterte jedoch an 
den scharfen Strafandrohungen der Pfandschaftsinhaber für jeden Untertanen, der 
die Kontribution erlegen würde. Drei weitere Versuche Erzherzog Maximilians, die 
Herrschaft Bussen belegen zu lassen, blieben ebenso erfolglos. Schließlich weigerten 
sich die Untertanen von Haisterkirch, Winterstetten und Essendorf, überhaupt 
Steuern zu erlegen, bevor nicht entschieden wäre, wem sie zustünden 93. 

Auf dem Konstanzer Landtag von 1620 nahm Erzherzog Leopold oie Politik Ma­
ximilians wieder auf. Er berief die truchsessischen Pfandschaftsuntertanen nach 
Konstanz und versuchte, sie unmittelbar unter Umgehung der Pfandschaftsinhaber 
zur Anerkennung des österreichischen Besteuerungsrechts zu bringen und ließ sie ei­
ne Bezahlung der Steuern versprechen. Der Landtag bot dabei einen hervorragen­
den Rahmen, die Versprechen öffentlich und in feierlicher Form abzunehmen und 
damit den österreichischen Anspruch auf Landeshoheit konkret zu dokumentieren . 
Der Landtagsrezeß enthielt wiederum das Versprechen, daß die truchsessischen Ge­
biete inkorporiert werden sollten 94. 

Im folgenden Jahr ernannte Leopold Cyriakus Renz, o. Ö. Rat und Landrichter in 
Schwaben, und Christoph Blum, Amtmann der Grafschaft Nellenburg, zu seinen 
Kommissaren, die in Verhandlungen die Streitpunkte mit Truchseß Wilhelm Hein­
rich ausräumen sollten. Nach Abschluß ihrer Verhandlungen schlug er folgenden 
Kompromiß vor: Die Truchsessen erkennen das österreichische Eigentum an den 
Donaustädten an, Österreich akzeptiert dafür die mannserbliche Inhabung der 
Herrschaften. Die vier der Linie Sc heer gehörigen Städte Riedlingen, Munderkin­
gen, Saulgau und Mengen sowie die Herrschaften Kallenberg und Bussen sollten auf 
den Landtagen erscheinen und Österreich die Kontribution erlegen. Der Maßpfen­
nig und Bierheller war den Ständen, das Ungeld den Truchsessen zu liefern. Bon-

92 Es handelte sich um die Orte Fulgenstadt. Sießen. Bolstern. Heratskirch. Mieterkingen. 
Marbach, Braunenweiler, Bondorf, Lampertsweiler. (1. VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 315) 

93 Im Dezember 1615 sollte der Landweibel Wazin die Beraitung der Herrschaft Bussen vor­
nehmen, im September 1616 befahl Maximilian sie abermals, und im Dezember 1618 scheiter­
te sie wiederum an der Weigerung der Truchsessen, die benötigten Urbare herauszugeben . (1. 
VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 316, 322, 328) 

94 GLA 79/ 1812 
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dorf, Bierstetten und Allmannsweiler würden als österreichisches Eigentum angese­
hen, bis die Truchsessen ihren behaupteten Besitztitel bewiesen hätten 91. 

Wegen der Einwände Wilhelm Heinrichs konnte der Vergleich auch nach einer 
weiteren Konferenz 1626, auf der ihm die Administration der Pfandschaften wieder 
eingeräumt wurde, nicht in Kraft treten . 1636, nachdem Österreich sich in Schwa­
ben gegen die Schweden durchgesetzt hatte, erhielt der Kammerprokurator den 
Auftrag, den unterbrochenen Prozeß wieder aufzunehmen. Schon vorher, 1630, 

hatte die Beraitung der Herrschaften Kallenberg und Bussen nach den Vorstellun­
gen Erzherzog Leopolds abgeschlossen werden können 96. Während der Dauer des 
Prozesses in Innsbruck weigerten sich die vier Städte, Wilhelm Heinrich die ihm zu­
stehenden Gefälle auszufolgen. Eine erbetene Exekution gegen die Städte verweiger­
te Erzherzogin Claudia, so daß WiLhelm Heinrich bis 1651 keine Einkommen aus 
den Städten bezog. Als er 1652 starb, verweigerten sie seinem Nachfolger die Erb­
huldigung. Seit 1662 berieten die fünf Donaustädte gemeinsam über eine mögliche 
Ablösung der truchsessischen Pfandschaft. 

Eine endgültige Bereinigung brachte der Vertrag vom 24. Mai 1680. Die fünf 00-
naustädte fielen gegen Erstattung des PfandschiIJings von 26 232 fl, den sie selbst 
aufbrachten, an Österreich zurück, die Herrschaften Bussen und Kallenberg blieben 
waldburgische Mannsinhabungen unter österreichischer Oberhoheit, sollten aber zu 
den schwäbisch-österreichischen Landständen kollektieren und an den Landtagen 
teilnehmen 97 . In der Frage des Besteuerungsrechts und der Landstandschaft hatte 
sich der Standpunkt Österreichs in allen Pfandschaften der Linie Waldburg-Scheer 
durchgesetzt. 

Fünfzehn Jahre später entschlossen sich die Truchsessen von Waldburg-Scheer, 
angesichts des ständigen Widerstandes und der Aufsässigkeit der kallenbergischen 
Untertanen , auch dieses Pfand an Österreich zurückgegeben 98. 1786 schließlich ver­
kauften sie ihren gesamten Besitz an der Donau einschließlich der Herrschaften Bus­
sen und Dürmentingen und der Grafschaften Friedberg und Scheer für 2 100000 fl 
an das Haus Thurn und Taxis und zogen sich damit aus einem Raum zurück, in dem 
sie für Jahrhunderte eine der bestimmenden politischen Mächte gewesen waren 99. 

Insgesamt besser waren die Beziehungen der georgischen Linie des Hauses Wald­
burg (Waldsee-Zeil) während des 17 . Jahrhunderts zu Österreich. Nach 1597 be­
hauptete Truchseß Heinrich, als er sich um die Stelle eines Landvogts in Schwaben 
bewarb, keine Streitigkeiten mit der Landvogtei zu haben, obwohl er sich 1595 vor 
dem Schwäbischen Kreis beklagt hatte, daß Österreich seit diesem Jahr die Steuer in 

91 J . VOCHEZER, Waldburg Bd. 3 S. 342 
96 S. O. S. 175-179 
97 OAB Riedlingen. 2. Auf. S. 305 ; F. H ERBERHOLD , Die österreichischen Donaustädte 

S. 725; J. LAUB, Geschichte der vormaligen fünf Donaustädte S. 77 f. 
98 KB Balingen Bd. 2 S. 552 
99 OAB Riedlingen 2. Aufl . S. 306 
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den ihm verpfändeten Gerichten Reute, Winterstetten, Haisterkirch, Ober- und Un­
teressendorf beanspruchte 100. 

Noch 1604 ging die o. ö. Regierung mit der gleichen Unnachgiebigkeit gegen 
Heinrich wie gegen Christoph vor. Seine Pfandschaften wurden ebenfalls zu dem 
Landtag nach Konstanz beschrieben und vom 5.-16. März 1604 beriefen die Beam­
ten der Landvogtei auf erzherzoglichen Befehl die Untertanen aller Gerichte nach 
Weingarten und verboten ihnen, künftig Reichssteuern und Raisgeld an die Truch­
sessen zu liefern 101. Truchseß Heinrich erhielt die Anweisung, in den Pfandschaften 
keine Türkensteuern mehr einzuziehen und schon bezahlte Steuern an die o. ö. 
Kammer abzuliefern 102. Allerdings gaben das Kloster Waldsee für das Gericht Reu­
te und die Untertanen der Gerichte Haisterkirch, Winterstetten und Ober- und Un­
teressendorf auf Befragen 1605 an, die entsprechenden Anlagen immer den Truch­
sessen geliefert zu haben 103. Als sich Heinrich auch 1614, nach dem Konstanzer 
Landtag der schwäbisch-österreichischen Stände von 1613, immer noch weigerte, 
seine drei Gerichte - Ellwangen hatte er 1604 an seinen Bruder Froben abgetreten 
- nach Ehingen steuern zu lassen, wurden alle seine Gefälle in der Landvogtei mit 
Arrest belegt, nachdem Österreich durch die Landvogteibeamten zur Sicherung sei­
ner Besteuerungsansprüche schon seit 1607 die waldburgischen Waldgülten in der 
Landvogtei zurückhalten ließ 104. Im August 1614 ließ Maximilian durch die Land­
vogtei beamten eine Steuerberaitung der Herrschaften Winterstetten und Waldsee 
durchführen. 

Unter der Regierung Erzherzog Leopolds änderte sich jedOCh das Verhältnis zwi­
schen Österreich und dem Hause Waldburg-Waldsee. Rechtliche Gründe für die un­
terschiedliche Behandlung der beiden Waldburger Linien sind nicht ersichtlich; sie 
scheint offensichtlich durch persönliche Beziehungen zwischen beiden Familien ver­
ursacht worden zu sein. Der Sohn Truchseß Heinrichs, Maximilian Willibald, tat als 
Kämmerer am Innsbrucker Hof Dienst, und im Februar 1628 besuchte Leopold mit 
seiner Gemahlin Erzherzogin Claudia Wolfegg 105. Schon kurze Zeit später, am 16. 
August 1628, eine Woche vor Beginn der Steuerberaitung von 1628, befahl Leo­
pold, die Arreste der waldburgisch-wolfeggischen Gefälle aufzuheben . Im Unter­
schied zu den Besitzungen der Linie Waldburg-Scheer bestand Leopold hier nicht 
auf einer Durchführung der Beraitung 106 . Unabhängig davon bewogen die Verdien­
ste, die sich Max Willibald bei der Verteidigung Oberschwabens, insbesondere Lin­
daus, während des Dreißigjährigen Krieges erwarb, das Haus Habsburg, auf seine 

100 J . VOCHEZER, Waldburg Bd . 3 S. 538-553 
101 Ebd ., S. 560f. 
102 Ebd., S. 551 
103 Ebd ., S. 553 
104 Ebd ., S. 580, 591 
105 Ebd. , S. 591 , 593 
106 S. O. S. 178f. 



475 

Besteuerungsforderungen in den Wolfegger Pfandschaften zu verzichten 107. In den 

Matrikeln von 1641, 1650 und 1651 waren die Pfandschaften noch als Landstände 
aufgeführt, doch in der renovierten Matrikel, die der Verteilung des Blierischen Re­
giments auf die Landstände im Jahre 1658 zu Grunde gelegt wurde, fehlten sie 108 . 

Lediglich Reute, das an das Kloster Waldsee verpfändet war und seit 1613 zu Öster­
reich steuerte, und Bierstetten, das 1601 an Berthold von Königsegg gekommen war, 
blieben Landstände. 

Anläßlich der Universalsteuerberaitung der schwäbisch-österreich ischen Land­
stände im Jahre 1683 wurde nochmals das Beraitungsprotokoll von 1628/ 31 heran­
gezogen und vom Direktorium in Ehingen die Forderung an die kaiserlichen Kom­
missare gestellt, wegen Hauerz, Ellwangen, Haisterkirch, Winterstetten und Ober­
und Unteressendorf einen gütlichen oder rechtlichen Entscheid zu suchen, doch hat­
te dieses Verlangen keine praktischen Folgen mehr 109 . 

Eine Beurteilung des mehr als 250 Jahre dauernden Streits um Landeshoheit und 
Besteuerungsrecht in den Pfandschaften der Truchsessen von Waldburg ist nicht 
leicht. Eine rein rechtliche Betrachtungsweise, wie sie Vochezer in seiner äußerst 
verdienstvollen und sorgfältig gearbeiteten, in der wissenschaftlichen Haltung je­
doch ganz dem Stil der Fürstengeschichte des 19. Jahrhunderts verhafteten Darstel­
lung der Geschichte des Hauses Wald burg vornahm, wird dem Sachverhalt in seiner 
ganzen Breite nicht gerecht 11 0 . Für ihn stellte die Verschreibung Sigismunds von 
1454 eine eindeutige Rechtsgrundlage dar, die Österreich mit aUen späteren Ansprü­
chen und Handlungen verletzte. Wenn diese Ansicht auch sicher richtig ist, so stellte 
sich doch für Kaiser Maximilian und das Haus Habsburg die politische Frage, ob die 
habsburgische Position in Oberschwaben an die Truchsessen von Waldburg abge­
treten werden sollte. Maximilian entschied sich im Sinne seines Hausinteresses und 
im Laufe des 16. und zu Beginn des 17 . Jahrhunderts wurde von Habsburg Stück 
für Stück der im 15. Jahrhundert aufgegebenen Stellung zurückgewonnen, wobei 
die Wiedererrichtung einer eigenen Tiroler Linie mit Erzherzog Ferdinand eine 
wichtige Rolle spielte. Habsburg war in diesen Auseinandersetzungen durch den Le­
hensnexus den Waldburgern gegenüber zwar nicht in der rechtlich besseren, wohl 
aber in der politisch stärkeren Position, die es namentlich zu Beginn des 17. Jahr­
hunderts unter Erzherzog Maximilian ausnützte. Die korporativen Institutionen 
Schwabens, der Schwäbische Bund und der Schwäbische Kreis, und die Reichsorga-

107 1659 machten die Beamten der Landvogtei nochmals Versuche, die Waldseer Gerichte 
zur österreichischen Kollektation zu ziehen . Als Max Willibald daraufhin unter Hinweis auf 
die versprochenen Gnadenbeweise protestierte, wurden die Aktionen der Beamten der Land­
vogtei beamten eingestellt. 

108 SA Wa 395, 401 
109 Landtagsrezeß vom 8. Febr. 1683 (HSTA ST B 29 Bü 20) 
110 Zur Methode und wissenschaftlichen Orientierung Vochezers s. d . Einleitung von J . B. 

SPROLL zum 3. Band der .. Geschichte des fürstlichen Hauses Waldburg in Schwaben". 
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ne Reichskamrnergericht und Kurfürstenkollegium und der Kaiser boten einigen, 
aber keinen hinreichenden Schutz. Bedeutsam und letztlich wohl entscheidend war 
die Tatsache, daß es den Truchsessen nicht gelang, die fünf Donaustädte auf ihre 
Seite zu ziehen. Von 1573 bis 1632, dem Einbruch des Dreißigjährigen Krieges in 
Schwaben, spielten auch die schwäbisch-österreichischen Stände durch ihre Institu­
tion und durch ihre immer wieder vorgetragene Forderung nach Inkorporation der 
truchsess ischen Pfandschaften zwar keine sehr bedeutende, aber eine immerhin 
merkbare und nützliche Rolle bei der Durchsetzung der habsburgischen Ansprüche. 
Daß persönliche Verdienste einzelner Angehöriger des Hauses Waldburg und kon­
fessionelle Rücksichten Österreich an einer gradlinigen Durchsetzung seiner Politik 
hinderten, ist kennzeichnend für die Stellung Habsburgs in Oberschwaben. Der zu 
Ende des 17. Jahrhunderts erreichte Zustand, in dem die Truchsessen von 
Waldburg-Waldsee in ihren Rechten belassen, die Truchsessen von Waldburg­
Scheer aus den Donaustädten und der Herrschaft KalJenberg gedrängt wurden, 
während ihnen die Herrschaften Bussen und Friedberg-Scheer teilweise erhalten 
blieben, war eine typisch südwestdeutsche Lösung und mit verantwortlich für die 
Buntscheckigkeit der politischen Landkarte zu Ende des Alten Reiches . 



Anhang IV: Flächen- und Hohlmaße in 
Schwäbisch-Österreich 1680 

1. FLÄCHENMASSE 
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In Schwäbisch-Österreich waren nach den Angaben des UniversaisteuerberaitungsprOlokolls folgende Feld­
maße gebräuchlich: (UP 1680-82) (J = Jauchert; Mm = Mannsmad; Tgw = Tagwerk ; V = Viertel) 

Günzburg: 1 Tgw = 220 Ruten; 1 Rute = 12 Schuh, 1 Mm = 1 Tgw 

Großk(jtz: Dreierlei Meß : 1 Tgw = 360, 260 oder 160 Ruten, I Rute = 12 Schuh 

Burgau: Wie Großkötz 

Biberbach: 1 J = 360 Ruten; 1 Rute = 12 Schuh. In der ganzen Herrschaft einheitlich 

Seijriedsberg: Die Herrschaft hatte kein eigentliches Meß; was ein Mann in einem Tag mit 
zwei Pferden bestellen konnte, war ein Jauchert; was ein Mann am Tag mähen konnte, 
war ein Tagwerk. 

Krumbach u. Hürben: Wie Seifriedsberg. Ein Jauchert konnte mit zwei Pferden an einem hal­
ben Tag gebaut werden. 

Stadt Weißenhorn: Die Stadt hatte kein eigenes Meß, sondern jeder Bürger mußte zwischen 
seinem und dem Acker seines Nachbarn eine Stange mit Wappen liegenlassen, doch wur­
de I J gewöhnlich zu 8000 Schritt gerechnet und konnte in den meisten Fällen von mor­
gens zu guter Tageszeit bis abends gegen 4 Uhr mit 2, höchstens 3 Pferden gebaut wer­
den. 

Obere Herrschaft Weißenhorn: Wie Stadt Weißenhorn. I J konnte innerhalb von vier Stun­
den mit 2 Pferden gebaut werden. In Bubenhausen benötigte man I Tag mit 2 Pferden, 
um 1 J zu bauen, in Attenhofen je nach Güte der P ferde 5, 6 oder 8 Stunden. 

Kirchberg: I J = 224 Ruten; 1 Rute = 24 Schuh. In Illerberg wurde 1 J mit 3-4 Pferden in 
einem Tag gebaut. 

Wiblingen: 1 J = 224 Ruten; 1 Rute = 24 Schuh, 1 Tgw = 1 J 

Veringen: Kein festes Feldmeß. Einsaat in Veringenstadt: auf 1 J 7-8 Vesen oder 3-4 V Hafer; 
Benzingen und Harthausen: auf I J 8-10 V Vesen und 5 V, meist nur 4 V Hafer. 

Gutenstein: 1 J = 40 Stangen lang und 6 Stangen breit; 1 Stange = 14 Nürnberger Schuh 

Stetten a. k. M.: I J Acker oder Wiesen = 540 Nürnberger Werkschuh lang und 90 Schuh 
breit. Hausen im Tal: Stockacher Feldmeß 

Werenwag: 1 J = 220 Schritt lang und 24 Schritt breit; auf 1 J konnten höchstens 10 V Vesen 
und 4-5 V Hafer gesät werden. 

Sigmaringen: 1 J = 320 Ruten; 1 Rute = 12 Nürnberger Schuh. Auf I J wurden 9-10 V Vesen 
gesät. 
Thalheim: Da die Äcker dort Stockäcker waren, konnten die Bauern nur jeden zweiten 
Schritt auswerfen und 8-9 V einsäen. 
Amt Wald : Hippelsweiler hatte kein festes Feldmeß . Auf I J wurden 9-10 V Vesen 
(Pfullendorfer Meß) gesät. Kalkreute: 7-9 V auf I J . 

Waldsee: Kein festes Feldmeß. Die Jauchert waren unterschiedlich groß. Auf I J wurden 
10-12 V Vesen und 5-6 V Hafer (Ravensburger Meß) gesät. 

Reute: Kein festes Feldmeß. Auf I J wurden 9-10 V Vesen, 5 1/2 V Hafer und 4 V Roggen 
gesät. 

Altdor!, Kein festes Feldmeß. Auf 1 J wurden an rau her Frucht 12 Streichen, an Hafer 12 V, 
an Roggen 6 V (Ravensburger Meß) gesät. 
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Landvogtei Schwaben: Oberamt: Kein festes Feldmeß. Auf I J zwischen 10-12 V Vesen, 5-6 V 
Hafer und 4-5 V Roggen (Memminger Meß) Einsaat. 
Überreiteramt: Kein festes Feldmeß. I J war an einem Tag mit 4 Pferden zu bauen; auf 
I J wurde im allgemeinen I Scheffel oder auch 9 Streichen (Ravensburger Meß) gesät. 
Schindelbacher Amt: Kein festes Feldmeß. I J war an einem Tag mit 4 Pferden leicht zu 
bauen; auf I J wurden 10 Streichen oder 4 V Roggen oder Hafer (Ravensburger Meß) 
gesät. 
Fischbacher Amt : Kein festes Feldmeß. Auf I J wurden I Scheffel bis 10 Streichen Ve­
sen gesät. 
Boscher Amt : Kein festes Feldmeß. Auf I J wurden 10 Streichen gesät. 

Saulgau: Kein festes Feldmeß . Auf I J wurden 10-12 V Vesen, 5 V Hafer und 4 V Roggen 
gesät. 

BiersteIlen: Keine Angaben. 

Rollenburg: I J = 225 Ruten; I Rute = 16 Schuh; I Morgen Weingarten = 150 Ruten; I J 
Weingarten = I J Acker 

Niedere Herrschaft Hohenberg: Bis auf Weitingen und Rohrdorf, die Horber Meß hatten, wie 
Rottenburg. Weitingen und Rohrdorf: I J = 228 Ruten; I Rute = 13 Werkschuh 

Obernau: I J = 150 Ruten; I Morgen Wald oder Weingarten = 104 Ruten 

Horb: I J = 228 Ruten; I Rute = 13 Werkschuh 

BinsdorI Kein festes Ackerrnaß. Ein Jauchert konnte in einem halben Tag bis einemTag ge­
baut werden. 

Schömberg: I J = 264 Ruten; I Rute = 12 Nürnberger Werkschuh; I Mm = 396 Ruten; 
I Rute = 12 Nürnberger Werkschuh 

Obere Herrschaft Hohenberg: Schömberger Feldmeß [Am 20. Okt. 1684 wurde die Angabe 
korrigiert: Das wirklich dort gebrauchte Feldmeß war 1/ 3 kleiner (HSTA ST B 30 Bü 
262 p. 55-57») 

Nords/ellen: Horber Feldmeß 

Kal/enberg: In Dormettingen und Obernheim Schömberger Meß 

Stadt OberndorI I J = 308 Ruten; I Rute = 12 Werkschuh; I Mm Wiesen 5/ 4 J 
385 Ruten 

Schramberg: Kein Feldmeß gebräuchlich 

Hilzingen: I J = 252 Ruten; I Rute = 12 Werkschuh 

Singen: Wie Hilzingen 

MtJgdeberg u. Mühlhausen: Tengener oder Engener Feldmeß; I J 
12 Schuh 

Aach: I J = 259 Ruten; I Rute = 12 Schuh 

250 Ruten; 1 Rute 

Radolfzel/: I J = 252 Ruten; I Rute = 12 Werkschuh. Unter den Niedergerichtsorten Radolf­
zells hatte Schwackenreute ein eigenes Feldmeß: I J = 259 Ruten; I Rute = 12 Konstan­
zer Schuh. Der Konstanzer Schuh war um 1 Zoll kleiner als der Nürnberger Schuh. 

Nel/enburg: Wie Aach und Stockach 

Riedlingen: I J = 600 Schuh lang und 120 Schuh breit, doch waren nicht alle gleich lang. Auf 
manche wurden nur 14-16 V Vesen oder 5-6 V Hafer gesät. 

Bussen: In der ganzen Herrschaft gab es kein festes Feldmeß. In Unlingen wurde auf 1 J 
8-10 V Vesen und 5 V Hafer gesät, in Altheim 12-16 V Vesen, 5 V Hafer und 4 V Rog­
gen, in Hailtingen 10-12 V Vesen und 5 V Hafer gesät (alles Riedlinger Fruchtmeß). 

Langenenslingen: Kein festes Feldmeß. Auf I J werden 11-12 V Vesen (Riedlinger Meß) gesät. 

Mengen: Kein festes Feldmeß. Auf 1 J wurden 10-12 V Vesen, 5 V Hafer und 4 V Roggen 
(Riedlinger Meß) gesät. 
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Hei/igkreuzta/: Kein festes Feldmeß. 
Ertingen: Einsaat auf I J 10-12 V Vesen, 4 V Hafer und Roggen (Saulgauer Meß) 
Andelfingen: Einsaat auf I j 10 bis höchstens 10 V Vesen, 4-5 V Hafer und Roggen 
Binzwangen: Auf 1 J 8-10 V Vesen (Riedlinger Meß) 
Waldhausen: Auf I J 10-13 V Vesen (Riedlinger Meß) 

Hitzkofen: Kein festes Feldmeß . Einsaat auf I J wie in Sigmaringen (9-10 V Vesen) 

Ehingen: I J = 190 Ruten; I Rute = 16 Schuh; I Tgw = I J. Auf 1 J wurden 7-8 Mittlen 
Vesen, 3-4 Mittlen Hafer und 3 Mittlen Roggen gesät. 

Munderkingen: Ehinger Feldmeß. Auf I J wurde 1 Scheffel Vesen, 4 Mittlen Hafer und 2-4 V 
Roggen gesät. 

Warthausen: 1 J = 240 Ruten; 1 Rute = 16 Augsburger Werkschuh . In Hochdorf waren die 
Jauchert viel kleiner als in der übrigen Herrschaft. 

Sehe/klingen: Der Ort gebrauchte das Ehinger Feldmeß zu 180 Ruten. 

Berg: Kein festes Feldmeß . Auf I J wurden 7-8 Mittlen Vesen (Ehinger Meß) gesät. 

Urspring: Hausen ob Urspring: Ehinger Feldmeß (sonst keine Angaben) 

2. HOHLMASSE 

Zu den gebräuchlichen Hohlmaßen und ihrer Umrechnung auf Liter s. F. LUTZ: AltwUrttembergische 

Hohlmaße. - S. a. KB Balingen Bd . 1 S. 339·351; KB Konstanz Bd. 1 S. 392-399; KBTObingen Bd . 1 S. 281 -

285; KB Ulm Bd. I S. 501·506. - Die Angaben zu den örtlichen Fruchtmaßen in dem Universalsteuerberai­
tungsprotokoll waren weniger ausfOhrlich als die zu den Ackermaßen. Im einzelnen waren folgende Maße in 

Gebrauch: 

Herrschaft Weißenhorn: Ulmer Meß 

Kirchberg: Ulmer Meß 

Wib/ingen: Urmer Meß 

Rottenburg: Rottenburger Meß. I Mltr etwa gleich I Württemberger Scheffel 

Niedere Herrschaft Hohenberg: Rottenburger Meß. In Ergenzingen, Weitingen und Rohrdor f 
war daneben das Horber Meß gebräuchlich (I Mltr = 8 V) 

Obernau: Rottenburger Meß 

Horb: Horber Meß 

Horbische Spita/- und Amtsf/ecken: Horber Meß 

Binsdorj" Zeller Raumeß (I Mltr = 16 V). Rottweiler Meß (I glatter Mltr Kernen = 8 V; 
I rauher Mltr Vesen oder Hafer = 10 V) 

Obere Herrschaft Hohenberg: Rottweiler Meß in Bubsheim, Dautmergen, Deilingen und 
Delkhofen, Denkingen, Dürbheim, Gosheim, Hausen am Tann, Ratshausen, Reichen­
bach, Schörzingen, Spaichingen und Hofen, Wehingen, Weilen u. d . Rinnen 
Rottweiler und Mühlheimer Meß in Egesheim. Mühlheimer Meß in Fridingen (17 V 
Mühlheimer Meß = I Mltr Rottweiler Meß) 

NordsteIlen: Horber Meß 

Kallenberg: Zell er Meß in Erlaheim. Rottweiler Meß in Dormettingen und Obernheim. Rott ­
weiler und Mühlheimer Meß in Nusplingen (15 V Rottweiler Meß = I Mltr Mühlheimer 
Meß) 

Oberndorj" Bochingen hatte Villinger Meß (I Mltr = 16 V Zeller Meß; I V Villinger Glattmeß 
entsprach dem Zeller Viertel).Oberndorfer Meß in Oberndorf, Beffendorf, Waldmössin­
gen . Das Oberndorfer Meß hatte 16 V Zeller Meß wie das Villinger Meß. 
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Schramberg: Rottweiler und Oberndorfer Meß 

Tengen: Schaffhausener Meß (I glatter Mltr = 8 V; I rau her Mltr = 16 V) 

Hilzingen: Steiner Meß (I glatter Mltr = 8 V; I rauher Mltr = 16 V) 

Singen: Steiner Meß 

MtJgdeberg u. Mah/hausen: Steiner Meß 

Aach: RadolfzeUer Meß 

Radolfzel/: RadolfzeUer Meß 

Radolfzel/er Dorfschaften: RadolfzelJer Meß in Böhringen, Hausen a. d. Aach; Stockacher 
oder Schaffhausener Meß in Schwackenreute 

Stockach: Stockacher Meß 

Nel/enburg: Stockacher Meß, das mit dem Schaffhausener Meß identisch war. 

Riedlingen: Riedlinger Meß (I Mltr rauhe Frucht glich etwa 2 württembergischen Scheffel; 
I Mltr glatte Frucht etwa I württembergischen Scheffel) 

Bussen: Riedlinger Meß 

Langenenslingen, Bil/ajingen: Riedlinger Meß 

Veringen: Veringer Meß (1 Mltr rauhe Frucht = 16 V, von denen 9 V einen württembergi­
sehen Scheffel ergaben.) 

Gutenstein: Meßkircher Meß (1 Mltr entsprach einem württembergischen Scheffel) 

Stetten a. k. M.: Stettener Meß (18 V rauhe oder glatte Frucht entsprachen 2 württembergi­
sehen Scheffeln) 

Werenwag: 1 Mltr rauhe Frucht = I württembergischer Scheffel 
Sigmaringen: Wie Werenwag 

Amt Wald: Meßkircher und Konstanzer Meß in Ringgenbach, Pfullendorfer Meß in 
Gaisweiler, Hippetsweiler und Reischach (16 V = 18 V Sigmaringer Meß), Sigmaringer 
und Pfullendorfer Meß in Rengetsweiler. 
In Hausen war das Pfullendorfer Meß gebräuchlich, wobei dort 16 V 19 [!I V Sigmarin­
ger Meß entsprachen. 
Sigmaringer, Mengener und Lindauer Meß in Rulfingen (11 V Lindauer Meß = 10 V 
Sigmaringer Meß), Sigmaringer Meß in Laiz. 

Wa/dsee: Ravensburger Meß (8 V = 6 Ulmer Mittle) 

Reute: Waldseer Meß in Heurenbach 

A/tdor!" Ravensburger Meß 

Landvogtei Schwaben: Oberamt: Memminger Meß (1 V etwa gleich 1 Ehinger Mittle). 
Ravensburger Meß im Bergatreuter-, Bodnegger-, Boscher-, Dürrnaster-, Grünkräuter- , 
Pfärricher-, Ringgenweiler-, Schindelbacher-, Schusser-, Überreiter- und Wolketsweileramt 
(Das rauhe Ravensburger Meß hieß Scheffel, das glatte Meß hieß Malter; beide hatten nur 8 
Streichen). 

Sau/gau: Riedlinger und Lindauer Meß 

Bierstetten: Biberacher, Riedlinger und Lindauer Meß 

Mengen: Riedlinger Meß 

Heiligkreuzta/: Saulgauer Meß in Ertingen. Riedlinger Meß in Hundersingen, Binzwangen, 
Waldhausen 

Hitzkofen: Sigmaringer Meß 

Ehingen, Sehe/klingen, Berg, Urspring: Ehinger Meß 

Emerkingen, Warthausen: Biberacher Meß (1 Scheffel = 10 V). Munderkinger Meß (1 Schef­
fel = 8 Miltlen) 
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Anhang V: Bodennutzung in Schwäbisch-Österreich 

1803 

Nachdem Österreich 1803 den Breisgau und die Ortenau an den Herzog von Mo­
dena abgetreten hatte, richtete Kaiser Franz 1I. mit Handbillet vom 24. März 1803 
eine neue Administration für den Habsburg verbliebenen Teil der ehemaligen Pro­
vinz Vorderösterreich ein I. Im Zusammenhang mit der Neugllederung dieses Gebie­
tes steht der Versuch, einen Überblick über seine genaue Ausdehnung und die Bo­
dennutzung zu gewinnen . Die Stände in Ehingen erhielten den Auftrag, eine ent­
sprechende Übersicht auszuarbeiten, die am 5. April 1803 fertiggestellt wurde 2. 

Der Autor des Entwurfs war sich der Problematik des Unterfangens bewußt und 
betonte deswegen von vornherein, die Angaben könnten nur approximativ richtig 
sein. Die Hauptschwierigkeit lag darin begründet, daß einmal als Berechnungs­
grundlage nur die Fatierung der Gründe und Güter im Landeskataster zur Verfü­
gung stand, andererseits nur über einen komplizierten Schlüssel die gewünschte 
Umrechnung in deutsche geographische Meilen zu gewinnen war. 

Im Steuerkataster waren nur die landwirtschaftlich genutzten Flächen ausgewor­
fen, wobei manche Gebiete nie ausgemessen worden, sondern in ihrem Steueran­
schlag nur durch Konvention bestimmt worden waren (z. B. Schramberg) 3. Zudem 
waren auch die Waldflächen keineswegs vermessen worden, sondern die bei der 
Standesaufnahme von 1719-1738 ermittelten Größen beruhten meist auf mehr oder 
minder glaubwürdigen Angaben der Waldbesitzer 4. Zu diesen so durch Addition im 
Steuerkataster ermittelten Flächen wurde jeweils ein Drittel für Häuser, Wirt­
schaftsgebäude, Straßen, Flüsse und unbewohnte Gebiete hinzugerechnet, um die 
Gesamtfläche der jeweiligen Herrschaft zu bestimmen. 

Der schwäbisch-österreich ische Steuerkataster war seit den Renovationsbeschlüs­
sen von 1718 und 1724 auf Ehinger (österreich ischen) Jauchert aufgebaut, deren 
Fläche mit 46 080 Nürnberger Quadratschuh angegeben waren . Der Nürnberger 
Schuh weist jedoch je nach der Art Größenunterschiede von einigen Zoll auf; selbst 
der Nürnberger Werkschuh hatte in Südwestdeutschland, je nachdem, ob das Maß 
in Nürnberg selbst oder in Überlingen, wo das dort eingelassene Maß des Nürnber­
ger Schuhs kleiner war als das Original, genommen wurde, eine unterschiedliche 
Größe. Durch die Quadrierung konnten jedoch Abweichungen von nur einem Zoll 

I F. QUARTHAL u. G. WI ELAND, Die Behördenorganisation S. 148 
2 HSTA ST B 30 Bo 566 
320. April-l3 . Mai 1730 (LP 2·) 
4 In Rottenburg war zunächst eine Waldfläche von 10 ()()() Jauchert angesetzt worden, die 

dann ohne weitere Vermessung im Laufe der Verhandlungen mit der ständischen Kommis­
sion, die die Rottenburger Angaben OberprOfen sollte, auf etwa die Hälfte reduziert wurde. 
(SA Ro Conscriptio von 1733) 
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bereits erhebliche Ungenauigkeiten bei der Feststellung von Jauchertgrößen nach 
sich ziehen 5. Die weitere Umrechnung erfolgte dann nach dem folgenden Schlüssel: 

I österreichischer (Ehinger) Jauchert entspricht 46 080 QS 

1000/ 1000 französische Schuh entsprechen 934,5/ 1000 Nürnberger Schuh 

I geographischer Schritt entspricht 5 französischen Schuh 
I deutsche geographische Meile = 4000 geographische Schritt 
I deutsche geographische Quadratmeile = 55,0629 km2 

Trotz der offensichtlichen Unzulänglichkeiten sollen die Zahlen, die auf den Er­
gebnissen der Peraequation unter Maria Theresia beruhen, wiedergegeben werden, 
um einen ungefähren Überblick über Fläche und Flächennutzung Schwäbisch­
Österreichs um 1771 zu geben. Trotzdem muß weiter einschränkend bemerkt wer­
den, daß auch das Ausgangsmaterial für die Zusammenstellung von 1771 verschie­
den ist. Die der Rustikalsteuer unterworfenen Güter wurden 1764/ 66 nicht neu ver­
messen, sondern entsprechend der Katasterangaben von 1733 umgerechnet; die Do­
minikalgüter wurden nach der Fatierung durch ihre Besitzer geführt. 

Es hatte also 1771 Schwäbisch-Österreich insgesamt: 

Ackerfeld inkl. Brache 184305 J 7/ 16 54,5OJo 
Gärten 6679 J 14/ 16 2,2% 

Wiesen 61 228 J 12/ 16 18,4% 
Viehweide und Egarten 36584 J 9/ 16 11,0% 
Reben I 631 J 0,5% 

Holzboden 43 224 J 3/ 16 13,4% 

Zusammen: 333 653 J 13/ 16 100,0% 

Hinzu kamen die Flächen fü r Häuser, Wirtschaftsgebäude, Straßen, Flüsse, unbe­

wohnte Gebiete usw, die mit einem Drittel der Gesamtfläche angesetzt wurden: 

333653 J 13/ 16 + 111217 J 15/ 16 = 444 871 J 12/ 16 entspricht 58 7/ 16 QM 
58 7/ 16 entsprechen ca. 3270 km2 

Etwa die gleiche Fläche gab der Freiburger Professor Lugo in seiner Statistik der 
k. k. österreichischen Vorlande an 6. 

5 H. JANICHEN, Beiträge S. 80-85 
6 O. STOLZ, Geschichtliche Beschreibung S. 19 



LANDWIRTSCHAFTLICH GENUTZTE FLÄCHE IN SCHWÄBISCH-ÖSTERR EICH UM 1771 

Nutzungsart Distrikt A ltdorf Distrikt Burgau Distrikt Nellenburg Distrik t Rallenburg Insgesamt 

Aclterfeld inkt 
Brache 50451 11 / 16 54,5% 52220 7/ 16 60,8% 4 32 171 3/1 6 53,4% 38 41 5 8/ 16 51,5% 184 305 7/1 6 54,5% 

Gärten 220815/16 2,2% 2088 13/ 16 2,4% I 446 2/16 1,8% 936 1,2% 6679 14 /16 2,2% 

Wiesen 18712 4/ 16 22,0% 17 550 4/1 6 20,3% 13 186 6/16 16,3% 11 779 14/ 16 15,8% 6 1 228 12/1 6 18,4% 

Viehweiden 
und Egarten 897514/ 16 9,8% 51441 2/16 5,9% 8836 9/16 10,9% 13627 6/16 18,3% 36584 9/ 16 11 ,0% 

Reben 18013/ 16 0, 2% - 0,0% 770 13/16 1,0% 679 3/16 0,9% I 631 0,5% 

Holzboden 11 328 10/ 16 11 ,3% 9 212 8/ 16 10,6% 13 475 5/16 16,6% 9207 12/ 16 12,3% 43224 3/16 13,4% 

Zusammen: 91 858 3/ 16 8621612/1 6 80933 74645 11 /16 333653 13/ 16 100,0% 

1/3 für andere 
Flächen 30 619 6/ 16 28 738 14/ 16 26977 10/ 16 24881 14/16 111 217 15/ 16 

ZU$l1mmen: 122 477 9/ 16 114955 10/16 1079 10 10/ 16 9952 7 9/ 16 44487 1 12/16 

Quadratmeilen 16 2/ 10 15 1/10 14 3/1 0 13 1/1 0 58 7/16 

Quadratkilometer 926 27,5% 832 25,4% 788 24 ,2% 724 22,9% 3270 100,0% 

Bevölkerungsani 25 266 E 22,3% 34655 E 30,6% 23666 E 20,9% 29696 E 26,2% 11 3 283 E 100,0% 
teil 1771 (HSTA 
ST B 28 Bü 5) I 
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Register 

Aach, Kr. Konstanz 20,23,67,72, 87f., 
104, 111 , 124,128, 130f., 164,201, 207f., 
215, 234, 240, 246, 249, 257f., 294, 298, 
315,319, 322f., 328, 332, 354, 379, 434, 
446, 449, 478, 480 

Aargau 21f., 24 
Abbt , Hans 446 
Aberlin, Johann 435 
Abetsweiler, Kr. Ravensburg 345 
Ablach, Kr . Sigmaringen 192 
Absolon, Franz Borgias 419,421 
Achalm, Grafschaft 209, 212-215, 253, 453 
Adelberg, Kr . Göppingen 248 
Adensam, Johann Michael 420f. 
Aderzhofen, Kr. Biberach 377 
Adlershofen, Josef Engelhardt von 270,428 
Aegier, Laurentius 433 
Aiblinger, Hans Jakob 444 
Aichhalden, Kr. Rottweil 192, 199 
Aichhorn zu Edelhausen, Ferdinand 211, 

217 
Aichler, Joseph 434 
Ailingen, Bodenseekreis 103 
Alberweiler, Kr. Biberach 263 
Albrecht von Bayhern, Hz. s. Wittelsbach 
Albrecht 1., Kg. s. Habsburg 
-, 11., Hz. s. Habsburg 
-, III ., Hz. s. Habsburg 
-, VI. Ehz., Hz. s. Habsburg 

Albrecht, Veit 102 
Aigershofen, Alb-Donau-Kreis 377 
Allerheiligen, Kloster, Kt. Schaffhausen 380 
Allmannsweiler, Kr. Biberach 162, 196, 

473, 439 
A1lmendingen, A1b-Donau-Kreis 184, 196 
Alpirsbach (Kloster) Kr. Freudenstadt 177, 

248 
A1tbierlingen, A1b-Donau-Kreis 250 
Altdorf (heute Stadt Weingarten), Kr . Ra­

vensburg 37, 44, 49f., 72, 75f., 79, 81, 
87f. , 102f. , 111, 114,124, 127,159, 

164, 169, 201, 215, 234, 240, 243f., 246, 
250, 253, 256, 258, 271, 298, 303, 307, 
315,318,322,353,355, 373f., 419, 434, 
446, 477, 480, 483 

Altheim, A1b-Donau-Kreis 184, 196, 261 
-, Kr. Biberach 51, 155,201,215,247, 
293,299,303,316,331,380,436,439, 
448, 465, 471, 478 s. auch Bussen 
-, Kr. Sigmaringen 192 

Altheim, Hans von 61 
A1tingen, Kr. Tübingen 61 
A1tmannshofen, Herren von 45 
Altoberndorf, Kr. Rottweil 192 
Altravensburg, Kr. Ravensburg 288 
Altshausen, Kr. Ravensburg 45, 142, 380 
Altstätten, Kt. St. Gallen 23 
Amann s. Arnman 
Amman, Georg 105, 432 

- , Hans 433 
Ammerstetten, A1b-Donau-Kreis 297 
Amras, Bez. Innsbruck 143 
Andelfingen, Kr. Biberach 194, 255, 448, 

479 
Andreas, A. 444 
Andreas, Kardinal von Österreich s. Öster­

reich 
Arand, Anton von 427 
-, Johann Martin 393, 426 

Arlberg s. Vorarlberg 
Arien, Kr . Konstanz 152, 160f., 190, 198, 

371 
Arrand. s. Arand 
Arzt, Meinrad von 248, 279, 295f. 
Ascanio 203 
Asch, Wolf von 36 
Astmann, Georg 432 
Attenhofen, Kr. Neu-Ulm 296, 477 
Augsburg, Stadt 16,29, 3If. , 36, 56, 76, 

88-91,112,151,211,277,281,321,348, 
396,479 
-, Bistum 27f., 31, 236, 297 



486 

Augsburg, Lichtenau, Heinrich von (Bf.) 37 
Werdenberg, Johann von (Bf.) 28,31 , 
35f. 
-, S1. Moritz (Stift) 151 

Augsteiner 341 
Aulfinger 61 
Aumayr, Philipp Ferdinand 282, 290, 426, 

443,451 
-, Rudolf 310, 426 

Awer, Hans 431 
Ay, Kr. Neu-Ulm 102f. 
Baader, Joseph Fidel von 341 
Baden, Kt. Aargau 21 f., 24, 396 
-, s. Baden-Baden 
- , (Land) 248, 376, 382, 393f. 

Baden, Ludwig Wilhelm Mgf. von 267f. 
Baden-Baden 228 
Baden-Durlach (Mgfsch.) 345 
Bader, Balthus 436 
-, Georg 437,446 

Bäckh s. Beck 
Baienfurt , Kr. Ravensburg 377 
BaUen, Hans 446 
Baindt (Kloster), Kr. Ravensburg 42, 44 
Bainer 425 
Balbinger, Jakob 103 
Balder, Georg 436 
Baldtstern, J ohann Petrus 453 
Balgheim, Kr. Tuttlingen 296f., 299 
Balingen, Zollernalbkreis 177 
Balmertshofen, Kr. Neu-Ulm 245 , 379 
Bamberg 82 
Bannwarth, Bartholome 287,441 
Barter s. Parter 
Barther s. Parter 
Bartholome, Fidel 422 

- , Ludwig 421 
Bauer, Hans 437 
-, (von Ehrenfeld), Johann Jakob 445 
-, Dionysius s. Baur 

Baumaister, Johann 446 
Baumeister 422 
-, Jakob 437 
-, Jörg 446 

Baumgartner 90, 159,236 
-, Hans 89 

Baur, Dionysius 436 
-, Ruppert 451 

Bawmeister s. Baumeister 
Bayern (Land) 4, 20, 29f., 39f., 64, 68f., 

89, 91f., 151, 165,209,283,394,411,413 
Bayern, Herzöge von s. Wittelsbach 

Bayrer, Konrad 436 
Beck (Bäckh, Beckh, Bekh) 
-, Abraham 442 
- , Andreas 105 
- , Christian 446 
- , Franz Joseph 449 
- , Georg 448 
- , Hans gen. Frey 129 
-, Johann Jakob 446 
-, Sixt 437 

Beckelhaub (Beckelhaus) 432f. 
Beffendorf, Stadt Oberndorf, Kr. Rottweil 

192, 479 
Begehr, Johann Baptist 445 
Behn, Hans 444 
Beilen s. Bailen 
Beitz, Georg 444 
Bekh s. Beck 
Bellerin, Balthasar 426, 430 
Belli de Pino, Fidel 425 
Bemelberg, Konrad von 143 
Bender , J oseph 449 
-, Stephan 448 

Bene, Joseph 451 
Benedictis zu Loverberg, Anton Ferdinand 

445 
Bener, Georg 105 
Benz, (Johann) Franz Jakob 449 
Benzingen, Zollernalbkreis 434f. , 477 
Berati, Ignaz von 284 
Berau (Kloster), Kr. Waldshut 261 
Berg (Herrschaft), Alb-Donau-Kr. 21, 23, 

54,69,71, 74f., 79, 83 , 87f., 95, 100, 
104,124, 127,130,158,183,201,234, 
245,247,250,259, 261 , 264f., 276, 299, 
316,324,331,354,377,398,412,430, 
436, 442, 448, 479f. 

Berg, Gfn. von 20 
Berg, Ulrich Gf. von 158 
Bergatreute, Kr. Ravensburg 345, 480 
Bergerer, Kaspar 438 
Berlingen s. Berlingerhof 
Berlingerhof, Kr. Konstanz 67 
Berner, Georg 441 
Bernhard, Martin 439 
-, Raimund 451 

Besold, Christoph 212 
Besserer 379 
Besterie, Thomas de la 445 
Bettighofen, A1b-Donau-Kr. 186ff., 194, 

237, 263 
Betzweiler s. Weiler 



Beuren s. Ottobeuren 
- , Gde. SchnOrpflingen, A1b-Donau­
Kreis 296 
-, Stadt Mengen, Kr. Sigmaringen 194, 
379 
- , Kr. Neu-Ulm 379 

Beurer s. Bayrer 
Biberach, Kr. Biberach 44f., 75, 88, 187, 

199,321,411,480 
Biberbach, Kr. Augsburg 87f., 9Of., 101, 

104, 113, 127, 130f., 135, 148, 150f. , 
164f. , 201, 208f., 215f., 239, 243, 246, 
250,279,294, 298, 303 , 315, 321 f. , 324, 
333, 354, 432, 444, 477 

Bichler, Johann Michael 447 
-, Konrad 433 

Bierstetten (Amt), Kr. Sigmaringen 51, 155, 
159, 161f., 165ff., 173, 175f., 179, 191 , 
196, 200f., 215, 223, 234, 239, 247, 250, 
299,316,331,354,380,438, 450,465, 
47lff., 475, 478, 480 

Biesenberger, Ferdinand 420 
- , Josef Peter 418ff. 

Billafingen, Kr. Biberach 160ff. , 173, 181 , 
194, 200f. , 203, 208, 215 , 223, 234, 240, 
243,247,250, 265,299,316, 323f., 331, 
354, 380, 438f., 450, 457, 459, 462ff., 480 

Binsdorf, Zollernalbkreis 59, 61 , 100, 104, 
131,223,234,240, 246,249, 252f. , 257f. , 
298, 300, 316ff., 322f. , 325f., 327f., 
34Of., 354, 381, 438, 450, 478f. 

Binzwangen, Kr. Biberach 194, 479f. 
Bischoff, Jakob 438 
-, Johann Michael 341, 443 

Blaicher, Kaspar 444 
Blanch, Joseph 449 
Blarer, Gerwig, Abt von Weingarten s. 

Weingarten 
Blasius, P . 285 
Blau 425 
-, Carl420 
-, Ferdinand 443 
-, Ferdinand Leopold 369, 414, 418, 425 
-, Karl420 
-, Leopold 425 
-, Ulrich 184, 424 

Blaubeuren, Alb-Donau-Kreis 20, 209, 
212-215,411,453 
-, (Kloster), A1b-Donau-Kreis 212 

Blauckh, Georg 433 
Blaw s. Blau 
Bleyfuß (Bleyfueß), Christof 105 

Bleyfuß, Georg 433 , 444 
Blezer 61 
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Blienshofen, Alb-Donau-Kreis 184, 196, 
199 

Blier 188, 475 
Blius, David 425 
Bludenz, Vorarlberg 21, 63f., 70f., 75 , 143, 

209 
Blum (Bluom), Christoph 136f. , 472 
-, Hans 439 

Bochingen, Kr. Rottweil 192,479 
Bodman, Kr. Konstanz 349 
-, Hans Jakob von 61, 67 

Bodnegg, Kr. Ravensburg 256, 480 
Böckh, Julius 331 
Böhmen 68, 168, 171 ,358,368,392,403 
-, Landstände 158, 352 

Böhringen, Kr. Konstanz 371,379,480 
BoU, Jakob 446 
Bollnig, Lorenz 102 
Bollstetter, Kaspar 427, 430 
Bolstern, Kr. Sigmaringen 472 
Bondorf, Kr. Sigmaringen 162, 196,439, 

472 
Boos, Adam 449 
Bopp, Jakob 435 
Bosch, Dr. Alois 427 
-, Maximilian Willibald 426, 443 

Boschen, Kr. Ravensburg 255, 478, 480 
Bourneville, Gen . 228 
Bräunlingen, Schwarzwald-Baar-Kreis 20, 

71,393 
Braisch 421 
Brandenburg 227 
-, Joachim Mgf. von 471 

Brandis, Eberhard von, Abt von 
Reichenau s. Reichenau 
- , Jakob Andreas von 138 

Braun, Franziskus Benediktus 426, 443 
-, Joseph 341 
-, Moriz 435 

Braunenweiler, Kr. Sigmaringen 472 
Bregenz 64, 70ff., 74f., 78f., 110, 138, 143, 

206, 228 , 287f., 338, 350, 398 
Breig, Adam 449 
Breisach, Kr. Breisgau-Hochschwarzwald 

268, 287 
Breisgau 10, 13,22,65,71 ,79, 108f., 113, 

129, 135, 224, 227, 266, 268, 284-288, 
290, 292, 358ff. , 362, 267f. , 382ff. , 387, 
389ff., 393, 403f., 409, 424, 429 
-, Landstände 79, 119, 123,217, 226, 
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232,266, 284,287 , 289, 29lff. , 337, 344, 
358ff., 363, 368, 388, 429 

Breitenfeld (bei Leipzig), Gde. LindenthaI 
203 

Breyer, Joseph Anton 369 
Brichter, Georg 105 
Brigel (Briegel), Hans Jakob 434f. 
Britler s. Rittler 
Brixius 306f. 
Bronnhaupten, Zollernalbkreis 176 
Brothbeck, Balthasar, J. u. D. 441 
Bruner, Georg 436 
Brunner, Friedrich 438f. 
Bub, Erhard 102f. 
-, Hans Leonhard 432 
-, Johannes 447 

Bubenhausen, Kr . Neu-Ulm 296, 477 
Bubenhofen, Herren von 177 
Bubesheim, Kr. Günzburg 152, 158f., 170, 

20lf., 215, 239, 247, 250, 255f. , 299, 316, 
354, 378, 440, 450 

Bubsheim, Kr. Tuttlingen 254, 479 
Buch (Herrschaft), Kr. Neu-Ulm 68,71 , 

260, 263, 296, 442 
Buchau, Kr . Biberach 45 
Buchenberg, Johann Jakob zu Ullersdorf 

213f. 
Buchhorn, heute Friedrichshafen, Boden­

seekreis 45 , 206, 349 
Buchloe, Kr. Ostallgäu 348, 383, 387 
Buchmüller (Buchmiller), Antoni Franz 425 
-, Or. Johann 214, 412, 425, 442, 446 
-, Johann Philipp 207, 276, 442, 450 

Buchner, Vinzenz 104 
Buchscheit, Peter 437 
Buck, Anton 421 
-, Blasius 436f. 
-, Franz Joseph 451 
-, Georg 434f. 
-, Jakob 448 
- , Johannes 449 
-, Johann Georg 451 
-, Martin 448 
-, Michel 103, 424 
-, Peter 442 

Buckh s. Buck 
Budina, Dr. Mathias Martin 423 
Bueb s. Bub 
Buechheimer, Hans Jakob 433 
Buechmiller s. Buchmüller 
Buechmüller s. Buchmüller 
Bueck s. Buck 

Bueder, Wolfgang 446 
Bühl, Kr. Tübingen 371 
Büretlin, Jakob 439 
Büsingen am Hochrhein, Kr. Konstanz 380 
Buetz, Johann Franz 427 
Buib s. Bub 
Bundis, Johann Hieronymus 276 
Buochmiller s. Buchmüller 
Buol, Johann Georg Edler von 287 
Burgau (Mgfsch.) 16, 20, 23, 26-30, 33f., 

36,39, 42f., 57, 63, 65, 68, 71f. , 75f. , 78, 
8lf., 87-92, 100, 124, 130, 140, 154, 
158f., 161, 164-168, 171 , 173, 177, 200f. , 
207,209,214-218,221, 228f., 235f., 239, 
243, 246f. , 249f., 265, 279, 293 , 295-300, 
315, 317f., 323, 332, 335, 341, 348f., 352, 
354f., 357, 373f., 378f., 38lf., 391, 
396ff., 411 , 414, 416, 44Of., 451, 453 , 
477,483 
- , (Stadt), Kr. Günzburg 72, 75, 88, 92, 
102,104, 111,114,124, 127,131,158, 
161,168,207,218,252, 257f., 300, 303, 
318f., 322f., 325 , 328, 342, 353f., 378, 
389, 434, 446 
- , Heinrich lll. von 26,31,37 
- , Karl von s. Habsburg 
-, Stände 211,232,234,318,354,379 
-, neuberittene Orte 299,317, 324, 440, 
452 

Burgta s. Burgtal 
Burgtal, Ortsteil Hindelwangen, Stadt 

Stockach, Kr. Konstanz 67 
Burgund 17,40,69, 142 

- , Karl der Kühne 16 
- , Katharina, Witwe Leopolds IV. 21, 23 

Bussen (Herrschaft), Kr. Biberach 51, 57, 
87ff., 150, 153, 155f. , 160, 162, 165f., 
168, 173, 175f., 179, 192, 199f., 203, 
216, 223, 234, 240, 243, 248, 250, 264f., 
303, 324, 354, 465, 468-473, 476, 478, 
480; s. auch Altheim, Hailtingen, Offin­
gen, Unlingen 

Buttenwiesen, Kr. Oillingen a. d. Oonau 
296 

Buxheim (Kartause), Kr. Unterallgäu 260, 
378f. 

Carl, Wenzel Georg 341 
Castner s. Kastner 
Choiseul 268 
Chotek, Rudolf Gf. von 278, 290, 352, 363 
Claß 341 

- , Joseph 447 



Claus, Michael 452 
Clösser, Johann 449 
Closterpaur, Hans 432 
Cotto, Peter Anton von 369, 414 
Cremer, Christoph 103 
Coreth, J . F. von 268 
Dämpfle, Anton 427 
Dambacher, Nikolaus 419 
Danner, Jakob Stephan 422 
Daub, Sebastian 426, 443 
Dautmergen, Zol1ernalbkreis 254, 479 
Deffingen, Kr . GUnzburg 296,315,354, 

378 
Deffinger, Johann Baptist 449 
Degenn, Johann 434 
Degernau, Kr. Biberach 298, 354, 377 
Deilingen, Kr. Tuttlingen 254, 479 
Delkhofen, Kr. Tuttlingen 254, 479 
Del1mensingen, Alb-Donau-Kreis 261 , 297, 

379 
Dem, Bastian 441 
Dengel, Melchior 444 
Denkingen, Kr. Tuttlingen 60, 254, 479 
Denkinger, Johann 449 
Dennert, Sebastian 432 
Dentingen, Kr. Biberach 51, 168, 192,201 , 

247,299,316,345,380, 438f., 448, 465 
Denzingen, Kr. GUnzburg 245, 296 
Deppenhausen, Alb-Donau-Kreis 377 
Derndorf s. Dorndorf 
Dettingen, Kr. TUbingen 61,371 
Deuingen, Herren von 214 
Deurer, Georg 430 
Diele, Ulrich 433 
Diengau 20 
Dieppolt, Martin 433 
Dietershofen, Kr. Neu-Ulm 296 
Dieterskirch, Kr. Biberach 186-188, 194, 

237, 263 
Dietsch, Anthoni 434f. 
Dinnenried, Kr. Ravensburg 377 
Dintenhofen, Alb-Donau-Kreis 173, 202, 

217,263,298,315 , 317, 379,453 
Dobler, Franz Anton 426, 443 
Do1erwiner, Kaspar 434 
Dol1330, 427 
Donaurieden, A1b-Donau-Kreis 354 i 
Donaustädte 75, 78, 88, 108, 150, 151f., 

171, 175, 216, 265, 268, 297, 302, 320, 
341, 352, 467-470, 472f., 476; s. auch 
Riedlingen, Munderkingen, Mengen, 
Sau1gau und Waldsee 

489 

Dormem, Matthias 430 
Dormettingen, Zollernalbkreis 162, 194, 

438f., 478f. 
Dom, Matthäus 441 
Domdorf, Alb-Donau-Kreis 263, 296, 

316f., 378 
Dornheim, vermutI. Dornhan, Kr. Rottweil 

61 
Dornsberger (Domsperger), Familie 173 

- , Hans Adam 173f. , 176, 180f. , 186 
-, Jerernias 136, 173 
-, Johann Konrad 173 
-, Hannibal 434 
-, Kaspar 103f. 
-, Konrad 173 
-, Raimund 173 
-, Thomas 103 

Dostenberger, Johann 451 
Dreher, Veit 447 
Dreyer, Dionysius 232 
Dürbheim, Kr. Tuttlingen 60, 254, 479 
Dürmentingen, Kr. Biberach 57, 87f. , 176, 

469,473 
Dürr, Hans 89 
Dürre, Georg 425 
Dürrnast (Amt), Kr. Ravensburg 256, 480 
Duffner, Joseph 447 
Eberle, Franz Joseph 447 
-, Johannes 449 

Ebingen, Zollernalbkreis 59 
Ebinger, Hans 435 
Echlishausen, Kr. GUnzburg 245 
Eckhle, Johannes 451 
Eckhmann, Georg 447 
Eckh zum Kern s. Egin zum Kernen 
Edel, Johann 446 
Edelein, Gregori 436 

- , Hans 436 
Edelstetten (Kloster) , Kr. GUnzburg 151 
Edemann 426 
Edlmann, Jakob 439 
Egen s. Egin zum Kernen 
Egenhofen, Kr. GUnzburg 214f., 217, 296 
Egesheim, Kr. Tuttlingen 254, 479 
Eggert, Georg 433 
-, Hans 450 

Eggs, Johann 214 
Eggstein, Johann 445 
-, Michael 421 

Egin zum Kernen, Matthäus 339, 430f. 
Eginger s. Ebinger 
Eglofs, Kr. Ravensburg 213, 217 
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Ehingen (Stadt und Herrschaft), A1b­
Donau-Kreis 21,23,37,54,59,61,64, 
68f., 71f., 74f., 79, 81-84, 87f., 9Of., 95-
97, 100, 102, 104-106, Illf., 115, 124-
136, 141, 143, 145, 149, 154, 158, 161, 
163f., 166, 173f., 180, 182-187, 191, 199-
202, 206-208, 21Of., 215,217f. , 22lf., 224, 
226, 228, 232, 234, 237, 239-246, 249f., 
252, 257ff., 261, 263ff., 267, 273-276, 
280ff., 284f. , 287f., 291, 298, 300f., 
306f., 309f., 313, 315, 317, 320, 322f., 
330-333, 336f. , 340-343, 345, 352-355, 
358,361, 369f., 373f., 378, 381f. , 388f., 
391ff., 398, 400, 409, 411-421, 423f., 430, 
434-437, 442, 444, 450, 457ff., 461 ff., 
465 , 471, 474f., 479-482. 
-, Herren von 260,318 
-, Albrecht Sigismund von 260 
-, Burkart von 61 
-, Philipp von 260 
-, St. Moritzstift s. Rottenburg 

Ehinger, Hans 426, 430 
-, Johann 427, 430f. 
-, Johann Baptist 419f. 

Ehrenreich, Johann Michael 426 
Ehr1inn, Simon 438 
Eiberg 392 
Eichstätt, Kr. Eichstätt 
-, Marquart, Schenk von CasteIl, (Bf.) 259 
-, Wilhe1m von Reichenau (Bf.) 34 

Eidgenossenschaft 14, 69, 73, 77, 220; 
s. auch Schweiz 

Einsingen, Stadtkr. Ulm 184, 196, 261 
Eisenreich, Franz Anton 451 
Eisenschmid (Eisenschmidt, Eißenschmidt) 

Jakob 434f. 
Ekhardt, Hans s. Eggert 
Elchingen (Kloster), Kr. Neu-Ulm 152, 158, 

379 
Ellerbach, Herren von 23, 51,465 

- , Burkart Hans von 45 
Ellwangen (Amt), Kr. Biberach 51, 150, 

155, 159, 161f., 165, 168, 173, 178f., 
201 f., 207f., 215f. , 262, 44Of., 452, 465f., 
471, 474f. 

Ellzee, Kr. Gilnzburg 214f., 217, 296, 452 
Elsaß 13f., 17f., 22, 71, 73, 79, 108f., 113, 

129, 135, 142, 146, 268, 286,409 
Emerkingen (Herrschaft), Alb-Donau-Kreis 

159, 165, 168, 170f., 173, 175, 185-188, 
194, 2OOf., 208, 214f., 217, 234, 237, 248, 
250, 263, 299, 316, 331, 354, 377, 438, 

450,480 
-, (Dorf) 194,223 

Emert, M. Sebastian 432 
Emershofen, Ludwig von 61 
Emhardt, Wolfgang 426 
Emmenthal, Kr. Gilnzburg 296 
Engel, Christoph 432 
-, Johann Baptist 340 

Engelhardt von Adlershofen, Franz Josef 
281, 287, 428, 443 

Engelhart, Simon 442 
Engelswies, Kr. Sigmaringen 192, 199 
Engen, Kr. Konstanz 478 
Engenweiler, Kr. Sigmaringen 238, 379 
Ensisheim, Dep. Haut-Rhin 7, 21f., 24, 71 , 

74, 79, 122, 129, 396 
Enzberg, Franz Gf. von 214 
Eppele, Leonhard 433 
Erath, J oseph 451 
Erbach, Alb-Donau-Kreis 87 , 89f., 101, 

104, 135, 150f., 160, 164, 173, 201f., 
208f., 215f., 234, 239, 243 , 247, 250, 265, 
297, 299,303,305,316,318,324,331 , 
354, 378, 436, 448 

Erbishofen, Kr. Neu-U1m 296 
Ergau (Eritgau, Bezirk um Riedlingen und 

Saulgau) 20 
Ergenzingen, Kr. Tilbingen 61, 479 
Erhardt (Erhard), Michael 427, 430 
Erlaheim, Kr. Tuttlingen 162,177,194, 

438f., 479 
Erisdorf, Kr. Biberach 377 
Erlaw, Marx 438 
Ermanuz, Hans 436 
Ernst, Joseph 450 
-, Hz. s. Habsburg 

Erolzheim, Herrn von 45 
Ertlingen, Kr . Biberach 191, 194,448, 

479f. 
Eschach, Kr. Ravensburg 49, 255f. 
Eschay (Eschey), Bartholome 427, 431 
Eschlar, Martin 436f. 
Essendorf (Gericht, heute Ober- und Unter­

essendorf), Kr. Biberach 150, 159, 161 f., 
168,171,177,215, 44Of., 452, 472 

Essendorf, Herren von 45 
Eßer, Andreas 432 
Ettlishofen, Kr. Gilnzburg 296 
Ettishofen, Kr. Ravensburg 103 
EUisweiler, Kr. Sigmaringen 460 
Eyberlin, Thoma 105 
Eyselin (Eyßel), Andreas 275, 280, 286f. , 



337,415,417,425,443 
Eyth, Franz Xaver 451 

Faber, Franz Josef 451 
Faber von Rosenstock, Michael 143, 160 
Faberbosch, Georg 450 
FähnJe, Josef Martin 419 
Faiglin, Stephan 105 
Falkenstein (Gfsch .), Donnersbergkreis 384 
Farenschong, Antoni 451 
Fauber von Randegg, Herren von 177 
Fauler, Johann Georg 421 
-, Matthäus 435 

du Fay, Gen. 267 
Federmann, Jakob 436 
Feeß, Johann 446 
Fehl, Martin 425, 431 
Feil, Michel 434f. 
Feldbach (Kloster), Kt. Thurgau 380 
Feldkirch (Herrschaft), Vorarlberg 21, 23, 

64, 70ff., 74f., 78, 110, 209, 459 
-, (Stadt), Bez. Feldkirch 287,398 

Fell s. Feil 
Fendt , Anthoni 448 
Ferdinand 1., Ehz. (K.), s. Habsburg 
-, Ehz., s. Habsburg 
-, 11., K., s. Habsburg 
-, 111., K., s. Habsburg 

Ferdinand Karl, Ehz. s. Habsburg 
Feuchler, Blasius 435 
Feugele, Stepahn 444 
de Feuquieres, Gen. 267 
Fiederer, Georg 438 
Fieger s. auch Füger 
Fieger, Lorenz 433 
Fieger zu Friedberg, Karl 143 
Figglin, Wilhelm 447 
Finckhel, Heinrich 431 
Fischach, Kr. Augsburg 296 
Fischbach (Amt), Stadt Friedrichshafen, 

Bodenseekreis 256, 371, 478 
-, Michel 422 

Fischer, Georg 433, 452 
Fischer, Hans von 102 
-, Martin 439, 444 
-, Marx 439 

Fischershausen, abgegangen auf Markung 
Wiblingen, Stadtkreis Ulm 297 

Flandern 226 
Fog, Jakob 444 
Franckh, Michel 446 
Franken 82, 108 
Frankfurter, Jakob, Dr. 45, 49 
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Frankreich 13f., 17, 73, 208, 210, 217, 
22Off., 226ff. , 230, 262, 265-268, 270, 
283, 289, 292, 300, 335, 344, 363, 389ff., 
401,408,410,413,415,458,461,482 

Franz 1., K. s. Habsburg 
-, 11. (1.), K. s. Habsburg 

Fredenreich, Hans 431 
Freiberg, Herren von 388 
-, Lutz von 54, 68 

Freiberg zu Haldenwang, Eberhard von 
83f., 99 

Freiburg i. Br. 62, 71, 109, 129, 138, 199, 
217, 221 f., 224, 226, 267f., 285, 287, 292, 
338, 343, 346, 356, 359ff., 364, 367, 
387f., 390,410,416,418,423,429, 464f., 
482 
-, i. Ü., Kt. Fribourg 18 

Freising zu Aichach, Friedrich von 213 
Freudenegg, Kr. Neu-Ulm 263 
Freudenreich, Simon 184 
Frey, Bgm. Radolfzell (1716) 426 
-, (Johann Georg oder Johann Chri­
stoph) Bgm. Radolfzell (1694) 296 
-, Georg 105 
-, Hans 426 
-, Hans, Deput. aus Obernheim 439 
-, Hans Jakob 448, 452 
-, Johann Christoph 427 
-, Johann Jakob, Bgm. Radolfzell 426 
-, Johann Jakob, Landschreiber Nellen-
burg 442, 446 

Frickgau, Kt. Aargau 13 
Frickh 430 
Fricktal, Kt. Aargau 22 
Fridingen a. d . Donau, Kr . Tuttlingen 208, 

249, 252, 254, 258, 319, 322, 331, 431, 
442,479 
-, Hans von 49, 80, 98 

Friedberg-Scheer (Gfsch.), Kr. Sigmaringen 
51, 165f. , 173,466,469, 473,476 

Friedingen, Kr. Konstanz 214,371,379 
Friedrich, Hz. s. Habsburg 
-, 11 ., Hz. s. Habsburg 
-, 111., K. s. Habsburg 
- , IV., Hz. s. Habsburg 
-, 11., Kurfürst von der Pfalz s. Pfalz 

Fritsch, Kv. in Feldkirch 287 
Friz, Christoph 435 
-, Jakob 434f. 

Frommenhausen, Kr. Tübingen 61, 371 
Fueger, Jakob, J. u. D. 432f. 
-, Mathias 102 
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Fünd, Me1chior 444 
Fürstenberg, Gfn. und Fürsten von 174, 

349,380 
-, Friedrich Gf. von 455 

Fugger, Gfn. 71, 9Of., 97, 148, 150f., 229, 
259, 262f., 277, 279f., 295, 303, 330f., 
398, 413, 429 
-, Adam Franz Anton Josef 331 
-, Albrecht 229, 297 
-, Anton 91 
-, Anton Ruppert 331 
-, Eustachius Maria 331 
-, Georg 142f. , 167 
-, Hans (Johann d. Ä.) 151 , 158 
-, Jakob 68, 9Of., 185 
-, Marx 92, 151, 158 
-, Octavian 158 
-, Philipp 91 
-, Philipp Eduard 158 

Fugger-Wellenburg, Gfn. von 295 
Fulda, Kr. Fulda 82 
Fulgenstadt, Kr. Sigmaringen 472 
Furtenbach, Z. von 287f. 
Fussach, Bez. Bregenz 23 
Gabel, Hans 441 
Gabler, Hans 456 
Gaisser, Georg, Abt von St. Georgen s. St. 

Georgen 
Gaisser s. Gaysser 
Gaisweiler, Kr. Sigmaringen 460, 480 
Gamer, Jakob 444 
Gampp 422 
Gamppoß, Johann Ludwig 427 , 431 
Gannertshofen, Kr. Neu-Ulm 296 
Gasel, Michael 446 
Gasser, Leonhard 445 
Gasserer, Georg 431 
Gassner, J oseph 447 
-, Raimund 442 

Gaudenz von Rost, Johann 208 
Gauggel, Balthasar 442 
Gayser, Georg Christoph 445 
Gaysser, Franz Christoph 281,290, 309f., 

337,416,428 
-, Johann Christoph 428, 445 

Gayst s. Gayser 
Gebhard zu Ringgenweiler, Georg 431 
Gebrazhofen (Amt), Stadt Leutkirch i. A., 

Kr. Ravensburg 88, 114, 393 
Geiger, Johann Kaspar, J. u. Lic. 447 
Geislingen, Zollernalbkreis 177 
Geizkofler, Zacharias 129 

Genser, Georg 446 
Georg der Reiche von Bayern s. Wittels-

bach 
Gerber, Franz Xaver 426 
Gerbert, Martin s. St. Blasien 
Gerlenhofen, Kr . Neu-Ulm 296 
Germersheim, Christoph Kaspar von 341 
Gerster , Kaspar 448 
Gerthart , Hans 440 
Geysser s. Gaysser 
Giel, Ulrich 432 
Giel von Gielsberg 215 
Gier, Konrad 424, 430 
Gilgenberg, Hans Imber von 71 
Gillmann, Bernhard Kaspar 449 
Girr s. Gier 
Glantz, Martin 433 
Glatz (Gfsch.) 345 

- , Michael 180 
Gleichauf, Jgnaz, Dr. 426 
Gleisheim, Johann Baptista von 267 
Gleitz, Martin 433 
Glieg, Jakob 103 

- , Johann 431 
Glöttweng, Kr . Günzburg 159, 236, 378 
Glück, Franz Fortunat 389 
-, Johann 427 

Glük, Johann Nepomuk 420 
Gögglingen, Stadtkreis Ulm 297 
Göhring, Hans 439 
Göppingen (Stadt und Amt), Kr. Göppin-

gen 209, 212-215, 453 
Görung, Hans 441 
Göz, Sebastian 432 
Goll, Thoma 436 
Golter, Mathäus 421 
-, Xaver 422 

Gomp (Gompp), Franz Jgnaz 423 
Goser, Georg 431 
Gosheim, Kr. Tuttlingen 254, 479 
Grab, Jakob 449 
Graben, Stadt Bad Waldsee, Kr. Ravens­

burg 301, 377 
Gradner 52, 466 
Graf, Joseph 449 
-, Kaspar 448 

Grafenegg, Friedrich Frh. zu 82 
Grafenwald, Gde. Schemmerhofen, Kr. Bi-

berach 316, 354 
Graff, Christoph 446 
Graubünden, Schweiz 459 
Granheim, Stadt Mengen, Kr. Sigmarin-



gen 379 
Graz 28 
Greifenegg, Hermann von 389, 391, 429 
Greifenstein s. Lamparter von Greifenstein 
Greiner, Simon 434 
Großkissendorf, Kr. Günzburg 296 

- , s. auch Kissendorf 
Großkötz, Kr. Günzburg 168, 170, 201, 

215, 239, 247f., 250, 299, 318, 379,452, 
477 

Großtissen s. Tissen 
Grünenwald, Johann 447,451 
Grüner, Johann Georg 445 
Grünkraut, Kr. Ravensburg 442 . 480 
Gruningen, Martin 102 
Gschorer, Michael 444 
Güeteler, Johann 444 
Günzburg, Kr. Günzburg 34, 36f., 68, 72, 

75, 78, 87f., 92, 102-105, 111, 124, 126f., 
130f., 135, 158, 161f., 164, 171, 173,201, 
207, 214f., 218, 234f., 241, 243-246, 
249f., 252, 257f., 279, 298, 303, 315, 319, 
322f., 345, 350, 353ff., 373f., 378, 381, 
386,391,397,419, 428f., 434f., 446, 477 
-, Dorfschaften 250 

Gundeishausen s. Hausen 
Günzer, Anthoni, 453 
-, Franz 451 
-, Paul 207, 446 

Güssen von Güssenberg zu Glött, Wi1he1m 
von 37 

Guetter, Christoph 345 
Guldin, Balthus 434 
Guller, Simon 432 
Gumbisch (Gumpost, Gumppost) s. Gamp­

poß 
Gundelfingen, Rudolf Frh. von 142 
-, Schweickhan von 49, 56, 81, 83f., 90, 
93f., 97ff., 106, 112,468 
-, Wilhelm von 61 

Gunningen, Kr. Tuttlingen 316f., 354, 381 
Gurtweil, Stadt Waldshut-Tiengen, Kr. 

Waldshut 288 
Gutenstein (Herrschaft), Kr. Sigmaringen 

152,154,159-162,165.167, 170.173. 
175,189, 191f., 199-202, 207f., 215f., 
223,231,234,240,243 ,246,250,253, 
256,299,315 , 324,331,354,371,380, 
386, 436, 446, 477, 480 
-, (DorO, Stadt Sigmaringen, Kr. Sigma­
ringen 192, 199 

Gutenzell (Kloster), Kr. Biberach 42 

Haag, Mathias 331, 341 
Haaß, Anthoni 447 
-, Martin 447 
-, Matthäus 446 
-,Oswald 435 

Habsburg passim 
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-, Albrecht 1., Kg. 9, 14, 17f., 20, 26, 
115f., 159 
-, Albrecht 11. , Hz. 18, 21, 212 
-, Albrecht 111., Hz. 18 
-, Albrecht VI., Ehz. (Hz.) 18, 24, 27f., 
38ff., 59,63,69, 159,212,396 
-, Claudia, Ehz. 473f. 
-, Ernst 18, 23 
-, Ferdinand, Ehz. 18f., 98, 117f., 120-
123 , 125, 129, 132, 134-137, 144, 146, 
148-152, 158, 166, 179, 253, 342, 429, 
456, 467ff., 475 
-, Ferdinand 1., Ehz. (K .) 18,37,43-47, 
49, 54ff., 65, 67ff., 71-76, 78f. , 83ff., 
88ff., 92, 94, 96f., 107f., 117, 121, 139, 
161,182, 203f., 397,454 
-, Ferdinand 11. , K. 19, 158, 169, 171 
-, Ferdinand 111 ., K. 19 
-, Ferdinand 111., Ehz. (Habsburg-Tos-
cana) 13, 399 
-, Ferdinand Karl, Ehz. 19, 133, 185 , 
213, 218f., 221f., 339 
-, Friedrich, Hz. (Kg.) 18,21 
-, Friedrich 11., Hz. 18,212 
-, Friedrich 111 . (V.), K. 18,24,27-30, 
36, 38-42, 46, 52, 59, 69, 396, 454, 466 
-, Friedrich IV., Hz. 15 , 18,21-24,27, 
38,51,69,264,396,466 
-, Franz 1., K. 19,393 
-, Franz 11. (1.), K. 19,389,481 
-, Hartmann, Hz. 18, 20 
-, Joseph 1., K. 19,269,282,423 
- , Joseph 11. , K. 17, 19,222, 358f., 
385, 387, 404, 464 
-, Karl V., K. 18,37,43 ,54,73 
-, Kar1 VI., K. 19, 347,349,363, 368, 
403 
-, Karl, Ehz. 18f. 
- , Kar! von Burgau 19, 152, 154, 157f., 
160, 165ff., 170, 173,202,214 
-, Leopold 1., Hz. 18, 212 
-, Leopo1d 111., Hz. 18,21,23,26,38, 
45, 57f., 212 
-, Leopold IV ., Hz. 18,21,23,51,466 
-, Leopold, Ehz. 19,98, 129. 142ff. , 
149, 156-163, 168-176, 178ff., 183-189, 
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200-204,209,224,457,472ff. 
-, Leopold 1., K. 19, 181, 225-229, 260, 
266,297,301,400, 46lf., 471 
-, Leopold 11., K. 19, 385, 387f. 
-, Maria, Ehz. 137 
-, Maria AmaJia 287 
-, Maria Antonia 266 
-, Maria Theresia 1Of., 13, 17, 19,25, 
86, 95, 161, 180, 259, 278, 290f., 293, 
329, 333, 337, 340, 342, 345, 350, 352f., 
358ff., 363, 367, 375f., 381 , 383ff., 401, 
403, 414, 464f., 482 
-, Matthias, Ehz. 138ff., 142, 456 
-, Matthias, K. 92, 157,471 
- , Maximilian 1., (Kg.) K. 7, 17f., 24f., 
29-37, 42f., 49f., 52-55, 62-65, 68-71, 73, 
75,77, 9Of., 108f. , 120, 185,340,395-
399, 466f., 470, 475 
-, Maximilian 11., K. 18f., 118, 144 
-, Maximilian, Ehz. 19,98, 104, 121, 
126, 129, 134, 138, 142, 145, 149, 152-
159, 182,456,470,472, 474f. 
- , Ono, Hz. 18, 21 
-, Philipp I. 18 
Rudolf 1., Kg. 14, 17f., 20, 23, 26, 38, 
395, 454 
Rudolf 11., Hz. 18, 20 
-, Rudolf 111 ., Hz. 18 
-, Rudolf IV., Hz, 18,21,212 
-, Rudolf 11., K. 19, 121, 129, 136-139, 
145,149,151, 153f., 456, 471 
-, Sigismund, Ehz. (Hz.) 16, 18, 24, 27-
30, 39-42, 48, 51 f., 59-65, 69ff., 75, 108, 
166, 396ff., 465, 467, 475 
- , Sigismund Franz, Ehz. 19, 219-222, 
224,226 
-, Wilhelm, Hz. 18 

Habsthai, Kr. Sigmaringen 155 
Haberposeh, Georg 450 
Habersackh, Georg 140 
Hage, Konrad 427 
Hagen, GaU, Dr. 137-140 
-, Mathias 451 

Hager, Wilhelm, Dr. 183, 437 
Hagerlein, Georg 436 
Hagg s. Haag 
Haginlow s. Hengelau 
Haigerloch (Stadt und Herrschaft), Zollern­

albkreis 21, 59, 340 
Hailfingen, Kr . Tübingen 61 
-, Georg 425 , 430 

Hailtingen, Kr. Biberach 51, 155, 168, 192, 

201,215,247,299, 316, 345, 380, 438f., 
448, 465, 478; s. auch Bussen 

Haim, Hans 437 , 441 
Haine, Joseph Leopold 447 
Haisterkirch (Amt), Kr. Ravensburg 50, 

150, 155, 159, 16lf., 165, 168, 171, 173, 
177,208,215,262, 44Of., 452, 465, 472, 
474f. 

Halda, N. 441 
Halden, Fraru Rudolf von der 232, 236, 

241,261 , 461 
Haldenstetten, Kr. Konstanz 379 
Halder 426 
Hall (Tirol), Bez. Hall 6lf., 214 
Haller, Hans (Bgm. von Rottenburg) 103, 

425 
-, Hans (Deputierter der Landvogtei 
Schwaben) 430 
-, Hansheinrich 430 
-, Jakob 430 

Hamman, Anton 331 
Han, Isak 90 
Hanberg s. Homberg 
Hansellmann, Hans 180 
Happach, Kr. Günzburg 296 
Harder, Johann 427,442 
Hardelberger, Hans Jakob 431 
Harscher, Christoph 439 
-, Johann 426, 430f. 
-, Marx 439 
-, Melchior 438f. 

Harthausen a. d. Scheer, Zollernalbkreis 
434,477 

Hartmann, Andreas 432 
- , Hz. s. Habsburg 
-, Urban 105 

Hasenfelder, Dietrich 425, 442 
Haslach, Johann Baptist 276 
Haßler, Christi an 61 
Hatzfeld, Gfn. von 385 
Haubert, Karl von 428 
Hauerz (Amt), Kr. Ravensburg 51,150, 

155, 159, 161f., 165, 168, 173, 178f., 
20lf., 207f., 215f., 262, 44Of., 452, 465, 
471,475 

Haug, Peter 434 
- , Sebastian 267 

Haugartner (Hauggartner, Hauggarthner) 
Johann 428,431 

Haugwitz, Friedrich Wilhelm Gf. von 290, 
351 

Haupter, Hans 436 



Hausen, vermutl. Gundeishausen, Kr. Rott­
weil 61 
-, Herren von 229 
-, am Andelsbach, Kr. Sigmaringen 181, 
198,441,456,460,480 
- , arn Tann, Zollernalbkreis 254, 479 
-, an der Aach, Kr. Konstanz 331,371, 
379,480 
-, im Tal, Kr. Sigmaringen 231,250, 
255,477 
-, ob Allmendingen, Alb-Donau-Kreis 
184, 196 
-, ob Urspring, Alb-Donau-Kreis 184, 
196,271,479 

Hauser 307 
-,439 
-, (N.) 341 

Haußer, Bartholome 103 
-, Hans Melchior 445 

Heber, Johann Jakob 306f. 
Heblitzel, Georg 339, 431 
Hecheln, Gde. Mühlingen, Kr. Konstanz 

152, 190, 198,223 
Hedelhaiser, Thomas 434 
Hedingen, Kr. Sigmaringen 155 
Hegau 49, 65, 173, 229, 234, 279 
Hegele, Johann 428 
Hegelhofen, Kr. Neu-Ulm 296 
Heggbach (Kloster), Gde. Maselheim, Kr. 

Biberach 42 
Heggmann, Kaspar 262, 369, 428 
Heichlinger s. Heuchlinger 
Heidenheim (Herrschaft), Kr. Heidenheim 

26 
Heiligkreuztal (Kloster), Gde. Altheim, Kr. 

Biberach 95, 127, 148f. , 159-162, 165, 
167, 170, 173, 175, 181ff., 185 , 194, 
200f., 208, 214f., 217, 223, 228 , 234, 
236f., 240, 243, 247, 250, 262, 264, 295, 
299,303,316,324,331,354,380,436, 
448, 455-462, 479f. 
-, Roggwil, Katharina von, Äbtissin 
182f. 

Heim, Hans 437 
Heimbach, Joseph 421 
Heiterle, Georg 449 
Hel, Hans 103 
Held, Ulrich 451 
Hele, Georg 339 
Helfenstein, Gf. von 159, 186 
-, Georg Gf. von 118f. 
- , Hans Ulrich Gf. von 99 

Helfenstein, Rudolf Gf. von 142 
-, Ulrich Gf. von 212 
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Heller, Hans s. Haller (Bgm. v. Rotten­
burg 
-, Lienhard 103 

Heller von Hellersberg, Franz Anton, J . u. 
D. 286-288, 328, 336f., 409, 413ff., 417 , 
425, 427 
-, Franz Jgnatius, Lic. 413 

Hellmann, Bernhard 430 
Helmbher s. Helmer 
Helmer, Elias 426, 430 
Hemerlin, Ulrich 437 
Hemishofen, Kt. Schaffhausen 380 
Hemmenhofen, Kr. Konstanz 380 
Hemppel, Anton 341 
Hengelau, Gde. Winterspüren, Kr. Kon­

stanz 67 
Henkhe, Martin 444 
Hepp, Franz 451 
-, Martin 435 
-, Marx 439 

Hepperger, Dietrich, Dr. 142 
Heratskirch, Gde. Bolstern, Kr. Sigmarin­

gen 472 
Herbenshofen, Alb-Donau-Kreis 173, 202, 

217,263,298,315,317,379,453 
Herbst, Julius 433 
-, Nikolaus 432 

Herderer, Johann Wilhelm 448 
Hermann, Christoph 447 
-, Heinrich 71 

Hermanuz, Johannes 449 
Hernmann, Georg 436 
Herolt, Hans 430 
Herr, Konrad 435 
Herstein, Frhn. von 296 
Hertkorn, Michel 453 
Hertrich, Michael 449 
Herz, Hans 439 
-, Joseph 447 
-, Kaspar 437 

Herzog, M. Hans Adam 428, 430 
-, Jakob 435 
- , Johann, Dr. 128 
-, Kaspar 434 

Hester (Huster), Sebastian 341 
Hetschwang, Kr. Günzburg 296, 379 
Hettinger, Hans Leonhard 427, 431 
Heuchlinger, Bartholome 435, 446 
-, Georg 435 

Heudorf am Bussen, Kr. Biberach 471 
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Heudorf im Hegau, Kr. Konstanz 67 , 255 , 
341 , 379 

Heufe1den, A1b-Donau-Kreis 184, 196, 199, 
315,354,378 

Heurenbach, Stadt Bad Waldsee, Kr. Ra-
vensburg 439, 480 

Heyter1e s. Heiter1e 
Hiersst, Niclaus 432 
Hi1denbrandt, Kar! Andreas 253 
Hillenbrandt, Georg 435 
Hildenprand (Hi1denprand, Hiltbrandt), 

Hans 434f. 
Hiller, Lic. 423, 427 
Hi1zingen, Kr. Konstanz 152, 160f. , 190, 

198,217,234,240, 247,250, 259,294, 
299,316, 324, 331f., 341, 354, 371, 380, 
431 , 436, 447f., 478, 480 

Hindelwangen (Hindelwang), Kr. Konstanz 
67 , 371 

Hintzingen, unermittelt (Gfsch . Kirchberg) 
442 

Hippetsweiler, Kr. Sigmaringen 477, 480 
Hirbishofen, Kr. Neu-Ulm 296, 379 
Hirschau, Kr. Tübingen 60f., 345, 371 
Hittelkofen, ehern . Gde. Haisterkirch, Kr. 

Ravensburg 301 
Hitzkofen, Kr. Sigmaringen 160, 162, 181 , 

194, 200f., 203, 208, 215 , 223, 234, 240, 
247, 250, 255, 258, 265, 293, 299, 316, 
323f., 331 , 354, 380,438, 450,457,459, 
462 ff., 479f. 

Hitzier, Simprecht 44 
Hoch, Konrad 434 
Hochberg (badisches Amt), Kr. Emmendin-

gen 248 
Hochdorf, Kr. Biberach 435, 479 
Hocher, Konrad 435; s. auch Hoher 
Hochenadel, Anton 425 
Hochnadel, Antoni 415 
Hochnadl, Wilhelm 420f. 
Hochrainer, Martin 452 
Hochwang, Kr. Günzburg 36, 92, 158, 

214f., 246, 298, 303, 315 , 357, 378, 397 
Höbe, Johannes 453 
Höchst, Bez. Bregenz 23 
-, Stadtammann von Ehingen 275 

Hödorff s. Heudorf im Hegau 
Hör s. Herr 
Höttinger, Johann Leonhard 430 
Hofen, Stadt Spaichingen, Kr. Tuttlingen 

479 
Hofmann, Erhard 71 

Hohenadel s. Hochnadl 
Hohenberg (Grafschaft) 16, 21, 23, 26, 43, 

51,57-65, 70ff., 74f. , 78f., 81f., 86ff. , 
92, 94, 100, 102, 104, 11Of., 114, 124f., 
127-131,133 , 135,140, 144,146,158, 
164,171-174,176, 179, 198f., 201, 203, 
208f. , 215, 217f., 223 , 228f., 231, 234, 
240f. , 243, 245f., 248, 250, 253ff. , 260, 
264f., 267, 273f., 276, 279, 294-298, 316-
321,324, 326f., 331 , 338, 340f., 354f. , 
357,371, 38lf., 389, 393, 396ff. , 410, 
426, 430f., 438, 440, 442, 450f., 465, 
478f.; s. auch Rottenburg (Herrschaft) 
-, Rudo1f Gf. von 51 , 465 
-, Rudo1f Ill. Gf. von 57f. 
-, Freiherren von 167, 177 
- , Ferdinand Frh. von 167 
-, Kar! Frh. von 167 

Hoheneck s. Hohenegg 
Hohenegg, Gde. Grünenbach, Kr. Lindau 

7lf., 75, 78, 143 
Hohenschild (Hohenschildt), Hans Ulrich 

427,431 
Hohenschilt (Hohenschü1t , Hohenschulth), 

Michael 431, 442 
Hohenstaufen (Herrschaft), Kr. Göppingen 

212; s. auch Göppingen 
Hohenzollern (Festung), Zollernalbkreis 

228 
-, Gfn. und Fürsten s. Zollern 

Hoher, Johann Georg 425 , 443 
Holland 227, 268 
Holscher, Johann 433 
Holzheim (Herrschaft), Kr. Neu-Ulm 20, 

152, 158, 170, 173, 20lf., 215, 239, 
247f., 250, 255, 299, 316, 354, 378, 440, 
450 

Holzschucher, Seyfried 91 
Homberg, Gde. Eigeltingen, Kr. Konstanz 

67 
Hoppetenzell (Hoppenzell), Kr. Konstanz 

67, 380 
Horb (Stadt), Kr. Freudenstadt 59, 61f., 

100, 120f., 104, 126, 131, 136, 164, 180, 
223,234,237, 240f., 243f., 246, 249f., 
253, 255, 258, 260, 263, 279, 298, 300, 
307, 316f., 319, 322, 324, 326f., 332, 
340f., 345, 354, 373f., 381, 400, 411, 423, 
427, 430f., 438, 442, 450, 478f. 
-, (Stift) 87, 94f., 125,479 
-, Dietrich von 140 

Horch, Bgm. Radolfzell (1627) 431 



Hornstein, Hilarius 439 
Hornuß, C. H. 287 
Horscher s. Harscher 
Hueber, Johann 424, 442 
-, Melchior 424,431 
-, von Ploesberg, Franz 445 

Hüldt, Matheiß 433 
Hürben, Stadt Krumbach, Kr. Günzburg 

151,247,250,252,255,299,316,324, 
354, 436f., 446, 477 

Huet , Meister Georg 61 
Hug, Hans Wo1ff 439 
Humbler, Hans 439 
Humel, Kaspar Matheis 441 
Humlangen, Alb-Donau-Kreis 263, 296, 

318 
Hummel, Johannes 453 
-, Matthäus 441 
-, (Humbl), Severin, Lic. 126, 232, 273, 
275,412,425,458 

Hund von Lauterbach, Barbara s. Urspring 
Hundersingen, Gde. Herbertingen, Kr. Sig-

maringen 194, 255, 259, 480 
Huster s. Hester 
Hygle, Andreas 447 
Hyltbrand, Johann, Dr. 412 
Ihlmüller 417 
IIIerberg, Kr. Neu-Ulm 477 
IIIerzell (Schloß), Kr. Neu-Ulm 68 
I1sung, Georg von 99 
Ingoldingen, Kr. Biberach 263, 298, 315 , 

317,354, 377 
Ingram, Frh. von 236, 260 
Innama, J . u. D. 423 
Innsbruck 25, 33, 37, 43-50, 53-56, 62-69, 

71-76,78,81-85 , 89ff., 93-98, 100, 106, 
109f., 112, 114, 117f., 122, 126, 133, 
136ff., 146, 150, 153f., 158ff., 162, 
165ff., 170f., 175, 182, 184ff., 209, 213 , 
215,218, 224ff., 228, 230, 232, 235f., 
261,265 , 274,277, 279ff., 288, 295 , 303, 
323, 337f., 341, 352f., 384, 396, 400, 410, 
422f., 455ff., 459, 462f., 467, 469f., 473f. 

Irsee (Kloster), Kr. üstallgäu, 414 
Isenburg, Kr. Freudenstadt 260 
Isny, Kr. Ravensburg 44, 50, 465 
Jach, Martin 446 
Jäger, Wi lhelm Florian 446 
Jagdberg, abgegangen bei Schlins, Bez. 

Feldkirch 23 
Jannauer, Peräquationskommissar 369 
Jehlin, Franz Albrecht 451 

497 

-, Matheis 452 
Jenko von Jenkesheim, Franz Jgnaz 425 
Jeltingen, Kr. Günzburg 33, 35ff. 
J ohan, Konrad 427, 443 
Johannes XXIII., Papst 22 
Joler (Johler), Johann Michael 339, 428 
Joseph 1. , K., s. Habsburg 
Joseph 11., K. , s. Habsburg 
Jung, Jodochus 432 
-, Jos 432 
-, (Yunckh), Melchior 437 
-, Thomas 445 

Jungingen, Herren von 229 

Kadeltshofen, Kr. Neu-Ulm 296, 318 
Kärnten 114 
Kaiblin (Kaibi), Franz Joseph von und zu 

Schlößlinswecht, J . u. D. 287, 425, 443 
Kaiser, Peter 437 
Kaißel, Johann Melchior, J. u. Lic. 334 
Kaisheim (Kloster), Kr. Donau-Ries 296f., 

299,317,379 
Kalkreute , Kr. Sigmaringen 460, 477 
Kallenberg (Herrschaft), Kr. Tultlingen 

und Zollernalbkreis 51,56,88,150,153, 
155, 161f., 165, 168, 173 , 175ff., 179, 
194, 200ff. , 215 , 223, 234, 240, 243, 247, 
250, 252, 299, 316, 331, 354, 381, 438, 
448, 465f., 468-473, 476, 478f. 

Kallmar, J ohann, Dr. 185, 187, 202, 208 
Kalt, Christoph 442 
Kanntz, Wolfgang 74 
Kapff, Hans Wolf 440 
Kappei , Kr. Sigmaringen 460 
Kappier, Johann Jakob 426 
Kar! V., K., s. Habsburg 
-, Ehz., s. Habsburg 
- , IV. , dt. Kaiser 212 
-, IV ., K., s. Habsburg 
-, der Kühne s. Burgund 

Kastberger, Johann Georg 447 
Kastner , Johann Franz Xaveri 445 
-, Rochius 99, 11 8 

Katharina von Burgund s. Burgund 
Kaudermann s. Kaultermann 
Kaufman, Hans Wilhelm 432 
Kauttermann, Hans 440 
Kayserstein, Franz Sigmund Frh. von 226f. 
Keiblin, Johann Jakob 274, 414 
Kefferle, Hans Georg 207, 433, 444 
Kekh, Blasius 452 
-, Hans 452 

Keller, Abraham 434 
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Keller, Berthold 61 
-, Friedrich Joseph 449 
-, Georg 432f. 
-, Jakob 426 
-, Johann 446 
-, Johann Ulrich 447 

Keller von Schlaitheim, Adam 138 
-, Adam Heinrich 207f., 450, 460f. 
-, Adam Heinrich (Sohn des Adam 
Heinrich) 261,330 
-, Karl Joseph 388 

Kempten 295, 338 
Kenzingen, Kr. Emmendingen 89, 224 
Kern, Abraham 432f. 
Kernaß, Georg 434 
Keßler, Haug Dietrich 444 
Kessler, Johann Martin 445 
Kettenacker, Franz Joseph 288 
Keuffel, Johann Melchior, Lic. 447 
Khienlin s. Kienlin 
Khleiber, Kaspar 439 
Khalle, Kaspar 104 
Khieffer, Michel 105 
Khuen, Hans Jakob 446 
-, von Belasii, Blasien 99, 118 

Khum, M. Hans Ludwig 430 
Khunlin, Balthasar 439 
Kiebingen, Kr. Tübingen 61, 255, 371 
Kieferlin s. Kefferle 
Kienle, Hans 439 
Kienlin, Andreas 438f. 
-, Hans 438 
-, Jakob 439 

Kienin s. Kienlin 
Kiercher, Johann Jacob 437 
Kilchstetten, aufgegangen in Wiechs am 

Randen, Kr. Konstanz 103, 258 
Killinger, Johann Michael 445 
Kircher, Martin 430 
Kirchberg (Herrschaft), Kr. Biberach 24, 

29,68, 71f., 75, 87f., 96, 102ff., 111, 
124, 126f., 130, 142, 151, 164, 171, 185, 
201 ,207,215,241,245-248,250,262f., 
277, 279, 281 f., 287, 295-298, 303, 315 , 
329f., 330, 333, 354, 378, 398, 428f., 
432f., 442f., 477, 479 
-, (Dorf), Kr. Biberach 410 
-, (Kloster), Kr. Roltweil 87, 94f., 389 

Kirchberger, Georg Andreas 102f., 425 
Kircher, Hans Jörg 442 
Kirchperger s. Kirchberger 
Kirchstetten s. Kilchstetten 

Kisenfeger, Georg 436 
Kissendorf (heute Groß- und Kleinkissen­

dorf), Kr. Günzburg 245, 296 
Kitzbühel, Bez. Kitzbühel 68 
K1ainer, Christoph 438 
-, Gallin d . Ä. 438f. 
-, Gallin d. J . 448 
-, Hans 439 
-, Kaspar d . Ä . 439 
-, Kaspar d. J . 449 

Kleiner s. Klainer 
Kleinkissendorf, Kr. Günzburg 296; s. auch 

Kissendorf 
Kleinkötz, Kr. Günzburg 215 , 299,316, 

318,452 
Kleinmayr, Hans Thomas 444 
Kling, Andreas 452 
K1öblin, Christian 271 
K1öckhler, Georg 99 
Knapp, Erasmus 103 
Knaus, Friedrich 339 
-, Johann Evangelista 419,421 

Knöpfler, Johann Joachim 442 
Knöringen, heute Ober- und Unterknörin­

gen, Kr. Günzburg 378 
-, Herren von 23 
-, Georg von 27 

KnolI, Samuel 432 
Koch, Ludwig 419,425 
Kölliz, Johann Jakob 426 
Köln 469 
-, Erzbischof Gebhard, Truchseß von 
Waldburg 469 

Königsegg, Herren von 167, 173,329 
-, Anton Eusebius Gf. von 220, 228 
- , Berthold Gf. von 159, 179,475 
-, Ernst Gf. von 391 
-, Franz Maximi1ian Eusebius Gf. von 
278 
-, Johann Dionys Gf. von 45 
-, Johann Georg Gf. von 210f., 217 
-, Marquart Gf. von 159 

Königsegg-Aulendorf, Johann von 45 
Kössler, Johann Martin 445 
Kohler, Martin 437 
Kolb, Karl 447 
Koler, Jakob 436 
Kommingen, Schwarzwald-Baar-Kreis 258, 

436f. 
Konstanz 22, 66, 81, 92-95, 97ff., 118f., 

122, 126f., 134ff., 138, 142-145, 150, 153, 
157, 159f., 167, 169f., 182, 186,206-210, 



214,217, 220f., 225f., 261, 285, 291,318, 
321,338, 349f., 356f., 364, 367, 387, 391, 
393,413,423,456,463, 470ff., 474, 478, 
480 
-, Andreas, Kardinal von Österreich 
(Bf.) 136, 139, 141f., 166, 189 
- , Rodt , Franz Konrad von (Bf.) 375f. 
-, Lupfen, Johann von (Bf.) 93 

Konzenberg, Kr. Günzburg 159, 165 , 170, 
173,215,231,236,239,247,250,297, 
299, 453 

Krackhor 437 
Krämer, Johann 444 
Krafft, Jacob 416 
Kraft, von 379 
-, Michael 207, 339,442 

Kranicher, Georg Jakob 339 
Krantz, Friedrich 55 
Krauchenwies, Kr. Sigmaringen 165f., 168 
Kraus, Christian 449 
Krauß, Christoph 129, 135 
Kreckh, Mathias 432 
Kreich, Burkhard 431 
Krembs, Jakob 176 
Kremer s. Cremer 
Kriechpaum, Johann Jakob von 284 
Kriegshaber, Stadt Augsburg 211, 214f., 

217,296,452 
Krötz, Christian 447 
Kronburg, Kr. Unterallgäu 165 
Krumbach, Kr. Günzburg 87,90,92, 104, 

127,131 ,135, 150f., 159, 164f. , 173,201, 
207, 215 , 244, 247, 250, 252, 255, 258, 
299, 316, 322, 331 , 354, 373f., 436f., 446, 
477 

Kücher, Johann Josef, Lic. 333 
Kuen, Franz Joseph Christoph Moritz von 

290, 429, 445 
Kürcher, Hans Ulrich 427,431 

- , Martin 427 
Kufstein, Bez. Kufstein 68 
Kumpter, Hans Friederich 433 
Kundich, Peter 102 
Kuon, Dominik von 428 
Kurpfalz s. Pfalz 
Kustenfehll, Hans 448 
Uhr, Georg 431 
Laible, Joseph 421 
Laitz s. Laiz 
Laiz, Kr. Sigmaringen 180f., 198,441 ,452 , 

456, 460, 462, 480 
Lamparter von Greifenstein 90 

-, Hans 92 
Lampertsweiler, Kr. Sigmaringen 472 
Landau, Herren von 45 
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-, Hans Jakob von 33, 35, 42f. , 46, 53 
Landensberg, Kr. Günzburg 168, 170, 

20If., 215, 217 , 239, 247, 250, 299, 303, 
314,316,324,332,354,378,440,452 
-, Haug Dietrich von 142 

Landherr, Franz Xaver 330, 428, 449 
-, Menrad, J. u. Lic. 427 

Landshut, Kr. Landshut 185 
Landsee, Hans Jakob von 99 
-, Lothar Karl Friedrich von 343, 463 

Langenenslingen, Kr. Biberach 16Off., 173, 
181,194, 2oof., 203, 208, 215, 223, 234, 
240,243,247 , 250,265,293,299,316, 
323f., 331, 354, 380, 438f., 450, 456f., 
459, 462ff., 478, 480 

Lanz, Franz Joseph 339 
Laub, Hans 437f. 
Laubbrunner Amt, Bezirk um Laubbron­

nen, Kr. Ravensburg 255 
Laubenberg, Herren von 45, 175 
-, Hans Walter von 62 
-, Hans Wilhelm von 74 

Laupp, Hans 427, 442 
Lauterbach, Kr. Rottweil 192 
Lauterius, Michael 128f., 134, 137, 140, 

143, 184 
Laux, Andreas 425 
Lechenmayer, Georg 430 
Lehri, Leonhard 423 
Leibers, Bgm. Radolfzell 426 
Leibmann, Hans 452 
Luders (Stift), Dep. Haute Saöne 113 
Leiner, Heinrich Bonaventura, Dr. 423 
Leinheim, Kr. Günzburg 296, 315, 354, 

378 
Lemblin, Georg 441 
-, Michael 441 

Lemdle, Johann Michael 445 
Leopold 1. , Hz. s. Habsburg 

- , 111., Hz. s. Habsburg 
-, IV., Hz. s. Habsburg 
-, Ehz. s. Habsburg 
- , 1. , K. s. Habsburg 
-, 11 ., K. s. Habsburg 

Leutkirch im Allgäu, Kr. Ravensburg 44f., 
209,411 

Leutkircher Heide, Freie auf der 38, 50, 
87f. 

Leutti, Dr. 199 
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Leypart, Kaspar 432 
Lichtenau, Heinrich, Bf. von Augsburg s. 

Augsburg 
Liennhart , Hans 432 
Limpurg, Christoph Schenk zu 65 
Lindau, Reg. Bez. Schwaben 35, 42, 45, 

306, 393, 480 
Linz, Oberösterreich 37, 50, 83, 389, 410 
Liptingen, Kr. Tuttlingen 67, 103, 152, 

198f., 255, 431 
Lobenwein, Josef, Dr. 423 
Locher, Hans 441 
-, Joseph 443 

Lochmüller, Hans 103 
Löwental (Kloster), Stadt Friedrichshafen, 

Bodenseekreis 42, 44, 49, 377f. 
Lothringen 458 

- , Kar1 von 227, 234, 236, 458 
Ludovici, Hermann Georg 443 
Ludwig XIV ., Kg. 226f. , 266f. 
Ludwig von Bayern s. Witte1sbach 
Ludwigsburg, Kr. Ludwigsburg 411 
Ludwigshafen am Bodensee s. Sernatingen 
Luippen, Kr. Neu-Ulm 296 
Luneville 390 
Lutzenberger (Luxenburger), Wilhelm 435 
Maader 307 
Madach, (nördl. Teil des Hegau), Kr. Kon­

stanz 65 
Madchel s. Maichel 
Mägdeberg (Herrschaft) , Kr. Konstanz 214, 

234, 240, 478, 480 
Magenbuch, Herren von 229 
Mahlspüren im Hegau, Kr. Konstanz 67 , 

341 
Maichel, Jakob 439 
-, Michael 439 

Maier, Hans 432 
-, Franz Xaver s. Majer 

Mailand 368 
Maisch, Michel 434 
Majer, Franz Xaver Frh . von 292,337, 

360f., 369, 376, 386, 389,415, 418, 422, 
424,429 

Maltspüren s. Mahlspüren im Hegau 
Mang, Hans 441 
Mannz, Dieter Georg 430 
Mansberg, Burkhard von 264 
Mantz, Johann 184 
-, Ursula 418 

Manz, Blasius 419,421 
-, Konrad 420 

Marbach, Gde. Herbertingen, Kr. Sigma-
ringen 472 

Marberger s. Marpurger 
Maria, Ehz., s. Habsburg 
Maria Theresia, K. , s. Habsburg 
Mariazell, Kr. Rottweil 199 
Markt, Sylvester 341 
Marlborough, Gen. 268 
Marpurger, Andreas 426, 442 
Marstetten (Herrschaft um Marstetten) , 

Gde. Aitrach, Kr . Ravensburg 29, 68, 
130, 259 

Masch, Michel 435 
Massler, Markus Anton 449 
Matthias, Ehz. , s. Habsburg 
Mauch, hohenzollerischer Kanzler 458 

- , Jakob 449 
-, Johann Rudolf, J . u. D. 449 
-, Kaspar 438 
-, Michael 437 
- , Rudolf, Dr. 428 

Maucher, Georg 444 
Mauer , Melchior 441 
Maurer , Johann 432 

- , Ludwig 432f. 
-, Raymund 207, 442 
- , Sebastian 446 
-, Ulrich 433 

Maurus, Johann s. Maurer 
Mauß, Gangwolf 437 
-, Michael 99 
-, Wolf 436f. 

Maximilian 1., Kg. (K.), s. Habsburg 
- , Il ., K., s. Habsburg 
-, Ehz., s. Habsburg 
-, 1., Hz. u. Kurfürst s. Wittelsbach 

Mayenstetter, Andreas 432 
Mayer 410, 464 
-, Antoni 427 , 443, 464 
-, Franz Antoni, Dr. 276, 331 , 341, 443 
-, Franz Xaver von 420f. 
-, Galle 439 
-, Georg 435 
-, Hans 438 
-, Hilari 442, 446 
-, Jakob 448 
-, Johann 433f. , 451 
-, Johann Georg 446 
-, Johann Michael 427 
- , Martin 433 
-, Paul433 
-, Peter 447 



Mayer, Sebastian 446 
-, Simon 434 
-, Ulrich 432f. 
-, von Fahnenberg, Ferdinand 287 

Mayr, Johann Georg 451 
-, Ulrich 442 

Maystetter, Georg 432 
Mechthild, Pfalzgfn. s. Pfalz 
Meckhlen, Georg 446 
Medici, Claudia von 19, 172, 179,206, 

212,260 
Mehrenstetten, Kr. Günzburg 168, 378 
Mehrer, Paul 432 
Mehrle, Jakob 439 
Mellinger, Christian 275, 415, 425 
Memmingen, Reg. Bez. Schwaben 44f., 

321, 338, 468, 478, 480 
Mengen, Kr. Sigmaringen 20f., 23f., 50, 

53,81,87,97, 104, 124, 127, 130, 158, 
164, 175, 179, 183, 201f., 215f., 234, 237, 
24Of., 243f., 246, 249f., 257f., 279, 298, 
300,306,315, 322f., 352, 354, 373f., 379, 
389, 392, 428, 430, 432, 442f., 465f., 
468f., 472, 478, 480; s. auch Donaustädte 

Menne, Franz Xaver 425 
Merckh, Martin 437 
-, Michel 438 

Merk, Anton 341 
Merkh, Blasius 452 
Merklin, Franz Anton 429 
Messenreuter, Johannes Georg 451 
Mesmer, Johann Konrad 447 
Meßkirch, Kr . Sigmaringen 480 
Meßmer, Landschaftskassier 341 
Meuchel, Jakob 438 
Meyer, Georg 129 
Mezger, Max 432 
Michael, Hieronymus 433 
Michler s. Micheier 
Mielich, Jakob 434 
Mieterkingen, Kr. Sigmaringen 472 
Miller, Hans 450 

- , Johann Jakob, J. u. Lic. 447 
-, Michael 446 

Million, Joseph 425 
Mischler, Jakob 448 
Missei, Franz 451 
Modena, Hz. von 13 ,391,481 
Möhringen, Kr. Biberach 377 
Moeherr, Joseph Sigismund Augustin de 

449 
Mohacs 76 

501 

MoHtor, Lic., Stadtschreiber von Rotten­
burg 426, 442 
-, von Lewenburg, Georg Friedrich 297, 
352 

Möllenbronn, Kr. Ravensburg 301 
Möllendorf (MuHendor!), Johann von 270, 

278, 286, 336, 413f. 
Montafon 63, 75 
Montecuccoli, Raimund Gf. von 227 
Montfort, Herrschaft s. Tettnang 
-, Gfn . von 13 
-, und Rothenfels, Wolfgang Gf. zu 80, 
98 

Moosheim, Kr. Sigmaringen 238, 379 
Morus, Johann 433 
Moser Gernig, Friedrich 438 
Mottschieß, Kr. Sigmaringen 181, 198, 460 
Motz, Johann Jakob 447 
Moz, Muelich 434 
Mühlhausen, Kr. Konstanz 214f., 230, 234, 

24O,243,247,250,299,316,324,33lf., 
354,371,380,436,448,452,478,480 

Mühlheim an der Donau, Kr. Tuttljngen 
479 

MueHch, Benedikt 102f. 
Müller, Bartholome 103, 422 
-, Bastlin 417 
-, Benedikt Froben 445 
-, Christoph 434f. 
-, Ferdinand Frh. von 422 
-, Georg 437 
-, Hans 439 
-, Jakob 434 
-, Johann 426 
-, Johann Benedikt 443 
-, Johann Nepomuk 427 
-, Joseph Benedikt 429 
-, Laurenzio 417 
-, Veit 446 
-, Veit Anton 409, 417ff. 

Müller zu Mülegg, Johann Christian Ferdi­
nand 422 
-, Johann Jakob, Dr. 422 

Müncher, Franz Hermann Joseph 449 
Münchhöf, Kr. Konstanz 67 
Mullendorf s. Mollendorf 
Munchhoff s. Münchhöf 
Munderkingen, Alb-Donau-Kreis 20, 23, 

37,41,50,53,87,104,124-128,130, 
135f., 158f., 164, 175, 179f., 186f., 201f., 
204,215,222,240, 243f., 246f., 249, 252, 
257f., 273f., 298, 300f., 315 , 322f., 333, 
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352, 354, 358, 369, 373f., 377, 388f., 400, 
423,427,430,442, 464ff., 469, 472, 
479f.; s. auch Donaustädte 

Munding, Hans 448 
Murbach (Stift), Dep. Haut-Rhin 113 
Murer, Oeorg 433 
-, Jakob, Abt von Weißenau s. Weiße­
nau 
-, Raymund 433 

Muschenwang, Alb-Donau-Kreis 184, 196 
Muscher, Mathias 426, 430 
Muschgay, Adam 448 
-, lohann Franz 445 

Mussingen, Alb-Donau-Kreis 263, 296, 379 
Mussler s. Muscher 
Musterlin, Jakob 439 
MustIer s. Muscher 
Näf, Bartholome 444 
Nasgenstadt, Alb-Donau-Kreis 184, 196 
Neff, Kaspar 433 
Negele (Negelin), Jakob 339, 431 
Neipp, lohan Michael 207 
Neithart, Wolfgang 89, 101 
Nellenburg (Ofsch .) 24,33,43,64-67, 

70ff., 74f., 79, 81f., 87f., 93,100, 102ff. , 
111,1 18,124, 126f., 130f., 133, 136ff., 
140,144,152,154, 158,1 61,164,167, 
171ff., 189f., 201, 203, 208, 228f., 232, 
234, 240, 246, 248, 250, 265, 276, 278f., 
298, 303, 306f., 315, 317, 320, 324, 331 , 
341, 354f., 357, 379f., 382, 390, 393, 
396f., 430, 437, 441 f., 452, 472, 478, 480, 
483 
-, neuerkaufte Flecken 152, l60ff. , 165, 
167,170,173,175, 189f., 198ff. , 203, 
215, 440, 452; s. auch Arien, Hecheln , 
Hilzingen, Liptingen, Niederhofen, Re­
mishofen, Riedheim , Singen und Sipplin­
gen 
-, Ofn. von 23,94, 207,267 
-, Christoph Of. von 264 

Nenning, Johann Baptist 334, 339, 369, 
428,443 

Nenzingen, Kr. Konstanz 67,259,331,371 
Neuburg, Ode. Koblach, Bez. Feldkirch 71 
Neufer, Athanasius 419 
Neupp, Johann Michael 425, 442 
Neurer, Hans 430 
Neusässer, Johann Leonhard, Dr. 442 
Newprandt, Martin 450 
Niederhausen, Kr. Neu-Ulm 296, 379 
Niederhofen, heute Niederhof, Ode. Sin-

gen, Kr. Konstanz 152, 190, 198,294 
Niederlande s. Holland 
Niedernau, heute Bad Niedernau, Kr. Tu-

bingen 61,371 
Nimwegen, Holland 225, 229, 266 
Nördlingen, Kr. Donau-Ries 43, 206, 212 
Nönnenweiler, Kr. Sigmaringen 238, 379 
Nordstetten, Kr. Freudenstadt 240, 247, 

250, 260f., 299, 316, 318, 330, 354, 381, 
438, 450, 478f. 

NUrnberg 44, 210, 477f., 481 f. 
Nusplingen, Zollernalbkreis 57, 87ff., 176, 

194,231,252,439,479 
Nusser, Hans 446 
Obenhausen, Kr. Neu-Ulm 240, 247,250, 

255, 259f., 299, 315, 354, 378 
Oberberg, heute Berg, Kr. Neu-Ulm 296 
Oberhausen, Kr. Neu-Ulm 296, 379 
Ober- und Unteressendorf, Kr. Biberach 

50, 155, 173,208,262,465, 474f.; s. auch 
Waldsee (Herrschaft) 

Oberkirchberg, Alb-Donau-Kreis 429 
Oberknöringen s. Knöringen 
Obernau, Kr. TUbingen 61, 240, 245, 247, 

249,252, 257f., 260, 264, 299, 316, 322f., 
328 , 354, 371, 381, 440, 452, 478f. 

Oberndorf (Herrschaft), Kr. Rottweil 59, 
152, 154, 160ff., 165, 167, 170, 173, 175, 
189, 192,200-204, 207ff., 215, 223, 229, 
231 ,234, 240, 243f., 247, 249f., 252, 
257f., 267, 299, 316, 330f., 354, 436, 448 , 
479f. 
-, (Stadt), Kr. Rottweil 192, 209, 252, 
279,295, 299f., 316, 322ff., 330, 354, 
381,448,478 

Obernheim, Zollernalbkreis 162, 191, 194, 
438f., 478f. 

Oberschelklingen, Alb-Donau-Kreis 184, 
196 

Obersilheim s. Silheim 
Oberweiler, Alb-Donau-Kreis 263, 296 
Ochsenhausen (Kloster), Kr. Biberach 43, 

45 
Ochsenstein, Otto von 21 
Öhningen (Kloster), Kr. Konstanz 66,87, 

93f. 
Österreich (Haus) passim 
-, Landstände 79,82, 167, 176, 182f., 
226, 330, 397f., 456f. 
-, Andreas Kardinal von s. Konstanz 

Österreichischer Kreis 74, 79 
Öningen, Ofn. von 445 



-, Wolfgang Gf. von 34 
-, Wallerstein, Franz Ignaz Joseph Gf. 
zu 331 

Offenheimer 361 
Offingen, Kr. Biberach 51, 155, 166, 168, 

192,201,215,247,293,299,303,316, 
380, 436, 448, 465; s. auch Bussen 

Oggelsbeuren (Kloster), Kr. Biberach 334 
Opferstetten, Kr. Günzburg 245, 296 
Ortenau 13, 384, 391,481 
Oschwaldt, Hans 435 
Osnabrück 212 
Osterhofen, Stadt Bad Waldsee, Kr. Ra­

vensburg 301 
Ostermayer, Joseph 445 
Ostrach (Amt), Kr. Sigmaringen 155, 165f., 

168,173,181,201 
Ott (Oth), Georg 441 
-, Jörg 441 
-, (Otten), Michael 432f. 
- , Zacharias 451 

Otterswang, Kr. Sigmaringen 181, 198 
0110, Hz. , s. Habsburg 
Ottobeuren (Kloster), Kr. Unterallgäu 295 
Ow s. Ay 
Pader, Johann Peter , Dr. 232, 329 
Pächer, Martin 434 
Parcus 390 
Pappenheim, Gfn. von 90 
Pappus, Frh. von 293 
-, von Trazberg, Johann Andreas, Dr. 
211, 217f. 

Parter, Berchtold 154, 424, 430f., 471 
-, Wolfgang 95, 100, 102f., 424 

Passau 172 
Paur, Marte 441 
Paw, Hans 437 
Pawr, Dionysius 437 
Perchtold, Wilhelm 434 
Petershausen (Kloster), Kr. Konstanz 42 
Peterwardein 221 
Peyer, Claus 61 
Peyr, Jakob, Dr. 227 
Peyselin, Peter 450, 452 
Pfärrich (Amt), Gde. Amtzell , Kr. Ravens­

burg 256, 480 
Pfaffenhofen (Ort und Herrschaft), Kr. 

Neu-Ulm 68, 71,127,130,296,315,354, 
378 

Pfalz 82, 110, 232, 267 
-, Friedrich 11. , Kf. von 59 
- , Karl Ludwig, Kf. von 232 

- , Mechthild, Gfn. von 59 
Pllaumern s. Pllummern 
PIleger , Martin 44Of., 456 
-, Nikolaus 442 

503 

Pllummern, Georg Ulrich von 248 
Pfraunstetten, Alb-Donau-Kreis 184, 261 
Pfronstetten, Kr. Reutlingen 196 
Pfullendorf, Kr. Sigmaringen 284, 477, 480 
Pfullingen, Kr. Reutlingen 212 
Philipp I. s. Habsburg 
Pihlstein, Ulrich 444 
Plankh, Kaspar 436 
Plarer , Hans 71, 102,426 
Plaw s. Blau 
Pluemb, Georg 438 
Poch, Jakob 441 
Polen 344 
Ponberg, Hans Georg 444 
Porer, Christ ian 434 
Porst , Hans 448 
Prag 111 , 113f., 120, 153, 186, 456 
Prackhenhover (Prakhenhover), Wolfgang 

Frobenius 444 
Praß berg, Herren von 45 
Praun, Hans 439 
Prauner, Christian 435 
Precht von Hohenwart, Franz Joseph 445 
Preßburg 13 , 17, 385, 393, 404 
Preußen, Friedrich Wilhelm , Kf. von 228 

- , Landstände 121 
Prigel s. Brigel 
Probst (Propst), Johann Georg, Dr. 391, 

393,418,425 
Prunner s. Brunner 
Puck s. Buck 

Rackh, Johann Konrad 451 
Radolfzell, Kr. Konstanz 20, 23, 64, 71 f., 

75, 87f., 102 , 104f., 108, 111f. , 124-131 , 
134ff. , 140, 145 , 159, 164, 180, 201f., 
204, 206ff., 215, 221 f., 231, 234, 240, 
244, 246 , 249f. , 257f., 273f. , 282, 288ff., 
296, 298, 300, 303, 306, 315, 322f., 330f., 
338 , 341, 349f., 354, 371 , 373f., 379, 389, 
400, 413ff., 423, 426, 430, 442, 447, 478, 
480 
-, Dorfschaften 240, 354, 371 , 480 

Raff von Talheim s. Talheim 
Raifflin s. Reillin 
Raißer , Stoffel 433 
Raithaslach, Kr. Konstanz 67, 255 
Raithaßla s. Raithaslach 
Ramschwag (Herrschaft), Bez. Bludenz 23 
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Ramschwag, Frhn. von 180, 335 
-, Franz Christoph Joseph Frh . von 
352f., 416 

Ramsen, Kr. Biberach 380 
Randegg, Hans 425 
Rankweil, Bez. Feldkirch 23, 78 
Rannckhwyhl s. Rankweil 
Ranz, Johann Jakob 449 
Rapp, Hans 439 
Rapperswil, Kt. SI. Gallen 22 
Raßler, Frh. von 388 
Raßler von Gammerschwang, Franz Chri­

stoph 267 
- , Jakob Christoph 229 
-, Johann Baptist 260 
- , Johann Josef Rupert 260 

Rassler, Johann Georg 447 
Rastatt, Kr. Rastatt 227 
Ratshausen, Zollernalbkreis 254, 479 
Rattenberg, Bez. Rattenberg 68 
Rau, Johannes, M. 126, 412, 425 
Rauch, Jakob 424, 430 

- , Johannes 107, 127, 135,430 
Rauh, Michel 438 
Raunershofen, Kr. Neu-Ulm 296 
Ravensburg, Kr. Ravensburg 39, 45, 321, 

347 , 411, 477f., 480 
Raw s. Rau 
Ray, Karl 440 
Rechberg, Herren von 45 , 165 
Rediff, Johann Baptist von 285ff., 289, 

344, 422 
Regensburg 40, 219,266, 456 
Rehl ing, Herren von 211 
Rehm, Hans 437 

- , Johann Georg 429, 445 , 451 
Reichel (Reicheie), Johann Christoph Bal­

thasar 327, 33 1, 340, 451 
- , Joseph (Judas) Thadäus 340, 426, 451 

Reichenau (Kloster), Kr. Konstanz 66, 93 , 
214, 
- , Brandis, Eberhard von (Abt) 214 
-, Zimmern, Konrad von (Abt) 214 

Reichenau, Wilhelm von, Bf. von Eichstätt 
s. Eichstätt 

Reichenbach am Heuberg, Kr. Tuttlingen 
254f., 479 

Reichenstein, Herren von 45 
Reichlin, Hans 448, 452 
Reiff1in (Reine, Reiflin), Kaspar 276, 434f. 
Reinard, Wolfgang 446 
Reinhardt (Renhardt, Reinhart) , Jakob, 

Dr. 126, 128, 213 , 412, 425 , 430f. , 435 , 
437 
- , Ulrich 435 

Reischach, Kr. Sigmaringen 460, 480 
-, von 214, 460 

Reisensburg, Kr. Glinzburg 201 f., 215 , 217 , 
452 

Reiser, Sebastian 453 
Remchingen, Herren von 296 
Remer, Bgm. 425 
Remishofen, heute Remishof, Kr. Konstanz 

152, 190, 198,214 
Rengetsweiler, Kr. Sigmaringen 181 , 198, 

460,480 
Renhardt s. Reinhardt 
Rettenberger, Matthias 442 
Renz (Rentz) 281, 333 , 428 

- , Cyriakus, J. u. D. 472 
Reute (Dorf und Gericht) , Stadt Waldsee, 

Kr. Biberach 150, 155, 165, 172f., 175, 
179f., 201, 215 , 234, 241 , 247f. , 250, 
255f. , 299, 303, 316, 323, 324, 331 , 338 , 
354, 377 , 438 , 448, 474f., 477, 480 
- , heute Reuthöfe s. Reuthöfe 
- , im Hegau, Kr . Konstanz 380 

Reuthöfe, heute Stadt Radolfzell , Kr. Kon-
stanz 371 , 379 

Reutlingen, Kr. Reutlingen 212, 321 
Revellio, Johann 427, 443 
Rhain, Hans 436 
Rheineck, Kt. St. Gallen 21, 23 
Rheinfelden, KI. Aargau 21 , 23; s. auch 

Waldstädte 
Rheinhardt s. Reinhardt 
Rhomberg s. Romberger 
Rickelshausen, Stadt Radolfzell , Kr. Kon­

stanz 379 
Rieber, Georg 449 
Riedheim, Kr. Konstanz 152, 190, 198, 

223 , 371 
Riedheim von Angelberg 166 
Riedheim, ChrislOph Adam von 166 

- , Johann von 212 
- , Walter von 212 

Riedl, Joseph 449 
Riedlingen, Kr. Biberach 23 , 37 , 50f., 53, 

81 , 83, 87ff., 97, 101, 104, 106f., 124, 
126ff., 130, 134ff., 142-145, 153, 158, 
164, 175f., 179f., 183, 189,201, 215f. , 
234,237 , 240, 243f. , 246f., 249f., 257f., 
268, 270, 279-282, 290, 295, 298, 300, 
306, 309,315, 322f., 332f., 352, 354, 



373f., 377,416,424,428,432, 444f., 456, 
465f., 468f., 471 f., 478ff.; s. auch Do­
naustädte 

Riedmüller, Franz Jacob Jgnaz, Dr. 341, 
357, 443 
-, Joseph von 341 

Rieger, Matheis 103, 424 
Riescher, Alban, Lic. 413f., 427, 443, 447 
Rieter von Bocksberg auf Bühl 158 
Rijswijk 268 
Ringetsweiler (Amt) s. Ringgenweiler 
Ringgenbach, Kr. Sigmaringen 480 
Ringgenweiler, Kr. Ravensburg 255,431, 

480 
Ringingen, Alb-Donau-Kreis 184, 196,261 
Rißtissen, Alb-Donau-Kreis 184, 188, 196, 

261 
Rittler, Christoph Adam 434f. 
Roder, Johann Georg 449 
Rodt, Franz Konrad von s. Konstanz 
Röfingen, Kr. Günzburg 168, 170, 173, 

201f., 215, 217, 239, 247, 250, 299, 316, 
331,354,378,440,450 

Röteln, Otto von 21 
Roggauer, Hans 448 
Roggenbach, Johann Hartmann von 301 
Roggenburg (Kloster), Kr. Neu-Ulm 259f. 
Roggwil, Katharina von s. Heiligkreuztal 
Rohrdorf, Kr. Freudenstadt 478f. 
Rohrhalden (Kloster) abgegangen Markung 

Kiebingen, Kr. Tübingen 87, 94f. 
Roller, Lorenz 449 
Romberg, Joseph 447 
Romberger , Antoni 339, 428 , 443, 447, 451 
-, Franz Anton 339 

Rommelsried, Kr. Augsburg 296 
Ronsberg, Kr. Ostallgäu 250, 295, 299, 

317, 324, 331, 354, 378, 440, 452 
-, Mgfn. von 26, 297 

Ros, Conrad 104 
Roßnegger, Kaspar 103 
Rost, Herren von 296 
-, Dionysos von 274 
-, Franz Carl von 214 
- , Johann Gaudenz von 210, 214, 217 
- , Joseph Anton von 293 
-, Walburga von 214 

Rot (Kloster), Kr. Biberach 40,42, 44f., 
301 

Rot bei Laupheim, Kr . Biberach 263, 296, 
318 

Rotberg, Arnold von 7 

Roth, Kr. Neu-Ulm 296 
-, Herren von 45 
-, Anthoni 447 
-, Bernhard 435 
- , Franz Heinrich 276ff., 280, 341 
-, Johann 435 
-, (Rothen), Marx 446 
-, Sebastian 437 

Rothenfels (Herrschaft) im Allgäu 393 
Rothenheißter, Albrecht 339, 442 
Rou s. auch Roth 
Rou, Hans 435 
-, Konrad von 44 
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Rottenburg (Herrschaft) 59, 61, 204, 223, 
234,371,381,430,442, 478f., 481, 483; 
s. auch Hohenberg (Grafschaft) 
-, (Stadt), Kr. Tübingen 58-62, 64f., 
100,102-105,124-127,131,136,164,173, 
180, 204, 207, 222, 228, 232, 235, 240, 
243f., 246, 249, 253, 257f., 268, 273f., 
282,290,298,300-303,305 , 309f., 312, 
315,317, 319f., 322, 326f., 331ff., 34Of., 
345, 347, 353ff., 357, 369, 371, 373f., 
381,389,400, 411f., 423ff., 451 
-, Ehingen, SI. Moritzstift 87, 94f. 

Rouenhausler (Rotten heu sI er) s. Rothen­
heißter 

Rottweil, Kr. Rottweil 61 f., 296, 321, 350, 
479f. 

Rudolf I. s. Habsburg 
-, 11., Hz. s. Habsburg 
-, 1Il., Hz. s. Habsburg 
-, IV., Hz. s. Habsburg 
-, 11., K. s. Habsburg 

Rudolphi , Dr., Kanzleiverwalter 287 
Ruef (Ruoff, Rueff, Ruf), Johann Georg 

173f., 176, 180f., 186,426,431 
-, Marcellus, Dr. 176 
-, Michel 448 

Rueff s. Ruef 
Ruester, Kaspar 446 
Rüstinger, Balthasar 435 
Ruggeler, Johannes 451 
Ruhfelden 246, 250, 298, 315, 331f., 354, 

378, 432, 444 
Rulfingen, Kr. Sigmaringen 181, 198, 441, 

456, 460, 480 
Rundolt , Lienhard 103 
Ruof s. Ruef 
Rußland 391 
Rußler, Fridolin 71 
Rust (Rüst), Joseph Anion 287 
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Säckingen, Kr. Waldshut 71; s. auch Wald-
städte 

Sältzlin, Hans 433 
Saint-Omer, Dep. Pas-de-Calais 16 
Salem (Kloster), Bodenseekreis 42, 44f., 

166,181,187,199,229 
Salenwirkh s. SalIwürk 
Sallenwürckh s. SalIwürk 
Sallenwürkh s. SalIwürckh 
SalIwürckh, Franz Josef Tiburius, Lic. 

413f., 425, 443 
-, Johann Konrad 425, 442, 444 

SalIwürk, Zacharias 425, 443 
Salwürkh s. Sallwürckh 
Salzburg 376 
Salzstetten, Kr. Freudenstadt 263 
Sanneus, Johann Kaspar 442 
St. Blasien (Kloster), Kr. Waldshut 15,260, 

285, 287 
- Martin Gerbert (Fürstabt) 15 

St. Georgen (Kloster), Schwarzwald-Baar­
Kreis 173f. , 202, 217, 263, 317, 377, 379 
-, Gaisser, Georg (Abt) 174 

St. Jörgenschild (Rittergesellschaft) 24, 36, 
40 

St. Märgen, Kr. Breisgau-Hochschwarz­
wald 229 

Sargans, Kt. St. Gallen 21 
Sartori, Johann Baptist, J . u. D. 340, 369, 

426 
Sarweg, Nikolaus 441 
Sauer, Ignaz Meneas Fidel 420 
Sauerer, Hans 434f. 
Saulgau (Stadt), Kr . Sigmaringen 20, 23, 

50, 53, 87, 104f. 124, 127, 130, 136, 155, 
158f., 164, 175, 179, 201, 216, 234, 238f., 
243f., 246f., 249, 257f., 298, 315, 319, 
322f., 352, 373f., 379, 411, 450, 465f., 
472; s. auch Donaustädtt: 

Saulgau (Herrschaft) 159, 162, 176, 183, 
201,204,215,237,250,354,430,432, 
444, 469, 472, 478ff. 

Saupp, Jakob 435 
Sausenbarth, Hans Georg 434 
Sauter 329 
-, Franz 447 
-, Hans 450 
-, Judas Thaddäus 428 
-, Veit 438f. 

Sautermeister 340 
Savoyen, Eugen Prinz von 268 
Schach, Adam 451 

Schad, Herren von 379 
-, von Miuelbiberach, Hans, Dr. 45, 54, 
56, 75, 467f. 
-, Hans Karl 159 
-, Hans Philipp 84, 99, 104 

Schaffhausen, Kt. Schaffhausen 480 
Schaffhauser, Hans Ulrich 427, 431 
Schaffner, Jakob 430 
Schaiblishausen, Alb-Donau-Kreis 184, 196 
Schaifprass, Adam 434 
Schalch, Franz Xaver 451 
Schalck, Hieronymus 104 
Scharber, Peter 104 
Schauen burg, Christoph Anton von 358 
Schaupp, Michael 421 

- s. auch Sau pp 
Schay, Jakob 437 
Scheblin, Georg 102 
Scheer, Kr. Sigmaringen 165f., 176,472, 

476; s. auch Friedberg-Scheer 
Schekhlin, Adam 448 
Schelklingen (Herrschaft), A1b-Donau-Kreis 

21, 23, 54, 69, 72, 74f., 79, 83, 87f., 100, 
104,124,127,130,158, 183f., 201, 240, 
245f., 249, 257, 259, 261, 264f., 276, 298, 
315,354,377,398,412,430,442,479f. 
- (Stadt) 199,234,258,322,434,446 
- s. auch Oberschelklingen 

Schellenberg, Ulrich von 46, 74 
Schellhorn (Schelhorn, Schelthorn), Mat­

thäus 441 
Schendtle, Melchior 431 
Schenk von CasteIl, Gfn . 229 
-, Marquart s. Eichstätt 

Schenz, Magnus 451 
Scheppach, Kr. Günzburg 36, 87f., 90, 92, 

104, 124, 158f., 164,201,215,239,246, 
250, 255, 298, 303, 315, 323, 354, 378, 
397, 434f. , 440, 446, 452 

Schertlin, Jerg 425 
-, Johann Nepomuk 427 

Schienen (Kloster), Kr. Konstanz 66, 87f., 
93f. 

Schilling, Zacharias 434 
Schimmlin, Johann 424, 430 
Schindelbach (Amt), Stadt Aulendorf, Kr. 

Ravensburg 255, 478, 480 
Schlatt am Randen , Kr. Konstanz 380 
Schleiffer, Jakob 435 
Schlesien, Hzgt. 345, 351 
Schlichtin von Schlichtinsfeld, Franz Anton 

449 



-, Johann 281, 287, 339, 443 
Schlier, Kr. Ravensburg 103 
Schloßstein, Valentin 411 
Schludi, Hans 435 
Schmid, Jakob 102f. 
-, Johann 176 
-, Ulrich 434 

Schmidlin, Franz Georg, Dr. 227 
Schmidern, Melchior 431 
Schrnidt, Dr. 287 
-, Bernhard 437 
-, Friedrich 433 
- , Hans 444 
- , Johann 440 
-, Konrad 432f. 
-, Laux 438f. 
-, Ulrich 431 

Schmiechen, Alb-Donau-Kreis 87f., 9Off., 
151,184,196 

Schmitteler, Jonas 424, 430 
Schneckenhofen, Kr. Günzburg 296 
Schneider, Hans 439, 441 
-, Josef 426 
-, Sebastian 438 

Schneidter, Melchior 331 
Schnuttenbach, Kr. Günzburg 214f., 296, 

452 
Schömberg, Zollernalbkreis 59, 61, 100, 

104, 131, 175f., 223, 234, 240, 242f., 246, 
249, 252f., 257f., 294, 298, 300, 314, 
316f., 319, 322f., 326ff. , 34Of., 354, 381, 
438, 450, 478 

Schönau, Herren von 295 
-, Hans von 71 

Schönhammer von Freywenh, Franz Anton 
428 

Schönkindt, Johann Franz Bernhard 415 
Schöppl (Schöpple), Mathias 429 
Schörzingen, Zollernalbkreis 254, 479 
Schorer, Franz 425, 430 
-, Johann Michael 331 

Schorndorf, Rems-Murr-Kreis 212 
Schramberg, Kr. Rottweil 152, 154, 160ff. , 

165,167,170, 173,175,189, 191f. , 199, 
2oof. , 208, 215, 223, 229, 234, 241 , 243, 
246, 250, 253, 255f., 267 , 279, 294, 297, 
299, 307, 323f., 331, 345 , 354, 381 , 428, 
434, 446, 478, 480f. 

Schraubauf, Johann Konrad 446 
Schraweg s. Sarweg 
Schreiber, Jakob 431 
Schreiner, von 358ff., 368f. 

Schreyer, Ludwig 61 
Schrödtlen, Georg 138 
Schrof, Anthoni 447 
Schuchemacher (Schuemacher), Georg 

432f. 
Schuemacher, Jakob 448 
Schuler, Johann, M. 437 
-, Ulrich 103, 424 
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Schussen (Amt), Bezi rk um Berg, Kr. Ra­
vensburg 256, 430f., 480 

Schussenried (Kloster), heute Bad Schus­
senried, Kr. Biberach 40, 42, 45 

Schwaben passim 
-, Landvogtei 16, 21, 23f., 26, 35, 38ff. , 
42-51, 53, 57, 64f., 72, 75, 78, 80, 82, 88, 
93f., 100, 102, 104, 107f., 110f., 114, 
124, 126ff. , 130f. , 133, 135ff., 140f., 144, 
159,164,167,169, 171,174,179,199, 
201, 204f., 207, 209, 215, 217, 231, 234, 
239f., 243, 245f., 248, 250, 253, 255f., 
259,263,265,277, 279f., 298, 303, 306f., 
313,315,317,324,331, 338f., 354, 369, 
377f., 382, 386, 389, 396ff., 428, 442, 
451,453,466, 470f., 473ff., 478, 480 

Schwäbischer Bund 24, 30, 33 f., 36f., 42-
46, 48f. , 52-56, 63, 67, 70, 73f., 76f., 79, 
83, 108, 397f., 402, 467, 475 

Schwäbischer Kreis 74, 76f., 79, 86, 94, 96, 
171 , 178,181,183,224, 228ff., 232, 236, 
261f., 264, 272, 277, 280, 295f., 314, 336, 
347-350,376,383, 390, 397f., 400, 410, 
416,457-465,473,475 

Schwäbisch-Österreich passim 
-, Landstände passim 

Schwägerle, Konrad 345 
Schwackenreute, Kr. Konstanz 255, 379, 

478 , 480 
Schwalldorf, Kr. Tübingen 61 
Schwandorf, Kr. Tuttlingen 430f. 
Schwanz, Stephan, Dr. 99 
Schwarz, Christoph 449 
-, Georg 426 
-, Konrad 435 
-, Michel 103 

Schwarzach, Stadt Saulgau, Kr . Sigmarin-
gen 238, 379 

Schwarzwälder, Andreas 417 
Schweden 175, 203, 206, 208ff., 471 
Schweicker, Heinrich 426, 430 
Schweiz 13 , 15,46,76,78, 168, 300, 349; 

s. auch Eidgenossenschaften 
Schwerdt, Johann Adam 419, 421 
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Schwertlin, Andreas, M. 427, 430 
Schwörzkirch, Alb-Donau-Kreis 184, 196 
Sech, Hans 430f. 
See, Hans 441 
Seebronn, Kr. Tübingen 61, 331, 451 
Seeger, Georg Ferdinand 444 
-, zu Sagburg, Johann Georg Bartho­
lome, Dr. 422 

Sehr, Hans s. Sech 
Seifriedsberg, Kr. Günzburg 34f., 75, 87f. , 

101,104,124,127,130,151,158,164, 
20lf., 204, 207, 209, 215 , 228, 243, 246, 
250, 255, 259, 279, 290, 294, 298, 303, 
315,324, 331f., 354, 378, 386, 429, 432, 
444f., 477 

Seitz (Seiz), Franz 446 
-, Johann 432f. 
-, Klaus 427, 430 

Selz1e, Hans 433 
Selzlin, Georg 432 

- , Hans 433 
Senflin (Senfflin), Wendelin 424, 430 
Senpflelin (Sennpflin, Sempflin), Georg 

432f. 
Sernatingen, heute Ludwigshafen am Bo-

densee, Kr. Konstanz 349 
Settelin, Johann Baptist von 449 
Seuberer, Klemenz (Clemens) 426, 442 
Seytz, Alexius 102f. 
Seyz, Jakob 446 
Seyz s. auch Seitz 
Siber, Simon 439 
Sieber s. Seu berer 
Sießen, Stadt Saulgau, Kr. Sigmaringen 472 
Sigel, Feldmesser 307 
Sigelin, Matthäus 441 
Sigismund, K. 22, 51, 466 
-, (Hz.) Ehz. s. Habsburg 
-, Franz, Ehz. s. Habsburg 

Sigmaringen, Gfn. u. Fürsten von s. Zol­
lern-Sigmaringen 

Sigmaringen (Grafschaft) 20, 24, 86ff., 96, 
101, 100f., 124-127, 130f., 135, 138, 
148ff., 152-155, 16Of., 165-168, 173, 180-
183, 191, 198-203,208,215, 217, 229, 
234, 236f., 240, 243, 248, 250, 257, 262, 
264, 295f. , 298,319,411,440,452,455-
465,47I,477,479f. 
- (Stadt) 158, 180, 198, 240, 245ff., 
252, 258, 454, 456f., 460, 462f. 
- (Stände) 464f. 

Sigmaringendorf, Kr. Sigmaringen 181, 

198,255,441,456,460,462 
Silheim, Kr. Günzburg 296, 318 
Singen, Kr. Konstanz 152, 16Of., 190, 198, 

214, 223, 234, 241, 243, 246, 250, 259, 
294,299,306,316,324,331, 354, 371, 
380, 436, 446, 478, 480 

Sinzelin, Mathias 439 
Sipplingen, Bodenseekreis 161, 190, 198f., 

203, 223, 371, 430f. 
Sixt, Johann Michael 232, 274f., 278, 303, 

409, 412, 414, 426 
-, Konrad 436 

Sonnenberg (Burg und Herrschaft), Gde. 
Nüziders, Bez. Bludenz 63, 71 f., 75, 143, 
209 
-, Andreas, Gf. von 53 

Sontag, Johann Georg 445 
Sotzenhausen, Stadt Blaubeuren, Alb-

Donau-Kreis 184, 196 
Spän, Christian 442 
Spät von Sulzburg, Georg 99 
Spaichingen, Kr. Tuttlingen 60, 100, 102, 

254, 321f., 411, 479 
Spanien 210, 220, 268, 270, 286f., 305, 365 
Sparr, Ernst Georg von 207 
Spaur, J. A. von 268 
Spaz, Christoph 433 
Spech, Jakob 440 
Speidei, Eberhard von 228, 458 
Speyer (Stadt), Stadtkr. Speyer 149, 178, 

182,270 
- (Bistum) 110 

Spick hier, Kaspar 435 
Spieß, Johann Martin 369, 428, 445 
-, Moriz 140, 339 

Spindler, Georg Franz 419, 421 
Spranger, Johann 441 
Sprenger, Georg 427,442 
-, Hans 427 
-, Johann, Bgm. Munderkingen 442 
-, Johann, Stadtschr. Munderkingen 427 
-, Johann, Stadtschr. Sigmaringen 180 

Sprißler, Andreas 427, 431 
-, Hans Ulrich 431 

Suptle, Veit 437 
Stab, Josef Fidel von 426 
Stader, Johanri Jakob 281, 333, 429 
Stadion, Herren von 263, 428 

- , Hans Christoph von 138 
-, Johann Philipp von 331 
- , Walter von 61 

Stadler, Sebastian 432f. , 441 



Staig, Alb-Donau-Kreis 103, 296 
Staigen s. Staig 
Stain s. Stein 
Stainer, Heinrich 71, 102 
Stainlin, Heinrich 103 
Stamlin, Johannes 447 
Stapf, Johann Jakob, Dr. 287 
Starer, Matthäus 448 
Starhemberg, Gf. von 230 
Stauffenberg, Albrecht Schenk von 99 
-, Maximilian Schenk von 142f. 

Steffen , Georg 441 
Steger, Jakob 438 
Stehlin, Georg 433 
Steiermark 10. 114 
Steig 297 
Steigberger (Steigenberger), Johann Fried­

rich 448 
Steiger, Adam 439 
Stein (Herrschaft), Kr. Unterallgäu 295 
-, Frhn. von 45, 159, 173 , 186f., 458 
-, Adam Frh. von 168, 186f. 
-, Benz Sigismund Frh. von 186 
- , Franz Wilhelm Frh. von 188, 237 
-, Heinrich von 159, 186 

zu Klingenstein, Frhrn. von 229 
- zu Rechtenstein, Frhrn. von 334 
- zu Reisensburg, Melchior vom 158 
- , Moses 444 
- am Rhein , Kt. Schaffhausen 380, 480 

Steinach am Brenner, Bez. Steinach 55 
Steinberg, Alb-Donau-Kreis 263, 2%, 

316f., 378 
Steinbronnen, Gde. Bierstetten, Kr. Sigma-

ringen 1% 
Steinhaußer, Feldmesser 306f. 
Steinherr, Innozenz von 390f., 429 
Stemmer, Melchior 103 
Steppach, Gde. Neusäß, Kr. Augsburg 215 , 

217 
Sterckh, Adam 207 
Stetten, Kr. Biberach 263, 296f., 316f., 378 

- am kalten Markt, Kr. Sigmaringen 
229, 231, 234, 240, 247, 250, 255, 2%, 
299,317,477,480 

Stetter, Hans 103 
Steuer, Melchior 448 
Steuslen, Jakob 450 
Stockach, Kr. Konstanz 66f., 72, 87f., 94, 

102f., 106, 111, 114,124, 127, 130f., 162, 
164, 171f., 201, 203, 207f. , 215f., 234, 
240,246,249, 257f., 268, 279, 298, 315, 
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319,322,345,349, 353ff. , 371, 373f. , 
379, 434, 446, 477f., 480 

Störck (Störckh), Adam 444 
Stollenberger, Hans 105 
Stotzingen, Frhn. von 177 
-, Christoph Sigmund Franz Wilhelm 
von 352 
-, Hans Frh. von 177 
-, Hans Jakob Frh. von 177 
-, Ulrich Frh. von 177, 200 

Straßburg, Dep. Bas-Rhin 62, 172, 228, 
268 

Straub, Andreas 438f. 
-, Martin 436 
-, Sebastian 433 

Straubinger, Sylvester 445 
Streck, Adam 435 
Stredele, Karl 143 
Streut von Immendingen, Junker 2% 
Strick, Dominikus Joseph Anton Ulrich 

von 445 
Ströhlin, Michael 444 
Stuckhlen (StUckhlen), Hans 448 
StUrtzel, Konrad, Dr. 32 
StUtzlin, Jakob 439 
Sulpach, Stadt Baindt , Kr. Ravensburg 430 
Stumpp, Hans 430 
Stuttgart 74, 79, 411, 420 
Sulgen, Kr. Rottweil 199 
Sulger, Adam 129 
Sulz, Gfn. von 176 
-, Herrnann Gf. von 58 
-, Rudolf Gf. von 51, 465 
- am Neckar, Kr. Rottweil 23 

Sulzbach, Kr. Rottweil 192 
Sumeraw s. Vogt von Sumeraw 
Sundgau 13 , 17f., 22, 71, 108, 113, 129, 

135,409 
Talheim, Raff von 62 
Tallard, Gen . 268 
Teck, Ulrich von 23 
Tanner 215 
-, Franz Joseph 307 

Tengen (Herrschaft), Kr. Konstanz 20, 67, 
71,75, 87f., 102, 104, 124, 127f., 130f. , 
164, 201, 207f., 214f., 234, 239f., 249f., 
252,256,299,303,316,319,321,331f., 
354, 380, 436, 446, 478, 480 
- (Stadt), Kr. Konstanz 257f., 321 f., 
328, 341 
-, Johann Gf. von 65 

Tennenbronn, Kr . Rottweil 192 
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Tettnang (Stadt u. Herrschaft), Bodensee­
kreis 384, 391, 393 

Thalheim, Kr. Sigmaringen 181, 198,255, 
345, 460, 462, 477 

Thann, Dep. Haut-Rhin 71 
Theurer, Georg 425 
Thurgau 18, 2lf., 24 
Thurn, Georg von 36 
-, Junker im 380 
- und Taxis, Hans 473 

Tietsch. s. Dietsch 
Tirol3, 10, 16, 18, 21f., 26f., 30,43,47, 

52, 56, 63f., 66, 71-80, 84f., 89, 96, 98, 
104, 106, 109-123, 128, 132, 137ff., 142f., 
145f. , 148f., 151ff., 157, 162f., 166, 169, 
188, 209, 212, 216, 218f., 220, 222, 224f., 
227f., 232, 236, 270, 283-286, 289, 329, 
338, 356, 361, 364, 392, 396, 398-402, 
423, 456f., 463, 466-470, 475 
- (Landstände) 29, 72f., 79f., 98, 111, 
115,117,119-122,134,170,218,224, 
283, 330, 352, 399, 401 

Tissen (Amt), Bezirk um Großtissen, Kr. 
Sigmaringen 159 

Tobias, Franz Josef 335,337,409, 416ff. 
-, Johann Martin 418 

Toggenburg, Friedrich von 23 
-, Ita von 263 

Trauchburg (Herrschaft), Bezirk um die 
Burg Alttrauchburg, Gde. Kleinweiler, 
Oberallgäu 50, 465, 469 

Traun und Abensberg, Gfn . von 217 
Traupp, Mathias 442 
Trautson, Paul Sixt Gf. 226 
Triberg (Herrschaft), Schwarzwald-Baar­

Kreis 21, 393 
Trier 82 
Troyer, Franz Anton 236, 241 , 261, 267, 

461 
- von Gießbach, Cyriak 226, 229 

Truckhseß (Truckseß), Jakob 438f. 
Tscheppe, Paul Gottlieb 341 
Tübingen, Kr. Tübingen 212, 321 
-, Pfalzgfn. von 63 

Tüffer, Martin 129 
Turner, Weinprecht 213 
Tuttlingen, Kr. Tuttlingen 159 
Überlingen, Bodenseekreis 206, 284, 286, 

292f., 321, 349, 371,379,481 
Überreiteramt (Amt um Altdorf), heute 

Weingarten, Kr. Ravensburg 478, 480 
Ühlingen, Kr. Waldshut 418 

Uhl, Johann Georg 444 
Uhldingen, Bodenseekreis 349 
Ulm, Stadtkreis Ulm 23,31,44,212, 228f., 

269,277,281,285, 295ff., 317f., 321, 
379, 390, 415, 461, 469, 479f. 
-, Adam Joseph Jgnatius Frh. von 293, 
329 
-, Ferdinand Frh. von 390f. 

Ulrich von Württemberg (V., der Vielge­
liebte) s. Württemberg 

Ungarn 68, 227, 266f. 
-, Anna, Kgn. 143, 145 

Unger, Hans 435 
-, Thoman 180 

Unlingen, Kr. Biberach 51,155,168,192, 
199,201,203,215,247,293,299,303, 
316,331,380,436,448,465,471,478; s. 
auch Bussen 

Unterberg, heute Berg, Kr. Neu-Ulm 296 
Unteressendorf s. Oberessendorf 
Unterkirchberg, Alb-Donau-Kreis 297 
Unterknöringen s. Knöringen 
Untersilheim s. Silheim 
Unterstadion, Alb-Donau-Kreis 184, I 86ff. , 

194, 196,237,263 
Untersulmetingen, Kr. Biberach 263 
Unterweiler, Stadt Ulm 296f., 378 
Urach (Amt), Kr. Reutlingen 212 
Ursaul, Gde. Winterspüren, Kr. Konstanz 

67 
Ursberg (Kloster), Kr. Günzburg 26 
Urspring (Kloster), Alb-Donau-Kreis 72, 

87,95,104,111,127,168,170,173,175 , 
182-185, 187, 196, 199-202,207,217,234, 
241, 247f., 250, 255, 261f., 265, 271, 279, 
297,299,303,316,331,354,358,369, 
377, 389, 428, 438, 450, 479f. 
- , Hund von Lauterbach, Barbara, Mei­
sterin 183ff. 

Ursuln. s. Ursaul 
Veeser, Me1chior 448 
Vegele (Vegelin) s. auch Negele 
-, Johann 435 

Veihel s. Feil 
Veith, Johann Georg 307 
-, Josef 307 

Vellberg 61 
Venedig 77, 467 
Veringen (Grafschaft), Kr. Sigmaringen 20, 

24,71,75, 87f., 104, 124, 127, 130, 146, 
149, 153, 155, 160, 164f., 180ff., 194, 
200f., 208, 215f., 228, 234, 236f., 240, 



250,265,298, 314f., 332, 354, 371, 378, 
434,444, 454f., 457-460, 462f., 465, 477, 
480 

Veringendorf, Kr. Sigmaringen 258, 434 
Veringenstadt, Kr. Sigmaringen 158, 240, 

246, 249, 258, 322f., 328, 463, 477 
Veßer, Anthoni 441 
Vester, Erasmus 444, 450 
Vetter, Anton 445 

- , Johann 447,449 
Vicari, Johann Jakob von 390 
Villars, Claude duc de 268 
Villingen, Schwarzwald-Baar-Kreis 71, 174, 

202, 224, 263, 288, 291, 393, 479 
Villinger, Jakob 75 
-, Karl 76 

Vischer, Matthäus 432 
Vogel , Andreas 446 
-, Johann Sigmund 453 

Voggenreute, Kr. Biberach 377 
Vogl, Franz Jgnaz 357 
Vogt von Sumeraw, Anton Thaddäus Frhr. 

291,348, 356f. , 413 
-, Joseph Thaddäus Johann Nepomuk 
222, 390f., 429 

Vollmar, Isak 207 
Volz 425 
Vorarlberg 13, 18,69, 71f., 74, 78, 80, 84, 

96,98, 109, 113ff., 123, 146, 153,213, 
219,224, 227f., 284-289, 292, 346, 358 , 
369, 382, 384, 393, 396, 398, 404; s. auch 
Walgäu 
- (Landstände) 11, 70, 72, 78ff., 97f., 
107 , 111,113,115, 118f., 121 , 123 , 134, 
145, 226, 283 f., 288, 290f., 293, 330, 344 

Vorderösterreich passim 
- (Landstände) 79f., 98, 108f., 115, 118 , 
121f. , 124,224,277,330,352 

Vorlande passim 
- (Landstände) 11 , 97 , 111 , 113, 116f., 
119ff., 139, 146,224,283 , 285ff., 289-
292, 327, 346, 363, 422 

Vorster, Hans 103, 426 
Vüsser , Jakob 439 
Wärz, Andreas 435 
Wagner, Johann, Dr. 253 

- , Johannes 427 , 443 
-, Melchior 432 
-, Ulrich 432 

Wahl, Georg 444 
Waibel, Georg 446 
Wal, Christian 103 
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Walch, Georg 140 
- , Hans Georg 430 
-, Reimund 136, 140 

Wald (Herrschaft), Kr. Unterallgäu 165f. , 
209,215,241,246,250,259,298,315, 
324, 331, 354, 378, 434, 444f. 
- (Kloster), Kr. Sigmaringen 95, 181 , 
198f., 202, 241, 243, 245, 247f., 250, 254, 
262,264,279, 295f., 299, 380, 457, 459-
464,477,480 

Waldburg, Truchsessen von 23, 38, 40, 42, 
45ff., 50-57 , 71, 86, 88f., 97,100,108, 
138, 148, 150, 152-156, 158-162, 167f., 
170,173 ,175-179, 183,202,214,297, 
352, 398 , 454, 456, 465-470, 472-476 
-, Eberhard 1. Truchseß von 39, 166 
-, Eberhard 11. Truchseß von 41 
-, Gebhard Truchseß von, Erzbf. von 
Köln s. Köln 
-, Georg I. Truchseß von 39 
-, Georg 111. Truchseß von 44ff., 49, 53-
56 
-, Jakob 1. Truchseß von 39, 469 
-, Johann d. J . (t 1511) Truchseß von 
53 
- , Johann d. Ä . (t 1504) Truchseß von 
40f. 
-, Johann 11. Truchseß von 51 , 465 
-, Wilhelm I. d . Ä. Truchseß von 43ff. , 
52-56, 99, 467f. 
-, Wilhelm 11. Truchseß von 466 

Waldburg-Scheer, Truchsessen von 175, 
179, 473f., 476 
-, Christoph Truchseß von 149f. , 153f. , 
158 , 177, 469ff. , 474 
-, Karl Truchseß von 179, 469 
- , Wilhelm Heinrich Truchseß von 470-
473 

Waldburg-Waldsee, Truchsessen von 474, 
476 
-, Gebhard Xaver Truchseß von 179 

Waldburg-Wolfegg, Truchsessen von 179, 
474 
-, Jakob Truchseß von 158 
- , Heinrich Truchseß von) 58, ) 70, 
177f.,473f. 
-, Max Willibald Truchseß von 179f. , 
474f. 
- , Wilhelm Heinrich Truchseß von 168 

Waldburg-Zeil, Gfn. von 168,207,262 
-, Froben Gfn. von 158, 474 
-, Johann Jakob I. Gf. von 178 
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Waldburg-Zeil-Trauchberg, Truchsessen 
von 296 

Waldhausen, Kr. Biberach 194, 479f. 
Waldmössingen, Kr. Rottweil 192,479 
Waldsee (Herrschaft), Kr. Ravensburg 50, 

100, 130, 165, 180,201,204,207,250, 
373f., 377 , 432, 44Of., 452, 466, 470, 474, 
477,480; s. auch Ober- und Unteressen­
dorf 
- (Stadt), Kr. Ravensburg 21, 23, 44f., 
53,55,87, 100, 104f., 124, 126f. , 136, 
153,155,164,179,187, 207f., 211, 
215ff., 220, 231, 234, 239f., 243f., 246f., 
249,258,298, 300f., 309, 315, 322f., 338, 
352, 354, 369, 411, 424, 428f., 444, 465; 
s. auch Donaustädte 
- (Kloster St. Peter) 179f., 377, 474f. 

Waldseeische Gerichte 155, 170, 173, 179, 
214ff., 262, 465, 468, 471, 475; s. auch 
Gericht Reute, Haisterkirch, Oberessen­
dorf, Winterstetten 

Waldshut, Kr. Waldshut 224 
Waldstädte 71; s. auch Säckingen, Rhein-

felden, Waldshut 
Walgäu 13 , 23; s. auch Yorarlberg 
Walsee, Herren von 21 
Walt, Georg 433 
Walter, Andreas 447 
-, Georg 447 
-, Jakob 438 

Wangen, Kr. Ravensburg 45, 87f. 
Wanner, Johann Christoph 446 
Warbrecht, Andreas 447 
Warthausen (Herrschaft), Kr. Biberach 21, 

75, 78f., 87f., 101, 104,124, 127,130, 
151, 159, 164,201 , 215f., 241, 246, 250, 
265,279-282,298,303,305,315,331, 
333,354, 377,386, 428f., 434, 444, 451, 
479f. 

Wasserburg (Gde . u. Herrschaft), Kr. Lin­
dau 384, 393 

Wazin, Christoph Georg 128, 154, 156, 
160, 163, 167f., 186, 199,214,339,431 , 
471f. 
- (Watzin), Wilhelm 339 

Weber, Hans 437 
-, Michael 441 
-, zum Bisenberg, Johann Baptist, Dr. 
92, 159 

Wecken mann (Weckhenmann), Nikolaus 
427 

Weegschaider, Joseph Jgnatius 445 

Weeser, Johann Baptista 287 
Wehingen, Kr. Tuttlingen 21, 60, 248, 254, 

479 
Wehrner s. Werner 
Wehrstein (Herrschaft), Kr. Rottweil 263f., 

459f., 463f. 
Weil der Stadt, Kr. Böblingen 76 
Weilen unter den Rinnen, Zollernalbkreis 

254,479 
Weiler, Kr. Tübingen 255, 371 
-, vermutl. Betzweiler, Kr. Freudenstadt 
61 
- (Besitz von St. Georgen) 379 
- bei Hetschwang, Kr. Günzburg 379 

Weindistein s. Wendelstein 
Weingarten (Ort u. Kloster), Kr. Ravens­

burg 39, 41-45, 48,56,74, 76ff., 97, 
107f., 209f., 220, 231, 279, 461, 468 
-, Blarer, Gerwig, Abt 44 

Weis, A. 427 
Weisel, A1b-Donau-Kreis 184, 196 
Weiß, Hans Georg 453 
-, Johann Michael 451 
-, Johannes 331, 451 
-, Melchior 433 
-, Michael s. Weiß, Johann Michael 

Weißen au (Kloster), Stadt Ravensburg, Kr. 
Ravensburg 41 f., 45, 48 
-, Murer, Jakob, Abt 44,49 

Weißenhorn (Herrschaft), Kr. Neu-Ulm 24, 
29,68,71,73,75,78, 87f., 102, 124, 127, 
130,151,164,171,201,204,215,240, 
243,246,250, 255f., 259, 260, 277, 279, 
2%,298,303,304,315,319,324,354, 
373f., 378, 398, 429, 432, 444, 477, 479 
- (Stadt) 68, 72,I04,111,126f., 131, 
164, 201, 241, 243f., 246f., 249, 257f., 
298,300,315, 322f., 331, 378, 412, 434, 
446,477 

Weissmann, Kar! 420f. 
Weitingen, Kr. Freudenstadt 478f. 
-, Herren von 264 
-, Konrad von 264 

WeilZmann, Kar! 420f. 
Weizmann, Dr. 427 
Weißler, Georg 433 
Welz, Nikolaus 447 
Wendelsheim, Kr. Tübingen 371 
Wendel stein (Wendelstain, Wend1stein), 

Sigmund, M. 425, 431 
Wendler von Pregenroth 260 
-, Christoph 128, 134, 140 



Wend1stein s. Wendelstein 
Wengen (Kloster), Stadtkr. Ulm 295ff., 

299, 317f., 415 
Wenzel, dt. Kg. 45 
Werdenberg, Gfn. von 149, 454f., 459 
-, Anna Gfn . von 455 
-, Christoph Gf. von 182, 454 
-, Elisabeth Gfn. von 454 
-, Johann Gf. von 454 
-, Johann Gf. von, Bischof von Augs-
burg s. Augsburg 

Werenwag (Herrschaft), Kr. Sigmaringen 
174, 201, 214f., 234, 246, 250, 255, 299, 
316,331,333,354,371,381,389,428, 
436,446,463,477,480 

Werner, Johann Joseph 445 
- , Lorenz 426, 431 

Werstein, Hans 448 
Wertenstein 159, 186, 379 
Wertz, Peter 444 
Westernach, Herren von 165 
-, Sebastian 103 

Wetten hausen (Kloster), Kr. Günzburg 
26f., 379 

Weyl s. Feil 
Weytwiler, Gangwolf 434 
Wiblingen (Ort, Herrschaft u. Kloster), 

Stadt Ulm 68, 95f., 104, 173, 182, 185, 
245,250, 262f., 296f., 299, 316, 324, 

330f., 333, 354, 378, 411, 428, 436, 448, 
477,479 

Widemann, Johann 435 
Widerhold, Konrad 206 
Widmann, Bernhard 449 
-, Hans 434 
- , Johann Ulrich 369 
-, Ulrich Johann 427, 443 

Wiechs am Randen, Kr. Konstanz 258; s. 
auch Kilchstetten 

Wien 76, 225, 266, 270, 278f., 283-289, 
291 f., 327, 330, 337, 352, 356, 359, 
366ff., 376, 386, 388, 39 1, 401, 409, 
414f., 422, 461 

Wiertner, Ulrich, M. 71 
Wies berg (Pflege), Bez. Landeck 143 
Wiesensteig (Stift), Kr. Göppingen 413 
Wiesholz, Kr. Ravensburg 380 
Wild, Johannes 426 
-, Bgm. in Rottenburg (1692) 425 

Wildt, Hildprant 433 
Wilge, Oswald 105 
Wilhelm, Hz. s. Habsburg 

-, Hz. s. Wittelsbach 
Winckheler, Hans 434 
Winckhler, Franz Xaver 364 
-, Karl 207 

Winckler, Hans 437 
Winkhier, Georg 451 
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Winnenden, Gde. Ebersbach-Musbach, Kr. 
Ravensburg 103 

Winter, Franz Joseph 447 
Winterfuoß, Lorenz 437 
Winterspüren, Kr. Konstanz 259,431 
Wimerstetlen (Gericht), heute Wimerstet-

tenstadt und Winterstettendorf, Kr. Bibe­
rach 51, 150, 153, 155, 159, 161f., 165, 
168,I71,173,177, 208,215,262,465f., 
472, 474f. 
-, Herren von 51, 465 

Winterstettenstadt, Kr. Biberach 44Of., 452 
Winterthur, Kt. Zürich 22 
Winzler, Hans 437 
Wittelsbach (Hzge. , Kfstn . u. Kge. von 

Bayern) 29, 41 f. 
-, Albrecht 1lI. Hz. von 39f. 
-, Georg der Reiche Hz. von 29, 31, 35 
-, Ludwig IX. Hz. von 26f., 40 
-, Maximilian 1., Hz. u. Kf. 470 
-, Maximilian 11. Emanuel, Kf. 266, 268 
-, Wilhelm 111. Hz. von 39 

Wittenbach, Johann Venerand Frh. von 
220, 227ff., 429 

Witteweyler, Matheis 103 
Wittweiler (Witweiler , Witweyler), Georg 

435 
Witzighausen, Kr. Neu-Ulm 248 
Wochenau, Alb-Donau-Kreis 296 
Wöhringer, Hans 61 
Wörth, heute Donauwörth, Kr. Donau-Ries 

37 
Wolfartsweiler, Kr. Sigmaringen 379 
Wohlgemuth, Joseph 445 
Wolfegg, Kr. Ravensburg 177, 179, 474f. 
Wolkenstein, Frhn. von 202 
-, Christoph Frh. zu u. Frh. zu Roden­
eck 143 
-, Michael Frh. von 73 

Wolketsweiler, Kr. Ravensburg 255, 480 
Wünckhler s. Winckler 
Würt, Hans 452 
Würten, Johann 447 
Würth, Mathias 426 
Würtlemberg 14, 16, 40, 45, 54, 57, 63, 

68f., 73, 77, 82, 110, 175, 177, 203f., 
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206, 212, 214, 216, 223, 248, 260, 266, 
301,305,307,321,338,341,345,349f., 
37lf., 382, 390, 393f., 397,404,411,425, 
453, 467, 469, 479f. 
-, Christoph Hz. von 174 
-, Eberhard (im Bart) Gf. u. Hz. von 
59ff., 214 
-, Eberhard 11. Gf. von 212 
-, Friedrich Kf. von 393 
-, Friedrich Karl Hz. von 266 
-, Julius Friedrich Gf. von 203 
-, U1rich Gf. von 212 
-, U1rich V. Gf. von 26, 40, 49 
-, Ulrich Hz. von 46, 49,55,67,71, 
73f., 77, 79 
- (Landstände) 170 

Würzburg 82 
Wullenstetten (Herrschaft), Kr. Neu-Ulm 

68, 378, 433 
Wuocherer, Martin 434 
Wurm (Wurmbh), Christoph 441 
WurmIingen , Kr. Tübingen 6Of., 331, 335 
Ye1ig (Yeni, Ylni), Diethelm, Dr. 143,427, 

431 
Ynbacher, Sollicitator 423 
Yunckh s. Jung 
Zanger, Theopont Senesius 341, 451 
Zeberle, J ohann Andreas 425 
Zeheter, Jakob 433 
Zehrn, Mathias 435 
Zei!, Kr. Ravensburg 50, 255, 465 
Zeller, Johann Jakob 445 
Zembroth, Georg 441 
-, Michael 441 

Zerki, Lucas 103 
Ziegenmüller, Eitelhans 50, 100, 103 
Ziegler, Andreas 425 , 431 
-, Johann Konrad 447 
- , Niclas 43f. , 49 

Zielfingen, Kr. Sigmaringen 181, 198,460 
Ziemetshausen, Kr. Günzburg 207 
Zilhardt zu Diernow, Hans Wolf von 105 
ZimbeIin, Martin 438 
Zimmermann , Simon 435 
Zimmern, Gfn . von 152, 160, 166ff. , 179 
-, Konrad Gf. von, Abt von Reichenau 
s. Reichenau 
-, Wilhe1m Gf. von 159, 179 

Zinzendorf, kaiser!. Hofkanzler 289 
Zizenhausen , Kr. Konstanz 67 
Zöschinger, Johann Franz 447 
Zollern, Gfn. u. Fstn. 62, 82, 127, 138, 

149,153, 155f., 158-161, 167, 170, 173, 
180-183,204,237, 263f., 454, 456f., 459, 
461,471 
-, Eitelfriedrich 11. Gf. von 62 
- , Franz Wolfgang Gf. von 64 
-, Friedrich Eitelfriedrich Gf. von 62 
- , Joachim Gf. von 62f. 
- , Jos Niklas 11. Gf. von 264 
-, Karl I. Gf. von 264, 454f. 

ZoIIern-Hechingen, Phi!ipp Gf. von 228 
Zollern-Sigmaringen, Ernst Georg Gf. von 

159, 166, 182, 456 
-, Johann Gf. u. Fst. von 158, 180 
-, Joseph Friedrich Fst. von 464 
-, Karli!. Gf. von 138, 149, 154, 159, 
166, 168, 182, 455f. 
-, Karl-Friedrich Fst. von 464 
- , Maximilian Fst. von 181, 236f. , 460ff. 
-, Menrad (Meinrad) I. Fst. von 457f. 
-, Meinrad 11. Fst. von 462f. 

Zollhäusle, vermut!. ZoIIbruck, Stadt 
Stockach, Kr. Konstanz 338 

Zoznegg (Zozneck), Kr. Konstanz 67 
Zürichgau 21 
Zürn, Jörg 103 
Zuzenhusen s. Zizenhausen 
Zweibrücken, Hzgtm. 109 
Zweig, Christoph 425, 442 
Zwickh, Lienhard 184 
Zwick1e, Johann Georg 339 
Zwiefalten (Kloster), Kr. Reutlingen 82, 

393 


	qua22-1.pdf
	qua22-2



